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(Einleitung- 

•  * 

Erstes  GftpitaL 

Stalärecht  uud  Politik. 

Die  alten  Oriechen  nannten  die  gamse  Wisdenachaft-  vom 

State  (noXiTt/a)  Politik.  Wir  Neiieru  dagegen  betrachten 
St  als  recht  und  Politik  als  zwei  verschiedene  Wissen- 
schaften! 

Wie  erklärt  es  sich,  dass  was  in  dem  wirküchen  Stat 
verbupden  erscheint^  von  der  WisseiiBebaft  getrennt  wird? 
Statsreeht  und  Politik  sind  bei^e  Statslehren,  aber  jede  von 

beiden  betrachtet  den  Stat  von  einem  andern  Standpunkte 
aus  und  nach  anderer  Richtung.  Um  den  Stat  gründlicher 
zu  erkenaeO)  zerlegt  die  Wissenschaft  den  Stat  in  die  beiden 
HauptMiten  seines  Daseins  und  Lebens.  Sie  untersucht  die 
Tbeile,  damit  sie  das  Ganze  vollsftftodiger  begreift.  Dem 
wissensebaftliehen  Interesse  entspricht  das  practiscbe.  Die 
Klarheit,  daö  Masz  und  die  Stärke  des  Rechts  haben  gewon- 
nen, seitdem  man  dieses  sciiäri'er  abgesondert  hat  v<tn  der 
Politik;  und  der  Reicbthum  der  Politik  entwickelt  sich  erst 
in  voller  Freiheit,  wenn  sie  in  iiirer  Eigenthttmlichkeit  ge- 
schaut und  erwogen  wird. 

IMe  Wissenschaft  des  Statsrechts  betrachtet  den  Stat  in 
seinem  geregelten  Bestand,  in  seiner  richtigen  Ordnung.  Sie 
stellt  die  Organistttion  des  States  dar  und  die  dauerhaften 
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Grund bedingnngeo  seines  Lebens,  die  Regeln  seiner  EKistenz, 
die  No(h wendigkeit  seiner  Verhftllnisse.  Der  Stat,  wie  er 
ist,  ist  das  Statsrecht 

Die  Wissenschart  der  Politik  aber  befraclitet  den  Stat 
in  seinem  Leben,  in  seiner  Entwicklung,  sie  weist  auf  die 
Ziele  bin,  nach  denen  das  öffentliche  8ti*el>en  sich  bewegt 
und  lehrt  die  Wege  kennen,  welche  zu  diesen  Zielen  führen, 
sie  erwftgt  die  Mittel ,  mit  welchen  die  begehiien  Zwecke  zn 
erlangen  sind,  sie  beobachtet  die  Wirkungen  auch  des  Rechts 
auf  die  Ge^saninilziistände  und  überlegt,  wie  die  schädlichen 
Wirkungen  zu  vermeiden,  wie  die  Mängel  der  bestehenden 
Einrichtungen  zu  heben  sind.  DasStatsleben,  das  öffent- 
liche Leben  im  weitern  Sinn,  das  ist  die  Politik. 
' '«  Das  Recht  yerhftlt  sich  also  zur  Politik  wie  die  Ord- 
nung  zar  FVeiheit,  wie  die  rnhige  Bestimmtheit  der  Ver- 
hältnisse zu  der  mannigfaltigen  Bewegung  in  denselben,  wie 
der  Körper  zu  den  Handlungen  desselben  und  zu  dem  Geist, 
der  sich  mannigfaltig  ausspricht. 

Sowohl  in  dem  Recht  als  in  der  Politik  ist  ein  sitt- 
licher Gehalt.  Der  Stat  ist  ein  sittliches  Wesen  und  er 
hat  sittliche  Lebensan^ben.  Aber  Recht  und  Politik  werden 
nicht  von  dem  Sittengesetz  allein  und  niclit  volistöndi«]:  von 
dem  Sittengesetz  bestimmt.  Sie  sind  als  Wissenschaften 
nicht  ^nzelne  Capitel  der  Sittenlehre.  Vielmehr  haben  sie 
ihre  Grundlage  im  Stat  und  ihre  BesUmmnng  für  den  Stat. 
Sie  sind  Statswissenschliflen. 

Man  darf  Statsrecht  und  Politik  nicht  absolut  ron  ein- 
ander tieiiDcn.  Der  wirkliche  Staat  lebt;  d.  h.  er  ist  Ver- 
bindung von  Recht  und  Politik.  Auch  das  Recht  ist 
nicht  absolut  ruhend,  nicht  unveränderlich,  und  die  Bewe- 
gung der  Politik  will  wieder  zur  Ruhe  kommen.  Es  gibt 
nicht  blosz  ein  Rechtssjstem^  sondern  auch  eine  Redits- 
geschichte;  und  es  gibt  eine  Politik  der  Gesetzgebung.  Zwi- 
schen beiden  Seiten  ist  eine  Wechselwirkung  wahmmehmen, 
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wie  Oberen ,  wo  organiscli^  Wesen  einelidiien.  Bomit  wird 
jetier  Unterschied  nicht  beseitigt,  'sondern  besser  erklftrt 

Bie  Rt  (  litsf^c'öchichtc  unterscheidet  sicli  gerade  dudurcli 
von  der  politischen  Geschichte,  dasz  jene  sich  darauf 
Iteschrünkt,  den  Entwicklungsgang  der  normalen,  fest  gewor- 
denen £xiatenz  des  States  naobzuweisen  und.die  Entsteböng 
und  Veränderung  der  dauernd  gewordenen  Institationen  und 
Gesetze  dareustellen,  diese  aber  den  Hanptnachdrnck  anf  die 
wechselnden  Schicksale  und  Erlebnisse  des  Volkes,  die  Motive 
und  Handlungsweise  der  politischen  Personen,  die  Thaten 
und  Leiden  beider  legt,  und  so  das  reich  bewegte  Leben 
schildert.  Der  oberste  und  reinste  Ausdruck  des  Statsrecbts 
ist  das  Gesetz  (die  Verfessung),  die  klarste  und  lebendigste 
Aenssernng  der  Politik  ist  die  practische  Leitnng  des  Sta- 
tes selbst  (die  Regierung).  Die  Politik  ist  daher  mehr  noch 
Kunst  als  ^Vissen8L•llllft.  Das  Recht  ist  eine  Voraussetzung 
der  Politik,  eiae  Grundbedingung  ihrer  Freiheit,  freilich 
nicht  die  einzige.  Die  Politik  soll  sich  mit  Beachtung  der 
rechtlichen  Schranken  ent&lten.  So  .übemimnit  sie  die. Sorge 
ftkr  die  wechselnden  Bedflrfinisae  des  Lebens.  Das  Recht 
hinwieder  bedarf  der  Politik,  um  vor  Erstarrung  gesichert 
zu  bleiben  und  mit  der  Entwicklung  des  Lebens  Schritt  zu 
halten.  Oh.ne  den  belebenden  Hauch  der  Politik  w  ürde  der 
Rechtskörper  zum  Leichnam  werden,  -ohne  die  Grundlage 
und*die  Schranken  des  Rechtes  wQrde  die  Politik  in  unge- 
zügelter Selbstsucht  und  i^  verderblicher  Zerslörungswutb 
untergehen. 


^weites  CapiteL 

Der  Gegensatz  des  Statsrechts  und  des  rrivatrechta. 

Das  Stetsrecht  geht  vom  State,  das  Privatrecht  rtm 

den  einzelneu  Individuen,  den  Privatpersonen  aus. 
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Jenes  bebandeU  die  rechtlichen  Verhältnisse  des  Süites^  dieses 
die  Hechte  der  PriTaten.'  * 

'  Allerdings  gibt  es  aach  Uebergänge  ans  dem  einen  Ge- 
biete  in  das  andere.  So  gehören  die  K echte  de«  Fiscus  dem 
Privatrechte  an^  weil  der  Stnt,  insofern  er  ein  ansschliesz- 
liches  Vermögen  hat,  einer  Privatperson  gleich  und  als  Fiscus 
selber  eine  PriYatperson  ist.  So  haben  die  politischen  Rechte 
der  einaelnen  Menschen  (z.  B.  das  Petitionsreeht,  die  Presz- 
freiheit)  ihren  Plats  nicht  im  Fti\rai-,  sondern  im  Statsrecht, 
weil  dieselben  auf  dem  Verhältnisse  der  Individnen  znm 
State  beruhen,  somit  der  üttentiiche,  statliche  Gesichtspunkt 
in  ihnen  vorherrscht. 
r  Das  Statsrecht  wird  daher  auch  seinem  Inhalte  nach 
▼on  dem  State  bestimmt,  and  ist  der  Willkür  der  Privat- 
personen entrttokt.  '  Das  Privatrecht  dagegen  erfaftU  seinen 
Inhalt  grösztenfcheils  im  allgemeinen  von  der  Natur  und 
den  Zuständen  der  Privatpersonen  und  im  besondern 
von  ihrem  Willen.  In  dem  Ötatsrecbt  hen*scht  der  Geist 
des  Ganzen,  im  Privatrecht  waltet  der  Geist  der  Ein- 
zelnen. Den  Individuen  steht  es  demnach  nicht  zu,  durch 
Vertrftge  öfl^itliches  Hecht  abauftndern  oder  aufouheben, 
während  sie  in  der  Regel  das  Privatrecht  unter  sich  durch 
Veruäge  beliebig  gestalten  köinien;  und  je  mehr  bei  ein- 
zelnen Regeln  des  Privatrechts  öfl'entliche  Statsinteressen 
betheiligt  sind,  desto  weniger  dtürfen  Privatverträge  will* 
kttrlich  auch  von  jenen  abweichen. ' 

FQr  das  Statsrecht  gilt  es  femer  als  Regel:  Oeffent- 
liches  Recht  ist  zugleich  öffentliche  Pflicht  Der 

*  Vgl.  L.  1.  ^  f  D.  de  Jastitia  et  Iure  (ülfkmutj :  „Publicum  Jus 
e^t  quod  ad  statum  rei  Romanae  speelat,  privfttam  qaod  ad  siuguloram 

Utiiitatcm.    Sunt  euini  qiiaedam  publice  utilia,  qnaedam  privatim." 

'  \^\.  L.  38.  D.  de  Pactis  (PapinianufJ :  „Jus  publicuni  privatonim 
pactis  muUiri  non  polest."  Code  Cm/.  6.:  „On  ne  peut  lieroger  par  de.s 
cuiivenliuiis  particuUeres ,  aux  iuix  qui  iutetesseut  1  ordre  public  et  ies 
Lonnes  moeurs.* 
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Bei*(H!l)ligte  ist  ver|*llichfei  sein  Recht  auszuüben.  Der  Re- 
gent ist  nicht  bloss  berechtigt.,  er  ist  ^leiohaiü8zig  auch  ver- 
pflichtet zti  regieren,  ebenso  der  Richter  su  richten.  lui 
Privatrecht  hingegen  gilt  die  entgegengesetzte  Regel.  Eb 
steht  in  der  WiUktUr  des  Berechtigten,  ob  er  sein  Recht 
«usiibeii  wolle  oder  nicht.  ^  Der  Grund  dieses  Unterschiedes 
ist  wieder  darin  zu  finden,  daf^z  das  Privatrccht  dem  Ein- 
zelnen zugehört  und  meistens  nur  für  diesen  besteht,  das 
öflbntliche  Recht  aber  dem  Ganzen  zukommt  und  im  In- 
teresse der  Gesammtheit  besteht  Der  Stat  selbst  kann  dar 
her  wohl  selii  Recht  aufgeben  oder  auf  die  Ausübung  des- 
selben verzichten,  nicht  aber' dürfen  das  die  eizeluen  Organe 
und  Glieder  des  States. 

Beide  Hegeln  \mbeu  übrigens  zahlreiche  Ausnuhuien, 
die  sich  aus  dem  Priucip  jener  von  selbst  eingeben.  Einige 
Beispiele  mögen  dlesz  klar  machen: 

1)  Der  einzelne  StatsbOrger  kann  beliebig  von  seinem 
Rechte  zu  Petitionen,  oder  von  seinem  Rechte  an  politischen 
Vereinen  Theil  zu  nehmen,  (ichrHuch  niHchen  oder  nicht. 
Es  sind  diesz  eben  öffentliche  Rechte,  die  dem  Einzelnen 
eingeräumt  sind,  mehr  im  Interesse  seiner,  individuellen 
Frdhdt  als  des  Statswobls. 

2)  Ob  der  Einzelne  auch  sein  Wahlrecht  als  Wfthler 
auszuüben  habe,  hängt  schon  nicht  mehr  ohne  weiteres  von 
seiner  Willkür  ab.  Ist  das  Wahlrecht  auf  grosze  Massen 
von  Individuen  vertheilt,  oder  tritt  nach  der  besondern  Be- 
deutung des  Wahlrechts  die  Rücksicht  auf  die  Befugnisz 
der  Wähler  in  den  Vordergrund,  die  auf  das  Bedürfh^z  des 
States  zurück,  so  kann  wohl  die  Benutzung  desselben  der 
Willkür  des  einzelnen  Wählers  anheimfallen;  im  entgegen- 
gesetzten Falle  wird  auch  hier  eine  Nöthigung  öfter  ein- 
treten und  sich  rechtfertigen. 

*  c  QB.C.  ut  nemo  invitus  (Impw  Dioeletianu»):  „Invitusagcre  vel  accuMre 
iirmu  cogilur."  Privati'eclitlicbes  äiM'ichworl :  i,lurv  sno  uU  uemu  ccgitiir." 
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3)  Auch  im  Privatrecht  ist  die  Ausübung;  der  Vormund- 
8cliaft8reehte  Ptlieht  (]os  Berechtigteil,  weil  dieselben  nicht 
oder  flieht  »ussehliewlieh  allein  sn  Gunsten  des  Vormundes, 
sondern  ftuch  im  Interesse  des  Bevormundeten  bestehen. 

Die  Verbindung  von  Recht  und  Pflicht  In  detselhen 
Person  ist  nicht  etwa  ein  Mangel  des  ötlentlichen  Rechts, 
sondern  der  Vorzug  dessHben.  Der  edlere  sittliclie  Charakter 
des  ötfenlliohen  wird  darin  otfenbar  im  Gegensatze  zu  dcru 
egoistischen  Zuge  des  Vermögensrechts.  Je  höher  die  Re- 
iderungsrechte  sind,  um  so  unauflöslicher  sind  daher  die 
Pflichten  su  ihrer  Ausübung  damit  verbunden.  Es  ist  eine 
Entwürdigung  des  Statsrechts,  wenn  das  Recht  des  Landes- 
liirsten  wie  ein  Eigenthum  betrachtet  wird,  das  er  nacli 
Willkür  ausüben  odei:  ruhen  lassen  könne:  und  man  darf 
nie  Teigessen^  das«  kein  Kronrecht  dem  Fürsten  für  sich 
xugehört,  sondern  alle  Krön  rechte  zugleich  Eron  pflich- 
ten sind;  Pflichten  gegen  den.Stat  (das  Volk). 

Der  Gegensatz  de^  öffentlichen  und  des  Privati-echts 
(  jus  publicum  et  privatum)  ist  erschöpfend  und  es  gibt  wohl 
Liebergangsinstitute,  die  aus  dem  einen  Gebiete  in  das  an- 
dere führen;  wie  z.  B.  die  Gemeinde  und  die  höheren  For- 
men der  Genossen-  und  Körperschaften.  Aber  es  gibt  kein 
drittes  selbständiges  Gebiet  zwischen  Jenen  beiden.  Was 
man  Gesellschaftsreeht  heiszt,  ist  entweder  Privatrecht  oder 
ülientliches  Recht,  oder  aus  beiden  gemischt.  -* 

*  Eine  abweichende  Meinung  hat  Jtob.  r.  JfoM  auagcftthrt  (Geschichte 
und  Uteralar  der  StatswisseiweBaflen  Bd.  1.).  Vgl.  ÜThmfieftK  fiber  die 
uenen  Begrttndangen  der  QeeellBcbaft  und  des  Geaelladbaltaredita  in  der 
kritiaehen  Uel»eraclMMi'  der  deutaehen  Oesetsgebiing  und  Reebtswiaaenidiafl. 
Bd.  III.  und  TrHtaekke^  Die  Geaellachaflawinenacliaft,  ein  kriUacher  Ver- 
auch.   Leipaig  1859. 
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Drittes  CapiteL 

Fernere  AbgrUoBiuig  des  BtetsreditUcben  Qebiel«. 

1)  Das  Völkerrecht  greift  ttber  die  Orenssen  des  eiD- 
selnen  States  hinaus,  indem  es  die  verschiedenen  Stelen,  die 

lieben  einander  bestehen,  durch  eine  ji^eineinsame  Ordnini{( 
verbindet.  Es  ist  keineswegs  eine  eigentliütniiche  Ausdeliiiunfr 
und  Auwendun^  des  Privatrecht^s  auf  die  mehreren  Statsiii- 
dividuen;  seine  Einrichtungen  und  Rechtsnonnen  haben  viel- 
mehr  eine  Öffentlich- rechtliche  Natur  in  eminentem  Sinne, 
indem  sie  der  umfossendsten  Gemeinschaft  angehören!  Bs 
beruht  auf  der  Einheit  des  Menschengeschlechtes,  dem  die 
Völker  angehören.  ^Väre  die  Menschlieit  für  die  ^enieinsH- 
nien  luenschUchen  Dinge  organisirt  zu  einem  wohlgeordneten 
ganzen  mit  einer  ilir  eigenen  Gesetzgebung  und  Heehtspllege, 
so  wttrde  das  Völkerrecht  in  der  höheren  Form  eines  Welt- 
stats rechts  erscheinen. Der  Mangel  jener  Organisation 
ist  die  Schwache  des  Völkerrechts. 

Einstweilen  wird  diese  unvollkommene  Weltordnung, 
die  wir  Völkerrecht  heiszen,  von  der  vollkommeneren  Stats- 
ordnung  geschieden.  Die  Wissenschaft  des  Statsrechts  be- 
trachtet daher  den  Stat  als  eine  öffentliche  Person  ftlr  aicfa 
und  flberilisait  die  Darstellung  der  Verhftltmsse  mehrerer 
Steten  SU  einander  der  besonderen  Wissenschaft  des  Völker- 
rechts. 

2)  Eine  andere  Aus«$cheiduug  des  ötutfes  bezieht  sich 
auf  das  Kirchenreeht. 

in  dem  ganzen  Allerthum  war  der  (jegensatz  von  Stet 
und  Kirche,  zwar  wohl  schon  im  Keime  vorhanden  und 
sichtbar,  aber  nicht  su  klarer  Sonderung  ausgebildet.  Den 
Römern  noch  galt  das  jus  sacrum  als  ein  Bestandtheii  des 
jus  publicum. 

Erst  seitdem  das  Christenthum  in  die  Welt  gekommeu, 


8       Drittes  CapiteL  Ferntre  Abgt&uzang  dci  «tolaredUL  fleMHi. 

Ist  die  Kirche  als  die  re1igi<toe  Oemeinschaft  der  Mensehen 

dem  State  als  der  pol  i tisclie  n  Gemeinschaft  selbständi«^ 
zur  Seite  getreten.  Und  wie  die  Kiirhe  eine  eigene  Idee 
und  einen  nicht  auf  statlichein  Boden  gepflanzten,  nicht  im 
Stotsgebiet  gross  gewaehsenen  Leib  und  ein  besonderes  i>a- 
sein  hat,  so  erfördert  aueh  das  (ehristliehe)  Kirehenrecht 
dne  Yon  dem  nenem  Statsreebte  getrennte  Behandlung. 
Wird  aber  nicht  das  Recht  der  Kirche  TOn  dem  ihr  zuge- 
hörigen eigenen  Standpunkte  aus,  sondern  wird  nur  das 
Verhältnisz  des  States  zur  Kirche  und  den  kirch- 
lichen Institutionen  von  dem  Standpunkte  des 
States  aus  betrachtet,  so  gehört  diese-  Betrachtung  aller- 
diugs  Tollstftndig  in  das  Oebiet  der  Statsrechtes. 

8) 'I>er  Ciyilproces«  ferner  groszentheils  und  das 
ganze  Strafrecht,  den  Strafprocesz  inbegriffen,  werden 
mit  Grund  auch  zum  öffentlichen  Rechte  gerechnet.  In  dem 
Process  gewährt  der  Stat  als  solcher  den  Privatpersonen 
seinen  Rechtsschutz  gegen  Verletzung  und  Beeinträchtigung 
ihrer  Rechtssphftre,  und  in  dem  Strafirechte  in  seiner  nlBuem  ' 
Eintwi<^lang  ftusaert  sich  wieder  die  Gerechtigkeit  des  Sta- 
tes, welche  nicht  blosz  den  Verletzten  schützt  und  die  Ver- 
letzung aufhebt,  soudern  überdeni  den  verbrecherischen  An- 
griff auf  die  gemeinsame  Rechtsordnung  bestraft 

Dessenungeachtet  aber  werden  der  Civil^rocesz  und  das 
Strafrecht  aus  dem  dgentlichen  Statsrechte  hinwieder  aus- 
geschieden und  besser  als  besondere  Dtsciplinen  liehandelt, 
theils  um  ihrer  engen  Beziehung  willen  auch  zu  dem  Privat- 
rechte, mit  welchem  sie  innerlich  verwoben  sind  und  dessen 
Sicherheit  der  Civilprocesz  ganz,  das  Strafrecht  zu  groszem 
Tbeile  dient,  theils  weil  sie  an  sich  umfangreich  und  wichtig 
genug  sind,  um  eine  besondere  Behandlung  zu  erlangen. 


Digitizeü  by  ^<j^i-.i<^ 


Vieries  Capit«].   Allgemeiuee  uud  be«oudeMa  StsttirMlit  9 

Viertes  CapiteL 

Allgemeines  und  besouderes  Statorechl. 

Diis  besondM  Statsreeht  selai  einen  eiiiselneii ,  be*' 

stinunten  Stat  voraus,  dem  es  anj^ehört.  So  ist  von  dem' 
besondern  Statsrechte  der  römischen  Re]>ublik,  oder  des 
eDgliscben  States  oder  des  deutschen  Reiches  die  Rede. 

'  Das  ttUgemeine  Stalareoht  dagegen  beruht  auf  unU 
verseller  AufKisdang  nicht  eines  einselnen  sondern  des 
Staies.  Das  besondere  Btotsreehl  gidit  sondl  ron  einem  be-  * 
stimmten  Volke  aus,  das  allgemeine  sieht  roraas  auf  die 
menschliche  Natur  und  geht  von  der  Menschheit  aus. 

Mun  faszt  das  allgemeine  Statsrecht  seiir  oft  als  das 
Product  idealer  Speculation  auf  und  versucht  dasselbe 
aus  einer  specnlativen  Weltanschauung  durch  einÜEU^he  logische 
Schinsafolgerung  hersuldten.  Es  sind  so  mancherlei  Systeme 
entstanden  eines  sogenannten  philosophischen  oder  natßr- 
liehen  Stafsrechtes,  welches  sodaini  dem  sogenannten  po- 
sitiven und  historischeu  Statsreebte  entgegengesetzt  wurde. 

Ich  verstehe  den  Gegensatz  anders.  Der  Stat  musz^so- 
wohl  philosophisch  begriifen  als  historisch  erkannt  werden: 
und  das  allgemeine  Stutsrecht  kann  so  wenig  als  das  be- 
sondere dieser  zweiseitigen  Arbeit  entbehren. 

Das  hesoiideie  .statsrecht  setzt  das  allgemeine  voraus, 
wie  die  besondere  Volksart  die  gemeinsame  Mensclienuatiir 
voraussetzt.  Die  Wissenschaft  des  allgemeinen  Statsrechtes  stellt 
die  Grundbegriffs  dar^  welche  in  dem  besondern  Statsrechie 

'  Derselbe  üeflanke  li«'gt  der  rüiiiischen  Anschamingsweise  /.ii 
Grunde.  Ii.  9.  idaju»)  1).  de  Jusiitia  et  hire:  „(Jniues  {»opuli,  (pii  legi- 
bus et  muribus  reguutur,  [>artim  $uo  proprio  partim  ammuni  omniitm 
komSmm  jun  atantor.  Kam  quod  qui8<|ue  popidus  ipae  fibi  jus  coaM- 
init,  M  ipsiita  pn^rinm  civitatis  est,  voeatnrque  jus  ehfüt;  quod  vero 
iiatttralis  ratio  inter  omnes  hoiniiws  oocatiUiit,  id  apud  omiM»  peraequ« 
eustoditur,  vocatun|ue  pugmthm,  qoaai  quo  jure  omnes  gentes  ntuutnr." 
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zu  maniiif^talli^cr  Krscheiming  koinmeii.  Die  (»escliielite,  clio 
es  l)eachtet,  ist  die  Weltgeschichte,  nicht  die  enge  Lan- 
deageschichte.,  welche  das  besondere  Statsrecht  erklärt. 
In  der  Weltgeschichte  finden  wir  die  Probe  der  philosopbi- 
echen  Gedanken;  und  in  ihr  entdecken  wir  eine  Falle  posi- 
eren Gebaltes,  welche  so  dl  der  bloss  specalativen  Betrach- 
tung fehlt.  Die  Weltgeschiclite  zeigt  uns  die  vei-schiedenen 
Entwicklungsstufen,  welche  die  Metisehheit  seit  ihrer  Kind- 
heit durcldebt  hat,  und  auf  jeder  linden  wir  eigenthümlicbe 
Anschaouttgen  vom  State  und  Tersehiedene  Statenbilduagen. 
Sie  lehrt  uns  das .  Yerhältnisa  Tentehen.  in  welchem  die 
mancherlei  Nationen  an  der  gemeinsamen  Au%abe  der 
Menschheit  Theil  genommen  haben. 

Aber  nicht  alle  Perioden  der  Weltgeschichte  und  nicht 
alle  Völker  haben  dieselbe  Bedeutung  für  uu^ei^  .Wiseen- 
sebaft.  Das  allgemeine  Statarecbi dei'  Gegenwart  zu  erken- 
nen^ ist  vornehmlich  ihre  Aufjgabe.  *  Die  antiken  und  oiittel- 
älte^llchen  Statenbildnngen  kommen  nur  als  Vorstufen  in 
Betracht  und  um  durch  den  Gegensatz  gegen  den  heutigen 
fcjl^l  diesen  besser  in's  Licht  zu  setzen.  Den  Werth  der 
vei'schiedenen  Völker  für  das  allgemeine  Statsrecht  bestiuinieii 
wir  Je  nach  ilu^m  Antheil  an  den  Fortschritten  der  politi- 
schen Civilisatton,  d.  h.  eines  menschlich  geordneten  und 
menschlich  freien  Gemein wesena.  Die  arische  Völkerikmilie 
(Indo-Germanen)  ist  vorzugsweise  fllr  den  Stat,  wie  die 
semitische  für  die  Religion  welthistorisch  bestimmend 
geworden i  aber  erst  in  Europa  haben  es  auch  die  arischen 
Völker  au  einer  bewuszteren  untl  edleren  Stateabiidung  ge- 
bracht Sind  unter  ihnen  hinwieder  im  Alterthum  die  Hel- 
lenen und'  die  Römer,  im  Mittelalter  die  Germanen 
voran  gangen,  so  beruht  unsere  heutige  Htatscultur  vor- 
nehuilich  auf  der  Mischung  der  helleno-ronninischen  und 
germauiscbeu  Kiemeute  und  haben  die  Engländer,  in  de- 
nen diese  Mischung  auch  in  <ler  Volksnisse  am  stärksten 


Digitized  by 


Fünftes  Cftpitd. .  Di«  i^iiclku  dct  SUilsreckt«.   IJm  ticseU.  |t 

vc»llz()geD  worden  ist  und  nächst  ihnen  wohl  die  Franzosen 
bisher  den  bedeutendsten  Antheil  daran.  Das  am  eri  k  an  isch« 
Statsleben  ist  ron  dem  europäischen  abgeleitet,  aber  hat  beton- 
den  in  Nordamerika  doeh  dgenthttmliehe  Fortschritte  gemacht. 

Die  Wissensehaft  des  allgemeinen  Statsreefales^  wie  wir 
dieselbe  verstehen,  soll  iilso  das  ^eni einsame  s tatliche 
Bewnsztsein  (h*v  heutigen  eivilisirten  Menschheit  und  die 
Grundbegriffe  und  wesentlicli  gemeinsamen  Ein- 
richtungen darstellett«  welche  in  den  besoadereo  State» 
SU  mannichfhltiger  Srsdieittung  kommen.  Auch  das  allge- 
meine  Sta tsrecht  ist  keine  blosse  Lehre,  es  hat  eine  posttire 
Wirksamkeit,  aber  diese  (Jeltnng  ist  nichteine  unmittelbare, 
da  es  keinen  allgemeinen  Stat  gibt,  sondern  eine  durch  die 
besonderen  Ötaten  vermittelte.  Es  hat  nicht  blosz  eine  ideale, 
es  hat  auch  eine  reale  Wahrheit,  so  gewiss  als  die  Menschr 
heit  und  die  Weltgeschichte  keine  blossen  Gedankendinge, 
sondern  reale  Wahrheiten  sind. 

Aiimerknng.  Dor  (.H-trenpatz  bei  Aristoteles  cKhetor.  1.  Jü.  13.) 
zwischen  \onog  tSto^  (^jesonderes  Reciit)  und  vunog  x«/»oi  (gemeine«  Kocht) 
hat  doch  noch  einen  andern  Sinn,  Unter  jenem  versieht  er  dab  Recht, 
welches  ein  bestimmter  Siat  für  sicii  hervurgebrochi  hat^  sei  es  nau  ge- 
Mhrieben  oder  nicht,  unttr  dieBem  das  von  Knlar  gerechte  {^»t  xoirmf 
Sinatw}  ohne  RQckeicfat  aaf  sUtliebe  Gemeintehall 


FttnftoB  CapitoL 

Die  (c^uellen  des  Slatsrechts. 
A.  Dm  Gesetz. 

Die  hck-hste  und  sta tlichste  Form,  in  welcher  das  Recht 
erkennbar  und  klar  zu  Tage  tritt,  ist  das  Gesetz.  In  dem 
(iesetze  liiidet  dus  Keeht  seiueu  bewnsztesten  und-  reinsten 
Ausdruck.  In  dem  Gesetae  spricht  sicli  der  Stat  selbst  in 
seiner  Gesammtheit  aos^^  und  setzt  das  Recht  fest  Er  rttstet 
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in  dem  Gesetz  und  durch  dasselbe  seinen  Reclitsausspruch 
mit  der  obersten  Autorität  und  der  höchsten  Mauhi  aus. 
Das  Gesetz  ist  das  volle  Wort  de»  Eeehies. 

Dos  eigentliche  Gtesets  ist  daher  nur  das  von  dem  State 
selbst  erlassene.  Aber  In  analoger  Weise  kann  auch  von 
Gesetzen  die  Rede  sein,  welche  entere  und  Itleinere  Ge- 
meinschaften und  Oi^anisnien  innerhalb  des  Htatcs  für  ihre 
besondern  Kreise  ertheilen  und  mit  ihrer  beschiiiinkteu  Au- 
toritftt  aasrüsten:  so  die  Familieli-  und  Uansgesetse 
der  Dynastien,  die  Statuten  und  Ordnungen  der  Stfidte 
und  Gemehiden.  Auch  das  Gebiet  der  statUcben  Verord- 
Hungen  Uiszt  sich  hier  anführen. 

Das  Verhältnisz  der  Gesetzgebung  zum  Statsrecht  ist 
(tbrigeus  dem  Verhältnisz  derselben  zuui  Privatrecht  nicht 
▼öllig  gl^h.  I>er  Stat  als  Gesetzgeber  hat  mit  Beaug  auf 
Jenes  viel  freiere  Hand  als  mit  Rficksieht  auf  dieses;  denn 
indem  er  statsrechtliche  Einrichtungen  nnd  Rechtsverhftlt- 
nisse  festsetzt,  handelt  er  in  seiner  eigenen  Suche, 
wenn  er  dagegen  privatrechtliche  Gesetze,  erlaszt,  so  ordnet 
er  nicht  seine  eigenen,  sondern  die  Verhältnisse  der  Privat- 
personen^ die  isreder  s^a  Werk,  noch  völlig  von  ihm  ab- 
ii&ngig  sind.  So  wenig  die  Individuen  erst  durch  den  Stat 
zn  Individuen  werden,  so  wenig  wird  das  Recht  der  Indi- 
viduen erst  durch  (Jen  Stat  zum  Recht.  Dasselbe  kann  zwar 
seiht'  Ijöchste  Ausbildung  und  seinen  kräftigsten  Schutz  erst 
in  dem  State  und  durch  den  Stat  em])fangen,  aber  es  wur- 
zelt nicht  in  dieseQi,  und  die  Aufgabe  des  States  ist  hier 
vornehmlich,  dem  Privatrechte,  wie  es  aus  den  natürlichen 
Zustfinden  nnd  der  geschichtlichen  Entwicklung  der  Einzelnen 
hervorgegangen  ist,  zur  Anerkennung  zu  verhelfen,  nicht 
HÜer  dasselbe  willkfirlieh  zu  bestimmen. 

I>ie  wichtigen  pi*actischen  Folgen  dieses  Gegensatzes 
werden  s^lHter  nöher  dargelegt  werden. 
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Sechstes  GapiteL 

B.  StsUicher  Vertri«. 

Auch  durch  Vt'rtrap  wird  öfter  bestehendes  Statsrecht 
anerkannt,  näher  nonnirt  oder  abgeändert.  Sowohl  <lie 
eigenlUelieo  Statsvertrftge,  welche  swiBchen  Ter- 
aebiedenen  filaten  abgeschloasto  -werden',  und  insefern  eine 
v^lkerreehtliche  Begründung  haben,  als  die  Vertrige  awi- 
schen  verschiedenen  politischen  Körperschaften 
uiler  (rliederii  Eines  8tates,  wie  die  alten  Richtunjifen 
der  römischen  Patricier  und  der  Plebes,  oder  im  Mittelalter 
die  Verträge  zwischen  den  Ferschiedenen  Stünden  des  häw 
des  mit  den  Fürsten  kommen  hier  in  Betradii' 

Verwandt  sind  die  StatsTertrttge  mit  den  Gesetaen  ' in- 
sofern, als  sie  wie  diese  den  Rechtsgedanken  in  bestimmten 
Worten  nnd  zugleich  mit  öffentlicher  Autorität  aussprechen. 
Aber  dadurch  unterscheidet  sich  die  Vertragsforni  von  der 
Geset&esform ,  daaa  in  dieser  die  Einheit  des  States  sich 
ftnssert)  in  jener  eine  Mehrheit  vcm  zunftchst  selbstän- 
digen politischen  K^erii  durch  Ueberdnknnft  den  gemdo- 
samen  Willen  feststellt.  Innerhalb  eines  States  ist  daher 
die  Form  des  Gesetzes  jedenfalls  die  höhere,  eben  weil  in 
ihr  der  Stat  als  ein  in  sich  harmonisches  und  einheitliches 
Wesen  sttne  Gesinnung  kundgibt.  Wo  aber  mehrere  Staten 
zugleich  betheiligfr  sind ,  da  ist  die  Form  des  Vertrages  -nn* 
yermeidlieh,  wdl  es  lür  diese  Mehrheit  von  unabhängigen 
Staten  an  einem  gemeinsamen  Organe  der  Gesetzgebung  fehlt. 

Auch  da  wo  innerhalb  eines  States  die  Gesetzgebung 
nicht  etwa  Einem  Fürsten  oder  einem  Rathe  ausschlieszlicb 
zusteht,  sondern  auf  einem  Zusammenwirken  verschiedener 
Glieder  eines  zusammengesetzten  gesetzgebeaden  Körpers 
beruht ,  wie  z.  B.  in  England  auf  der  Uebereinstimmung  des 
EiHiigs,  des  Ober-  und  des  Unterhauses,  tritt  dodi  nach  der 
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ausgebildetereii  VerfassuDg  die  Idee  des  Vertrages  ganz 
snrück,  und  würde  man  dieses  Zusammenwirken  nur  sehr 

uiieigentllch  als  Uebereinkiinft  bezeichnen.  Das  von  dem 
Parlamente  beschlossene  Gesetz  ist  nicht  ein  Vertrag  vcr- 
8chie<lener  politischer  Mächte,  die  jede  in  sich  selbständig 
und  berechtigt  wäre,  fUr  sich  einen  rechtsverbindlichen 
Vi^illeu  sn  äussern.  Die  einseinen  BestendÜieile  des  Parla- 
ments iiaben,  getrennt  tou  den  andern  Gliedern  desselben, 
keine  rechtbildende  Autoritftt  noch  Gewalt.  Nur  in  ihrer 
Verbindung  zur  Einheit,  nur  als  ein  untrennbarer,  einheit- 
licher Statskörper  haben  sie  das  Hecht  der  Gesetzgebung, 
lind  das  Gesetz  ist  auch  hier  der  reine  und  einfiiche  Aus- 
druck dieser  Einheit. 

Das  Unvollkommene  der  Vertragsform  fikr  die  Erzeugung 
des  ßtatsreehts  in  einem  State  liegt  darin  ^  dass  nach  ihr  die 
Einheit  des  Stats  aufgehoben ,  und  der  8tat  selbst  gewisser- 
maszen  aufgelöst  wird  in  seine  Hcstandtheile,  dasz  der  Form 
nach  das  Recht  des  Stat«  gebunden  wird  an  den  Willen  der 
dnadnen  losgerissenen  Tbeiie,  mit  Einem  Wort  dase  int 
.  Princip.das  Ganse  den  Theilen  untergeordnet 
wird.  Die  Geschichte  aller  germanischen  Staten  gibt  uns 
zahlreiche  Belege  an  die  Hund,  welche  diese  IJuvoIlkomnien- 
heit  —  die  Unhehülflichkeit  und  Schwerfälligkeit  in  der  Be- 
wegung sowohl  als  die  mangelhaite  Berücksichtigung  der 
öffentlichen  Interessen  und  der  gemeinsamen  Statswohil'ahrt 
die  mit  der  Vertragsform  unirermeidlicb  verbunden  ist, 
Ins  rechte  Licht  stellt;  zugldch  zeigt  sie  uns,  wie  die  höhere 
Entwicklung  des  States  Uberall  die  frühere  Vertragsform 
durch  die  Gesetzesform  theils  verdrängt,  theils  in  engere 
Schranken  verwiesen  hat. 

Anmerkung.  Die  Ewigkeit  der  Stata vertrage  ist  nicht  min- 
der im  VVidersprudi  mit  der  \  crunderliclikeit  aller  meuscblicheii  Dinge, 
und  io  atieh  dct  dtstas,  als  die  Ewigkeit  der  Geeetae.  So  weit  das 
Recht  die  oberateo  and  feslMi  Principien  der  gdttlidien  Wellor^nung  in 


Dlgitlzed  by  Google 


SlaUtdMi'  Vertrag.  Herkommen  «ul  Ctowohnlwll. 


einAttber  und  reitoer  Form  auMprieht,,  to  weit  kinn  aein  Inhalt  ala  ewig 
gclieD,  gleiek  Jesar.  ANr  aowia  daa  Saakt  die  wcekialadan  and  dar 
UmgeataUang  aofgeteUten  menacklidiaB  Yarbilüdafa  orteet,  ao  iat  ea 

genöthigt  diesen  Wechsel  und  diese  Umwandlang  za  berttcksichtigen  und 
unterliegt  so  selber  den  Naturgesetzen  der  Veränderung.  Die  Form  der 
AuKpmehe  durch  GeaeU  oder  dureh  Vertrag  kann  daa  nicht  ändara. 


Siebentes  CapiteL 

C.  Ilerkaininen  ond  Gewohnheit. 

In  den  poUliadien  Acten  und  Uebangen  aowohl  der 
Statogewalt  als  des  Volke»  finaaerl;  sich  das  vorhandene 
Reebtsbewnsstsein  ▼leliftltig,  auch  ohne  dass  es  in  der  Form 

des  Gesetzes  ausgesprochen  wird.  Hat  der  darin  kundge- 
gebene Geist  eine  bestimmte  feste  Consisfenz  erlangt,  ist  er 
durch  das  Herkommen  gewissermaszen  geheiligt,  durch  offene 
Uebang^  bekrftftigt,  so  ist  ihm  so  das  Gepr&ge  der  Recht- 
rnftsaigkeit  aufjsedrQckt,  es  hat  sich  als  'nationales 
Recht  manifestirt. 

In  dem  Statsreclitc  der  Römer  beruhten  die  wichtig- 
sten Institutionen  und  Rechtsgrundsätze  nicht  auf  einem  ge- 
schriebenen Gesetze  noch  auf  Vertrag,  sondern  auf  solcher 
dem  Reebtsgefbhle  und  den  Rechtsanschaunngen  des  Volkes 
entsprechender  guter  Gewohnheit.  Bas  Btatsrecht  des  Mit* 
t^alters  ist  vorzugsweise  auf  Herkommen  und  Uebung  ge- 
gründet.  Auch  das  englische  Statsreeht  ist  zum  Theil  auf 
diesem  Boden  erwachsen,  und  ähnliche  Bestandtheile  des 
öflfentlichcn  Rechtes  finden  wir  allerwürts. 

Das  Gewobnheitsreeht  aber  steht,  obwohl  es  eine  reich- 
haltige und  lebendige  Rechtsquelle  ist, .  dem  urkundlichen 
Gesetzesrecht  an  Klarheit  und  Schärfe  des  Ausdrucks  regd- 
mäszig  nach.  Das  unbewuszte  Geftthl  des  Nothwendigen 
gibt  sich  in  der  Gewohnheit  kund,  der  bewuszte  Wille  des 
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Richtigen  aber  Yorsog^weiae  iu  deui  Geseta.  Auf  der  «nderii 
Seite  ist  das  Gewohnheitoreeht  aber  weniger  starr  als  das 
Oesett,  und  lehnt  sich  leichter  aii  die  bestehenden  Verhält- 
nisse lind  deren  stille  Umgestaltung  an. 

Die  sogenannte  Natur  der  Sache,  insofern  sie  als 
Recht  bildend  angesehen  wird,  ist  nichts  anderes  als 
die  Macht  der  vorhandenen  realen  VerhAltnisse  (phy- 
sischer und  psychischer) )  verbunden  mit  dem  Gefühle  des 
Volks,  dasz  dieselben  j^s  sittHch-normal  anerkannt 
werden  müssen,  und  somit  rechtlichen  Einfluss,  rechtliche 
Geltung  haben. 

Das  Recht  kommt  nicht  von  uuszeu  her  als  ein  Frem- 
des an  die  Dinge  heran,  es  wird  auch  nicht  von  den  Dingen 
abgelöst  und  gldchsam  ausgestoszen.  In  Wahrheit  ist  das 
Recht  eine  bestimmte  Form  und  Richtung  der  Existenz  selbst 
Der  8tat,  wie  er  ist,  ist  das  Statsrecht. 

Anmerkungen.  1.  Das  G  e  w oli  nh c i  i  s  rec  h  t  wurde  von  jeher 
Uberall  anerkannt.  Ciaro  de  liivent.  Ii.  22.  „Coneuetudinis  nuteui  jus 
ease  putatur  id,  quod  voluntate  oinuium  sine  lege  vetusiaa  coinprobavit.** 
'  —  PMefatio  Icgie  Baimeärionm:  »Longa  eousueiudo  pro  lege  habetur. 
Lex  est  oonetitQtio  aeripta,  mos  est  veinsUite  probet»  eonaueiiido,  «ive 
lex  JM»  scripta.**  S'ehwabenspiegel  iO:  «Swa  goot  gewanheit  ist, 
diu  ist  reht.  Gootiu  gewanheit  unde  rehtiu  gewanheit  daz  ist  diu  wider 
geisUicii  relit  uilit  enist  unde  wider  gotea  hulde  nocli  wider  manlichen 
ören,  nocli  wider  menschliches  gewizen  noch  wider  menschlichen  triuwen 
noch  wider  die  seliiieit  der  sdien.  Guot  gewauheit  ist  als  guot  als  ge- 
schriben  reht."  Puchta  Gewohnheitsrecht  II.  8:  „Auch  fiir  das  Volk, 
aus  dessen  Recht^ansichten  sie  hervorgelit.,  dient  die  Uebung  gleichsam 
ab  der  Spiegel,  in  welehem  es  sein  eigenes  Selbst  erkennt.* 

%  Nach  MoHUtqitieu  Esprit  des  Ixris  I.  1,  3.  ist  du  Becht  im  wei- 
testen Sinn  niehts  Anderes  als  die  von  der  Natur  der  Dingo  abgelöte- 
ten nothwendigen  VerhftUniase.  «Les  lois  sont  lf$  rapportt  nkea- 
mim  qui  derivent  de  la  nature  des  choses^  et  dans  cc  sens  tmu  lex  Hm 
ont  //t/r  /ois."  Das  Recht  setzt  allerdings  die  ursprüngliche  Schöpfung, 
d.  I).  (las  Dasein  verschiedener  Existenzen  voraus,  deren  nalurgeroäsze 
Verliaiinisse  es  erkennt  und  aufrecht  erhalt,  deren  Ordnung  es  isU 
Wenn  Öchmid  then  ner  XII  Bücher  vom  State  I.  S.  241  sagt:  Montes- 
qniea  hfttte  wohl  besser  geschrieben  „qui  constitueut"  la  nature  des  choses, 
SO  kehrt  er  den  wirklichen  Gedanken  des  französischen  Recht^lehrlen 
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Qm.  Thier»  (de  la  proprio  Cb.  2.)  driiekt  die  Meiniing  llpiiteiqiiicii's 
nar  in  einer  «ndern  Fäeinng  ent,  indem  er  deneelben  verijencm  will, 
wenn  er  nigl:  «Lee  lote  aonft  U  penuaiienoe  dioeee.'* 


Achtes  CapiteL 

D.  Die  WiaiemclMfl. 

Die  Bestiuiuiuiig  der  KechtswisBenscluit't  ist  zuuaciist 
keineswegs  die,  neues  Recht  liervor  zu  bilden,  y^oderii 
▼ielmehr  die,  das  bereits  vorhandene  Recht  sn  er* 
kennen.  Inaofern  gehört  dieselbe  ihrer  wesentlichen  Thfttig- 
keit  nach  nicht  zu  den  Rechtsquellen,  sondern  sie  begnügt 
sich,  Ulis  den  bisher  genannten  Rechts(niellen  zu  schöpfen. 

Auszerdeni  hat  aber  die  Wissenschaft  auch  eine  pro- 
ductive  Bedeutung,  um  dere^iTwilleii  sie  allerdings  selber 
auch  zu  einer  Rechtsquelle  wird,  und  zwar  in  zwiefacher 
Beziehung. 

FOrs  erste  verhält  sich  die  Wissenschaft  (mit  Bezug  auF / 

die  übrigen  Reehtsquellen  nicht  blosz  receptiv.  Hie  sammelt 
niclit  blosz  den  Keciitsstoff,  sie  verarbeitet  denselben, 
uiid^eben  durch  diese  Verarbeitung  erweitert  sie  zuweilen 
das  vorhandene  Recht.  Sie  zieht  z.  B.  aus  den  Gesetzen 
Folgerungen,  an  welche  der  Gesetzgeber  selber  vielleicht 
nicht  gedacht  hat,^  und  die  dennoch  nicht  blosz  logisch  con- 
seqiieiit  sein,  sondern  zugleich  zu  dem  ganzen  Rechtssys(eui 
passen,  und  sowohl  innerlich  begründet  sein  als  zu  der 
üuszern  Rechtsordnung  gehören  können.  Oder  sie  bringt 
nicht  blosz  einzelne  RechtsYOi^chrillen  des  Gewohnheitsi'echts 
zu  höherer.  Klarheit,  sondern  wirkt  auch  hier  ergänzend 
ein ,  indem  sie  die  Uebergänge  von  diesem  zu  dem  geschrie- 
benen liechte  vermittel r. 

Wichtiger  noch  isi  eine  zweite  schöpferische  Thätigkeit 
der  Wissenschaft,  welche  sich  aus  der  Natur  der  Rechts- 

Bhintschli,  iiiigenicines  Stnturpcht.  I.  2 
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ideeij  erkläiL  Die  Rechtsideen  als  solche  nehmlich  sind 
keineswegs  wirkliclies  Recht;  ihre  Eikcimtiiisz  an 
UDd  für  sich  ist  daher  zunächst  nur  eine  freie  Thä(igkeit 
der  Wissenscliaft,  ohne  onmittelbareD  Eioüusz  auf  die  Rechts- 
ordnung. jZu  Recht  aber  werden  die  Rechtsideen,  wenn  sie 
gewissermassGen  Leib  gewinnen,  d.  h.  wenn  sie  iu  dem 
State  als  feste  Regeln  anerkannt  werden  und  posi- 
tive Geltung  erlangen.  Aus  bloszeii  philosopliischeii  Oo- 
danken  oder  moralischen  Vorschriften  werden  sie  (liuiurch 
>  in  Rechtssfttze  umgewandelt^  dasa  (si^  ^on  dem  National- 
bewusztsdn  als  bestimmend  Verbindend  aufgenommen 
nnd  im  State  gehandbabt  werden.  Diese  Erweiterung  des 
bestehenden  Rechtes  wird  sehr  oft  statt  durch  die  Gesetz- 
gebung durch  die  Wissenschaft  vermittelt,  und  inso- 
fern reiht  sich  diese  den  übrigen  ilechtsquelleu  an. 

Die  Wissenschaft  ist  hier  nur  nicht  mit  der  Gelehrsam- 
keit zu  rerwechseln,  noch  darf  man  die  wissenschaftliche 
Thfttigkeit  auf  schriftstellerische  Abhandlungen  beschränken. 
Der  Statsmann,  welcher  in  einer  öffentlichen  Debatte  durch 
seine  Rede  das  Priucip  zur  Klarheit  brinjrt,  und  das  allge- 
meine Urtheil  für  dessen  Anerkennung  bestimmt;  der  Feld- 
herr, welcher  in  einem  l^Eigesbefehl  die  Grundsätze  kund- 
gibt, für  welche  er  mit  seiner  Armee  einzustehen  sieh  für 
.  verpflichtet  hält,  und  dadurch  die  Zweifel  lOst  und  die  6e- 
müfcher  zur  Huldigung  lenkt;  der  Richter,  welcher  durch 
die  Entseheiduiigsgründe  seines  Urtheils  den  Streit  über  das 
Princip  in  einer  Weise  hebt,  welche  allgemeine  Billigung 
findet;  der  Journalist,  der  durch  seinen  leitenden  Artikel 
der  Öffentlichen  Meinung  die  Richtung  gibt,  und  den  Stat 
bestimmt,  einen  Satz  als  Recht  gelten  zu  lassen,  der  bisher 
noch  nicht  zur  Klarheit  erhoben,  noch  nicht  in  die  Rechts- 
praxis eingetreten  war,  sie  alle  vergröszern  auf  wissen- 
schaftlichem Wege  das  vorhandene  Cupital  des  bestehenden 
Rechts.  Ganz  vorzugsweise  aber  geziemt  diese  wissenschaftliche  . 
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Thftlagkeit  den  Statsiii&nnern,  .und  von  Jeher  haben  sich 
«auch  wahre  Sfotsmänner  dadareh  atisgezeichnet,  dasz  sie 

—  nicht  immer  in  der  Form  der  (ieselzgeLmiif:^  nnd  nicht 
immer  unter  dem  Siegel  der  obrigkeitliclien  Autorität,  son- 
dern oft  in  der  freien  Form  wissenschaftlicher  Aeuszeruug 
das  Recht  ihres  Volkes  bereichert  haben. 

Das  wissenschaftliche  Recht  ist  mit  dem  Gewohn« 
heitsrechte  rerwandt.  Wie  dieses  unterscheidet  es  sich 
von  dem  Gesetzes-  und  dem  Vertra^sri'clde  durch  den 
Mangel  einer  anszern  Form,  welche  als  solche  schon  mit 
der  höchsten  statlichen  Autorität  ausgerüstet  ist.  Wie  dieses 
hat  es  nicht  einen  ofiiciellen  Charakter,  sondern  beruht  fiuf 
freien  Aeusxernngen  des  Volkslebens.  Es  ist  daher 
auch  wie  dieses  beweglicher,  yeranderlicher,  dem  Zweifel 
ausü:{'se(zter,  aber  auch  wie  dieses  leben-sfrisch.  Es  unter- 
scheidet sicfi  aber  von  den!  Gewohnheitsrecht  hinwieder 
darin,  dass  dieses  voruehudich  auf  dem  Rech tsget'^lile 
des  Volks  beruht^  welches  sieb  in  Sitten  und  Uebungeu,  in 
einzelnen  Handlungen  und  Symbolen  kundgibt,  jenes  aber 
in  dem  durch  geistige  Erleuchtung  erweckten 
Reell  tsbew  usztseiii  des  Volkes  seinen  Grund  hat.  Inso- 
fern verliält  sich  das  Gewohnheitsrecht  zu  dem  wissen- 
schaftlichen Rechte  wieder  ähnlich  wie  zu  dem  Gesetzes- 
rechte. 

Der  Streit  Ober  die  Gültigkeit  des  sogenannten  Natur^ 
oder  Ver nun ftr echtes  läset  sich  von  da  aus  leicht  ent- 
scheiden. So  lange  dasselbe  nur  das  Krzeugniss  indivi- 
dueller Sjicculation  ist,  wie  z.  R.  die  Platoinsche  Republik 
mit  ihren  Wächtern,  so  lange  hat  dasselbe  sicherlich  keinerlei 
Anspruch  .auf  wirkliche  Geltung.  Auch  der  Nachweis,  dass 
einzelne  abstraete  Meinungen,  die  als  naturrechtliche  be- 
gründet werden,  zweckmäszig  seien,  ist  noch  nicht  ge- 
nügend, «m  deren  Rechtniäszigkeit  herzustellen.  Die 
Theorie  für  sich  allein  schaiil  überall  noch  kein  Recht. 
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Wenn  aber  die  Kmpfftugiielikeil  des  Volkes  flkr  Aner- 
kennung naturrechUicber  ßlitie  sngleich  TorlMuiden  ist,  und 
wenn  der  Rechtsgedimke  zugleich  von  dem  Bewnsztsein  des 

Volkes  aufgenoumieii  und  durch  dieses  mit  verbindlicher 
Kraft  ausgerüstet  wird,  durin  ist  derselbe  zu  Recht  ge- 
worden, und  es  ist  nicht  zu  lüugncn,  dasz  das  Recht* 
erzeugende  Moment  allerdings  in  der  Wissenschaft  lag, 
welches  durch  die  Reception  des  Volksbewusztselns  fruchtbar 
wurde. 

Selbst  in  dem  römischen  Privutrechte  ist  ein  bedeuten- 
der Theil  aut  solchem  wisseuschaltlichen  Wege  entstanden, 
einzelne  wichtige  Lehren  sogar  geradezu  aus  naturrechtlichen 
Gedanken,  welche  zur  Geltung  gelangten.  Die  ganze  i^elire 
von  der  Fahrlässigkeit  (culpa)  z.  B.  verdankt  ihre  Ent- 
stehung dieser  Thfttigkeit  der  Wissenschaft,  welche  ans  der 
Beobachtung  der  gemeinsamen  menschlichen  Natiir  ihre  Säfze 
schöpfte,  und  deren  Anerkennung  durchsetzte.  Im  Stats- 
recht ist  diese  Form  der  Rechtsbildung  um  so  beachtens- 
werther,  je  leichter  der  Natur  des  States  gemfisz  das  Be- 
wusztsein  von  sittlicher  Nothwendigkeit  und  von  der  Ange- 
messenheit im  State  in  das  Bewnsztsein,  dasz  das  Huch  Recht 
sei,  tiberzugehen  pflegt,  und  je  mehr  es  in  der  Bestinuming 
des  States  liegt,  der  erkaimten  Rechtsidee  auszcre  (iellung 
zu  rerschaft'en.  Grosze  Statsmäuner  lassen  sich  daher,  so 
weit  ihnen  die  Verhältnisse  freien  Spielraum  gestatten,  regel- 
m&szig  durch  ihren  Glauben  oder  ihr  Wissen  von  dem  na- 
tu r  liehen  Eeehte  bestimmen. 

Aumerkttogeii.  1.  Von  dem  imlürliclien  Rechte  ragt  Penlos  in 
dem  Römerbriefe  11,  13^15:  «Dce  Gesetzes  Werk  sei  in  den  Herzen  der 
Heiden  geechrieben,  und  werde  von  ihrem  Gewissen  beiengt.  Und 
Melanchthon  (Philos.  mor.)  nennt  das  positive  Recht  die  n&here  Be- 
etimroung  (determinatio)  des  natürlichen  Rechtes.  Diese  Bestimmung 
des  nittürliclien  Statsrechtes  kann  gescheiien  durch  Gesetze^  durch  SUils- 
verträge,  durch  die  Gewohnlieit,  durch  die  Wissenschaft. 

2.   Den  Moment  <ler  Rei-litsei'zeugiiug  zu  erkennen  un<)  die  mancherlei 
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zut-fmuiien\\iik enden  niFncbt?ri  derselben  zu  beml heilen .  ist  fmlieli  in 
einzelneu  Fallen  sehr  schwierig.  Et*  ist  damit  ähnlich  wie  mit  der  natiir- 
liclien  Ereeuguug.  Aber  wenn  einmal  das  iiecüt  als  positivt;  Frucül  des 
stmtliclien  Leben«  zu  Tage  gefördert  ist,  so  lÜMt  ee  stob  doeh  jeder  Zeit 
erkennen  ,  insoftm  man  nur  mit  klaren  Aqgcn  aiebt  nnd  mit  unbelboge- 
nem  Sinne  erwagt. 


Neuates  CapitaL 

Slau»reclit  und  slallicher  liesitz. 

Aehnlich  wie  wir  im  Privatreeht  Eigentliuiii  um)  Kesita 

Y.W  unterscheiden  gewohnt  sind,  läszt  sich  auch  von  stat- 
lichcni  Besitz  reden  im  Gegensatz  ziun  statlichen  Hecht. 
Wir  verstehen  dann  unter  Besitz  die  that^üch liehe  Ord- 
nung der  öffentlicheD  Verbftltniflse  and  unterscheiden  diese 
-~von  der  rechtlichen  Ordnung  derselben. 

In  zwei  Reziehiuigen  findet  der  statliehe  Be^tz  auch 
im  Statsrecht  I^eachtung;  fürs  erste  indem  er  nm  seines 
thatsächlichen  Bestandes  willen  einen  provisorischen 
Rechtsschutz  gegen  unbeiiigte  nnd  gewaltsame  Störnng 
ansprechen  darf,  sodann  indem  er  als  Anlage  zu  einer  Rechls- 
bildnng  dient,  und  durch  die  statliehe  Verjährung  zu 
Statsrecht  wird.  Der  Besitz  hat  fttr  das  öflfentliche  Hecht 
eine  gmszere  Bedeutung  noch  als  für  das  Privaireclu.  Kr 
geht  weit  leichter  in  jenem  als  in  diesem  in  wirkliches 
Recht  über,  und  wirkt  dort  in  höherem  Masze  Recht  bildend 
als  hier.  Dieser  Unterschied  beruht  keinesw^s  blosz  auf 
dem  ftuszerlichen  Nothstande,  dasz  es  im  State  h&uttg  an 
einer  höhem  Gewalt  fehlt,  welche  die  unberechtigte  auf 
öllentliche  Verhältnisse  sich  erstreckeiHle  l^itzergreit'ung 
verhindert  oder  aufhebt,  während  der  in  seinem  Privatrechte 
beeinträchtigte  und  aus  seinem  Besitze  ohne  Recht  ver- 
drängte Inhaber  regelmässig  bei  den  Gerichten  Schutz  findet 
gegen  die  ihm  angethaue  Verletzung,  sondern  es  findet 
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derselbe  seine  innere  Regrinidung  in  der  verschiedenen  Natur 
des  Stats-  und  des  Privutrechts. 

Zwar  gentigt  die  blosze  faetische  Ausübung  eines  Rechtes 
für  sich  allein  dort  so  wenig  als  hier  dasa,  um  dem  Aus- 
übenden das  ausgeübte  Recht  xnsuerkennen.  Der  blossi» 
fnetisehe  Zustand  ist  auch  im  Statsrechte  nicht  ohne 
weiterem  al«  Recht  aufzufassen.  Es  niiisz  aucli  für  das 
Stütsrecht,  damit  es  aus  dem  liesitze  hervorgehe,  ein  geistig- 
sittliches  Rechtselemeut  hinzntreten.  Aber  während 
im  Pri?atrechte,  abgesehiBn  von  der  Besitzergreifung  herren- 
loser Sachen,  die  dann  auch  sofortiges  Eigenthnm  bewirkt,  ^ 
das  Individuum ,  welches  an  einer  ihm  bisher  fremden  Suche 
ei<j;enniächtig  Besitz  ergreift,  jederzeit  einem  andern  bereeli- 
tigten  Individuuuj  gegenüber  tritt,  und  so  in  den  beÄondern 
Kreis  von  iiechten  dieses  Andern  i\bergreift,  der  als  Privat- 
person neben  ihm  auf  gleicher  Linie  steht,  so  ftussert  sicli 
dagegen  in  der  verschiedenen  offenen  ßesitzesergreifung 
öffentlicher  Rechte  sehr  hAuHg  die  Macht  der  —  wenn  auch 
neuen  natürlichen  Veriiäl tn i s s e  im  State,  und  in 
dem  Mangel  eines  Widerspruchs  zugleich  eine  Gewährung 
und  Aberkennung  von  Seite  des  StateSj.in  dessen 
eigenem.  Körper,  die  Veri^ndening  vor  sich  gegangen  ist 

pieie:  Hctohtsansicht  wird  iioch  klarer  werden,  wenn 
wir  die  beiden  extremen  Meinungen,  die  ihr  von  entgegen* 
gesetzten  Seiten  her  entgegentreten,  mit  ihr  vergleichen  und 
an  ihr  prüfen. 

I.  Die  Theorie  der  sogenannten  faits  acatniplig,  Sie 
schmiegt  sich  bequem  an  jede  t^tische  Verllnderung  an. 
Sie  erklärt  Jede  ftusaerlich  erscheinende  Macht  als  Recht. 
Sie  weisz  von  keinem  andern  Recht,  als  dem  des  nionieii- 
ianeji  Sieges,  von  keiiietii  ünrecbt  als  dem  der  Niederlage. 
Jede  Empörung  ist  in  ihren  Augen  strafl)ar,  werm  sie  misz- 
giu.Qkt,.  und  vollberechtigt,  wenn  sie  gelingt.  Jede  Usur*- 
pation  .wird  von  ihr  verdammt,  wenn  sie  iui  Versuch  erstirbt, 
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Qiid  fiofoi*t  anerkannt,  wenn  sie  Erfolg  haL  Die  ftaszere 
wechselnde  Erscheiunng  ist  ihr  einziger  Masestab  auch 
für  das  Recht.  Sie  folgt  allen  Wogen  des  Geschickes  mit 

niederträchtiger  Gefiig.sanikeit,  und  wechselt  ihre  Farbe  und 
ihre  Meiniuig  mit  jeder  neuen  Bewegung,  die  sie  verspürt. 
81e  gibt  vor,  den  bestehenden  Zustund  zu  schützen,  und 
untergräbt  ihn;  sie  rülunt  sich,  die  lebendige  Fortbildung 
der  Dinge  su  berikeksichtigen,  und  huldigt  doch  immer  nur 
der  jeweiligen  Gegenwart.  Sie  hat  keinen  Glauben  an  den 
sittlichen  Greiialt  und  keine  Einsicht  in  die  geistige  Natur 
des  Rechts. 

Zum  Unglück  fi\r  die  aligemeine  Rechtssicherheit  ist 
seit  jler  traniösiachen  Revolution  diese  eharaklerlose  Doctrin 
der  faU$  aesomfUi  auf  dem  europäischen  Continent  hftufig 
practisch  geworden,  und  sie  hat  oft  bd  den  entgegengesetzten 
Parteien  Beifall  gefunden. 

Wühl  verdient  die  innere  Umwandhnig  der  Dinge  auch 
die  Beachtung  des  Rechts,  aber  der  Grundfehler  jener  Lelire 
liegt  in  der  Einseitigkeit,  womit  sie  auf  die  thatsüclilicbe 
Erscheinung  allen  Nachdruck  legt,  und  das  ganse  sitt- 
liche und  geistige  Element  des  Rechts  übersieht  und 
miszachtet.  Nur  wo  das  Rechtsbewusztsein  des  Sta- 
tes die  Veränderuni!:  in  dem  Besitze  gutheiszt,  wo  jenes 
sich  in  den  neuen  Lebenserscheiouugen  offenbart,  nur  da 
kann  sich  auf  solchem  Wege  neues  wirkliches  Recht  ent- 
wickeln. Die  Erkenntnisz,  ob  dieses  Rechtsbewusatsdn  da 
sei  oder  nicht,  ist  fireilich  in  manchen  Fällen  schwierig,  aber 
diese  Schwierigkeit  hebt  die  hohe  Bedeutung  des  zu  er- 
kennenden Momentes  selber  nicht  auf.  Als  Anhaltspunkte  . 
für  diese  Erkenotuisz  und  demuach  als  Bedingungen  der 
stets  recht  liehen  Verjährung  dienen  folgende  Rück- 
sichten: 

a)  So  lange  in  dem  State  noch  offener  Kani{rf  ge- 
führt wird  um  die  Aenderung,  so  lange  ist  Jedenfalls  das 
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Bewusztseiii  von  der  Rechlmfiangkeit  den  neuen  Zostancle« 
noöh  nicht  durchgedrungen,  wenn  schon  die  Partei,  welche 
flir  denselben  streitet,  die  mlichH^re  ist. 

I>)  Ist  innerhalb  des  Stales  zwar  die  Aenderung  für  den 
Augenblick  siegreich  durchgefochten,  aber  sind  die  Verb&lt- 
nlsse  und  Slimmungeii  von  der  Art,  dasz  die  Erneuerung 
des  Kampfes  noch  in  drohender  Aussicht  steht,  so  ist  anch 
in  diesem  Falle  der  Besitz  noch  nicht  m  festem  Recht  ge- 
worden. 

<•)  Von  besonderer  Hedeutnng  ist  entweder  die  sti  Il- 
se Ii  we  igen  de  Znlassnng  oder  gar  die  ausdriick  liehe 
Anerkennung  des  veränderten  Znstandes  von  Seite  der 
Organe  des  States,  welche  das  Recht  und  die  Pflicht  haben, 
ttber  diese  Zustande  und  deren  Ordnung  su  wachen,  beson- 
ders aber  von  Seite  der  obersten  Statsgewalten,  oder  von 
Seite  des  Volks,  welches  durch  die  Aenderung  betrotreu  wird. 

d)  Endlich  ist  entscheidend  die  v  (i  I kerr ec h  tl  ie  h  e 
AiierkeiiJiung'  der  Mächte,  welche  berufen  ^ind,  den  all* 
geuieinen  Frieden  nnd  die  gemeinsame  Weltordnung  zu 
schützen.  Wenn  diese  Voranssetsungen  alle  vorhanden  sind, 
so  ist  die  neue  Rechtsbildung  vollzogen  und  die  anfllngliche 
U  s  u  r  p  a  t  i  o  n  ist  von  der  Zeit  geheiligt  zu  wirklichem 
Hecht  geworden. 

II.  Die  legi  tiniistische  Theorie  stellt  sich  an,  als 
vertrete  sie  vorzüglich  das  geistig-sittliche  Element  im  Recht, 
im  Gegensätze  -zu  den  thatsftchliohen  Erscheinungen,  das 
feste  Reeht  im  Oegensatze  zu  den  unstftten  Schwankongen 
der  äuszeren  Ereignisse.  Und  in  der  That  hat  sie  der  Lehi-e 
•  von  den  faits  accoinplis  gegenüber  ein  gewisses  Verdienst. 
Aber  in  ifirer  nur  entgegengesetzten  Einseitigkeit  geräth  sie 
nicht  minder  als  diese  in  Widerspruch  mit  dem  Wesen  des 
Rechts. 

Versteht  mau  unter  der  Legi t im itftt,  wie  das  Wort  es 

/Aiiuszt,  die  Kechtinäszigkeit  der  wirklichen  Verhältnisse. 
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dann  verdient  «e  unsere  volle  Verehrung.  Wird  aber 
nnter  Legitim Uät  die  blosse  hergebrachte  Rechtsfornt 
verstanden,  auch  nachdem  der  Geist  aus  ihr  gewichen  ist, 
oder  die  blosse  vor  Zeiten  erschienene  Rechtsidee,  welche 
von  der  Realität  abgelöst  die  Möglichkeit  der  Verwirklichung 
verloren  hat,  dann  ist  sie  eine  leere  Formel  ohne  Inlialt, 
eine  Phrase  ohne  Walirheit.  Die  legitiinistische  Theorie  ver- 
Allt  in  diesen  Fehler:  und  es  loHnnit  ihr  nieht  su,  sich  als 
Verfechter  des  geistlich-sittlichen  Princips  zu  gebühren;  denn 
der  Geist  ist  lebendig  und  sie  will  den  todten  Buchstaben 
ei'halfen  iSie  meint  das  IjelMjn  fortzusetzen,  indem  sie  die 
Muuiie  aufbewahrt.  Die  Entwicklung  der  Geschichte,  das 
lebendige  Wort  des  Rechte,  das  sich  in  der  wachsenden  und 
sinkenden  Maobt  der  Verbftltniase  und  in  .dem  Schicksal  der 
Volker  kund  gibt,  bleibt  ihr  nnverstHndlich.  Den  Blick  aus- 
schlieszlich  der  Vergangenheit  zuwendend,  sieht  sie  nicht 
das  Walten  der  Alles  wandelnden  Zeit.  Besohraiikteii  Sinnes 
ist  sie  gebannt  in  die  urknndliclie  Intrmel  des  aiteu  Gesetzes. 
Indem  sie  die  natürliche  Macht  der  Verhältnisse  zu  gering 
schätst,  artet  sie  leicht  aus  in  ohnniichtige  Rechthaberei, 
und  indem  sie  sich  von  dem  Leben  absehliesst  und  sich  dem 
Leben  entfremdet,  erstarrt  sie  selbst  zu  leeren  Sätzen.  Sie 
darf  sich  nicht  beklagen,  dasz  die  Weltgesclnciite,  unbe- 
kümmert um  ihre  fruchtlosen  Proteste  über  sie  wegschreitet, 
^on  ihr  gilt  das  Wort  Christi:  « Lasset  die  Todten  ihre 
Todten  begraben.^ 

Es  gibt  keinen  einzigen  Stät,  der  mit  dieser  legitimisti- 
schen  Ansicht  bestehen  könnte.  Die  ganze  VVeltordnung  zeugt 
wider  sie  und  das  Gericht  der  Weltgeschichte  hat  sie  längst 
verworfen.  Und  trotzdem  hat  mau  iu  unserm  Jahrhundert 
die  Verwegenheit  gehabt,  das  Gespenst  dieser  leblosen  Le- 
gitimität neuerdings  zu  beschwören,  damit  die  Geister  zu 
verwirren  und  die  Pmxis  zu  eiteln  und  seliüdlichen  Hand- 
lungen zu  verfttliren.  '  . 
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An  merk  n  ngen.  1.  Niebiihr  Geschichte  der  Revolution  LS.  212: 
^.Unlängbat-  gilt  für  dm  $lalärec}it  liue  Verjiüirung  der  Usurpatioo,  wie 
ini  Privairecht  Verjährung  des  Besitzes." 

%  Ein  wichtiges  und  \ollbewu8Zles  Zeugnisz  gegen  die  fkUche  Legi' 
tfmitil  Iwben  der  Ripgt  Zaehari«*  and  die  frttnltiiebe' Nation  mn 
die  MHto  de»  aoMen  Jalirbmiderta  n»*  der  Well  abgeltgl^  Jener  inden  er 
es  für  Rcefal;  erklärt  hirt,  dass  der  den  Namen  dfs  Koiilgs  erhalte^  welcber 
die  Pflichten  und  die  festbegrflndete  Hacht  des  Königs  selbständig  tit>e^ 
diese  indem  sie  diesem  Ausspruch  gemä«z  die  herzogliche  Dynastie  der 
Karolinger  zur  königlichen  crlinben  und  den  Merowingem,  die  seit  Intiger 
Zeit  nur  noch  den  Schein.,  nicht  mehr  die  Wahrheil  des  Köpiglhums 
saazen,  den  konigliLlien  Titel  entzogen  hat, 

3.  Kaiser  Joseph  II.  von  Oesterreich  viudicirt  in  seinem  berühmten 
naiven  Belelb  an  Kdnig  Friedrieli  Ii  von  f  renssen  die  Isgitindstisfelic 
Ansicht  fUr  die  K^nlfs  In  4)incm  Sinne,  welcher  sich  de^i  System  der 
faits  aecomplis  sehr  nüliert:  «Ener  lU^esIät  ist  Honareh,.  und  in  dieser 
Eigenschaft'  sind  Ihr  die  Rechte  des  Königthnros  nicht  unbekannt.  Mein 
Unternehmen  gegen  die  Osmanen  ist  nidits  anderes  als  ein  legitimer 
Versuch ,  Provinzen  wieder  in  Besitz  zu  nehmen ,  welche  im  Ltaufe  der 
Zeiten  und  in  Folge  unglücklicher  Ereignisse  von  meiner  Krone  losge 
rissen  worden  sind.  Die  Türken,  und  ich  denke  sie  sind  nicht  die  Ein- 
zigen, haben  die  Slatsnmxime  zu  gelegener  Zeit  wieder  zu  ueh* 
meu^  was  sie  in  unglücklichen  Zeiten  verloren.** 

4  Der  engere  Begriff  der  Legitimität,  der  snr  Zeit  der  Reslauralion 
vom  1814  doreh  den  Fttrstrn  Tall^rand  in  Umlauf  gesetzt  worden  ist, 
tiedentet  i-orsngsweise  das  fBnfHehe  QtUQUrrdit  der  alten  Dynastien  im 
Gegens^  sa  .revointionärer  Entsetzung  oder  u8uri)aiori8chen  Verdrängung 
derselben,  and  ist  aus  religiösen,  familien rechtlichen  und  patrinionialen 
Elementen  gemischt.  Der  ganze  Begriff  gehört  daher  eher  dem  mittel- 
nltei  lichen  als  dem  modernen  Staterecht  an.  Vgl.  den  ArtiJ&el  I/egilimität 
im  deutseheu  Slatswörterbttch.  ' 
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flÜethoden  der  Behandlung. 

Die  wisseiischartlichc  Lehre  des  Statsrechts  kann  in  vei*- 
ecbiedeuer  Weise  behandelt  werden.  Insbesondere  lasaeii  «ich 
zwei  innerlich  beg;irandete  Arten  und  ebenso  zwei  krankhatte 
Abarten  der  Behandlung  unterscheiden.  Wir  können  als  jene 
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Arten  die  philosophische  und  die  tiisto rische  Metho<le 
der  Bebundhing  bezeichnen.  Die  Abarten  eatotehen  uns  der 
extremen  Ueberlreibuug  je  der  eiiien  vorherrBchenden  fieile 
jener  eratorn  Methoden;  aua  der  philosophiacben  ist  ao  die 
bloni  abfltract-ideologische,  ans  der  historiicbeh  die 
-ei  11  seiti^-empi  Tische  wie  «us  dem  Urbild  das  Zerrbild 
durch  Verderbnisz  hervorge<jangen. 

Der  Gegensatz  der  Methoden  schlieszt  aicii  an  theils  an 
die  Eigenechaften  des'Recbtes  selbst,  theils  an  die  Verschie- 
denheit der  geistigen  Anlagen  derer,  welehe  in  dieser  Wis- 
senschaft gearbeitet  haben.  . 

Alles  Recht  nämlich  hat  eine  ideale  Seite,  einen  sitt- 
lichen und  geistigen  Gehalt  in  sich,  aber  als  Recht  ruht  es 
zugleich  auf  einem  realen  Boden,  und  hat  auch  eine 
leibliche  Gestalt  und  Geltung.  Die  letztere  Seite  im 
Recht  ist  Ton  der  abstracten  Ideologie  verkannt  und 
Obersehen  worden.  6ie  i>negt  sich  ein  abstiactes  Statsprincip 
auszudenken,  und  daraus  eine  Reihe  logischer  Folgerungen 
zu  ziehen;  ohne  Rücksicht  auf  den  wirklichen  Stat  und  dessen 
reale  Verhältnisse.  Selbst  Pia  ton  ist  in  seiner  Republik  iu 
diesen  Fehl^  verfoUeu  und  daher  zu  Sätzen  gekommen, 
welche  der  Natur  und  den  Bedürfhissen  der  Menschen  geradezu 
widersprechen.  Indessen  war  Piaton  doch  durch  den  Reieh'» 
thum  seines  Geistes  und  seinen  Sinn  für  die  Schönheit  der 
Form  vor  der  armseligen  Lehre  ausgedorrter  Foiineln  ge- 
wahrt .geblieben,  welche  uns  in  den  Statsrechtslehreu  der 
Neuern  so  häutig  begegnen.  Der  Stat  als  ein  sittlich  orga- 
nisches Wesen  Ist  nicht  ein  Product  der  biosyn  kalten  Logik, 
und  das  Recht  des  Stätes  ist  nicht  eine  Sammlung  specula- 
tiver  Sätze. 

Diese  Methode  führt,  wenn  sie  als  wissenschallliche 
Untersuch.UAg  bißtrieben  wird,  leicht  zu  unfruchtbiir^D  Re- 
sultaten; ;wenn  sie  aber  in  die  Praius  übertritt,  zu  der  gc^ 
fährlichsteii  Geltendmachung  fixer  Ideen  und  zur  AudOsung 
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und  Zerstörung  des  bestehenden  Rechts.  Iii  Zeiten  der  Re- 
volution^ wo  die  losgebundenen  Leidenschaften  aich  um  so 
lieber  solcher  abstmcten  Lehren  bemUchtigeD)  je  mehr  sie 
mit  deren  Hülfe  .die  Schranken  deB  GesetEes  su  durohbceehep 
die  HolAiung  hüben,  erhalten  derlei  ideologisohe  Sfttie  Ittobt 
eine .  ungeheure  Machte  nnd  werfen,  unf&hig  einen  neuen 
Or^Hiiismns  hervorzubringen,  niit  dämonischer  Gewalt  Alles 
vor  sich  nieder.  Die  iVaiizösische  Revolution  in  ihren  leiden- 
s<-hurtlichen  Phusen  iiat  der  Weit  eutseizlidie  üeiege  lür 
die  Wahrheit  dieaier  Beobachtung  vor  die  Augen  gelUhrt: 
lind  Napoleon  hatte  nicht  Unrecht  zu -sagen:  ^Dit  Meta- 
phystker,  die  Ideologen  haben  Frankreich  zn  Gninde 
ürerichtet.*  Die  ideoloj^isclu'  AiiftHSSung  der  „Freiheit  nnd 
Gleichheit^  hat  Frankreich  mit  Ruinen  getüüt  und  mit  Blut 
«getränkt,  die  doctrinäre  Ausbeutung  des  «monarchischen 
Princips^  hat  die  politische  Freiheit  Deutschlands  niedeige- 
drückt  und  seine  Machtentwicklung  gehemmt,  und  die  ab- 
stracte  Dnrchft^hroiig  des  NationalitfttengrnndsHtzes  hat  den 
Frieden  von  ganz  Kiiiopa  bedroht.  Die  fruchtbarsten  und 
wahrsten  Ideen  werden  verderblicli,  wenn  sie  ideologisch 
erfaszt  und  dann  mit  dem  fi'auatiamus  der  Rornirtheit  ver- 
wirklicht werden. 

Der  entgegengesetzten  Einseitigkeit  macht  sich  die  bloss 
empirische  Methode  schuldig,  indem  sie  sich  blosz  an  die 
vorhandene  üuszerliche  Form,  an  den  BuchstÄben  des  Ge- 
setzes oder  äw  die  thatsächlicheu  Erscheinungen  hält.  Diese 
Methode,  welche  in  der  Wissenschaft  höchsteus  durch  ihre 
Sammelwerke  einen  Werth  hat,  in  denen  sie  grossen  Stoff 
anhäuft,  findet  in  dem  Statsleben  h6n6g,  zumal  unter  burean- 
kratiseh  gebildeten  Beamten,  zahlreichen  Anhang.  Sie  ge- 
talu'det  dann  zw  ar  selten  unnuttelbar  die  ganze  Stat^ionliiinig, 
wie  die  ideologii?clien  Gegenfüszler,  aber  sie  setzt  sich  wie 
ein  Rost  un  das  blanke  Schwert  der- Gerechtigkeit  an,  um- 
strickt die  dffeutliclie  Wohlfahrt  mit  Hemmnissen  aller  Art, 
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Teruraachi  eine  Medge  kleiner  Schftden^  und  entnervt  die 
sittltehe  Kraft  vmd  schwächt  die  Gesundheit  des  Stales  der- 
gestalt, das2  nm  ihretwillen  in  kritischen  Zeiten  seine  Ret- 

tuijg  überaus  erschwert,  zuweilen  unmöglich  gemacht  wird. 
Führt  die  blosz  ideologische  Methode,  wenn  sie  pracfisch 
wird^  den  Stut  eher  in  fieberbaite  Stimmungen  und  Krisen 
hinein,  so  hat  diese  bloss  empirische  Methode  unter  der- 
selben Voraussetzung  eher  chronische  Uebel  zur  Folge. 

Die  historische  Methode  unterscheidet  steh  von  der 
letztern  vortheilhaft  dadui*ch,  dasz  sie  nicht  blosz  das  ge- 
rade vorhandene  Gesetz  oder  die  vorhandenen  Thatsachen 
gedankenlos  und  knechtisch  verehrt,  sondern  den  iniierii 
Zusammenhang  zwischen  Vergangenhtt t  und G^ienwart, 
die  organische  Entwicklung  des' Volkslebens  und  die 
Sn  der  Geschichte  oflfenbar  gewordene  sittliche  Idee 
geistig  durchdringt  und  beleuchtet.  Sie  gelit  zwar 
«lieh  züiiacliöt  von  der  realen  t]rsc-heinung  aus,  aber  sie 
lkszt  diese  als  eine  lebendige  auf,  nicht  als  eine  todte. 

Verwandt  mit  ihr  ist  die  wahrhaft  philosophische 
Methode,  welche  nicht  blosz  abstract  speculirt,  sondehi 
-concret  denkt  und  eben  darum  Idee  und  Realität 
verbindet.  Wälirend  jene  ihrer  Betrachtung  die  geschichtliche 
Ersclieiiiung  und  Entwicklung  zu  Grunde  legt,  geht  diese 
zunächst  von  der  Erkeoutoisz  der  menschlichen  Seele  aus, 
und  betrachtet  von  da  ans  die  in  der  Geschichte  geoiiieu- 
barten  Aeuszemngen  des  menschlichen  Oeistes. 

Kur  wenigen  Individuen  war  es  vergOunt,  diese  beider* 
lei  Betrachtungsweisen  zugleich  in  sich  zu  vereinigen.  Die 
meisten,  die  sich  aut  einen  höherii  wissenschaftlichen  Stand- 
punkt erhoben  haben,  wurden  duicb  ihre  natürlichen  Anla- 
gen entweder  der  einen  oder  der  andern  Richtung  vorzugs- 
weise zugeleitet  Unter  jenen  Erstem  verdient  Aristoteles 
voraus  unsere  Bewunderung,  desi>en  Statslehre,  obwohl  in 
jener  jugendlichen  Periode  der  Geschichte  der  Menschheit 
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geschrieben^  welche  der  reiferen  Statenbildung  vorausging, 
dennoch  auf  Jahrtausende  nach  ihm  eine  der  reinsten  Quel- 
len statlicher  Weisheit  geblieben  ist  Der  Römer  Cieero 
ahmte  zwar  in  der  Form  der  Begründang  nnd  Darstellung 

die  philosopiiische  Weise  der  darin  reicher  begabten  Griechen 
nacli,  den  besten  Theil  des  Inhaltes  aber  schöpfte  er  mit 
Recht  aus  der  Fülle  practisch-römi scher  Politik.  Unter  den 
Neuem  sind  der  Franzose  Bodin,  der  Italiener  Vico  und 
der  Engländer  Baco  de  Vera! am  als  firfthe  Repräsentanten 
der  philosophisch-historischen  Methode  zn  nennen.  Ocero 
ulmlich  an  Idnreiszender ,  schwungliafter  Beredsamkeit  hat 
der  Englander  Burkc  die  Lehren  der  englischen  Statswis- 
senschaft  ebenso  aus  der  Geschichte  und  dem  Leben  seines 
Volkes  gegriffen  und  in  geistreicher  und  philosophischer 
Form  Terberrlicht  Der  Italiener  Hacchiavelli,  der  in 
seinen  Werken  die  reiche  und  schwere  Lebenserftthrung 
eines  tiefen  nnd  klugen  Mensehenkenners  niedergelegt  hat, 
nnd  der  Franzose  Montesquieu,  welcher  mit  freiem  und 
heitern)  Blicke  die  Welt  anschaut  und  reicii  ist  an  feinen 
Bemerkungen  und  treffenden  Beobachtungen,  wechseln  in 
ihren  Schriften  in  der  Methode;  doch  ist  jener  mehr  der 
historischen,  dieser  mehr  der  philosophischen  eigeben.  Der 
welsche  Schweizer  Ro  u  ssean  und  der  Engländer  Hentham 
dagegen  halten  sich,  gleich  den  meisten  Deutschen,  mehr 
an  <]ie  philosophische,  verfallen  aber  häutiger  als  ihr  grösse- 
res Vorbild  Pia  ton  in  die  einseitigen  Verirrungen  der 
bloszen  Idtologie. 

Es  ist  somit  klar:  die  beiden  Methoden ,  die  historische 
nnd  die  philosophische,  bestreiten  sich  ni(;ht.  Sic  ergänzen 
sich  vielmehr  nnd  corrigireu  sich.  Der  ist  sicherlich  ein 
boroirter  Historiker,  der  meint,  mit  ihm  sei  die  Geschichte 
abgeschlossen,  und  es  werde  kein  neues  Recht  mehr  ge- 
boren, nnd  der  ein  eitler  und  thörichter  Philosoph,  der 
meint,  er  sei  der  Anfang  nnd  das  Ende  aller  Wahrheit 
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Der  echte  Historiker  ist  als  solcher  genOthigt  den  Werth 
auch  der  Philosophie  anzuerkennen,  und  der  wahre  Philo- 
soph, ist  ebenso  darauf  hingewiesen  auch  die  Geschichte  zu 
Rathe  zu  ziehen. 

Wohl  aber  hat  jede  der  beiden  Methoden  ihre  ei^en- 
thümlichen  Vorzüge  und  hinwieder  ihre  besondern  «Sclnx  «ciien 
und  Gefaliren.  Der  Hauptvorzug  der  historischen  ist  der 
Reich thum  und  die  Positivität  ihrer  Resultate;  denn 
die  Geschichte  ist  yoU  lebendiger  MannichfiiUigkeit  und  zu- 
gleich durch  und  durch  poeitir.  Was"  der  fruchtbarste  Den- 
ker in  seinem  Kopfe  auszudenken  vemiag,  wird  doch  immer, 
verglichen  mit  den  in  der  Gesclnchte  der  Menschheit  ge- 
oflenbarten  Gedanken,  nur  ein  ärudiches  Stückwerk  sein, 
und  gewöhnlich  nur  eine  unsichere  und  nebelhatte  Gestalt 
erlangen.  Aber  daneben  besteht  allerdings  die  Gefiaihr,  dasz 
nMin,  den  historischen  Bahnen  folgend,  leicht  aber  der  reichen 
Mannicliftiltigkeit  der  Einheit  yergiszt  und  die  Einheit  Ter-* 
liert,  dasz  man  von  der  Schwere  des  Stotf'es  niedergedrückt, 
nnd  von  der  Massenhat'tigkeit  der  geschichtlichen  Erfahrungen 
überwältigt  wird,  dasz  man  insbesondere,  von  der  Vergan- 
genheit angezogen  und  gefesselt,  den  frischen  Blick  in  daa 
Leben  der  Gegenwart  und  nach  der  Zukunft  hin  verliert 
Freilich  sind  das  keineswegs  nothwendige  Folgen  der  histo- 
rischen Methode,  aber  die  Gesciiichte  selber  zeigt  uns,  wie 
häutig  Männer,  die  sich  ihr  ergeben  haben,  auf  derlei  Ab* 
wege  sich  verirren. 

Die  Vorzöge  der  philosophischen  Methode  dagegen  sind: 
Reinheit,  Harmonie  und  Einheit  des  Systems^  voU 
lere  Befriedigung  des  allgemeinen  menschlichen  Strebens 
nach  Vervollkommnung,  Idealität.  Ihre  Resultate  haben 
einen  vorzugsweise  menschlichen  Charakter,  «ün  vorzugs- 
weise ideales  Gepräge.  Und  wieder  drohen  ihr  eigenthüm- 
liehe  Gefahren,  insbesondere  dasz  die  Philosophen  in  dem 
Streben  nach  dem  Einen  oft  als  einfach  gedachten  Ziele 
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ilie  innere  ManniclifiaUigkeU  der  Natur  und  den  reichen  In- 
halt des  realen  Daseins  übersehen ,  dasz  sie,  dem  raschen 
Fluge  der  freien  Gedanken  folgend^  nicht  selten  statt  wirk- 

licliL'  Gesetze  zu  entdecken,  leere  Fctrineln  ohne  Gehalt, 
Blasen  ohne  Kern  fniden ,  und  dem  Spiele  mit  diesen  ver- 
fallen, dasz  sie,  die  imtUrliche  Entwicklung  verkennend, 
unreife  Früchte  pflücken,  wurzellose  Bftume  in  die  Erde 
stecken  und  in  ideologischen  Irrwahn  versinken.  Nur  we- 
nigen philosophischen  Geistern  ist  es  geglückt^  sich  von 
diesen  Verirrnngen  IVei  zu  erhalten. 

Anmerkung.  Diese  und  verwandte  Gedanken  habe  ich  1841  in  der 

Schrifi:  „Die  neueren  Hechtsschiilen  der  deutschen  Juristen "  in  ihrer  Be- 
ziehung auf  die  deiitscho  Wi^^sfiischafl  nälier  aiisgefiihrt.  Zweite  Auflnpe. 
Zürich.  1R6'2.  Weit  IViiher  al)er  liat  der  englische  Kanzler  liacon  die 
Uebrecheu  der  naturrechtlicht  n  und  der  positiven  Jurisprudenz  seiner  Zeit 
gerügt  und  von  der  Verbindung  der  Geschichte  mit  der  Philosophie  die 
nülbige  Reform  der  Rechtswisseiisdiafk  erwartet 
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UistoriAcIie  Merkmale. 

Wenn  wir  die  grosze  Anzahl  von  Staten,  welche  nns 
die  Geschichte  vor  die  Augen  führt,  überblicken,  so  werden 
.  wir  einseliie  gedneinsaiDe  Merkmale  aller  Staten  sofort  ge- 
währ ^  andere  aber  stellen  sieh  erst  bei  näherer  PrQftiiig 
herans. 

1.  Vorerst  ist  es  klar,  dasz  in  jedem  State  eine  Masse 
▼  on  Menschen  verbunden  ist.  So  sehr  verschieden  auch 
die  Voikszahl  der  einzelnen  Staten  sein  kann,  indem  die 
einen  nur  irenige  Tausende,  andere  dagegen  viele  Millionen 
Mensehen  nrnfassen)*  sä  steht  doch  das  fest,  dasz  von  Stat 
erst  dann  ^  Rede  ist ,  wenn  der  Kreis  einer  blossen 
Familie  überschritten  ist,  nnd  sich  eine  Menge  von 
Menschen  (beziehungsweise  von  Familien,  Männer,  Weiber 
und  Kinder)  vereinigt  iinden.  Eine  Familie,  ein  Geschlecht 
wie  das  Haus  des  jüdischen  Erzraters  Jakob  kann  der  Kern 
werden,  um  den  sich  mit  der2eit  eine  grüszere  Masse  Men- 
schen antenunelt,  aber  erst  wenn  das  geschehen  ist,  erst 
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wenn  die  einzelne  Familie  sieh  in  eine  Reihe  von  Kanii- 
lien  aufgelM  hat,  und  die  VerwandUcbaft  znr  Völker- 
schaft erweitert  ist,  ist  eine  wirkliche  BtateDbildung  mOg- 
ticti.   Ohne  Völkerschaft  kein  Stat. 

Eine  Noiiiuilzahl .  etwa  wie  Rousseau  «j^ewollt  httt,  10,(KX) 
Mann  gil)t  es  nicht,  lui  Mittelalter  konnU  n  wohl  so  kleine 
Staten  sicher  und  windig  beslehen.  Die  neuere  Zeit  treibt 
ZW  grösserer  Statenbildung  an^  theils  weil  die  politischen 
Aufgaben  des  modernen  Stats  einer  reicheren  FOlle  ron 
Volkskrftften  bedürfen ,  thdis  weil  die  gesteigerte  Macht  der 
GrosKstaten  für  die  Unabhängigkeit  und  Freiheit  der  Klein- 
sUiten  leicht  gefährlich  und  bedrohlich  wird. 

2.  Sodann  zeigt  sich  eine  dauernde  Beziehung  des 
Volkes  zum  Boden  als  noth wendig  für  die  Fortdauer  des 
Stats.  Der  Stat  verlangt  ein  Statsgebiet,  zum  Volke  geliört 
das  Land.  Nomadenvölker,  obwohl  Häuptlinge  an  ihrer 
Spitze  stehen,  und  obwohl  sie  unter  sich  das  Reclit  hand- 
haben, bewegen  sich  doch  erst  in  dem  Vorhofe  des  States. 
Erst  die  feste  Niederlassung  derselben  bedingt  das  Statwer- 
den.  Moses  hat  das  judische  Volk  zum  Stat  erzogen,  aber 
Josua  erst  hat  den  jftdischen  Stat  in  Falftstina  gegrQndef. 
Als  in  den  Zeiten  der  grossen  Völkerwanderung  die  Völker 
ihre  Wohnsitze  verlieszen  und  neue  zu  erobern  unternahmen, 
.  befanden  sie  eich  in  einem  unsicheren  Ueberganj^sziistande. 
Der  frühere  Stat,  den  sie  gebildet  hatten,  bestand  niciU 
mehr,  der  neue  noch  nicht.  Der  persönliche  Verbund  dauerte 
noch  eine  Weile  fort,  der  Zusammenhang  mit  dem  Lande 
war  gelöst.  Nur  wenn  es  ihneu  gelang,  von  neuem  festen 
Boden  zu  j^^ewinnen,  so  glückte  es  ihnen  eben  desziialb, 
einen  neuen  ötat  herzustellen:  die  \  üiker  aber,  welchen  das 
nicht  gelang,  gingen  unter.  So  retteten  die  Athener  unter 
Theniistokles  auf  ihren  Schiffen  den  Stut  Athen,  weil  sie 
nach  dem  Siege  die  Stadt  wieder  einnahmen;  aber  die  Gun- 
bem  und  Teutonen  gingen  unter,  weil  sie  die  alte  Heimat 
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verlassen  hatten  nnd  keine  neue  erwarben.  —  fck)gar  der 
röniißclie  Stat  wäre  untergegangen,  wenn  sich  die  Römer 
jwifib  dem  Brande  der  Siedt  nach  Vcji  Übergesiedelt  liiUten. 

3.  In  dem  8tate  stellt  ^Idi  die  Einheit  dea  Oan-» 
sen,  die  Zuflammeng^hdrigkeit  des  Volkes  dar.  Im 
Innern  sind  zwei  verschiedene  Gliederungen  niöglicli  mit 
groszer  und  eigenthiiniliclier  Selbständigkeit,  wie  in  Kon» 
der  Populus  der  Patricier  und  daneben  die  PI e bes.  wie 
im  Altem  germanischeu  Alittelalter  die  Volksverfassuog 
neben. der  Leben 8  7er fassuug.  Der  Stat  kann  ancb  ans 
mehreren  Theilen  zusanimengesetat  sein,  die  in  sich  selber 
wieder  Staten  bilden,  wie  in  den  8taleab(liiden  der 
Griechen  und  der  alten  Eidgenossen,  und  in  dem 
Hundesstate  <ler  Nordaine/'ikaner,  Aber  wenn  die 
Geaieinschaf't  nicht,  sei,  es  in  ihrem  iniiern,  Organismus, 
einen'  einheitlichen  Zusammenhang  besitst,  sei  es  im  Vei^ 
hmtnisK  lu  den  auswärtigen  Staten  sich  als  ein  zusammen- 
gehöriges Ganses  darstellt,  so  ist  kein  Stat  da. 

3.  In  allen  Stuten  tritt  der  Gegensatz  zwischen  Re- 
gierenden und  Regierten,  oder  um  uns  eines  alten, 
zuweilen  miszverstandeneu  und  auch  wohl  inissbrauchten 
Ausdrußks  au  bedienen,  der  aber  an  und  (Ür  sich  weder 
gehässig  noch  unfrei  ist,  swiscben  Obrigkeit  nnd  Ünter- 
thanen,  zwar  in  den  mannichikltigsten  Formen,  aber  im- 
merhin als  nothwendig  hervor.  Selbst  in  <ler  ausgebildetsten 
Demokratie,  in  welcher  dieser  Gegensatz  zu  verschwinden 
scheint,  ist  derselbe  deunoclv  vorhanden.  Die  Volksgemeinde 
der  athenischen  Borger  war  die  Obrigkeit,  und  die  einaelnen 
Athener  waren  im  Verhftltnisz  zu  jener  Unterthanen. 

Wo  es  keine  Obrigkeit  mehr  gibt,  welche  die  Autoritlit 
besitzt,  wo  die  Regierten  den  politischen  Gehorsam  gekündigt 
haben,  und  Jeder  thut  wozu  ihn  die  Lust  treibt,  wo  Anar- 
chie ist,  da  hat  der  Stat  autgehört.  Die  Auarclue  hat  aber, 
wie  alle. Negation,  so  wenig  Bestand  in  sich^  das«  sich  aus 
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ihr  sofort  wieder,  wcini  aiu-li  in  rolier  und  oft  grausamer* 
d^potischer  Form,  unter  jedem  lebendigen  Volke  eine  Art 
von  iiener, Obrigkeit  aufwirft ^  welche  sich  Gehorsam  erzwing^ 
tthd  80  JeneiL.  onemtbehrlichen  Gegenaats  herstellt  Die  Com- 
inViiiiateti  yerneinen  swar  denselben  in  ihren  Theorieii ,  aber 
damit  ▼erneiuen  sie  den  Stat  selbet.  Auch  ist  es  Ihnen  noch 
nnter  keinem  Volke  L^elun^en,  mit  Vernichtung  des  States 
ihren  bk)s/.  gesellschaftlichen  Verband  einzutViliren ,  und 
würde  es  ihnen  je  gelingen,  vorQbergeliend  die  Massen  für 
steh  nnd  ihre  Plane  einaunehmen ,  so  wftre,  nach  dem  Vor- 
bilde der  religlGaen  Oommunisten  des  XVI.  Jahrhunderte^ 
der  Wiedertänför,  itnd  nach  der  Innern  Oonse<)aenz  der 
Dinge,  mit  Sithcriieit  darauf  zu  rechnen,  dasz  auch  sie 
wieder  eine  Herrschaft,  und  zwar  die  härteste,  die  es  je  , 
gegeben,  aufrichten  worden. 

5.  Eine  gründliche  PrQfhng  der  statlichen  Erscheinungen 
Iflsit  uns  temer  in  demselben  ein  organisches  Wesen 
erkennen^  nnd  in  der  That  ist  mit  dieser  Einsicht  in  die 
organische  Natur  des  States  sehr  viel  gewonnen  auch  für 
die  pructische  Hehandluiig  der  stutlicheu  Fragen. 

In  jedem  State  nämlich  werden  wir  für  die  rerschie- 
denen  Olfen tJioheu  Thittigkeiten  auch  rerschiedene  Worden, 
Aemter,  Behörden  gewahr,  welche  eigens  geartet  und  be- 
stimmt sind,  um  als  Organe  des  8tates  zur  Erfüllung  jener 
Thätigkeiten  zu  dienen.  Das  Individuum,  welches  in  das 
öftentliche  Amt  eintritt,  hört  insofern  auf  eine  blosze 
Privatperson  zu  sein,  die  zunächst  für  sich  lebt,  es  wird, 
SO  weit  das  Amt  solches  erheischt,  zur  öffentlichen  Per- 
son. Das  Amt  selbst,  welches  von  ihm  beklddet  wird, 
▼erhält  sich  zu  dem  State  als  einem  Ganzen  genau  so,  wie 
das  Glied  zum  Körper.  Es  ist  nicht  etwa  nur  wie  ein 
Theil  einer  Maschine,  es  hat  nicht  etwa  blosz  mechanische 
Thätigkeiten  auszutoben,  die  sich  immer  gleich  bleiben^  wie 
die  Räder  und  die  Spindeln  eineir  Fabrik,  sondern  sdne 


Digitized  by  Google 


firaies  Capitoi.   HUtorisclie  Mmknaale. 


37 


Functionen  Imben  einen  ^eisti^eii  Churakter  und  ündcrn 
sicli  im  Einzelnen  je  nacli  den  iiedO rfnissen  des  öffent- 
lichen I^ebens,  zu  deren  Kefiiedignng  sie  bestimmt  sind. 
Dem  Leben  dieoend  sind  sie  in  sich,  selber  lebendig.  Wu 
daher  das  I^ben  in  dem  Amte  erstirbt,  wo  dieses  in  ^nen 
gedankenlosen  Formalismus  rersinlLt  nnd  sieb  der  Natur 
einer  Maschine  annähert^  welche  ohne  Untersclieidnng,  olnie 
neriickbichtigung  der  eigenthi^nilichen  nnd  wundelbnren  Ver- 
hältnisse, die  vorliegen,  nach  festen  äuszern  Gesetzen  in 
regelmässiger  inecbanisoher  Bewegung  fortarbeitet,  da  ist 
das  Amt  seihst  dein  Verderben  verlUlen,  und  der  In  eine. 
Ifesehme  verkommene  Stat  geht  sicher  ebeo  desihalb  in 
Grunde. 

Nicht  allein  der  Mensch,  welcher  \\\  deni  Amte  wirkt, 
das  Amt  selbst  hat  in  sich  eine  psychische  Bedeutung, 
es  lebt  in  ihm  ein  seelisches  Princip.  Es  gibt  einen 
Charakter,  einen  Geist  des  Amtes,  der  hinwieder  auf 
die  Person,  welche,  wie  in  dem  Körper  das  Individuum,  in 
dem  Amte  waltet,  einen  Einllusz  übt.  In  dem  römisciien 
Consnlate  lag  eine  würdevolle  Hobelt  und  Machtfülle,  welche 
auch  einen  nicht  bedeutenden  Mann,  der  zum  Cousul  er- 
wAhlt  worden  war,  emporhob,  und  seine  natürlichen  Krftfte 
-eleigerle.  Das  RichtMmt  ist  ein  so  heiliges,  der  Gerechtig- 
keit geweihtes,  dass  diese  erhabenen  Eigenschaften  auch  die 
Seele  eines  scliwücheren  Mannes,  welcher  zum  RiclUer  be- 
stellt wird,  erfüllen  und  in  ihm  den  Muth,  lür  das  Recht 
einzustehen,  wecken  können.  Der  Geist  des  Amtes  vermag 
«war  nicht  die  Natur  des  Beamten  umBu6ndem,  er  ist  nicht 
mAchtig  genug  diesen  so  sn.  durchdringen,  dasa  Jedendt 
die  persönliche  Erfüllung  des  Amtes  der  Bedeutung  des- 
selben vollkommen  ents])richt:  aber  der  Beamte  verspürt 
doch  jetlerzeit  eine  psychische  Einwirkung  des  Amtes 
auf  seinen  individuellen  Geist  und  sein  Gemüth,  und  wenn 
-er  einen  ofibnen  Sinn  hat,  kann  •  es  ihm  nicht  enigehen, 
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dass  in  dem  Amte  aelbet  eine  Seele  lebt,  welche  zwar  nnn 

mit  seiner  Iiidividuulität  in  eine  enge  Rezieliung  und  in  un- 
mittelbare Verbinjiunfj:  getreten  ist,  aber  iinuierhin  von 
jener  verschieden  ist  und  seine  Persönlichkeit 
ttberdanert 

Wie  abeir  die  sämmtlichen  öffentlichen  Aeuiter  und 
Warden  snm  Stute  gehören  ak  dessen  Glieder,  so  Ist  dieser 
ttelbst  wieder  ein  organisches  Ganzes,  welches  als  Ein- 
liclt  die  Munnichfaltigkeit  jener  znsammeidiält  und  zu  innerer 
Harmonie  vereinigt.  Üus  Ganze  und  seine  Theile,  der  Stat 
lind  seine  Aeoiter  liaben  daher  auch  als  organiscibe  liikiungen 
eine  Bntwicklnnf^sgesehichte.  Eb  verhält  sieh  damit 
im,  Wesentlichen  nicht  anders  als' mit  allen  übrigen  oi^ni- 
6chen  Wesen  auf  der  Erde.  Sie  alle  laufen  innere  Umge- 
staltungen und  verecliiedene  Phasen  des  jugendlich -frischen 
Wachsthunis,  der  Reife  und  des  alternden  Hinwelkens  durch. 
Die  Geschichte  der  Staten  und  der  einzelnen  statlicben  In- 
atitutionen ,  welche  l&nger  dauern  als  das.  Einzelleben  des 
.Menseben,  und  deren  Entwicklung  oA  durch  niChirere  Jahr- 
hunderte .  falndarcb  geht ,  lässst  darüber  keinen  Zweifel  be- 
stehen. 

Allerdings  besteht  aber  neben  dieser  Yerwundtsohaft 
mit  der  Entwicklung  der  organischen  Wesen,  welcbfi  wir 
in  der  Scböpfting  Gottes  in  der  Natur  erkennen,  auch  ein 
beachtenswei*tber  Gegensatz.  .Während  nämlich  das  Leben 
der  Pflanze,  des  Thieres  und  des  Mensehen  in  regelmässigen 
Perioden  und  Stufen  auf-  und  hinwieder  absteigt,  so  ist  der 
Entwicklungsgang  der  Stateu  und  der  statlichen  Institutionen 
nicht  immer  ebenso  regelmäszig.  IHe  Einwirkungen  der 
menschlichen  Freiheit  oder  äusserer  Schicksale  bringen  öl%er 
bedeutende  Abweichungen  liervor,  und  unterbrechen  bald 
oder  iDrdern  plötzlich  die  normale  Stutenfolge  oder  wandeln 
sie  zuweilen  um,  ]v  nachdeui  giosze  und  gewaltige  Männer 
Diicv  wilde  Leideiiischaften  auch  des  Volkes  in  dieselben 
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eingreifen.  Diese  Abweichunj^eii  sind  zwar  weder  so  zahlreich 
DOcii  gewöhnlich  so  grosz,  dasz  die  Regel  selbst  um  der- 
aeibeii  willen  bedeiitniigslOB 'würde.  Im  GegjBnÜieil  sie  sind 
viel  seltener,  und  meistens  aneh  geringfllgiger,  als  die 
wihnen,  welche  sich  in  ihren  Meinungen  ymt  den  nnmiltcA- 
baren  EindriUrken  der  jeweiligen  Gegenwart  l>estiminen 
lassen.  Aber  sie  sind  doch  wichtig  genug,  um  «len  Beweis  , 
zu  fllhren^  dasz  der  Gedanke  einer  bloszen  Natur- 
wOehsigkeit  des  Ststos  eiuseNig  und  unbefriedigend  sei, 
und  nm  der  freien  individuellen  That  aueh  in  dieser  Hin- 
sieht ihr  Recht  wIdeHbhren  sn  lassen. 

6.  Indem  die  Geschichte  uns  Aufschlusz  gibt  über  die 
organische  Natur  des  ritates,  läszt  sie  uns  zugleich  erkennen, 
dasz  der  8tat  nicht  mit  den  niedern  Orgaoistnen  der  Ptlanzeu 
und  der  Tbiere  auf  Einer  Stufe  stehe,  sondern  f<m  höherer 
Art  sei.  Sie  st^t  ibu  als  einen  sittlich -i^eistigen  Gr-  • 
ganisnins  dar,  als  einen  grossen  Kör[)er,  der  fähig  ist  die 
Gefühle  und  Gedanken  der  Völker  in  sich  Hufzunehmeu  und 
als  Gesetz  auszusprechen,  als  That  zu  verwirklichen.  Sie 
berichtet  uns  von  moralischen  Eigenschaften,  von  dem 
Charakter  der  einzelnen  Staten.  Sie  schreibt  dem  State 
eine  Persönlichkeit  zu,  die  mit  Geist  und  Körper  begabt 
ihnen  eigenen  Willen  bat  und  kundgibt. 

Der  Huhm  und  die  Ehre  des  Siates  haben  von  jeher 
auch  das  Herz  seiner  Söhne  gehoben  und  zu  0|)fern  be- 
geistert. Eür  die  Freiheit  und  Selbständigkeit,  für  das 
Recht,  des  StfUes  haben  in  allen  Zeiten  und  unter  allen 
Völkern  je  die  Edelsten  und  Besten  ihr  Gut  und  Blut  ein- 
gesetzt. .  Das  Ansehen  und  die  Macht  des  States  zu  erwei- 
tern, die  Wohlfahrt  und  das  Glück  desselben  zu  fördern, 
ist  überall  als  eine  der  ehrenvdllstcn  Aufgaben  der  begabten 
Mönner  angesehen  worden.  An  den  Freuden  und  Leiden 
des  States  haben  jederzeit  alle  Bürger  desselben  Antheii 
genommen.   Die  gauxe  grosse  Idee  des  Vaterlandes  und  die 
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Liebe  zniii  Vnterlande  wiire  undenklnu-,  wenn  dem  8tAto 
nicht  diese  hoh6  siUlich-penönliche  Natur  zukäme. 

Die  Anerkennung  der  Pereösliebkeil  de8  State«  iai 
denn  «ich  Ar  das  Statarecbt  nloht  weniger  uneriiailich  ak 
^  Ar  da«  VOlkerreeht 

Person  im  rechtlichen  Sinn  ist  ein  Wesen,  dem  wir 
einen  Reclitswilleii  zuschreiben,  welchis  Rechte  erwerben, 
schaffen,  haben  kaiin.  Auf  dem  Gebiete  des  öfientlichen 
Hechts  ist  dieser  Begriff  ebenso  bedeutsam,  wie  auf  dem 
Gebiete  des  Priratrecbts.  Doch  ist  der  8tat  die  statsrecht^ 
liehe  Person  im  höchsten  Sinn«  ]>ie  ganie  dtatsrerihssung 
ist  dazu  eingerichtet,  dasz  sie  ihren  Statswi Den,  der  ver- 
schieden  ist  von  dem  Individual wi  1  len  aller  Einzelnen 
lind  etwas  anderes  ist  als  die  Summe  der  üanaelwiUen,  ein- 
heitlieh gestalten  und  bethftligeo  kann. 

Fassen  wir  das  Resultat  dieser  historischen  Betrachtuiig 
sosatnmen,  so  Iftszt  sich  der  Begrüf  des  States  so  bestimmen: 
Der  Stat  ist  eine  Gesamn^theit  von  Menschen,  in 
der  Form  von  Regierung  und  Regierten  auf  einem 
bestimmten  Gebiete  verbunden  zu  einer  sittlich- 
organischen Persönlichkeit. 

A  nuierkimg.  Es  ist  nicht  ohnt;  Inleresse  iiochzuselien,  wie  dm  \t'r- 
schiedeuen  Völker  den  Stat  Ijeiiannt  haben.  Die  Griechen  nwli  hc- 
zeichnetea  Stadt  und  bl&l  mit  dem  Dämlichen  Wort  (noÄ/gj,  zum  Zcichcu, 
dan  ihr  Bq^riff  vom  Stst  «if  die  Stadt  gegründet  und  dnreli  deu  «tadti- 
.{■ebao  Qceiehtftkr^f  sadi  boehriiikt  wer.  Auch  der  römisclie  Aae- 
drnck'dtfifaw  weist  nodi^  auf  die  Bargeraehaft  einer  Stadt  hin,  ala 
den  Kern  des  Slatea,  aber  lat  peraönlicher  gehalien  «la  daa  griechiBche 
Wort,  und  eher  geeignet,  gröazere  Volksmassen  in  sich  aufzunehmen. 
Auch  spricht  es  für  die  hohe  sittliciie  Bedeutung  des  St-ntes^  dnsz  der 
Ausdruck  Civilisation  von  dem  Namen  <)es  Stats  al»j;eleiiet  ist.  uiul 
practiscii  mit  der  Ausbreitung  und  Verwirklichung  de»  States  zusam- 
menfallt. 

In  gewissem  Betracht  steht  der  andere  roraisciie  Name  res  publica 
noch  .h^r,  inaofem  nimlich  ala  demselben  die  Bexiebnng  nieht  bloaa 
ai<f  eine  (atüdilacbe)  Bfirgerechaft,  aoodern  ein  Völlt  zn  Grunde  liegt 
(m  pofMÜ^,  und  die  Rückaicht  auf  Volkawohlfobrt  darin  entballen  iat. 
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Im  Sinne  der  Alton  schlieszt  der  Ansdrnck  Republik  dk  Monarchie  Dicht 
ans,  paRzt  aber  iiiiht  auf  despoliscii  geartete  Staten. 

Ja  den  moderneu  Sprachen  bat  niehl  bloaz  unter  den  Komanen,  aoti* 
ifcrli  «ben  so  unt^  des  Qerniaotu  der  Anadrnck  6tat  (atatoi,  ^tat,  siate) 
überhand  genoninien.  Ab  tieh- völlig  indflfereBt  (er  beseiehnel  «rsprfliig- 
lieb  jeden  Zoataad,  nnd  oflleiibar  ergiaEle  man  anfingUcb  jitatat  lei  pn- 
blicae^  nm  eine  uähere  Beziehung  zu  dem  State  zu  erlangen)  ist  dieaer 
Ausdruck  mit  der  Zeit  zu  der  allgemeinsten  und  durch  keinerlei  Neben- 
begriffe beschränkten,  noch  durch  schillernden  Doppelsinn  zweifelhaften 
Beseichnung  des  States  geworden.  Obwohl  darin  dns  Feste,  was  steht, 
hervorgehoben  ist,  so  ist  doch  auch  dieser  Zubanmienhang  in  Vergessen- 
heit gerathen,  und  bezeichnet  das  Wort  nicht  etwa  die  bestehende  Siats- 
unloung  und  BtattverlbMhiiig  iaoXmia)^  aondem  den  Stat^  weidi«fl>  avcli 
eine,  i^lige  Umgeetaltniig  der  Begiernngsform  ttberieben  JkaBB. 

Alle  andern  niodemen  Aoadrtteke  haben  nur  eine  beacbriokte  Gei- 
Inug;  so  das  stolze  Wort  Reich,  welches  nur  auf  grosse  Siaten  paszt, 
'diiei'ttberdem  monarchisch  oi^anisir^,  auch  wohl  ans  mehreren  beziehungs- 
weise wieder  selbständigen  Ländern  zusammengesetzt  sind,  ähnlich  dem 
romanischen  Worte  imprrium ,  empire,  in  welchem  zugleich  auf  die  koi- 
jicrliche  Herrschaft  angespielt  wird.  Enger  ist  dtr  Sinn  des  Wortes 
Land,  weiches  zunächst  das  äuszere,  und  zwar  ein  zusammenhängendes 
Sistsgebiet.  dann  aber  auch  den  auf  dicecm  <3eMcte  ruhenden  Stat  be- 
«eiehaf«.  Es  bMdct  ftbrigcna  dieser  Aasdrack  den  aalfirlicben  Gegensats 
zu  der  griediiscben  avlif,  indem  er  auf  die  Landsebaft  zunäclist  den  ßtfi 
gründet,  wie  dieses  ihn  ans  der  Stadt  erwachsen  lisst.  Koch  enger— 
um  der  Beziehung  auf  das  Individuum  willen  —  aber  zugleich  durch  die 
persönliche  Hin  Weisung  auf  den  Zusammenhang  und  die  Vererbung  der 
Blutsverwandtschaft  im  Lande  geholiener  niid  vergeistigter  ist  das  schöne 
Wort  V  a  te  r  1  .'1  nd ,  in  welchem  die  ganze  volle  Liebe  iiiid  Pietät  des  ein- 
zelnen Siatsbürgers  zu  dem  groszen  und  lebendigen  (iauzeii,  dem  er  mit 
seinem  Leibe  augehört,  mit  dessen  Dasein  auch  sein  Dasein  verwachsen 
ist«  dem  sielt  an  opHsrn  die  höehsle  Ehre  des  Mannes  ist,  sieh  so  ver 
ständlidi  nnd  gemilthllch  ausprägt.  * 

I  £ajripides  in  den  I'hünicierinnen: 

Zum  Vaterland  fühlt  Jeder  sich  gezogen. 
Wer  anders  redet.  Mutter,  spielt  mit  Worten, 
Und  nach  der  Heimath  stehen  die  üedanlLeu. 
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Die  meiidchliche  Statsidee.    Der  Welt^tat. 

Genügt  der  Stetsbegrift',  wie'  ihn  die  historische  Be- 
trHchtunj»-  der  verschit'deneii  Statin  nachzuweisen  vermag, 
dem  menschlichen  Geiste?  Die  historisöhe  Schule  fühlt  sich  . 
WQhl  befriedigt  in  der  Annahme,  dasz  der  Stat  der  Kdr- 
per  $ei  der  Volksgemdinsohaft.  Sie  leitet  ihn  her  ans 
^  der  Natur  und  dem  BedOrfkiisse  der  Kation^  uod  beschränkt 

« 

4  ihn  auf  die-  Nation. 

Die  philo80j)hische  Erkenntnis'/  aber  kann  sich  mit  dieser 
Autwort  nicht  so  leicht  zufrieden  geben.    ludern  sie  den 
tiefern  Grund  .der  8  taten  anfaucht^  tindet  sie  in  der  mensch- 
lichen Natur  die  Anlage  uud  das  Bedarfuisz  zum  8tat. 
Aristoteles  schön  hat«  die.  firuch tbare.  Wahrheit  ausge- 
sprochen.  ^l>er  Mensch  ist  ein  von  Natur  statllches 
Wesen-  {(f  vott  ncAmxov  ^füov^    Nicht  die  nationale  Eigt-ii- 
ihüinüchkeit  macht  ihn  zum  Slate  fähig  und  des  States  be- 
dürftig, sondern  die  geii^einsame  menschliche  Natur.  Indern 
wir  ferner  den  Organismus  der  verschiedenen  Staten  grttnd- 
Kcher  untersuchen,  machen  wir  die  Entdeckung,  dasz  die 
"  wesentlichen  Organe  sich  bei  sehr  verschiedenen  Völkern 
wiedeir  finden.    Ein  gemeinsamer,  menschlicher  CliurcikLer 
ist  überall  zu  erkennen ,  dem  gegenüber  die  besonderen 
,  nationalen  Formen  nur  wie  Variationen  erscheinen  über 
'  dasselbe  Thema.  Per  Begriff  des  Volkes  selbst  endlich  ist 
kein  für  sich  bestehender]^  abgeschlossener^  er  weist  mit 
innerer  Nothwendigkeit  auf  die  höhere  Einheit  der  Mensch- 
heit hin,  deren  Glieder  die  Völker  sind.    Wie  k()iiiile  sieh 
daher  auf  das  Volk  der  Stat  begründen  lassen,  ohne  Rück- 
•  f-,  {  sieht  auf  die  höhere  Gesamuitbeit,  der  das  Volk  unterge- 
-  I  ordnet  ist?   Und  wenn  die  Menschheit  in  Wahrheit  ein 
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Ganses  ist,   wenn  sie.  von  einem  gemeinsamen  Geeiste 
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beseelt  isl^  wie  sollte  sie  Hiebt  imeb  Verieiblicbiing  ihres 
eigeneb  Wesens  streben,  d.  h.  snini  8tate  zn  werden  sudieo? 
.  Di^  iMitiomil  besehrftnkten  Staten  heben  daher  nnr  ein« 

relative  Wahrheit  und  Geltung.  Der  Denker  kann  in  ihnen 
noch  nicht  die  Errülliiiig  der  höchsten  Statsidee  erkennen. 
Ihm  ist  der  8tat  ein  menschlicher  ürgiuiiömus,  eine  mensch- 
liche Person.  j^Jst  er  aber  das,  so  masz  der  inenssblicbe 
Geist,  der  in  ihm  lebt,  aqeh  einen  menschlicbeif  Körper 
haben,  äenn  G^st  und  Körper  gehörm  sosaminen  und  bilden 
vereint  die  Person:  und  in  einem  nicht- menschlich  orga- 
nisirten  Körper  iainii  der  Meiiscliengeist  nicht  walirhafit 
leben.  Der  btatskurper  musz  daher  dem  mensch- 
licbeii  Körper  nachgebiidet  sein.  J>er  Tollkounnene 
8tat  ist  also  der  körperlich  sichtbaren  Menschheit 
gleich.  Der  Weltstat  ist  das  Ideal  der  Ibrtsdireitendeii 
Menschheit. 

D»'r  einzelne  Menscli  als  Individuum,  und  die  Mensch- 
heit als  Ganzes,  das  sind  die  ursprünglichen  und  bleibenden 
Gegensätze  der  Schöpfnag;  Darauf  beruht  im  letzten  Grunde 
der  Untenchied  des  Privatreehts.  nnd  des  Statsreehls.  .  Das 
genieinsäibe  Bewusstsdo  der  Menschheit  ist  frdlich  noch  in 
trftnmerisohem  Zustande  befbngen^  und  yieliaiti^^  verwirrt 
Es  ist  noch  nicht  zu  voller  Klarheit  erwacht,  und  nicht  zur 
Einheit  des  Willens   vorgeschritteu.    Die  Menschheit  hat 


können.  Erst  die  spftterea  Jahrhunderte  werden  den  Wel(- 
stat  sicli  verwirklichen  sehen.  Aber  die  Sehnsucht  nadi 
einer  solchen  organisirten  Lebensgemeinschaft  aller  Völker 

ist  schon  in  der  bisherigen  Welt«i^eschichte  von  Zeit  zu  Zeit 
ott'enbar  geworden,  und  die  civiiisirte  europäische  Mensch- 
heit l'aszt  bereite  das  hohe  '/M  fester  ins  Äuge. 

Es  ist  wahr,  dasz  alle  gescbicfatliphen  Versuche,^  den 
WeltsCat  zu  verwirklichen,  am  Ende  verunglückt  sind.  Aber 
daraus  folgt  flir  den  SM  so  wenig  die  Unerreichbarkeit 
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cKefltes  SSIelS)'' als  für  die  chnstiiche  Kilrcbe  f.  welche  ebenso 
die  Hoffhung  in  neh  trft{rt,  dereinst  die  ganae  Menschlieit 
«n  nmdissen,  ans  der  bisherigen  NfchterAkllung:  anf  die  Un- 
möglichkeit der  Erfüllung  geschlossen  werden  kann.  Wie 
die  christliche  Kirche  den  Ghuiben  nicht  aufgeben  kann, 
eine  allgemeine  zu  werden,  so  kann  die  humane  Politik 
das  Streben  nicht  aofjgebeo,  die;ganse  Menschheit  zu  er- 
gantsiren. 

Die  Gesehlch'te -selbst,'  wenn  wir  sie  nur  freien  Blidces 

zu  würdigen  wissen,  weist  deutlich  genug  auf  den  Weg 
hin,  welcher  zu  diesem  Ziele  nihrt  und  warnt  zugleich  vor 
den  Irrgängen,  in  welche  auch  das  politische  Genie  ge- 
rathen  ist,  als  es  in  kühnem  Eifer  den  Weltstat  zu  Arikh  zu 
verwirklichen  versucht  hat 

Seitdem  in  Europa  zuerst  ein  menschliches  ßewusztsein 
vom  State  erwacht  ist,  hat  jede  Periode  den  Versuch  in 
ihrer  Weise  gewagt. 

Zuerst  Alexander  der  Grosze.  In  dem  hundert- 
paarigen Ehefest  zu  Susa  gab  Alezander  der  Weit*  ein  Bild 
seiner  Idee.  Er  wollte  den  männlichen  Geist  der  Hellenen 
mit  der  weiblichen  Sinnigkeil  der  Asiaten  vermählen.  Der 
Occident  und  der  Orient  sollten  sich  verbinden  und  ver- 
mischen und  aus  der  Mischung  beider  „vvie  in  einem  l'cclier 
der  Liebe"  die  neue  Menschheit  hervorgehen,  die  Ein  groszes 
göttlich-menschlicl^es  Reich  erüllle  und  in  demselben  ihre 
Befriedigung  finde.  ^  Die  Cultnr  der  folgenden  Jahrhunderte 
wurde  allerdings  durch  Alexander  in  solcher  Weise  be« 
stimmt:  und  der  griechische  Saame  der  Bildung  gedieh  zu 
üppigem  Wachsthum  in  dem  t'röflnetcn  Roden  Asiens.  Aber 
es  ist  nicht  blosz  dem  verliängniszvollen  Schicksal  zuzu- 
schreiben, welches  den  Grttnder  des  neuen  Weltstates  in  der 
BIttthe  der  Jahre  wegraffte,  bevor  er  noch  die  einheitlichen 

'  „Hex  tenaruin  (jiiiiiiiiin  HC  nuiiidi.^  Juslht,  MI.  16.  Laumil  hisi, 
de  Dioit  des  Gens  II.  5.  2ö2 
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lT»8titutionen  befestigt  nnd  für  die  Nachfolge  in  der  Herr- 
schuit  gesorgt  hatte,  dasz  dieser  erste  geniale  Versuch,  ein 
Weltreich  henustellen,  keinen  Bestand  g€Jiabt  hat  und  bufl^ 
niuigslos  ani  dem  Tode  Almuidera  gescbctttert  kL  Die 
M iBchmig.  der  Gegeiüfttgse  wiir  Bogleich  «we  TrAlmog  der 
Wahrheit,  die  leitende  Idee  aelbst  war  unklar. 

IHe  politischen  Ideen  wurden  durch  die  Mischung  ver- 
wirrt. Die  freie  nienschliche  Ansicht  der  Hellenen  vom  State 
liesz  sich  nicht  mit  der  religiösen  Betrachtung  dei*  Perser 
TOD  dem  göttlicbeD  Ktoigthum  vereinigen. ,  Die  makadoni- 
sehe  Honarchie  koBule  nicht  sngleieh  asiatische  TheokraÜe 
Bein.  IMe  Orientalen  glaubten  willig,  dass  Alexander  dar 
'Sohn  des  höchsteii  Gottes  bei,  die  Kiiropuer  wurden  von  der 
Zumuttiung  angewidert,  dem  men^hlicheu  UerrscUei*  gött- 
liche Khre  zu  erweisen. 

Und  die  Völker  wurden  Terwint.    I>ie  hellenische 
.Wissensehafk  und  CuHur  befreite  wohl  die  orientalische  Welt 
ans  den  strengen  Randen  der  retigiös-politiselien  Beachr&n- 
kung,  aber  ihre  Wirkung  war  mehr  Auflösung  der  alten,  ' 
nicht  Schöpfung:  einer  neuen  Welt.    Die  Vergöttlichung  des 
Menschen  verdrängte  die  £l}rfurcht  vor  den  alten  Göttern:  ^ 
und  die  liederiich  gewordene  Qultar  der  Bucoptter  half  mit,  ^ 
den  Orient  ▼x>llends  an  entnervep. 

E^en  dauerhafteren  und  nachhaltigeren  Erfolg  hat  der 
Versuch  der  Römer  gehabt,  die  Weltherrschaft. au  er- 
obern. Das  römische  Reich  war  ein  Weltreich.  Dus  ganze 
römische  Volk  fühlte  sich  berufen,  seine  Statsidee  über  die 
Erde  au  verbreite^,  und  alle  Völker  der  römischen  Hoheit 
an  unterwerfen.  //Die  mftnnHehe  Kraft  nnd  die  eherne  Ge- 
walt des  römisjiihen  Charakters  ttberwand  die  zahbeichen 
Nationen,  die  sich  ihrem  Siegeszug  über  den  Erdkreis  ent- 
gegenzusetzen wagten:  nnd  schon  war  der  römische  Stat 
mit  seinen  Rechtsinstitutionen  von  Granit , in  drei  Weltthei-  . 
lenfauf  festen  Qraudlagen  aufgebauti   Der  .gröszte  Körner 
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('äsar  hat  der  Nachwelt  die  Kaisi'ridee  als  Erbgut  liinter- 
4  lasseil  und  in  iiir  eine  Autorität  begründet^  welche  Uber  die 
/  nationalen  Suhrankeii  biaiHM  die  Weil  wmmpmmL 

Ahm  Mrii  4m  SIrebeo  der  Römer  ist  voo  der  Weit- 
fwJliefcte  gerieiilet.  Es  war  oiehl,  wie  daa  Alexander»  auf 
die  Mischonf  der  Völker,  aöaderti  auf  die  höhere 
Natur  Eines  Volkes  gegründet,  wclclieä  der  Menschheit 
seinen  Volkscharakter  einj)ragen,  die  Welt  roinanisiren  wollte. 
Das  war  sein  iimerea  üebredieiil  Keine  Nution  ist  gross 
Kernig,  um  die  Menaehheit  au  umibaaeii,  und  die  andern 
Nationen  in  ihren  AmeiL  au  erdrOokan.  An  data  Wider- 
«taiid  *der  jugendiieb-ftisolien  germaniaehen  Nation  ist  der 
römische  Weltstat  gescheitert.  Er  vermochte  die  Deutschen 
nicht  zu  bezwingen,  und  ist  nach  Jahrhunderte  langen 
Kämpfen  ihrem  Andrang  erlegen. 

Die  Idee  des  Weltatates  fy^  6either/nie^mebi{  ad  glftn- 
aend  gdeuchtet  an  dem  poUtiaehen  HoriafNit,  aber  s»  ist 
doch  nie  mehr  antergegangen.  •  Das  romanisoh-germanische 
,  Mittelalter  bat  sie  wieder  in  seiner  Weise  zu  verwirklichen 
versucht,  zuerst  in  der  fränkischen  Monarchie,  dann 
in  dem  römisch-deutschen  Kuiserthum.  In  beschei- 
deneren Verhältnissen  freilich,  aber  nicht  ohne  in  der  £r- 
kenntnisz  der  Wahrheit  wichtige  Fortschritte  gemacht  m 
haben.  Es  sollte  nicht  mehr  ^Ein  ttbermftcbtiges  absolutes 
^  Reich ,  hergestellt  werden ,  welches  alle  Seiten  des  gemein- 
.  samen  Lebens  gleichniaszig  beherrsche.  Der  «rrosze  filr  die 
Menschheit  so  folgenreiche  Gegensatz  vuii8iat  und  Kirche 
war  inawischen  durch  das  Ohristenthum  der  Welt  otfentiar 
geworden.  Der  Stat  verzichtete  darauf,  auch  die  Gewissen 
durch  seine  Gesetee  au  beherrschen.  Kr  erkannte  an,  dasz 
es  neben  ihm  euch  eine  religi^^e  Oemeinscluift  gebe,  welche 
ein  eigenes  Lcbeiisprincip  und  ebentalls  einen  sichtl)areii 
Körper  habe,  verschieden  von  seiner  Existenz  und  wesentr 
lieh  selbständig.   Damit  aber  war  eine  äclutmke  gezogen, 
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welche  ihn  hinderte,  aüniHchtige  Herrsehaft  zn  üben.  Er 
war  genöthig^  das  religiüse  Leben  der  Leitung  der  Kirche 
m  OberlasM»!.  Er^^ungte.  über  aein  Verhilinits  cur  Kirobe'^  i 
iBwar  nicht  sm ' Voller  Klarheit,  aber  die  Freiheit  des  reU» 
0A«en  Olaabißiis  tifid  die  Verjährung  Gottes  war  TOr  ieiner 
Willkür  frerettet,  die  Autorität  des  Christen thums  war  nicht 
von  ihm  abhängig. 

Sodann  sollte  dae  christliche  Weltreich  nicht  melv  die 
rerachiedeiien  Völker  yencbliogen  und  vemiobtav,  aondem 
allen  Völkern  FHeden  und  Reebt  gewfthHto.  Der  mittel* 
elterliche  WVmiache  Kaiaer  galt  nicbl-  täB  abecduter  Herr  4lber 
alle  Völker,  sondern  als  gerechter  Schiriner  ihi-es 
Rechts  und  ihrer  Freiheit.  Die  Kniseridee,  für  welclie 
sich  ein  Statsnmnn  wie  Friedrich  II.  *  und  ein  Denker 
wie.  Dante  '  begeistert  hatte/  war  ao  gereinigt.  Das  mit- 
telalterliche Heicli  nniftwite  eine.groase  Ansahl  weeentlteh 
selhsNlndiger  8taton,  welche  an  einer  Gesaram'ter^ang  swar 
verbunden  und  formell  dem  Kaiser  untergex)rdnet,  aber  in 
allen  wesentlichen  Beziehungen  unabhängig  waren  und  für 
sich  lebten  nach  eigenem  Willen.  Die  Manuicbfaltigkeit 
auch  des  Volks-  and  Stemmealebens  wurde  im  Hittelalter 
mit  Vorliebe  geadifltftt  und  gepflegt  Aber  was  fwn  sich  ein 
Fortschritt  wer  in  der  Entwicklung  des  Weltstates,  filkrte^v 
weil  zu  einseilig  verfolgt,  zu  dessen  Auflösung.  Der  Trieb 
zur  Sonderling  wurde  stärker  als  der  Dmng  nach  Einheit. 
Die  Spaltung  der  Nationalitäten  ,  der  Gegensalz  der  Sprachen^  ^j^; 
hat  Frankreich  und  Deutschland  getrennt,  und  die  fränkische 
Weltmonarehie  in  swei  Theile  aerrisoen.  Der  Erhebung  der 

'  Friderici  ('niiytit.  KegJii  ÖicuJi  1.  3Ü.:  „Oporttt  C  ae.sniem  foie  jus(i- 
tiae  patrcui  il  tiliiin).  dominum  et  ministruni;  patrera  et  domiiium  in 
edendu  jusitiam  ei  editam  cou^ervando:  sie  et  in  vcuerando  juBlitiam  ait 
filiu«  et  ia  ipsius  copiain  roiiiistrando  minister.** 

*  Seine  Schrill  de  momircbis  verherrlicbt  das  Kaiswtbum;  und  iii 
setner  götdiehen  Rooiittdie  Ttpehrt  er  in  dem  Kaiser  die  Spitxe  der  gött^ 
Heben  WeUofdnnng.  Vgl.  Weg el e  Daate'k  Leben  und  Werke.  Jeaa  18621« 
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Fürsten  und  Landesljerrn  vermochte  das  kar^,^  ausgestattete 
deutsche  König-  und  ritmische  Kaiserthurn  nicht  zu  begegnen. 
Die  deutoche  Genfcralinttiiulion  hatte  keine  centrale  Unter- 
lege,  daher  ig^elt  die  Penphefie  die  Oberhandv  und  dae 
fteich  ging  aus  d«n  Fu^en.  Wieder  sind  die  Venoehe  ver* 
iinglückt,  aber  wieder  haben  sie  den  naehfolgenden  €to- 
schlechtern  beachteiiswerthe  Lehren  hinterlassen. 

In  unserem  Jahrhundert  hat  der  Kaiser  Napoleon  I. 
den  Gedanken,  der  eine  Zeil  lanff  im  Dunkel  geblieben, 
wieder  zu  beleben  nnteniomoien. /är  Yermied  den  Fehler 
des  /Mittdalters  und  soi'gfte  Torans  für  einia  starke,  dnreh- 
greifende  Centralgewalt;  aber  er  bewahrte  die  wahren  Fort- 
schritte des  Mittelalters  nicht  mit  der  nöliiigeu  Sorgfalt.  Er  , 

.achtete  die  fremden  Nationalitäten  zu  wenig,  und  trat  inso- 
fern wieder  anf  die  Bahn  zurUck,  welche  die  Rüroer  zuvor 
begangen 'hatten,  wenn  auch  gemSszigter  als  sie  ronehrei* 
tend.   Er  wollte  Europa  zu  einem  groSzen  rMker recht* 

,  lichenOesammtstat  organisiren ,  welcher  sieh  nach  Ein- 

I  zelstaten  gliedere.  Das  Kaiserthum  sollte  der  1  ran zösi sehen 
Nation  angehören,  und  diese  in  der  groszen  Völkerfaniilie 
die  Stellung  des  Hauptes  einnehmen.  In  einem  Menschen» 
alter  hoffte  er  zu  erreichen,  wozu  die  Römer  Jahrhunderte 
gebraucht  hatten.  -Er  vermochte  aber  seine  Plai|e^  nicht 
durchzuführen.  Zwar  scheiterten  dieselben  dieszmal  nicht 
an  dem  Widerstand  der  deutschen  Nation.   Obwohl  dieselbe 

]  unwillig  ilie  französische  Oberhoheit  trug,  schien  sie  sich 
doch,  an  dem  alten  eigenen  Reiche  verzweifelnd,  und  un- 
zufrieden mit  den  yaterlftndischen  Zustanden^  der  l^apoleo- 
nischeu  Gestaltung  zu  fagen.  Nur.  die  beiden  groszen  deut- 
schiBn  Staten ,  das  aufstrebende  Preuszen  und  das  Iftnder-  und 
Tölkerreiche  Oestei reich,  jenes  für  seine  P^xistenz  besorgt, 
dieses  sich  selbst  als  kaiserlichen  Stat  fühlend,  suchte  in 
wiederholten  Kriegen  die  französische  Uebermacht  zu  be- 
kämpfen; aber  auch  sie  wurden  ron  dem  überlegenen 
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Slatsmanncjijiii  Feldberrii  besiegt.^  Aber  über  (leu  Widei  slaml    ^  ^ 
Englands,  in  dem  ein  grosses  historisches  NationaJgefUhl 
mit  geruianischen  Freiheitsideen  sich  verbunden  hatte,  wurde 
Napoleon  nicht  Herr,  und  die  noch  halbharbarischen  Russen 

wieheil  besiegt  in  ihre  Stcjipeii  zurück,  aber  luiterwarlen 
sich  nicht.  Und  die  Franzosen  hielten  im  Unglück  niciit 
aus,  als  sich  das  verbun(b'ne  Europa  wider  sie  wandte.  Der 
Napoleouische  Gedanlie  liam  doch  aus  fthnlichen  Gründen 
nicht  sur  Erfüllung,  wie  zuvor  der  römische.  Die  übrigen 
Völker  fühlten  sieh  bedroht  ron  der  Unirersalmotiarehie, 
nicht  t>esichert  und  befriedifit  von  der  neue]!  Weltordiiung : 
und  das  l'ranzösische  Volk  war  nicht  mächtig  genüge  iSB^ 
sich  dauernd  unterzuordnen. 

Inzwischen  arbeitet  die  unbesiegbare  Zeit  selbst  unab- 
Ifissig  fort,  die  Völker  einander  nfther  zu  bringen,  und  das 
allgemeine  Bewusztsein  der  menschlichen  Gemeinsehaft  zu 
wecken.    Das  ist  aber  die  natiuliche  Vorbereitung  einer 
gemeinsamen  Weltordnung.    Es  ist  nicht  zufällig,  dasz  die 
modemeii  Entdeckungen  uad  die  zahlreichen  neuen  Ver- 
bindungsmittel durchweg  diesem  .Ziele  dienen,  dasz  die 
gesammte  Wissenschaft  der  neueren  Zeit  diesem  Impulse 
folgt  und  voraus  der  Menschheit  — :  erst  in  untergeordneter  ^ 
Heziehung  den  einzelnen  Nationen  angejiört,  dasz  l  ine  ilt  iige 
Hindernisse  und  Schranken,  die  zwischen  den  Vfdkern  lagen, 
wegi'dllen.  Heute  schon  verspürt  die  gesamoite  euro|>äischc  ^ 
Menschheit  jede  Störung,  die  einem  einzelneu  State  wider-; 
fährt,  als  ein  Uebel,  an  dem  sie  mitzuleiden  hat,  und  was' 
an  den  äuszersten  Orfinzen'  des  europftischen  Körpei'S  be- 
gegnet, findet  sofort  allgemeines  Interesse  auch  in  dem  In- 
nern desselben.    Der  europäisclie  Geist  wendet  bereits  seine 
Blicke  auf  den  Erdkreis  und  die  arische  Hasse  fühlt  sich 
berufen,  die  Welt  zu  ordnen. 

Wir  find  noch  nicht  so  weit.  Es  fehlt  aber  gegenwärtig 
schon  weniger  an  .dem  Willen  und  an  der  Macht  als  an  der 

mniitscltli,  ollgdudncs  SUtsrrvlil.  1.  4 
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geistigen  Reife.  Die  Glieder  der  europäischen  Völkerfamilie 
lEennen  ihre  Ueberlegenheit  Uber  die  andern  Völker  gut 
7     genug ,  aber  sie  ünd  unter  sich  und  ttber  sich  selbst  noch 

*     nicht  in's  Klare  gekommen.    Ein  endlicher  Erfolg  ist  er«t 
möglich,  wenn  das  lichtende  Wort  der  Erkenntnisz  darüber 
und  über  das  Wesen  der  Menschheit  ausgesprochen  aein 
wird,  und  die  V61ker  bereit  sind,  es  zu  hören. 
,        Bis  dabin  wird  der  Weltstat  eine  Idee  sein,  welcher  < 

T    Viele  naehstrebeo)  welche  keiner  su  erfüllen  im  Stande  ist. 

^  —  .  — 

Aber  als  Idee  der  Zukunft  darf^die  Wissenschaft  des  allge* 
meinen  Statsrechtes  sie  nicht  übersehen.  Erst  in  dem  Welt- 
state wii^  d^  wahre  Stat  offenbar, |ln  ihm  auch  das 
^  Völkerrecht/sei^e  endliche  Begründung  und  ein  gesicher- 
tes Dasein  finden.yZu  dem  Weltstate  rerhalten  steh  die 
Einaelstat'en,  wie  sich  die  Völker  zur  Menaehheit 
▼erhallen.  Diie  Einzelstaten  sind  Glieder  des  Weltetates  und 
erlangen  in  ihm  ihre  Ergänzung  und  ihre  volle  Befriedigung, 
wie  die  Glieder  im  Körper. 

Der  höchste  zur  Zeit  noch  nicht  realisirte  Statsbegrifl' 
ist  also:  Der  Stat  ist  die  organisirte  Menschheit, 
aber  die  Menschheit  in  ihrer  m&nn liehen  Blrscfa^nung, 
nicht  in  der  weibÜelien  Gestaltung.  Der  Stat.  isi  d«r 
M  a  n  n. 

Anmerkungen.  1.  Der  Stat  ist  mann  lieh,  die  Kirche  weib- 
lich. Daher  iäszt  sich  in  präguantem  Siuue  vom  State  sagen:  Leiai 
c'ett  l'homme.  Näher  ausgeföhii  habe  ich  das  in  meinen  psychologischen 
Studien  ttix^r  Stat  and  Kirche.  Erste  und  swette  Studie* 

2.  Ehler  der  geiatreichsten  und  wahrheitsliebendaten  Männer,  der 
WaadtlSoder  Y inet  (rindividualiame  et  le  aoeialiame),  erhob  das  Bedenken 
gegen  die  Idee  des  himtanen  States,  dnsz  'liirch  denselben  nlles  menschliche 
Leben  absorbirt,  die  individuelle  Freiheit  im  Princip  aiifgehoben,  und  Uber 
die  Gewissen  der  Einzelnen  wie  über  die  Wissenschaft  eine  ungebührliche 
weltliche  Herrschaft  geübt  würde.  Dieser  Einwurf  nöthigt  in  der  That 
KU  einer  geiiauern  ik'granzung  jener  Idee. 

Vorerst  iijl  anzuerkenuen^  dasz  der  Stat  nicht  die  ein/ige  huniaue 
GemeinechafI,  n'idit  dfe  einxige  leibliehe  Darstelinngr  der  Henschheitr  iat- 
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Die  Kirche  ist  ia  ihrer  irdisch- sichlbareu  Ef  scheinung  auch  eine  Gemein- 
•cliafl,  auch  ein  Leib  der  lleoschheit.  Damit  ist  aber  zugleich  auerkauiit, 
dMs  dift  fMttiihB  liiiiinltft  te  Aste  «iBh&to  adigiöM  Leben  d&e 
■iimfcBD  beetinmit,  «ad  dais  die  FveOieU  der  OewlMwa  oad  der  GWbt 

dei  Indlvidaiiiiia  nicht  dardi  den  fitat  gefiMel  wird. 

Sodann  folgt  aus  der  menschlickeu  Natur  des  States  keineswegs, 
ilasz  der  Stat  eine  vollkommene  Herrschaft  über  das  Individuum 
liab€.  In  jedem  ein/e]neii  Meiipchen  können  wir  vielnuhr  zwei  Naturen 
unterscheidtu ,  die  individuelle  und  die  genieitii^am-meuschliche. 
Das  Individuuni  mit  seinem  Leben  geiiurt  uicht  ausscliUeszlich^  nicht  ganz 
weder  der  Gemeinschaft  mit  andern  Individuen  noch  der  Erde  ao^  somit 
9mA  Bichl  dem  Stele,  «Is  einer  irdisch « IdMichen  OemetmcJwlL  Der 
Stet  *bcnihl  e«f  der  »eMehlichni  Hetar  niclil  insofern  eis  sie  sieb  iu 
Millionen  von  Individuen  menoichflülig  offenberl,  sondern  insof^  eis  sie 
eine  gemeinsame  in  der  Menschheit  in  Einem  Wesen  erscheint^  und 
die  Autorität  des  Stelee  erstreckt  sich  daher  nicht  weiter^  als  die 
Interessen  der  Gemeinschaft  nnd  das  Nebenei  na ii de  rbesteheii 
und  Zusammenleben  der  Menschen  es  erfordert.  Doi  8(fit  hat 
selbst^  wenn  er  in  dos  freie  individuelle  Gebiet  niis/.bi anciilicli  iiher- 
greift,  die  i^lacht  nicht,  seine  Herrschaft  auch  hier  durch/.useUeu^  denn 
den  Gcisl  dee  Individmmie  Ktnnef  er  niehl  e«  ÜMsdn,  und  die  Seele  des 
IndiTldnoms  iuMi  er  snehl  lödten. 

♦ 

S.  Neneetene  hat  sich  eech  Laarent  ge^ee  die' Idee  des  Weltstets 
erklärt  (hlsloive  dn  Droit  deeOens  I.  S-  89  £)  Seine  Gründe  sind  folgende: 
a)  Der  Wdlstnl  wir«  üniTereelmonereliie  nnd  diese  UTertifg- 

lieh  mit  der  Sonver&netät  der  Staten. 

h)  Die  Individuen  als  natürliche  und  die  Völker  als  künstliche  Per- 
sonen sind  verschieden.  Jene  sind  in  sich  mangelhaft  und  werden  von 
bösen  Leidenschaften  bewegt,  diese  vollkomnme  nnd  moralische  Wesen. 
Das  Nebeneinanderbestellen  jener  erfordert  daher  die  fortdauernde  Wirk- 
samkeit der  Staisgewalt,  das  Nebeneinander  dieser  ausnahmsweise. 

'  e)  Des  Individanm  ist  schwach  nnd  mnss  eich  der  Slatsgewelt  onler- 
werfen;  die  Sielen  eher  sind  stark  nnd  werden  sich  daher  nicht  nnier 
eine,  hfiliere  Gewalt  hengen  lessen. 

d)  Wäre  der  Weltstat  so  mächtig.,  um  auch  die  Staten  wider  ihren 
Willen  zu  beugen,  so  würde  diese  Uebermacht  das  Recht  und  die  Frei- 
heit unterdrücken,  denn  wo  Widerstand  nnmöglich  ist,  da  kann  die  Frei- 
heit nicht  bestehen. 

d)  Der  Volk.sslöt  ist  notliig  liir  die  KuLwickJunp;  der  Indix idmn, 
aber  er  genügt  auch  dafür.  Die  Forderung  der  Individuen  bedarf  des 
Weltstetes  nicht,  nnd  für  die  Entwtekluug  der  Nelioneu  wäre  es  gc- 
fehrlich.. 

Auch  diese  GrOnde  roeines  verehrten  Trenndcs  hal>en  mich  jiichr 
fibersengt.  Bsg^n  ist  zu  eriunem: 
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Zu  a)  Man  kauu  «ioli  dt  ii  Wrlislal  mit  uiouarchischer  Spiue  (Kaiscr- 
iluiin).  aber  auch  in  republikauifcher  Form  dcuken,  i^ei  es  als  Directoriaiu 
(Fentarchie)  oder  tlf  Oonföderation  sanuntlidier  Suten.  Kelneofalls  aber 
braucht  man  «ich  eine  tbaolate  Macht  der  Wcltregiemog  sa  denken;  anfi 
der  Fortbestand  der  Volksslaten  macht  geradesn  eine  Ausscheidnng  der 
Competenten  s wischen  ihnen  und  dem  Weltstat  aothwcndig.  Es  ist  kein 
Grund  den  Bereich  des  letzfenrn  üIki-  die  gemeinsamen  VV  el  ta  ngelegen- 
heiten  auszudehnen,  wie  insbe^judere  die  Krhalf mif,'  des  Wdifiipdins 
und  den  Schutz  des  Weltverkehrs,  überliaupt  des  Uibictes!,  das  wir  heule 
Völkerrecht  heiszen.  Die  Form  des  Bundesdtates,  in  weichem  für  tlie 
gemeinsamen  Bundesangelegenbeiten  eine  gemeinsame  GeseUgebung .  K*-- 
gierung,  Rechtspflege  besteht,  nnd  fiir  die  besonderen  Landesangeicgen- 
heiten  ebenso  die  Soaverftuetät  des  Einielstates  anerkannt  bldbt,  iuinii 
hier  als  Voirbild  dienen. 

Zu  b)  Dfe  Völker  haben  ihre  Mängel  und  ihre  Leidenschaften  ihn« 
lieh  den  Individuen^  nnd  gäbe  es  kei&  Völkerrecht,  so  würden  die 
schwachen  und  hüHlosen  Völker  die  bequeme  Beute  der  starken  und 
herrschsüchligeii  Völker.  Derselbe  Grund,  auf  dem  das  Völkerrecht  ruht, 
ist  auch  die  Grundlage  des  Weltstate».  ' 

Zu  c)  Die  Stärke  der  Volksslaten  —  auch  dem  Weltfctat  gegenübei* 
ist  die  beste  Garantie  dafür,  dasz  jene  nicht  durch  diese  uuterdi^ckt 
werden;  aber  so  stark  ist  anch  der  gröszte  Volksstat  nicht,  um  für  sich 
^  allein,  wenn  er  im  ünreehi  ist,  den  Kampf  mit  der  Welt  anfsunehmen. 
Nur  wenn  Gruppen  von  Staten  oder  Parteien  einander  fdndiich  entg^u 
treten,  wird  dann  noch  ein  Krieg  möglich  sein.  In  allen  andern  Füllen 
wird  sich  derselbe  in  Execution  der  Weltrechtspflege  verwandeln.  Da 
wir  durch  die  bcfzte  Statseinrichtung  doch  nidit  a öllig  gegen  den  Bürger- 
krieg gesichert  sind,  so  werden  wir  auch  zufrieden  sein  miissen,  wenn 
die  stärkere  Ordnung  des  Völkerreclits  den  Statenkrieg  seltener  iiiaclit. 
Die  Vervollkommnung  des  Hechtes  nähert  sich  im  beszten  Falle  dem  ideal  ; 
sie  erreicht  es  nie« 

Zu  d)  Der  Weltstat  ist  im  Verhältniss  za  den  Volksstaten  anter  allen 
Umständen  weniger  fiberniftehtig,  als  der  Volksstat  im  Verhältnis«  zu 
den  Bttrgem;  dennoch  wird  die  Freiheit  der  Bürger  nicht  bedroht,  son- 
dern geschützt  durch  die  Statsordnung. 

Zu  e)  Nicht  alle  individuellen  Bedürfnisse  werden  durch  den  Stat  be- 
friedigt; es  gibt  auch  kosmopolitische  Interessen,  sowohl  geisfirre  als 
materielle  (W'eitwisseuschaft,  Wcltlitteratur .  Welthandel),  die  eine  volle 
Befriedigung  nur  in  dem  VVellstat  finden  können;  wie  wenig  aber  heute 
noch  die  Rechte  ganzer  Völker  gesichert  sind,  beweiszt  die  europäische 
und  amerikanische  Völkergescbichte  auf  jeder  6eite. 

Laurent  gründet  das  Völkerrecht  auf  die  Einheit  des  Menschen- 
geschlechts,  nnd  ein  anderer  Grund  ist  nirgends  zu  Anden.  Aber  wenn 
er  diese  Einheit  nur  als  eine  innere  erkennt,  so  fordern  meines  Erachtens 
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Logik  und  Psychologie  y.uj,Meich,  dasz  die  innere  Kraft  sicli  auch  äuszer- 
licli  (iarstolle.  Wenn  die  Menschheit  innerlich  Ein  Wesen  ist,  so  musz 
sie  sich  auch  in  ihrer  vollen  Entwickiunt^  ftls  Finc  Peron  oflfenbaren. 
Die  Organisation  der  Menschheit  aber  ist  der  Weltstat. 

Ich  weisz,  daes  die  Meisten  der  Mitlebenden  diese  Idee  für  einen 
Timndi  halten;  aber  dae  darf  miefa  nicht  abhalten,  meine  üebeneugung 
anflxnspredien  und  zn-  begrllnden.  Die  spftteren  GeBcbleehter,  vtelleieht 
erst  nach  Jahrhunderten  werden  ttber  die  Streitfrag«  .endgültig  ent- 
acheiden. 


Drittes  CapiteL 

Entwickinngsgeeehichte  der  Statsidee. 

I.  Die  »otike  Welt 

A.   IHe  hellenische  Statsidee. 

Die  eigentliche  Statswissenschaft  beginnt  zuerst  uitter 
den  Hellenen.  In  Hellas  gelangte  das  nienschliehe  Selbst- 
bewusztsein  wie  zu  künstlerischer  so  auch  zu  politischer 
EatMUmg. 

So  klein  das  Gebiet  der  hellenischen  Staten  nnd  so  be- 
schränkt ihre  Macht  noch  war,  so  breit  und  umfhssend  war 

die  Grundlage,  auf  der  sich  der  hellenische  Statsgedanke 
erhob,  und  so  hoch  und  edel  ist  die  Statsidee,  welche  die 
griechischen  Denker  aussprechen.  Sie  gründen  den  Stat  auf  die 
Kenschennatur  ^  tmd  sind  der  Meinung,  nur  im  State  könne 
der  Mensch  seine  Yollkommeiüieit  erreiohen  und  die  wahre 
BefHedigung  finden.  Der  Stat  ist  ihnen  die  sittliche 
Welte rduung,  in  welcher  die  Menschennatur  ihre  Be- 
stimmung erfüllt. 

Pia  ton  (Rep.  V.)  spricht  das  grosze  Wort  aus:  ^Je 
mehr  sich  der  Stat  in  seiner  Organisation  dem  Menschen 
n&hert,  desto  besser  ist  es.  Leidet  ein  Theü  des  Statskör- 
pera,  oder  befindet  er  sich  wohl,  so  wird  der  ganze  Stats- 
körper  diese  Empfindung  als  die  seinige  ansehen,  und  mit 
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leiden  oder  aich  dessen  erfreuen.^  £r  hat  somit  die  orga- 
nische und  zwar  die  menschlich-organische  Katar  des  States 
bereits  erkannt,  obwohl  diesen  fruchtbaren  Gedanken  noch 

nicht  in  seinen  Conseqnenzen  verfolgt. 

Aristoteles,  iuv  dessen  Statslehre  unsere  Bewnnde- 
rung  steigt  je  naher  wir  die  Arbeiten  seiner  Nachfolger 
betrachten,  erklärt  den  Stat  als  die  Gemeinschaft  von  Ge- 
schlechtern und  Ortschaften  (Volk  und  Land)  zu  eineD%Toll- 
kommenen  und  in  sich  befriedigend.en  Leben.  ^  Er  nennt 
auch  den  Menschen,  ein  TOn  Natur  politisches  Wesen,  und 
den  Stat  somit  ein  Product  der  menschlichen  Natur.  Der 
Stat,  sagt  er,  zunächst  zur  Sicherheit  des  [»emeinsnmen 
Lebens  gegründet,  wird  im  Verfolg  2ur  Wohlfiihrt  des  ge- 
meinen Lebens.  ^ 

Es  beg^nen  sich  in  dieser  Statsidee  und  mischen  sich 
alle  gemeinsamen  Bestrebungen  der  Hellene  in  Religion 
lind  in  Recht,  in  Sitte  und  Geselligkeit,  in  Kunst  und  Wis- 
senschaft, in  Eigenthum  und  Wirthschaft,  in  Handel  und 
Hcmdw^k.  ^ur  im  Stat  wird  der  einzelne  Mensch  als  ein 
Rechtswesen  anerkannt,  ohne  die  Holfe  des  Stats  findet  er 
weder  Sicherheit  noch  BMheit  Der  Barbare  ist  ein  natOr- 
licher  Fdnd ,  und  die  unterworfenen  Feinde  werden  Selaven, 
die  ausgeschlossen  sind  von  der  Statsgemeinschaft  und  desz- 
halb  verstoszen  sind  in  einen  herabgewürdigten,  nicht  mehr 
menschenwürdigen  Zustand. 

Der  hellenisdie  Stat,.  wie  der  antike  überhaupt,  ist 
abermftchtig,  weil  er  als  alhnäcfatig  gilt.  Er  ist  Alle«  iu 
Allem:  der  Borger  ist  nur  Etwas,  weil  er  ein  Glied  des  v 
States  ist.    Seine  ganze  Existenz  ist  vom  Stat  abhängig, 
dem  Stat  uuterthan.   Wenn  die  Athener  auch  die  Geistes- 

'  Aristot.  Polit.  III  5.^  14.  „(loXc:  <U  ytrwv  mi  »agtov  »otvoviq 
i^t/^i  reXfinc  yni  «irctp.üi;.."    Vgl.  III.  1.  8. 

*  Aristot.  Polit.  I.  1.,  8.  9.  ^  aohg  —  ftvo^tifq  ^liv  ovv  toi  ^f^v 
evtMV,  <n(Sa  de  rov  «r  ^^V' 
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freiheit  besaszen  und  lihten,  so  war  das  mir,  weil  der 
Athenische  Stat  die  Freiheit  überhaupt  hoch  schätzte,  nicht  weil 
er  die  Menschenrechte  anerkannte.    Derselbe  freieste  Stat 
lien  Sokrates  hinrichten,  und  glaubte  dabei  sein  Reoht  zu 
Ikben.    IMe  Selbslftndigkelt  der  Familie,  die  elterliche  Er- 
ziehung, sogar  die  eheliehe  Treue  sind  in  keiner  Weise 
sicher  vor  den  Uebergrin'en  des  8t» ts;  noch  weniger  ist  es  ' 
natürlich  das  Privatverniögcn  der  Bürger.    In  alle  Dinge 
mischt  sich  der  Stat,  er  weisz  von  keinen  sittlichen  und  von 
keinen  rechtlichen  Schranken  seiner  Macht.  Er  Yerfügt  (Iber 
die  Körper  and  sogar  ttber  die  Talente  seiner  Bür^.  Er 
.   nOthigt  zu  den  Aenitern  wie  zum  Kriegsdienst.    Das  Indi- 
viduum soll  erst  im  State  unter-  und  aufgehen,  dann  erst 
kann  es  durch  den  Stat  wieder  zu  freiem  und  edlem  Leben  ' 
gewissermaszen  neu  geboren  werden.   Die  absolute  Gewalt 
odes  States  wird  abgesehen  von  der  Macht '  der  alten  Sit^ 
fiist  nur  dadurch  gemfiszigt,  theils  dasz  die  Bürger  selbst 
einen  Antheil  an  ihrer  Ansttbung  haben,  und  aus  Besorgnisz, 
die  Despotie  des  Demos  konnte  auch  ihnen  schädlich  werden, 
die  äuszersten  Consequenzen  des  statlichen  Communismus 
vermeiden,  theils  dasz  in  den  kleinen  Verhältnissen  die  Lei- 
denschaften nnr  geringe  Mittel  finden,  ttber  die  sie  verfügen 
können,  und  genöthigt  sind^  auch  die  Nachbarn  zu  berück- 
sichtigen. Die  hellenischen  Staten  sind  doch  nur  aus  Bruch- 
stücken der  hellenischen  Nation,  aus  Stammen  und  Stannnes- 
theilen  gebildet.    Sie  erheben  sich  nur  wenig  über  blosze 
■Stadtgemeinden.    Die  hohe  Idee  gewinnt  daher  nur 
eilie  niedere  'Gestalt;  obwohl  auf  die  Menschheit  be- 
zogen, kann  sie  nur  in  dem  engen  Umkreis  eines  Gebirgs- 
thals  oder  eines  Kflatensaumes  zu  kindlicher  Erscheinung 
gelangen. 

Die  Ueberspanuung  der  Statsidee  zur  Allmacht  und  die 
Ohnmacht  in  der  realen  Gestaltung  sind  also  dicht  beisam- 
men; es  sind  das  die  beiden  Hauptmängel  des  im  übrigen 
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höchst  würdigen  und  in  anderer  Hiiisiclit  menschlich- wahren 
und  firuchiburen  beilenischen  Stut^ibegritT«. 
B.   Die  rdmisehe  Statsidee. 

IMe  ROmer  waren  das  geoiabte  Rechts-  und  Stats- 
volk  des  classiscbeD  Alterthnms;  uod  sie  waren  das  mehr 

noch  durch  ihren  Charakter  als  ihren  Geist   Sie  übten  da- 

Ijer  auch  eine  grOszere  Wirkung  auf  die  Welt  aus  als  die 
Helleneu. 

Zunächst  freilich  i&t  die  römische  Statsidee  mit  der  grie- 
chischen nahe  verwandt  Cicero  hat  in  seinen  Werken 
über  d^n  6f at  beständig  die  Athenischen  Vorbilder  Tor  Augen  \ 
und  wenn  die  römischen  Juristen  das  Recht  und  den  Stat 

im  allgemeinen  erklären,  so  folgen  sie  den  griechischen 
Philosophen  nach. 

So  erklärt  Cicero  den  Stat  für  die  höchste  Schöpfung 
der  menschlichen  Kraft  (virtus)  und  erhebt  es  preisend  ^  «dass  * 
in  Nichts  mehr  der  Mensch  sich  dem  Willen  der  GOtter 
nähere,  als  in  der  Begründung  und  Erhaltung  ^er  Staten.**' 
Auch  er  vergleicht  gelegentlich  den  Stat  mit  dem  Menschen 
und  das  Statshaupt  mit  dem  Geiste,  der  den  Leib  beherrsche.  ' 

Aber  in  einigen  wesentlichen  Beziehungen  unterscheidet 
sich  doch  der  römische  Stats.begriif'  von  der  hellenischen 
Idee: 

1)  Indem  die  Römer  zuerst  das  Recht  von  der  Moral 

ausscheiden  und  in  bestimmter  Form  darstellen,  prügen  sie 
die  Rechtsnatur  des  States  viel  entschiedener  aus.  Sie 
beschränken  dadurch  den  Stat  und  sie  befestigen  und  kräf- 
tigen ihn.  ,  Er  ist  ihnen  nicht  mehr  die  gerammte  ethische 
Weltordnung,  sondern  zunächst  die  gemeinsameRechts- 

'  Cicero  de  ßep.  1.  7.:  „Neque  est  ulla  rt^s,  in  qua  propiiis  ad  Deo- 
rum  mtmea  virtus  eccedat  liumana,  quam  civitalcä  aiit  coudere  noNas 
ant  eonservare  jain  condhaa." 

*  Cietn  de  Rej».  III.  25.  „Sic  reguni,  sie  imperatoram,  sie  magi-  * 
strataum,  sie  patram,  sie  popnloram  imperia  civibus  sociiaquo  praesnnt,. 
'ttt  corporibus  animus.*' 
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(»rdnung.  Die  Homer  überlassen  sehr  Vieles  der  freien 
Sitte,  der  Religiosiiitt  der  Menschen.  Dfe  römische  Familie 
ist  freier  dem  State  gegenüber;  das  MratvermOgen  und  das 
Privatreeht  ttberhaapt  wird  besser  geschtttst,  auch  gegen  die 
WillkOr  der  öffiBntKchen  Gewalten.  Zwar  ist  auch  ihnen  das 
StatsNvohl  das  oberste  (iesetz.  Vom  State  uns  urtlnen  sie  auch 
die  Götterverehning.  Niemand  kann  dem  State  widerstehen, 
wenn  dieser  seinen  Willen  ausspricht  Aber  der  römische 
Stat  beschränkt  sich  selber;  er  bestimmt  selber  die  Grenzen 
seines  Machtberdchs  uod  seiner  Einwirkung. 

2)  Ferner  erkennen  die  Römer  den  Volksbegriff  und 
bniigen  die  Statsverfassniig  in  einen  orfranischen  Zusanimen- 
liaiig  mit  dem  Volk.  Öic  erklären  den  Stat  als  „die  Ge- 
staltung des  Volks'*  und  bezeichnen  den  Willen  des  Volks 
als  die  Quelle  alles  Rechts.  ^  Dei  römische  Stat  ist  doch 
nicht  eine  blosze  Gemeinde,  er  erhebt  sich  zum  Volks  stat 
(res  pnblien). 

3)  Der  Römerstat  ist  überdem  darauf  angelegt,  sich 
zum  Weltstat  zu  erweitern.  Durch  die  ganze  römische 
Geschichte  geht  dieser  Zug  zur  Weltherrschaft:  An  den  na- 
tionalen Kern  des  jus  civile  schlosz  sich  die  menschlichere 
Bildung  des  jus  gentium  an.  Bie  ewige  Stadt,  die  ürlis 
wurde  zur  Hauptstadt  des  Orbis,  das  imperium  der  römischen 
Magistrate  zum  iniporiiini  mnndi,  der  römische  Senat  zum 
Senat  alier  Nationen  und  ihrer  Könige.  In  der  Majestät  des 
Kaiserthums  gipfelte  die  Majestät  des  römischen  Volks.  Die 
Geschichte  Roms  wurde  nach  dem  stolzen  Ausdrucke  von 
Florus  zur  Geschichte  der  Menschheit.  Dieses  Streben  gab 
der  römischen  Statsidee  -  einen  kühnen  Schwung,  dem  die 

^  Cicero  de  Rep.  I.  25.  „Est  igitur,  inquit  (Scipio)  Afiicanus,  res 
publica  res  populi;  populus  antem  non  omnis  hominuDA  coetus  qiioquo 
iiifxlo  congref:atns,  scd  coetus  muititmiinis  jum  consensti  et  utHitatis  com- 
mt<«io«f  sociftluö."  1.  '26.:  „Civilas  est  cmulüidio  populi."  Gajus  Inst. 
1.  §.  1.  „Nam  quod  qtiisquc  popnlna  ipee  sibi  jns  eonstitiiit,  id  Ipsiiia 
{'t-oprintn  dvitmis  est,  vocaturque  jus  eivile.** 


Digilizuü  b 


38 


Erstes  Buch.   Das  Weaeu  StaU. 


griechischen  Staten  nicht  zw  folgen  vermochten,  und  eine 
Urösze,  vor  der  sich  diese  beugen  muszteu.  Es  war  das 
flieht  ein  eilles  Spiel  der  Phantasie,  sondern  eine  leibhafte 
WiiWcfakeit,  welche  die  antike  Welt  beherrschte,  gegen 
die  im  Oocident  nur  noch  die  Oermanen,  im  Orient  die 
Perser  anzukauipfeu  den  Muth  und  die  Kraft  hatten. 


Viertes  CapiteL 

*  II.  Das  Vittelalter. 

Die  beiden  neuen  Mächte,  welche  den  römischen  Welt- 
stut  theils  umgebildet,  tbeils  zerstört  haben,  sind  das  Chri- 
stenthum und  die  Germanen. 

A.   Das  Christen thum. 

Im  Widersprach  mit  der  Autorität  sowohl  des  jOdisehen 

States  als  des  römischen  Kaiserreichs  breitete  die  christliche 
Religion  ihre  Macht  über  die  Geuiüther  aus.  Ihr  Stifter  war 
kein  Fürst  dieser  Welt.  Der  alte  Stat  verfolgte  ihn  und 
seine  Jttnger  bis  sum  Tode.  Die  ersten  Christen  waren, 
wenn  nicht  geradesu  statsf^ndlich  gesinnt,  doch  ftlr  andere 
Dinge  als  für  die  Statsordnung  und  die  Statsinteressen  be- 
geistert. Als  die  christliche  Welt  ihren  Frieden  schlosz  mit 
den)  antiken  hellenisch-römischen  Stat,  war  doch  bereits  die 
religiöse  Gemeinschaft  als  Kirche  ihrer  geistigen  Eigenthüra- 
Uchkeit  bewusKt,  sie  fhhlte  sich  nicht  als  eine  blosse  8tats- 
anstalt.  Die  antike  Statsidee  musate  sich  gefallen  lassen^ 
dasz  das  ganae  religiöse  Gemeinleben  zwar  nicht  ganz  der 
statlichen  Sorge  und  dem  statlichen  Eintlusz  entzogen,  aber 
wesentlich  von  dem  State  unabhängig  erklärt  werde.  Die 
Zweiheit  vou  Stat  und  Kirche,  die  nun  sichtbar  im  Groszen 
henrorirat,  ward  zu  einer  wesentlichen  Beschränkung  des 
Stets.   Der  Stat  war  nur  noch  die  Gemeinschaft  des  Rechts 
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und  der  Politik,  nicht  mehr  sogleich  die  Gemein- 
schaft der  Religion  und  des  Oultus. 

Als  im  Verfolg  die  Kirche  in  dem  Papste  ein  sichtbares 

von  dem  Kaiser  unabhängig  gewordenea  Haupt  und  in  Rom 
ihre  Hauptstadt  erhalten  hatte,  erneuerte  sie  den  alt-r<»rni- 
schen  Gedanken  der  Wellherrschaft  in  geistliclier  Gestalt 
Wenn  es  ihr  selbst  auf  der  Höhe  ihres  mittelalterlichea  An* 
Sehens  nicbt  ganz  gelang,  den  Stat  zn  einer  blosaen  Earchen- 
anstalt  zu  erniedrigen  und  das  Eine  römisch-geistliche  Welt- 
reich aufeurichten,  so  wurde  doch  die  Statsidee  auf  lange 
Zeit  durch  ilirc  «glänzendere  Erscheinung  weit  überstrahlt. 
Sie  konnte  sich  selber  mit  der  Sonne,  und  den  Stat  mit  dem 
Jidonde  vergleichen;  hinter  dem  »geistigen^  Reiche  muszte 
das  leibliche  bescheiden  zurückstehen.  *  Aber  die  Zweih^t 
▼on  Stat  und  Kirche  blieb  anerkannt,  und  damit  war  in  der 
Hauptsache  die  Selbständigkeit  des  Stats  gerettet.  Auch  das 
Schwert  des  Kaisers  wird,  wie  das  des  Papstes  von  Gott 
abgeleitet,  als  dem  höchsten  und  wahren  Herrn  der  Welt,'* 
80  weit  die  kirchliche  Lehre  einwirkte,  war  freilich  nun 
die  Statsidee  wieder,  wie  frOber  im  Orient,  religiös  begründet^ 
die  Statsgewalt  war  «in  Gotte^ehen,  aber  gleichzeitig  ward 
die  f,^ei  st  ige  Bedeutung  des  Stats  öbersehen  und  verkannt, 
und  da  alles  Geistesleben  von  der  Kirche  geleitet  werden 
sollte,  der  blosz  leiblich  geachtete  Stat  in  eine  untergeord- 
nete Stellung  nieder  gedrückt  i>er  Trost  gegen  diese  Uebel, 
weldher  in  der  Erhebung  der  Statsidee  ttber  die  enge  Na-  > 
tionalität  lag,  war  doch  unzureichend.  Weniger  die  Mensch« 
heit,  als  die  Ch  ristenheit  sollte  er  in  Äuszerlichen  Dingen 
ordnen  und  leiten.  Das  römische  Reich  ward  so  gut  es  ging, 

'  Darfiber  mein-  im  IX.  Buche. 

*  Hincmari  de  Orrline  pRiatii  5:  „Duo  ean»,  quibus  principaliter  — 
muiidus  hic  regitur:  anctoritas  sacra  Poutificum  et  Regalis  potestas."  — 
Suchsensp.  I.  1.  „Tvci  svert  lit  got  in  crtrike  to  bescmnene  de  krisleii- 
licit.    Derne  pavese  is  gesät  dat  geistlike,  deme  kaisere  dal  wertlike.** 


60 


Erates  Bucb.  Dua  Wwii  d««  SUts. 


in  mittelalterlicheu  Formen  erneuert,  aber  die  ungesehenere 
Darstdlnng  desselben  war  die  römische  Kirche,  die  mindere 
das  heilige  cömiscbe  Reich  deutscher  Natioo. 
B.   Die  Oermanen. 

Das  alt-römische  WoKroich  konnte  sich  auf  die  Dauer 
nicht  mehr  behaupten  gegen  die  gerumni.sclieu  Völker.  Bald 
mit  Gewalt  entrissen  diese  kriegerischen  Völkerschaften  eine 
ProTiDZ  nach  der  andern  der  römischen  Herrschaft,  bald 
Warden,  die  germarascben  Fürsten  mit  ihren  Volksheeren 
ron  den  romanischen  Provincialen  zum  Schutz  herbeigerufen 
und  libernahmeii  dann  in  tVictriichcr  Weise  die  Landeshoheit. 
Während  des  Mittelalters  herrschten  überall  in  dem  Abend- 
lande die  Germauen.  Sie  kamen  unter  die  cbristliclie  Er-» 
Ziehung  der  römischen  Kirche  und  geriethen  unter  den 
nachwiriceuden  Einflusz  der  römischen  Cultur.  Aber  sie 
behaupteten  sich  auf  den  Thronen  der  Fürsten  und  in  den 
lUirgen  der  Aristokratie.  Das  Scepter  und  das  Schwert 
waren  vornamlich  in  ihren  Händen. 

Die  Germanen  sind  nicht  in  dem  eminenten  Sinne  eine 
statliche  Nation,  wie  die  Römer.  Nur  widenrillig  ordnen 
sie  sich  dem  groszen  Ganzen  unter.  Ihr  starkes,  trotziges  und 
eigenwilliges  Selbstgeftkhl  tritt  dem  Gesammtbewusztsein  hin- 
dernd in  den  Weg  und  lahmt  dessen  Muciit.  Sie  bedurften 
erst  der  romanischen  Erziehung  auch  für  den  Stat.  Aber  trotz 
alle  dem  hat  die  weltgeschichtliche  Entwicklung  des  States 
ihnen  sehr  viel  zu  verdaniceu.  Die  Germanen  roraus  haben 
den  Absolutismus  des  ROm^states  gebrochen  und  sie  haben 
die  spätere Statenbildung  mit  dem  Geiste  der  persönlichen, 
genossenschaftl  i  c  hen  und  ständischen  Freiheit 
erfüllt.  Müntes(juieu  hat  ein  wahres  Wcirt  gesprochen,  dasz 
"  in  den  deutschen  Waldern  unter  den  alten  noch  uncivilisir- 
ten  Germanen  die  Keime  der  spätem  parlamentarischen  Ver- 
fassung zu  finden  seien.  In  den  uralten  Formen  des  Zu- 
sammenwirkens  der  germanischen  Volkskönige,  mit  den 
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Gaufürsten  uiul  diMi  «luieri»  Häuptlingen  einerseits,  und  mil 
iler  groszen  Gemeinde  der  freien  Männer  andrerseits,  wie 
Tacitus  uns  das  scliildert,  erkennen  wir  deutlich  die  noch 
rollen  Anfäüge  des  freien  RcprOseuiatiYstates,  den  die  sptt- 
tern  Jahrhunderte  hervorgehracht  haben.  Der  Germane 
leibet  das  Recht  nicht  ab,  wenigstens  sunftchst  nicht  ab  von 
dem  Willen  des  Volks.  Er  nimmt  für  sich  ein  a n gebor e- 
Dcs  Recht  in  Anspruch,  wt  lclies  der  8tat  wohl  zu  schützen 
berufen  ist ,  aber  nicht  schafft:  und  er  verücbt  sein  natür- 
liches Hecht  wider  alle  Welt^  selbst  gegen  die  Obrigkeit. 
Den  antiken  Qeifauken,  dasz  der  Stat  alles  in  allem  sei, 
▼erwirfl  er  mit  Eifer.  Das  ganze  Verhältniss  wird  umge- 
dreht. Dem  Germanen  ht  die  individuelle  Freiheit 
das  Höchste;  dann  erst  hinterdrein  läszt  er  sich  herbei,  einen 
Theil  dei'seibeu  dem  State  zu  opfern,  um  das  Uebiige  desto 
sicherer  ssu  ^*ahren. 

Eine  nothwendige  Folge  dieses  Charakters  ist  es ^  dasz 
die  germanische  Statsidee  viel  entschiedener  als  die  römisebc 
die  Se  1  bstand ig keit  des  Privatrechts  achten  musz. 
Die  Freiheit  der  Person,  der  Familie,  der  genossenschalt- 
lichen  Verbände  ist  damit  gesicherter  und  ausgedehnter  als 
in  dem  alten  Bömerreich.  .Das  8tatsrecht  muss  sich  die 
Beschränkung  aoeh  durch  das  Priratrecht  gefallen  lassen. 

^ne  zweite  öflisntlich-rechtliche  Folge  iät,  dasz  die  ger- 
manischen Völker  überhaupt  keine  absolute  Statsge- 
walt,  auch  nicht  in  den  gemeinsamen  Angelegeniieiien 
kemien  und  dulden.  Der  römische  Begriff  des  Imperium  ist 
ihnen  fremd..  Sie  wollen  mitralhen  und  mitstimmen,  wenn 
sie  gehorchen  sollen,  Ihre  Stftnde  sind  eine  politisclie  Macht, 
mit  welcher  die  Königsmacht  sich  vereinbaren  musz,  um 
Gesetze  zu  geben.  Der  Gedanke  des  Stats  als  einer  Ge- 
summ(|)erson  liegt  ihnen  nucli  fern  und  ist  ihnen  meist  uii- 
vwstäudlich.  Sic  lösen  den  Stat  eher  auf  in  leibhafte  Per- 
sonen  oderGmppen  von  Personen:  sie  begreifen  ihn  zunftchst 
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in  dem  Könige  oder  andern  Fürsten,  welche  <l«s  Genclit 
und  die  Volksversammlnn*^  leiten,  in  den  Vorstunden  <ler 
Qttoe  und  Zenten,  in  der  VolksgemeiDde.  Je  durch  die  einen 
Feisoiieii  werden  die  sadem  iheils  ventftrkt,  tbeil»  beacbcftokt. 
80  wild  die  ganae*  EiDricbtong  dee.  GemeiDwesens  Midi  in 
ihren  Tbeilen  von  dem  Oeiato  der  Freilidt  trftlft.  Die  Ein- 
heit ist  verhaUniszmäszi^  schwach,  aber  die  relative  Selb- 
ständigkeit der  Glieder  stark. 

Diese  Aenderungen  aer  Statsidee,  in  denen  wir  erheh- 
liehe  Fortschritte  ei^ennen^  zeigten  Bich  abirigens  naehr  in 
der  Pnxis  «l8  in  der  Theorie.  Eine  getmanifche  Statslehre 
gab  ee  ttberbanpt  nicht.  Die  WiMenscbaft  ward  im  Mittel- 
alter zuerst  von  der  Kirche  beherrscht,  später  durch  die 
üeberliefernng  der  römischen  Jurisprudenz  und  der  griechi- 
M^en  Philosophie  bestimmt.  Schon  in  den  alten  Vollifige- 
aetzen  finden  sich  derartige  Reminiaoensen.  In  dem  weat- 
gofthiaehen  Geaetae  m.  B.  wird  naeh  dem  Yotfaild  der  elasst» 
Mlien  Literator  der  StätakOrper  mit  dem  HenBc^en,  der 
König  mit  dem  Iluupt,  das  Volk  mit  den  Gliedern  des  Lei- 
bes verglichen.  ^  Aber  das  war  nur  ein  erborgter  Schmuck 
der  Re^le,  ohne  tiefere  Bedeutung.  Der,  miUelalterliche  Stat 
war  damit  gar  nicht  bezei^net. 

In  ^igen  «ndem  Beziehnngen  hatte  die  Statsidee.  an<;h 
RückBchritte  gemacht,  und  nicht  bloiz,  weil  der  kirchliche 
Glaube  sie  entwürdigte. 

Man  konnte  auch  den  mittelalterlichen  Stat  einen  Rech  ts- 
8 tat  nennen;  aber  in  einem  andern  als  in  dem  Sinne  der 
Römer.  Er  war  nieht  die  xeine  Ordnung  .  des  öffent- 
licihen  Recto.  Vielmehr  wurden  alle  seine  Institutionen  mit 

•  Lex  Wisigothor.  II.  1.  §.  4.  „Bene  Dens  comiitor  rerum  disponeiis 
hamani  eoqporia  Ibrmnm,  in  sublime  caput  erej^il,  att^ue  ex  illo  canctas 
menolMoriiin  fibrös  exorlri  deerevit  Hiue  «st  et  peritorimi  medicoram  pi-ae* 
eipoa  cura,  at  ante  capid  quam  membris  indpiant  adbibere  medelam.  Sic- 
qua  in  Stain  et  negotiis  plebium  ordinatio  dirigenda,  ut  dam  salas  eom- 
'  petens  prospieitur  Regutn,  fida  valeDtibae  teneator  salvailio  popalonim,'* 
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priTatrech  tlicheu  Elementen  yersetzt  und  gemischi.  Wie 
ein  Familicngut,  wie  ein  Stammeseigentham  inurde  die 
Landeshemchaft  befcreehtet,  und  die  ^eoUieiran  PAiehten 
wurden  wie  Reallsiten  behandelt  Bas  ganae  Lehen sreelit 
ui^d  alle  Erscbeimitf gen  des'Patrimonialstates  leiden  an 
dieser  Mischung.  Das  Statsrcclit  der  Römer  war  nur  eine  ^ 
Grundlage,  von  der  aus  die  öflentliche  Wohlfahrt  erskeht 
wurde.  Das  mittelalterliche  Recht  schien  aueh  das  wesent- 
liche Ziel  des  xntttelalterliohen  States  su  sein.  Die  Voiks- 
wohlfiihrt  wurde  darob  vernachlissigt 

Der  Gedanke  des  Volksstats  war  nieht  mehr  lebendig. 
Die  Spaltung  und  Zerbröckelung  der  Volks-  und  Statseinlieit 
durch  das  Lehenswesen,  durch  den  Gegensatz  der  Territorien, 
derSttUide,  derPynastie  hatte  ihn  zerstört,  und  was  endlich 
Ton  dem  alten  römischen  Weltstat  noch  (Ihrig  geblieben  war, 
das  war  mehr  eine  ideale  TölkerreehtUche  als  eine  stats- 
rechtllehe  -Verbhidnng  der  abeffdlAndlschen  OhristenUbider, 
welche  mehr  noch  durch  die  Aulorität  des  Papstes  und  den 
römischen  Clerus  als  durch  das  Kaiserthum  zusammenge- 
halten wurden. 

Im  Oroeaen  und  .Gänsen  waren  die-  Saaten  «i  einer 
fireleren  uqd  richtigeren  Statsentwioklung  aiisge8trcül:W0fden, 
aber  die  IStatsidee  selbst  hatte  im  Mittelalter  fiel  nm  der 
römischen  Klarheit  und  Energie  verloi^n. 


Pttnftes  CapiteL 

-  Hl.  Die  rooden  e  Statafciec. 

lu  unkritischer  naiver  Weise  hatte  das  Mittelalter  un- 
rereinbare  Dinge  durcheinander  gemischt  Als  diese  Welt- 
periode ihrer  Neige 'auging,  entstand  eine  allgemeine  Geh- 
rung dieser  maneherlei  fiilemente,  und  die  Auflösung  def 
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MftD  kann  diese  Entwicklung  in  dem  £ineu  SaU  zu- 
Minn^enfiifisen :  der  Stat  wird  seiner  Katur  und  seiner  Auf- 
gabe klarer  lind-  volfstftndiger  bewusat. 

In  Folge  dieses  steigenden  Selbstbewusztseins  des  Stiites 
li'lint  er  vorerst  jede  Uehnordnung  und  V'onmmd.ichöft  der 
Kirche  ab.  Er  hört  auf,  wesentlich  Religionsij;  em ei n- 
scliafi^  zu  sein  und  wird  nun  entsclnedener  als  je  in  einer 
frOberen  Weliperiode  zur  Reehts^  und  po4i tischen  Gc-  . 
uieinsehaft  Er  erkennt  die  Zweiheit  von  Stat  und  Kirelie 
tin,  aber  er  nimmt  seine  stafcliche  Selbstandi^^kcit  und  Ho- 
heit voll  in  Anspruch  und  weisz  sieh  unaldiangig  auch  von 
der  Autorität  der  religi^iseii  Otienbaruug.  und  der  kirctUiehen 
Lehre.        •  -  . 

Was  noch  theokrattsches  in  der-mittelalterlioben  Stais- 
enkmng  wer,  wird  nun  allai&hlig  ausgestoszen,  und  die 
Völker  lernen  den  Stat  mensehlleh  begründen,  und 
menschlich  beschränken.  Wicdernm  wird  wie  im  Alter-  . 
tilum  die  Einheit  des  Stats  und  die  Macht!' üUe  der  Stats- 
gewalt  gefordert.  Die  Spaltung  des  Lehenswesena  wird,  nicht 
mehr  gedaldet  und  die  ständisehe  Absonderung  durchbrochen. 
Do»  allgemeine  Recht  breitet  sich  aus  4!lber  alles  Volk. 
Es  geht  nun  eine  nnaulhaltsame  Scheidung  des  öffent- 
lichen und  des  Privat  rechts  vorsieh.  Das  ötreiitliclie 
Recht  v\ird  wieder  öttentlichc  Plliehtj  uiii  individueller  Frei- 
heit wird  das  Privatrecht  ausgeübt. 

In  gewissem  Sinne  kommt  die  lihtike  Statsidee  wieder 
zu  Ehren;  aber  die  Zwischenzeit  des  Mittelieüters  geht  docli 
auch  nicht  yerloren.  Wenn  auch  in  den  letzten  Zeiten  des 
untergehenden  Mittelalters  bis  ins  achtzehnte  Jahiluiudert 
hinein  es  den  Anschein  hat,  uls  werde  der  Absolutismus 
der  altrömischen  Kaiser,  in  dem  absoluten  KOnigthnm  der 
enropäiscben  Stuten  erneuert,-  so  erinnern  sich  .doch  die 
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Völker  wieder  an  die  natQrliehe  Freiheit  Die  grosze  Wahr- 
heit, daea  die'Menachen  nidit  bloaz  fllr  den  Stat  gesdiafifen 
sind,  wirkt  fort  und  wird  tiefer  erkannt    Das  natarlicbe 

Recht  der  Personen  und  die  pers^^nliche  Freiheit  wird  auch 
gegen  den  Stat  behauptet.  Das  gesaiiiiiite  Privatrecht  bleibt 
SO  als  eine  in  sich  selbständige  Rechtsordnung  an- 
erkannt, dureh  welche  wieder  die  6tatjBgewalt  beschränkt 
wird.  Aneh  der  Kampf  fttr  die  politlacher  Volkafrei^ 
heit  wird  wider  den  Abaolutismus  der  Regierungen  auf- 
genommen. Der  Stat  wird  wiederum  ein  Volkastat,  aber 
nun  in  edleren  Cnlturfornien ,  als  im  Alterthuni.  Die  stän- 
dische Verfassung  des  Mittelalters  dient  zur  Vorstufe  des 
nioderaen  Repr&sentativstats,  in  welchem  sich  das  ganze 
Volk  wie  in  einem  veredelten  Auazuge  darstellt.  ^ 

An  dieser  Umgestaltung  der  Btatsidee  ,und  der  wirk* 
liehen  Steten  hat  auch  die  Statawissensclntft  einen  sehr 
bedeutenden  Anthcil.  Oft  v;ing  die  moderne  Htat.slheorie  der 
modernen  Statspraxis  voraus,  regehnäszig  begleitete  »ie  die 
/Wandlungen  dieser,  zuweilen  folgte  sie  ihr  nach. 

Es  sind  hauptsfiehUeh  folgende  Phasen  der  Entwicklung, 
in  der  Wissenschaft  hervorzuheben: 

1.  Der  Statsbegriff  von  Bodin  und  Hugo  Grotius  ist 
mit  dem  römischeu,  wie  ihn  Cicero  ausgesprochen  hat,  noch 
nahe  verwandt.  Bodiu  sieht  in  dem  Stat  „eine  Rechtsord- 
nung einer  Mehrzahl  von  Familien  und  ihrer  gemeinsamen 
•Guter  in  Form  der  souYerftnen  Gewalt^  ^  Ihm  ist  der  Stat 
▼omAmlich  auf  die  Familie,  das  Gemeingut  und  die  8ou- 
▼erflnetftt  gegründet  und  er  tadelt  es  an  dem  -antiken  Stats- 
gedenken,  dasz  auf  das  Glück  und  Wohlergehen  m  viel 

'  Vg).  Bluntsclili  Artikel:  roittelalleriicUe  \xud  luoderue  Siatsidee  im 
Deutsciien  Staläwori erblich.    Bd.  VI. 

*  De  la  R6publique.  I.  1.  Hepubliqu«  est  un  droit  goaveruement  de 
^nsienn  mesnages  «k  de  ce  qni  lenr  est  comroun  avec  puisaanee 
fOUTerahie. 

Blunttcltli,  «ligcmeines  Statsrecht.  !.  5 
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gesehen  werde.  Bei  Hugo  Grotius  finden  wir  die  Sonderung 
der  Jürchlicheo  ron-  der  statlichen  GemeiDdchaft  iujige^ro- 
cbeo  ttüd  «pe  oaebdrttekllehe  Botonimg  der  Freiheit  Der 
8tei  itk  Baeb.  ihm  «di^  ToUkommoie  Yereiiilgung  flreier  Men- 
schen, verbanden  zum  GenoMe  der  Rechte  und  zum  Zwecke 
gemeiner  Wohlfahrt.'*^  Es  versteht  sich,  dasz  er  den  Stet 
auf  die  oienschliche  Natur  gründet,  aber  er  denkt  dabei 
weniger  an  Familien  oder  ganze  Nationen,  als  TOmömlich 
an  eimelne  Indiyidaen  und  «ein  6ats:  „hominis  proprium 
soeiale^  ist  keine  gltlekliehe  Uebertragong  des  Aristotelis^n 
o  äv&gmnoq  moXfriardv.  Aber  de  ist  eharakteristiscb 
daftkr,  dasz  der  moderne  Geist  nicht  wie  der  antike  erst  den 
Stat,  und  dann  das  Individuum  sondern  vorerst  an  die  Ein- 
zelnen und  dann  an  ihre  Verbindung  denkt.  Die  Persön- 
lichkeit des  States  war  ihm  niebt  unbeltannt,  aber  sie  be- 
faemcht  nicht  seine  Statslehre  und  indem  er  auf  den  Consens 
der  Ifensehen  als  die  Hauptquelle  auch  des  öffentlichen  Rechts 
hinweist,  gibt  er  den  Anstosz  zu  der  späteren  Vertrugs- 
theorie. 

2.'  Von  dieser  Grundlage  aus  bildete  sich  nun  die  mo- 
derne speeulative  und  naturreebtlicheBtatslehre  w^ter 
aus«  und  swar  selbstftndig,  auch  von.  der  antiken  scharf  ge- 
trennt   Die  Oegensftlse  der  philosophischen  Schulen  und 

der  politischen  Parteien  brachten  freilich  auch  hier  eine  gro^ze 
und  lebhafte  Meinungsverschiedenheit  hervor;  und  fast  nie- 
mals stimmte  der  eine  mit  dem  andern  völlig  zusammen. 
Aber  bis  in  unser  Jahrhundert  hinein  herrschte  in  den  Yieler-  , 
lei  Darstellangen  des  Katumchts  und  iles  allgemeinen  Stats- 
begriflb  der  Gnmdgedanke  yor,  dasz  der.  Stat  wesentlich 
eine  Gesellschaft  von  Einzelnen  und  daher  ein  freies 
Werk  der  individuellen  Willkür  sei.    Der  absolutistische 

*  Ai|o  MUtn  de  J.  R  I.  L  %.  14.  „Est  dTitu  ooetos  perfeetiis 
UbcKDroin  hommiim,  jaris  fruendi  et  oomBioiiif  nttlitatie  oeusa  ioQiataa.<* 
I.  m.  S-  7*  Prolegom.  $.  16»  Vgl  Leo,  Wd^sceefafchte  IV.  S.  l49. 
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Hobbes,^  der  die  StiftlsgewaU  des  Ifonarcben  zu  dem  Allea 
vmcblingenden  LeWefhan  maebl,  ist  darin  mit  dem  radi- 

oalen  Uoussoau''  einig,  dessen  Volkssouveränetät  den  Fort- 
bestand der  ganzen  Statsr»niiiung  jeden  AugenbHck  in  Frage 
stellt.  Der  geistreiche  Samuel  Puffeadorfs  bezeichnet 
zwar  den  6tat  ala  eine  »sittliche  Person/  aber  der  Stats» 
Wille  ist  auch  för  ihn  nur  aus  den  .IndividuälwiUea  Aller 
zosammeogesetst  und  er  bildet  die  Theorie  des  Oesellschafts- 
rertrags,  aus  dem  der  St«t  erklärt  wird,  mit  Vorliebe  aus. 
Jolin  Locke  vertheidigt  ebenso  die  Vertragslehre  mit  Eifer 
gegen  die  Angrifle  der  Frömmler  und  sieht  in  ihr  eine  Ga- 
rantie der  englischen  Bttrgerfreibeit.  Auch  Kant  kommt 
nicht  darüber  hinaus,  obw^l  er  schon  den*  Fusz  erhobt,  am 
tiber  die  Schranken  der  Vertragslehre  wegzukommen;'  und 
selbst  Fichte  in  seinen  früheren  Schriften  ist  noch  in  jener 
Ansicht  befangen. 

Der  Stat  der  ganzen  naturrechtlichen  Philosophie  ist 
wesentlich  Vertrags'^  und  Gosel Ischaftss tat.  Hatten 
die  alten  Philosot^en  Ober  dem  Einen  Stat  die  Rechte  der 

♦  Iltihbcs  Je  Cive  S.  87.  „Civitas  ergo  est  persona  iina  (?),  cnjiis 
voluDtaä  fjT  pactü  phtriim  ka»inum  pro  voiuutaie  hat)eQ(la  esi  iptorum 
k«|<mMi;  tfk  tisgülstii»  vijdtas  H  MmIMSbm  ati  poetlt  «d  iisoeiB  «t 
defBBsionem  conomoneni.''  ... 

*  Jtoutfra«,  Contraet  Sodal.  c  6.:  „Eiiie  Fom  der  ^eeeUecbafUichen 
Verbindmig  (Association)  bei  Hnden ,  welche  mit  aller  gemeteaamei'  Kraft 
die  Person  UMCl  das  Vermögen  jedes  einzelnen  Gesellschafters  TerÜi^i<iige 
und  schirme,  und  durch  welche  jeder  Einzelne  sich  mit  ollen  vereini^nd 
doch  nur  sich  selber  gehorche  und  eben  so  frei  bleil>e  als  zuvor?  das  ist 
das  tiefe  Problem,  das  in  dem  Gesellschaftsv ertrarr  seim'.  Lösung  findet.** 

•  De  jure  Nnluraii  et  gentium  VII.  %.  13.  „I  nde  ci\i(ati6  haec  ccm- 
modisaiiBe  vitetur  deßnitiO)  quod  sit  peraona  mvral»  c<mipoaita,  cujaa 
volalitaa  ex  plurium  packia  implicila  et  unila  pro  yqlantate  oinniiim  habe, 
iar,  nt  tiiigalonini  vlribqa  et  ftumltaUbna  ad  paerm  et  aeeutitaten  ooni- 
asunem  uti  possit. 

'  Werke  VII.  197:  „ Verbindung  Vieler  zxi  irgend  einem  Zwecke  ist 
in  allen  Geeell&rluiffsverträgen  anzutreffen;  ulier  Verbindung  dciselben- 
die  an  sich  selbst  Zweck  ist,  ist  nur  in  einer  Gesellschaft,  soferue  sie 
ein  gemeinsames  Wesen  ausmacht,  anzutreffen.**  * 
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Individuen  nicht  hinreichend  gewürdigt,  so  begingen  die 
neoern  Philoeo^en  nun  den  entgegengesetzten  Fehler,  in- 
dem sie  über  der  Rückaicbt  auf  die  Ebieelmenschen  die  Be- 
dentuDg  des*  States  Terkannten. 

8.  Offenbar  war  es  ennftehts  eine  Veren^ni)<^  dieses 
StrttsbegrilTs,  wenn  Kant  niid  Wilhelm  von  lliunboldt 
den  ötat  für  einen  Rechtsstat  in  dem  Sinne  erklärten, 
daS2  seine  einzige  Aufgabe  die  Ge^  ährung  der  Rechtssicher- 
heit für  Jedermann  sei.  Zwar  durchbrach  Fiehte  diese 
engen  Grenzen,  indem  er  den  Stat  zugleich  als  Wirtb- 
schaftstat  schilderte  und  ihm  hier  eine  Obermächtige  Ge- 
walt einräumte  und  gegen  das  Ende  seines  Lebens  von  der 
nationalen  Erhebung  für  deutsche  Freiheit  begeistert,  dem 
Stat  noch  höhere  geistige  Lebensaufgaben  zuwies.  Aber  die 
meisten  deutschen  Pbilosopben  und  Juristen  der  nftcbsten 
Generation  hielten  sich  doch  in  der  Theorie  an  den  kanti- 
schen Begriff.  ^ 

Wir  begreifen  es,  dösz  der  Gedanke  bei  Vielen  Beifall 
fan<l,  welche  gegen  die  Vielregiererei  der  Zeit  und  gegen  die 
Polizei-  und  Militärvvillkür  Schutz  suchten.  Aber  wenn  man 
oft  den  »Rechtsstat''  dem  «Polizeistat'^  entgegen  ge- 
setzt und  es  als  die  Au%abe  der  neuen  Zeit  bezeichnet  hat, 
diesen  durch  jenen  zu  verdrängen  und  zu  ersetzen,  so  war 
man  dabei  der  reichen  Natur  des  Stats  nicht  klar  bewiiszt. 
Der  Stat  darf  eben  so  wenig  zum  bloszen  Rechtsstat  wer- 
den, als  er  ein  bloszer  Polizeistat  sein  darf.  Die  AusbiltUmg 
des.  ^Rechtsstats''  eins^tig  verfolgt,  wOrde  zuletzt  den  Stat 
zu  einer  bloszen  Anstalt  für  Rechtspflege  verkrüppeln,  in 
welcher  die  gesetzgebende  Gewalt  das  Recht  im  allgememen 
festsetzen,  das  Gericht  dasselbe  im  einzelnen  Falle  zur  An- 
erkennung bringen  und  schützen  würde,  und  der  Regie  rung 
fast  keine  andere  Thätigkeit  als  die  eines  Gerichtsdieners 
oder  der  Gendarmerie  übrig  bliebe.  Die  nationalen  Inter- 
essen der  Wirthschaft,  dar  Bildung,  der  Machtentfaltung  worden 
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verktiinineru  und  von  einer  gruszen  Politik  könnte  nicht 
mehr  die  Rede  sein.  Umgekehrt  würde  eine  einseitige  Aus* 
bilduüg  des  „Polizeistates'^  am  Ende  jede  iadividuelle  Rechte- 
Sicherheit  und  Freiheit  der  auaficfalieazliehen-  Rlickaicht  auf 
das,  was  dem  GauMn  nOtiBlich  seheint,  zum  Opfer  bringen 
und  eine  unerträgliche  BeTormundung  freier  JlSnner  herbei- 
führen. 

Versteht  man  daher  unter  Rechtsstat 

1)  den  Gedanken,  dass  der  Stat  nur  eine  Anstalt  sei,  um 
die  Rechte,  der  Individuen  zu  schatten,  so  wird  offenbar  das 
ganze^Statsreeht  su  einem  blossen  Mittel  ftkr  das  Privatrecht, 
und  der  Stat  zum  l)losz^  Diener  der  Privatpersonen  er^ 
niedri^t. 

Versteht  man  ferner  unter  ^Rechtsstat* 

2)  die  Meinung,  dasz  der  Stat  die  Rechte  der  Qe- 
meinschafi  zu  ordnen  und  zugleich  i&r  Anerkennung 
der  individuellen  Rechte  zu  sorgen  habe,  so  ist  da^ 
zwar  ganz  richtig,  aber  durchaus  ungenügend,  indem  gerade 
die  fruchtbarste  Thätigkeit  des  Statsinanues,  die  Sorge  für 
die  materielle  Wohlfahrt  und  für  die  geistige  Erhebung  des 
Volks,  übersehen  wird; 

^)  oder  dasz  der  Stat  zwar  wohl-  dem  Inhalte  nach 
auch  die  öffentliche  Wohlfohrt  befördern,  aber  der  Form 
nach  doch  nur  insofern  Zwang  Oben  dürfe,  als  ^ne  recht- 
liche Nut-hwendigkeit  diesen  begründe,  so  ist  gegen  diesen 
Gedanken  zwar  schwerlich  etwas  einzuwenden,  aber  zugleich 
wiederum  klar,  dasz  damit  nur  eine  Seite,  der  statlichen 
Xhfttigkeit  nfther  bestimmt^  die  Aeuszerung  der  statliche^n 
Sorge  aber,  z.  B.  für  Nahmngs^,  Verkehrs*  und  Culturbe- 
dQrfoisse,  welche  sich  innerhalb  jener  rechtlichen  Schranken 
frei  bewegt  und  keineswegs  der  Form  des  Zwan- 
ges bedarf,  nicht  begriffen  wird. 

Vei-steht  man  unter  dem  Wort  Rechtsstat 

4)  die  Verneinung  der  religiösen  Begründung  des 


Digitized  by  Google 


EniM  itoeli.   Um  Wim  dM  8taliu 


b4at8  und  die  Bebauptong  .aeiaer  mentichUclieu  Gruudlttge 
und  Betobriliikttogf  oder 

5)  die  BekftinpAn^  jeder  äbaolaten  Statsgewfdt  uod 
amb  def  Patriroonialstata,  der  sieh  mit  der  PoliaeiwiU- 

kür  ganz  trefliich  abzufinden  gewuszt  Iiat,  und  die  Behaup-  ^ 
tung,  dasz  den  Statsbiirgero  ein  Aotheil  gebühre  an  den 
öffentlichen  Rechten  j 

80  werden  zwar  damit  charakteristische  Merkmale  des 
modemen  Stets  gemeint,  aber  der  Ausdruck  ist  sebr  unglück- 
lich -gewftblt,  um  diese  Gedanken  anaudeuten. 

Wie  es  zwei  Seiten  g:ibt  des  statllcben  Wesens,  Ruhe  ^ 
und  Bewegung,  Bestand  und  Entwicklung,  Körper  und  Geist,  j 
und  wie  es  diesem  innern  organisch  verbundenen  Gegensatz  ! 
entsprechend  zwei  Statswissenschaflen  gibt,  Stetsrecht  und 
Politik,  80  gibt  es  auch  zwei  grosse  Qtatsprincipien, 
welche  wie  zwei  leuchtende  destime  das  Leben  des  States 
•  ertfellm  und  befruchten,  welche  beide  die  Form  und  den  ^ 
Inhalt  des  States  bedingen:  die  Gerechtigkeit  (justitia) 
und  die  öffentliche  Wuhlfahrt  (salus  publica).  Stats- 
mftnner  werden  vorzugsweise  die  letztere,  Juristen  eher  die 
erste  vor  Augen  haben.  Die  Idee  des  Rechte  bestimmt  vor- 
zugsweise das  Steterecht.    Die  Idee  -  der  Woblfohrt  leitet 
Tomämlich  die  Politik. 

Die  Sorge  der  Regierung  wird  sich  mehr  noch  auf  die 
öffentliche  Wohlfahrt,  obwohl  innerhalb  der  Schranken  des 
Rechtes  beziehen,  wie  denn  auch  die  statlich  fortgeschrit- 
tenen Römer  gerade  -den  h(tohsten  Magistraten  die  Sorge 
ftlr  die  öffentliche  Wohlfadirt  als  ihre,  oberste  Pflicht  ans 
Herz  gelegt  haben  ;^  die  Thätigkeit  der  Gerichte  wird  sieh 
auf  die  Aufrechthaltung  der  Rechtsordnung  beschranken. 
Der  Stat  selbst  aber  bedarf  zu  seiner  Existenz  und  zu  seinem 
Gedeihen  der  steten  Rücksicht  sowohl  auf  die  öffentliche 

*  Cieirop  de  Legibus  lÜ.  c  3.  von  den  Gk>ntala:  «Ollii  6a1ii8  Popoli 
Suprenut  Lex  Btto.* 
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Wulillkhrt  als  auf  das  Recht.  Gerade  der  moderne 
Stat  aber  achtet  in  böherem  Masze,  al8  der  mittdalterliche 
auf  die  Be^örfniflse  dea  gemeiBeii  Wohles,  und  kano  daher 
weniger  als  der  letelere  su  einem  blowen  «ReohtaBilAie* 
werden. '  • 

4.  Ein  Verdienst  der  historiteben  Sebale  ist  es,  den 

organischen  Charakter  des  States  von  neuem  ins  Bewuszt- 
sein  gebracht  zu  haben.  Einzelne  grosze  Statsmänner  hatten 
zwar  ein  lebendiges  Verständinsz  .des  organischen  Btates  be- 
wahrt Friedrieh  dav  ^roiie  von  Preusxen  ^,  SL  afuraeb 
In  seinem 'Antimaeehlatrell  (e.  9«)  es  deatUeh  ans:  «Wie  die 
Menschen  geboren'  werden,  dann  eine  Zeit  lang  leben,  end- 
lich aus  Krankheit  oder  Alter  sterben,  so  bilden  sich  auch 
die  Staten,  gedeihen  einige  Jahrhunderte  und  gehen  endlich 
wieder  unter.  ^  Aber  die  Wissenschaft  hatte  diese  Einsicht 
so  sehr  Temaehlftssigt^  dasa  'die  firneüenuig  danelben  von ' 
Seite  der  btstonschen  Schale  wie  älne  neue .  fintdecknng 
wirkte,  und  die  Fortbildung  der  Wissenschaft  doch  nun  eine 
ganz  andere  und  fruchtbarere  Richtung  nahm.  Indessen 
war  die  historische  Schule  geneigt,  den  Begriff*  des  States 
zu  sehr  als  einen  blosz  nationalen  aufzufassen,  und 
4ie  höhere  menschlie-he  Bedeutung  desselben  zu  ttbe^- 
seben,  od^r  geradezu  zu  bestreiten.  6o  erklärte  Savig-ny 
den  Stat  als  ^die  leibliche  Gestalt  der  geistigen  Volksge» 
meinschaft,**  als  „die  organische  Erscheinung  des  Volks. 
Der  geniale  Engländer  Edm.  Burke  aber  brachte  den 
historischen  Stat,  indem  er  die  revolutionäre  Theorie  be- 
kttmi^,  wieder  in  den  Lichtkreis  der  göttlichen  Weltord- 
nung in  jener  bertthmten  Stelle  seiner  Betrachtungen  Uber 
die  französische  Revolution:  «Bw  Stat  ist  nicht  eine  Ge- 
nossenschaft in  Dingen,  welche  nur  dem  rohen  leiblichen 
Dasein  einer  kurze  Zeit  währenden  und  tergänglichen  Natur 

*  Sa,vjgny,  Syst  dea  rdm.  Rechts.  I.  8  23. 
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frohnden.  Er  ist  eine  GLiiussenscIiaft  in  aller  Wisseuschufl, 
in  aller  Kunsl,  iu  jeder  Tugend  und  in  jeder  Vollkommen- 
heit Da  eine  derartige  Genosseoschaft  ihr  Ziel  nicht  io 
^nigen  Generfttioiie&  erreicheD  kann,  so  wird  aie  m  eLner 
Genossenschaft,  welche  nicht  allein  die  Lebenden  verbindet, 
sondern-  auch ^  die,  welche  bereite  gestorben  sind  und  die, 
welche  noch  geboren  werden.  Jeder  besondere  Statsvertrag 
ist  nur  eine  Klausel  in  dem  groszen  Urvertrage  der  ewigen 
Weltordnung^  welcher  die  niedern  Wesen  mit  den  hohem 
Verkettet,  die  sichtbare  und  die  unsichtbare  Welt  verbindet 
und  zu  einem  festen  Rcchtsverhältnisz  xnsammeiistinimt,  das 
durch  den  unverletsbaren  Eid  geheiligt  wird,  welcher  alle 
physischen  und  moralisclien  JNatureQ  jede  an  ihrem  ange- 
wiesenen Platze  festhalt.'* '0 

Vor  einer  so  hohen  geistigen  Erfassung  des  States  konnte 
die  mittelalterliche  Lehre,  dass  der  Stat  zur  Kirche  sich 
verhalte, wie  der  Leib  zum  Geiste,  unmöglich  bestehen. 

Die  historische  Schule  nahnr  aber  den  Stat  an  wie  er 
geworden  war;  und  der  auf  die  Vergangenheit  gewendete 
Blick  wurde  von  den  Bildern  des  untergegangenen  Lebens 

"  lEdm.  Jiurki\,  Kellccl.  on  the  re\ol.  in  Fiance.    Vgl.  auch  Leo, 
Weltgeschichte  VI.  S.  759,  der  die  Gedanken  Biiike's  wtiler  ausfülirt. 
Jene  glänzende  Aeuszerung  des  Statemannes  erinnert  an  die  nickt  minder 
erliebäideii  Worte  Shakefp«are*8  IVoUue  und  Ctuä,  IIL  3. : 
»Em  (ief  Gehcimnin  wohnt  (dem  die  Geschichte 
Stets  fir«nd  geblieben)  in  des  States  Seele: 
Desi  Wirksamkeit  so  göttlicher  Katur, 
Dasz  Sprache  nicht  noch  Feder  sie  kann  deuten." 
Vgl,  auch  S  hak  es.  König  Heinrich  V.  —  1.  2. 

Eyeter:  „Dein  Reginent,  zwar  hoch  und  tief  und  tiefer 
Verthcilt  an  Glieder,  hält  den  Einklanp  doch 
Und  stimmt  zu  einem  vollen  reinen  Öchlusz, 
So  wie  Musik.« 
CajDlerbiiry:  ^Sd^r  wahr!  Dnun  tbelU  der  Eimmd 

Der  Henseben  Stand  in  mancberlei  Bemf, 
.  Und  setzt  Bestrebnng  in  beständigen  Gang, 
Dem  als  zum  Ziel  Geborsam  ist  gestellt.'f 
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so  mächtig  uiigez(»«j:eii,  dasz  viele  Anhänger  dieser  Kichtung 
darüber  das  Versiäricliiisz  der  Gegenwart  und  die  Neigung 
an  der  VerToilkommnQOg  der  üifeuüicheo  Zostftiide  mitza- 
wirken  einbüszten.  Konnte  man  einem  groezen  TheU  delr 
natarrechtlichen  8ehnle  vorwerfen,  dasz  ihre  Statoidee  ein 
Spielball  der  individuellen  Willkür  sei,  so  war  auch  die 
hisforisehe  Schule  nicht  von  dem  Vorwurf  freizusprechen, 
dasz  ihr  StaLsljegrifi*  Doch  festgebunden  sei  an  die  herköiDm- 
liehen  Autoritäten  und  an  die  überlieferten  Vorartheile. 

5.  Die  neuere  Philosophie  hat  wiederholt  Versnobe  ge- 
macht, die  6tatsidee  tiefer  su  fiusen. 

Unter  den  1>eut8chen  hat  Hegel  insbesondere  zwar  die 
sittliche  Bedeutung  des  States  wiederum  kräftig  betont 
und  den  Stat  iiq  Gegensätze  zu  den  jämmerlichen  Vor- 
stellungen, dasz  er  ein  nothwendiges  Uebel  sei,  als  die 
hdcÜste  und  heirrlichste  Verwirkli<^nng  derRechtridee 
gepriesen.  Aber  sein '  Stat  ist  doch  nur  eine  logische  Ab- 
straction,  ohne  wirkliches  Leben  und  ohne  Körper,  ein  dia- 
lektisches Gedaiikeuspiel,  eine  Kedefigur,  l<eiii  Wesen.*' 

6.  Fr.  J.  Stahl  hat  diö  geschichtlichen  Neigungen  in 
die  Rechtsphilosophie  übertragen,  aber  zugleich  die  religiös- 
politische  Specülation  erneüert  In  ▼iden  Beziehungen  hat 
Stahl  durch  seine  dialektische  und  kritisehe  Gewandtheit  neue 
Gesichtspunkte  zu  finden,  und  durch  den  Scharfblick,  tait 
dem  er  manche  dunkle  Stelle  beleuelitele ,  die  Statswissen- 
scbaft  sehr  gefordert;  in  anderer  Hinsicht  aber  hat  sein 
Hangel  an  gründlicher  historischer  Bildung  und  seine 
dienstdfrige  Sophistik,  welche  den  romantischen  Liebhabe- 
reien grosser  und  kleiner  Herren  moderne  Formeln  zur 
Verft)gung  stellte,  auch  in  der  Wissenschaft  groszen  Schaden 

**  Hegel,  Rechtsphilosophie  §.57:  „Der  6tat  ist  die  WirklidikeU  der 
«iitlichen  Idee,  der  eiUliehe  Geifit  als  der  olbiibeie,.8lch  aelbet  deatikhe 
sulMtantieile  Wille,  der  ridi  denkt  ünd  weite,  und  das  was  er  wetoa  und 
ineofem  er  es  weiss,  Tdlfübrt  Vgl.  Werke  IX.  f.  44. 
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«ngerichtel.  Btahl  beteichnet  flen  8tat  als  ein  „eittiich- 
intellectuenes  Reicb;^  %U  ^die  Einigung  der  Menge  ira  ESner 

geordneten  Gemeinexistenz,  die  Aufrichtung  einer  sittlichen 
Autorität  und  Macht  mit  ihrer  Erhabenheit  und  Majestiit  und 
der  Hingebung  der  UuterthaneD.'*  6eiae  Statsidee  ist  leben-  « 
diger  als  die  Hegels,  er  erkennt  auch. an,  dasa  die  Herr^ 
schall  des  States  ^beschränkt  sei  auf  den  Gemeinaustand* 
lind  botet  sich  so  ror  der  üeberspannung  des  anttken  Stets. 
Aber  durch  seine  ganze  Statslehre  geht  wie  ein  rother  Faden 
ein  Zug  der  alttcshunt utliclion  Thet)kratie  durch,  welcher 
dieselbe  für  die  moderne  europäische  Welt  doch  ungeniesa-- 
bar  BMu^i  Die  göttliche  —  oder  ttbermenschlich  gedachte  — 
MajestAt  der  *Statsgewalt  kann -mit  der  menschlich-bürger* 
liehen  Freiheit  k^en  BVieden  schlieszen. 

7)  Noch  immer  ist  das  Vcrständnisz  des  organischen, 
oder  höher  ausgedrückt  des  psychologisch-menschlichen 
Wesens  des  States  gering  und  nur  Wenige  wagen  es,  die 
nothwendigen  Folgen  dieser  Grundgedanken  wisseosehaftlich 
ansnerkennen«  Unlftugbar  aber  bat  die  Wissenschaft  der 
nenerp  Zeit  in  dieser  Riditung*  manche  Fortschritte  gemacht 

Fr.  S.chmitthenner  erklärt  den  Stat  als  einen  ethi- 
schen Organismus,  bestimmt  die  öflentlichen  Angelegenheiten 
des  äussern.  Lehens,  des  Kechtes,  der  Wohlfahrt  und  der 
Bildung  ZI)  vertreten.  Er  war  einer  der  ersten,  weiche  der 
neuen  -Richtung  der  Wissenschaft  Bahn  gebrochen  haben. 

Einen  merkwürdigen  Versuch  hat  V  oll  g  raff  gemacht, 
die  Statslehre  auf  die  Psychologie  der  Völker  zu  gründen.  ^ 
Das  Werk  gibt  sich  selbst  als  „ersten  Versuch"  und  ist  als 
solcher  ehrenwerth.  Aber  dasselbe  ist  doch  nicht  geeignet, 
die.  psychologische  Methode  zu  Ehren  zu  bringen.  Weder 

Erster  Versuch  einer  wissenschaftlichen  Begründung,  sowohl .  der 
allgemeinen  Ethnologie  durch  die  Anthroiwloj^ie  wie  auch  der  8tats-  und 
Hechtäphiloijopiiie  durch  die  Ethnologie  oder  IjaUonalität  der  Völker, 
lü  Theile.  1851—1853. 
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befriedigt  die  Darstellung  der  menschlichen  Seelen kräfte, 
noch  die  Scb&izuog  der  verschiedenen  Temperamente;  und 
der  angesammelte  ansebnlicbe  8toff  roa  biatorischen  Notizen 
und  mannigfoltigen  Beobacbtungen  und  Reiaebemerkangen 
ist  zu  wenig  kritisch  rerarbeitet  und  gar  su  sehr  mit  blossen 
PhantasiL'l)il(l('rii  gemischt,  so  dasz  auch  das  Gefühl  der 
realen  Sicherheit  nicht  aufkommt. 

Ahrens, ^3  (jem  Philosophen  Krause  folgend , ,  hat  es 
unternommen,  eine  »organisiacbe^tatalebre''  zu  sohrä- 
*  ben.  .  Aber  er  vöratebt  unter  demi  Orgamamua  des  Stats 
niebt  so  wobl  ein  lebendiges  persönliches  Gemeinwesen)  als 
▼ielmelu-  eine  organische  Eiurichtung  liir  Kechtsgemeinschaft. 

Waitz'*  endlich  sagt  vom  Stat:  „Der  Stat  ist  nichts  will- 
kürlich Gemachtes,  nicht  durch  Vertrag  der  Menschen,  nicht 
durch  Gewalt  eines  oder  einiger  fänaelneu  entstanden.  Der 
Stat  erwächst  organisch  als  ein  Organismus,  aber  nicht  nach 
den  Gesetzen  und  für  die  Zwecke  des  Naturlebens,  sondern 
er  ruht  auf  den  liüheren  sittlichen  xViila;j;en  der  Menschen, 
in  ihren  wahren  sittlichen  Ideen;  es  ist  kein  natürlicher,  ein 
ethischer  Organismus,  Der  Stat  ist  die  Organisation  des. Volks*'' 

Anmerkung.  In  ineiiien',,P8yche]ogijtohe&  Sindien  Uber  Stet 

uad  Kirche,"  Zürich  1844,  ist  der  erste  Versuch  gemacht,  den  Stat  aus 
der  Psychologie  Fr.  Rohmers  zu  erklären.  Ich  setzte  dabei  irriger  Weise 
einiges  Vcrständnisz  für  dicsp  in  der  „Lehre  von  den  Parteien"  zu  Tag 
getretene  Wissenschaft  voraus,  machte  aber  die  Erfalirung,  da.'^z  niilit  allein 
Jenes  nicht  vorhanden,  sondern  dasz  jedea  psychologische  Dtiikcn  über  den 
Stat  der  heutigen  Schulbildung  abhanden  gekommen  sei  und  fremdartig  er- 
scheine.. Die  Stadien  wurden  von  den  Mitiebenden  wie  eine  „unbegreifUi^^ 
Narrheit  dnes  sonst  doch  ▼erständigen  Mannes**  verworfen.  Die  Frfieht^ 
jenfir  Stadien  aber,  wie  sie  spitsr  In  diesem  Werke  herangerdft  sind,  werden 
siemlidi  allgemein  mit  Gnnst  und  Dank  eingenommen.  Inswiscben  ist  die  SSeit 
näher  gerückt .  in  der  auch  der  Weg,  den  jene  Stadien  eingeschlagen  haben, 
nicht  mehr  als  abenteuerlich  erscheiDen  und  die  organisch-psychologische 
Erkenntnisz  des  States  mit  Vorliebe  gepflegt  werden  wird.  Dann  wird  auch 
der  Werth  oder  Unwerth  jeuer  „Studien"  richtig  beurtheill  werden  kumieu. 

H.  Ahrens,  die  organische  Stetslehre.  Bd.  I.   Vfien  1S50. 
•*  PoJitil^.  186».  1.  L 
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Erstes  CapiteL 

I,    Die  Menschheil  und  die  Menschenrassen  und  Völkerfamiiieu. 

Die  Hen8ohh6lt  hat  ihre  Oesammtorganisation  in  dem 
Weltstate  noch  nicht  geftinden.  Vorerst  kennt  die  Geschichte 

nur  einzelne  Reiche  und  Staten,  welche  auf  Bruchtheile  der 
Menschheit  beschränkt  sind.  Das  allgemeine  Statsreclil  un- 
serer Zeit  musz  daher  voraus  jene  Theile  beachten,  und 
das  Verbältnisz  der  Völker  zar  Menschheit  und  zum  State 
bestimmen«  <■  -  - 

Der  Glaube  an  die  Einheit  des  Menschengeschlechts 
ist  dem  gereinigten  religiösen  Gefühl  unentbehrlich.  Das 
Christenthum  hat  alle  Menschen  zur  Kindschaft  Gottes  be- 
rufen. Der  civilisirte  Stat  setzt  diese  Einheit  ebenfalls  vor- 
aus und  achtet  auch  in  den  niedem  Rassen  und  Stämmen 
doch  die  gemeinsame  Menschennatur.  Für  den  Stat  und  das 
Statsrecht  aber  ist  neben  jener  Einheit  der  Mensohhdt  die 
Verschiedenheit  der  Rassen  von  höchster  Bedeutung; 
denn  im  State  erscheinen  die  Menschen  geordnet  und  Ord- 
nung ist  nicht  denkbar,  ohne  Unterscheidung. 

Die  Wissenschaft  hat  bis  jetzt  den  Schleier,  welcher  den 
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geheimnifiZYolleii  Ursprung  der  verschiedenen  Haiiptrassen 
der  Meuscliheit  deckt,  niclit  zu  heben  vennoclit.  Beruhen 
die  Rassen  auf  verschiedenen  Schöpfungsacten  und  sind  die 
eioei)  Rassen  früher  die  andern  spüter  erschaft'en  worden? 
Oder  sind  me  ent  nach  der  Einen  and  eipmaligen  Enchaf- 
fang  des  Menschengeschlechts  und  durch  welche  Natuige- 
wellen  geschieden  worden?  Wir  wissen  es  noch  nicht.  Die 
Verschiedenheit  der  Hauptrasseu  aber  sowohl  in  ihrtin  l\ür- 
perbau  und  in  ihrer  Farbe,  als  in  ihrer  geistigen  Anlage  ist 
schon  da  in  den  ersten  Anfängen  der  bekannten  Entwick- 
langsgeschtebte  der  Meoscbheit  und  sie  iat  bis  auf  heute 
wesentlich  dieselbe  geblieben.  Es  hat  sich  wohl  keine  der- 
selben ganz  rein  erhalten  und  mancherlei  Mischungen  der 
Geschiciite  liaben  ^n'osze  Bestandtheile  der  Una.^sen  zum 
Theil  lopgeri!-sen  von  der  Gemeinschaft  mit  den  übrigen  Mas- 
sen, zum  Theil  zu  neuen  Völkern  umgewandelt.  Aber  immer- 
fort sind  die  Gegensätze  der.weis^en^  der  schwarzen, 
der  gelben  und  wohl  auch  der  rothen  Rassen  erkennbar 
und  wirksam  und  mehr  noch  in  der  Entwicklnngsgeischichte 
als  in  ihren  zuweilen  tn'igerischeii  Karben.  Es  gibt  wohl 
manche  selbst  sehr  geistreiche  Männer,  welclie  die  geistige 
üngleichhoit  dieser  Russen  in  der  Theorie  läugnen,  aber 
schwerlieh  einen,  der  dieselbe  im  practischen  Leben  und 
Verkehr  nicht  fortwährend  beachtet.  Die  ganze  Weltgeschichte 
zeugt  Yon  Jahrhundert  zu  Jahrhundert,  für  die  yerschiedene 
Begabung  der  Rassen,  und  selbst  für  die  ungleiche  Fähig- 
keit der  einzelnen  Völker,  die  aus  ihnen  erwachsen  sind. 

Es  ist  wahrscheinlich,  dasz  die  schwarze  Rasse,  die 
Nacht  Völker,  wie  Garus  sie  nennt,  in  der  Vorzeit  nicht 
•blosz  Afrika,  den  Tornehmlich  für  sie  bestimmten  Welttheil, 
sondern  ebenso  die  südlichen  Länder  von  Asien  überdeckt 
und  sogar  in  den  südlichen  Ausläufern  des  europäischen 
Festlandes  Wohnsitze  gehabt  habe,  lieber  das  hohe  Alter 
dieser  vielleicht  erstgebomen  Rasse  kann  kein  Zweifel  sein. 
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Aber  nie  und  nirgends  hat  es  diese  Rasse  von  sich  ans  zu 
einer  auch  nur  einigermassen  dviUsirten  Rechts-  und  ßtaten-' 
bildung  gebracht.  Bie  hat  keine  wahre  Geschichte.  In  Jedem 

Zusammentreflfen  mit  Individuen  oder  Stämmen  der  weisztii 
Rasse  ist  sie  sofort  unter  deren  HerrschHtlt  gerafhen.  80 
ausschweifend  ihre  Phantasie  und  so  reizbar  ihre  Sinnlichkeit 
ist,  so  mangelhaft  ist  ihr  Verstand  ausgestattet  und  so  schwach 
ihr  WiHe.  Von  Natur  kindisch  ist  sie  auf  die  ErsüBhung 
und  Beherrschung  durch  höhere  Volker  angewiesen. 

Aber  auch  die  übrigen  Rassen  der  gelben  (finnisch- 
mongulisehen)  Völker,  die  in  Asien  vorzt)g]ich  ihre  Heimat 
gefunden  haben,  und  die  rothen  (indianischen)  Völker, 
denen  Amerika  zur  Wohnung  bestimmt  worden,  scheinen 
nur  mit  der  Hülfe  und  unter  der  I^tung  arischer  Männer 
zu  einem  gesicherten  statlichen  Dasein  gelangt  zu  sein; 
obwohl  sich  beide  vor  den  Negervölkern  auszeichnen,  die 
enstereii  durch  groszes  Geschick  für  das  materielle  Behagen 
des  äuszeru  Lebens  und  Verwaltungstalente,  die  letztern  durch 
männlich -wilden  Mutb.  So  mädiüg  bewiibri  siak  die  RMse 
ab  fortgepflawzCe  und  fortwirkende  Anlage  in  der  Geschichte, 
dasz  alle  diese  Völker  flir  sich  allein,  oder  wo  sie  überwiegen, 
im  günstigsten  Falle  wohlgeordnete,  aber  nirgends  freie 
Ötaten  hervorgebracht  haben. 

üeber  sie  erhebt  sich  aber  die  weisze  Rasse  der  so- 
genannten kaukasischen  oder  iranischen  Völker,  die  Cur us 
im  Gegensatze  zu  den  Nacht-  und  Dftmmerungs*  (Morgen- 
und  Abend -)  vOlkem  als  Tag  Völker  bezeichnet  hat,  die 
Kinder  der  Sonne  und  des  Himmels,  wie  das  Alterthum  sie 
benannt  hat.  Sie  sind  voi-zugsweise  die  historischen  Völker. 
Sie  bestimmen  die  Geschicke  der  Welt.  Alle  höheren  Re- 
ligionen, welche  den  Menschen  mit  Gott  verbinden^  sind 
zuerst  durch  Männer  von  ihrem  Stamme  gebflibnbart  worden^ 
fast  alle  Philosophie  ist  aus  den  Arbeiten  ihres  Geistes  hervor- 
gegangen. Im  Zusammenstosz  mit  den  andern  Rassen  sind 


Digitized  by  Google 


Entc0  C&^U^  Vk  Menidilieil  und  di«  VttlkerfiMDiUeii.  79 

diese  mlelzt  immer  you  ihnen  benagt  und  ilmon  untertban 
worden.  Alle  höhere  Stafteobildurig  geiiOrt  ihrem  Impuls  an 

und  ist  ihr  Werk.  Alle  Civilisation ,  alle  Vervollkommuuug 
der  geistigen  Zustände  der  Menschen  verdanken  wir  — 
nächst  GoU  —  ihrem  Veratonde  und  der  Energie  üires 
WiUensL 

IHese  TagYÖlker  iheilen  sieh  ab«r  in  xwei  grosse  Völker- 
fiimilien,  die  Semitischen,  und.  die  Arischen  (indo-ger- 

manischen)  Völker.  Die  Semiten  haben  vorzugsweise  eine 
religiöse  Mission  tiir  die  Welt.  Das  Judenthuni,  das  Chri- 
stenthum und  der  Isiani,  alle  diese  Religionen  sind  zuerst 
unter  Semitischen  Völkern  im  Orieht  verkündet  worden. 
Fflr  den  Stat  aber  sind  sie  weniger  begabt  Bag^eh  nimmt 
für  die  politische  Geschichte  und  die  Rechtsbildung  hinwie- 
der die  arische  Völkerfamilie,  deren  Sprache  auch  die 
edelste  und  gedankenreichste  ist,  den  obersten  Kung  ein, 
und  diese  hat  voraus  in  Europa  ihre  wahre  Heimat  ge- 
funden und  da  ihren  männlichen  Statsgeist  zur  Reife  ent- 
fkltet.  Darauf  ist  das  Recht  diesw  europftiscb-arischen 
Völker  begründet ,  die  übrigen  Völker  der  Erde  mit  ihren 
Ideen  und  ihren  Institutionen  politisch  zu  leiten  und  so  die 
Organisirung  der  Meiisclilieit  zu  vollziehen. 

Wir  betrachten  so  die  Verschiedenheit  der  Mens<^^hen- 
rassen  als  ein  Werk  der  schöpferisch  erregten  Natur,  nicht 
als  ein  Werk  unserer  menschlichen  Geschichte,  und  erkenr 
nen  in  ihnen  nfttttrlicbe  Varietftten  der  Menschheit 
Dagegen  die  Völker,  in  welche  die  Rassen  sieh  theilen, 
oder  welche  aus  der  Mischung  vcrsehiedener  Rassen  ent- 
standen sind,  sind  offenbar  das  Erzeugnisz  unserer  Geschichte. 
Die  Völker  sind  historische  Glieder  der  Menschheit  und 
ihrer  Rassen.  Zwar  kennen  wir  auch  Ur Völker,  d.  h.  die 
uns  schon  in  den  ersten  Zeiten  begegnen,  von  denen  uns 
historische  Kunde  zugekommen  ist,  oder  deren  Ursprung 
sich  in  ein  dunkies  Alterthum  verliert.    Aber  wir  kennen 
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eine  sehr  gi'osze  Zahl  Völker,  deren  EntsteiiiirL^  in  den  Be- 
reich uiwerer  historischen  Eenntniss  füllt  und  haben  GrOnde 
geang  ftkr  die  Annahme,  dass  auch  jene  UrvOlker  in  ähn- 
licher Weise  entstanden  seien.   Die  Geschichte  dnrch  ihre 

Trennungen  und  Vermischungen,  wie  durch  ihre  Wundlungen 
und  Entwicklungen  hat  im  Laufe  der  Zeit  die  Volker  geson- 
dert und  neue  Völker  Iiervorgebracht.  Die  Eigenthümlichkeit 
der  Völker  zeigt  sich  daher  weniger  noch  in  ihrer  physischen 
Erscheinung  als  in  ihrem  Geist  und  in  ihrem  Charakter  d.  h. 
in  d^r 'Sprache  und  im  Recht 

Anmerkungen.  1.  Prichani  Imt  in  siinem  Werke:  Natiirgefichiclilc 
«k'8  Menschengeschlechles  (in  dcutstl)er  Uclfitctzung  von  R.  Wagner, 
Leipzig  1840,  4  'J  lile.)  vorziiglidi  die  phy^iolof>iprhen  und  sprachlichen 
Untemhicde  und  Verwandtschaften  der  wesenüichen  Rassen  behaudell^ 
A/de  Gobineau  dagegen  in  Minem  Essai  sur  Tin^lit^  des  raoes  bii- 
maines,  Paris  1853—55,  mehr  die  poliiischen  Gegeusätse  darzusteHeli  ge* 
sodii  So  anr^end  und  hiteressaiit  diese  Untersadumgen  sind,  so  ist  in  ' 
beiderlei  Hinsicht  noch  sehr  viel  zn  thnn,  um  sichere  wisscnschaflliciie 
Resultate  zu  erreichen.  Das  neueste  und  vielseitige  Weric  ist  von 
7%.  Waiix,  Anthropologie  der  Naturvölker. 

2.  Mfin  hat  die  Bedeutung  der  Rasse  für  Recht  und  Slat  lange  in 
<ler  Wissensdinft  übersehen  und  mif»zachtet.  Das  Werk  von  Gobincau 
sucht  diesem  Mangel  abzuhelfen,  verirrt  sich  aber  nicht  selten  in  den  ent- 
gegengesetzten Felller»  Alles  aus  der  Anlage  der  Rasse  erklären  zu  wol- 
len. Er  fiiszt  die  Rasse  Itberdem  m  sehr  als  Gebnrtsrasse  auf  unrl 
betont  die  Einwirkong  der  AÜstainainng  und  des  Gebliits  an  ausscbliesz- 
lich.  Es  gibt  nicht  bloss  eine  angeborene  Rasse  —  allerdings  die 
nrspröngliche  und  natürliche  Bedentang  der  Rasse  —  es  gibt  auch  eine 
anerzogene  Rasse,  die  wir  sowohl  in  den  Familien  als  in  den  Völkern 
deutlidi  \^ahrnehmpn,  und  die  obwohl  secnndär  und  in  höhetni  Grnde 
von  menschlicher  Freiheit  begtiiniiit,  doch  einen  gewaltigen  Einliusz  auf 
die  Kcchtsbildung  übt.  Man  U  nke  mir  an  die  römische  Kirche  in  dem 
modernen  Europa,  um  »ich  die  Macht  der  anerzogenen  R^sse  zu  vergegen- 
wuriigen.  Von  der  Rasse  ist  das  Individuum  an  nntersehdden,  nnd 
die  individnelle  Einwirkung  nicht  minder  zu  beachten.  Die  Weltgeschichte 
ist  fast  mehr  noch  von  den  Individuen  als  von  den  Rassen  bestimmt  wor- 
den. Die  wichtigen  Aufschlüsse,  welche  ttber  diese  Gegensätze  in  Friedr. 
Rohmers  Lehre  von  den  politischen  Parteien  (dargesteill  durch  Theo- 
dor Rohme  Zürich  1844)  gegeben  werden,  sind  noch  nicht  so  beachtet 
und  gewürdigt  worden,  wie  das  Werk  es  .verdient. 
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Zweites  CapiteL 

II.  Die  KatioD  und  das  Volk. 

Kine  willkürlich  zusammen  gerottete  oder  geworbene 
Menge  MeMchen  bildet  noch  keine  Nation.  Auch  auf  denr 
Wege  der  Uebereinkunfl  einer  Anaahl  Individoen  ist  ao 
wenig  je  ein  Volk  enCstanden,  als  ein  8(at' 

Die  Fa  m  il  ien  ver  bi  imIu  n  ferner  f(ir  sich  allein  er- 
zeugt wodor  eine  Nation  noch  ein  Volk,  und  der  Satz 
Schleiennacherä : '  „Wenn  eine  Masse  von  Familien  unter 
«ich  FertHinden  und  von  andern  auageaelilossen  ist  dnrcli 
Conmibinni,  so  Mellt  sich  die  Volkseinheit  dar,^  wifd  in 
awiefticher  Beiiehnng  durch  die  C^eschlchte  widerlegt.  IHe 
römischen  Patricier  waren  unter  sich  durch  Connubiuin  ver- 
bunden,  die  Plebejer  ebenso.  Aber  weder  jene  iwkIi  diese 
waren  fdr  sich  allein  das  römische  Volk;  und  beide  war^n 
in  älterer  Zeit  nicht  durch  Connubiuni  mit  einander  Ver* 
banden,  und  doch  bestand  das  römische  Volk  ans  ihrer 
Vereinignng.  Die  germanischen  Völker  waren  aus  SUUiden 
verbunden,  von  welchen  jeder  nur  in  seinem  Innern  nuter 
seines  Gleichen  die  Ehegenossenschaft  zulicsz.  In  neuerer 
Zeit  endlich  besteht  überall  Ehegeuossenschat't  und  Familien- 
Verbindung  auch  unter  verschiedenen  Nationen,  ohne  d^ 
daraus  eine  neue  Nation  entsteht 

Die  Entstehung  einer  Nadon  setat  eine  neue  i^ltung 
innerhalb  der  bisherigen  Rassen  oder  einer  alten  gröszereu 
Nation  voi-aus  und  eine  Abzweigung  des  Theiles,  der  fUr 
sich  eine  eigenthiimliche  Bedeutung  gewinnt  oder  durch 
Mischung  mit  andern  Bestaudtlieilen  von  .atideni  Rassen  oder 
Nationen  dne  neue  Gestalt  annimmt.  Auf  die  Bildui^  einer 
Nation  hat  aber  der  Geist  den  mächtigsten  Einfluss.  Im 
alten  Orient  und  theil weise  wieder  im  Mittelalter  wiir  es 

'  Ethik.  §.  267. 
Rluntschli|  allgemeiDes  Statorecht.  1.  6 
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zuweiten  der  Geist  der  Religion,  der  die  OlHubensgenossen 

zu  einei-  neuen  Nation  verband  und  von  den  Andei-sgläubi- 
gen  trennte.  Störker  aber  noch  und  durchgreifender  trennt 
.  und  verbindet  die  Nationen  der  Geist  der  Sprache.  Die 
BprachgemeinsehafI  isl  das  sicherste  Zeichen  der  natao- 
len  Gemdnschafl.  Sie  bedeutet  Einheit  der  GeistescuHur. 
Erst  in  »weiter '  Linie  sehliessst  sich  die  Gemeinschaft  der 
Sitte  und  des  Rechts  an.  Aber  nur  allniöhlich  wächst  die 
Nation  zu  einer  solchen  Einheit  zusammen ,  welche  sich  über 
die  Individuen  und  über  die  Fumilien  erhebt  und  Alle  ver- 
bindet. Daun  tritt  auch  die  besondere  Art  sichtbar  hervor 
in  der  Phjsionoinie  der  Nation ,  in  der  Haltung,  Kleidung, 
.  Wohnung  derselben^  in  hundert  Jdeinen  Zttgen,  die  leiclit 
m  erkennen,  schwer  zu  beschreiben  sind.-  Erst  wenn  die 
Nation  ihre  Eigenart  schon  durch  mehrere  Generationen 
hindurch  fortgepflanzt  hat,  zeigt  sich  so  die  nationale 
Rasse  mit  ihren  Vorzügen  und  ihren  Schwächen,  im  Geist 
und  Charakter  wie  in  den  Körpereigenschafteu. 

Die  Nation  ist  ^  CuIturbegrifT.  Das  Volk  aber  ist  ein  . 
statsrechtlicher  Begriff.   Erst  im  State  und  durch  den.Btat 
wird  die  Nation  zum  Volk.  Die  Statsgemeinschuft  bil- 
det die  Volkseinheit. 

Auch  das  Volk  im  eigentlichen  Sinne  —  die  Ausdrücke 
Nation  und  Volk  werden  nicht  immer  auseinander  gehalten 
—  bedarf,  damit  es  zu  einer  wahren  Einheit  wird,  eines 
dauernden  Zusammenseins  und  Zusammenlebens;  Daun  bildet 
sich  ein  bestimmter  Volksgeist  aus  und  ein  bestimmter 
Volkscharakter,  die  verschieden  sind  von  dem  indivi- 
duellen. Geist  und  Charakter  und  fortgepflanzt  werden  iu 
der  Masse  der  Vollcsgenosseu.  Es  gibt  daher  auch  eiüe 
Yolksraase,  wie  es  eine  nationale  Rasse  gibt  und  beide 
treffen  nicht  immer  zusammen. 

Die  Nation  kann  nur  im  natürlichen,  niclit  im  juristi- 
scbeu  Sinne  eine  Person  genannt  werden,  weil  sie  in  der 
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Sprache  die  Einheit  ihres  Geistes  finnert.   Aber  ihre  Ge- 

meinschnft  ist  niclit  zu  einem  Reclitswosen  abgescblosseii. 
Sie  ist  keine  statsreclitliclie  Person.  Das  Vuik  dagegen, 
welches  im  State  einen  Gesainmtkörper  gefunden  hat,  ist 
zilgkieb  dne  Beeblaperioii^gf^MrdeBf. 

sie  unter  den  iiatnrgesetiien  itfi<^'6rgah&^d^ 

Tjcbens.  In  der  Entwick]iings<?eschielite  der  VÄTKer  laroeii 
sicli  dieselben  Alters}>eri(«len  unterseheiden ,  wie  in  dem 
Leben  der  Individuen.  Die  natürlichen  Kriiftc  und  Anlagen 
eiMt  V-olto)  sdoe  Yontellnng^,  seine  Bedürfnisse  sind 
UtSSent  iin  dttr  Zeit  sdner  Kindheit,  aäd  iuidera  iii'  de^  Mt 
g^iteiti  l&ksn.  Wie  für  den  einzelnen'  Menschen ,  so  ist  auc^ 
ftti^  ^ieis  Volk  die  mittlere  Periode  seines  Lebens  regelmäszig 
die  Zeit  der  hr»clisten  Entwicklung:  seinevS  Geistes  und  seiner 
Macht.  Nur  sind  diese  Perioden  bei  den  Volkern  nach 
Jahfliunderten  ni'beiiMss^,  w&hrend  sie  bei  den  Indinduen 
mäf  MMiViten  Hüft '  thtihniöhMden;   Unsteriiliclikdt  a^r 

V^efn  nreht  v^lieheA  zu  sein. 

A  II  lue  i- k  u  II  i>  1-  E-''  ist  «'in  Verdienst  Sa  vi gfii  y  '  s.  die  Bedeutung 
des  Volkes  nls  eines  oryianiselieu  We.seiih*  und  lieii  Kinllus/  .'^t-iner  Lebens- 
nlter  auf  die  Keclitsbilduiig  in  Deutäcliiaud  wieder  uachdruckeai»  liervür- 
gebob^n  zu  huljeu. 

2.  ich  hi^^  Mlier,  dem  iraiiz<}^icben  Spiacligebmoche  folgend,  das 
'»Vcik"  (peQple)*uiid  das  'Statavolk  »NaUoD"  geniinut  Die 
S^lttlfedglfef  h^griliidlet  aber  den  umgekelirteu  Spracbgebrancb,  iudem  luiUo 
von  DMci  auf  die  Geburt  uud  die  Rasee,  Volk  (popnlua,  nolig)  auf  die 
Stadt  und  den  Slat  hindeutet,  lind  das  deutsche  Sprachgefühl  fdigt  dieser 
Deutung.  Denigeniiisz  \>aren  die  Dcntsdit'n  im  Miltehdter  eine  Nntiou 
und  ein  Volk  .  nnd  sind  sie  heute  nur  eine  Nrit ion.  welehe  verlang'!  wieder 
ein  Volk  zu  werden,  uas  die  Scliweizer.  (»liwold  jius  verscliietiencu 
Natioiialiläten  zuäauiniengeselzti,  dennoch  geworden  sind. 


Digitized  by  Google 


S4  Zwcilet  Baeii/  Tolk  ond  Und.  . 

9  a 

I)ritt6B  Capit6jL 

Nalioiiale  Rechte. 

■  • 

E.S  ist  ein  Fortschritt  der  Civilisatioii,  dusz  wir  »nfaiigen, 
von  nationalen  Reeliten  zu  sprechen  und  Achtung  für  die- 
selben zu  fortlern.  Da  die  Nationen  Theile  der  Menschheit- 
Qiid  das  Produet  eines  grOBzea  welthistorischen  £u4wicklaDgs- 
processes  find ,  so  sollen  sie  auch  in  ihrem  Bestände  beachtet; 
und  geschützt  werden.  Das  erste  und  natürlichste  Grund^ 
recht  ist  alleaeit  die  menschliche  Existenz-  Welche  uieusch- 
liche  Existenz  aber  hätte  ein  besseres  Recht  von  Natur  als 
die  des  nationalen  Genieingeistes?  Sie  ist  ja  zugleich  die 
Unterlage  auch  der  indlTidueiien  £xistenz  und  dne  Grund- 
bedingung der  Entwicklung  der  Ueuschheit; 

Aber  nur  allmählich  wird  es  gelingen ,  dieses  zunftchsl 
blosz  sittliche  Gebot  in  die  entsprechende  Rechtsformel  «i 
fassen.  Die  Hauptbedeutung  des  Na  tiona  l  i  t ä  t  sp  ri  nci ps 
liegt  vorerst  noch  in  der  Politik,  nicht  im  Statsrecht. 

Als  nationale  Rechtsgrundsfttae  aber  lassen  sich  folgende 
nnfQhren,  die  daher  von  den  Genossen  derselben  Nation 
geltend  gemacht  werden  dürfen: 

1)  Das  Recht  auf  die  nationale  Sprache. 

Die  Sprache  ist  das  eigenste  Gut  jeder  Nation,  in  der 
Sprache  vorzüglich  gibt  sich  die  Eigenart  derselben  kund, 
sie  ist  das.  stärkste  Band,  welches  die  Genossen  der  Nation 
zu  einer  Culturgemeinschatt  verbindei 

Daher  darf  der  8tat  nicht  der  Nation  ihre  Spmche  ver- 
bieten ,  noch  die  Ausbildung  derselben  und  ihre  Utteratnr 
untersagen.  Es  ist  itn  Gegentheil  Statspflicht,  die  Cultur  der 
Sprache  frei  gewahren  zu  lassen  und  so  weit  die  allgemeinen 
Bildungsinteressen  nicht  dadurch  verletzt  werden,  wohlwollend 
zu  fördern.  *  Die  Unterdrückung  der  einheimischen  Sprachen 

*  Oes lerr eich.  Statsverraäi^uiig  v.  184^,  §.  5:  «Alle  Volksslammc 
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'der  Pioriiisiiileii  daieh  di«  Römer  war  eiti  ftirchtbareir  MioE- 
bmach  der  StiiUrgewalt,  und  das  Verbot  der  wendischen 
VolkMpmehe  in  dem  Gebiete  des  deutschen  Ordens  unter 

Androhung  der  T<xl(\sst rufe  war  eine  widerrechtliche  Barbarel. 

Ans  diesem  Princip  folgt  Hl)er  nichf,  dasz  es  in  den 
Statsangelegenheiten  nicht  eine  bevorzugte  Statssprache 
geben  dttrfti  mit  Aosschlusa  aller  übrigen  VoliiBspnicheB. 
0D  wdt  es  sich  nicht  um  das  blosse  Natlenallöben,  sondern 
am  das  Mitsleben  handelt^  da  kann  das  Interesse  des  gc- 
samniten  Statevolkes  die  Einheit  der  Sprache  erfordern.  So 
wird  im  englischen  Parkimente  mit  Recht  nur  englisch,  nicht 
auch  insch  noch  göliscfa  gesprochen,  in  den  französischen 
Centraibehörden  nttr  ftanaösiscbf  nicht  audi  deutsch  noch  kel- 
tisdi.  Sorgf&ltiger  aber  achtet  die  Schweiz  die  ▼erschiedenen 
Ifationaliffiten,  aus  denen  sie  xusanimeng^setst  ist,  indem 
sie  die  deutsche  mit  der  französischen  Stutssprache  verhindct, 
und  nach  Hcdürfnisz  auch  die  italienische  resjiectirt. 

Ebenso  wenig  ist  der  Stat  gehindert,  dafür  zu  sorgen, 
das8  in  den  Schulen  die  höhere  Culturspvaehe  gepflegt  und 
die  Kinder  einer  noch  angebildeten  Katiön  an  der  Errungen- 
Schaft  und  Erbschaft  einer  Tcredelten  Litteratur  einen  Antheil 
erhalten. 

2J  Die  Nation  hat  ferner  ein  Recht,  ihre  nationale 
Sitte  zu  üben,  so  weit  dieselbe  nicht  dem  höhern  mensch- 
lichen SittengeBetse  widerstreitet^  oder  die  Rechte  des  States 
irerleisi  Die  herrschenden  Englftndei'  sind  berechtigt,  nicht 
lAnger  su  dulden ,  dasa  die  indischen  Frauen  aur  Todtenfei€r 
ihrer  Männer  sich  ebenfalls  dem  Tode  opfern :  die  ünter- 
sagung  aber  unschädlicher  Volksspiele  ist  eine  nicht  zu  recht- 
lertigende  Anuiaszung  des  States. 

3)  Auf  dem  Gebiete  der  eigentlichen  Rechtsin- 
slitutionen  ist  die  Bei'echtigting  der  blossen  Nation  auf 

siiui  gleiclibc'jet  litigt  (?)  und  jeder  Volkssianim  lisit  ein  unvej  Itiilicljcti 
RecLt  auf  Waliruag  (iiid  Fliege  seiner  Nationalität  uud  Spraclie."* 
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fitutliclu'  AiHM'keiiimng  und  Bcliiitz  geringer,  weil  hier  theils 
die  .J^iuluiit  und  Uttrmooie  des  ßtate»,  t[i«ik  «die  iutereaBen 
den  «tiiHiefaen  jQqltafT^iHceB  einen  natiirgeaiftBaen  Miherii'Eia- 
flnss'  -ikisBeTQ^  ^Eiqe:  die  OeaiuiimthevoJlbefting  omftttMmd^^^ 

imd  <tie  «iDBelnen  Vblkürechte  umbildet  de  oder  anfhebende 

(je.s«'tzL!eL»iin|^-  \M  ein  Hednrt'iiisz  des  eiitwiekeltr'ii  States. 
H^ii  darf  es  dt  n  Hiinu'ni  niehi  venirgen,  da^z  sie  (im  ru- 
initobe  Recht  nbenilt  in  ihrem  Reiche  eiusufubren  suchten: 
and  wenn'  in  Oesterreich  die  Verfaftltaisse  diCis  Qnuideigeu- 
ifaams  Obamli  in  gleicher  Weise  geordnet  und  widerstrebende 
nationale  Rechtsftbnngen  wie  in  Üntruni  beseitigt  werden, 
so  ist  dMS,  ii)s()t'er:  imi  die  vert'ns-iiiiL:-iii;iszi;4t'ii  Knniieii 
beuchtet  werden,  eiu  j^emeinsHiiier  ForiM-lini i  in  der  RechtS- 
cultar.  '  Rücksichtsloses  Unmusz  aber  Verdient  Tudel.  Einen 
der  ttrgsteu  Misigrilfe  der  Art  hat  das  englische  Parlainent 
begangen,  als  es  1773  in  Betigulen  die  Formen  des  eng- 
lischen OeriehfSTerAihrens  und  des  englischen  Rechts  den 
dnliM'  nnrrileii  Indiern  ii!i(hi«;eii  \\<'llt(\  In  den  deutschen 
Öl-ütija  über  verfuhr  mau  gieicljzeiLiy;  in  der  AiitVeclitlmituiig 
eines  wnliren  >Vustes  von  hergebrachten  Ötatntarreehten  (Ör 
kleine.  Volksparoellen  überängstlich,  und  in  der  Einführung 
eines  fremden  gemdnen  Rechtes  (tir  die  Nation  über  die 
Masasen  kühn  und  eingreifeufl. 

3Iit  Hezn^-  nul"  die  Fortbildnn^  des  Keeiits  gewinnt  da- 
her daü  Volk  die  Oberhand  iilter  die  Nation  und  va-  der 
Einheit  des  Gesetzes  und  der  Uechtsptlege  müssen  sieli  die 
ita4$0nalen  Verschiedenheiten  beugen,  die  Rechtsgleichheit 
der  3tatsbürger  erhält  den  Vorzug  vor  der  Munnigßiltigkeit 
der  nationalen  Uehnngen^  Bs  ist  den  Römern  doch  fehr 
viel  leichter  [rewnrdcn  ,  die  i iIju  1 1 jiaui^en  XatiiMien  im  Ueclit 
zu  romuuiüiren  als  in  der  Sprache  zu  latinisireu ,  mid  wii- 
,nehnien  geringen  Anstosz  daran ^  dasz  die  t>aozos(  n  iiiren 
Code  Napoleon  mich  auf  das  deutsche  filsasz  und  auf  die 
alt-gallischc*  Bretagne  anwenden.  Wir  tadeln  es  nicht,  wenn 
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die  englische  Gesetzgebung  auch  das  Recht  der  iren  und 
der  Walliser  gleich niäsz ig  ordnet.  Aber  wir  erinDern  um 
doch  auch,  dam  der  Versach  der  Römer ^  die  noch  rohen 
Germanen  der  rOmiachen  Rechtspflege  zu  unterwerfen,  -den 
groszen  getinaniaehen  Freifaeitbkampf  enteOndet  hat  lind  es 
während  Jahrhunderten  ein  Princip  der  geruiwnischeii  Rechts- 
überzeugung war,  man  müsse  jede  Nation  bei  ihren»  Rechtem 
lassen  und  jeden  nach  .seinem  ongebomen  (d.  h.  nationalen) 
Rechte  srhntiieni  Die  altrömische  Maxime  einseitig  dureb- 
geführt  f  hfttte  alle  nationale  Freiheit  mit  dem  nationalen 
Recht  sers((Vrt,  die  alt-germanische  Weise  zähe  bewafaH:, 
hätte  alle  höhere  Stuts-  und  Rcchtscultur  urnuöglicli  gemaoltt. 
Es  war  ein  Glück  für  die  Freilieit  der  Nationen  und  für  die 
fortschreitende  Civilisation,  dasz  Römer  und  Germanen  feiod- 
lieh  aufeinander  trafen  und  iteines  der  beiden  Principien  an 
alleiniger  Hertschaft  gelangte. 

4)  Wird  eine  Nation  in  ihrer  sittlichen  tind  geistigen 
Existenz  von  der  Statsgewalt  angegriffen,  so  sind  ihre  Ge- 
nossen zum  ZH besten  Widerstand  dagegen  veranlaszt. 
Es  gibt  keine  gerechtere  Ursache  zur  Auflehnung  wider  die 
l^ramiei,  als  die  Vertbeidigung  der  NationalitAt.  IXe  Le- 
galit&t  kanii  dabei  Schaden  laden,  das  Recht  wird  nicht 
▼erletst. 

5)  Zwischen  der  Nation  und  dem  Volk  besteht  eine 
natürliche  Wechselwirkung.  Politisch  begabte  Nationen  l^oii- 
nen  zu  voller  Entfoltung  ihrer  Natur  gelangen ,  wenn  sie 
Volker  werden,  und  Völker,  die  ams  mancherlei  natio- 
nalen Eli^menten  geinisoht  sind ,  haben  hinwieder  das  Streben^ 

-  Sirhuhr  i Pieiisseiis  Recht  gejyeii  den  Sächsischen  HoQ:  ^I)ic  (le- 
roeiiischnft  der  Nationalität  ist  hölier  als  die  S;atsverhaltiiisse,  welche  die 
verschiedenen  Völker  eines  Stammes  vereiiiipen  rtder  trennen.  Durch 
Granimalik ,  Sprache,  Sitten,  Tradition  und  Liteiatur  entsteht  eine  Ver- 
brttdemiig  zwischen  ihnen,  die  sie  von  fremden  Stämmen  scheidet,  und 
die  Abeondernng,  die  sieh  mit  dem  Aneläude  gegrä  den  eignen  Stamm 
veiirindet,  war  RnchJoeigkdt  mscht.**'  -  • 
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zu  besoiidern  Nalioiieii  zu  werden.  Die  Politik  beachtet 
ilieae  VVttndlungen  und  sucht  sie  zu  lordern  oder  zu  hin- 
itej*n.   Aber  auch  die  tiefeteo  Hecütofriigen  werdeu  hier  au- 

VenuclHn  wir*«,  elDige  Etechtasitie  aaszusprecben : 

a)  Nicht  jede  Nation  ist  berechtigt,  nch  als  Volk 

zu  constituireii.  Sie  ist  es  nicht,  wenn  sie  nicht  die  gei- 
stige und  sittliche  Fähigkeit  hat,  si(  Ii  selbst  zu  regieren 
Kicht  alle  Nationen  siud  vou  Natur  Stats Völker.  Den  einen 
fehlt  es  an  einer  ihnen  eigentbamlidien  Statsidee,  .den  an- 
dern an  der  Krafl,  dieselbe  selbsttlndig  zu  verwirklichen. 
Oluie  Fähigkeit  aber  kein  Recht  8olehe  Nationen  sind 
daher  von  Gott  und  der  Geschichte  darauf  angewiesen,  sich 
der  Leitung  oder  Erziehung  begabterer  und  kräftigerer  Völ- 
ker unterzuordnen. 

b)  Jede  Nation,  weiche  eine  eigentbauiliche  Stati- 
Idee  und  sngleicfa  die  Kraft  und  das  BexiUrfnisa  Iwt, 
diesellie  zu  verwirklichen,  ist  berechtigt,  einen  nationalen 
8tat  zu  bilden;  aber  sie  ist  bei  diesem  Streben  verpflichtet, 
die  historische  Kechtsordnung  insoweit  zu  respektiren ,  als 
dieselbe  iiicbt  iüre  uaturgewasze  i^Intwickluug  widerrecbtlicli 
Itindert. 

c)  Die  Herstellung  eines  nationalen  States  erfordert  kei- 
neswegs die  Vereinigung  aller  nationalen  Bestaiidtheile  zu 

Einem  Stat^gauzen,  sondern  nur  ein  so  starkes  Zusammen- 
wirken nutionaler  Elemente,  dasz  das  der  Nation  eigene 
Slateniüld  zu  sicherer  und  ausreichender  Erscheinung  gelangt. 

d)  i>ie  höchste  Statenbildung  beschrankt  sich  nicht  auf 
eine  einzelne  Nationalität,  sondern  verbindet  verschiedene 
nationale  Elemente  zu  einer  gemeinsamen  menschlichen 
Ordnung. 

üeber  jene  Fähi|^keit  und  Würdigkeit  entscheidet  frei- 
lich bei ,  dem  uuvoilkoiimieneu  Zustande  des  Völkerrechts 
kein  menschliches,  sondern  nur  das  Gottesgericht,  welches 
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in  der  Weltf^escliiclite  .-icli  offeiibarJ.  Nur  in  groszen  Käni- 
pfeu  (iurci)  seine  leiden  und  seine  Tliat^i  bewühri  das  Volk 
•gew^Dlich  aaiiie  Berecbtigung. 


y-"'     Viertes  CapiteL  »  * 

Volt^tlätinUebkeit  der  Verftmons. 

•lAte^Nirtioii)  ki  das  StotsToik.   Es  isl  d(e  ieb«ftäri'g«^4}«- 

#auim  tindividuRlität^  welche  in  dem  Statskörper  wohnt, 
•ti  -^Es  ist  keineswciis  iiotliwciKlig,  dasz  das  .Stalsvolk  nur 
juis  Einem .  Natu rvulke  bestebe:  und  so^ar  zutra«;iich, 
dass  es  verschiedene  natipnaie  Hestaadtbeiie  in 
sieb  baba.  Diese  Vereinigung  aw^er  oder  mehrerer  Natifo- 
-DaltMUen  in  fiioem  Volice  Icann  dasa  dienen,  dasa  die  Mängä 
derselben  ergänzt  und  die  Vorzüge  derselben  gesteigert  wer^ 
den.  Zugleici)  dient  diese  Mischung  dazu,  das  ßewuszJsein 
wach  zu  erhalten,  dasz  die  Bestimmung  des  States  nicht 
eine  bleaa  TolksmAszige,  sondern  eine  mehsebliebe  Mi* 

Dagegen  ist  es*  der  Einheit  des  StateB  aUeräings  aabr 
I5rderlicb,  M'enn  das  Statsvollr  wesentlich  auf  eine  be- 
stimmte Hauptnation  sich  stützen  kann  und  die  flbrigep 
Volkselenieiitc  nur  in  einem  u n  t  e  r ü: eo r d  n  e  t  en  Verhält- 
nisse zu  demselben  stehen,  wie  die  Deutschen  in  Frankreich 
i|nd  Rusaland,  die  slaviscben  Stämme  in  Preuszen,  die  Ju- 
den in  Deutscbland,  die  Frauaosen  in  Kordamerika.'  Viel 
schwieriger  ist  die  Einheit  des  StatsYOlkes  zu .  begrttndan  * 
und  zu  bewahren,  wenn  dieselbe  aus  mehreren  Nationen 
bestellt,  welche  an  Macht  und  Bedeutung  mit  einander 
wetteii'ern.  Diese  Schwierigkeit  hatte  England  zu  über- 
winden, indem  es  erst  di&  Sachsen  und  die  Normannen, 
dann  die  Engländer  und  Schotten,  zuletat  diese  ausammen 
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und  die  Ii-en  einigte,  und  ihr  zu  erliegen  war  für  Oester- 
reich eine  nahe  Gefahr. 

Soll  der  Stat  als  Loib  des  Volks  seine  Besümmuiig  er- 
fnHeii ,  ad  ist  es  klar,  dasz  seine  Einnehtangen  nod  Gesetse 
auf  die  Eigenschaften  und  die  BedOrfkiisse  desselben  ROck- 
sicht  nehmen,  mit  dnem  Worte,  dasz  der  Stat  yolks- 
thümlich  sein  nnisz.  Eine  Statsverfassung ,  welche  zu 
<leui  Charakter  (ies  Volks  nicht  j>aszt,  seine  Eigenthünilich- 
keit  nicht  beachtet,  seinem  Geiste  und  seiner  Sinnesweise 
meht  gemftsi  ist,  ist  ein  an  natu  r  Ii  eher  und  ein  untaug- 
licher Körper.  Wird  dieselbe  dureb  fremde  Gewalt  einer 
Nation  aufgedrungen,  oder  wie  wir  das  auch  schon  in  Zei- 
ten groszer  j>olitischen  Fieber  gesehen  haben,  von  dem  niisz- 
leiteten  und  kranken  Volke  selbst  gewählt,  so  stürzt  sie 
immer  wieder  zusammen,  sobald  jene  Gewalt  nachläszt, 
oder  das  Volk  seine  Besonnenheit  wieder  findet.  In  beiden 
Füllen  ist  aber  das  Gebrechen  in  dem  statliehen  Organismus 
so  grosz,  dasB  dasselbe  auch  den  Untergang  des  Volkes  zur 
Folge  haben  kann  und  jedenfalls  seine  volle  Gesundheit  auf 
lange  Zeit  Inn  verhindert. 

Jede  grosze  Kation,  die  geeignet  ist  zum  Statsvolk  zu 
-werden,  hat  auch  eine  eigenthümliche  politische  I^ebensan- 
sieht^  und  eine  besondere  statliche  Mission.  Die 
Nation  erfbJlt  diese  ihre  Bestimmung,  indem  sie  dem  State 
das  Gepräge  ihres  Wesens  verleiht.  Die  Verschie- 
denheit der  Völker  entspricht  so  der  Verschiedenheit  der 
Nationen,  und  die  Mannichfaltigkeit  der  statliehen  Formen 
beurkundet  die  Manmchfaltigkeit,  welche  Gott  in  die  Natur 
der  Nationen  gelegt  hat 

Die  Eigen thOmlichkeit  des  Volkes  spiegelt  sich  aber 
nicht  etwa  ein  für  allemal  in  dem  State  ab.  Das  Volk 
durchlebt  verschiedene  Phasen  seiner  Entwicklung'^,  und  es 
andern  sich,  obwohl  es  wesentlich  dasselbe  bleibt,  doch  seine 
Bedürfnisse  und  seine  Ansichten,  je  nach  der  Lobensperiode, 
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io  weleber  es  gmde  sMit.  Der  nationale  und  Tollurtfailiii- 
liohe  8tat  begleitet  das  Volk  auch  In  dieser  Entwicklung, 
tiiid  macht  auch  in  seinem  Organismus  ähnliche  Wand- 
lungen und  UingcstH  1  tiiu'^en  durch,  ohne  d  es  z  halb 
vöilij?  ein  anderer  zu  werden.  Wie  sehr  verschieden 
war  die  ftuszere  ErscbeinuDg  des  •  römischen  States  in  den 
rer^chiedenen  Perioden  aeiner  Geschichte/  nad  dennoch  wie 
klar  stellt  sich  fortwährend  der  national-römische  Charakter 
derselben  dar.  Die  könij^liche,  die  republikanische,  die 
Uülsi  riiclie  SUitsfnnn  entsprechen  dcTi  verscläcuciieu  Lebens- 
altern des  römischen  Volks,  in  allen  aber  wird  das  specihsch- 
römische  Gepräge  sichtbar.  Die  englische  Monarchie  unter 
den  Tudors  untei'schjeidet  sich  von  der  englischen  Monarchie 
unter  xlem  Hanse  Hannover,  wie  sich  die  Entwicklungsstafen 
des  englischen  Volkes  im  XVI.  und  XVIII.  Jahrhundert  nn- 
iej*schcidcn. 

Fassen  wir  dns  (^C8a<>te  in  Ij^iuoui  batze  zusaniuien :  Die 
naturgeni&sze  Statsform  entspricht  Jeder  Zeit  der 
EigeDthttnilichkelt  und  der  EntwickUingsperiode 
des  Volkes,  welches  in  dem  State  lebt 

Anmerk nagen*  1.  Cato  bei  Cicero  de  Repohl.  U.  21.  «Nee  lern- 
poris  niiios  ncc  hominis  est  constitntio  reipoblicae.'* 

%  Friedrich  der  Grosze  von  Pi eiiszen  (im  Antimaodlinv.  12.):  »Die 
Charaktere  der  Individuen  sind  verschieden,  und  die  Natur  hat  dieselbe 
Verschiedenheit  in  den  Charakteren  (dans  les  temp^raments)  dei*  Stateii 
hervorgebrncht.  Ich  \<i stehe  unter  Cliftiakter  eines  Slales  seine  Lage, 
seine  Ausdehnung,  die  Zaiil  und  den  ei^renthiinilichen  (JeiBt  seiner  Volker, 
seinen  Handel,  Cheine  Gewohnheiten,  ««eine  Gesetze,  seine  Ötürke,  seine 
MüDgel,  «eine  Refcfathtliner,  sein«  HfilfsqneUeti.«* 

3.  De  Haulre  (1796):  ^Eine  VerfiMsung^  weldie  für  alle  Nationen 
geinaeht  ist,  langt  IHr  gar  keine;  sie  ist  eine  leere  Abeiraetion,  ein  Werk 
der  Schale,  nur  geeignet,  den  Geist  an  idealen  Voraussetzungen  sa  ttbeii, 
und  für  den  reinen  Menschen  in  den  eingebikielen  K&umen  bestiaimti  WO 
er  allein  zn  finden  ist"  (qu'ii  faui  adresser  k  i'liomine  daus  les  espsess 
iniapinaire^  on  il  habite). 

4.  Napoleon  an  die  Scliwtizer  (1ÖÜ3):  „Kine  Re^iernngsforni ,  die 
nicht  das  ilesuiial  einer  langen  Reihe  you  Begebenhvilen ,  Unglücke fälkn, 
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AnstrengnugeD  uud  Unteruebmuugeu  eioes  Volke«  ist^  kaau  iiifm^b 
WuraeJ  fassen."  .  .  ' 

&8irinonifi\  Stadien  fiber  die  V«rfiiSBung  fixier  Vdlker:  „Die.Vcr- 
nisrang  iddiit  minder  «]•  die  OeeeCse  berohcn  aaf  den  Gewobobeittii  einer 
iKolkiii^  ÜMTCtt  NeigangCD,  £rinaernngcii,  auf  dn  BedfirfniMen  ihrer  Vor* 
KtelluDgsweise.  Es  ist  ein  uii\erkennbaies  Zeicbcn  eines  äuszerst  ober» 
fliehiicheii  und  zugleich  Talschen  Gt'istes.  wenn  er  versucht  wird,  eine 
nene  Verfnssnng  einem  Volke  niilit  naoli  meinem  eigenthiiniliclien  Geiste 
und  seiner  eigenen  (icpchiehte.  sondern  nach  einigen  nligemeinen  Sätzen 
zu  geben ^  welche  man  mit  dem  Namen  von  Principien  faUchlich  ehit. 
Die  letzten  fünfzig  Jahre,  welche  so  vieie  anspruchsvolle  Verfassungen 
liaben  entstehen  sehen,  and  in  welchen  so  Tide  Verfassungen  bloss  entp 
Uhnt  wordeil,  können  aoch  dafür  Zengnisz  geben,  dan  von  all  diesen 
aiich  iiicht  eine  den .  Erwartiingcn  -ihres  UrhcbeiB  oder  den  Hoftiongep 
dner,  welche  sie  angenommen,  entsprochen  habe.** 

6  L.  Ranke  (Zeitschr.  I.  91.):  „Unsre  Lehi^  ist,  dasz  ein  jedes 
Volk  seine  eigene  Politik  hnln'.  Was  will  sie  doch  sagen,  die  National- 
«nnbhängig^keit ,  von  der  alle  Gemüther  durchdningen  sind?  Kann  sie 
allein  bedeuten,  dasz  kein  IVemder  Intendant  in  nnsem  Städten  sitze,  und 
keine  i*i-enide  'rriii)i)e  umsvv  Ijind  durchziehe?  Hciszt  es  jiicht  vielmehr, 
dasz  wir  unsere  geistigen  Eigeuüchuften ,  ohne  von  Anderen  abzuhängen, 
tn  dem  Grad«  von  VoHkommeDhelk  bringen,  deren  sie  in  sich  selber 
OUiig  sind?*' 


FttnfteB  GapiteL 

III.  Die  Stämme. 

Wie  die  Rtissen  der  Menschheit  in  verschiedene  Nationen, 
80  theilen  sich  die  Nationen  in  Ötömnie.  Die  Verwand tscliaft 
der  Nationen  wird  zwar  dem  schärferen  Forscher  aucli  in  der 
ßfmiehe,  io  den  SiUeo,  im  ßeehte  sichlbur.  Aber  die  Na- 
tionen selbst,  die  zu  .derselben  Menschenrnsse  gehören,  ver- 
sieben sich  nicht  mehr,  sie  sind  einander  fremd  geworden. 
Dagegen  die  verschiedenen  Stämme  Einer  Nation  luhlen 
»ich  durch  die  gemeinsame  Sprache  und  8itte  zu  einer 
Weseusgemeinschaft  verbunden.  Dem  Bewusztsein  derglei- 
cbeo  ^Nationalität  tritt  zwar.  in.  den  St&mmen  auch  die 
Besonderheit  und  Ver-sohiedenheit  der  Stämme 
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eiitg«%ea  und  scheldei  «rieder,  was  inr  wniterem  Kreise  lu- 
sammen  gehört  Aber  die  netionale  Sprache,  welcher  das 
Ohr  aller  8Mmme  sich  öffnet,  hält  das  Geitlhl  der  Volks- 
einheit und  der  Verwandtschaft  wach.  In  den  Dia- 
lekten zeigt  sieh  beides,  die  Volkseinheit  und  die  Stammes- 
▼erschiedeDbeit,  Sie  rerlialteD  sich  zur  Spraofae,  wie  die 
partikniftreo  Stammespechte  zum  gemeiQeii  Velhaieehi. 

DieStflmine  sind,  wie  die  NatiooeD  selbst,  ein  Erzeug- 
nisz  der-Oesehichte,  welche  die  inneren  Gegensätze  auch 
massenhaft  zur  Entwicklung  und  Erscheinung  treibt.  Sie 
sind  aber  nur  Eractionen  der  Nationen,  d.  h.  sie  haben 
keinen  eigenen  selbständigen  Nationaltypus,  sondern  sind  nttr 
ein  eigeufchfimlieh  betonter  und  gefärbter  Ausdruck  des  ge- 
lüeinsamen  Nationalgeistes.  In  dieser  Weise  pflanzen  sie  sich 
fort  und  erhalten  sowohl  ihr  besonderes  Dasein  als  die  innem 
Gegensätze,  welche  auf  die  Natur  der  Nation  einwirken.  Der 
Maniiichfaltigkeit  und  dem  Reicbthum  des  nationalen  Lebens 
ist  die  Besonderheit  der  Stämme  günstig,  der  Einheit  eines 
grOszcrai  nationalen  States  aber  ist  sie  oft  zum  Hindemisz  ge- 
worden. Aom  ist  durch  die  innern  Kftmpfe  seiner  Parteien, 
welche  ursprtuigiich  sieh  an  Stammesuntersehiede  anlehnten^ 
stark  und  mächtig  geworden;  die  Hellenen  haben  es  wegen 
der  schrofl'en  Gegensätze  der  Stämme  nie  zu  einem  festen  Ge- 
sammtstat  bringen  können;  Die  Spanier  haben  ihre  Stämme 
suletat  doch  au  einigen  gewniszt,  Itaüan  ist  durch  sie  seit 
dem  Mittelalter  lerklttflet.  In  der  groszen  Zeit  des  römt- 
sehen  Reiehes  deutscher  Kation  waren  zwar  die  Stamme 
politisch  organisirt  und  relativ  selbständig,  aber  von  dem 
gemeinsamen  König-  und  Kaiserthum  zu  einem  groszen  State 
verbunden;  in  der  spätem  Geschichte  von  Deutschland  aber 
hat  die  Eifersucht  und  die  Feindschaft  der  Btftnime  einen 

erheblichen  Antheil  an  dem  Verfall  des  Reiches  und  obwohl 

i 

sie  heut  zu  Tage  gemildert  ist,  doch  auch  an  den  unbefrie-, 

digten  Zuständen  der  Gegenwart. 
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In  dem  8taEnaM  ist,  wie  die  Geschichte  ielirt,  auch  ein 
Ansats  su  einer  neuen  Volksbildung  sti  erkennem 
Indem  sieh  der  Stamni  abeehlieflst  nnd  trennt  .von  dem  Voik^ 
dem  er  von  Natur  angehOrt,  kann  er  mit  der  Zell  «i  einem 

neuen  Volke  werden,  leichter  aber  zu  eineui  neuen  — frei- 
lich meistens  kleinen  Statsvolke,  seltener  zu  einer  neuen 
Nation.  Die  letztere  Bildung  gelingt  ihm  nur,  wenn  er 
sieh  mischt  und  iu  Folge  der  Mischung  auoh  die  Sprache 
▼erftndert,  wie  es  dem  germanischen  Stamme  der  Long;»- 
barden  In  Italien  geschehen  ist,  oder  wenn  er  mit  der  Zeit 
seinen  Dialekt  zu  einer  besondern  Sprache  ausbildet,  wie 
die  HoUänder  es  geth^n  haben. 


Sechstes  Capitel 

IV.  Die  Kasten. 

Vielleicht  die  Ulteste,  jedenfalls  aber  die  schrofiste  und 
starrste  Sonderung  der  verschiedenen  BestandiheUe  dnes 
neuen  Volkes  sind  die  Kasten.  Das  Kastensystem,  wie  wir 
es  am  ausgebildetsten  in  Indien  finden,  bembt  auf  zwei 

Principien,  welche  einseitig  ausgeprägt  und  gleichsam  ver- 
steinert worden  sind:  1)  auf  der  absoluten  Geltung  der 
Rasse'  im  Gegensatze  zu  individueller  Mann  ich  faltigkeit, 
d.  k  auf  der  allein  und  immer  entscheidenden  Vererbung 
des  Bluts,  %}  auf  dem  Glauben,  dasa  die  Gegiensätze  der 
Rasse  eine  göttliche  Schöpfung  seien.^ 

•  Die  Tiidicr  bieszen  die  Kasten  Varna,  d.  b.  Farbe.  Je  bölier 
die  K<i8te.  desto  reiner  ist  die  weisze  Rasse,  je  tiefer,  desto  melir  ge- 
raiscbt.  vorziigüch  mit  dem  Blut  der  schwarzen  Rasse.  Nur  die  drei 
obern  Kasten  sind  arisch,  in  deit  Sndras  sind  die  schwarzen  Elemente 
übervviegeud.   Gobincau,  de  rin^galit^  des  race^  bamaines.  IL  S.  135  if. 

*  Damit  ist  nielit  in  Wideifprodi,  dara  die  Kasten  in  Indien  nidtt 
idae  wirklieb  aripfilngliclie  Elnriehtttiig,  son'dem  erat  a|i|tter  entttanden 
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Dieser  Glaube,  weidiea  Plato  dord»  kfloBtiiebe  Mittel 
seiiieni  idealen  Stete  eunnpflanaen  gewfliueht  hat,  ist  bei 

den  Indern  zu  voller  Geltnii|i  gclaiit;t.  l>ie  tlgyptisohen 
Ivasfni  nin-  eine  iSäeiibildung  der  indis<lien.  Die  o!)erste 

Kaste  der  Hrtthrnttueu,  in  welcher  daa  ariBche  lihit  aoi 
miBstea,  obwohl  auch  da  niebt  i^OUigvUDvennisishi  loit  aa- 
diBni^evtandtbeilen  erbaften  hiieb^  ^Dg.  aaeh  ;deiii  üidlflctien 
AI y  [  hm  ans  dem  Monde  Gottes  -herror.  Sie  «ind,  daher  aiMh 
gleichsam  das  lebendige  Wort  Gottes,  der  reinste  und  vollste 
Aufdruck  ilcs  l:» (iiciitüi  We^eiia.  lliner»  ^«.liiiliif  dit^  Pflege 
der  Wissenschait  und  der  Religion,  ihrer  Kunde  und  Sorge 
ist  Tornehuüich  das  Hecht  anvertraut.. .  Der  gariogate  tBnk- 
numa.  Ist-  als  ^solcher  hoher  achten  als  der  König;  Sie 
sind  Ti^rzogsweise  von  göttlicher  Natur,  und  wenn  ihnen 
auch  nicht  untersaget  ist,  sich  mit  weltlichen  Aemtern  zu 
befassen  und  in  ii-(li>che  Geschäfte  siel i  zu  iiiischi-ii.  fi-lmhi 
doch  die  Enihaitsumkeit  von  jedem  materiellüu  Genusz  ihre 
Reinheit.*  Wer  einen  Braiinianen  mit  einem  Grasheioi 
schlagt,  wflOlt  der  Verdatnnmisz  der  HdUa. 

Dia  aweite  Kaste,  die  Kafaatrijas,  aus  denen  dar 
Köllig  hervorgeht,  sind  von  den)  Arme  Grottes  geschaflte. 
In  ihnen  ist  die  Kraft  und  die  äuszere  Macht  verleiblicht 
Sie  sind  die  gebome  Krieger-  und  Adelskaste.  Handel  zu 
treibea  sind  sie  swar  nicht  verlundert,  aber  die  Wafflan- 
Übung  ist  doch  ihrer  würdiger. 

Die  dritte  Kaste,,  die  Visas,  sind  aus  den.  Sohenkeln 
Gottes  geboren.  Ihnen  kommen  die  edlem  bürgerlichen 
Gewerbe  zu.  Sie  sind  berufen,  Viehzucht,  Ackerbau  und 
Handel  zu  betreiben. 

siud.-  Huw  Glaube  Ist  auch  spftler  etikstandeu,  wirkte  dann  aber  fort« 
Vgl.  Uber  die  Qeediidite  der  Knaleu  Laase«,  Indiache  Alterlbamtknnde 

I.  aoi  ff. 

*  Gesetze  Maiiu's  II.  162.  (beransg.  v,  A.  Loiseleur  Deelongschamps. 
Paris  1833):  »Eia  Brahmane  soll  weltliche  Ehre  wie  Gift  scheuen  uud  aich 
nach  VeraohtuDg  der  Meuscheii  sekneti  wie  uach  Auibroeia." 
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Die  vierte  dnnkelste  Kaste  endlich,  die  Sud  ras,  stam- 
men aus  den  Füssen  Gottes.  Sie  sind  die  dienende  fie-^ 
yiiHtriiiljf  ^'-  Den  nnOerieUen  'Bedftffpiasen  d«0  hsbetk  ^ 
i»>iltV^-<il*id  •te;  iMit  wOtdij^^üe  IMigan  B0eher,8ii.'l«Mii; 

IM*  höliei«'  Ehe  «etei  EbenbUHigkeit  der  Ehe^ntteii 
v(M"!Ui.s;  indessen  kann  ein  Mann  von  hr)herer  Ksiste  wnhl 
eine  Frau  aus  einer  niedern  licirutiien ,  ^  nieht  aber  umge- 
kehrt die  höhere  Frau  den  nietiri^cren  Mann.  Aus  den  Miss« 
heiratbef)  sind  denn  aber  im  Laufe  der  Zeit  MiazstAnde  er^ 
iinieli8en<  Deir  Uebergang  eines  individuBms  aus  ^ner  Eastd 
iir  <die  andere  ist  nur  in^  Abssrnl  seltenen  F&llen  vmögltch, 
die  .starre  Abg:esehlossenheit  durehaus  die  RepreK 

Diese  tranzt'  FCinriciitiing  ist  der  Vervollkoninniuim:  und 
Wandlung  des  States  und  der  Individuen  sehr  uiigtUistigv 
Es  isi  eharakteristisoh,  dass  die  indischen  Völker  luit  ihren 
Klbt^  es  ine  so'  einer  höbem  männlichen  Statenbildiing 
g^raeht  haben ^  noch  im  Stande  gewesen  sind,  ihre  natio- 
nale Selbsfändirrkeit  zu  behaupten,  obwohl  die  Inder  mit 
den  ('urdpaisclicii  Volkern,  welche  eine  vnrzut^swt'ise  stal- 
lieiie  Bedeutung  erlangt  haben,  stammverwandt  sind.  Das 
Geftkfal^  nnabänderlich  Cur.  sieb  und  sein  ganzes  Geschlecht^- 
in  ^Ckigenwart  und  Zakun(|9  an  eine  Käste  gebunden  an  sein, 
Itthmi  ^ie  WillenslEraft  und  den  Math  der  Hefer  geordneten 
Individuen  und  bestärkt  die  höher  stehenden  in  hoehmtuhiger 
Kuhe.  Die  izaiizc  Existenz  ist  erblich  tixirt  und  spinnt  sich 
in  überlielerter  Weise  gleichmäszig  fort.  Der  Einzelne  thut 
nur,  ^aii  der  Kaste  zu  thun  obUegt  Gebannt  in  ihre  festen 
Sebrankeo  bat  er  keinen  Sinn  IHr  die  Grösse  und  Wohlfahrt 
des  gesammten  Vaterlandes ,  und  nur  wenig  berührt  ihn  die 
Frage:  wer  den  Stat  und  iu  welchem  Geiste  er  ihn  regiere. 

♦  Gesetze  Maiiu's  III.  13. 

^  Naeh  dem  Tode  erst  in  der  Wiedergebart  iet  eia^Aiifoieigen  in  jede 
höhere  Kaate  mö^lieh;  aber  die .  Brahmanen  steigen  dann  -auch  höher  zn 
den  Oöttera  hinauf. 
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.  Dftgcgen  ist  die  Kattonyerfiussuiig  der  Erhaltung  der 
beiiehenden  Catmr  sehr  gfinstig.  Im  Vergleieh.  mit  4er 
wechMlndeu  Oultor  der  eoropiitofaen  Völker  litid  Steten  er- 
ftlllt  die  Beharrlichkeit  der  indisclien  Organisation  uns  mit 
Erstaunen.  Die  Anfänge  des  Brahmanenthiuns  werden  Uber 
3000  vor  Christus  verlegt,  im  fünfzehnten  Jahrhundert  vor 
ChfiatuB  war  das  Kasteasystem  jedealkUs  au  ▼oUbe  ijusbii- 
dotig  getaugt  Dar : Buddhismus  hat.  es  später  eine  SSeit 
latig  in  seiner  Bxistens  bedroht,  ist  aber  von  der  Zfthigkeit 
der  brulmiaiiisthen  Kasten  wieder  besiegt  und  ausgestoszen 
worden:  und  heute  noeh  dauern  die  Kasten  fort  trotz  der 
Jahrhunderte  hiudurcb  fortgesetzten  Herrschaft  erst  der  Mu- 
bammedaaer,  dann  der  Christen.  Die  Macht  d«s  oatttrlichen 
£rbieehts  ist.  nirgends  grossartiger  erschienen  als  in  Indien. 

Dem  Erbrechte  gebohrt  im  State  eine.liohe  Bedeu- 
tung; es  bewahrt  und  vermittelt  den  innem  Zusammenhang 
«wischen  der  Veigangcnheit  und  der  Zukunft,  und  erhalt 
(dß  Stätigkeit  des  über  das  Leben  der  einzelnen  Menschen 
hinausreichenden  Statskörpers.  Aber  wo  es  absolut  und  aus- 
schliesalich  alle  Verh&lkusse  beherrscht,  da  werden  die  besten 
Krftfle  gelähmt;  das  politische  Leben  verfUlt  dem  Siech- 
thum und  der  Stat  gebt  unter.  Sein  Bild  fireilieh  mag  noch 
Jahrhunderte  lang,  wie  wir  das  in  Indien  sehen,  als  eine 
Mumie  fortdauern,  die  belebende  Seele  aber  ist  gewichen. 

In  Indien  war  ttberdem  die  hervorragende  Stellung  der 
Bcahmanen  ein  bebenderes  Hindemiss  (Skr  die  VenroUkonmi- 
nung  des  States.  Da  die  Biabaianen  die  Grossen  des  States 
an  Wflrdigkeit  jederseit  flberragten ,  wie  konnte  da  das  rnfton- 
liche  Hochgefühl  eines  IIel(]en  oder  Statäumunes  sich  auch 
geistig  entfalten?  Der  stolze  brahmauische  Einsiedler  oder 
Bettier,  der  um  die  Gremeinschsft  der  Menschen  sich  nichts 
bakommerte,  da  er  mit  den  GK^ttem  verkehrte,  blieb  ein 
edleres  und  höheres  Wesen  als  er,  der  alle  seuie  Kräfte 
dem  Wohle  und  der  Sfare  des  States  geopfert  hatte.  Wenn 
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daher  auch  die  Stellung  der  rechtekuiidigen  Biahmaaßii  in 
Dechen  Bezieliiiiigeii  eine  wohlthaüge  Bcbranise  sein  mochte, 
wAlchd  dem  MiaihMtfeh  der  pbjsiflchen  Qewält  tod  Seite  der 
HÜIrra^tendeii  ent^eofamt,  00  widerspraeh  dieselbe  doch  der 
MMbciiebeii  Ueber*  und  Unterordnung  in  der  menschlichen 
GemeinfichRff ,  und  eral)  !< m  State  ein  unmännliches  Ansehen. 

Die  Ka8teneinili»Mliuig  ist  unvereinbar  mit  der  christ- 
liehen-KeügiOn  sowohl  als  mit  einer  humanen  Politik.  In- 
dem jene  in  den  Menschen  das  Gefühl  weckt,  dasz  sie  alle 
Kitoder  Eines  Gottes  seien ,  kann  damit  die  Vorstellung  von 
einer  äbsolnten  Scheidung  der  Kasten  nicht  bestehen.  Die 
hmiuine  Politik  über  weisz,  dasz  au(  li  die  lutiividuen  be- 
rechtigte menschliche  Wesen,  und  von  der  Natur  keines- 
wegs in  ihren  Anlagen  und  Eigenscfinftpn  von  einer  be- 
istimmtet! Abstammung  ganz  abhängig  sind  und  verlangt 
daher  neben  der  Rücksicht  auf  die  Rasse  Achtiia^  des 
individuellen  Warthes. 


Siebeates  CapiteL 

V.  Die  Stände. 

Ueberau  unter  den  europäischen  Völkern  finden  wir 
statt  der  Kasten  Stände.  Wie  jene  sind  auch  diese  eine 
organische  Gliederung  und  Ordnung  der  verschiedenen  Be- 
standtheile  eines  Volkes»  Aber  ,die  Stände  sind  niobi  ebenso 
starr  Tsmd  iinTetttnderllcfa,  wie  die  Kasten.  Sie  unterscbeiidesi 
sich  von  den  Kasten  dadurch,  dasz  sie  sich  der  Bewegung 
der  Geschichte  hingeben  und  eine  Entwicklung  iiaben.  In 
Europa  vorzüglich  sind  die  Kasten  zu  Ständen  geworden 
und  haben  eine  reiche  Geschichte  und  manaichtiedtigei  Ge- 
staltungen und  Umwandlungen  erlebt. 
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älteste  Vom  der  StAnde  erimi^  no6h  sehr  an  die 

Kasten»  Iii  »1er  ersten  Zeit  waren  die  Stände'  noch  re^el- 
inäszig  Erbställtie,  mid  lUe  KigfeUbcimlLtii»,  welche  den 
ÖtÄuden  zuge^rhnRben  worden,  'irntea  auf  eine  innere  Ver* 
watidtschafk  mit  jdem  indisdiieB-^  Maitensysteioe.  Seltiftt  die 
mythifldien  VorsteHangeii  roo  der  güfflishen  Er^eogting  der 
StAnde  sind  ganz  ähnlich.  Nach  der  Edda  eneugie  der  Gott 
lli^r  auf  seinen  Wandernnuen  zuerst  den  'Mirul,  dvn  Staiiini- 
vater  der  dienenden  Bevölkerung,  dann  in  besserem  Hause 
den  Freien  Karl,  dm  Stammvater  der  freien  Ülauern,  zu- 
letzt den  Ed  ein  Jarl,  den  er  die  Bplesse  werlbn.nnd  0t 
Lanien  schwingen  lehrte  und  dem  er  das  heilige  Geheim' 
nifls  der  Runen  rertraute.  Auch  diese  Stände  waren  in 
P^arbe  und  Körperbau  verschieden,  am  u'tanzendsten  weisz, 
mit  litiltiiii  Haar  und  ituchtenden  Waiigcn  die  Edeln,  von 
hÄfizlichem  Gesicht  und  knotigen  Grclenken  die  Knechte. 

1.  Mit  der  Kaste  der  Brahmanen  lässt  sich  der  gallische 
Stand  der  Druiden,  welchen  ebenfiills  das  Priestertbnm, 
^Wissenschaft  und  die  Rechtskunde  zukommt ,  vergleichen,* 
obwohl  auch  sie,  mehr  aber  noch  die  vorchristlichen  Priester 
(](']■  ( itiiiiaiieii  —  ihr  NHinr  ÜMtii  jst  ebenbu  vuu  Uolt  ab- 
geleitet, wie  die  HezeicliDung  der  Brahmanen  von  Bralima 
— :  mit  dem  nationalen  Geschlechtsadel  näher  verwandt  schei- 
nen, als  die  Brahmanen  mit  den  Kshatrijas. 

%  Der  alte  Adel  aber,  den  wir  in  der  frühesten  Ge- 
schieht« tiberall  in  Europa  ünden,  ist  durehgehends  Erb- 
adel iiihI  hat  ffCwohuUcli  die  wichtigsten  KumcImmm  ii  dn 
beiden  ol  ersten  Kasten  in  sich  vereinigt.  Es  ist  daher  niclrt 
iimnOglieli,  dasz  diese  Vereinigung  die  Folge  grosser  älterer 

'  CMtmr  d«  Bello  Gall.  VI,  13:  «Uli  rebus  divini«  iaMraunt,  aacH- 
ficä^^  publica  ac  privata  procuraut,  religione»  interpretaniur.  Ad  ho« 

nagnug  adolesceatjum  numerus  •lieciplinae  causa  concurit,  tnngüoque  ii 
sunt  apiiil  eos  honore.  Nam  fere  de  omnibiu  controYersiis  publicis  priva- 
liaque  cooetiluunt.'^ 
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•  EnefaftUeningen  utid  Veitiiderongmi  der  StAnde  w«r,  welob« 
ttber  unsere  historische  Kenntnisz  hinaus  reichen.  Die  Erb- 
lichkeit des  Uradels  wird  gewöhnlich  schon  durch  die  Sprache 
bezeugt.  Die  griechischen  üiuputriden  und  die  römischen 
Patricier  mnd  sohOD  um  i^xer  Abstemniung  willen  von 
edelo  Ytttem  wo  benannt,  die  ^manlachen  Adalinge  haben 
litten- Namen  von  dem  6e8cblechte  .(adal),  von  dem  sie  ihr 
Blnt  erbien.'  Audi  dfeLueumonen  derEtrurier  und  die 
gallischen  Ritter  waren  Erbadel.  Die  obersten  Adelsge- 
scblecliter,  die  fürstlichen  Familien  suchte  die  alte  Sage 
tiberdem  mit  besonderer  Vorliebe  von  unnüitelbnrer  Erzeu- 
gnng  der  Götter  oder  der  Heroen  abzuleiten  und  durch  die 
Annahme  göttlichen  Blutes  au  ehren.  Diesem  Utadel  Icommt 
gewöhnlich  das  Priesterthum  und  die  Wissenschaft  von  den 
göttliclien  Dingen,  ihm  auch  die  Kunde  und  Pflege  des 
Rechtes  zu.  Die  höhern  obrigkeitlichen  Aemter  werden  aus 
ihm  vorziif^s weise  bestellt:  und  in  der  Kriegsverfassung  neh- 
men ^die  Edeln  durchweg  6inen  hohen  Rang  ein.  Dagegen 
sind  ihnen  die  bUrgerSohen  Gewerbe  meistens  verschlossen. 
Gewöhnlich  babeii  sie  hörige  Leute  in  ihrem  Schutze  und 
in  ihrem  Dienste,  und  sind  auch  im  Privatrecht  durch  ihre 
Gutsherrschaft  ausgezeichnet.  Sie  lieben  es  auf  Bergen  zu 
wohnen,  und  suchen  auch  in  den  Städten  die  Höhen  aus. 

Diese  charaliteristischen  Züge  finden  sich  mit  geringen 
Abwelelrangen  in  der  historischen  Jugendzeit  der  europäi^ 
sehen  Völker  wieder.  Je  weiter  wir  in  die  Vorzeit  hinauf 
steigen,  desto  ähnlicher  erscheint  diese  religiös-politische 
Institution. 

3.  Die  Gerne  in  freien  bilden  bei  Griechen,  Römern 
und  Germanen  den  eigentlichen  Kern  des  Demos  und  des 
Volkes.  Ihnen  gebtthrt  das  Volks-  und  Landreeht  in  vollem 
Masze.  Auf  ihnen  vornehmlich  beruht  die  Kraft  des  States. 

« *  * 

'  Sehr  gat  darüber  Schmitiheaner  Statarecht  S.  31  a.  103. 
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Der  Adel  hebt  sich  über  sie  eui|K)r,  aber  nicht  wie  die 
höhere  indische  Kasle  Uber  die  niedere  ala  ein  griindvean 
sohiedenes  Wesen,  sondern  als  ein  wesentiich  in  deiaselbett 
Volksrechte  wurzelndelr  und  mit  dem  Freien  verbun<|eiier, 
wenn  anch  hervorragender  und  ausgezeichneter  Stand. 

Die  Gemeinfreien  sind  in  der  ältesten  Zeit  re^elmäszig 
Gruudeigenthümer  und  Ackerbauer.  Als  solche  zeigen  sich 
die  G Comoren  in  der  athenischen  Verfassung  zu  Thesena 
Zeit,  die  gewöhnlichen  Spartiaten,  die  römiaeheD  Pl^ 
bejer,  die  Ffeien  aller  germaniaehen  Stimme,  bei  dmm 
fifeie  Geburt  mod  freies  Gut  einer  beaondern  Aehtnng  in  dem 
Rechtsorganismns  genieszen.  Auch  mit  den»  Handel,  ob- 
wohl anfangs  weniger  gerne,  beschäftigen  sich  die  Freien. 
Ihre  Lebensweise  ist  somit  der  der  Visas  wohl  zu  vergleichen. 
Aber  durch  die  WaffenAihigl^eit  —  sie  Toraoa  t^lden  die 
Massen  des  Fuaz^olka  —  weiden  sie  in  öffentlicher  Ehre 
höher  als  diese  gehoben,  nnd  in-  der  Gemeinde  Oben  sie 
auch  je  nach  der  besondeni  Verfassung  politische  Rechte  aus. 

Als  Freie  sind  sie  zwar  der  Obrigkeit  unterthan.  aber 
nicht  einem  besoudern  Herrn  zugehörig.  Schutzherrschall 
kommt  ihnen  anfangs  wohl  nicht  su,  ai>er  Eigene  können 
sie  besitaen.  Auch  ibr  Stand  is^  ein  Bri&st9nd.  In  der  Begd 
wird  man  als  Freier  (ingenuus)  geboren.  • 

"  4.  Endlich  werden  wir  mancherlei  Sptiren  einCvS  freilich 
schon  in  diesen  ersten  Zeiten  offenbar  in  der  Anflösuno;  be- 
griflenen  und  daher  etwas  räthselhaften  Standes  von  höri- 
gen Leuten  gewahr,  welchem  wie  den  indischen  Sudraa 
die  niedem  Handthierungen  des  Leb«m9  ankommen.  Mnn 
gehören  die  Pelateri  und  Theten  in  Griechenland,  die 
Clienfen  der  Römer,  der  Gallier,  der  Britten,  die  Liten 
der  Germanen.  Sie  haben  einen  Mund-  und  Schutzherrn, 
bei  den  Griechen  Prostates,  bei  den  Römern  Patronus 
genannt.  Sie  gehören  zum  Volke  und  sind  nicht  den  JBigenen 
gleich  zu  stellen;  aber  ihre  Freiheit,  ihre  Rechte,  der  Werth 


Digitized  by  Google 


1^  Zweite«  buch.    Volk  uud  Luud. 

* 

tter  ihnen  beigenie»9eti  wird,  sind  geHng^rals  di<  de«  ftehlen 

Freien.  Von  ihnen  werden  auch  vornehmlich  die  Handwerke 
betrieben.  Freigelassene  Knechte  gelangen  meist  in  ihren 
dtatid. 

Die  Oesehiehte  dieser  StAnde  iBt  mit  der  Gesehiehke  der 
«ilMMlfieii  fitaten  wah  engste  verwobea:  die  VeilUideniDgen 
tittd  üniwalstingen  in  den  VerihaBUDgen  sind  0^r  hftuOg  nur 

die  Wirkung  und  der  Ausdruck  der  vorher  oft  wenig  be- 
merkten innern  Uujgestaltung  der  ständischen  Verhältnisse 
und  Begriffe.  Fast  Uberall  haben  sich  die  Erbstände  später 
in  Berafsftl&ade  verwandelt.  Einige  der  i^litiicli  wieb- 
tlgsten  Bnd  intemsentesten  Momeote  sind  im  etniänen  ber- 
TormlielMNi. 

\ 

.  Achtes  CapiteL 

I.  Der  Adet. 
A.  Der  römiacbe  ld6l. 

In  Griechenland  verlor  der  Adel  frühe  seine  politiacbe 
Bedeutung.  In  den  kleinen  Statsverhältnissen,  die  sich  selten 
über  die  Interessen  einer  l^tadt  und.  ihrer  Umgebung  er- 
Slreokten,  fi^nd  er  nicht  Baum  genug. am  seine . Wurzeln 
anKsabreiten.  IHe  Isine  Bildung^  die  den  Bfkrgem  gemein- 
sam  war  nad  die  reiche  BlüCfae  des  indiriduelleD  Geistes  in ' 
Kunst  und  Wissenschaft,  wodurch  sich  die  Hellenen  aus- 
zeichneten, gaben  ihnen  wohl  das  Gefühl  einer  adeligen 
Nation  im  Verhältnisz  zu  den  Barbaren,  iieszen  aber  einen 
höher  berechtigten  Gescblecbtsadel  in  ihrer  MUte  nicht  be- 
stehen. Kicht  .allein  in  den  Demokratien,  sondern  selbst  in 
den  ^grtechiseheB  Oligavdiien  bOsaten  die  edela  Geschlechter 
ihre  hergebrachten  Rechte  ein,  bevor  dieselben  zur  vollen 
Blüthe  gelangten.   Aber  viel  groszartiger  und  dauernder  ist 
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die  Geschichte  des  römischen  Adels.  Der  aristokratische  Oha- 
rakter  »t  den  flömern  von  Anfang  an  tief  eingq^rftgt,  nnd 
mi  lange  es  eine  fftmkehe  Maehi  gab,  erfaidl  er  aieii,  ebf 
"Wohl  er  in  Tereehiedenen  Zeiten  verschiedene  FonDen*  eih 
liahin. 

Die  Bedeutung  des  alten  erblichen  Patriciates  war  voraus 
eine  politische.  Schon  seine  Entstehung  wird  an  die  po- 
litische Institutioi|  des  Senats  angeknüpft ^  die  patridi  gelten 
als  die  Niehkooanen  der  ersten  paihm.^-  Die  Jebriranderte 
latig  fbrlgesetslen  KtttapfB  der  Patrioler  mit  der  Blebee  fati^ 
sogen  sieh^  wieder  Tomehmlieh  auf  poliBsobe  Reehte.  le 
dem  Privatrechte  dagegen  war  der  Gegensatz  der  beiden 
Stände  wenig  erheblich.  Schritt  für  Schritt  muszte  die  durch 
stäte  frische  Zuflüsse  anwachsende  PJebes  mit  den  alten  Ge- 
scfaleebtem  ujm  Gew|tl|rung  höheKr  politischer  Rechte  ringen. 
Nachdem  des  KOnigtbum  durch  eine  aristolaftlisdM  Hero- 
lotSon  beseitigt  worden  wer,  hatte  die  an.  grossem  TheÜe 
aus  besiegten  Stämmen  nach  Rom  verpflanzte  Plebes  ihren 
natürlichen  Schutzherrn  verloren.  Das  herrschende  Patriciat 
aber  war  nicht  geneigt^  sich  mit  den  Plebc^iern  in  die  Herr- 
flicheft  der  Rej^blik  sn  theilen.  Nur  winn  durch'  enisie 
fi:iUnpfb  die  Meeht  .uad  der  ünte  fiirtsohlasi  imdi  der'FMes 
bewilhrt  wordeor  wiur^  und  nur  so  weit  die  dringenden  Be- 
dOrfoisse  des  States  ein  Nachgeben  erforderten,  lieszen  sich 
die  Patricier  bestimmen  die  reife  Frucht  der  Zeit  den  Ple- 
bejern zuzugestehen.  Eines  nach  dem  andern  erlangten  ent- 
lieh diese )  einer  eigene  Otganisation  in  den  Triboteomilie» 
und  besondere  Tertreter  In  den  Tribunen,  cHe  Aofimltme 
iromebmer  Plebcjei»  in  den  Senat;  die  Befähigung  dann  mvtisk 
zu  den  Statswürden,  die  Theilnahme  an  der  obersten  Oehrali 

*  Vgl.  Rubino,  Unterauchupgen  über  röm.  Statsveriaasung  S.  18ö. 
Die  ersbeo  Senatoren  werden  ^«ilich  aelber  schon  Fürstep  genannt  Cicero 
de  Rep.  VC  8.  «In  re^iaih  con^lium  ddegerat  prineipe$,  qui  appeliati 
Ihint  iMlrc«." 
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4er  Magistrate  (die  consnlarisclie  Oewalt  311,  dub  (3onsnlat 
884,  die  anfangs  den  Patriciern  vorbe^alteue  Fsätur, 
mehber  die  Censor  412)  und  aüttolbar  00  «Mk  einen  freim 
flttfarilt  in  den  dmmt  In  Aofiuig  des  ffiiilfttti  Julirhaii^crts^ 
der  Stadt  war  die  polttisebe  Glächberechtigung  der  Patneief 
iiiid'  Plebejer  swor  nicht  in  Form  eines  sbaiiacleii  Grund- 
rechtes, wohl  aber  in  den  wichtigsten  Einrichtnngen  des 
Btates  anerkannt.  Am  längsten  hatte  daA  patricische  Vor- 
recht sich  mit  Bezug  auf  die  Priesterwürden  erhalten ;  indeiit 
dieTraditioiien  des  beiügen  Rechts  and  der  religiösen  Wissen- 
söhaft  dnreb  Jahrhunderte  sorgfältig  in  dem  engen  Kreise 
des  Erbadels  bewahrt  und  gepflegt  worden  waren;  bis  in 
xler  Mitte  des  fünften  Jahrhunderts  auch  in  die  ('ollegien 
der  Pontilices  und  Augnrn  Abkömmlinge  von  [jlebejischen 
Vorfahren  Zutritt  erhielten,  ^ur  einige  ^enige  Priester- 
toter  TerbUeben  —  gleichsam  zur  Erinnerang  aai  den  alten 
Glaoben  und  das  ursprflngUche  fitatorecht  —  den  Patii- 
cierb  ausscblieszlich. 

Die  romische  Aristokratie  war  aber  weder  wäh- 
rend dieser  Käin[»fe  noch  in  Folge  derselben  untergegangen: 
sie  hatte  nur  eine  andere  Grestalt  angenommen.  Das  Princip 
eines  ViOcrecbtes  der  Creburt,  vvriehes  indesBen  aneh  vordem 
4iehon  ^durch  die  Volkswahlen  sehr^  ermftsKigt-  worden,  war 
nimraehr  dorehbroeheii  und  groszenthells  aufgehoben.  Nicht 
das  Blut  gab  mehr  einen  ausscblieszlichen  Anspruch  auf 
politische  Würde  und  Macht,  sondern  umgekehrt  wem  es 
gelang  das  Vertrauen  des  Volkes  zu  erwerben  und  zu  den 
hohen  Aemtem  d^^  Riq[NibIik  aussteigen,  der  gelangte 
eben  dadurch  in  die -  hohe.  r&miseh6  Aristokratie  hinein, 
auch  wenn  plebejisches-  Blnt  in  seinen  Adern  flosz^  Der 
Erbadel  hatte  sich  so  umgewandelt  in  einen  Adel  der 
S  ta  ts  w  ü  r  d  e n. 

Es  gab  in  Kom  auch  in  den  letzten  Jahrhunderten  der 
liepublik  und  in  der  Kaiserzeit  einen  hohen  Reichsadel  von 
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politlieber  Nattix,  die  .senaioriick^n  Familien.  Die 
ämäii^^mif^eür^Gm^led^,  iiiikha  MeMii  wm  7^ 
mm  JÜgM^      puif  SO  FlamiUen  aiaageBlorbeB^  waren  und 

irttr  äIii?  «elten  eitien  Zuwachs  erhielten  — -  die  kaiserlichen 
Fauiilieii  waren  von  Rechts  wecron  inuiier  pRtriciseh  — 
mocliten  factisch,  wenn  auch  nicht  mthr  rechtlich,  noch 
den  Kens  derselben  bilden,  indem  der  j^te  («tlan«  des  N»- 
flltea^  ^ttB  lierkAoHBliehe  VertraHthnt  mit  d0ft  Btatoger 
aeftftften ,  häJa^^  «ueh  gnmt9  YeroidgeD  ^  und  ihve^  p^rsöir- 
lidini  fVei^f»4tinf^  ilmeii  dtfl  Ansulien  T^iiehen,  wilehem 
flte  die  Aiilnahme  in  den  Senat  vtrilaiikten.  Aber  auszer 
ihnen  wunle  die  iiohe  Aristokratie  stets  erneuert  und  er- 
frischt durch  hervorraf^ende  Jdanner,  welclie  als  Kriegflh 
fairer,  Statamftnner,  Redner,  Recbtegelehrte  oder  in  an- 
derer Weise  sieh  ansseichnetenj^  und  denen  in  den  Zeiten 
der  Repablüc  öffentliche  Aemter,  welche  die  Aufbahme  in 
die  Listen  der  Senatoren  beii;rinideten ,  übertragen,  oder  die 
spater  von  den  Kaisern  in  den  Senat  berufen  wurden.  Das 
politifiche  Verdienst  und  die  nationale  Auszeich- 
nirni;  waren  somit  zum  Prineip  des  spätem  römischen 
Adels  erhoben  worden,  in  welchem  selbst  in  den  Zeiten 
der  Entartung  und  des  Verfalls  noch  immer  ein  Rest  der 
alten  Freiheit  und  Würde  t  rb;i]tt  ii  blieb. 

Die  berühmte  Rede  von  i\Iacena8  über  den  Prinoipnt 
ist  ein  vortrefflicher  .Ausdruck  der  Grundgedanken,  welche 
römisehe  Statsmänner  von  der  Aristokratie  in  der  Kais^- 
ä€dt  hatten.  Der  Freund  des  Kaisers  gibt  demselben  den 
Rath,  den  Senat,  in  den  die  Wirren  der  Bürgerkriege  viele 
untaugliche  IMänner  hincMugebracIit ,  zu  reinigen  und  durch 
neue  sortjfälti'je  Ernennungen  zu  ergänzen.  Er  empfiehlt, 
keinen  Senator  um  seiner  Armuth  willen  auszustoszen,  son- 
dern  eher  un vermögliche,  aber  taugliche  Männer  mit  dem 
nöthigen  Vermögen  ausxustatten.  Bei  der  Auswahl  der 
neuen  Senatoren  möge  der  Kaiser  Dicht  .  Uosi  auf  Italien, 
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sondern  ebenso  auf  die  Bundesgenossen  und  seibei  die  Pro- 
vineialen  ROcIoicbi  neiimen,  und  je  die  Ersten  aus  allen 
TOlketi^  de»  Weltr^ehe«,  die  durch  Geedileeiii,  Tu- 
gend ode^  Relelifiraal  nb  die  Führer  des  Volkes  feUen,  um 

sich  her  versammeln,  ii/s  l  ihnen  die  TheilnH,]>me  m^  der 
S<^rge  für  den  Stat  und  hu  der  WeUhenschatt  «jiulliitifi. 
ie  mehr  »Dgesehene  Manner  so  in  Rom  zum  ^^Tiate  ver- 
satnmeK  werden,  desto  besser  werde  far  des  Bedürfniss  des 
States  und  die  Treue  der  ProTinsen  gesorgt  sein. 

Als  eine  niedere  Arisfokratie  tieseiehnet  e^  die  RUter* 
Schaft,  welche  in  ähnlicher  Weise  aus  den  anöreseheneii 
^laniMTi]  ^  nii  xwrittjm  Range  zu  bilden  sei.  J>;miil  andi 
die  Höhne  der  fjenatoren  fähig  werden,  den  Rang  der  Vater 
spAter  einsUnebmen,  fbrdert  er  eine  ihres  Standes  würdige 
BrulehuBg  in  den  Wissenschallen  und  den  Waffen. 


Neuntes  CapiteL 

S.  ner  flnuMdfoisdM  AM. 

Die  Geschichte  des  französischen  Adels  ist  sehr  wechsel- 
reich. Wir  können  folgende  Perioden  unterscheiden,  von 
denen  jede  ihren  besondem  Charakter  hat 

1,  Der  Merowingischen  Z^'t  (481  bis  752)  gehört 
die  Begründung  des  ft*anzösi8chen  Adels  an.  Auffallender 
Weise  sind  die  Spuren  eines  alten  fränkischen  Geschlechts- 
adel s  nur  unsicher.  Dagegen  bildete  sich  damals  ein  per- 
sönlicher Treuadel  aus,  welcher  seine  Entstehung  vor- 
Ettgsweise  dein  Verhältnisse  zu  dem  Könige  zu  verdanken 
hatte.  Es  mochten  swor  die  alten  Ädelsgeschlechter  auch 
hier  rorzugswdse  bedacht  worden  sein.  Aber  ausser  ihnen 

»IMoOus.52. 


Digitized  by  Google 


Neuutes  CapittL  I.  IMtv  MisL   B.  il«r  fputMtcbe  Adoi.  |U7 

wurden  auch  andere  freie  Franken  uiid  Geraiaiiea  von  dem 
Könige  . unter  die  Animationen  «u^eDommfiDv  nnd  lelbftt 
ftoHanngm  erbieiteo  als  QAste  des  KOnig«.  (oonviTae  4t^ 
gi»)  ftknlaohea  Bnng..  Ei  «od  so^ar  die  Baispiele  nMI 

ganz  selten,  dasz  Personen  von  ganz  niederer  Geburt,  vor- 
malige Sklaven  und  Hörige,  zu  den  höchsten  Aemtern  itn 
Reiche  und  unter  die  Magnaten .  empoinitiegen.  >  < 

.  t  Dieser  Adel  war  sonit  aus  sehr  gemisohten  Bestand» 
theilen  erwachsen.  Er  war  mindestens  in  seiner  MehfMt^ 
w(ie.Mft£|ier^  niher  nachgewiesen  hat,  kfAn  Erb«'  «oadem 
ein  persönlicher  Dienatadel,  dem  Könige  durch  den 
Eid  der  Treue  verbunden.  Das  erhöhte  Wergeid,  dessen  er 
genosz^  war  ein  Zeichen  und  eine  Folge  der  höheren  Werth- 
sehitanng^  die  m|ui  seinen  Gliedern  beilegte.  Im  übrigen 
4patte  er  wienig  privatreehtUehe  Vovsage.  Politisch  aber  wav 
^  ansgezdchnet  theils  durch  die  Verbiodung  der  EigtMi- 
sehaft  eines  Antmstio  mit  den  heben  Reichsämtem,  Hof- 
stellen und  kirchlichen  Würden,  theils  durch  die  Theil»- 
nähme  an   dem  Rathe  des  Königs  und  die  hervorragende 

^  Stellung  auf  den  National versammkmgen  und  Reichstagen. 
Roaiaiiische  and  germanisehe  Elemente  sind  in  «diesar  Adals- 
institatien  ebenso  gemischt,  wie  in.  den  Börsonen,  welche 

.  itQ  diesem  Adel  gerechnet  wnrden. 

Indessen  war  der  germanische  Charakter  doch  Über- 
wiegend, und  kam  immer  mehr  zur  Herrschaft.  Diesem 
Charakter  gehört  einerseits  die  persönliche  Treuverbindung 
mit  dem  Könige  an ,  welche  sich  durch  die  FanüUensitte  und 
dem  Familieninteresse  gemftsz  fortpflanzte,  andrersedts  die 
Ausstattung  der  Magnaten  mit  königlichen  Beneficien,  mei- 
stens in  Grundstücken  bestehend,  welche  der  König  ihnen 
verlieh.  In  diesen  beiden  Beziehungen  vornehmlich  wurzelt 
das  sp&tere  Leikenswesen. 

!  OeMhicbte  der  RcehtsvcKfMtQng  Enakreiehs  I.  S.  217  %. 
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per  Wechsel  der  königlichen  Djroastie  war  groszeo- 
IlveiU  dM  Werk  einer  Adelarevolation.  Die  karoliogiaeheii 
HttMmeier  wiusiaa  ndi  als  Stellyertreter  des  Königs  und 
Hereoge  wi  die  Spitze  des  mftehtigen  und  kriegerischen 
Adels  zu  setzen.  Als  Führer  desselben  begünstigten  sie  das 
Streben  der  Edeln,  sich  in  ihrem  Grundbesitze  zu  befestigen. 
Mit  ihrer  Hülfe  Ferdrflogten  aie  dann  die  entarteten  Sohein- 
kOoige. 

Dieee  Bewegung  hatte,  worauf  Ouisot auAnei^MMn 
gemaeht,  ▼mtMhinlieh  In  dem  nördlichen  Tbeile  Ton  Frank- 
reich ,  in  welchem  die  Germanen  vorherrschten ,  und  welcher 
eben  deszhalb  im  Gegensätze  zu  dem  ^romanischen  Frank- 
reichdes  Südens  „deutsches  Frankreich (Francia  Teuto- 
aka)  gaMoint  wurde,  in  Austraeien  nachhaltige  Untersttttiav^ 
gefonden.  Ifeustrien,  wo  aueh  der  Adel  stftrker  mit  Ro- 
manen gemieeht  war,  wurde  von  dem  Impulse  fortgerissen. 
Aus  diesem  Grunde  erhielt  der  französische  Adel  nun  ein 
bestimnites  germanisclics  Gepräge. 

Der  Amts-  und  Dienstadel  wurde  mehr  und  mehr 
i;iehensadel  der  Barone,  Seniores  und  Vasallen, 
TOD  denen  jeder  in  seinem  Erdse  sieh  als  selbstftndigen 
Herrtl  fühlen  lernte.  Die  Zeit  der  Karolinger  ist  die  Zeit 
des  Überganges  aus  der  königlichen  Beamtenhierar- 
chie in  die  selbstherrliche  Herrschaft  der  Sei- 
gneurs,  und  auch  die  Erblichkeit  des  Adels  kam  all- 
mählich auf,  in  VerbinduQg  mit  der  augeetandenen  Erblich- 
keit der  Beoeficien. 

3.  Die  höchste  Ausbildupg  und  Macht  erlangte  und 
besass  der  neue  Lehensadel  in  der  dritten  Periode  der  Ea- 
petinger  (987  bis  auf  Ludwig  den  Heiligen  1226). 

Karl  der  Grosze  hatte  noch  die  Einheit  des  States 

*  Eaatia  atir  rhiatoire  Fninee.  8.  (Ii  HL 
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ftolreelit  sn  halten  und  die  ItOnigriebe  Miieiit'cu  jMliliiwr  g» 
wnäit^  Aber  unter  seinen  Ni^chft)]geni  lertfo!  die  friakiaclie 

Wieltmonarchie  in  mehrere  von  einander  unabhängige  Stateu, 
und  in  dem  französischen  Reiche  selbst  nahm  die  Selbstän- 
digkeit der  Aeniter  und  der  Lehen  fortwährend  zu.  Schon 
Karl  der  Kahle  war  geuöthigt«  die  Erbliclikeit  der 
OH^fenämter  und  der  Reichflehe»  fitar  die  fiMUme  der 
Vasallen  anzuMeniieii,  und  den  üftnüleheBr  GnmdsalK  ««dl 
auf  die  Söhne  der  AflervtiBallen  anssSUdellnen^  In  kurzem 
wurde  auch  den  Seiteoverwandteo  ein  Erbrecht  in  die  Jjeiien 
zugestanden. 

'  Nur  4n  der  Kirche  erhielt  sieh  dae  f^rineip  des  .indi- 
Ttdaallen  Amtsadels,  im  8tsi«  wwaodelta  sieb  der- 
selbe fn  einen  feudalen  Erbadel.  Ueber  gans  Franit 

reich  breitete  sidi  so  in  maimlchfEiUigren  Abstufungen  und 
Formen  die  Herrschaft  erblicher  Seif]^neiirs  aus.  Ein  Theil 
derselben  besasz  die  volle  obrigkeitliche  Gewalt  in  allen 
ir^seiitlicfaen  Begehungen  eigenem  Rechte,  und  erkannte 
nur  ' eine  sehr  beschrankte  oberlebensherrlidie  Gewalt  des 
KOnigs  Uber  sieh  an.  IMese  Seigneurs  kOnnen  als  der  hbhe 
Adel  bezeichnet  werden,  ^u  ihVien  geh(kren  die  Herzoge, 
die  Grafen,  die  Viconites,  die  Barone:  die  meisten  imter 
ihnen  waren  Krouvasallen ,  einige  auch  Vasallen  der  Her- 
zoge ^nd  Grafen,  nur  sehr  wenige  Allodialherren  ihres 
Gebietes.  Die  hohe  Geriditsbarkeit  gehörte  ihnen  zu,  sie 
standen  an  der  Spitze  der  MilitOryerfbssung^  die  nun  gaoa 
ihres  früheren  volksmäszigen  Charakters  entkleidet  zu  Laben- 
und  Ritterdienst  geworden  war.  Whs  sie  hinwieder  dem 
Könige  zu  Kriegsdiensten  zu  leisten  hatten,  war  genau  be- 
grönzt  und  uormirt.  Der  König  durfte  nur  mit  ihrer^  Zu 
Stimmung  Gesetze  erlassen,  aur  so  weil  sie  es  rerstatteten 
Steuern  erbeben*.  In  derselben  Weise  erliesaen  sie  in  ihrem 

•  CapiU  Uroli  V.  a.  Ö77.  P.  Ul.  542.  c.  3. 
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Gebiete  LMidesofdmlngeii ,  ond  verleBtoB.  fitwifrn  mii  Zu- 
Itimmiuig  ■bHriHjpMip'  ihrer  TiMinen.  Wer  in  iftier 
BmbM^  wolinte,  mtiszta  ihnen  Treue  (fides),  dieVasalten 

überdem  Hulde  (homagiuml  schworen  (foy  et  hommageV. 
er  war  ihr  ünterthan.'  Die  politische  Statshoheit  war 
so  zerklüftet  in  eine  grosse  Anzahl  mit  priiratrectiilichort 
Elementen  rersetster,  nnr  sehr  lose  rerbundener  Erb- 
hemehaften.  Der  hohe  Adel  war  niofat  mehr  ein  herror^ 
ngender  Stand  des  Volkes,  noch  war  sein  Wteen  in  der 
Trene  nnd  den  Diensten  zu  erkennen,  die  er  dem  Könige 
schuldete.  Seine  Haiiptbedeiitim^^  war  vielmehr  die,  dasz 
er  zu  beschränkten  gröszeren  und  kleinen  Lehensmouar- 
chen  anfgesttegeo  war.  Er  hatte  die  Sourerftnetftt  er- 
langt« 

Dieselben  Erscheinungen  wiederholten  sieh  in  den  untern 

Stufen  des  niedern  Adels.  Dieser  war  voiziiglich  aus 
zwei  Wurzeln  erwachsen,  einmal  aus  dem  ritterliclien  Be- 
rufe, sodann  aus  dem  Hofdienste.  Anfänglich  war  es  döp 
lieruf,  welcher  die  Ehre  derer  hob^  die  sich  ihm  weihten, 
und  als  Ritter  oder  Dienstleute  dnem  Herrn  zu  besonderer 
Tvene  verbimden  worden.  Waren  die  erstero  grossentheils 
Freie,  so  fluiden  sich  dagegen  unter  den  Ministerialen  auch 
viele  ursprünglich  hörige  Leute. 

Aber  auch  dieser  Berufsadel  wurde  mit  der  Zeit  zu 
einem-  erblichen  Lehensadel.  Die  Ritter  bekamen 
LehengOter,  die  sich  in  ihrem  Geschlechte  rereibten,  die 
DieosÜettte  wurden  mit  floflehen  ausgestattet  Als  begü- 
terte Männer  (riehes  oms)  unterschieden  sie  sich  von  der 
Rotüre,  als  Vasallen  standen  sie  ihren  Seigneurs  nahe. 
Wie  diese  von  altersher  Tafelgenossen  des  Königs  (couvivae 
regis)  waren,  so  galt  es  im  Mittelalter  als  ein  Grundsatz 

•  Es  ist  dae  der  alte  Sprachgebrauch.  Beaumaiioir  XXXIV.  41:  „V'a*" 
cuns  barona  est  iouveraim  en  sa  buronnie.  Voirs  est  que  Ii  roit  est  sov- 
nifu  par  äntur  lo««." 
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des  Feudalrechto:  die  RiUer  «iod Tafeigenosseu  der  Herren.^ 
Ihre  Kriegs-  und  Hofdietiste  waren  mi  den  GOleni,  Ter- 
banden,  wie  die  Hoheiterechte  de^  Seigneurs  mil  den  Oniad- 
henschaflen.  Auch  ihnen  kam  eine  —  zwar  beschränktere 

—  Gruiidherrliclikeit  zu,  sie  waren  gewöhnlich  hinwiedei* 
niedere  Gerichtsherren  über  die  Unterthanen  ihres-  Lehern^ 
herrn,  welche  durch  sie  mit  demselben  rennitteU  wqrden. 
Ihr^  Stand  schlosz  sieh  mehr  tmä  mt^T  ab.  Und  war  der- 
selbe ursprünglich  eiam  'Mfe  des  Berufes,  so  wuide  nim 
die  Htierbürtige  flerihinfl  und  die  stondesmüssige  Erziehung 
die  reg^lmtfszige  Voraussetzung  auch  der  Ritterschaft.  Mit 
Rücksiclit  auf  ihr  Geschleclit  wurden  die  neuen  Adeligen 
nun  gmtils  hommes  genannt  Die  Abstammung  allein  freilich 
machte  den  Sohn  nicht  zum  Bitter,  ^  aber  wer  nicht  von 
^em  rittermfiszigen  Vater  stammte  —  auf  die  Mutter  wurde 
incht  gesehen  —  konnte  in  der  Regel  auch  nicht  Ritter 
werden.  Nur  dem  Könige  blieb  es  vorbehalten ,  in  den 
Adelstand  zu  erlieben. "  Indessen  war  die  Verbindung  dieses 
Adels  mit  dem  Besitze  eines  Lehens  früher  so  enge,  dasz 
der  Roturier,  welcher  ein  Lehenegut  erkaufte  und  darauf 
lebte,  um  seines  Gutes  willen  aum  Jranc'-hamme  wurde, 
und  sein  Enkel,  der  ihm  in  demselben  nadifolgte,  in  jeder 
Beziehung  zu  den  gentils-houiiiies  gehörte.  ^  Daneben  freilich 
entstand  dann  ein  freies  Ritterthuni  ohne  Lehensbesitz, 
das  durch  Geburt,  Erziehung,  und  Beruf  der  ritterlichen 
£hre  iheühaffc  wurde. 

Auch  unter  diesem  Biedem  Ade)  gab  es  manoherlel 
Abetafungen ,  von  den  vaooBaeun  oder      siref  aufwärts  zu 

^'  Loyteh  Inst  Contum.  1.  1.  14:  «Kai  ne  doit  scotr  k  In  table  du 

fiuon  äMI  n'est  Chevalier." 

'  Dafl  französische  Reohtssprudiwori:  ,Nul  ne  aui  QiAvalier.<*  bei 
Loysel,  Inst  Coutura.  I.  1. 

Loysei,  Inst.  Coutum.  I.  1.  12.:  „Nnl  ne  peut  anoblir  que  le  Roy," 
13.:  ,Le  moyeu  d'Sire  anobli  sans  Lcttrea,  est  d'dtre  flut  Chevalier.* 

•  6th&ffner  a.  «.  0.  U.  S.  160. 
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deo  Viguiers  (irk«rii)s.>tiie*beM>Bder0  iiu  Stt<|^  h&utig  wamiv 

infT  (ffters  eine  nuttlere  Qeriiaiff1g|lri(fc>i^^ 

Imn^,  von  ^en  diifldne  delNBftMM'Ub  Mftieilt^-iiiiil 

den  Vkomtes,  von  denen  ein  Theil  zn  den  Baronen  gehörte; 
ein  anderer  Theil  aber  im  Lelieiijsdienst^  einzelner  Grafen 
eine  untergeordnete  Htelliui«^  iiutteii. 

;,,J)ie  MMmioliAütigkeit  der  verschiedenen  BMigiitufon  vpd 
nlä^is^'swar  flbet^  mid^im'KnaelMi  ▼•rwimptf. 
iitet  MtBrfm^^^  llberall  der  des  LeNp^weittw. 

4.  In  der  Tierita '  FwfWe^  ton  den  Heiilgen 

zur  fraiizosiscluMi   Revolution  (1789)  sehen  wir 
eine  totale  Umgestaltung  deb  Adels  sich  vollzielien. 

,  lu  der  ersten  Zeit  war  es  ein  Kampf  des  KöiMgttiums 
^  4il|>v4del  lutt'die  Herrschaft  Die  Könige  Verliateii 
itt  JenMbeb'^e  mit  neuer  IStärka  erwadi^de  Natkmid« 
^heit  und  das  i^eder  belebte  StatsbewusKtsein.  In  diesem 
Kamille  kamen  die  Juristen,  ^^ eiche  die  Grundsätze  des 
römischen  Rechts  verfochten  und  neuerdings  zur  An- 
wendung brachten,  den  Königen  zu  Hülfe.  In  dem  könig- 
lieben Gerichtshöfe,  dem  Parlament,  erhielten  ihre  Lehren 
ein  mächtigeiBl  Organ.  Das  Volk)  TomeiMnlich  dieSanwobner 
der  Städte, -eWcM; nur  ^ten  eingreifend,  unterittttate  die- 
selben mittelbar.  •  •  r 
' ' Ein  neue.s  königliches  Beamtensystem,  unah- 
hftngig  von  dem  Lehensverband ,  wurde  nach  und  nach  ein- 
geführt Besoldete  königliche  Truppen  dieuten  ohne 
fiekMnkuug  ufid  Vorbehalt  der  königlichen  Kaeht  Die 
groH^aen  Heraög:flitlmer  und  Grafeehaften  wurden  eine  nadi 
der  andern,  bald  durch  die  Erbfolge,  bald  durch  Vertrag, 
oft  durch  kriegerische  Gewalt  mit  der  Krone  vereinigt,  und 
SO  die  entäuszerten  lloheitsrechte  wieder  concentrirt.  So 
wurde  die  selbständige  .Herrschaft  des  Adels  ge- 
b  r  och  en.  ]>uroh  Ludwig  fl.  (1461^1493)  wurde  dieser  Sieg 
der  königlichen  Souverftnetftt  Ober  die  der  Seigneurs  vollendet 


Digitized  by  Google 


KeoDtM  Capilel.   I.  i>er  Adel.   B.  Der  frsniaBische  Adel.  US 

Der  Äidel  hatte  nur  Bruchstücke  seiner  früheren  Landes- 
hoheit in  die  folgenden  Jahrhunderte  hinUbef  gerettet.  Nur 
als  Gouverneure  in  einzelnen  Provioseo,  nicht  mehr  alft 
La^deshinen  Terinochten  sich  die  Qxot/kia  in  hatte«.  Der 
Adel  war  nan  zu  diiem  bevorzugten  Stande  von  Untere 
tlianen  geworden.  Die  AnMeietimingen ,  deren  er  th^lhaft 
war,  nahmen  mehr  und  mehr  den  Charakter  von  Privi- 
legien an,  die  vielfältiu:  mit  deu  neuen  Begriffen  und 
Meinungen  Jn  Couflict  geriethen  und  gehässig  wurden.  *• 
Wohl  gab  es  auch  später  noch  Kttaipfe  zwischen  dem  KOnige 
nnd  dem  Adel,  aber  sie  waren  von  ganz  anderer  Art  alä 
vordem.-  Es  tiraren  das  nan  Kämpfe  der  politisehen  nnd 
religiösen,  häufig  auch  bloszer  Hofparteien,  an  deren 
Spitze  gewöhnlich  Adelige  standen.  Wollten  Adolitre  zu 
Eiutlusz  und  Macht  gelangen,  so  war  das  damals  nur  im 
Dienste. des  Königs  möglich.  Die Theilnahme  des  Adels 
an  dem  Nation alrathe  war,  weil  dieser  selbst  nieht  in 
fester  und  regelmässiger  Gestaltung  kam,  nidit  erfaeblidi. 
Der  alte  Lehensadel  wurde  so  in  einen  bloszen  Hofadel 
verwandelt.  Sein  Wesen  bestand  eher  in  äuszerlichem  Rang 
nnd  £)hren,  als  in  politischen  Rechten. 

Am  höchsten  standen  die  Pairs  de  Franee,  anfänglich 
XII,  sech«  weltliche  Kronvasallen  und  sechs  gaistlidie 
Herren  ,  später  dnrdi  die  königlichen  Prinzen  nnd  eine  An- 
zahl anderer.  weMieher  Grosaen  vermehrt  Die  Fairseliaft 

•  Toqueville  (rancien  r%ime)  hat  ausgeführt,  wie  sehr  die  Aufhebung 
der  politischen  llechte  des  Ad^la  and  daneben  die  FortdMier  der  ökonomi- 
schen Vorrechte  desselben  zusammenwirkten,  um  den  allgemeinen  Volks- 
hasz  gegen  den  Adel  zu  reizen.  So  lauge  die  Herrn  und  Ritter  noch  die 
Gerichtsbarkeit  zu  besürgen  hatttu  und  für  die  öffentlichen  Bedürfuisse 
beaouders  thatig  waren ^  begriff  mau  ihre  Befreiung  von  den  Statsateuem 
und  ihm  Bttilge  von  Chrund«  und  Fenon«lg«flUlcn.  Aber  Mildein  die 
königtiche  Beamtung  die  ganze  ölEmtliebe  Verndltung  and  die  BedUs- 
pflege  fibenuMmnen  bmtte,  und  der  Adel  ebenso  gehorchen  murate,  wie 
die  Bürger  und  die  Baaern,  erschien«!  den  Leaten  jene  ökonomlsdien 
Eeohie  dewelben  als  angereebte  rrivileglen.. 

Bluntacbli,  •lleerndne«  Statsrecbt  I.  8 
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wtr  erblidi.   Vreler  Zotritt      dem  Köidge  und  su  dem 

Parlament  in  Paris,  von  dem  sie  allein  zur  Verantwortung 
gezogen  werden  durften,  zeichnete  sie  aus.  Bei  der'Krö- 
BViig  der  Könige  trugen  aie  die  InaigDiMi  der  königUohftD 
Geirdi 

Aof  die  Paira  ftdgton  in  d«r  Btog<»dnong  die  Hai^ 
söge,  die  Marquis,  die  Grafen,  die  Forsten,  Ba- 
rone, Vicomtes,  Chatelains.  Titel  und  Wappen  waren 

die  äuszern  Kennzeichen  des  Ranges.  Dann  folgte  der  nie- 
d.ere  Adel  der  £cu/ers  uod  der  ein^iu^heD  GentiU- 
iiommeai  ^ 

In  dem  alten  Adel  war  die  Geburt  ronaekat  entMsM* 
dend,  die  Yetfoindung  mit  Grund Irerrschaft  aber  daneben 
▼on  Einfluas.  Bern  alten  Adel  trat  nun  aber  ein  neuer  an 
die  Seite,  der  vornehmlich  von  königlicher  Verleihung 
abgeleitet  wurde.  Dahin  gehörte  voraus  der  Adel,  der  mit 
der  Ernennung  su  höhern  Civil-  und  Militärämtern 
▼eibuaden  war,  vorzüglich  der  Parlamenisadel  der 
Räthe  an  den  aouTertlnen  GeriebtahÖfen  (noblease  de  rohe). 
Bieae  Stellen  waren  nun  nidit  mehr  wie  in  der  Lehenaver- 
fassung  an  den  Boden  geknüpft,  noch  erbliche  Familien- 
rechte, und  es  erhielt  daher  dieser  Adel  fortwährend  neue 
individuelle  Zuflüsse,  Ihm  verwandt  war  der  Adel  der 
•Doetoren  der  Rechte  (militea  litterati,  legalea),  den  em- 
Üge,  der  nicht  ron  der  Maischen  Gnnat  ertheilt  wurde, 
sondern  auf  wissenachaftlicher  Auazeichnung  beruhte. 

Einen  schlimmeren  Bestandtheil  erhielt  der  Adel  in  der 
groszen  Zahl  derer,  welche  durch  Ad  elsbriefe,  häufig 
blosz  um  der  Taxe  willen,  welche  dafür  bezalilt  werden 
inuaate,  nicht  selten  auch  zur  Belohnung  für  Dienste,  die 
nicht  immer  ehrenToll  waren,  in  den  erblichen  Adelaatand 

erhoben  wurden  ^  (nobleaae  par  lettrea). 

• 

f«  ■ 

'®  Vgl.  über  diesen  Abschnitt  Schaffner  a.  ^  O.  Bd.  11. 
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5.  Die  knise  aber  gewaltig  eiugreifende  Zeit  der  fir»iH 

zOsischen  Revolution  (1780  bis  1709)  zerstörte  das  ganze 
Iii>tifut  fle«  A'ir!<.  lie<>anii  uiil  dri-  Fusion  der  friilier 

gfiir^niiteii  Standr   iti  einer  aUgcnieiueu  j^|k^OiU^)(|^^jj^il|> 
Img.  -  Dftoii  hob  sie  den  A4el  auf  ek  eiue.  dem  d^inokr»- 
(HNsbea  Frinelp:  der  (»eiehheit  widi^ii|>f^e^^ 
MtetmuDf .  !^  HadÜeh  ^aditd  0ie  4f»  AAis^gm  )xapf^  fiülU^i  49* 
jj^ichmachenden  Guillotine  auszurotteu.  •  ' 

n.  Als  die  Leideijscliaften  <ler  Revolution  sich  in  dem 
Blute  der  liervurra<<eiideii  Müiinür  gtJöüttigt  und  ilire  Gleich- 
laeitetbeorie  die  scharfe  Schneide  im  dei9;  Widerst|^^de  i\ßt 
MtaA .  ^  VetliAUiiisse  abg€0tiviipft  batt^  wurden,  auch  ..>b 
fieei))|fieie|i  verschiedene  Vei^iieh^  geinaQht,.-d^  Ad^l^in 
neuer  Gestalt  atif  der  mit  Trommem  bedeckten  Ebene  her- 
Äustellen.  Aber  keiner  derselben  f^elaugte  zu  l'esteiii  iit  siaiid, 
•  w;  Am  inter<'>'>it [iR>?en  ist  der  Versuch  NaiMtleouis,  wel- 
ijher  in  dec;  AriBtulcmiie  eine  uuent|>ehrUche  Stütze  und  zu? 
gieidi  Bcbrafilfie  der  Mcmarehie.  «irkannte.  J»  d^  Qi9(üeii 
der  Ehrenlegion  achof  er  gewiss^rmaszen  einen  mo- 
dernen Ritteradel,  der  jedem  höhern  Verdiensie  um 
den  8tat  im  weitesten  Sinne  zugänglich,  seiiu'ui  Wesen 
nach  aber  nur  eine  individnelle  K  lire  n  ii  uszei  c  h  n  u  n  ^ 
war.  i^r  batta^iUterdem  vor,  eine  ]i(>liere  erbliche  Ari- 
aiolr^atift  im  gtitoiden»  m  w^ob^  die  ttbrig  geblieben^i 
jteutien  des  alten  historlise-hen  AdeU  mit  den  Nach- 
kommen der  neuen  französischen  Marschälle,  Stats^ 

*'  Gesetz  V.  25.  Juni  1790.  Art.  1.  „La  iiuhie.'^iie  her«'] isaiie  est  ]H)iir 
toujours  abolio;  eii  cnn.'sefjiieiiot*  le.s  lilres  de  pritice,  de  dnc,  de  conile 
et«,  —  ne  serout  pris  par  qiü  que  ce  seit,  ni  domies  fr  persoime."  Vej- 
faMung  V.  Sept.  1791.  „La  Ooostitatiou  garaaUk  aomnie  drdtft  iMilaffelti 
et  ehrlla  1)  qae  km  !«■  citoyent  aost  adimMUüeriMix  pleoee  el  em^loli, 
ÜM  aatre  diatineUon  qae  oelle  des  verlas  et  des  talens^  2)  qne^tea  le« 
eoBtributioDi  eeroat  r^paitiee  entre  toae  lee  eitoyens  tgaleueni,  en  pro* 
peftion  de  leurs  fncult^s.** 

V.  1795.  Art.  ^^.  ^L'egaiit^  nadmet  ancune  diatinctiou  dt  iiaissaiict;, 
aiicnae  iiereditä  de  pouvoirs.'* 
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lii'inister  aiid  andmr  lioben  Reichsbeamlen  und  Waide- 
träger vereinigt  worden  wftren.  Man  sieht,  Napoleon  dachte 

daran,  die  Institutionen  der  ersten  römischen  Kaiserzeit  mit 
den  UeberJieferungen  der  französischen  Geschichte  zu  com- 
biniren.  Indessen  hatte  er  kaum  dareh  das  Statut  roni 
1.  kftra  1808  die  ersten  Anfftnge  su  dieser  Emenerang  des 
Adels  gelegt,  als  sein  eigener  ßtara  die  l\)rtbilduDg  unter- 
brach. " 

Ludwig  XVIII.  (1815)  schlusz  sich  in  seiner  Pairie 
nfiher  an  das  Vorbild  der  englischen  Einrichtungen  an.  Aber 
es  gelang  ihm  nicht,  einen  politischen  Pairsadel  zü 
befestigen.  I>ie  Bestandtbeile  der  lüten  Pairie  waren  durch 
die  Rerolutlon  su  *sehr  zeratCsi;  der  Geist  der  Kation  war 
so  ganz  für  die  Principlen  der  Rechtogleichbeit  und  der 
freien  Bewegung  auch  des  Eigenthums  eingenommen,  dasz 
ihm  jede  Erneuerung  des  Adels  wie  ein  rÄuberischer  Ein- 
griff in  die  Volksrechte  erschien;  ein  groszer  Theil  des 
alten  Adels  hatte  die  Waffen  gegen  das  Vaterland  getragen 

'*  Napoleon  im  Mdm.  de  St.  Hei.  bei  Las  Casas  V.  36  ff.:  „Die 
Aristokratie  ist  die  Stütze  und  der  Modetutor  <ler  Munarchie.,  sie  bebt 
di«se  empor  nnd  leistet  ihr  Widerstand.  Der  8l«t  ohoe  Aristokratie  ist 
em  Schiff  ohne  'Steuer  (?),  dn  Laft]»l]«m,  von  den  Windea  geschaukelt 
Daa  HeUnine  der  Aristokratie  aber,  ihr  2aaber  Hegt  in  ihrem  Alter,  in 
der  Zeit;  und  gerade  das  iat  das  Basiga,  was  ich  nicht  sebalfen  kann. 
Die  vemiluflige  Demokratie  bepniig^t  sich,  fiir  alle  die  Gleichheit  des 
Strebens  nnd  die  Erreichbarkeit  des  Zieles  zu  erhalten  (k  tous  l'^ga- 
lite  pour  pr^tendre  et  ohteiiir).  Es  kam  nun  darauf  an^  die  Trümmer 
der  Aristokratie  mit  (h  n  Formen  uiul  Iiiteniioiieu  der  Demoki'atie  zu  ver- 
söhnen. Voraus  gali  es,  die  groszen  aiten  Namen  unserer  Geschichte  zu 
sammeln.  —  Ich  halte  in  meiner  Mappe  einen  Entwurf.  Jeder  Nachkomme 
elmäi.  gewesenen  VareehsUs  oder  lünistefs  wäre  m  seiner  Zeit  l&hig  ge- 
wesen, indem  er  dia' erfiirderlicha  Aosstattung  nachgewiesoi,  sich  »im 
•Heriog  erkIKrea  aa  lassen.  Jeder  Sohn  ehies  Generals  oder  Stalthallers 
einer  Prolins  hatte  sich  Jeder  Zeit  als  Graf  können  anerkennen  lassen 
und  st>  weiter.  Diese  Einrichtung  hätte  die  einen  gefordert,  die  Hoff- 
nnngen  der  andern  aufrecht  erhalten,  den  Wetteifer  aller  angeregt,  und 
den  Stolz  niemandes  vorletzt.**  Vgl.  auch  V.  IGl  und  Thiers  Uist.  du 
Consul.  Vm,  ö.  116. 


Digitized  by  Google 


Neuntes  Capitei.  I.  Der  Adel.  U,  Der  iruaäutehe  Adel.  117 

und  die.  erneuerten  Ansprüche  desselben  wurdeD  auf  die 
Besieguog  FrankreichB  durch  die  fremden  Heere  gestutzt 
Der  alte  Hasz  fimd  immer  wieder  neuei  Nahmng  und  nir- 
gends wurden  grosse  neue  Verdienste  der  Aristokratie  um 
das  Volkswohl  sichtbar,  welche  mit  einer  neuen  politischen 
Erbebung  derselben  versöhnt  hätte. 

Die  Julirevolution  von  1830  hob  mit  den  Majoraten  die 
erbliehe  Pttirie  wieder  auf,  und  die  Februarstürme  TOD 
1848  stOmlea  auch  die  darauf  folgende  pere^nüche  und 
liebenalängliche,  Ton  dem  Könige  geschaffene  Fiiriek 
Neuerdings  sprach  sich  die  Republik  gegen  aHe  Adelstitel 
und  Adelsrechte  aus.  Eine  Reorganisation  hat  der  fran- 
zösische Adel  noch  nicht  wieder  erlebt.  Keime  einer  sok^klen 
-aber  werden  in  der  senatorischen  Stellung  sichtbar. 

Seitdem  ist^  der  französische  Adel  nur  insofern  wieder 
bat^telU*  worden,  als  die  alten  Titel  tod  neuem  ge- 
stattet und  gegen  Miszbrauch  gesichert  worden  sind.  -  Er 
hat  also  gegenwärtig  nur  die  Bedeutung  eines  Titular- 
adels  ohne  eigenthümliche  Rechte,  und  es  ist  das  um  so 
ungeattgender,  als  die  grossen  Titel  beständig  daran  er- 
innern, dasz  der-  Inhalt  derselben  ▼eischvunden  und  die 
.leere.  Schale  aoch  geblieben  ist 

**  In  den  hapdert  Tigen  verfttgt»  daher  wieder  ein .  kAiserlichei 
Deeret  vom  13.  MArs  »L»  nobkfl^e  est  abolie.  Lea  titree  fgodanx 

SOnt  supprime«. 

Französ.  Verf.  v.  1848.  Art.  10:  „Sont  abolia  k  toujoura  tottt 
titre  nobiliaire,  toute  distinctiou  de  naissance,  de  classe  ou  de  caste." 

"  Decrot  vom  24.  Jan.  1852.  Gesetz  v.  28.  Mai  1858  und  Deeret  v. 
8.  Jan.  1859,  durck  welches  eine  eigene  Behörde  zur  Controle  über  die 
Adelstitel  efaigeeetot  ward. 
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Zehntes  CapiteL 

C.  Der  ensHi^  Add. 

In  den  neaern  earopAiacheo  Staaten  hat  dich  ÜMt  njir 
in  England  der  Adel  aoch  in  die  GegenwaH  als  em  ge* 
sicberter  and  gromrtiges  nAtfonales'  Inttötni  binttber  ge- 
rettet. Verschiedene  Gründe  wirkten  zusammen,  um  dieses 
jR.e8ultat  hervorzubringen.  Die  Darstellung  derselben  dient 
ungleich  daza,  die  Natur  dieser  englischen  AristolcnUie  ins 
Liebt  EU  setten. 

-  1.  ]>er  ^ngliflehe  Adel  des  Mittelalterg  batte  wie  der 
fkwnsOfllaefae  zwti  venelriedeDe  nationale  Bestandlbeile  in 
sich,  einen  an ge  1 -s äc h s isch en  und  einen  normanni- 
schen, aber  das  Vt  rlmlhiisz  dieser  beiden  Theile  war  ein 
ganz  anderes  als  das  der  vornehmen  Franken  und  Ho- 
mannen  in  dem  französiacben  Adel.  Die  Normannen  be- 
baopteteh  swmr  in  den  ersten  Jahrbopderton  nacb  der  fiir<- 
oberong  des  Herzogs  Wilbebn  ron  der  Normandie  (1066) 
ein  factisches  Uebergewicht  über  die  Sachsen,  aber  diese 
Maren  doch  mit  jenen  viel  näher  verwandt.  Die  Eorls 
waren  ein  ursprünglicher  NaÜoualadel  der  Sachsen,  der  vor 
den  gemeinfreien  0 eorls  von  altersher  beryorragte.  Der 
säcbsiscbe  Adelige  ba£te  die  n&mlicbe  Erhebung,  Lebens- 
weise, Denkart  wie  der  Normanne:  und  auch  den  neuen 
Königen  gegenober  hielten  sie  an  ihrem  alten  ron  den- 
selben anerkannten  Rechte  fest.  Gerade  die  factische  Zurück- 
setzung aber  der  S^bsen  stählte  ihren  Freiheitssinn,  und 
hatte  vorzugsweise  die  Wirkung,  daes  dieselben  um  so 
eifersüebtiger  und  krftflfger  ibr  Reobt  zu  wabren  suebten, 
und  dem  gesammten  Adel  gewissermoszen  jenen  Geist  po- 
litiacfaer  Freibeii  einpflanzten,  durch  den  England  grosz 
geworden  ist, 

%  Auf  der  andern  Seite  hatte  die  Eroberung  die  grosze 
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Wiirkaitg,  dasz  die  königliche  Gewalt,  auf  welcher  die 
Einheit  und  die  Sicheriieit  des  States  vorzüglich  beruhte, 
nicht  wie  in  Frankreich  durch  den  Adel  verdrängt  wurde, 
imiik^juchi  eiieaao  eine  in  qjnitfaie  g^trnohaftn  »^npHtttt» 
■aDiiiTai<niftiirt '  48r  riH^wPir  YnM}lm.'ttitiitend.' "  * 

auch  in  England  Eingang^  aber  es  bildete  sich  doch  in  an- 
derer Weist'  aus.  Es  ist  /.sviiv  die  i'riiher  ziemlich  verbrei- 
tete 3l6inung,  dasz  durch  die  ^ormanuen  das  Lelieu«^»!^ 
1»  (Baglend.  samt  «ingeittbri  worden  «Qi^  .gi%a  .-«.e«li^ 
JhtmMkangm  Huriditigarwiflflen:  «Qdi  diftrilteiK-'Ü^^ 
#dio>  JThane  halten  groszenthtßls  Lebenbeato,  an*  mtam 
tiOti  diesem  den  Königen  zu  besonderer  Treue  und  Krieg9* 
fiienst  verpflichtet.  Aber  wahr  i^t  d;H/.  «lie  normannische 
Uerrschat^t  bei  weitem  mehr  dem  ganzen  State  einen  lehen* 
■ütigin  Gbnmkter  und  JeheuaitiliMige .  Fomien  gabi  Das 
htkeoßweßen  war  aar  Zeit  ^er  ErobaRHig  iii  dfirllfwiilMi^ 
MlileblMaier  als  in  England:  und  die  Sieger  i^«ig^  ^ 
heimischen  Vorstellungen  hinQber.  in  das  neuerworbene 
Land. 

,  Im  Priiicip  —  das  Verstaudnisz  der  2<Ieuerung  wurde 
eiet  apftter  aUg^mein,  als  weitere  Ckxnaeqiienien  derselben 
'mm.  ^raike  kamen  —  worden  aegar  alle  PrivatgpQter  in 
Englaäd  dareli  ein  Geaetz  Wilbelma  L  ala  Lehen beden 

erklärt  und  das  Obereigen tb um  des  Königs  darttb^r  be- 
liiiu]>tot.  Auch  die  bisherifjen  All«Klial«i;iiter  wurden  so  in 
i-ehßnsnexus  hereingczo^un,  und  die  bisherigen  blosz 
lebenalftnglicben  Beneficien  hiowieder  su  erblichen  Lehen 
erheben.  .Alle,  freien  Männer  im  Reiche  müssten  uberdeln 
mö.Könige  den  der  Lehenatreue  schwören  un<jL  9iQh 
zu  Kriegsdienst  verpflichten;'  und  es  ging  dieser  Eid 

/  *  StaL  WUh»  c.  52:  „Statnimus,  ut  mmttt  liberi  kmimt  foedere  et 
«M^Hbenlo  irfBrinent^  qaod  iotm  et  extra  regnum  Angliae  WiMielmo  soo 
dominp  fideles  eese  vdint,  terrae  ei-honoree  illias  fidelitate  ubiqne  servare 
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dm  IVensehwHr  der  heikn  Ibiaaion  aa  ihten  mmiitldbttreii 

Lehensherm  vor,  üeber  60,000  Ritterlelme  gab  es  untei 
der  Regierung  Wilhelms  I.,  die  alle  unmittelbar  oder  zum 
^')SzerQ  Theile* .m^ttelbftr  dem.l^aige  als  oberstem  Lehens- 

\   #inyiiiwii|nrraf hift  wank»       de»  IBtoiy  adbat  in  die 
JÜaiä:  geabfiMiiai  «ad  sIraffBrf  angezogen,  ab  dainak  .ia 

Frankreich,  dessen  König  über  den  Herzog  von  der  Nor- 
mandic.  ucIcIkt  als  solcher  selbst  ein  iVanzi »sisclicr  Vasull 
xr^9,^0ur  fiioe  geringe,  mehr  formelle  als  reale  .Souveränet^it 
\il$ßf0hi  .Der  .nonuanniiehe.  Q]id,<8lleh8i«che  Adel  blieb  aomik, 
mmA  er  Au^h  immIi^  d0irWi3i«a  de^  lüUelalters  viela  «att^ 
«MMSge  BechAB)  inebesondere  der  Geriehtsbadceit  and  Po- 
lizeigewalt, über  seine  Hintersassen  besasz  und  ausübte, 
doch  iii  eiiieai  wirklichen  Unterthaiioii  verhill  tnisz  zu 
Könige,  und  die  Einkeit  des  States  wurde  deu  Bar 
ropen  uiebt  hiogeqpfert 

3.  .  Wem»  80  der  eogliscbe .  Adel  auf  der  eioea  8eite 
gerizigere.Herrsebaftsrechte  hatte,  so  warea  'auf  der  «ndera 
Seite  seine  politisch-nationalen  Rechte  um  so  bedeu- 
tender: und  hierauf  vornelunlich  beruht  die  Grösze  und  die 
bleibende  Wichtigkeit  des  englisclien  Adels. 

£ki^e  politiscb-Dationalen  Hechte  machtea  Bich  auf  den 
^iQBieD  Reichstagen  geltend,  die.inan  frühe  schon  init  dem 
besdieideaen  Kamen  des  Parlaments  bezeichnet  hat  Das 

cäm  ieo,  et  confra  injro!co3  ei  alietiigenas  dcfendere."  c.  58:  „StAtui- 
mu8  etiam,  ut  onines  barones  et  niiliies  et  servientes  et  universi  liljeri 
homines  totius  regiii  nostri  praedicii  habcfiiit  et  tentant  se  «cmper  bonc 
in  nrmis  et  in  equis.  iiI  deoet  <  t  uiMjitt  t;  t(  »juini  .-iut  ^<  iiijur  prompli  et 
beiie  parati  ad  servitiuui  »uum  iiilegi  uiu  nobis  cxpieuduui  et  perageiidum, 
oom  Semper  opus  fVierit,  seeandom  qnod  ndUs  it  feoiu  debent  'et'  Une- 
«cMti  de  jure  facere,  et  eicut  ilUs  statuhniie  per  eomanme  cfHidUoiD  to> 
tiae  regni  praedicti ,  et  üiit  dedimui  et  eoneesHmui  in  ftoäo,  jure  haetV' 
ditario.  Vgl.  Heeve»,  History  of  the  English  Law  I.  S.  34  ff.  Vgl. 
Phillips  eogl.  Heiclis-  und  Rechtsgesch.  IT.  6.  42.  GmeM,  das  heutige 
engl.  VeriiassttDgs.  und  Verwaltungsi^echt,  I.  S,  3  ff. 
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alte  sächsische  VV  itenagemot  lebte  in  neuer  veredelter 
OeitaU  al»  Farkunent  wieder  auf)  und  in  ibm  euiten  naek 
und  nach  die  nftmlichen  Intereooen  und  Sehlekaale  aoeb 
die  beiden  Mmraei  Die  einen  Alteren  Veraammlungen  der 

grossen  Vasallen  mochten  wohl  meistens  nur  den  Zweek 
haben,  den  Glanz  und  die  Würde  der  Krone  an  den  heiligen 
Festen  zu  Ostern,  Pfiogsteu  und  Weihnachten  zu  verherr- 
licbeo.  0ie  andern  aber  erhielten  alluNIhlicb  eine  grOMie 
poHliaebe  Bedenlmig,  und  ea  wurden,  «sAuiga  ohne  feate 
Konaenf  ond  aeharfe  Oompetenaamaeheidiing,  auf  ihnen  Je 
die  wichtigsten  Angelegenheiten  des  States  behandelt  und 
entscl»ieden.  Während  des  XIII.  Jahrhunderts  erhielten  die- 
selben eine  regelmäszigere  Gestaltung.  Die  Magna  Charta 
▼on  1215,  welche  dem  Könige  Johann  ohne  Land  von  dem 
fliegreieke»  Adel,  der  für  die  Behamptang  seiniBr  Rechte  die 
Waffen  efgriflbn  hatte,  in  dem FriedenasehloBse  ahgenülhigl 
wurde,  setzte  urkundlich  fest,  dasz  „die  Erzbischöfe,  Bi- 
schöfe, Aebte,  und  die  Grafen  und  groszen  Barone  persön- 
lich durch  königliche  Briefe  (singUlafcim  per  litteras  nostrasj, 
4ie  Übrigen  unmittelbaren  Vaaatten  des  König«  aber  iila- 
geaanimt  durch  die  königlichen  Beamten  (in  generali  per 
▼iceeomitea  et  ballivoc  noatroA)  au  dem  Parlamente  (com- 
mune consilium  regni)  eingeladen^  werden  sollen,  und  dasz 
nur  mit  Hirer  Zustimmung  neue  Steuern  erhoben  werden 
dürfen. 

Aua  den  ersteren,  welche  Torzugaweiae  die  öffentlichen 
Angelegenheiten  im  Lande  verwalteten,  bildete  sich  im  ¥er-. 
folge  der  Zeit  das  Oberhaus;  die  letztem  wurden  an  einem 

Bestandtheile  des  spätem  Unterhauses.  Beide  Oaaaeik 
hatten  anfangs  ein  persüuliches  Recht  der  Reichs- 
standschaft. Die  erstere  behielt  es  bei.  Für  die  letztere 
aber  wurde  es,  in  Verknndung^  mit  andern  Rittern  des  Lan- 
de» und  den  Bewohnern  der  Stfidte  und  Burgen,,  apäter  au 
einem  politischen  Reprftsentationsrechte»    Nur  die 


Digitized  by  Google 


122  ZvMitcf  Bach.   Volk  Md  Und. 

erstem,  «lie  Lord«,  galten  iMM  -al»  hoher. Ad«!.  Den 

nieder  eil  Adel  der  Gentrj  trat  die  begüterte  B  Ur  ger- 
schaft zur  Seite. 

In  der  vollendeten  Verfftsaung  des  Parlaments,  welche 
10  der  HauptBAcbe  ie  der  zweiten  HAlfte  dea  XIII.  und  der 

ersten  Hflifte  de»  XIY.  Jehrhnndevte  ni  6t«iide  kam,^  hnd 

der  Adel  seine  netttrliehe  Stellung  im  Staate.  In  den  Zeiten 
Heinrichs  III.  ^»^ewunn  es  den  Anschein,  dasz  die  Burone, 
unter  der  Anführung  des  Grafen  von  Leicester,  die  Monar- 
chie selbst  in  ihrer  Existenz  gefährden  und  die  Regierung 
des  Steteft  in  ihre  Hand  nehoMii  möchten.  Dieser  Ueber> 
griff  war  aber  docdi  nur  rorllbergebeod,  und  sehr  bald  aetato 
sich-  ron  neuem  das  Prindp  fest,  dass  der  AristekraÜe  wohl 
ein  bestimmter  Einflusz  auf  die  politischen  An- 
gelegenheiten der  Nation  und  insbesondere  die  Mit- 
wirkung in  der  Gesetzgebung  gebühre,  nicht  aber 
die  Anstlbung  der  eigen tlich-en  fierrsohaft,  nicht 
die  Statsre'gierang.  Aber  auch,  den  untem  Sttndea 
gegenüber  ftmd  der  Adel  -die  nöthige  Sohraidto  seiner  poli- 
tischen Macht  in  der  Ergänzung  des  Parlaments  durch  die 
Repräsentanten  der  Städte  und  Burgen  und  der  übrigen 
Freisassen  des  Landes.  Anfangs  war  er  allein,  berufen. 
Bald  aber  wurde  es  Sitte  und  Gesete,  dasa  ansaer  den 
Rittertl,  welche  auf  Eronlehen  aaszen^  auch  die  ttbrige 
mittelbare  Ritterschaft  und  überhaupt  die  Frei- 
sassen des  Landes  (milites  et  omnes  libere  tenentes), 
welche  zu  den  Grafi>chaftsgericht(3n  Zutritt  hatten,  zu  der 
Wahl  ron  Repräsentanten  der  Grafschaft  zusammentraten 
und  mitwählten.  Später^  zuerst  im  Jahre  wurde  auch 
den  wichtigereD  Städten  und  Fleck  an  veratettet,  sieb 
durch  angesehene  Bürger  im  Pariamente  vertreten  an 
lassen  und  so  der  Kreis  des  Adels  und  des  Leheusverbandes 
Überschritten. 

.   *  Vgl.  ttDtea  Bach  V.  Cafi.  3.  ' 
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Die  liobeli  Därooe,  welche.  ai)<]^eselieii  von  dem  natio* 
i»leit  Parlament,  noch  einen  beMHideren  Rath'  des  Ktoi^i  • 
bildeten,  und  dnreh-  Macht  und  Ansehen  tcm-  der  Hange 
der  Ritler  h^orragten,  verhandelten  seit  den  ernten  Jahr* 

zehnten  des  XIV.  Jahrhunderts  regelniUÄzig,  getrennt  von 
den  Rittern.  Aus  ihnen,  der  hohen  Geistlichkeit,  welche 
sich  an  sie  auschlosz,  und  aus  den  Oberrichtern,  welchen 
der  KOntg  das  |>er8önliche  Recht  der  Standechaft  yevli^h«ii| 
bestand  denn  nun  das  Oberhaus. 

Die  Repräsentanten  der  Bürger  aber,  welche  anfänglich 
auch  als  besondere  Körperschaft  nur  unter  sich  zu  beratheo 
pflegten,  traten  seit  1347  regelmäszii^  mit  den  Abgeordneten 
der  Riiteischaft  zusammen,  weiche  wie  sie  gewählt,  nioh^ 
berufen  waren  und  ofiSanbar  in  den  wichtjigsten  Besiehangen 
gemeinsaine  Interessen  mit  ihnen  hatten.  80  entstand  dajs 
Haus  der  Gemeinen.'  Diese  (Gemeinschaft  der  Reprä- 
sentation im  Parlament  war  auch  im  übrigen  auf  das  Ver- 
hältnisz  der  Stände  von  dauerndem  Einflusz.  Die  schroflfe 
Abschliesaung  des  niedern  Adels  und  der  groszeatheils  feinde 
liehe  Gegensata  awisehen  ihm  und  dem  BOrgerthnm,  welche 
auf  dem  Gontinen^  das  Mittelalter  cliara1cterisir|  und  auch 
die  modernen  Zntftftnde  noch  vielftltig  verlnttert  und  st5rt, 
war  um  deszwillen  in  England  zur  Unmöglichkeit  geworden. 

4.  Ein  fernerer  Charakterzug  des  englischen  Adels, 
durch  den  er  sich  sehr  zu  seinem  iluhine  von  dem  fran- 
sAsisehen  und  zum  Theil  auch-  von  dem  deutschen  Adel 
unteieebeidet,  verdient  beryorgeboben  su  werden.  Schon 
in  der  Zeit,  als  die  Barone  eie  einzige  politische  Mächt  im 
State  waren,  hatten  sie  nicht  blosz  sich  nnd  ihre  eigenen 
Rechte  im  Auge.  Sie  fühlten  sich  frühzeitig  als  eine  na- 
tionale Körperschaft,  welche  dep  Beruf  habe,  auch 
im  allgemein  öffentlichen  Interesse  die  .Rechte  dea  • 

*  Vgl.  die  vmtreAfehe  GcMhiehte  der  Entitehang  des  englischen 
lancsli  von  <ftrf«0f.  Etsti«  mr  rbMoir«  de  Friooe. 
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Volkes  zu  schirmen  und  för  seine  Freiheit  zu  sorgen.  Die 
Mftg7»ft  Charta  enthält  zahlreiche  und  hOchst  wichtige  Be- 
«ümmiiiigeD  der  Art  Die  politische  Freiheit  der  £ng- 
lioder  Ssl  su  eiiieiii  guten  lliefle  ein  Werk  der  Aristoimtie. 
Kecbdem  diete  aber  dnml  fest  begrQndet  war,  da  wurde 
dir  liohe  Aristokratie  mehr  und  mehr  zu  einem  festen 
Dumnie,  welcher  den  Stat  vor  der  Uebertluthnng  der  de- 
mokratischen Ströme  sicherte,  und  wie  sie  vorher  die  Volka- 
freiheit  begrOndet  haUe,  ttbemahm  sie  nun  die  nuDder  po- 
puläre aber  nicht  minder  heOsame  Angabe  fOr  die  Anf- 
reehterhaltung  des  Thrones  nnd  der  festen  Statsord- 
nung  einzustehen.  In  der  Mitte  stehend  zwischen  König 
und  der  Menge  des  Volkes,  und  weder  so  mächti'^^.  dasz 
sie  A^r  sich  allein  zu  herrschen  vermochte,  noch  so  ab- 
hftngig  in  ihrer  Existenz,  dass  sie  allen  Strömungen  von 
unten  oder  jedem  Annnnen  von  oben  folgen  mflsate,  be- 
wahrt sie  die  Freiheit  und  die  Rechte  bdder  vor  dem  üeber- 
griff  je  des  andern  und  vor  dem  Miszbrauch  beider.  Der 
englische  Adel  ist  auch  fortwährend  thätig  geblieben  in  den 
öffentlichen  Geschäften,  und  wean  es  sich  um  Uebuug 
öffentlicher  Pflichten  handelte,  so  stand  «r  alleseit  in 
erster  Reihe.  Schon  dieEr&ehung  dessoltMn  wird  ron  dem 
Geiste  politischer  Freiheit  durchdrungen,  und  ist  auf  per- 
ßcinliche  Selbständigkeit  gerichtet.  Die  politischen  Parteien, 
die  Betheiligung  an  der  Polizeiverwaltung  der  Friedens- 
richter, die  Mitwirkung  bei  den  Wahlen,  die  Theilnahme 
an  den  Grafschaftsverbftnden  und  an  den  Geschworenen- 
gerichten, die  Uebung  zu  allen  gemeinnttteigen  Zwecken 
in  Vereine  susammen  zu  treten,  die  freiwillige  Selbst- 
besteuerung  für  solche  Zwecke,  welche  zu  der  Tragung 
der  Stats-  und  Gemeindesteuern  hinzutritt,  das  Alles  er- 
hält die  Aristokratie  im  Zusammenhang  mit  dem  Vollts- 
leben.  Niemand  kann  ihr  vorwerfen,  dass  sie  eine  Schma- 
rotserpflanze  sei,  welche  die.  Vollrasäfte  gierig  aufisauge 
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HDd  die  Froehtburkeit  des  Stemmes  ond  seiner  Zweige 
vermindere.  * 

5.  Das  Princip  des  Erbrechtes  ist  für  die  englischen 
Lords  zur  statsrechtlichen  Regel  erhoben  worden,  aber 
weder  in  so  absolaler  J*orm  noch  so  ansscliKessUcb  als  au^ 
dem  Contineni 

'  In  der  ersten  Zeit  stand  das  Erbrecht  und  die  Pair- 
sehaft  in  enger  Beeiebung  m  dem  Grundbesitz  oder  den 
Aemtern;  die  Pairie  selber  hatte  damals  einen  territo- 
rialen Charakter.  Später  aber  wurde  dieser  Zusammen- 
hang  aufgelöst,  und  die  Pairie  ging  als  persönliche 
Wurde  durch  das  Erbrecht  Uber.  Von  dieser  frtthern  Ver- 
bihdunf^  mit  einem  bestimmten  Land,  oder  Schlosi  oder 
Amte  her  erhielt  sich  aber  der  wichtige  erbrechtKche  Omnd- 
satz,  dasz  nur  Einer  der  Söhne  oder  Anverwandten  des 
verstorbenen  Lords  an  dessen  Stelle  ins  Parlament  trete. 
Nur  der  älteste  Sohn  wurde  nach  den  Grundsätzen  der 
Erstgeburt  wieder  Lord,  die  später  geborenen  erhielten 
mindera^  Rang  und  •  waren  von  den  Rechten  des  hohen 
Adels  ausgeschlossen.  Nicht  bloss  die  jüngeren  Söhne  des 
Lords  sind  vor  dem  Gesetze  blosze  Esquires,  sondern 
selbst  der  älteste  wird,  so  lange  der  Vater  lebt,  nur  von 
der  Höflichkeit  der  Gesellschaft,  nicht  von  dem  Rechte  Lord 
genannt.  Auf  diese  Weise  blieb  eineiseita  das  Ansehen  und 
der  Reiehthum  der  grossen  FamiUen  fortdauernd  in  Einem 
Familienhaupte  coneentrirt,'  imd  gab  es  andererseits  Ueber* 
gänge  zu  den  übrigen  Ständen,  welche  den  Unterschied  des 
Blutes  milderten.^ 

*  Vgl.  -die  ansführliclie  DanleUang  ia  den  wigef.  Werk-  ton  €h»tifi. 

*  Macaulay,  Hist.  of  England  T.  S  37:  „Die  Englische  Aristokralie 
hatte  in  keiner  Weise  den  gehäMigen  Charakter  einer  Kaste.  Sie  nahm 
fortwährend  neue  Mitglifder  aus  dtm  Volke  in  sich  auf,  und  gab  ohne 
Unlerbiiuli  wiedoi  Milglmifi-  ab.  die  sich  mit  dtm  Volke  mischten.  Der 
Freisasse  war  nicht  geneigt  über  die  Würden  zu  murren,  zu  denen  seine 
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6.  Ebenso  wurde  die  FafniHengenosseiischaft  auch 
der  l%ira  Biebi-anf  das  adelig«  Blut  beschrftokt  Auch 'die 
WlgifliH^  itll)6nie  Wnu  j  welche  ^or  G^ibalhi  eiaes  Lords 
0l0ii&#^0m>  #IIPiiiiill^d^li»ip^eii  elme  Bedenken mr  Lady: 

ftii  ©ruiidsatz  des  natürlichen  Familientechts,  dessen  Beach- 
tung die  Ehre  des  hohen  Adels  keineswegs  v<'rdunkelt,  son- 
«teiPri  im  Gegen theil  vor  gerechten  Angrifl'en  bei  weitem  mehr 
jgeiiehert  hat  als  'das  kastenarüge  Priocip  der  EbeubQräg* 
Ibeiii  "an  weldies  der  dedlsehe  hohe  Adel  so  ingstlieh  sioli 
liBiti^aimert  - 

'  '  7.  End  lieh  wnrde  der  8tend  der  Pairs  von  Zeit  zu  Zeit 
durch  neue  P  a  i  r  s  e  r  n  e  n  n  n  n  if  e  n  er^aiizt  und  erfrischt. 
Das  Recht,  Pairs  zu  ernennen,  wurde  dem  Könige  vor- 
behalten. Er  galt  als  «die  Quelle  aller  politischen  Ehren. 
UMn  altc^  kam  es  daher  2u,  nene  Glieder  des  Adels,  sei 
es  n)it  dem  Titel  eines  Herzogs,  Marquis,  Grafen  (eaH), 
Vizgrafen  (viscount)  oder  dem  einfacheren  eines  Barons 
zu  scliiil'i'cn  und  ihnen  Pairsreclite  zu  verleihen.  Aber  es 
lag  in  der  Natur  der  Dinge,  dasz  zu  der  politisch-nationalen 
Würde*  hnr  Männer  erhoben  werden  konnten^  welehe  ihiBoh 
ihfe  Verdienste  besonders  M  Fridherm  oder  Statsmänner 
Sich  ansgeseichliet  hatten,  and  sogleich  ein  so- bedeutendes 
Vermöpen  besaszefr  ödCr  erhielten,  dasz  sie  im  Stande  waren, 
den  Ansprüchen  des  hohen  Standes  zu  treniiiren.  Die  entr- 
lische  Aristokratie  erhielt  auf  diese  Weise  einen  staten  Zu- 
ilnsK  Von  wahrhaft  aristokratischen  Kräften,  und  wurde  vor 
der  G^far  in  Abgeschlossenheit  tind  Unfoeweglichkeit  zu 
versumpfen  und  zu  fEuilen,  glücklich  bewahrt.  Den  kräf- 
tigsten und  begabtesten  Männern  des  Volkes  aber  war 
die  ermuthigende  Aussicht  ecöffuet,   dasz  sie  durch  ihre 

eigenen  Kinder  aufsteigen  konnten.  Der  Magnat  war  nicht  geneigt ,  eine 
ClMse  mit  Verachtung  zu  behandeln ,  in  weiche  seine  Kinder  herabsteigen 
mciiiteii.* 

*  BUukdcm,  Oommmtar.  <m  Üie  Laws  of  fingland.  I.  12. 
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Verdicaiste  mn  den  dyn  und  ifaier  Famiiie  d«»  diWMrnd^o 
Zutritt  sa  deo  aonoigeo  HdJien  des  Stetaiebeiia  »i  erwertwa 

Wenn  map  sich  den  Gesammteindruck  dieser  Eigen- 
schaften der  englischen  Aristokratie  vergegenwärtigt,  so  ist 
M  nicht  melir  räthselhai't,  weszhalb  der  englische  Adel  allein 
wfae  Exiat#na .  bia  auf  ui»m  Ttge  UMogefoohtoa  bewai^rt 
hat  und  fortvrAhreod  in  der  Yerftusung  eine  fimehtbare  und 
giAraende  Stellunj^  mninint,  wibrend  auf  dem  ConÜnenie 
der  Adel  uberall  entweder  gänzlich  untergegangen  ist  oder 
doch  nur  ein  sehr  bestrittenes  und  verkümmertes  Dasein 


Eilftes  Capitel. 

-  '  '  '  * 

D.  Der  datitacbe  AM, 

Die  Qeaobiehte  des  deutschen  Adels  nntecscbeidet  aidi 
in  einisea  wichtigen  Begebungen  Yon  der  des  fhuwOsisefaeii 
ond  des  englischen  Adels. 

1.  Bis  zu  Ende  des  XIII.  Jahrhunderts  galt  nur  der  alte 
nationale,  immerhin  aber  durch  Aufnahme  neuer  FainiJien 
erweiterte  Stand  der  Fürsten  und  Herreu  fUr  den  echten 
deutschen  Reich« adel  (nobiles). 

Zu  ihm  gehilren: 

a>  Die  geistliehen  Fürsten,  diese  zwar  sebr  h6u£g 
aaefa  ans  adeligen  Fämilien  stammend,  aber  keineswegs 

ausschlieszlich,  noch  im  Princip.  Vielmehr  gab  die  christ- 
liche Kirche,  deren  Stifter  und  Apostel  selbst  nicht  zu 
einem  hohen  Erbadel  gehört  hatten,  den  Grundsatz,  dasz 
dem  Individuum  abgesehen  y on  dem  Geburtsstande  der 
Weg. zu  den  höchsten  Wörden  der  Hierarchie  ofifen  stehe, 
nie  auf,  und  stfiikte  sich  gerade  durch  diese  Anerkennung 
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des  IfldividiuUadeU  dem-  Stute  gegenober,  indem  sie  das 
bedeutendsten  Geister  an  sich  sog.  ^ 

b)  Die  weltlichen  Forsten  (Herzoge,  Mark-  nnd 
Pfalzgraferi ,  Landgrafen,  Burggrafen),  in  der  Regel  dem 
Geschlechtsadel  angeliörig  und  diesen  fortpflanzend,  nur 
ftuszerst  selten  durch  neue  Verleihung  eines  Fahnlehens  an 
einzelne  aosgesdchnete  IndiTiduen  vo»  nicht  adeliger  Ab« 
kunft-  vermehrt 

'  c)  Die  Freien  Herren,  die  zwar  kein  Ftirsteothnm, 
aber  Herrschaften  mit  hoher  Gerichtsbarkeit  besaszen,  zur 
Landeslierrscbaft  von  Geburt  fähig  und  berechtigt  waren 
auf  den  Reicbsversammlnngen  zu  erscheinen. 

Dieser  später  hoher  Adel,  im  Schwabenspiegel  die 
Semperfreien  (sendbar  Freien)  genannte  Stand  war  haupt- 
sächlich durch  zwei  politische  Rechte  ausgezeichnet,  1)  durch 
die  Landeshoheit,  oder  wenigstens  die  Fähigkeit  zu 
solcher,  2)  durch  die  Reichss  tundschaf  t.  Er  benutzte 
aber  die  letztere  weniger  dazu  die  allgemeinen  Interessen 
der  Nation  zu  fördern,  die  öffentlichen  Rechte  zu  wahren 
und  auszubilden,  und  die  Volks&eiheiten  zu  sdiirmen,  als 
vielmehr  dazu,  seine  eigene  Herrschaft  zu  befestigen  und 
zu  erweitem,  das  E^nigthum  seiner  einheitlichen  Macht  zu 
entkleiden,  und  das  Reich  in  seine  Tbeile  aufzulösen. 

Dieser  Zug  nach  Herrscliaft  ist  charakteristiöch  für 
den  deutschen  hohen  Adel ,  und  unterscheidet  seine  Ge- 
schichte Yon  der  der  englischen  Lords,  welche  vielmehr  ihre 
parlamentarische  Bedeutung^  ausbildeten.  Es  ist  das 
eine  schwere  Verschuldung,  welche  der  hohe  Adel  gegen 
das  gemeinsame  Vaterland  begangen  hat,  und  der  Pflicht, 
diese  Schuld  wieder  zu  süimen,  durch  ernste  und  opferwillige 

'  Papst  Gregor  VII.  hat  dieses  Priucip  klar  ausgesprochen:  „Rom  ist 
großz  geworden  unter  den  Ileidtn  und  unter  den  Christen,  quod  non 
tarn  generis  aut  patriae  uobiliLatem,  q^uam  animi  et  corporis  virtutea  per» 
pendendas  adjudioaverii**  Vgl.  LmKnuA  hiat.  da  Drail  des  Qnw.  VII.  8. 335. 
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Arbeit  an  dem  Werk  einer  Neogestaltong  Deutschland«, 
wird  er  sich  nicht  entziehen  dtirfen.  Da  wo  jenes  Be- 
streben, wie  ii)  tler  InstihiHon  der  frühern  Herzoji^e,  mit 
der  Ei<;euthümlichkeit  bedeutender  Volksstliumie  verwacliseii 
lind  politische  SelbstäudiglLeit  ein  Bedürfnisz  dieser  war 
▼on  jeher  aber  war  so  die  deutsche  Nation  in  besondere 
Mmme  getheilt  und  gab  es  innerhalb  der  allgemeinen 
deniieben  Geschichte  aueh  eine  particolare  der  einzelnen 
Länder  —  da  hatte  dasvselbe  einen  natiirlielien  Hoden  und 
eine  relative  Berechtigung.  Unter  dieser  Voraussetzung 
wurden  denn  auch  im  Verlauf  der  Zeit  diese  Familien  ^n 
wirklichen  Djnastien.  In  allen  ^dern  Füllen  aber,  na- 
mentlich wo  sich  die  Landeshoheit  auf  blosze  Gaugraf- 
schäft  oder  freiherrliche  Immunität  stutzte,  wer  diese' 
Richtung  ganz  uiniatUrlich  und  ftUirte  zu  iiatioiialeni  Ver- 
derben, häufig  auch  zu  dem  Untergang  der  Familien,  welche 
diese  (bische  Kichtung  festhalten  wollten  und  darüber  alle 
andern  Interessen  vernachlässigten. 

IKeser  Stand  war.  von  altersher  zwar  ein  erblicher, 
aber  nach  dem  ältern  Reicbsrechtc  gehörten  doch  nur  die 
wirklichen  Rei  (  Iis  t'ii  rsten,  die  nüt  einem  Fürstenthuui 
belehnt  waren,  zu  dem  Fürstenstaiide  und  hatten  auf  den 
dritten.  Heerschild  Anspruch.  '^  In  dem  zweiten  standen  be- 
kanntlich die  geistliehen  Forsten,  seitdem  die  weltlichen  es 
in  ihrem  Interesse  gefünden  hatten,  I^ichen  von  jenen  zu 
empfEmgen.  Der  erste  gehörte  dem  Könige.  Erst  in  den 
letzten  Jahrhunderten  kam  der  verwirrende  Spracligebrauch 
auf,  dasz  auch  alle  Söhne  der  Fürsten  und  Grafen,  unbe- 
kümmert darum,  ob  sie  eiu  Fürstenthum  oder  eiae  Graf- 
schaft hatlen,  den  Titel  des  Vaters  annaboien  und  weiter 
v«i{^nBten.  Diese  Vervielfältigung  der  Titel  ohne  inneren. 

^  -  .      ■   .  ' 

'  Sachse nsiK  lU.  58.  §.  2.   »It  nis  neü  vanlen,  dar  die  man  af 

möge  des  rikes  vorste  wesen,  he  n«  vntva't  van  deme  koninge.** 

8flp.  I.  3,  §.  5.  Schwaben  8p.  5.  . 

Biuntscbli,  aUgsmemes  Statsrecht.  I.  9 
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Gehalt,  acheinbar  snr  Ehre  der  Familien  darobfi^ilhri,  diente 
daiu,  daa  Anteilen  im  Volk  xu  untergraben,  und  dieselben 
den  grösseren  Landesherren  gegen  (Iber  m  sehwftehen.  Das 

Princip  einer  un  b  e  sc  hrän  kten  erblichen  Ausbrei- 
tung ward  daher  dem  hohen  Adel  selbst,  der  es  in  An- 
fltproch  nahm,  verderblich.  Ebenso  diente  der  festgehal- 
tene Grandsatz  der  Ebenbürtigkeit,  durch  welchen  der 
hohe  Adel  sich  kastenartig  von  den  übrigen  Btfinden  , 
trennte«,  dazu  die  Quellen  seiner  eigenen  Erfrischung  zu 
verstopfen  und  ihn  von  der  Zuneigung  des  V^olkes  abzu- 
schlieszen. 

%.  In  der  Mitte  zwischen  dem  eigentlichen  Adel  und 
den  einfachen  Freien  standen  die  aus  den  letzteren  er- 
hobenen Mittelfreien,  wie  sie  der  Schwabenspiegel 
nennt   Im  Süden  von  Deutschland  Ifiszt  sich  dieser  Stand 

bis  in  die  Zeit  der  fränkischen  Monarcbie  hinauf  verfolgen. 
Erst  seit  dem  vierzehnten  Jahrhundert  aber  kam  der  Sprach- 
gebrauch auf,  diese  Mittelfreien  ebenfalls  Edelleute  za 
nennen,  dadurch  dem  Adel  als  niederen  Adel  nfther  zu 
bringen  und  gleichzeitig  scliftrfer  von  den  einfiushen  Freien 
zu  trennen. 

Die  Hauptbestandtheile  dieses  Standes  waren: 
a)  Die  schöffenbar  Freien,  ursprünglich  mit  grö- 
szern  Gütern  (drei  Huben  oder  mehr)  ^  auagestattet,  und  als 
die  angeseheneren  und  reicheren  Freien  zu  dem  Schaffen* 
amte  berufen,  wetehes  wie  alle  Aemter  im  Mittelalter  mit 
der  Zeit  erblich  ward.  Sie  konnten  auch  ihr  Eigen  länger 
als  die  Masse  der  freien  Bauern  frei  von  Lasten  und  im 
Zusammenhange  mit  den  Grafendingen  im  Gegensatze  zu 
den  Vogteigerichten  erhalten.  In  den  spätem  Jahrhunderten 
gingen  die  schötfenbar  Freien  gewöhnlich  in  dem  Ritter- 
und Grundherrenstande  auf. 

»  Sachsensl).  Iii.  81.  §.  1.    1,  2. 
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b)  Die  Vasallen  des  Adels,  seitdem  das  Hittei"- 
we«en  anr^^^ekoinineD,  Ritter  mit  Aitterlehen. ^ 

c)  Zm  diesen  kamen  dann  später  aucb  manche  Ritter 
•kM  Uiietlebeu^  grossentheil«  zwar  Abkömmlinge  der 
Vasallen,  die  chm  tiHnwiesiRn  EnBiehung  genossen  hatten 
und  in  die  Rittersciiaft  uufj^eiiornrnen  wilden,  in  der  Folge 
aber  auch  andere  Kriegsmänner,  welche  Tau  dem  Kaiser 
oder  berechtigten  Stellvertretern  desselben  zu  Ritliffi  er- 
hoben wurden. 

d)  Die  zahlreichen  Dienstlente^  Ministerialen 
(Edelknechte),  noch  im  Xm.  Jahrhunderte  sehr  scharf 
von  den  ritterbürtigen  Männern  geschieden,  ihrer  Abstam- 
mung nach  groszentheils  Hörige  und  HaiblVeie,  durch  Hof- 
amter  und  Hofdienst,  grossen  Grundbesitz  und  vornehme 
Lebensart  emporgehoben,  anfongs  nicht  des  Lehensreehts, 
nur  des  Dienst»  und  Hofirechtes  theilhaftig,  allm6hlich  den 
Rittern  zur  Seite  tretend  und  mit  ihnen  in  einen  Stand  su- 
sannnenschmelzend. 

e)  In  manchen  Reichsstädten,  seltener  in  Landstädten, 
die  Gesciil echter,  Patricier,  ursprUuglicb  meist  von 
schöffenbar  freier  oder  rittermftsziger  Ai>stammung,  durch 
den  Antheil  an  der  stfidtischen  Obrigkeit  ansgeseichnet 

Auch  unter  diesen  Classen  des  sogenannten  niedem 
Adels  verdrän<j:te  das  überhandnehmende  Princip  der  per- 
sönlichen Erblichkeit  mehr  und  mehr  die  Rücksichten 
auf  Grundbesitz,  ritterliclie  Lebensart,  Hofdienst,  und  er» 
zeugte  eine  grosse  Anzahl  von  Edelleuten,  die  keine  andere 
edle  Eigenschaft  besaszen  als  den  Nachweis  eines  alten 
Stammbaums.  Auch  die  Abschlieszung  dieses  Standes 
von  den  freien  Bürgern  und  Bauern  wui-de  immer  schroffer, 
und  zwar  gerade  in  den  Zeiten,  als  die  innere  Bedeutung 

*  Sachsensp.  I.  3.  §.  2.  „de  gcepenbare  lüde  uiide  der  vrienher- 
r«n  m«»  (haben)  den  veflen  (Heerschilil).  Scbwabenap.  6.  „miUl 
Ttima^  dis  flin  die  ander  vrien  man  aini'* 
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des  Gegensatzes  abstarb.  Im  Znsauimenhange  damit  erliielt 
die  Sucht  nach  Toruehmen  Titelo  reichliche  Befriedigong*, 
und  aadi  aus  diesem  Stande  gingen  ganse  Scliaaren  von 
Freiherren  ond  aogar  Grafen  und  Fürsten  hervor,  tlieila 
durch  Verleihung,  iheils  geradezu  durch  Amiiaszung  polcher 
Titel,  denen  im  übrigen  keine  Realität  mehr  entsprach,  die 
keine  Freiiierrschaft,  keine  tirufschaft,  kein  Füräteuthnm 
hatten. 

Ein  80  ausgebildeter  Adel  der  Militär-  und  CivilOmter 
wie  in  FVankfeich  kam  in  Dentscbland  nicht  auf.  Höchstens 
bildete  der  gelehrte  Adel  der  Boctore^  juris  eine  individuelle 

Ei*gänzun^  des  im  übrii^en  erblichen  Standes.  Um  so  eif- 
riger dagegen  wurde  der  Briefadel  zur  Erweiterung  des 
ohnehin  überaiöszigen  Tituia radeis  in  Deutschland  den 
Franzosen  nachgeahmt. 

Dieser  niedere  Adel  hatte  weder  auf  Landeshoheit  noch 
auf  Reichsstandsctmft  Anspruch.  Dagegen  war  ei*  des  Le- 
hensrechts  tlieilliult  und  hatte  häufig  gewisse  Vorrechte 
auf  Stiftungen  und  Pfründen.  Auch  besasz  ein  Theil 
seiner  Glieder,  jedoch  nur  in  Verbindung  mit  bestimmten 
Herrschaften  und  Gütern ,  erbliche  V  o  g  t  ei  -  und  Grund- 
herrs'ehaft  und  übte  die  damit  verbundene  Gerichts- 
barkeit aus,  im  Zusammenhang  mit  der  mittelalterlichen 
Ausbreitung  des  Lehenssystems.  Endlich  besasz  er  inner- 
halb der  einzelnen  Territorien  das  Recht  der  Lands  tand- 
schaft, und  umgab  regelmüszig  die  Landesherren  als 
HofadeL 

8.  Die  Auflösung  des  deutschen  Reiches  und  die  Um- 
gestaltung  der  Verfiissnngsverhftltnisse  hat  die  bisherige 

Fortexistenz  eines  deutschen  Reichsadels  unmöglich  ge- 
macht. 

Die  Landeshoheit  auch  des  deutschen  hohen  Adels 
ist  mit  der  Annahme  des  Princips  der  oonstitutionellen  Mon- 
archie unvereinbar.   Die  Landesherren  selbst  gehören 
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«I»  Monarchen  nicht  mehr  dem  Adelestande,  aondera  der 
ganzen  Nation  an.  Ihre  Familien  nur,  insbesondere  die 
Prinzen,  können  wohl  zu  demselben  gerechnet  werden 
tind  bilden  den  Uebei"gang  von  diesem  zum  Throne.^ 

Die  übrigen  reichastftndischen^Familien  liaben  die 
Laudesfaerrschaft  verloren:  and  es  Ist  ihnen  nur  die  sehr 
unsichere  Möglichkeit  geblieben,  durch  HeirathsTerbindangen 
mit  sonverainen  FVimtKen  unter  gtlnstigen  Umstanden  in 
ihren  Naehkoniinen  zur  Herrschaft  zu  gelungen.  Diese  selbst 
aber  ist  nicht  nur  kein  mit  dem  hohen  Adel  verbundenes 
Aecht  mehr,  sondern  im  Gegeotheil  diesem  als  Adel  ver^ 
schlössen. 

SSne  Fortdauer^  des  hohen  Adelr  lüa  eines  politischen 
Standes  ist  schwerlich  für  die  Zukunft  anders  denkbar,  als 
in  der  engsten  Verbindung  mit  der  Institution  der  ersten 
Kammern,  uis  erbliche  oder  persönliche  (lebenslüng- 
iiche)  Pairie,  so  dass  erblich  oder  persönlidi  berech- 
tigte Pairs  mit  ihren  Gemalinnen  allein  als  wirklicher 
hoher  Adel  gelten.  Wörde  diese  Btandschaft  wieder  ffir 
den  deutschen  Cüesammtstat  anerkannt,  so  könnte  dadurch 
die  Eigensclmft  eines  hohen  deutschen  Roichsadels 
neu  belebt  werden.  Bleibt  das  Recht  der  Pairie  dagegen 
«nf  die  ßinaelstaten  beschrftnkt,  so  wftre  er  wesentlich 
mir  ein  Bestandthell  der  hohen  Landesaristokratie 
gew<»den.  In  beiden  Fftllen  darf  aber  das  Institut  nicht 
ein-  für  allemal  abgeschlossen  werden,  sondern  nmsz,  soll 
dasselbe  nicht  untergehen,  fortwülirend  ergänzt  und  er- 
frischt werden  durch  neue  Autuahmen  auf  der  Grundlage 

*  Klüber  deutsches  liuadesifcht  §.  262.  III.  will  auch  sie  niclil  tum 
Adel  reciuien;  aber  mit  Uoreebt,  da  sie  immerhin  Unlerlhaoeu  des  Hon- 
•rtfaieu,  nleht  Theilhaber  der  ^toavenlneUU  sind.  Andi  der  Spraehge- 
bcaueh  der  Bnndesacte  von  1815.  Art.  14.  bestätigt  unare  Anseht,  Indessen 
Ulden  die  sonverinen  Familien  doch  eine  in  maneher  Hinsiebt  eigenihiini- 
Jiche  Ciassc,  indem  die  slata-  nnd  völlienrecbUichen  Rflciisicbten  ilir  Pri- 
v«lreclit  modifieiMn.  • 
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iMtargeniisser  Berechü|$UDg,  bestiehuDgiweise  herrorrageii- 
der  AotstattuDg. 

Bedenkt  mftn,  dasz  Deutschland  gegeuwftrtigp  noch  uti- 

gefAhr  vierliiiii(leit  gräfliche  Häuser  ziililt,  welche  freilich 
nur  zu  einem  kleinen  Theile  dem  reich.suiiinittelbaren  hohen 
Adel,  aum  grösseren  nur  dem  höhern  Landesadel  »ngehören, 
aber  lueiskena  durch  ihren  historischen  Namen,  durch  eine 
hohe  sociale  SteUnng  und  dureh  grosses  Vermögen  herror- 
ragen ^  so  kann  man  nicht  zweifeln,  dass  die  deutsche  Na- 
tion nöch  ein  reiches  Erbgut  auch  ultadelicher  Elemente  in 
sich  habe^  auf  welche  eine  neue  Organisation  des  Adels 
gegründet  werden  könnti'. 

4.  Wo  m<iglich  noch  tiefer  zerrOttet  und  neuer  Orgaui- 
aurung  noch  bedürftiger  ist  die  politische  Institution  des  so- 
genannten niedern  Adels  in  Deutachland.  Die  Auflösung 
des  Lehensverbandes,  der  Unter|;ang  der  feudalen  Statsein- 
richtungen,  die  LTingestaltmig  der  Armeen,  die  Ausbildung 
eines  individuellen  BeauUenstandes,  die  Erhebung  bitrger- 
Jiciier  Geschlecliter  und  Personen,  die  Fortbildung  der  Re- 
l>riisentatiTTerfiissung  haben  die  Grundlagen  zerstört,  auf 
welchen  dieser  Stand  erwachsen  ist.  Die  vielfältigen  Neue- 
rungen unserer  Zeit  liaben  sowohl  von  oben  als  von  unten 
her  die  besonderen  Adelsj echte  eines  nach  dem  andern,  zu- 
weilen auch  alle  zumal  aufgelöst  und  aufgehoben.  Auch  in 
Deutschland,  wie  zuvor  in  Frankreich,  hat  der  dritte  Stand 
von  den  Vorrechten  des  Adels  nichts  mehr  wissen  wollen 
und  die  ganze  Existenz  desselben  bestritten.  Durch  die  nn- 
begninzte  Ausbreitung  des  adcliclien  Geschlechtes  auf  alle 
folgenden  Generationen  gerietlien  die  äuszeren  Ansprüche 
des  Adels  mit  ihrer  realen  Begründung  in  schreienden  Wider- 
Spruch  und  wurden  die  Miszverh&ltnisse  besonders  im  Ver- 
gleich mit  dem  höheren  BUrgerslaud  gesteigert  und  die  Ver- 
wirrung Arger. 

Nur  eine  Ueforni  von  Grund  aus,  nicht  die  ötarre 
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Hewnhriing  der  gegenwärtigen  Ruinen  einer  vormals  grosz- 
urtigen  Institution,  und  noch  weniger  die  Begüosligiuig 
d«r  Missbrftuche  und  hoehintttbigeD  PrtttensioneD  kann  bier 
helfen.  Wir  bedürfen  dne  Reform,,  welche  die  Rtftersehaft 
in  Harmonie  bringt  mit  den  modernen  LebenlB-  und  *Veti> 
fassungsveriiältuissen,  welclie  zwar  die  zahlreichen  gesunden 
Elemente  des  bisheripren  niedcrn  Adels  vor  dem  Untergang 
rettet  und  schützend  erhält^  aber  alle  andern  Bestandtheile 
desselben,  die  in  sich  selber  keine  Krall,  keine  Auseeieh' 
nung  haben ,  aehonuiigslos  beseitigt,  eine  Brnenerang,  wehshe 
feneu  wahrhaften,  mit  aristokratischen  Eigenschaften  noeh 
ausgestatteten  alten,  meist  begüterten  Ritteradel  ergänzt  und 
verstärkt  durch  die  t\brigen  in  der  Nation  vorhandenen  ari- 
stokratischen Qualitäten  auch  von  nenent  Datum.  Nur 
eine  Neugestaltung  des*  wahrhaft  ausgeseichneten  Adels, , 
welehe  sugleich  die  Schranken  entfernt,  die  der  Kastengeist 
auf  dem  Gontinent  errichtet  hat  und  den  Adel  auch  in  le- 
bend ii;xin  Zusammenhang  mit  dem  versöhnten  Volke  erhält, 
könnte  wieder  zur  Unterlage  dienen  für  die  höhere  poli- 
tische Stellung  des  Adels  und  die  Ausbildung  der  ari- 
stokratischen Tbeüe  der  Nation. 

Die  Erblichkeit  wird  indessen  in  einem  so  gereinigten 
aristokratischen  Mittelstande  schwerlich  allein  Geltung  haben 
noch  schrankenluö  .sicli  ausdehnen  dürfen.  Demi  es  gibt  in 
Wahrheit  auch  einen  Individualadel  neben  dem  (erbli- 
chen) Rasseadel,  uud  auch  eine  edle  Rasse  ktiun  in  fol- 
genden Generationen  und  getrennt  von  ihren  socialen  Grund- 
lagen ihren  Adel  verlieren. 

FOr  diese  Reformen  des  deutschen  Adels  ist  indessen 
gegenwärtig  keine  Aussicht  vorhanden.  Die  Jahre,  welclie  - 
derselben  günstig  waren  (1852  bis  1859),  wurden  nicht  be- 
nutzt. Ein  paar  verunglückte  Versuche  bewiesen  nur  die 
geringe  Autorität  der  Reformfreunde  unter  ihreu  Standes- 
genossen  und  den  Widerwillen  der  Hehrzahl  gegen  jede 
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aufrichtige  und  wirksame  RHbnii.  Im  Grossen  nnd  Gairaeti 

hat  der  Adel  sicli  den  Ideen  der  Zeit  elier  feindlich  als 
freundlich  gezeigt:  er  ist  nicht  wie  früher  in  England  und 
heute  wieder  in  Italien  der  Nation  voniDgeflchritten  in  ihrem 
Streben  nach  Einheit  nnd  Freiheit,  iBondem  er  ist,  mit  we- 
nigen ehrenwerthen  Ausnahmen,  meist  auf  die  Mte  ihrw 
Gegner  getreten  nnd  hat  die  Hindernisse  derselben  vermehrt 
urjd  verstärkt.  Bei  solcher  Stimmung  ist  an  keine  Reform 
von  Innen  heraus  zu  denken,  und  von  Auszen  lier  durch 
^blosse  Gesetze  und  Statuten  kann  dieselbe  nicht  vollzogen 
werden. 

Anmerkungen.  1.  Riehl  hat  in  seinem  Buch  n*he  bürgerliclie 
Gespllachafi"  (1854)  «lie  sociale  Be<lentiiiifj  der  „deutschen  Aristokralie'* 
in  lebhaften  Bildeni  gezeichnet.  Der  Adel  liat  gegenwärtig  nur  nwh  eine 
sociale  Geltung,  die  nuch  für  sich  einen  Wertii  hat,  aber  ohne  ptilitische 
Organisation  weder  auf  die  Dauer  erhalten  ist.»  noch  zur  ri-chten  Wirk- 
Mmkeit  gelangen  kaiiD.  I>ic  St&nde  sind  als  sociale  GemeinscbaAen  nar 
dte  natürliche  Unterlnge  der  organischen  nnd  dann  erst  wirklichen 
politischen  Sünde:  and  ^'oraogs weise  ist  es  d^  tteBtimmnng  des  Adels, 
ein  politischer  Stand  an  sein. 

2.  Die  Ansichten,  welche  ich  im  Deutsclien  Stat^wörterbuch  I.  5  30  fT. 
nnd  S.  58  ff.  ausgespi-ochen  habe,  heben  vornehmlich  den  Unterschied 
hervor  zwischen  ruhendem  (passivem)  und  wirklichem  (activem) 
Adel  und  gründen  darauf  Vdrschliigc  der  Rt  form.  Jener  schon  durcli 
die  Geburl  verliehen,  hat  nur  die  Mo^'liciikc it  in  sich,  wirklicli  zu  wer- 
den, aber  gibt  keinerlei  Vorzüge;  dieser  setzt  auch  die  persönliche  Aus- 
zc^iAhniuig  voraus,  durch  die  Jene  Möglidikeit  erfGllt  wird.  Ich  habe 
seitdem  ^4ie  wenig  tröstliche  Entdecknug  gemacht,  dass  schon  «Mim 
Jfönrr  aar  denselben  Gedanken  vor  swei  Mensclieuaitem  gekommen  (Patriol. 
Phantasien,  IV.  248)  nnd  dasz  diersellie  in  der  ganjsen  langen  Zwischen- 
zeit gAnslidi  miszuclitet  geblieben  war. 
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^   Zwölftes  CapitaL 

Diu  Frvieii  luul  der  Bürgerstaiid. 

Waren  die  eingeben  BV^^n  arsprUnglich  AbBlUbemll 

TOrzAipfswcise  freie  Grundeiß:enthümer  und  Landbanern,  so 
ünderte  sich  das  später  meistentheils.  Die  aotike  StatcD- 
bildaog  ist  regelmttszig  von  den  Städten  ausgegangen;  ein 
groffiter  and  der.  politisch  einflossreiebste  Theil  der  Freien 
lebte  in  den  Stedten,  und  wendete  sich  städtischer  Berufe» 
lind •  Lebensweise  zu.  -In  dem  Boi-ger rechte  ftind  die 
blosze  ständische  Freiheit  einen  höhern  politischen  Ausdruck. 

I.  Bei  den  Griechen  erlangte  der  freie  Bürgerstand, 
vorzüglich  zu  Athen,  die  höchste  Ausbildung  und  Macht. 
Es  gelang  ihm  hier,  auf  der  einen  Beite  die  patronymischen 
Oeschlechter  zu  sich  hernieder  zu  ziehen,  und  auf  der  an- 
dem  Seite  die  dienenden  Classen  —  mit  Ausschtusz  der 

.  Sklavenbevölkerung  —  zu  sich  zu  erheben.  Alle  Stats- 
gewalt  wurde  von  dem  Bürgerthume  allein,  in  welchem 
TOlljge  Rechtsgleichheit  als  Grundrecht  galt,  in  Ai^ 

.  .sprach  genommen.  In  ihm  fand  die  Athenisdie  Demokratie 
ihre  natttrliche 'Grund  l»ge. 

II.  iji  Rom  errang  die  Plebcs  zwar  eine  eigenthttm- 
liche  politische  Gestaltuno:  in  den  Tributcomitien  und  in 
den  Volkstribunen  auch  besondere  Oi-gane  theila  ihrer  Mei- 
nung und  ihres  Willens,  theils  ihrer  Vertretung  und  iiwes 
Schutzes.  Ferner  sog  sie  den  Stand  der  dienten,  welcher 
▼Ordens  eine  eigene  Stellung  gehabt  hatte,  in  sich  auf, 
und  erkämpfte,  selbst  die  Fähigkeit  für  ihre  Genossen  zu 
den  höchsten  Magistratureu  tle,s  States  autzusteigen.  ]Es 
waren  ihr  fast  keiue  ix)liti8chen  Hechte  mehr  verschlossen, 
und  der  alte  Gegensatz  des  popuk»  und  der  iJ^eöes  verlor 
seinen  Sinn. 

Dennocli  unterscheideil  si^h  die  Schicksale  der  römischen 
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Plebes  darin  sehr  von  denen  der  Athenischen  BUrgerfreihei^ 
dosz  in  Rom  die  neue  Aristokratie  der  Optimaten  empor- 
ragte und  die  reale  Statsiiiaclit  vorzugsweise  in  ihren  Hän- 
den behielt  Die  groflxe  Masse  der  rümiscben  Bürger  blieb 
swwr  im  Besitae  des  TOllen  Privatrechftes,  und  übte  in  ilirer 
Oesammtheit  die  Rechte  der  Oesetsgebung  und  der  Wahlen 
fl\T  die  Statflfimter  aus.  Ihre  Mitglieder  waren  auch  fähige 
zn  den  öffentlicljen  Wurden  gewählt  zu  werden.  Die  spätere 
Plel>es  war  in  der  {>olitischen  Rechtsfähigkeit  keineswegs 
zurückgesetzt;  aber  die  JNatur  der  römischen  Zustände  und 
Einrichtungen  brachte  es  doch  mit  sich,  dasz  die  Magistra- 
turen und  der  Senat  gewöhnlich  in  der  weit  überwiegenden 
Mehrzahl  der  Aristokratie  zukamen. 

So  hinge  die  Repnl)lik  dauerle,  waren  die  Plebejt  r  der 
Hauptbestand theil  der  römischen  Rürgerschaft,  und  zugleich 
die  Quelle-  und  Stütze  der  demokratischen  luchtang,  die 
auch  im  römischen  State  später  überhand  nahm.  Als  aber 
die  Latiner  und  die  italischen*  Bundesgenossen,  und  unter 
den  Kaisern  sogar  alle  freien  Provincialen  zu  römischen 
Bürgern  erklärt  wurden,  verlor  das  Bürgerrecht  seinen  spe- 
ciiischen  Charakter,  und  es  entstand  ein  allgemeines, 
die  gesammte  freie  Bevölkerung  des  Reiches  um- 
fassendes Statsbürgertfaum,  dessen  politische  Rechte, 
soweit  nicht  Einzelne  durch  Aemter  und  Würden  eine  höhere 
Stellung  erhielten,  von  der  iibermäszigen  Gewalt  des  Kaisers 
groszentheils  aufgezehrt  wurden. 

III.  Das  Mittelalter  war  dem  Stande  der  Gemein- 
freien  nicht  günstig.  Fast  überall  in  Europa  erlagen  die 
fireien  Grundeigenthümer  des  Landes  der  uul  sich  greifenden 
Herrschaft  des  Lehensadels  und  den  Vogteiherren.  Die 
Gesetzgebung  Kails  des  Groszen  vermochte,  obwohl  sie, 
von  oin(Mn  starken  Könige  gehaiidliHbt,  die  schlimmsten 
Redriickungen  hemmte,  doch  den  Fortgang  des  Uebels 
nicht  aufzuhalten.   Ein  sehr  grosser  Theil  der  bäuerlichen 
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Bevölkeruiig  in  der  Mnkiselieii  IfoiMrchie^  welalier  diiralr  flreie 
Oebnrt  den  eebteii  germaniechen  VolksstlUnnien  angetiörte, 

gerietli ,  weil  er  auf  königlichen  oder  Kirclientriifern,  oder 
in  den  (iiMm(lhen\sehurte!i  <les  Adels  sicii  niederliesz  u\ui 
Boden  üeluude,  der  iiiciit  iu  seiucJOi.JLigentliiitn  war^.  oder 
.weii>fli^>  0eia^^£igeiitimni>vao»*  fr^Ment^otireitv^^dertaaMBii 
am  Koth  an  die  Kirdien  and  Kifister  rergabt^  undin#"aK 
Zlnflgttt^Meli^'eml^angen  thadta^  1»^  die  Hinlli|i<|(fceir^^  kam 
80  den  ancli  persönliel»  liOrigen  Ranern  n§!ler  nind  büszte 
nuineherlei  iiolitisehe  Freiheitsreclite  ein.  Und  spater  konnten 
auch  die  kleinern  Güter,  weiche  im  Eigentinnn  ihrer  freien 
Bebanw:  geblieben  waren  ^  sich  4eeb  der  Vogteigeriehtsbar- 
kelt  and  iler  Laatea  nieht^erwahreil,  weteba  die^iet  rtliiaaife 
Amtokfä^  denselben  aaferlegie.  -Di# 'yarftnderie  Oi-fani^ 
sation  der  Heere,  erst  anf  den  Ritter-  nnd  Lehendienst  t»a- 
sirt,  später  auf  St>l(ltriii)pen .  hatte  znr  Folge,  das/  an<'h  die 
freien  Bauern  die  Krieg&tiU'htigkeit  aud  Kriegcrelire  verloren. 
Sie  Warden  mit  Steuern  in  den  oianaicliialtigstea  Foraite 
and  ans  mancherlei  Vorwftnden  oft  willkürlicb  belegl;  aad 
aaeh  in  den  Oerickten,  mehr  aber  rtoch  in  den  poHÜiBchen 
Körperschaften  des  Landes  verloren  sie  den  Besitz  nnd  die 
Stimme,  welche  die  alt  -  j>erinanisciii'  \'erfa.ssnng  ihnen  ge- 
währt imtte.  Auch  die  freien  GrundeigentiiiUner  wurden 
aiS'Vogteileute  nach  und  nach  den  hörigen  Bauern  gleich- 
gestellt, nnd  beide  Bestandtbeile  —  ohne  dasz  auf  die  ur- 

  0 

8|>r(lngüche  Freiheit  oder  selbst  das  Eigenthum  ein  beson- 

derer  ISJachdrnek  gelegt  ward  —  unter  dem  gemeinsamen 
Namen  der  liauerschaft  zusaninien;j,efaszt.  Der  alle  i'^lrb- 
'Stand  wurde  somit  in  einen  lierufsstand  umgewandelt, 
und  die  politischen  Rechte  des  Bauernstandes  meistens  sehr 
▼erkOrzt  Nur  ein  Theil  der  freien  Bauern,  meis^ns  die 
grösaeren  Ornndeigenthfimer,  stieg  unter  die  neu  ecatandene 
Classe  der  Ritterschaft  em[)or. 

Ausnull  uiswciöe   nur,   unter   günstigen  Verliaitni^tjeu, 
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gelang  es  einoeinen  Geiaeiiiden  Ton  Freien  sowohl  ihr  freies 
Eigen  nk  ihre  höhere  poHtiscIie  Berechtigung  ▼or  den  dro- 
henden Geftüiren  des  IfUtelalters  in  die  neuere  Zeit  binttber 

zu  erhalten.  Eines  der  merkwüi-di^sten  Beispiele  der  Art 
ist  die  Schwvzcr  Mark^^^enossenschaft ,  welche  den  Impuls 
gegeben  hai  au  der  nach  ihr  benannten  schweizerischen 
Freiheit. 

IV.  Wfthrend  so  auf  dem  Lande  die  alle  Freiheit  ge- 
wöbnlieh  niedergedrilekt  wurde  und  unterging,  so  wurden 

im  Gegeiisutze  während  des  Mittelalters  die  Städte  zum 
Sitz  einer  neuen  Bürgerfreiheit. 

Die  Geschichte  der  Städte  ist  für  die  Entwicklung  des 
Begriffs  der  modernen  Freiheit  und  des  Bnrgerthnms  von 
entscheideodem  Einflüsse  geworden.  Beide  Begiaffie  waren 
froher  städtische,  bevor  sie  tn  allgemeinen  Statsbe«> 
griffen  geworden  sind.  Es  bedurfte  jahrhundertehmi^er 
Kämpfe  und  Umwandlungen,  bis  das  städtische  Bürger- 
thum zu  voller  Ausbildung  gelaugte,  und  wieder  nach 
Jahrhunderten  wurde  es  zum  Statsbürgerthum  erweitert. 

Die  Maimiehfoltigkeit  und  Gesondertheit  des  aus  roma- 
nischen und  mehr  noch  atis  germanischen  Wurzeln  erwach- 
senen Stäudelebens .  welches  (]ii8  ^Iittelalt<T  vornehmlich 
charakterisirt,  spiegelte  sich  anfangs  auch  in  den  Städten 
wieder.  Sie  zeigte  sich  gerade  in  den  Städten,  welche  eine 
grOszere  Bevölkerung  auf  engem  Räume  susammenfaszten^ 
ni'sprttnglicb  in  ihrer  buntesten  Gestalt  Da  fanden  sieli^ 
.  von  denselben  Graben  und  Maue'rn  umschlossen,  oft  bei- 
banimeu: 

1 )  geistliche  Fürsten  mit  ihreui  Hofstate  uud  be- 
sondern  Hoheitsrechten,  Bischöfe,  Aebte: 

2)  die  niedere  Geistliohkeit  in  mannichfaltigen 
Abstitftingen  lind  Gliederungen  $ 

3)  weltliche  Grosze  von  hohem  Adel,  z.  B.  könig- 
liche Grafen  oder  sonst  hohe  Burone,  in  Italien  Oapilanei, 
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welche  meuteas,  ioaofeni^ie  mdit  iktrgeii  daaelbst  beMszeti, 
nur  vorübei^beod  in  den  fiMdlen  lebten  »od  ihren  eigent- 
lichen Stamnifliis  auf  dem  Lande  hatten; 

4)  ritterliche  Familien,  liäulig  auch  mit  Lehens- 
besitz  auf  dem  I^iirule  ausgestattet ; 

5)  Ministerialen  der  geiatlicheu  und  weltlichen 
Herren; 

6)  Mittelfreie^  in  den  romaniachen  Sftttdten  rou  Ita* 
lien  and  Frankreich  hftufig  die  Kachlcoramen  der  rttniiachen 

Decuriunenfamilieii,  welche  in  der  8tadt  Grundeigenthnin 
l)esHszen,  oder  germanische  Freie,  die  «ich  in  der  8tadt  auf 
eigeiiem  Boden  niedergelaa^en  hatten  und  duich  Vermögen 
.nnd  politiache  Stellung  nuageaeichnet  waren; 

7)  einfache  Gemeinfreie,  aber  noch  mit  Grand- 
eigenthnm  in  der  Stadt; 

8)  persönliche  Freie,  die  aber  auf  Hei rengüterii 
iu  der  Stiult  wohnten  und  um  deszwiileu  dem  Hofredite, 
z.  B.  einer  Abtei  unterworfen  waren; 

d}  eine  Menge  höriger  Leute  Teraehiedener  Herren, 
und  in  den  mannichfaltigaten  Verhftltniaseii,  die  einen  selb' 
Mättdig  lebend,  als  Handwerker; 

10)  die  andern  in  Familienabhängigkeit,  als  Dienstboten, 
Gesellen  u.  s.  f. 

Die  Verbindung  aller  dieser  Bruchstücke  der  mittel- 
alterlichen  Stitnde  in  Einer  Stadt  muBzte  mit  der  Zeit  die 
Sonderang  derselben  auflösen  nnd  eine  neue  Miflcfaung  bor> 
▼erbringen.  Gemeinsames*  Leben,  gemeinsame  Interessen 
und  Schicksale,  oft  auch  die  Kämpfe  iler  Parteien  brachten 
die  einen  Beskandtlieile  den  anderen  näher,  oder  bewirkten 
neue  Gegensätze,  welche  nicht  vou  der  Gtoburt  bestimmt 
waren.  Die  Stadtverfbasung  brachte  neue  Genoaseasehaflen 
und  Rftthe  hervor^  in  welchen  dic  Terachiedeneh  Stftnde  zu 
einer  neuen  Einheit  Tersdmiolsen  wurden.  '  Der  Gang  dieser 
Umgestaltung  war,  obwohl  in  den  verschiedenen  Städten 


Digitized  by  Google 


die  Verschiedeobeit  der  Natioiialititt,  der  Zeiten  und  <ler 
k)calen  EuiflOase  auch  ihre  Einwirkung  abte,  doch  im  Groeien 
Abemll  der  nAniliche.  £b  kommen  biebti  voMtti^kkfaliHii» 
Momente  in  Mtmi^kkt 

1.  Den  eigentlichen  Kern  der  alten  sttid  tischen  Bür- 
gerschaft bildeten  zuerst  die  vornehmen  Gesohl  echter 
der  Ritter^  Ministerialen  und  Mittelfreien,  welche  in  den 
Räthen  Oonsnles)  nach  Selbständigkeit  strebten  nnd 
die  Henrschaft  der  alten  Stadtherm  beschrilnkien.  Dann  er- 
weiterte sich  dieser  Kern  dnrch  die  Verbindung  mit  den 
gerneinfi*eien  Elementen  und  es  traten  neue  Gegensätze  zn 
Tage  zwischen  den  alten  aristokratischen  Geschlechtern  und 
den  jungen  aufstrebenden  Genosseiifichaften  freier  Bürger. 
So  hatte  sich  an  Mailand  schon  um  die  Mitte  des  eilften 
Jahrhunderts  die  ^Hotta^  als  politische  Genossenschaft  ge- 
bildet ans  Dokteren  der  Rechte,  Aerzten,  Banquiers,  Gross- 
hftndleni  iiiid  eiiizehiei»  ritterbürtigen  Leuten,  Junkern,  welche 
die  ritterliche  Lebensweise  nicht  fortsetzten,  später  der  „po- 
polo  grosse/  PopuUtre»  genannt  und  trat  den  adelichen  CSa- 
[ritanei  und  Val?assores  (Baronen  und  Rittern)  entgegen, 
dann  auch  im  zwölften  Jahrhundert  iit  dem  Grossen 
Rathe  (consilium  generale), '  als  einem  stftdtischen  Ge- 
sammtrathe,  zur  Seite. 

Die  Erzeugung  einer  städtischen  übrigkeit  in  den 
Consuln  war  der  erste  entscheidende  Schritt  zur  Einigung 
der  liöhem  Stände  in  der  Stadt,  die  Bildung  von  Grossen 
Rüthen  und  die  Berufüng  you  Gemeinden  gewöhnlich 
eSn  zweiter  und  dritter.  Zuletzt  kamen  die  Zünfte,  und 
so  Unding  von  Zeit  zu  Zeit  ein  weiterer  Kreis  der  Bürger- 
scliaft  die  altern  engem  Genossenschaften. 

Diese  Entwicklung  zeigt  sich  zuerst  in  der  Lombardei, 

'  Savigijy,  Gefichiclitc  des  rüniischen  Rechts  im  Mittelalter  Bd.  II. 
S.  108  flF.  Leo,  Geschiihte  von  llaiieu.  ].  Ö.  399.  Hegel,  Städteverf. 
in  Itslten* 
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WO  die  germanische  Neigung  zn  genoflsenschafUSelier  Bil- 
dong  und  Mer  BelbstAndigkeit  mit  alt-romanisehen  Er- 
innerungen sidi  verband.   Von  da  ans  ging  die  Bewegung 

auf  die  Städte  im  s Ii d liehen  Frankreich  über,  zum 
Tlieil  noch  während  des  zwölften,  zum  Theil  erst  im  drei- 
sehnten Jahrhunderte.  Ihren  Ausgang  und  Anhalt  fand  sie 
TOrnehmlich  in  den  Resten  der  alten  Men,  in  Frankreieh 
Qbrigens  mehr  als  in  der  Lombardei  herabgekoromeoeiaMi»-^ 
nicipalbürgerschaft,  die  sich  durch  yimfM9t  Prud- 
hommes  vertreten  liesz. 

2.  Eine  entschiedener  deawilrratische  Richtung  und  Cor- 
pora tive  Gestalt  haue»  die  eidlichen  Conföderationen 
der  Bürger  kf  den  Oommunen,  welche  um  dieselbe 
Zelt  iarlforden  von  EVankreich  mit  ihren  Stadtherren  oft 
Watige  Kämpfe  bestanden.  In  ihnen  zeigen  sich  schon  neae 
Elemente  des  Bürgerthums,  voraus  die  Aufnahme  in  die 
Gildgenossenschaft  (gildonia,  conjumtio,  fraternitas),' 
welche  allein  zum  Bürger  der  Commune  madite,  und  mit 
eidlicher  Verpflichtung  auf  ihre  Statuten  yerbnnden  war. 
Die  bürgerliche  Freiheit  und  das  bürgerliche  Recht  wurde 
somit  theils  von  der  blossen  Fortpflanzung  der  freien  Rasse^ 
theils  von  dem  Zusummenhan^  mit  dem  Grundbesitz  abge- 
löst,  und  der  Nachdruck  auf  die  corporative  Verbin- 
dung gel^t  Sowohl  das  Lehensprincip  als  das  Princip  des 
alt -germanischen  Stftnderechtes  wurden  durchbrochen  und 
em  neues  persönliches  Prhicip  erzeugt. 

Ferner  war  die  Verfessung  der  Commune  der  Aus- 
breitung der  Freiheit  und  des  Bürgerrechtes  auch  über 
die  tiefer  stehenden  Schichten  der  städtischen  Bevöl- 
kerung  günstig.  Auch  Menge  der  Handwerker,  welche 
sidi:  von  der  HOrigkdt  loegemaefat  hatten,  Iknd  Anfkiahme 
in  der  Genossenschaft,  und  es  wurde  der  Grundsatz  ein- 

'  Vgl.  TMrrrii.  Lettre  XIV.  sur  Tlusloire  de  Frauce,  und  Schaff- 
ner, Recbtsgeachichte  Ii.  S.  554  ff. 
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und  (liirchgelühi't,  daaz  der  Hörige^  welcher  Jahr  und  Tag 
in  der  Stadl  nnangespriKtheii  und  tiiiTerfolgt  von  Semem 
Heem  gewohnt  habe,.-»iiii  Freien  geworden  «ei.  Hini* 
öttie  Ten  Stadtreobten  *  in  ganz  Europa  beaeegen  den 

wichtigen  Satz:  „Die  Luft  der  Stadt  macht  frei.'' 

Die  Uebertreibniigeii  und  Ausschweifungen  der  Demo- 
kratie in  den  Comuuineu  führten  freilich  öfter  wieder  zu 
Reactiotten.  Die  KOnige\  weiche  geholfen  hatten,  dies^ben 
TOD  der  Herrschaft  der  Seigneurs  au  l)efreien,  beloainen 
dann  Veranlassung,  die  ZQgel  des  Regiments  selbst  durch 
ihre  Beamten  in  die  Hand  zu  nehmen  und  straffer  anzu- 
ziehen. In  cilmlichcr  Weise  '/id^j.  auch  die  Selbstivgierung 
der  Jombardischeu  Städte  zu  AnlUng  den  XIV.  Jahrhunderts 
meistens  unter,  und  die  Gewalt  fiel  einzelnen  Fürsten  zu,* 
nadidem  im  XIIL  Jahrhundert  die  neue  groszoitheils  aas 
den  niedem  Elementen  der  Stadtbewohner  gebildete  Bürger^ 
Schaft  des  Popolo  unter  ihren  demokratischen  Hauptleuten 
(Ca[>itani)  mit  dem  stadtischen  Adel  den  Kan)j»f  um  die 
Herrschaft  begonnen  und  denselben  häulig  unterworien  oder 
Terdrftngt  hatte. 

Ausser  den  Städten  mit  Consniat-'  und  mit  Gommunal- 
verlhssnng'gabes  damals  fpeilich  noch  viele  Stftdte  in  Frank- 
reich,  die  in  gröszerer  Abhängigkeit  von  iliren  Herren  ge- 
blieben waren  und  von  Vögten  (prevots,  Prevotalstädte) 
oft  sehr  willkürlich  regiert  wurden.  Auch  in  diesen  Städten 
wurden  indessen  die  Lasten  der  Hörigkeit  aufgehoben  oder 
sehr  gemildert,  und  bildete  sich  der  Begriff  der  Bourgeoisie 
als  eines  freien  Standes  aus,  dessen  man  durch  Nieder- 
lassung in  der  Stadt,  auch  wohl  durch  königliche  Verleihung 
des  Bürgerrechts  theilhaft  werde.  * 

3.  Die  verschiedeneD  liedeutungen  des  Wortes  Bürger 

'  Für  Deuts c Ii J a II <1  sind  in  den  Werken  von  Ganpp  und  Geug- 
lei*,  Deutsche  äudtrechte  duä  MiUeiaiters,  zahlreiche  Ikiege  zu  fiuden. 
*  ScIiSiriier  a.  L  O.  8.  590. 
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hezeichnen  auch  in  DeuUehland  venohiedene  Stafeo  der 
Entwicklong. 

Im  dxeiflehiiten  Jahrhrnidert  pflegte  man  noeh  fthnlieh 
wie  froher  in  IMlien  und  Frankreieh'  die  Ritter  und  die 

Riirge  r  (iiiiiid  ^  i  i  linrorensf's )  zu  mi^rrsclieidf^u ,  uinl 
unter  diesi'ii  die  zu  der  stüdtisclien  G(Mi().ssi'iiscli;tt>  i;«dH>ri|jeu 
und  latltsfi^bigen.v  aber  nicht  als  Hilter  lebenden  l^reies  ma 
•  irerttalMi  Meuftt^  HäQMrbeatser  in  der  Siadt.  Waren 
der  OBBii4itoek  dieser.  BOrgersoliaft,  welebe  in;  Verbindung 
mit  den  rilterbttrti^en  Geschlechtem  prewöhnJich  die  Schöffen- 
iiijd  die  Ratlisstelloii  (ifi-  Stndt  iiin«  lialtcii.  Dann  wurden 
ttuch  Wühl  beide  Kestaiidlluilc  (die  MiniBtei'iaien  rdx'rdeia 
4tP  SMoni  beigeseUt)  iu  ihrer  Vereinigung  als  die  Yoübe» 
raehtigten  Bürger  derStadt^  oder  ak  die  Gesehlechtel* 
ImaiohQei  und  den  Handwerkern  nnd  Übrigen  MnMUMen 
der  Stadt  entgegen «ie^etzt. 

Seit  der  Mitte  des  XTII.  Jalii  huinK  rts  seht  humi  die 
Kautitiite  in  den  deutschen  StiUlten,  insotcin  sie  per- 
flönüeh  frei  waren,  aucli  abgesehen  von  dem  Omndbesits^ 
der  ßargerschaft  beigezfthlt  worden  zu  sein,  und  ebenflills 
Vertretnng  in  dem  Rathe  der  Stadt  erlangt  zu  haben.  — 
Dafliircli  wurde  der  HeLM'ilT  der  I»nr<rer.«?«'lijitt  von  (Ivm  7m- 
.suinijit  iiiiajjg  jnit  deu)  Boden  tlieilweise  abgelöst,  und  dem 
Kernte  und  der  persönlichen  Verbindung  mehr  Be- 
deutung als  frfkherhin  zugestanden. 

Die  nAmliche  Richtung  wurde  sehr  verstärkt,  ais  in 
der  ersten  Hfilfte  des  XIV.  Jahrhunderts  gewöhnlich  auch 
die  1 1  u  11  (U\' (' r  k  e  r.  in  ilir(.'ii  Ziniftcn.  als  ein  neuer  Be- 
jitandtheil  der  Bingensihall  einverleii>t  wurden.  Das  Wort 
Hiirger  hatte  somit  einen  umfassenderen  Sinn  gewonnen. 
Ks  bezeichnete  von  da  an  regelmäszig  alle  Genossen  des 
städtischen  Lebens  und  der  städtischen  Corporationen.  Die 
Hörigkeit  war,  so  weit  das  Stfidtehtirgerthum  reichte,  auf- 
gelöst, die  Unterseliiede  der  (jleburl  wesentlich  niodiiieirt 
BUiutsvlili,  allgcnioiiies  StitUreclit.  I.  10 
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ititd  gemildert,  das  Leliensrecbi  durch  das  gemeinstime  ii^d 
persönliche  Stadtrecfat  verdrftng^,  und  alle  Borger  als  solelie 
in  etile  unmittelbare  Beziehung  zu  der  Stadt  geielst  worden, 

zu  welcher  sie  gehörten. 

Dieses  bald  mit  mehr  l)ald  mit  weniger  Rechten  der 
8elbdlYerwaUung  und  belbstregicrung  ausgestattete,  aber 
immerhin  persönlicb-freie  Stadtbürgerthum  war 
indessen  auf  den  ümkr^  der  städtischen  Interessen  be> 
sebr&nkt  Im  einxelnen  war  daher  auch  je  nach  der  sonstigen 
Bedeutung  und  Geschichte  der  Städte  die  bunteste  Mannich- 
l'altigkeit  denkbar.  Aber  es  kamen  die  Bürgerschulten  nun 
als  ein  besonderer  Theil  der  Bevölkerung  des  Reiches  in 
Verbindung,  und  es  bildete  sich  der  gemeine  Begriff  des 
Bürgerstandes  aus,  welcher  —  obwohl  die  FamilleD* 
.  und  Erbverhftltnisse  fortwährend  ihren  natürlichen  EinfluSz 
behielten  —  doch  wie  der  Bauernstand  nicht  länger  an  das 
Erbrecht  »rekettet  blieb,  sondern  seiuem  Grundcharakter  nach 
aui' s tad tischen!  Leben  beruhte. 

4.  Diese  neue  fintwickelung  fand  endlich  im  8ta  te  ihren 
Aüsdruek  in  der  Organisation  der  gesetzgebenden  Körper. 
Seit  der  Mitte  des  XIII.  Jahrhunderts  erlangten  in  En^- 
lund  die  Bürgerschaften  der  Städte  eine  ursprünglich  von 
der  Ritterschaft  getrennte,  dann  mit  dieser  verbundene  Ver- 
tretung im  Nationalparlament.  ^  Aus  den  Repräsentanten  der 
ßürgerschailb  bestand  in  Frankreich  der  firtthevsdion  von 
Zeit  zu  Zeit  einzeln,  sdt  dem  Anfang  des  XIV.  Jahrhun* 
derts  zu  den  allgemeinen  Stftnderersammlungen  (^tats  gen^- 
raux)  berufene  dritte  Stand  (tiers  6tatl  des  Reiches.  Auch 
die  Bänke  der  Städte  auf  den  deutscheu  Reichstagen 
seit  der  Erhebung  Rudolfs  von  Habsburg  zum  Könige  waren 
wenigstens  theilweise  eine  Stellvertretung  des  deutschen  Bür- 
gerstandes, und  auf  den  deutiTchen  Landtagen  erhieltien 

'  Ueber  diese  EnlwickeJung  wird  unten.  Buch  V.  näher  gesprochen 
werden. 
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i'm  Städte  nebtfi  dem  Adel  und  der  Geistlickkeit  ab  einQ 
stAndische  GenofisenadMia  £lt&  aod  Stimme. 

EndHch  wuröeu  die  neuen  RecMigf^dankenvClie  sich  in 
dem  Stfidtebflrgertlium  anfigeprägi  fanden,  mI  die  weiten 

Kreise  der  GesaiJinitbevölkfrnne:  des  States  übei-getrageii, 
und   <tu^   (lein  l>i>riJrerHmiii   wurdp  die  Iiisütutiou  iled 

iuoderueu  ÖlatsbUrgerthuuis  geboren. 


Dimelmtes  CapiteL 

Der  dritte  Stand  in  nnaerer  Zeit   Die  gebildete  HitielcJosse. 

Der  Abt  Sieyes,  dessen  berOlimte  Schrift  Ober  den 
driften  Stand  zu  einer  Leuchte  und  zu  einer  Brandfackel 

für  die  erste  iranzösische  Revolution  geworden  ist,  hat  be- 
kanntlich die  beiden  Fragen  aulgeworfen:  Was  ist  (ier  dritte 
Stand?  und:  Was  ist  der  dritte  Stand  bisher  in  dem  politi- 
sehen  Otgamsmns  gewesen?  und  die  erste  mit:  Alles,  di^ 
letzte  mit:  Irlich  ts  beantwortete  Die  Antwort  auf  die  erste 
Frage  ^  so  outrirt  als  die  auf  die  zweite  —  hebt,  indem 
sie  die  Anepröche  des  dritten  Standes  steigert,  den  Begriff 
des  dritten  Standes  geradezu  auf.  Wenn  der  dritte  Stand 
wirklich  im  State  Alles  ist,  so  kanu  es  auszer  ihm  weder 
einen  ersten  und  zweiten,  noch  einen  Tierten  Stand  geben.  Er 
ist  dann  selber  kein  Stand  mehr,  er  ist  das  gesammte  Volk. 

In  der  eri^ten  f^nzösischen  Revolution  verlangte  denn 
aurh  der  dritte  Stand  wirklich,  dasz  die  beiden  ersten  Stände 
Iraukreichfi,  Geistiiclikeit  und  Adel,  sich  mit  ihm  in  Kiner 
NationahreEsammlung  vereinigen.  Als  das  durchgesetzt  war, 
lOste  er  jene  Stände  in  sich  auf,  und  schlug  als  das  Eine 
und  gleiche  stftndelose  Volk  die  ganze  bisherige  Stats- 
ordnung  in  Sti\cke.    Aber  damals  schon  reagirten  trotz  der 
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gieicliniuclienden  Tlieoi-ie  die  natürlichen  (it'<^eii,sütze  in  dem 
Volke.  Der  Geistlichkeit  und  dem  Adel  hah'  es  nicht,  dasz 
die  Theorie  sie  in  den  driUeii  Stand  aufgenommen  hatte. 
Sie  wurden  dennoch  in  ihrer  Eigenadiaft  aU  Geittlichiceit 
und  Adel  zu  zwei  mit  blutiger  Gewalt  verfolgten  Stünden, 
sie  wurden  die  Schlachtopfer  der  Revolution.  In  der  chao- 
tischen Masse  aber,  welche  die  Herrschaft  übte,  gährten  bis- 
her unbeachtete  ständische  Gegensätze.  Da  schon  gab  der 
vierte  Stand  iu  den  wichtigsten  Krisen  den  Ausschlag,  und 
unter  der  rothen  Herrschaft  des  Ck>nYentes,  wdcher  vornehm- 
lich aus  den  Führern  des  fieberisch  erhitzten  vierten  Standes 
gebil<let  war,  erbleichte  in  der  Gironde  der  bürgerliche 
Glanz  des  dritten  Standes. 

£bea  indem  die  französische  Revolution  die  Wahrheit 
der  obigen  Sfttze  von  Siejes  an  den  Tag  legen  wollte,  stellte 
sieh  das  Ungenügende  und  Falsche  derselben  heraus.^  Der 
dritte  Stand  der  Gebildeten  hatte  sich  als  Stellvertreter  des 
Volkes  benommen,  und  sich  selbst  mit  dem  Volke  identili- 
cirt.  Nun  muszte  er  erfahren,  dasz  es  auszer  ihm  nocli 
grosze  VolksDiassen  gebe,  die  sich  mit  der  allgemeinen  Fusion 
unter  seiner  Leitung  nicht  befriedigt  fühlen. 

Die  Geistlichkeit  hat  in  unserer  Zat  meistens  aufgehört 
im  State  als  ein  besonderer  politischer  Stand  zu  gelten. 
Die  höchste  Geistlichkeit  ist  ujeist,  wie  das  in  dem  deutschen 
Reiche  von  jeher  gehalten  wurde,  als  ein  ßestandtheil  des 
hohen  Adels  diesem,  die  niedere  Geistlichkeit  dem  Bürger- 
Stande  einverleibt  worden.  Die  Schicksale  und  die  Eaustenz 
des  zweiten  Standes,  des  Adels,  sind  in  unsrer  Zeit  ,  vielfach 
ungewisz  geworden.    Aber  der  Gegensatz  zwischen  dem 

« 

'  In  Robespierre  ist  der  neidische  Hasz  g<?ge"  ailt^  höh  ein 
Stände  UHd  zugleich  die  abgöitische  Verehrung  des  sogenannten  ., Volki»" 
personillcirt.  In  seiner  Eikliu  ung  der  Rechte  ist  der  Satz  enthalten  : 
„Touie  insiitulion  qui  ne  suppose  tc  Pcuple  hon  et  le  magistrat  corruptiblf, 
est  vicieuse."  Vgl.  L.  Stei  n.  Geschichte  der  socialen  Bewegung  in  Frank> 
nfidi.  T.  8.  145. 
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dritten  und  dem  vierten  Stand  hat  sich  in  dem  neuesten 

jX)litischen  Erdbeben,  das  Europa  zum  Wanken  gebracht, 
deutlicher  als  je  «rrzrigt.  Er  darf  dnlier  in  dem  Statsrechte 
und  iu  der  IV>litik  nicht  vcrnachliissigt  werden. 

.  In  unserer  Zeit  t>eruhen  die  Stftnde  mehr  auf  der  Lebena- 
weise  und  dem  Berufe,  als  auf  der  Geburt  Es  musa  daher 
der  dritte  Stand  auch  in  diesem  Sinne  erkläH  werden. 
Er  steht  in  der  Mitte  zwischen  dem  Adel  und  dem  vierten 
8t«nde.  Er  ist  dalier  seinem  Wesen  nach  ein  Mi  t  telsta  n d. 
£r  unterscheidet  sich  von  dem  ersteren  durch  den  Man<i:el 
an  .der  besonderen  aristokratischen  Anszeichnung .  und  den 
eigenthOmlicben  Yoraugsrechten  d^  Adels,  und  von  dem 
ktatem  dadurch,  dasa  er  nicht  von  seiner  Hftnde  Arbeit  lebt 
'sondern  einen  liberalen  Beruf  betreibt,  oder  niindestens  in 
vorzüglichem  Masze  auf  die  Thätigkeit  des  Kopfes  ange- 
wiesen ist.  Er  ist  das,  was  wir  in  Deutschland  den  höhern  . 
Bttrger stand  und  was  die  Engländer,  freilich  in  etwas 
engerem  Sinne,  Gentlemen**  au  nennen  pflegen. 

Wir  redinen  dahin  folgende  Classen  der  Bevölkerung: 

1)  Die  Beamteten  (die  Officiere  inbegriflen),  im  Ge- 
gensatze zu  den  nietlern  Stufen  der  Angestellten,  und  zu 
den  höhern,  die  Ritterschaft  begründenden  Stufen. 

2)  Die  Geistlichen  und  die  Lehrer  in  der  Regel. 

3)  Die  Notare,  Advocaten,  Aerzte,  Apotheker, 
Privatgelehrte,  Schriftsteller. 

4)  Die  Künstler,  Ingenieure  und  hohem  Tech- 
.niker. 

5)  Die  ürosahändier  und  Fabrikanten. 
0)  Höhere  (künstlerische)  Handwerker. 

*  Blakslouv,  Conimenl.  I.  12,  fühi-t  eiae  Stelle  von  Tiioin.  Siuith 
hilligciid  an,  in  weicher  als  GeoUenieD  alle  die  erldirt  werden,  weldie 
Universitiftstndieii  gemacht  haben,  liberale  Berofaweiaen  betreiben,  in 
Uusse  leben  können  ohne  Handarbeit,  and  im  Stande  sind,  sich  ali.Gentle- 
nie»  stn  benehmen  rind  cn  leben. 
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7)  Die  Cai^üallsten  (Rentiers). 

8)  Die  gvoaten  GuUbesitzer,  die  nicht  zo  Rittern 

erhoben  sind. 

Eine  höhere  Erziehung  und  Bildung  ist  fl^r  die  Be- 
stimmung dieses  Standes  ein  wesentliches  Moment^  und  eine 
behaglichere  Stellung  im  Leben,  welche  auch  fQr  Öffentliche 
Geschäfte  Bfüsze  gewahrt,  eine  gewOholiclie  Eigenschaft 
desselben.  Die  Wählbarkeit  lu  StatsfinEitem  setzt  regel- 
uiüszig  jene  Bildung  voraus,  und  die  erhöhte  Fahit>keit  der 
Mitglieder  dieses  Standes,  an  den  Verhandlungen  repräsen-  , 
tativer  Körper  Theil  zu  nehmen,  begründet  meistens,  wenn 
nicht  durch  besondere  Gesetze  Vorsorge  getroffen  wird,  ein 
Uebergewieht  derselben  in  den  Nationalversammlungen  und 
gesetzgebenden  Kammern. 

In  dem  jetzigen  Statsleben  ist  dieser  Stand  meistens 
der  einfluszreichste  und  iu  dem  gewöhnlichen  Gang  des 
öffentlichen  Lebens  geht  er  voran.  Die  öffentliclie  Meiimng 
ist  regelmässig  die  Meinung  dieses  Standes.  Er  läszt  sich 
auch,  obwohl  nun  Bildung,  Vermögen  und  Beruf  ent- 
scheiden und  die  Abstflmnning  von  Eltern  desselben  Standes 
nicht  mehr  als  uotliM  eiidiges  Erfordernisz  gilt,  lüglich  mit 
<lem  alten  Stande  der  Voll  freien  oder  der  mittelalter- 
lichen Mi  tteU'reien  vergleichen.  Wie  dieser  im  alten  State 
die  Grundlage  des  politisch  berechtigten  Volkes  gewesen 
war,  so  wird  der  dritte  Stand  vorzOglich  bei  der  heutigen 
Organisation  des  Stuts  beachtet.  In  ihm  ist  das  vielge- 
schüftige  Leben  und  die  fortschreitende  Hcwegmig  rei)räsentirt. 

Wie  ist  das  Verhältnisz  dieses  dritten  Standes  zu  dem 
n ledern  Adel  zu  bestimmen?  Der  niedere  Adel  unserer 
Tage  ist  groszen  Theils  in  der  höheren  Bürgerschaft  auf- 
gegangen nnd  mit  ihr  in  Lebensweise,  Sitte,  Beruf,  Deriknngs- 
art  Eins  j^ev\  (»rdei».  Ks  hat  sich  so  aus  beiden  Elementen 
ein  neuer  liolierer  Mittelstand  oder  genauer  eine 
Mittele  lasse  gebildet,  wie  im  Miltulalier  der  BUrger- 
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und  der  Bnuernslaiid  auch  aua  ursprünglich  verschiedenen 
Süod^n  zusammen  gewachseD  sind.  Auch  in  dieser  Be- 
siebang  ist  der  engUsehe  8tat  der  heutigen  Enhrickelung 
des  Oontinents  vorangegangen,  indem  schon  im  XIV.  Jahr- 
hunderte jene  Verbindung^  der  Ritterschaft  und  der 
Städterepräsentation  iui  Unterhaus  vollzogen  ward, 
welche  eine  der  festesten  6ttttBe;i  politischer  Freitieii  in 
Verbindung  mil  edler  Sitte  geworden  ist  « 


* 


Vierzehntes  CapiteL 

III.  Die  hörigec  Leute  und  der  Bauerusiaud. 

Wenn  das  Mittelalter  dem  Fortbestande  der  alten  Ge- 
meinfreiheit  nicht  günstig  war,  so  beförderte  es  auf  der 
andern  Seite  die  Erhebung  und  Befreiung  der  hörigen  Leute. 
Eben  indem  es  jene  niederdrückte,  hob  es  diese  empor, 
und  so  näherten  und  misehten  sich  beide  Stände  auf  der- 
selben. Stufe. 

ESn  immerhin  kleiner  Theil  der  hörigen  Leute  wurde 
sogar  über  die  Freien  in  den  Stand  des  niedeni  Adels  hin- 
aufgerttckt ,  die  Ministerialen,  weiche  durch  Hofdienst 
den  Dynasten  persönlich  nahe  traten^  und  durch  höfische 
Bildung  und  Sitten  ausgeseichnet  waren,  mit  reicherem 
Grundbesitz  ausgestattet  und  mit  der  Zeit  den  ritterlichen 
Vasallen  an  die  Seite  gestellt  wurden. 

Ein  anderer  und  zahlrciclier  Theil  liesz  sich  in  den 
Städten  nieder  und  gelaii<^te  hier,  indem  er  städtische  Ge- 
werbe trieb  und  auf  diese  Weise  auch  zu  Vermögen  kam, 
zugleich  zu  persönlicher  und  bürgerlicher  Freiheit  Den 
italiäniscben  Städten  gebohrt  der  Ruhm,  zuerst  im  Grossen 
die  volle  Befreiung  der  Hörigen  ihres  Gebiets  durchgeführt 
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Ell  haben.  Die  Stadt  Bologna,  die  allezeit  Tür  die  Freiljeit 
isekllmpfl  hat ,  faszte  im  Jahr  1256  auf  Antrag  ihres  Podeilii 
Accun^iop-  de  dorredna  den  bochlienigeB  BeaeUu»,  alle 
fflMgerf  itfcWftjOtbiiti  iirtiiakaiifBi»  ii«d<«tt  >erlüftM  .dtfn  ea 

in  Zaktinft  ketiie  Unfreiheit  mehr  geben  dürfe.*-  ^\'-,vt 
Auch  (Ilm*  Ik'ruf  der  H u  ii  d  \>' e  r  k  er .  tVidioi  lnii  besonders 
in  deui  geniianisciien  Kurupu  gering  geschätzt  und  vorzugs- 
weise den  hörigen  lauten  überiasaen)  wurde  dureb  das  ent- 
wickeltere slikitiache  Leben  g;ehoben.  Die  Innungen,  sn- 
erat  wohl  in  Italien,  wo  auch  sonst  ein  freies  Bürgerthum 
zu  froher  BiQthe  gekommen^  als  ac^olae  ei ngefü Ii rt,  dann  in 
I-Vtnikrcich  unter  Einwiiknn*^  der  germanischen  Neigung  zn 
corporativer  (Gestaltung  in  Form  von  inlnUtcria  (mcüiers) 
uml  Gheuden  nachgebildet,  suletzt  auch  nacli  Deutschland 
verpflanzt,  stArkten  das  Recht  der  Corporationsgenossen  und 
die  Ehre  der  Meister.  Sorgfältigere  Enciehung  und  stufen- 
weise Ausbildung  der  Handwerker,  erhöhte  Kunstfertigkeit, 
grÖHzerer  \'e!!nogen8er\verl>,  die  neue  Wairenliihigkeit  im 
Dienste  der  .Stadt  unter  eigener  Innungs-  oder  Ziuilttahne, 
die  dauernde  Verbindung  mit  den  Interessen  imd  dem  Ge^ 
deihen  der  Stadt,  alles  diesz  weckte  das  Selbstgefühl  und 
"  <tie  natttrlichen  Ansprüche  der  Handwerker;  und  wenn  noch 
nnuiche  von  hörigem  iStanmie  waren,  so  erkauften  sie  imn 
die  volle  MetVeiung  oder  erlangten  dieselbe  durch  niHssen- 
liai'te  Erhebiimg.  Da»  eigentliche  Bürgerrecht  der  ötadl 
konnte  ihnen  nicht  entzogen  bleiben. 

Mit  grosseren  Schwierigkeiten  war  auf  dem  Lande  der 
Weg  verlegt,  auf  welchem  die  hörigen  Leute  zur  Freiheit 
aufstiegen.  In  numchen  Gegen<len  gult  sogar  der  erjtgegen- 
geselzte  Grundsatz:  die  i.ul't  macht  hörig.  Aber  wenn 
auch  die  hörigen  Hauern  nur  ausnahmsweise  zu  voller  per- 
sönlicher und  politischer  Freiheit  gelangten,  so  erreichten 

'  Laurent  a.  a.  0.    VII.  5.  Florenz  iblgte  tkni  schönen  Bei- 
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sie  doch,  freilich  lAii^samen  Schrittes,  in  der  Regel  eine 
zwar  mit  maneherlei  Letten  beschwerte  und  politisch  surQek- 
gesetste,  aber  dureh  lioilear  Reehlsschiiti  gesichc^  und  in 
ihrem  Inlwlt  inmcrhin  erwdterto  persOnliehe  Freiheil.  Mit 

den  ursprünglich  freien  Bauern  wurden  sie  zu  einem  gleich- 
berechtigten Herufsstande. 

Im  einzelnen  sind  die  Yerfattltoisse  äuszerat  mannicb- 
Ma%^  and  aneb.  die  Uebergaagsstatai  aus  der  BigensoUaft 
aar  BMbeit  zahlreich.  Wie  die  Anfhebimg  dto  fikkivarei 
8«  ^rostem  Tbeile  dan  Elnwiricnnfren  der  Kirche  m  rer- 
danken  ist,  so  ist  auch  die  Erhebung  der  hörigen  Leute  von 
jeher  voraus  durch  die  Kirche  begünstigt  worden.  In  der 
That,  wo  Kirchen  und  Klöster  Grundherrliehk^t  besassen, 
gingao  sie  meisteiis  Toran  in  Erthelluiig  bestiaiiiiter  Rechte 
und  Gewfthmng  wichtiger  Freiheiten  Ihr  ihre  Hörigen,  imd 
zuerst  wurden  die  Oottcshausleute' den  freien  Bauern 
angenähert.  Dann  folgten  auch  die  Könige  dem  Beispiele. 
Schon  die  Karolinger  handelten  in  dieser  Richtung  zu  Gun- 
sten  der  Fiscalinen,  and  Ludwig  der  Heilige'  erklärte,  als 
er  den  Serfe  auf  den  königlichen  Domftnen  die  Freiheit 
sebeokte  (1315),  seinen  Beruf  als  König  des  «Fiankeardcbas* 
zu  erfüllen. 

Der  iiütnliche  Geist  des  Mittelalters,  welcher  die  Hoheits- 
rechte zu  Gunsten  der  groszen  Barone  als  erbliche  Lehen  an 
d^  Boden  kDUpAe,  und  weicher  den  Vasallen  ihren  Lebeos- 

'  Ordonn.  I.  583:  nConune  selonc  le  droil  de  iiature  cliacuii  duit  iiaistre 
franc  et  par  au6an8  «sages  —  uiouU  de  persoiiues  de  noBtre  eoromun 
(leuple  aoicbl  endiefiM  cm  lieu  de  aervitudeB:  —  Mona  conndtrent»  qne 
Nootre  Royaiiine  est  dit  et  nomm6  le  RoyaaD«  de  Francs,  et  voallaoi 
<jae  la  choee  eu  v^riti  snit  aooordant  au  nom  —  ordenoiia,  qae  generaii- 
ment  par  looi  nostre  Royamne  de  tant  aiinrne  il  pent  apparUniir  i  n<ms 
-  teilet  aarvitodet  aoient  raineiiees  k  franchises  i  bonnes  et  conve- 
nable^j  cfmditions —  de  tant  CDnime  il  fn'Ut  tnnclier  nons."  Vgl.  Schaff- 
ner. Cranz.  Ii.  G.  I.  523.  .Schon  vorher  linftc  der  (jrnf  von  Valois.  Bruder 
des  K<)iiii,'s  Pliilippp  des  Schonen  die  Höri^^eii  seiner  Grafschnfl  im  Namen 
«kr  uatuiiichen  Jtleiischeiifreiheil  für  fivi  erkiart.  iMurml  a.  a.  0.  VI.  t>t>2. 
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herren  gogeoUber  gesicherte  und  duuerhaflte  Hechte' an  den 
BeiMfiden  Terlieb,  stArkfte  unA  befestigte  wieh  die  Reehte  . 

lihiriniliBlimihii  iB#i>ei       nim  iiieiiiliftiiillfi1ilh>pe>ri^ 

moniale  Gerichfsverfassung  aus,  an  welcher  aucli  die  Hauern  • 
unter  Leitiuig  ihrer  Maires  oder  Mever  (villici  innjores) 
XUoil  liatten.  Gedrückter  war  wohl  die  Lage  der  trari/osi- 
WiieailetflSi  lind  ¥^ii4>li>e^  eJe  die  der 
äM^fitendlioMett^iiwle  sclion  die  StHM^he  den  Qegonaeti 
'«•deoletv«'abeit  imfiaerliBi'Alinlldi^  und  spaler^  ak  in-  Frank- 
reich  ging  in  Deiitvscliland  die  Kntwickehing  zu  hoiierer 
Freilieit  vor  sich.  Doch  standen  auch  in  Frankreich  die 
Coutuuüers  und  Rof  uriers  (unter  denen  die  Ostes. 
ftM^itea)»  eis  Mhere  CiasBen  bereehtigtor  Bauern  den  0<e* 
iMinfireiaiiiigBin  nahe. 

Diese  bänarliche  Halbfireibeit  beaieg  sich  Itbrigens  ge- 
meiniglich nur  auf  das  MYaü*eciit  und  auf  die  Gemeinde-  c 
und  Gerichtsverfassung.  i    '  . 

Mit  den  freien  Bauern,  die  unter  die  erbliehe  Vogtei- 
herreobafl  gerathen  waren,  and  deren  Güter  nun  auch 
teanoherlei  ewige  Lasten  ai  Qunatea  der  ^Herrn'^  zu  tragen 
hatten,  schmolzen  sie  zu  dem  Einen  sogenannten  Bauern- 
stande zusammen. 

Zu  einem  ptd  i  ti  seh  e  u  Stande  im  vollen  »Sinn  wurde 
der  Banematand  nur  ausnahmsweise  in  wenig  Ländern,  nur 
da,  wo  er,  wie  in  dem  skandinavischen  Norden  die  alte 
Gemeinfireiheit  und  die  alte  Verfassung  glQcklich  behauptet 
hatte  oder  im  Tyrol  von  den  Landesfürsten  zu  den  Land- 
tagen zugezogen  ward  oder  wo  er  wie  in  der  Schweiz,  freie  4 
Bauerurepubüken  gründete.  In  den  meit^teu  Ländern  ward 
er  nur  als  ein  un  terthäniger  Stand  behandelt,  dem  keine 
politische  und  insbesondere  keine  repräsentative  Rechte  ge- 
bühren, der  aber  von  der  Natur  bestimmt  sei,  vornehmlich 
die  dffentUclieu  Lasten  zu  tragen.    £r  war  wesentlich  ein 
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wirthschaftlieher,  nieht  wie  die  Börgeraehaft  derfiMte 
^iti  Onlturaiatid. 

Vergeblich  machten  die  deutschen  Hauern  in  dem  gi  oszen 
Bauernkrieg  des  XVI.  Jahrhunderts  eine  p^ewaltsame  An- 
strengung, die  Herrschaft  zu  brechen,  die  schwer  auf  ihnen 
drückte.  Wenb  man  heute  die  belEanoton  XII.  Artikel  liest, 
welche  d!^  Bauern  damals  verlangten,  und«  sich  erinnert, 
diaes  dieses  TeHan^  dfe  heftigste  EntrCkstuag  der  •damaligen 
(iebildeten  so  gut  wie  der  herrschenden  Aristokratie  über  die 
unerhörte  Anniaszung  der  Bauern  zur  Folge  hatte,  so  be- 
merkt man  nicht  ohne  Befriedigung  den  müoiitigen  Fort- 
schritt der  Zeiten ,  indem  die  Bauern  in  unsenn  Jahiimadert 
überall  mehr  ohne  Streit  als  Menschen-  und  Borgerrechte 
erhalten  haben,  als  sie  damals  zn  fordern  gewagt  hatten. 

Niii-  uUmuhlich  fing  man  an,  sich  an  den  Gedanken  zn 
gewöhnen,  dasz  die  Bauern  doch  nicht  eine  blosze  unter- 
würfige Menschenmasse  bilden,  aus  der  man  nach  Willkür 
Soldaten  rekrutiren  und  der  mma  beliebig  Steuern  abrer- 
langen  dürfe.  Die  englische  Ver&ssung,  welche  den  Yeomen 
(den  probi  et  legales  homines),  wenn  sie  ein  gewisses  nicht 
hohes  Maez  von  Einkünften  von  ihren  Gütern  zogen,  das 
Recht  gab,  au  den  Grafschaftswahlen  für  das  Unteiliuus 
Theil  lu  nehmen,  zeichnete  sich  in  der  Beachtung  solcher 
YoTksfreiheit  wiederum  ans. 

Erst  die  neue  Zeit  aber  machte  die  Segnung  der  vollen 
persönlichen  Freiheit  und  damit  zugleich  der  Fähigkeit  zu 
den  politischen  Rechten  allgemein  für  alle  Classen  der  Be- 
völkerung. Die  Philosophie  des  XVIll.  Jahrhniulerts  hat  zu 
'diesem  groszen  Fortschritte  den  geistigen  Austosa  gegeben, 
indem  sie  den  Gedanken  der  natürlichen  Mensehenrechte  zu 
Ehren  gebracht  bat 

In  Deutschland  ging  König  Friedrich  L  von  Preuszen 
voran,  indeui  er  auf  den  kunigliciien  DomÜJien  die  Eigen- 
schaift  aufliob  1702;  Friedrich  U.  begünstigte  uud  erweiterte 
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iK»  Bcfirerang  auch-  de»  ttbrigeo  Bigenen  durch  seioe  Gcsetse, 
nnd  Kiaiaer.Joaeph  II.  folgte  dem  Beispiel  fÜrDeQftsciiOBteiTeioh  . 

BOteh  zurück.  Erst  die  enthusiastische  Efklftruii":  vom  4w  Aogu^ 
J789  uini  die  Verkumhm^  der  Mensclieiireclite  durch  die  fnin- 
■Z06is(;he  Natioualversainmlui}^  wirkten  entsclieideud  auf  da« 
diwiliMf i>o  ^Ecropa^  Bii»  Befrei uii|^  «ttch  der  hörigen  und 
fiflßmMntmamm^^  nehr^als  'line  aflgoBnein^  Fflkhi  und  mb 
0ltim1m  Idiw  ■tehlitoii  BV^rderong^d^neue^ZeH  änerkaiint,  nrid 
m'^er  ersten  Hälfte  des  XIX.  .lalirhiinderts  in  dem  abendlän- 
disclKMi  Kiiropa,  in  der  zweiten  Hälfte  nun  auch  in  Osteuropa 
vollzogen.  (Gleichzeitig  oder  hald  nachher  wurde  denn  auch 
de8^i8ilM»bOt>g«i*reeht  auf  die  Hauern  wie  auf  die  8UUÜe^ 
bOiytiiE^äuflgirtvdtefc 


'  Fflnü^dintes  CapiteL 

Der  äogeiiauDte  vierte  Stand.  ,Die  Volksciasfien. 

'  We  Rechte  der  untern  Volksclassen  sind  niemals  in  der 
Weltgeschichte  so  willig  nnd  voll  anerkannt  worden,  wie 
gegenwärtig.  Es  gibt  kein  charakteristerischeres  Kennzeichen 
und  keine  rühmlichere*  Erscheinung  der  modernen  Welt- 
epbche,  als  eben  diese  BefVeinng  und  Berechtigung  der 
grossen'  arbeitenden  Massen. 

Aber  diese  Umgestaltung^,  welche  TOn  dem  Principe  der 
individuellen  Freiheit  Aller  ausging,  setzte  die  Zerstörung 
und  Auflösung  der  alten  genossenschaftlichen  Verbände  vor- 
aus ,  oder  setBte  dieselbe  durch.  Die  Individuen  regten  sieh 
nun,  vereinzelt,  nach  WillkOr.  An  der  Stelle  festgeordneter 
und  geschlossener  Körperschaften  erschienen  nun  zuföllig  zu- 
sammengetriebene Massen :  statt  der  organisirten  Glieder  des 
Volkskörpers  leicht  bewegliche  atouiistische  Haufen.  Diese 
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Üesorgaiiisatioii  Imtte  voizUglich  die  Ciusneu  des  vierten 
Standes  betroflPen.  Darin  lag  offenbar  eine'  grosse  Gafiibr 
<)er  neuen  Zeit  Die  nnorganidrten  MaMen  fllhlten  sieh 
leicht  unzufrieden^  und  waren  dann  ebenso  leichi  von  den 

Ötürnien  der  Volksleidensclwifl  aufzuregen.  v  ^ 

Tu  ciinT  in  den  ■  ffuliciii  rffinden  der  Weltfret^dji elfte 
imerhuiu  n  Weise  hab6u  gerade  die  untern  bciiieiiien 
dieses  ätandes  in.  nenester  Zeit  in  das  Bohicksai  der 
europäischen  Statan  eingegriffen,  Sie  haben  im  Febniar 
1848  zum  Erstannen  von  Frankreich  und  der  Welt  lu  Piris 
den  Julithron  uni»?eworfen  und  die  Rejmblik  eingeführt.  Und 
wenige  Munatc  imchlu  r  bedrohten  sie  die  ganze  ffn^iale  ¥x\- 
steoz  der  bürgerlichen  Geselisehal't,  und  konnten  nur  durch 
eine  blutige  Schlacht  nach  langem  wUtheadem  Widerslaad 
ttlr  den  Augenblick  überwältigt  werden.  Der  europäische  . 
Stat,  die  Kirche,  unsere  ganse  Onltur  nnd  Civilisation,  alte 
unsere  geistigen  und  ujoralischen  Erbgüter,  waren  zugleich 
mit  der  Sicherheit  und  den  Fiuchien  *lcb  EigenthuniH  »u  iii 
Untergänge  ausgesetzt.  Wo  wäre  die  Zuversicht,  worauf 
könnte  sich  das  Vertrauen  gründen,. dasz  diese  unermeszliohe 
Gefahr  nicht  schreckhafter  wiederkehren  werde,  dasz  sie 
wirklich  überwunden  sei? 

Die  liegt  keinesweers  in  der  Existenz  des  vierten 

Standes.  Miiii  kann  auch  niciiL  »iigen.  dasz  derselbe  ötiner 
Natur  nach  revolutionär  und  uuütatlich  sei.  Im  uormulen 
und  gesunden  Zustande  ist  derselbe  vielmehr  eine  sichere 
Unterlage  für  die  Statsordnung  und  Volkswohl&hrt.  Aus 
ihm  sind  fortwährend  für  den  Stat  fVische  Krätte  herbeizu- 
ziehen,  die  inodernen  Heere  gehen  gröszteutheils  aus  ihm 
hervor.  Wäbreutl  in  dem  dritten  Stande  nicht  aeilen  duicli 
Verbildung  und  Ueberbildung  die  mtinnlidien  Mgeiischalten 
des  Muthes  und  der  Thatkraft  aufgezehrt  worden  sind,  und 
an  die  Stelle  der  politischen  Togend  und  Aufopferung  das 
blosze  furchtsame  und  grundsatzlose  Interesse  getreten  ist,  ' 
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SO  ist  dagegen  iu  dem  vierten  Staiide  ttHutig  mehr  Sitten- 
eiufalt.,  Lebensfrische  und  ein  Schatz  UDverdorbeuer  l^atuiv 
kniftft^  itoim  >  Bas  Volk  t»e0toht  sevirajr  nicht  mu  dem 
iMAhf  Bteode  alkki;  abor  an  Zahl  und  an  Gewicht  ist  er 
der  bedeutendste  Bestandtheil  des  Volkes  und  wird  daher 
zuweilen  auch  das  Volk  im  engeren  Sinne  genannt.  Die 
Monarchie  insbesondere  findet,  wie  die  Spitze  der  Pyramide 
in  dem  Boden  derselben^  ihre  sicherste  und  festeste  Stütse 
iBi4e|iii  vierten  Stande,  wenn  sie  es  Tersteht,  sich  mit  dem« 
selbeii  in  organischen  Rapport  xu  setaen,  *  was.grosae  Mon* 
archen  meistens  rerstanden  haben. 

Ein  Ueberblick  über  die  verscliiedenen  Clussen  des 
vierteil  Standes  ^eigt,  wie  bedeutend  er  ist.  Wir  können 
daaa  rediiien: 

1)  :  ▼oraus  den  gesammten  Bauernstand,  zunächst 
die  Bauern  selbst  und  ihre  Knechte,  den  zahlrdcbsten  und 
kräftigsten  Bestnndtheil  des  vierten  Standes,  bedeutend  genüge 
um  für  ßicli  selber  wieder  als  besonderer  Stund  Geltung  zu 
finden;  aber  auch  die  Hirten,  Fischer,  Schiffer,  Berg- 
knappen, und  überhaupt  die  arbeitenden  Glassen,  deren 
Beruf  mit  dem  Naturleben  in  fortwftbrendem  Zusammenhang 
bleibt. 

2)  Sodann  den  niedern  Bürgerstand,  wohne  er 
nnn  in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande,  znuäciist  die  kleinen 
Handwerksmeister  sammt  Gesellen  und  die  Krämer, 
dann  ,  auch  die  übrigen  industriellen  untern  Berufsclasseo, 
z,  B.  die  Weber  und  Sdinitaer  umfassend. 

3)  Die  'untem  Angestellten  und  Diener  des  Stets . 
und  der  höheren  liberalen  Berufsformen,  im  Heere  von  den 

'  Mitlen  in  der  gröszten  Gefahr  des  Jalii-es  1848  wurde  dieser  be- 
ruhigende Gedniike  von  Fr.  Roh  nie  r  in  der  Schrift:  ^Der  vierte  Sifliid 
und  die  Monarchie"  ausgesprochen,  ein  Gedanke  der  einige  Jahre  spater 
in  der  Erliehuug  l.udwig  Na|)ol€'Oiis  zum  Kaiser  der  Franzosen  eine 
luK'hsf  merkwürdige  —  wenn  auch  niclit  reine  organische  -p  Verwirk- 
lichung erhalten  hat.  '     .  ' 
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UntefofSciecen  an  «bwürts,  in  den  Bareao'g  die  Selireiker 
lind  Kopisten  u.  b.  f. 

4)  Du  sogenannle  Proletariat  der  Diemtboten^ 
fiVtbrikarbeit^,  Tagelöbner  o.  9.  f. 

Allen  Glassen  gemeinsHm  ist  die  Eigenschaft,  dasz  sie 
auf  einen  wesentlich  materielleD  Lebensberuf  angewiesen 
nnd  dnreh  denselben  in  Ansj^toeb  genommen  sind,  fiie  sind 
alle  l6iblieh«r  Arbeit  iMgeMrendet  Enie  absolute  flcW* 
diing  »wischen  Kopfarbeit  und  Haudarbeit-iit  fiwllioh 
undenkbar:  denn  rege] mäszig  bedarf  es  aroh  zu  dieser  der 
Thätigkeit  des  Kopfes  und  häufig  zn  jener  der  Mitwirkung 
der  Hand.  Aber  der  Gegensatz  zwischen  beiden  hut  dennoch, 
ekiea  guten  Sinn ,  mai  ist  a«di  von  jeher  von  den  VOlIcerfi 
wohl  begriffen  worden.  Wo  die  ThAtigkeit  des  Kopfes,  die 
Speenlation  inbegriffen,  Qberwiegt,  ist  feinere  Oeistesbildung 
Ei-fordernisz ,  und  die  Art  des  Berufes  und  der  Lebensweise  . 
gehoben.  Wo  die  mat^'iicUe  Arbeit  des  übrigen  Körpers 
Uberwiegt,  da  ist  jenes  Masz  von  Geistesbildung  entbehrlieh, 
irad  das  ganse  Leben  bewegt,  sich  in  schlichteren  und  ein- 
facheren Formen. 

Gemeinsam  dem  vierten  Stande  ist  überdem ,  sowohl 
dasz  er  die  not  Ii  wendige  Unterlage  aller  8t«(eu.  wie 
überhaupt  des  gesunnnten  Volkslebens  bildet,  als  dasz  er 
in  sidi  selbst  nicht  die  Fähigkeit  hat,  den  Stat  zu  re- 
gieren. Er  bedarf  daau  immer  der  Führer  und  der  Stell* 
Ter  treter.  In  der  R^el  ist  die  dienende  und  passive  Seite 
des  Öffentlichen  Baseins  in  ihm  dargestellt;  aber  angeregt 
und  in  der  Leidenschaft  erbebt  er  sich  und  durchbncht  mit 
unwiderstehliciier  Kraft  die  Schranken  der  äuszern  Ordnung 
und  setzt  gewaltsam  seinen  Willen  durch.  Er  ist  stark  genug, 
a^eh  die  HemchaH  im  State  au  wechseln,  und  neue  Ver- 
fassungen SU  emwingen.  Er  wirft  Throne  nm  und  gibt  neuen 
MAnnem  oder  Dynastien  die  Gewalt  in  die  Hand.  Aber  er 
kann  nicht  selber  regieren:  und  wo  er  es  eine  Weile  lang 
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vemebt,  halb  der  Slal  da«  AiMehen  eines  Menaelieo,  der  wir 
dem  Kopfe  steht  und  die  Beine  in  die  Höhe  streekt 

Seitdem  es  eine  oienBchlicbe  Gesehtchle  gibt,  ist  der 

vierte  Stand  noch  niemals  zu  einer  so  groszen  Bedeutung 
für  das  Statsleben  gelangt,  wie  initer  den  enropäivsdien 
Völkern  unserer  Zeit.  Zum  erstenmal,  ia  der  Geschichte 
sind  selbst  die  dienenden  Classen  im  engeren  Sinne  za  dem 
•Range  von  Freien  erhoben  worden:  und  .auch  die  untersten 
Schiebten  fühlen  sich  betheiligt  bei  der  Wohlfiibrt  des  States 
und  machen  Anspruch  auf  politische  Rechte*.  Der  heutige 
Statsmaiin  wird  von  der  Macht  der  Verhältnisse  genüthigt, 
ganz  besonders  den  Zuständen  des  vierten  Standes  seine 
Aufiuerksamkeit  und.  Sorge  zusuwenden.  fis.ist  nicht  mehr 
genügend,  die  öffantliche  Meinung  der 'Gebildeten  zu  hören 
und  zu  erwägen.  Mehr  als  zuvor  wirken  nun  die  Massen 
mit  ihren  Instincten  und  ihren  Neigungen  uud  Leidt'nschai'len. 
Der  moderne  Stat  —  freilich  zunächst  nur  unter  den  Völ- 
kern von  euro])äis(her  und  daher  wesentlich  arischer  Rasse 
—  ist  auch  in  dieser.  Beziehung  allgemeiner  menschlidi  ge- 
worden. 

%     Der  vierte*Stattd  ist  aber  so  grosz,  dasz  er  selber  wieder 

ganze  Stände  umfaszt.,  und  beachtenswertlie  Abstufungen 
begreift.  Die  gesundesten  und  krankhaftesten  Elemente  in 
dem  ganzen  heutigen  Volkskörper  siod  dicht  neben  ein* 
ander  in  dem  vierten  Stande.  Die  Kettung  upd'.  Erhaltung  / 
des  States  ist  ohne  die  Hfllfe  jener  unmöglich,  die  Existenz 
desselben  von  diesen  fortwUlirend  bedroht  Die  gesundesten 
Hestandtheile  sind  auf  dem  Land  in  dem  Bauernstaiidc 
zu  finden,  obwohl  auch  sie,  ohne  eine  neue  geistig-sittliche 
Belebung  die  in  ihren  Fundamenten  schwankende,  Stets- 
Ordnung  auf  die  Dauer  nicht  zu  erhalten  vermögen.  Ihnen 
zunfichst  stehen  die  K 1  ei n  b  arg  e  r.  Beide  sind  noch  in  den 
Gemeinden  organisirt.  Aber  fUr  die  massenhaften  in  den 
Städten  angehäuften  lit^rger  ist  die  Gemeindeorganisation 
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« 

nicht  mehr  genügend,  und  die  ttbngen  genosseDschaftliclien 
Verbindungen  sind  der  Auflösung  Terralleii.  Die  orgenisehe 

Bezielmng^  der  Meister  unter  sich  un(i  zu  den  Gesellen  ist 
iibcrall  durch bim-.hcn :  und  was  hüI nriicnias/  /ii^ainmcit  ge- 
hört, aus  einander  gerissen.  Der  Mangel  an  stutsrechilidier 
Organisation  ist  aber  für  die  Eiistens  der  Stände  verderblich. 
Der  unorganisirte Stand  ist  nur  die  Anlage  zum  Stand:  der 
wirkliche  Stand  hat  einen  Körper.  Die  Geol^ii* 
Schaft  der  Bildung:,  der  Interessen,  des  Geistes  unter  den 
verschiedenen  Beruiöcluisöen  wird  durch  die  DcöorgitiiisaUou 
zwar  nicht  völlig  aufgehoben,  aber  in  einen  Zustand  der  Unruhe 
und  der  Gährung*  zurttck  Tersetzt,  und  der  schranken^  und 
ziellose  E!rieg  Aller  gegen  Alle  eröffnet.  Vergeblich  schreitet 
dann  die  Polizei  ein.  Sie  vermag  das  üebel  nur  in  einzelnen 
Ausbrüchen  zu  hemmen  oder  zu  unterdrücken,  und  häufig 
vermehrt  sie  es  noch,  iiulciu  sie  da,  wo  Sorge  und  Heilung 
}iedürfnisz  ist.  statt  dieser  Mtszhandlung  und  Piage  zum 
Gefoige  hat.  Wie  kann  man  sich  wundem,  wenn  gerade 
in  den  untern  Schichten  des  vierten  Standes  auch  die  Saat 
atheistischer  Vorstellungen  und  communistischer  Lehren  einen 
Iruchtbaren  Boden  gefunden  hat,  und  fast  überall  in  den 
groszen  Städten  und  theilweise  sogar  auf  dem  Land  das 
Unkraut  üppig  aufgewuchert  ist,  welches  die  edleren  Ptlan- 
Zungen  der  Vei^ngenheit  zu  ersticken  droht? 

Das  Proletariat  bildet  die  unterste  Stufe  innerhalb 
des  vierten  Standes.  Es  ist  aber  weder  dem  vierten  Stande 
gleich  711  sleJlen,  noch  ist  es  überhaupt  ein  Stand.  Da  ist 
es  umgekehrt  nicht  die  Aufgabe  des  Statsmaimes ,  das  Pro- 
letariat zu  organisiren  und  zum  Stand  zu  erheben,  sondern 
vielmehr  die,  es  möglichst  in  den  übiigen  Stünden  oder 
Giassen  unterzubringen,  und  so  sein  besonderes  Wachs* 
thum  zu  hemmen.  Das  ProlctaHat  besteht  zumeist  ans  den 
Abl'allen  der  aiu^o!"Ti  Siand«'.  Die  vermögenslosen 
und  vereinzelten  Tlieile  der  Bevölkerung,  die  sich  desziiuib 
Blunucbli.  aUsemeines  SUtorecbt  I.  11 
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auch  der  ständischen  Gliederung  entziehen,  Mäzen  wir  das 
Proletariat 

Es  ist  eine  fiilsche  aud  für  den  8tat  überaus  geflUir- 
'  liehe  Vorstellung,  die  Bewohner  ledigHch  mathematisch  naeh 

dem  Verniügeii  in  Besi  tzend  e  und  Nich  t  besi  tzende  zu 
trennen  und  die  letzteren  gar  als  Proletariat  zusammen  zu 
fassen  und  den  ersteren  feindlich  entgegen  zu  stellen.  Würde 
diese  anorganische  Meinung,  der  viel  zu  Tie!  Vorschub 
geleistet  worden  ist,  allgemein  durchdringen  und  leitend 
werden ;  so  mfiszte  unsere  ganze  Civilisation  ron  einer  nenen 
Barbarei  überfluthet  und  zertreten  werden,  denn  das  wäre 
die  practische  Cousequenz  jener  gedankenlosen  Lehre.  Die 
grosze  Mehrzahl  der  nichtbesitzenden  Bevölkerung  ist  aber 
giOckÜcher  Weise  mit  den  übrigen  Ständen  noch  or- 
ganisch verbunden  und  wird  durch  diese  Veihindnng 
befriedigt.  Die  besitzlosen  Kinder  sind  keine  Prole- 
tarier, weil  sie  in  der  Familie  ihrer  Eltern  Pflege,  Erziehung, 
Unterhalt  linden.  Sie  theilen  den  Stand  der  Eltern,  und 
selbst  über  die  armen  Waisen  ergänzt  und  ersetzt  der  Or- 
ganismus der  Gemeinde  die  Familie.  Die  grosze  Zahl  der 
besitzlosen  Bauerknechte  und  Mägde  sind  wieder  keine 
proletarische  Bevölkerung,  weil  sie  niciit  vereinzelt  in  der 
Welt  stehen,  sondern  uui"  dum  Hofe  und  in  der  Familie  des 
Bauern  eine  Heimat  und  gesicherten  Theil  an  dem  ständi- 
schen Leben  finden.  Als  das  Handwerk  besser  organisirt 
war,  als  heut  an  Tage,  waren  auch  die  Gesellen  Familien- 
glieder der  Meister,  und  selbst  in  der  jetzigen  Auflösung  ist 
in  ihnen  noch  das  Gefühl  des  Handwerkstandes  lebendig  und 
hebt  sie  hoch  empor  über  das  Proletariat.  Auch  die  Dienst- 
boten erhalten  in  der  Verbindung  mit  der  Dienstherrschaft 
eine  beruhigte  Existenz  und  haben  Theil  als  Gefolge  ihrer 
Herrn  an  den  ständischen  Verhälbiissen  dieser.  Den  Sol- 
daten endlich  gibt  die  Einreihung  in  den  Körper  der 
Armee  Sold  und  Ehre.    Der  Mangel  einer  Organisation  der 
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unserer  heutigen  Stftnde  und  desziialb  ist  in  dieser  Clusse  die 
Masse  des  Proletariats  so  unverhftltoiszmäszig  und  drohend 
aogewacbaeo. 

Die  wahre  Kunst  des  Statsmannes  ist  also  sn  bewirken^ 
dass  fio  wenig  als  mOglieh  Abftlle  der  organitirten  8tAnde 
in  das  nothwendig  nnorganisirte  atomistiscbe  Proletariat  ver- 
sinken und  dahin  zu  arbeiten,  dasz  ans  (iiesen  so  viel  In- 
dividneir  als  möglich  in  die  organisirteii  Stünde  aufsteigen 
und  da  auch  den  relativen  Besitz  des  gesicherten  Lebeus- 
nnteriialtea  erwerben.  Das  so  Ttmiinderte  Proletariat  bedarf 
dann  nicht  einer  selbständigen  ' Organisation,  va  dem  es 
keine  Fähigkeit  hat,  sondern  des  Patronates,  welches 
sici)  tieiiier  Interessen  annimmt  und  für  dasselbe  spricht  und 
handelt. 

Dem  vierten  Stande  gebricht  es,  was  die  Statsver 
fassnng  betrifft,  durchweg  an  der  Fähigkeit,  die  eigentlichen 
Statsämter  zu  verwalten.  Die  obern  Olassen  desselben 
aber  besitzen  regelmäszfg  die  Fähigkeit,  Gemeindeämter 
zu  bekleiden,  und  dürfen  daher  von  diesen  nicht  ausgc- 
ßchlosseji  werden. 

An  der  Volksvertretung  gebührt  dem  vierten  Stande 
neben  dem  dritten  ein  Antheii,  und  der  Stat  thut  wohl. 
•  näher  dafHr  zu  sorgen,  dasz  dieser  Antheil,  der  bei  völlig, 
gleicher  Behandlung  leicht  von  dem  gebildeten  and  in  freierer 
Musze  lebenden  dritten  Stande  ihm  factisch  ganz  entzogen 
wird,  gesichert  bleibe.  Indessen  da  die  Glieder  dieses  Standes 
oft  weder  Musze  haben,  noch  hinreichende  Gewandtheit, 
in  Person  ihre  Interessen  zn  vertreten,  wird  immerhin 
die  Wählbarkeit  auch  ittr  diesen  Antheil  nicht  ganz 
auf  den  Stand  beschränkt  werden  dnrfen.  Das  Stimm- 
recht endlich  gebührt  diesem  Stande  nach  Verhältnisz 
seiner  groszen  Bedeutung:  unrichtig  aber  ist  es,  alle  lu- 
dividuen  desselben,  deren  gesellschaftliche  Bedeutung  und 
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Ftthigkeit  so  sehr  renehiedeii  iai,  auf  gleiche  Linie  zu 
stellen:  ^ 

Dem  eigentliche  Proletariat  insbesondere  bedarf  in  seinem 
wirklichen  Interesse  weit  eher  der  Patrone  (Soliutzlierren, 
Ilaodherren)  als  der  Repräsentanten,  die  es  doch  nicht 
in  seiner  Mitte  finden  kann.  Je  höber  dann  dnreh  Ansehen 
und  EinflusK  der  Patron  gestellt  wäre,  um  so  wirksamer 
worden  die  Interessen  des  Proletariats  gewahrt  werden. 

Anmerkung.  Zu  dru  glänzendsten  Partien  des  RieliTschen  Biuhcs 
über  „die  Lürgeiliclie  Gesellschaft"  gcliört  die  Chftraktet isirnn«:  dos  deiit- 
pclioii  Raueinslaiides.  Al>er  wenn  Rielil  das  l'roletariat  fdt<  Stand  auffoszt 
und  den  vierten  S(nnd  nennt,  so  halte  ich  das  lür  eineii  Irrthiim.  vor 
dem  ihn  die  Coneeqncnz  seiner  eigenen  Beobachtungen  und  Beniti  kungt  u 
hätte  bcwahreu  »-olleu^  und  der  in  der  zweiten  Anflage  nur  gemildert 
aber  nicht  gehoben  worden  ist.  In  Fragco  von  so  ungeheurer  praetiseher 
Wichtigkeit  darf  dm  ftreilicfa  schon  lange  verbreiteten  Irrtbom  keine 
Conoession  gemadit  werden. 


Seehzehntes  GapitoL 

iV.  Die  Slclaven. 

Der  Sklave  kommt  nrsprüng^lich  als  ein  Fremder  in 
die  Familie  und  in  das  Volk  hinein,  deren  Gewalt  er  iinter- 
,  werfen  wird.  So  verbreitet  das  Institut  der  Sidaverei  im 
Alterthum  war,  so  weisz  ieh  doch  von  keinem  Volke,  welches 
dieselbe  als  einen  nationalen  Stand  betrachtet  hätte« 
Schon  das  ist  uns  ein  Zeugnisz,  dasz  die  Sklaverei  nicht 
ein  Bediirfnisz  der  menschlichen  Natur  sei. 

Aristoteles  (Polit.  L  2.)  hat  zwar  mit  vielem  Aufwand 
von  Scharfsinn  zu  beweisen  versnobt,  dasz  die  einen,  von 
Natur  Herren  und  die  andern  von  Natur  Sklaven  seien. 
Aber  soweit  seine  Beweisführung  Wahrhj^t  enthält,  ist  sie 

'  Siehe  unten  Buch  V.  Cap.  5  tind  6. 
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blo0z  geeignet  die  Nothwendigkeit  dienender  Claasen 
der  Be¥<Hkmng  ta  begründen ,  nieht  aber  das  Bedttrfiiim 
der  rechtlosen  SklaFerei.  Allerdings  bedarf  der  höher  be* 

gabte  Mensch^  soll  er  seine  Bestiininun*^  erfüllen  können, 
auch  beseelte  Werkzeuj^e,  wie  Aristoteles  sie  nennte  zu 
seiuem  Dienste,  und  allerdings  gibt  es  Menschen,  welche 
von  der  JSaUir  selbst  TOisugswelse  auf  körperliche  Thatigkeit 
angewiesen  sind  und  ebenso  sehr  der  Leitung  und  des  Bo« 
feliles  eines  Herrn  bedürfen,  um  ihren  Bemf  richtig  uussn- 
üben,  als  dieser  ihrer  Dienstleistung.  Aber  daraus  folgt 
doch  nur,  dasz  Herrschaft  und  Dienstlmten,  Meister  und  Ge- 
sellen, Bauer  und  Knechte,  Fabrikherr  und  Fabrikarbeiter 
einander  gegenseitig  bedürfen ^  keineswegs  aber,  dass  das 
Unterordnungs^erhlUtnisz  des  dienenden  Theiles  sum  herr- 
schenden dem  der  Hansthiere  nim  Eigentfaömer  glddi  sn 
achten  sei;  es  folj^t  nicht  daraus,  dasz  die  Arbeiter  alle  in- 
dividuelle Freiheit  und  die  menschliche  Persönlichkeit  auf- 
geben und  zu  bloszen  Sachen  und  Werkzeugen  eines 
bes^mmten  Herrn,  d.  h.  eben  zn  Sklaven  werden  müssen. 
Der  Mensch  ist  von  Natur  Person,  daher  kann  er  nicht 
Sache,  d.  h.  nicht  6%:]ave  sein. 

Die  röuiischen  Juristen,  welche  in  ihrer  Rechtstheorie 
den  absoluten  Eigenthumsbegriff  mit  einer  auch  im  Alterthum 
auffollenden  Härte  auf  die  Sklaven  anwendeten,  und  die- 
selben durchweg  als  rechtlose  Wesen,  als  blosze  Sachen 
daratellten,  waren  sich  doch  bewuszt,  dasz  die  Sklaverei 
wider  die  Natur  und  nur  durch  den  gemeinen  Gebrauch 
der  Völker  eingeführt  worden  ist.  '  Sie  erklärten  daher  die 
Freilassiino;  als  Wiederherstellung  des  natürlichen  Rech-- 
tes.'^    Die  römische  Jurisprudenz  wuszte  das,  und  hielt 

'  FiforrafjfMf  L.  4.  §.  1.  de  Statu  hominnm:  nSsrvkiis  est  constitntio 
juris  g'pntiiim^  qua  quis  domiaio  alieno  contra  ttaturam  snbjiciter.**  $.  % 

J.  de  jure  persoii. 

'  Lipiauui  L,  4.  df  Just,  et  Ju|t.    (.^Manumissio)  a  jure  geutiuoi 
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<leiini)eli  mit.  starrer  Coiisequeiiz  Uber  ein  Jahrhuiseiul  an 
ileoi  gewnlttam  eingeführten  lÄgenthum  Olier  die  Sklai^en 
itak  /iMteiiSriMu '  ¥emdnlingen<)  49m!:  es  >  den  Herren 
metit  'tfiHir'ftnhillet  se),  olnle  Mass -und  ohne  Omnd  wider 

ihre  Sklaven  zu  wütheu,'^  schützten  vor  den  Kxeessen  roher 
(iruiiöuuikeil .  (Mwa  so  wie  neuere  (iesetze  g^ej^en  die  'I  hier- 
<|QAlwei  gegeben  siDd,  sie  .änderten  aber  nichts  an.  dem 
CNiMMnwgriffe:  und  nach  wie  ▼or  war  der  61(laTe  uiclit  nnr 
«genthnnifiloB,  armdem  es  waren  ihm  seihst  die  Ri^ehte  cier 
fihe  mvd  der-Blatsvenfi'anfUsehafl  versagt. 

'  Ebenso  wiir  es  (h'ni  deutschen  Rechtshewusztsein  khir, 
dasz^  wie  der  Verfasser  des  Sachsenspiegels  '  ^icli  energisch 
nnsdrückt,  alle  Eigenschaft  von  Zwang,  Gefangennehmmig 
nnd  unrechtmAstiger  Gewalt  ihren  Anfting  genommen,  nnd 
dasa  inan  spftter  das  fDr  Reeht  ausgegeben  hahe,  was  nnr 
eine  alte  aber  ungerechte  Gewohnheit  sei.  Auch  erkannten 
die  «;c  r  ni  a  II  i  s  (•  h  e  n  Volker  vnu  jeher  eine  relative  He- 
rechtigung  der  Eigenen^  an.  Die  Vermügeus-  und  Fanii- 
lienrechte  derselben  waren  zwar  unvollkommen  und  hatten 
in  der  ältem  Zeit  ^nen  sehr  ungenttgenden  8chot&,  es  kam 
anfhngs  wesentlich  nur  auf  den  guten  Willen  des  Herrn  an, 
ob  er  dieselben  achte  oder  nicht:  aher  der  Keim  der  spätem 

origineni  samfit,  ntpote  qanm  Jon;  natural!  omnfff  Hberi  muerrentur,  nee 

v99et  iiota  mannmissio,  qiiiim  senitus  esset  in«.-ugntta;  sed  [losteaqaam 
jure  gentiiiiii  eervitiis  iiivnsit.  secutiim  est  beiieticiuiu  luauumiMionU.** 

*  Gajus  L.  1.  §.  2.  de  Iiis  qui  siii  \t\  aheni. 

*  Sachsens  [»icgel  III.  §.3  :  „An  miueii  »innen  nc  kan  ik  i»  niclil 
iipgeiiemen  na  der  warheit^  dat  ieinan  des  anderen  sui«  sin.  ok  ne 
hebbe  wirs  nen  orkflnde.  $.  6.   Na  reefatrr  warheit  to  hevet  egenseap 

^  begiii  von  gedvange  nnde  \on  vengniaae  vnde  von  unrechter  walt.  die 
iiiau  von  aldere  in  aurecbte  wonlieit  gelogen  hevet  nnde  nn  vore  recht 
heben  wil.** 

^  Die  Gleichstellung  der  Eigenen  mit  Hansthieren .  die  ntich  in  denl- 
ethen  RcchtsqiieUrn  gelegentlich  gefunden  wird,  bezeichnet  durchiius  nicht 
«his.VVesen  des  altern  Veihaltnissef* ,  «las  Tacitus  mit  scharfem  Kenner- 
blick mehr  dem  rumischeu  Colouat  als  der  römischen  Servilus  vergli- 
chen hat. 
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HUinfthlioheo  und  stufiuiweifle  eintretenden  Hefreinny;  der 
fiigttiai  war  in  den  gerinanl«ehen  Rechten  nicht  ebenao 
MratOrt,  wie  in  dem  römischen.  Die  Persönlichkeit  des 
deatoeheh  Sklaven  war  nie  gnns  verloren  i^egangen,  und 
deszhalb  war  auch  die  Perfectiüilität  seiner  Zustände 
nicht  ausgeschlossen. 

I>ie  Aufhebung  der  Sklaverei  in  dem  abendländischen 
Euh>pa  ist  schon  wAhrend  des  Mittelalters  dadurch  grasten- 
tbeils  Tolliogen  worden ,  dass  dieselbe  in  die  mildere  Fön» 

    f 

der  Hörigkeit  Qberging.  Ihre  loteten  Reste  aber  sind  mitr 

der  endlichen  Beseitigung  auch  dci-  Hörigkeit  erst  gegen 
Ende  des  XVIII.  uud  in  der  ersten  Hältte  des  XIX.  Jahr- 
hunderts weggeräumt  worden. 

Diese  frühere  allmähliche  und  die  neue  durehgreifehde 
KeMung  darf  tum  Theil  als  eine  heranrdfetide  FVucht  des 
Christenthums  erklärt  werden,  dessen  religiöse  Ideen  das 
piisitive  Sklavenrecht  zwar  nicht  gewnlLsam  durchbrachen, 
aber  geistig  auflösten.  Mit  dem  Glauben,  dasz  die  Men- 
schen alle  Kinder  Gottes  und  unter  sich  Brttder  seien,  war 
das  Eigenthum  eines  Menseben  über  einen  andern  nicht  rer- 
'tsäglicb.  Mehr  aber  noch  ist  sie  dem  germanischen  Reebts- 
und  Freiheitsgefahl  und  dem  fortschreitenden  Geiste  der 
Humanität  zu  verdanken. " 

Eine  eigenthümliche  Geschichte  hatte  die  russische 
Leibeigenschatt.  Es  gab  in  Buszland  von  Alters  her  eine  per* 
sOnlicbe  Knechtschaft,  aber  noch  im  XVI.  Jahrhunderte  war 
die  Masse  der  Bauern  f)rei.  In  den  weiten  Räumen  bedürften 
die  Grundherrn  zahlreicher  Arbeiter,  und  da  die  Bauern  noch 
den  freien  Zug  hatten  und  der  alte  nomadische  Wandertrieb 
zu  stätem  Wechsel  der  Wohnsitze  anreizte,  so  lag  es  im 
Interesse  der  Herrn,  die  Bauern  durch  mancherlei  Ver- 
günstigung auf  ihren  Gütern  feslBuhalten.   Die  bäuerliche 

•  Vgl.  oben  S.  151. 


Digitized  by  Google 


168  '/4wwte»  iSudi.  .  Volk  und  Luid. 

Eigenschaft  entstand  erst,  seittletn  der  Stat  aus  Gründen  der 
Finanzen  und  des  Militärsystenis  die  Bauern  immer  fester 
an  die  Scholle  liaiMi  uod  der  Willkür  der  Herrn  überlieferte. 
Dm  8iel]i!0a0elHKa>#e^^  eicli >ttiidi<  ifcuMiderti  «tM- 

pliiitlirti  lAnliwiUiei  NtaepUebeftFreiheil^iiyQiialig  eewitteo, 
aber  wohl  uirp^ends  uiigünsti»;er  als  in  Ruszland.  Knefchte 
und  l>aiiern  wurden  zu  gemeinsamer  Eigenschaft  verbunden. 
Der  Herr  erbielt  eine  fast  unbeacbränkte  Verfügung  über 
ibrePersooMi  uod  ihre  Uebe.  Aber  euclt  io  Hiiazlttiid  brachte 
As  neue  S^t  erst  Erleichtoniiig  der  JUasten,:  niid  in  unserti 
Tagen  Befreinn^  ftkr  die  Baaernv  Das  EmaneipatioBSwerJE, 
welches  der  Kaiser  Alexander  Jl.  trotz  des  Striiubens  vieler 
Adelicher  durchführ(e,  hat  auch  du  eine  neue  Periode  privat- 
recbliicher  Freiheit  eingeleitet. ' 

Sa  wurde  Europa  allmählich  gereitiigi  vou  dem  uralten 
Irlich  der  SklaTerei.  Aber  in  der  neuen  Welt  liatte  dieselbe 
einen  neuen  Boden  und  eine  In  mancher'  Hinsicht  noch 
schliiiuiiere  Anwendung  gefunden.  Wi<;  furchtbar  sich  dieser 
Frevel  an  dem  Geiste  der  Humanität  rächt,  da^  sehen  wir 
nun  in  dem  Bürgerkriege  l^ordamerikas,  dessen  wahre  Ui^ 
Sache  die  Sklarerei  ist,  welche  die  südlichen  Sklavenstaten 
zam  Bruch  der  Union  trieb,  als  sie  die  Hoffnung  aufgeben 
mnszten,  auch  den  sklavenfreien  Norden  zu  leiten. 

Die  Necrersklaverei  ist  zwar  insofern  weniger  verwerf- 
lich, als  die  anlike  Sklaverei  der  europäischen  Volker,  als  * 
dort  die  Herrschaft  der  weiszen  Herrn  nicht  Uber  ihres 
gleichen^  wie  hier,  sondern  Uber  eine  von  Natur  unterge- 
ordnete schwarze  Rasse  geübt  wird.  Aber  diese  Anlehnung 
an  die  natürliche  Ordnung  l)egünstiu(  auch  die  leidenschaft- 
liche und  hochmidhige  Ueberhebuug  der  \Vt?iszen.  die  we- 
niger geneigt  sind  und  weniger  genölhigt  worden,  in  den 
Schwarzen  die  gemeinsume  menschliche  Natur  zu  ehren  und 

*  Vgl.  den  Art.  LetU'igeii8cliAft  (russische)  von  Tsciii tsciierin  iui  Deal- 
scheu  SiotswOrterbuch. 
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die  Grausamkeit  der  Mis&handluiig  wird  iieiliger  uud  liäuü- 
ger^  ak  sie  tm  AKertbum*  gewesen  war.  Die  bUtei»  Ironie, 
mll  w«lcfaer  Monteaqnien  (Esprit  «les  Lois  XV.  &)  die  Ober- 
miltfaige  VeraefataBg'  der  Sohwansen  toü  Mte  ihrer  weisBen 

Herrn  geiszelt,  wenn  er  sagt:  ^Man  kann  sich  nicht  vor- 
stellen, (lasz  Gott,  der  doch  ein  iiöchst  weises  Wesen  ist, 
eine  Seele  uud  rorzüglich  eine  gute  Seele  in  einen  ganz 
aebwaraen  Körper  vtaM  babe^  —  diee^  Ironie  scblttgl  nicbt 
in  den  Wind, 

Die  amerikanlsebe  SklaTerei  ist  daher  auch  viel  hArfer 

als  je  die  europäische  Eigenschaft  gewesen  war.  Die  Schonung 
und  Sorge,  welche  den  farbigen  Sklaven  von  ihren  Herrn 
tliatsächlich  zu  Tbeil  wird^  hat  keinen  andern  Charakter  aJb 
die  wirthsohaftliche  Sehonung  und  Pflege,  welche  der  Bauer 
seinem  Ackenrieh  zuwendet  Die  mondiscbe  und  rechtliche 
Erniedrigung,  die  sieb  in  der  Bestreitung  jeder  Mensehen- 
würde,  in  dir  Miszachtung  der  Ehe,  in  dem  Mangel  der 
V  religiösen  und  sittlichen  Erziehung,  in  der  Verweigerung^ 
Jedes  Rechtsschutoes  ftberbaupt,  und  in  dem  nngebeniniten 
Handel  .mit^  Sklaven  bnd  nicht  selten  in  empörender  Grau- 
samkeit zeigt,  drückt  dieselben  gana  anf  die  Stufe  der  Haas- 
thiere  herab  und  verletzt  so  die  göttliche  und  mensobliche 
Ordnung  aufs  tiefste. 

£s  war  ein  Unglück  für  Amerika^  dasz.  der  Antrag 
Jeffersons,  der  Unabbdngigkeitseekhirung  vom  4.  Juli  1776, 
welche  auch  die  Freiheit  als  ein  unverftuszer liebes  Menschen- 
recht  rerkOndigt,  die  Beschwerde  Ober  die  Zulassung  und 
Begünstigung  der  Negersklaverci  von  Seite  der  königlichen 
Regierung  beizufügen ,  in  der  Minderheit  geblieben  war. 
Die  anfängliche  Absicht «  allmählich  uud  stufenweise  die 
Sklaverei  zu  beseitigen^  fimd  eine  weniger  nachhaltige  Unter- 
stützung als  das  Streben  der  Bklavenhalter^  iliren  fiesita  za 
schützen  und  zu  erweitern.  Kaum  konnte  das  Gleichgewicht 
der  sklavenfreieu  Staten  mit  den  sklavenhaltendeu  in  der 
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Bundesregierung  behauptet  werden.  .Seit  einem  Jahrhundert 
ist  die  Masse  der  Sklarenhevölkeruug  von  einigen  Hundert- 
teusenden^iU  mehreren  Millionen  angew«6bieii.  Die  rasch 
estwiekeKe  Knltor  der  Baumwolle  und  des  Zuckerrohrs 
wirkte  nach  dieser  Seite  hin  sehr  yerderhKch. 

Inzwischen  fing  man  an,  die  Aufliebung  der  Sklaverei 
von  Europa  auch  nach  Amerika  liberzupflanzen.  England 
ging  hier  und  mit  (j:ro8zen  Mittein  voran.  Mögen  dabei  auch 
unreine  Motive,  wie  es  in  menschlichen  Dingen  nie  anders 
ist,  mitlauto,  da*  Ziel  dieses- Streb^is  ist  dennoch  ein 
heiliges  und  gerechtes  und  der  Mann,  der  zuerst  der  Bklaren- 
befreiung  sein  Leben  widmete  und  mit  erfulgreicher  Energie 
in  und  auszer  dem  Parlament  diese  Sache  betrieb,  William 
Wi Iberforce,  war  auch  von  der  Reinheit  dieses  Zieles 
erftQlt  Die  Aufhebung  der  Sklaverei  in  den  englischen 
Oolonien,  die  ^tschl&digung  der  sogenannten  Bigenthttmer, 
und  die  vGlkerrechtllehen  Verträge  zur  UnterdrQckung  des 
Seehandels  mit  Negersklaven  sind  doch  trotz  aller  MiözgriÜ'e 
iui  Einzelnen  grosze  Verdienste  um  die  Menschheit. 

Auf  die  Dauer  werden  auch  die  sklavenhaltendeu  Staten 
nicht  widefstehen  kennen.  FVeilich  ist  es  mit  der  bloszen 
FreierklArung  (Emancipation)  der  Neger  auch  nicht  gethan. 
Sie  werden  durch  dieselbe  nicht  fähig  gemacht,  als  voll- 
freie Männer  selbständig  zu  leben,  Sie  bedürfen  vielmehr, 
um  nicht  der  angebornen  Neigung  zur  Faulheit  und  Sinnen- 
lust zu  Terfallen  und  zu  Sklaven  ihrer  kindischen  Leiden- 
schafi  zu  werden,  der  fortgesetalen  Erziehung  und  Vor- 
mundschaft der  Weiszen.  Würde  die  Sklaverei  der  Neger 
•  durch  eine  familienartige  Sorge  und  Leitung  unter  der  Oon- 
tmle  des  Stuts  ersetzt,  so  wäre  das  der  wahre  Fortschritt 
zu  der  Freiheit,  deren  sie  empfänglich  und  zu  der  sie  als 
unmündige  Menschen  berechtigt  sind.^ 

^Vorschläge  der  An  macht  Dr.  Dutten  ho  l'er  über  dk-  Kegrremaii- 
dpatiou.   NörilUiigw  185». 
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Ais  Folgerniigen  des  humanen  Statoprincips  iMen 
0ich  demnach  folgende  8itse  aafbhien : 

1)  Der  8tai  ist  bem*hti|;t  nnd  verpflirbtet,  wo  ^ch  auf 

seinem  Gebiete  noch  üeberresfce  Ttn\  persönlicher  Sklaverei 
vtirliiidt'n ,  rliesell>eii  zu  beseitigen.  Indem  er  das  Unit,  hebt 
er  nur  altes  Uia-eclit  auf.    ^  • 

%)  Der  Ötat  darf  keine  neue  B^vUndiing  der  fikkiTarei 
dulden,  aueli  dann  > nicht ^  wenn  einer  eiöli  freiwillig  zam 
8klaveiK  ergeben  möchte.  u  '  ; 

3)  Der  Stat  verwei<i:ert  mit  Recht  dem  fremden  Herrn " 
tieineii  i\e(  litsschutz ,  wenn  dieser  innerlialb  des  btatsgeUetes 
£igeuthum  an  seinen  Sklaven  verfolgen  will."  ' 

■  .  -  .■y..     ■■  .  ■    ■  '}  ■ 

i.i  1    ' ■' •  :>  V.; ".  .  •       .        .     .     •-  •    '        i .  ■•    - .  ' 

Siebzelmtes  CapiteL  , 

Vr.  Die  CIa«seD.  '  ^'  ' 

 IMe  mittelalterlichen  Stände  sind  überall  iu  der  Auf- 

lOeiMig  begriffen.  Der  KlernS)  der  vormals,  die  erste  Stelle 
einnahm  9  weil  er  eine  höhere  fest  göttliche  Würde  in 

*  Für  England  vgl.  Blackstone  Cotnmeut.  I.  14.  Das  englische  ' 
Gesetz  \om  28.  August  1833  regalirt  (Ho  Freilassung  in  den  englischen 
Colonien  und  erklärt  jeden  Sklaven,  der  mil  Zuslimnuing  seines  Herrn 
nach  Groszbritannien  oder  Irland  komme,  für  Irei.  In  Fran  k  reich  schon 
in  den  Instit.  Ck>utum.  von  Loy  sei  ans  d.  XVI.  Juhrh.  der  SuU:  „Tonics 
personues  fiont  frartchr»  en  ce  Roiaume:  et  si-tost  qu'uu  Esclave  a  alteint 
las  Marehea  d*ic«lui,  se  fiiiaant  Iwptiser,  nt  affi-ao^i."  Franxöaisake 
Ver^nng  von  1848.  8.  .  ^Uescliivage  ne  peut  eziater  aar  aocuna  terre 
f^Dfaiae.«  Oester  reich  lache  VerÄaaong  von  1849.  $.'26.  «Jede  Art 
LeiheigeDBcbaft,  jeder  Untnrlhiiiigkdta*  oder  Hörigkeitavertiand  iat  für 
'iMier  aafjgebobcn.  Die  Betretuiig  des  österreichischen  Bodens  oder  eines 
österreichischen  Schilfes  macht  jeden  Sklaven  frei."  Arf.  add.  an  traite 
de  pnix  de  Paris  1814.  „Sa  Majeste  Tres-Chrelienne  et  Sa  Majeste  Rii- 
tannicjnc  s  engage  —  ponr  faire  proiioncer  par  toatea  les  puisaances  de  la 
clireiienic  i'uboiition  de  la.  traite  des  uoirs.* 
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Anspruch  nahm,  hat  diesen  Vorrang  vor  den  Laien  verloren 
und  ülxM'hiinpt  nufn:ehört,  ein..jbe60ndrer  politischei:  Öteud 
m       *fUipi  jm^iiiiffi»  VtasfiMfiUig  bringi.diA  höbaoea  g^str 

di6  PHUaieii  In  dee  Aristekti^tievMaie 
übrige  GeisfclieliMI -i»  ^er  böbern  BOrgmehaft  «intern  Wie 
sehr  die  riiittelalterliche  lihstiliitinu  des  Adels,  sowolil  des 
lil^iliern  als  des  niedern ,  zerrüttet  und  wie  wenig  sie  geeignet 
ist,  eine  selbständige  höhere  Statsstellung  als  gtändifiches 
Eecbt  zu  behaupten,  hat  die  Betniohtuog  der  neuero  Ger 
aolikbt&  d«iil]ich> (genug  gezeigt.  Aber  auch  der  alteBOrga^ 
stand  hält  nicht  mehr  in  der  firtthem  ständisdien  Weise  so- 
puinnien.  Die  gebildeten  Classen  haben  in  dem  niodernerj 
Repräsentativst« t  eine  andere  Bedeutung,  als  die  niedere 
BOrgerschaft.  Nicht  einmal  der  ruhigste  und  die  alten  Sitten 
und  Anschauungen  gewohnheitsmäszig  festhaltende  Bauern- 
stand kann  sich  der  Bewegung  der  Zeit  und  den  neuen 
.  Bildungsniomenten  in  ihr  entziehen,  und  die  Industrie  hat 
sich  auch  auf  der  Landschaft  eingebürgert  und  das  blosze 
Bauern  Wesen  durchbrochen. 

Bisher  sind  auch  alle  Versuche,  die  mittelalterlichen 
Stände  zu  reformtren  und  dann  den  Stat  darauf  zn  stützen, 
Ydllig  verunglückt.  Der  Instlnct  der  Völker  ist  entschieden 
Diisztrauisch  gegen  denselben  geblieben.  Die  Völker  fühlen 
sich  dem  Stiindestat  des  Mittelalters  entwachsen  und  sie 
widlen  keine  —  auch  nicht  eine  revidirte  uud  retormirte  — 
Wiederherstellung  desselben. 

Dennoch  -begreift  man,  dasz  die  blosze  Fusion  aller 
Stände  ebenso  wenig  ausreicht,  und  dasz  die  unläugbar 
vorhandenen  massenhaften  Gegensätze  in  der  Bevölkerung 
auch  ein  statsrechtliches  Gewiclit  haben.  Will  man  dieselben 
verfassnngsuiäszig  ordnen,  so  bleibt  daher  kein  anderer  Weg 
mehr  übrig,  als  die  Eintheilung  nach  Olassen,  statt  nach 
Ständen.  Was  wir  in  der  neuen  Sprache  noch  Stände 
heissen,  das  siud  oft  nicht  ivirkliche  Strände,  soodm  Olassen. 
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Die  ClaMen  miteraeheiden  sieh  yon  den  Btftnden  dadurch, 
dass  Jene  Tom  State  aas  und  fdr  den  8tat  ^ordnet  sind, 
#ÜireiKd  dfd  Ömtldlag*  di^iff  zunächst  anszerhali)  des 
States  ruht.  Die  Olnssou  setzen  (iic  Einlieit  des 
aus,  die  Stände  ignorireii  die  Volkseinheit.  Die  Claa^en 
shid  eine  DatiODa)e  and  statsrecbtliche  Institution  m  pciliti- 
schen^ZweckeA,  die  StAnde  sind  Torans  eine  paHlonlftre  und 
priTatrechtliche  Gnippiran^^,  deren  Zwecke  lifebt  anMeHlieM- 
lich  und  nicht  vor^nsrlich  eine  politische  BedeutuiiL:  haben. 
Der  Kleiu-i  lelit  voraus  der  Kirelie.  nielit  <]em  8(at:  der 
Adel  denkt  vorerst  an  sieh  und  seine  besonderen  socialen. 
Interessen,  der  Borger  lebt  dem  Gewerbe,  der  Bauer  d^ 
Labdwirtbschaft  Der  8tat  kommt  nur  mittelbar'in  Betriftcht; 
In  den  Standen  zeigt  s^ch  die  natdrHche  Veit>indun^  ß:leich^ 
artiger  Kasten  und  Wirfhsehnf't,  und  <h'szluill)  sondern  sieh 
die  einen  Ik'nilsk reise  von  den  amlern.  J)ie  ßiickslcliten 
auf  den  Stnf  üben  darauf  keinen  Einihiss.  Die  Classen  da- 
gegen sind  ein  rationelles  Product  der  organisatorischen  Stats^ 
wdsheit  Die  Stände  sind  natnrwCEchsig,  die  Glessen  eine 
Coltuierscheinun^.    Daher  finden  wir  das  Classensystem 

nur  hei  eivilisirten  Völkern  mit  einem  ans<„M_^bildeteM  stat- 
Ijetien  Bewustscin.  So  bei  den  Jlellenen,  wie  besonders 
zu  Athen  naeli  der  Solonischen  Verfassung,  in  Rom  nach 
der  Servianischen  Verfessung,  der  wir  den  Ausdrack 
Classen  entlehnen,  so  anch  in  nnsem  modernen  Stalen 
Earopas. 

Nichts  hindert,  bei  der  Classeneintheilung  auch  die  vor- 
handenen Stande  zu  berücksichtigen,  aber  es  ist  weder 
nötbig  noch  wttnschenswerth,  dasz  Glessen  und  SUnde  an- 
sammen  treffen.  Wenn  sie  zosammen  fledlen,  so  ist  die 
stftndiscbe  Ordnung  zur  Statsordnung  erhoben,  wie  wir  das 
zum  Theil  im  Mittelalter  finden.  Damit  ist  aber  auch  die 
ständische  Gebundenheit  und  die  Spaltung  des  Stats  unver- 
meidlich mitbegrUndet   Die  ständischen  Interessen  und  die 
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ständischen  VorurUieile  bekommen,  weil  si6  sugleich  politische 
Maebt  erhalten  ^  allira  leidil  da»  Uebeigewichl  über  die 
allgemeliien  Volktinteretaeti  und  die  beisere  Yolksdnaichl; 
Wenn  dagegen  eiotelae  ClaMen  die  Stftnde  durchsehnelden 

und  Bruchtiieile  aus  verschiedenen  ßtiinden  zusammen  fassen, 
so  ist  das  eine  schätzbare  Garantie  der  nationalen  Gemein- 
schaft und  des  höheren  polititohen  l4^bwH|  wekihea  eine  Tiel« 
Maii|p^i('JaM||vvi^  esipfSngt. 

-  Sehr  oft  sind  die  dasBen  Je  naeh  der  Grösse  des  Ver- 
mögens* nnterschieden  worden.   Es  ist  das  die  CensnsYer- 

fassung.  Dadurch  wird  aber  das  Vermögen  zu  der  wichtig- 
sten politischen  Potenz  erklärt  und  der  Werth  der  Hüri^er 
fUr  dei^  Stet  nach  der  Zahl  der  Geldstücke  abgestuft,  über 
welche  sie  verfügen,  was  doch  selten  der  Wahrheit  eht« 
spricht  Auch  dieses  Eintheilnngsprincip  ist  doch  wieder  in 
erster  Linie  wirthschaftlich  und  privatrechtlich,  und  nur  in 
zweiter  Linie  mittelbar  statsrechtlich  und  politisch.  Daher 
ist  eine  organische  Eintheilung,  welche  vorzugsweise 
die  Fähigkeit  und  Tauglichkeit  für  den  Stet,  soweit  dieselbe 
Oberhaupt  in  yerschiedenen  Abstufutigen  sichtbar  wird,  be- 
achtet, jenem  blos  mathematischen  Princip  yorznziehen. 
Das  aber  richtig  zu  erkennen  und  zu  bestimmen,  ist  eine 
schwere  Aufgabe  für  den  Statsmann. 

Im  Groszen  lassen  sich  für  den  modernen  Stat  haupt- 
sächlich folgende  vier  Glessen  des  Volks  unterscheiden : 

1)  Die  regierende  Glasse:  Fürsten  nnd  Beamte, 
mit  obrigkeitlieber  Gewalt  Ihre  Stellung  überragt  alle  an- 
deren Classen  durch  die  Slatsmacht,  die  in  ihren  Händen 
ist.    Sie  stehen  an  der  Spitze  des  Stats. 

2)  Die  aris tokratische  Classe,  die  als  solche  nicht 
mehr  regiert,  aber  awischen  der  regierenden  Glasse  und  den 
Volksclassen  eine  selbständige  'und  ausgezeichnete 
politische  Stellung  einnimmt 

.3)  Der  sogeuannte  dritte  Stand,  d.  h.  die  Classe  des 
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gebildeten  und  freien  StatobürgerthaoM,  obneRlIekslelit 
unf  Stadt  nnd  Luid:  die  eigeDtlicben  Mittel cla säen. 
4)  INe  grossen  Volkelasaen,  die  auch  unter  dem 

Namen  des  vierten  Standes  zuöüyinipni^efaszt  wt:nl('ii.  suwolil  • 
die  Kleinburger  in  den  Städten  al»  tliü  Raiiern  begreiiend  und 
die  übrigen  Massen  der  Arbeiter,  soweit  sie  nicht  schon  in  den 
andern  Sdiicfaten  eingereiht  «nd^  in^weiteren  Kreiaea  nmibesend. 

Die  erste  Olasse  ist  die  Krone,  die  leiste  ist  die  Wiwael 
und  der  Stamm  des  States.  Die  Volksclassen  sind  ,  die  Basis^ 
die  regierende  CUisse  ist  (bis  Hanjti  <l(^s  Stats.  Auf  dem 
gesunden  Ra[)porl  dieber  beiden  Oittö»en  berulit  vornehnilieh 
die  Energie  und  die  solide  Kiafi^  des  Voiksstats.  Die  beiden 
mittleren  Claasea  aigiMsen ,  controliren  und  bescbrOnken  die 
Thfltigl&ailr  dier  ersten  Glesse  bald  mehr  in  aristokratischer, 
Iteld  mehr  in  repräfentativ-demokratiFcher  Weise,  und  sie 
fliirrh  ihre  böliere  Kildung  und  ilire  [liinRtigere  sociiile 
Lebenssteliuirg  auch  vorzüglich  befäliiGf.  nnci  durch  ihr  ge- 
hobenes Uechtsbewasztsein  und  Freiheitegefühl  yeranlasat, 
auch  darüber  zu  wachen,  dass  die  Bedingungen  der  allge- 
meinen Volkswohlfahrt  und  die  Interessen  der  ganaen  Nation 
wohl  gewahrt  und  beachtet  werden. 


Aehtedmtes  CapiteL 

VII.  YerhShmn  des  State«  zur  FBuilie. 
1.  Zur  Ehe. 

Sehr  oft  schon  wurde  in  alter  und  in  neuer  Z^t  der 
Satz  ausgesprochen :\;IMe  Familie  ist  das  Urbild  desSta- 

tes.    Der  Stut  ist  die  erweiterte  grosze  Familie."*  Man 

•  Ckfro  de  Officiis  I.  17.;  „Prima  aocietae  iu  ipso  conjugio  est,  pro- 
xima  in  liberia,  deiode  aoa  doraus,  oommania  omnia.    Id  aaum  e»t 
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vmchieden  in  dem  Stet  und  der  Familie.  Als  Haupt  der 
Familie  erscheint  der  Vater,  der  für  sein  eigen  Fleisch 
und  Blnt  soi-gt,  wenn  er  Ober'  die  Kinder  Gewalt  übt;  er 
der  reife  Mann  über  die  unmündige  Nachkonmienschaft. 
Das  Wesen  seiner  Leitung  ist  Vormundschaft.  Der  Fürst 
dagegen  erscheint  als  Haupt  des  Vdkes^  dessen  Glasseti 
selbstäiidige  biteressen  liaben^  dessen  ^^iiien  von  der  ftirstr 
lldien  Dynastie  getrennt  sind  und  dessen  Individuen  weder 
von  ihm  ihf  Dasein  abidten  noch  als  unreife  und  unmündij^e 
Wesen  ihm  nntergeordnet  sind.  Das  Princip  des  Ötates  ist 
die  politische  Regierung. 

Die  Familie  ist  somit  nicht  das  Urbild  des  States^ 
soadem  höchstens  einer  bestimmten,  der  Familie  aus* 
nahmsweise  nachgebildeten  (der  patriarchalischen')  Stats- . 
ftfirm.    Das  Familienrecht  ist  daher  anch  ein  Theil  des 
Privat-,  nicld  des  »»irentlicheu  Rechtes, 

'  Die  höchste  Ausbildung  der  |)utriarchalischen  Statsidee 
ersehen  wir  in  dem  chinesischen  Weltreich.  Dieeuro- 
pftischen  Staten  sind  zwar  in  ihren  Anfängen  noch  mit  den 
Familien  und  Geschlechtem  verwachsen ;  die  Oeschlechts- 
hhupter  üben  liei  den  Hellenen  und  Germanen  in  den  ersten 
Zeiten  noch  die  obrigkeitliche  Gewalt  aus,  und  das  Volk 
eracheint  wie  eine  grosze  Ver\\ and tsc ha ft  von  Geschlechtern; 
aber  die  volle  europäische  Statenbildung  eUtihltet  sich  erst 
mit  der  Sondemng  {)es  States  tind  der  Familie  als  zweier 
wesentlich  T^rsehiedener  Organismen  und  mit  der  Erhebung 
des  States  als  eines  politischen  Wesens  über  die  Familie. 
Dagegen  das  Reich  der  Mitte  hat  die  Fiction,  dasz  das 
Statshaupt  der  Vater  der  Nation  sei,  währendJahrtausenden 

*  Gobi  neau,  aar  Tiii^galiU  des  raen  humaineB  IL  8. 270  fuhrt  an^ 
data  die  arisebeu  Völker  tod  Jeher  dit  patriarebalisebe  VorfteUang, 
welcbe  die  väterliche  Gewalt  aU  Vorbild  der  obrigkeitlichen  Macht  be- 
trachtet, nur  mit  groezer  Vorsicht  und  unter  wichtigen  Heschränkungeti 
zugelassen  haben,  während  dieselbe  der  in  den  JJaiiptbestaiidt heilen  gelben 
Kasse  der  Chinesen  dauernd  genüge.  -  .' 

ttluntsclili,  allgenieines  Stalsreclit.  1.      .  12 
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festgehalten.  Die  craten  GHlnder  nnd  Bildner  mieli  dieses 
States  waren,  wie  Gobineau  es  wahrscheinlich  gemaehl 
hat,  von  arfscbem  Oeschleeht.   Ihnen  schreibt  er  anch  die 

erste  Miüheilung  der  palriarcliuUschen  Idee  zu.  Aber  die 
ungeheure  Mas^e  der  Bevölkerung,  welche  imcli  un  l  nach 
10  dem  grossen  Heiche  zu  Einer  Familie  vereinigt  wurden, 
isk'  vcm  tnalayiseheo)  Stamme,  in  welchem  clie  Kiemente 
der  gelben  Rasse  überwiegend,  wenn  gleich  durch  die^  Bei* 
mischung  mit  schwarzen  eiiiigermasBen  getrübt  sind:  und 
(licöu  lievoikciüuji,  von  Natur  zu  ruliiguin  iiiatri-icllciii  Le- 
hensgeuußz  geneigt,  fügt  bicl)  wüüg  dem  vaterlichen  Abso- 
lutismus ihrer  Beherrscher  und  verehrt  in  der  überlieferten 
Staesoidnnng  die  beilige  Civilisation.  Der  trotzige  Freibeits- 
sinn,  wie  er  nlleh  arischen  Völkern  eingepflanzt  ist,  regt  sie 
nicht  auf  und  nach  höheren  Ideen  sehnt  sie  sich  nicht.  Die 
Autorität  des  Kaisers  ist  /war  in  der  Tli<  '»ii«  absolut,  in 
der  Realität  aber  wird  sie  durch  den  rulieliebejiden  Geist 
sämmtlicher  Volkscluasen ,  durch  die  gelehrte  Schulbildung 
der  Mandarinen,  und  vor  allem  durch  die  Macht  des  herge- 
brachten Femilienbranches  vielfältig  beschränkt.  „Der Sohn 
.  des  Himmels  vermag  Alles,  unter  drr  licuingung,  dasz  er 
nur  das  Bekannte  untl  lierkcmindiclie  wolle.''  (Gobineau.) 
Eine  männlich-politische  Entwicklung  aber  ist  in  dem  väter- 
lichen State  unmöglich.  Die  Menschen  werden  von  ihm 
in  dem  Zustand  der  Kindheit  zurück  gehalten,  in  welchem 
die  Statsform  selbst  verharrt. 

Eine  »ranz  andere  Frage  ist  die  na(  !i  dciii  Kiiillusse  dvs 
Famiiieuiebcns  aul  die  8tatswoldfuint.  Dieser  meistens 
mittelbare  aber  lief  greifende  Mnflusz  kann  nicht  leicht  su 
hjoeh  angeschlagen  werden.  Daher  hat  der  Stat  nicht  aliein, 
wie  in  dem  übrigen  Privatrecht,  die  Pflicht,  das  Familien- 
recht zu  schützen  und  zu  erhalten,  sondern  er  hat  zugleich 
ein  hohes  Interesse,  so  viel  bei  ihm  steht,  die  Gesundheit 
des  Familienlebens  zu  fordern  und  zu  erhalten.  Es  ist  zwar 
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seine  Ifacht  hier  eine  geringe  —  eben  weil  die  Familie  jkeine 
Statrinstitotion  irt  —  tneUtens  noch  nur  eine  mittelbar,  wir» 
kende;  in  einlgvR  Besielicmgen  aber  kann  und  darf  der  8tat 
wohl  die  individuelle  Willkür  beschränken:      '  / 

1.  Mit  Bezug  Huf  die  Ehe: 

1»  Die  politisch  höher  gebildeten  Völker  legen  alle  einen 
entsehi^adenen  Werth  auf  die  H  on  o  g  a  m  i  e.  Hehrere  Mftnner 
▼erwirren  sogar  die  Abstammung,  mehrere  Frauen  bringen 
Zwietracht  in  die  Familie.    Die  volle  Einheit  der  Ehe  ist 

nur  gedenkbar  in  der  Einigung  eines  Mannes  und  (jiner  Frau. 
Die  Zweiheit  der  Geschlechter^  in  welche  die  Menschheit 
getheilt  ist,  wird  in  der  Monogamie  snr  Einheit  verbunden. 
Eine  Mehrheit  von  ESiegenossen  entspricht  daher  weder  der 
Natur,  nodi  der  sittlichen  Idee.  Daher  soll  der  6tat  sie 
nicht  dulden.  Als  die  i^allLschen  Bischöfe  gegen  die  Doppel- 
ehen der  Merovviugischen  Könige  eiferten,  und  nicht  nacli- 
lieszen,  bis  dieselben  auf  das  alte  Privilegium  germaDischer 
Forsten,  mehrere  Frauen  zu  halten,  y ersichteten,  verthei- 
digtett  sie  nicht  bloss  ein  christliches,  sondern  zugleich  ein 
slatliches  Princip. 

2.  Eine  würdige  Aulfassung  des  rechtlichen 
Verhältnisses  der  Ehegatten  ist  nicht  minder  wichtig. 

In  dieser  Hinsicht  blieb  das  römische  Recht  hinter  der 
römischen  Idee  von  der  Ehe  zurttck.  Wtthrend  die  Römer 
die  Ehe  als  eine  innige  und  alle  Verhältnisse  umfassende 
Lebensgemeinschaft  von  Mann  und  Frau  aufTaszten ,  *  be-» 
handelte  ihr  älteres  Recht  die  Frau  ähnlich  einer  Tochter, 
und  räumte  dem  Manne  eine  absolute  Herrschaft  über  sie 
dn^  wie  dem  Vater  über  die  Kinder  und  dem  Herrn  Uber 
die  Sklaven,  und  löste  das  spätere  Recht  die  Gemeinschaft 

*  MeäuHnm  L.  1.  de  &ito  naptianrai:  «Kaptlae  annt  ^njmietk»  mirit 

et  feminae^  et  consortium  omnis  vitae,  divini  et  humani  jnris  communi- 
eotio/  und  Justin.  last.  I.  9.  §.  1.  Nuptiae  sive  raatrimoninm  est  viri 
«t  mnlieri«  ooiyaiicüo,  individoam  vitae  ooiwae^diiiein  continena.'* 
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auf  in  lockeres  Nebeoetnanderoeio  der  beiden  von  ein- 
ander gsim  onabhftiigigen  Personen.   Das  Ueberhandnehoien 

der  sogenannten  freien  Ehe  ging  mit  der  zunehmenden  Sit- 
ten verderbnisz  in  den  letzten  Zeiten  der  römischen  Republik 
Arm  in  Arm,  und  bereititc  den  Untergang  dieser  vor. 

Dm  deutsche  Recht  dagegen  sowohl  in  seiner  ftitorn 
Gestalt;  womach  Frau  und  Mann  2 war  ihr  eigenes  VermOgeii 
beibehalten,  aber  dessen  ungeachtet  die  eheliehe  Oeinlein- 
schaft  und  Einigung  in  der  ehelichen  VoniuuidsL'hart  des 
Mannes  ihren  rechtliclien  Ausdruck  (ludet,  als  in  der  neueren 
Form  dec  Gütergemeinschaft,  ist  in  Uebereinstimmung  mit 
der  Idee,  welche  wir  am  schönsten  in  den  uralten,  und 
schon  in  den  heiligen  Bachem  der  Juden  enthaltenen  swei 
Sätzen  ausgesprochen  finden:  „Mann  und  Weib  sind  nur  ein 
Leib,"^  und:  „Der  Mann  ist  das  Haupt  der  Ehe".* 

3.  Selbst  die  Form  der  E i n e h u n g  der  Ehe  ist  nicht 
gleichgültig.  Eine  Form,  welche  geeignet  ist  die  Innigkeit 
und.  Heiligkeit  des  ehelichen  Verhältnisses  darzustellen  und 
zum  Bewusztsein  zu  bringen,  ist  aii  sich  einer  ändern  vor- 
zuziehen,  welche  die  Ehe  lediglich  als  ein  willkürliches  Pro* 
duct  einer  bloszen  Uebereiukunft  bezeichnet.  Der  alt-römische 

^  Moses  L  %^  2^.  und  Faalns  an  die  Epheser  V,  31.:  „XSm  desx* 
willen  wird  ein  Mensch  verlassen  Vater  und  Matter,  und  s^nem  Wdbe 
anliangen^  und  werden  swei  Ein  Fleisch  sein."  Tacitus  von  den  ger^ 
manischen  Frau«i  (Genn.  19.)'  n^'c  uuum  occipiunt  inariium,  quo  modo 
uiium  oorptis,  unatnque  vitam."  ScIi  wa  benspiegel  (Wnck  6.):  „Waii 
die  (ein  man  iinde  sin  wip)  reht  iinde  rcdeiiciieu  a^r  d  chouien  sint^  da 
ist  niht  zweiunge  an,  sie  sint  wan  ein  Üp." 

•  Moses  I.  3,  16.  Zum  Weibe  sprach  er:  „Dein  Wille  soll  deinem 
älanne  unterworfen  sein^  und  er  soll  dein  Herr  sein.""  Paulus  an  die 
fiph.  S,  7SL:  «Die  Weiber  seien  unterthan  ihren  Männern."  Sachsen- 
Spiegel  1. 4&  $.  1.:  „AI  ne  si  en  man  simewive  nicht evenbordich,  he 
is  doch  ire  vormilnde,  unde  se  is  sin  genotinne,  nnde  trit  in  sin  rei^t, 
swenne  se  in  sin  bedde  gat."  Coät  NapoUtm  218.:  „Le  mari  doit  pro- 
tection ä  sa  femme,  la  femme  ob^issance  ä  son  mari."  Oesterr.  Gesetz- 
buch Art.  91.  „Der  Mann  ist  das  Haupt  der  Familie."  Züricherisches 
Gesetzbuch     127.   „Der  Ehemann  ist  das  Haupt  der  Ehe.** 
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GruudMftz:  »eonflensus  ftioit  nuptiiis*'  hal  daher  seine  be- 
denUiche  Seite,  insofern  er  zu  der  Vorstellung  yerleitef, 
dasK  die  Ehe  ein  bloss  con  ventionelles  Verhftltnisz  sei, 

und  niHii  kuun  es  nicht  tadeln,  wenn  die  Sitte  der  christ 
lii;lit;ri  V  (dkrr  auf  die  kirchlic  he  Traunn«^  einen  Werth  lejit. 
Aber  widiti'^er  noch  ist  die  K  ecfitssicherheit  der  Fami- 
lie, welche  sich  mit  der  heimlichen  £he  iiicht  Teiitrigt, 
lind  nur  durch  die  öffentliche,  urkundlich  beglau- 
bigte Form  befriedigt  wird.  Diese  Interessen  dos  Hechts 
werden  diatli  die  soirenaiiure  Civil  form  ^  ollsiandi":  «je- 
wahrt,  Ware  nicht  die  kirchliche  i:*orui  der  Trauung  von 
der  Geistlichkeit  niiözbraucht  worden,  um  die  vom  State 
anerkannte  Freiheit  der  Eheschlieszung  zn  beeintrftchtigen 
und  die  Gesetzgebung  ron  den  Ansichten  der  Kirche  in  nn- 
^ehtthrliclier  Weise  «[»hfingig  zu  innchen,  so  hiilte  sich  auch 
der  moderne  8t«t  eher  bei  der  kirchlii  lieo  Form  bmdiijren 
kihinen.  Aber  jene  Miszbräuche  und  die  Gegensätze  der 
religiösen  Meinungen  innerhalb  der  heutigen  Bevölkerung 
haben  das  Bedürfnisz  einer  rein  bürgerlichen  Form  hervor- 
gerufen. 

4.  Eine  Beförderung  der  Ehen  und  der  Kinderzen- 
gung  von  Stats  wegen  ist  in  gi^oszem  Mnszstab  durcii  den 
Kaiser  Augustus  versucht  worden.  Das  Bedürfnisz  zu  der- 
artigen Gesetzen  setzt  indessen  Jeder  Zeit  kranke  Zustände 
einer  Nation  voraus,  in  denen  der  natürliche  IVieb  der  In- 
dividuen, sich  zu  verbinden^  entweder  ausschweift  oder  ge- 
liemmt  ist.  Dieses  üebel  ist  besonders  dem  Leben  in  groszeii 
Stadien  <  Ijrn.  Die  zahlreicheren  Gelegenheiten,  geschlecht- 
liehe  Bedürfnisse  auch  aüszer  der  Ehe  zu  befriedigen,  be- 
fördern den  Hang  zu  einem  ungebundenen  und  liederlichen 
Leben,  und  die  erhöhte  Schwiengkeit,  die  gesteigerten  An- 
sprüche einer  städtischen  Familie  auf  Lebensgenusz  zu  er- 
füllen, ist  ein  bedeutendes  Hindernisz  der  Heirathen  gerade 
unter  den  höhern  Olasseu  der  Gesellschaft,    in  Houi  kam 
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die  UberuiAszige  Testirfreiheit  der  röiniaehen  Bürger  als  ein 
Motiv  der  EhelOBiglceit  hinan ,  indeoi  utiyerbeirathete  Reiche 
sicher  waren ,  in  ihren  alten  Tagen  ron  erbsOehligen  Vei^ 

wandten  nnd  Freunden  mit  dienstpefäl liger  Zuvorkommen- 
heit gepÜegt  und  geschmeichelt  zu  werden.  Augustns  konnte 
mit  Recht  sagen:  ^Die  St^dt  besteht  nicht  aus  Häuseni, 
Säuienliallen  und  ieeren  Märkten,  sondern  die  Menschen 
bilden  die  Stadt  Wttrde  die  Eheloaiglieit  unter  den  Bürgern 
Roms  nni  sich  greifen  ^  so  wOrde  am  Eude  Rom  den  Griechen 
oder  gar  den  Barbaren  Hnheimtallen." 

Die  Mittel  des  States  zu  diesem  Zwecke  sind  freilich 
beschiltokt,  und  selbst  in  der  Bescbr&nkung  wei*den  sie^  wie 
aolches  auch  den  Gesetaen  Augusts  widerfahren  ist^  deai  • 
Volke  so  wenig,  munden,  als  eine  bittere  Aranei  dem  kran> 
Icen  Körper.  Bin  direeter  Zwang  zur  Ehe  ist  nicht  aulftssig, 
weil  die  Ehe  ihrem  Wesen  nach  die  eheliche  Gesinnung  und 
den  freien  Willen  der  Individuen  voraussetzt.  Seihst  in  dem 
Falle,  wo  die  Statsinteresjsen  die  Ehe  des  Statsoberhauptes 
dringend  wflnsebbar  machen,  ist  doch  eine  Ndthigung  des- 
selben zur  Eingehung  einer  Ehe  ein  so  tiefer  Eingriff  in'  die 
menschliche  Freiheit ,  dasz  vor  diesen  natttrlichen  Schranken 
des  individuellen  Kt  chtes  auch  der  Wille  des  States  zurück- 
treten musz.  Die  jungfräuliche  Königin  Elisabeth  von  Eng- 
land bat  diese  persönliche  Freiheit  auch  des  Monarchen, 
dessen  Leben  mehr  als  ein  anderes  mit  der  Wohlfohrt  des 
8tates  verwachsen  ist,  siegreich  gegen  die  andringenden 
Statsrücksichten  behauptet. 

Der  Stat  kann  somit  nur  mittelbar  den  Zweck  fördern, 
indem  er  mit  der  Kfie  äuszere  V'orlheile  veibiiidet,  und  die 
Ehe-  und  KinderJosigiteit  mit  äusaem  Nachlheilen,  nicht 
aber  wie  ein  Vergehen  mit  eigentlicher  Strafe  bedroht. 
Diesen  Weg  Iml  denn  auch  die  römische  Gesetzgebung  ein- 
,  geschlagen. 

5.  Häutiger  linden  sich  in  den  neuern  Ötateu  umgekehrt 
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gesetzliche  Beschränkungen  der  Ehe  aus  Gründen  der 
öffiontiicheii  Wohlfobrk  JUeaelben  setaeii  ebenfalto  krankhafte 
-Ziut&iide  Yoraos,  insbeaondere  das  sociale  Hebel  eigeothums- 
oder  erwerbsloser  Glassen  der  Bevölkerung.   Da  können  es 

die  Interessen  der  Gemeinschaft  nöthie:  machen,  dasz  von 
denen,  welche  durch  die  Ehe  neue  FauiiiieB  begründen 
wollen,  Garantien  dafür  verlangt  werden,  dasa  sie  im  Stande 
seien,  ohne  BelAstignng  der  GemeiDden  oder  des  States, 
der  Familie  die  erforderliche  Nahrung  und  den.  nOthigen 
Unterhalt  zu  versehafTen.  Ein  weiteres  Verbot  der  Ehe  da- 
geofen,  insbesondere  der  Vorbehalt  einer  willkürlichen  Ge- 
nehmigung der  Gemeinden,  ist  ein  nicht  zu  rechtfertigender 
Eingiiff  in  das  natOrliche  Reclit  des  Individuums. 

6.  Hit  Recht  entfaftlt  sich  der  Stat  einlltsalieher  Vor- 
schriften Ober  das  geschlechtliche  Verhftltnisa  der  Ehe- 
gatten. '  Sie  gehören  vorzugsweise  dem  individuellen  Leben 
und  der  freien  Städte  an.  Wohl  aber  ist  er  befugt  und  vcr- 
anlaizt,  ofiianbare,  Uber  den  Kreis  des  engen  Familienkreises 
hinaus  wirkende  Immoialität  und  den  Bruch  der  ehelichen 
.IVene  auf  Klage  der  verletzten  Ehegatten  mit  Strafe  zu  her 
drohen,  und  so  durch  seine  Gesetzgebung  die  gut«  Sitte  und 
die  Reinheit  der  Ehe  zu  stützen. 

Die  Weibergemeinschaft,  wie  sie  Plate  für  die  Wächter 
seines  idealen  States  vorgeschlagen  hat^  ist  eine  Entwürdi- 
gung dar  Jfihe  und  Zerstörung  der  Familie.  Die  Preisgebung 
der  Frauen,  wie  sie  unter  Umstftnden  von  den  Spartanern 
begünstigt  worden,  ist  eine  Barbarei.  Die  Bmandpafcion  des 

,  r 

^  In  den  Oeaeteeo  KannU  (III,  46.)  kommen  darüber  folgende  Be- 
stimtnangen  vor:  «16  Tage  ond  16  Nichte  von  der  Eracbeinnng  der  Re- 
'geln  an  sind  die  natürliche  Zeit  der  Fiaaen.  An  den  4  eisten  Milohlen 
nwl  ebenao  an:  den  Ilten  und  Idteu  dürfen  cie  nicht  heimgeaoeki  werden. 
Die  übrigen  10  dagegen  sind  erlaubt,  und  unter  diesen  die  geraden  der 
Erzeugung  von  Söhnen,  die  ungeraden  der  von  Töchtern  günstig."  Auch 
die  jüdische  Gesetzgebung  und  8|»äterhin  das  canonische  Recht 
haben  darüber  tiesummungen. 
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Fleisches  BAntr,  wie  sie  die  nuücal-äticialistisdie  Sciiiile  iii 
miMnrn  Tägcin  «Ja  «Men  weu  Fortachritt  der  individiraUea 
Freiheit,  Aber  seinen  Körper  aaeh  Imai  wa  w<%€»^  «iieli 
fttr  die  beiden  IHiegatten  in  Ansprueli'  naMU)       4ie  Er- 

iiit'drigniig  der  sittlichen  Freiheit  des  Meusclieu  »ui*  die  Stufe 
der  siunlichen  Freiheit  —  der  Hunde. 

7.  Endlich  ist  der  Sorj;e  des  States  für  die  Fortdauer 
der  fihe  und  der  Behinderung  leichtfertiger  Scheiduaglm 
erwtthnen.' 

Schon  in  der  vorchristlichen  Periode  wird  die  AnflÖsirag 

der  Ehe  nicht  überall  der  Willkür  der  einzelnen  Ehegatten 
Überlassen.  Manche  Rechte  gestatteten  es  zwar  dem  Manne, 
seine  Frau  zu  enthissen,  nicht  aber  der  Frau,  sich  von  dem 
Manne  foszusagen.  Auch-f^r  den  ersten  Fall  war  die  Yer- 
stdesung  der  Fran  öfter  an  bestimmte  wichtige  Ursachen 
gebunden,  oder  zog,  wie  in  den  ältem  germanischen  Rech- 
ten, v^  e^m  sie  ohne  zureich(M)dc  Gründe  geschah ,  bedeutende 
Nachtheile  auch  für  den  Mann  nach  sich.  In  diesen  be? 
schrftnkenden  Bestimmungen  des  Rechts,  welche  tlberdem 
durch  die  8itte  verstArkt  waren,  ftuszert  sich  dia  Ehrfurcht 
des  States  vor  dem  Princip  der  Ehe  als  einer  das  ganze 
Leben  erfüllenden  Gemeinschaft.  Es  war  daher  schon  eiue 
Auflösung  der  älteren  sittlichen  Ordnung,  wenn  das  spätere 
römische  Recht,  die  in  Athen  herrschende  Ansicht  adop- 
tirend,  ttlr  die  sogenannte  freie  Ehe  den  Ehegatten  das  Recht 
der  einseitigen  freien  Kündigung  einräumte.  Die  Aufnahme 
dieses  Ornndsatzes  war  zu  groszem  Theile  eine  Folge  des 
in  Rom  iibei  luiiid  iieliiueudeii  Sitteuverderbnisses,  und  ward 
hinwieder  eine  Quelle  der  Entartung. 

•  Das  Christenth  u  ni  hat  in  dieser  Frage  ein  neues  und 
voUkonunueres  Recht  eingeleitet.  Christus  selbst  sprach  sieh 
im  Gegensatze  zu  dem  mosaischen  Rechte  so  nachdrücklich 
gegen  die  Schetdinig  aus,^  dasz  seine  Worte  nicht  ohne 

•  Matth,  5,  32.    Ii),  b.    Marc.  10,  11  uud  U.    Luc  16,  lö. 
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Steten  06im  koimlen-,  cdbwokl  er  aadi  hier'  nieht  amaittelbwr 
daa  bestehende  Recht  Änderte  noch  ein  neues  schuf  ^  sondern 

nur  Hilf  Gv'ist  und  (I'k'  iii  n alisclie  (iesiunuiij^  wirkte. 
i>if  kHiholihciie  Kirclie  «ber  bildete  iiaclilier  ein  strenges 
H^steui  (ies  Eiierechts:  aus  nnd  gelHn<;te,  ungeachtet  Cbristufi 
selM'4ie  Sehmiung  mm^  deni  GruBde  4e8  Ehetmiohs  niwge- 
iKiinoien  und  werkannt  hfttte,  im  ¥eifol|e'  der  Zeli  dtt««, 
die  Tolle  Scheid pnir  Obemll  m  untersagen  und  nur -eine 
Huszerliclie  Trennung  (die  s(;|)ttrario  ti  toio  niensa), 
aber  auclr  diese  nur  au»  wichtigen  und  seltenen  Gründen  zu 
gestatten.  Sie  setzte  ihre  Ansicht,  iu  den  christlicheu  Btatefi- 
des  Mittelalters  in  der  Weise  durch,  dass  sie  die  Frage  der 
ehelichen  Trennung  und  Scheidung  der  Einwirkung  des  States 
ganz  zu  entziehen  und  ausschliesziich  vor  die  kirchliche 
Gericli  tsbarkj'M  7n  brin«r«'n  N\ii^sir 

Iii  den  letztem  .laliriiunderien  hat  in<ie8sen  der  Stat 
auch  diese  Seite  der  Rechtsverhältnisse  mit  Hecht  wieder 
mehr  seiner  Gesetzgebung  und  seiner  ReclitspHege  unter- 
worfen^ und  die  ]irotestantische  Kirche  erklärte  von  ihrem 
kirchliclien  Sran(l[)UMkte  aus  <lie  Khescheidung  wegen  Ehe- 
brnchs,  öfter  auch  aus  Oninden.  welclie  diesf^n  an  dcu- 
tung  gleich  kommen,  als  zulässig.  In  einselneu  Landern 
hat  sf^r  die  Gesetzgebung  und  die  Praxis,  modernen  phi- 
losophischen Lehren  zugetban,  wieder  durch  leichte  Zulas-. 
sung  der  Scheidung  die  Ehe  gelockert. 

Regelmäszig  geblieben  aber  und  allgemein  anerkamiL 
sind  zwei  Grundsätze  :  a)  dasz  die  Scheidung  nicht  weder 
der  Willkür  der  einzelnen  Ehegatten  noch  selbst  der  .  auf- 
Ideenden  Wiliensttbereinstininiung  beider  anbeim  gege'beu 
werden  darf,  sondern  nur  unter  gerichtlicher  Mitwirkung 
und  mit  gerichtlicher  Erlanbnisz  zuläszig  ist  : 

b)  dasz  diese  Ei'Iaubnisz  In  (IriiicrKie  Gründe  \  Miau88etzt. 
Die  Kirche  kann  iiier  in  höherem  Masze  das  Vriuji^ip  ctcr 
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Unauflösbarkeit,  welches  durch  die  Idee  der  Ehe  gefordert 
wird,  vertreleii,  inaofern  sie  moralisch  und  geitligein* 
wirkt  und  m  dem  Oewissen  sprieht,  wiihreod  der  8tst, 
wenn  es  sich  am  Ansseres  Zwangsrecht  handelt,  genöthigt 
ist,  aucli  im  Gegensätze  zu  der  Reinheit  der  Idee  die  Un- 
vollknmmenheit  der  realen  Zustünde  zu  beachten,  und  daher 
Khen,  die  innerlich  doch  gebrochen  und  serslöri 
sind,  auch  ron  Rechtswegen  äusseriich  bu  lösen.  Nur 
thut  der  Stat  wohl  daran,  soweit  die  Sitten  und  Lebens- 
verhältnisse des  Volkes  und  die  indWiduelle  Entwicklung  es 
gestatten,  die  R«gel  der  Unauflösbarkeit  möglichst  fest- 
zuhalten und  die  Ausnahmen  der  Scheidung  einer  ernsteu 
und  nicht  leichtfertigen  Controle  tu  nnterwerfen. 


NeunzehnteB  CapiteL 

t.  Die  Frauen. 

Der  Stat  ist  seinem-  Wesen  nach  von  so  entschieden 
mftnnlichem  Charakter,  dasz  die  Frauen  nnr  einen  mittelbaren 

Antheil  au  ihm  haben  können.  Die  Bestimmung  der  Frau 
weist  sie  nicht  auf  das  öffentliche  Leben  der  Politik  hin, 
und  ihre  natürlichen  Eigenschaften  befähigen  sie  nicht, 
weder  im  Frieden  noch  im  Krieg ,  für  die  schweren  Auf- 
gaben des  States.  Wohl  umihsat  der  Stat  mit  seiner  Sorge 
und  seiner  Herrschaft  auch  die  weiblicbe  Hälfte  der  Be- 
völkennig  und  schirmt  aucii  deren  liechte;  aber  das  Weib 
ist  ausgeschlossen  von  der  unmittelbaren  Theil- 
n  ah  nie  an  der  öffentlichen  politischen  Th&tigkeit  der  Män- 
ner, von  den  Aeniteru,  aus  den  Häthen,  aus  den 
Gemeinden. 

Diese  Regel  ist  allen  Völkern  und  allen  Ständen  ge- 
iiieinsaui.    Einzelne  Philosophen  zwar  haben  von  politischer 
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Emancipalion  der  Frauen  getriiuuU,  die  Völker  aber,  und 
die  Frauen  selbst  von  jeher  erkannt,  dass  Btatsgesohafte 
nicht  Sache  der  Frauen  aeieD)  und  das^  nieht  minder  die 
Frauen  an  den  Vonügen  »nd*  Reisen  ihrer  Weibliehkeit  «la 

der  8tat  im  scintM"  Würde.  SicluM  licit  uikI  W(ih![;ilii  i  i  in- 
büszeii  uuiszte,  würdeu  jene  uudi  iu  (ieii  ^uiiüäc^eu  üeciileu 
den  Männern  gleich  gestellt 

■  ■  ,  MerkwOrdigerweiae  habjsn  fnandie  Völker,  /aifte  wieh- 
üge  Auanahme  Yfm  jener  Regel  zogelaaaeii  opd  gmdi^njlie 

oberste  8t«tso^ewaU,  das  Körii«;thnm  aoeh'  den  Franen 
eh  tliii  t.  (.iitN'lif'n  und  Kciiiierii  freilich  war  ;m(  h  ilivsr, 

Aiiiialime  (iiirchaus  i'remd.  Als  ein  romisrher  Kaiser,  der  ^ 
weibische  Heliogabalus,  seine  Mutter  in  den  6eoat  eiageiilhrt 
und  so  die  römischen  Sitten  heftig  yerletzt  hatte,  wulrde 
nach  seiner  und  ihrer  Ermordung  ein  Senatusoonsult  be- 
schlossen, tiasz  dessen  Haupt  den  nnferiniiseben  Göttern 
«gH.'w  eiht  sei,  \m  u  her  je  es  wieder  wagen  seilte,  eine  Frau 
in  den  Senat  zu  bringen.  Auch  die  iiieisten  geraiauischen  ' 
Völker  gehorchten  nur  Männern  als  ihren  Königen.  , 

Aber  schoo^  Aristoteles  (Pol.  HL  6,  16)  buchtet  uns, 
dasz  viele  fremde  Staten  unter  FrauenheiTSchaft  Mehen, 
und  Tacitus  ( Ai> licohi .  rrwulim  es  als  eine  iMurnthinn- 
Uchkeit  der  Iliiürn,  dasz  &ie  auch  dein  weiblichen  üe- 
schlechte  Herrschalt  verstatten.  Von  den  Longobarden  ^vissell 
wir,  dasz  die  Folge  in  das  Königthum  öfter  durch  erbbe- 
rechtigte Frauen  vermittelt  worden  ist  In  dem  spätern 
europäischen  Statsrecht  ist  h&ufiir  den  Frauen  ein  Recht 
aul'  den  Thron  eröÜnet  worden,  und  wir  haben  in  den  letzten 
Jahrhunderten  nieht  blüsz  in  England,  sondern  auch  in 
Oesterreich)  Husziand,  Spanien,  Portugal  und  anderwärts 
unter  Terscbiedenen  Regierungss/stemen  Frauen  ak  Regenten 
gesehen. 

WohtM-  dies(?  sonrlerbaru  Ausnaiinie?  VVenn  den  Fmuen 
politische  Rechte  überhaupt  nicht  ^^ukouiuien,  wie  können 
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sie  denn  an  dem  liüchsten  politischen  Reclite  Tbeil  haben? 
Sollie  es  nicht  nntilrUcher  sein,  dass  eine  Frau  ein  nnfer- 
gebrdtteies^talMiBit  irerwalievOder  in  dem  Rathe  ihre  Heinnng 

änsÄere,  als  sie  OberhRUpt  des  States  werde?  Diese  Aus- 
uaiiinc  l44.st  kmi-  »lar.ms  crklaicii,  dnsz  die  Würde  und 

Macht  des  blataaberhttuj»tes  «Is  ein  jxiliiiselies  i'aiiiiii<Mi«;iit  he- 
traditet  ünd  behandelt  und  der  Frau  die  nilmliclieii  Rechte  auf 
dift  Thronfolge  wie  anf  die  Beerbung  der  väterlichen  liegen- 
schallen  zugestanden  wurden.  Das  Land  wurde  wie  ein  Gut 
(AII(h)  oder  Leheiijrut)  inif^esehen,  und  das  privatrechtliche 
Krbsij^bleiu  auch  IVir  die  öUiLMt.<:iiili<-!ic  l-d  ji'  tesftf*  IiüIkmi. 
Auf  «f  lrhe  Weise  ist  die  Fahitrkeit  koni^iieiier  Frauen  zur 
Tiironli»lge  schon  im  Alterthum  begründet  und  in  der  nenem 
Zeit  ausgedehnt  worden;  und  es  haben  manche  neuere  Ste- 
ten ^  welche  im  übrigen  zwischen  Stats-  und  Privatrecht 
}*eliär]er  gesondert  haben  nnd  der  mittehilttTlichen  Vorstel- 
lung des  Lehens-  oder  des  PjUmnoiiialstates  entwachsen  sind, 
dennoch  diesen  Rest  der  früheren  Anschauungsweise  bei- 
behalten, und  auf  die  Blutsverbindung  in  der  königliclien 
Familie  ein  grösseres  Gewicht  gelegt,  als  auf  die  Natur  des 
'States  und  die  Bestiniraung  der  Frau.  * 

Sind  auch  (Uv  Krauen  von  eiiicr  reuehnaszigeii  Mnmittel- 
baren  iheilnahuic  an  <len  btatsgeüclnit'icn  uusgt  &chlus.seu, 
so  ist  dagegen  ihre  mittelbare  Einwirkung  auf  die  Wohl- 
fahrt  des  States  nicht  gering  zu  achten.  Am  schönsten  und 
wohltliHtigsten  zeigt  sich  das  in  der  Familie  in  der  Sorge 
fl^r  den  Ehemann  und  dein  Antheil  an  seinem  (ieschick  wie 
in  '!f'r  Kivk  lumg  d(:r  Kinder.  fl-fMiti  ;iin  h  in  dem  gesef Isclmfl- 
lichen  Leben.  Aber  auch  in  dieser  Sphäre  artet  der  Eintlusz 

'  Vgl.  die  Uii4ersueliuiig«ii  von  Labonlaye:  Recherche«  aar  k  ooii* 

dition  civile  et  poliliqiiv  des  femines,  Paris  1843.  Beaclitenswerili  abcr 
bleibt  C8^  (Ins/,  niniiche  Fraaenregieruii(j[en  gut  ausgefnlleii  sind,  /.um  Tlieil 
»h  t^zlialb.  weil  die  Kaiserinnen  und  Königinnen  sich  litlnir  von  bedi  ii (enden 
Statsniänneni  leiten  lieszeii,  als  viele  unfähige  Kaiser  nud  die  Könige. 
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der  Fniuep  auf  das  Statswobl  leicl>t  (Mm,  wenn  derselbe 
von  poli  tischen  Motiven  g^eleitet  wird.  Rein  und  beilsaro 
erweist  er  slfh  fast  nur^  wenn  religiöse  oder  moralische 

Gründe  <lie  I laiiülun^cii  der  Frauen  liesi im mcu.  Die  be- 
rühmten politischen  Frauen  habfti  meistens  den  Stateii  und 
den  Ihrigen  Schaden  gebracbl»  Die  weibliche  Klugheit  und 
List  in  kleinen  Dingen  wird  anf  politischem  Gebiete  su  g^> 
rfthrlicher  Intrigue.  Und  wenn  einmal  die  poetischen  Leiden- 
schalten des  Hasses,  der  Hache,  des  Ehrgeizes  in  der  Brust 
des  WeilH's  eingekehrt  sind,  werden  sie  leicht  zu  luaozlu^cr 
Gier  entzündet  und  theilen  sich  so  deu  Männern  mit.  £s 
gilt  das  nicht  blosz  von  den  Maitresseu  der  Fürsten  >  es  gilt 
das  auch  von  manchen  Ehefrauen  und  Müttern,  die  sich  in 
der  Geschichte  einen  Namen  erworben  haben.  Die  römisehe 
Geschichte  ist  nicht  arm  an  Beispielen  dafür,  und  die  fran- 
züsisclie  ReroiüLiuH  kennt  solche  nicht  minder  als  das  Hot- 
leben  der  französischen  Konige. 

Auf  der  andern  Seite  ist  der  Segen  grosz,  den  Frauen 
in  stiller ;  von  der  Geschichte  nur  selten  berichteter  Wirk- 
samkeit auch  politisehen  Männern  bereitet  haben.  Wie  viele 
haben  in  dem  hauslichen  Kreise  wieder  den  Frieden  ge- 
funden, der  sie  für  <iie  Kttuipfe  und  Leiden  des  bewegten 
äuszern  Lebens  entschädigte  und  von  ncueni  zu  ihrer  Pllichf 
stärkte.  Wie  oft  haben  die  Frauen  die  Rohheit  und  Wild- 
heit der  Männer  ermäszigt  und  diese  vor  Ausscbweü^g 
l>ewahrtl  wie  oft  dieselben  durch  ihre  kluge  Vorsicht  von 
Mis7j!rilTen  zuriickgeh;ul.cii ,  oder  diiicli  ihr  lebhaftes  Gduhl 
für  bitte  und  Mural  an  Fehltritten  gehindert,  wie  oft  auch 
in  der  .Noth  gerettet. 

Vorzüglich  in  den  Leiden  des  Gemeinwesens^  im  Un- 
glück und  bei  Gefahren  des  States  zeigt  sich  der  Binflusa  der 
Frauen  besonders  wohlthatig.  Tni  Dulden  stärker  als  der 
Mann  hilft  die  Frau  ihm  das  liuvermeidliche  üebel  ertragen^ 
ohne  sich  von  demselben  demüthigen  zu  lassen^  ihr  bereiter 
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OpfiBnnath  regit  ftoeh  in  ihm  den  Muth  auf,  dem  Vaterlande 
seine  Krftfte  willig  sä  opfern ,  und  ihre  Verehrung  der 

männlichen  Tapferkeit,  die  ihr  selber  versagt  ist,  treibt  den 
Mann,  dieser  Ehre  würdig  zu  handeln  und  zu  wagen. 

Es  ist  daher  ein  schöner  Zug  des  Statsrechtes  besonders 
noter  den  germanisehen  Völkern ,  dasz  die  Fhur  «aeh  ala 
Genossin  der  politischen  Ehre  und  WMe  ihres  Mannes 
betrachtet  wird.  Es  liegt  darin  dii  ^Anerkennung  der  Wah- 
ren mittelbaren  Beziehung  des  Weibes  zu  dem  Organis- 
mus des  States,  und  ein  würdiger  Ersatz  für  die  den  Frauen 
versag^  Theilnshme  an  den  eigentlichen  politischen  Rechten. 

Anmerkaiig.  Eine  Reihe  feiner  Beobachtungen  hat  Riehl  in  seiner 
social-politischen  Studie  „Die  Frauen"  (Deutsche  Vierfcljahrsschrift  1652) 
und  sputer  in  seinem  Buch:  „Die  Familie**  mitgetheiU,  nnd  mit  Recht 
auf  die  släudischen  Unterschiede  in  dem  Geschlechtsverhältnisz  aufmerk- 
sam geipacht.  Die  Bäuerin  iat  in  Lebensart  und  Sitte  dem  Bauern  näher 
and  gleidier)  als  die  g(  bildete  Stidterin  dee  höhein  Bttrgavütiidee  ihrem 
Gfttteu;  aber  jene  uk  einem  strengeren  Hansr^roent  nntmrorÜBn  ab 
diese )  die  eich  ftder  nnd  sdbst&ndiger  in  ihrer  Sphäre  bewegt  Wenn 
aber  Riehl  der  Flran  aaeh  «nen  politieehmi  Parteioharakter,  den  „ooneer- 
vativen^  beilegt,  nnd  sie  eine  Aiietokratin  von  Natur  nennte  halie 
ich  dagegen  einzuwenden,  dasz  alle  politischen  Parteien  dem  Leben  der 
Männer^  keine  anders  als  mittelbar,  dem  der  Frauen  anp'ehören,  mittel- 
bar aber  die  Frauen  wieder  bei  all en  Parteien  hetlieiligt  sind.  Will  man 
aber  einzelne  Parteien,  wie  das  in  der  Parteieniehre  Fr.  Rehmers  un- 
widerleglich erwiesen  worden  ist,  als  vorzugsweise  männlich  unter- 
eehdden,  und  diesen  dann  die  and^n  aJs  unmännlich  (relativ  weiblich) 
en^gcgeneetBen,  so  ist  es  klar,  daas  die  liberale  nnd  die  conserva- 
tive  männlieh  und  nnr  die  extremen  Furtaien,  die  radicale  nnd  ab- 
sein tisti  sc  i^e,  anmSnnlich  stnd. 
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VIII.  Verbältnisz  des  Stata  tn  den  lodividaen. 
4.  TdUmflenoneii  und  Fremde. 

Eodlieh  stehen  auch  die  Individuen  in  einem  un- 
mittelbaren VerhAltnifls  su  dem  State»  nieht  bloM.als 
Glieder  der  Familien,  Btftnde,  Rassen.   In  der  modernen 

Statslehre  und  Stats Verfassung  ist  diese  Beziehung  ebenso 
nachdrücklich  hervorgehoben  und  zuweilen  ausschlieszlich 
beachtet,  als  die  mittelbaren  Beziehungen  io  Familie  und 
8tftnden  gewöhnlich  yeniachlAssigt  sind.  ' 

Es  kommen  hier  fidgende  Gegensfttae  in  Betracht: 

1)  der  der  Einheimischen,  der  Volksgenossen 
oder  Statsangehörigen  und  der  Fremden; 

2)  der  der  Statsbürger  und  der  übrigen  Volks- 
genossen. 

Die  verschiedenen  Abstufungen  innerhalb  des  Stats- 
bttrgerthmms  können  erst  bei  dernähem  Betrachtung  der 
Terfhssung  zur  Sprache  kommen. 

Der  erste  Gregensatz  beruht  vornehmlich  auf  dem  Unter- 
schied der  Volktfrassen  und  ist  zunächst  ein  persönlicher. 
Erst  in  sweiter  Linie  kommt  auch  jdie  Beziehung  su  dnem 
Ort  als  der  Heimat  in  Betracht  Entscheidend  ist  die  Ver 
bindung  des  Individuums  mit  dem  Volk,  von  secundftrem 
Einflusz  der  Zusammenhang  mit  dem  Land. 

Die  Meinung  der  alten  Völker,  dasz  den  Fi*emden  kein 
Recht  zu  halten  sei,  die  Fremden  also  relativ  rechtlose  ^ 
^    Wesen  seien,  so  lange  sie  nicht  in  einen  besondem  Schuts 

*  IH«M  Ansieht,  wie  wir  sie  bd  den  Römeni  finden,  iit  iwar  nteht 

Gleichstellung  der  Fremdan  mit  den  Sklaven,  aber  Schutzlosigkeit  des 
Fremdenrechtes  im  römischen  Stat.  VgL  Ihering,  Geist  des  römisclien 
Rechts  I.  S.  219  ff.  h Ollis  bedeutet  unprüngUch  den  Qaeti  den  Fremden 
uud  deu  Feind. 
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aiifgenouimen  und  von  demselben  gedeckt  werden,  obwohl 
von  Hellenen  und  Römern  behauptet,  darf  wohl  alf  ein 
Stück  Barbarei  beseiebnet  werden^  welches  die  antike  Kultur 
entstellt '  Humaner  war  der  Orundsaia  der  Gtermanen :  ^Je- 
der nach  seinem  angeborenen  Volksrecht.**  Die-  neuere 
Rechtsbildung  erkennt  auch  in  dem  Fremden  den  berech- 
tigten Menschen,  und  ^gewährt  demselben  ihren  Schute. 

1«  Die  H^tig^  aberij  wer  als  Einheimischer  anzusehm 
sei  und  wie  die  VollLSgenossenschaft  erworben  werde^ 
hat  verschiedene  Antworten  erfahren.  Die  Rücksichten  auf 
die  Abstammung  und  auf  die  Heimat  lassen  verschiedene 
Combi  nationen  zu.  Wir  können  folgende  neuere  Sj^steme 
unterscheiden: 

a)  Englisches  Bjstem.  Regel  ist:  So  weit  englische 
Herrsehaft  reicht,  so  weit  erzeugt  die  G«burt  innerhalb 

dieses  Gebietes  auch  das  Recht  eines  englischen  Un- 
tert hauen  (ntitunil'lH)ni  subjects  iui  Gegensatze  zu  aliem). 
•  £s  gilt  das  auch  von  englischen  Schiffen  und  von  englischen 
Oesandtschaftswohnungen  im  Auslande ,  und  auch  dann, 
wenn  beide  Eltern  Fremde  waren.  FrQher  wurden  im 
Gegensatze  dazu  Kinder  von  Engländern,  die  im  Auslände 
geboren  wurden ,  eben  deszhalb  als  Fremde  angesehen :  nun- 
mehr bleibt  aber  auch  für  diese  das  englische  Unterthanen- 
recht  gewahrt.  ,  Ausnahmsweise  kom m t  eine  N  a  t  u  r a  1  i  s a> 
tion  Fremder  vor,  früher  nur  in  der  beschränkten  Weise, 
dasz  es  hierzu '  einer  Parlamentsakte  bedurfte,  und  der  na* 
turalisirto  Engländer  nicht  föbig  wurde,  in  dem  geheimen 
Rathe  des  Königs  oder  in  dem  Parlament  zu  sitzen ,  *^  neuer- 
lich in  freierer  l<orm,  indem  die  Beurkundung  des  Stats- 
seeretärs  genUgt,  um  Heimatsrecht  zu  verleihen.^ 

b)  Französisches  System.  Abstammung  von  einem 
französischen  Vater,  ohne  Rücksicht  auf  den  Gcbui«tsort,  ist 

*  Rlackxtonc,  Comment.  1.  10 
^  Act.  7  uud  8.    VicUaia  c.  56.. 
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die  regelmftn^  BegrOndang  des  Recbles  von  Franzosen  fkUr 
die  Kinder  derselben.  *  Auszerdem  hat  der  Gode  Kapoleon« 

da«  englische  Recht  theilweise  iiaeJibihlend .  den  in  PVnrik- 
reieh  <^t'lKirenen ,  obwohl  von  einem  Fremden  ubsUiinriu  nden 
Pei'sonen  die  Befugnisz  eingeräumt,  in  dem  ersten  Jahre 
ne^'^^riiuDgteE  Y«jy!jl^)NrigliMt^^  insetoi  «ie  iniFrankrcieb  ihred 
MT^hn^te  nelinw  W9lleti,':a$i^  -die  Bign^norhAft  ^  ibcäm 
ziMieo  zniyifeebeti/za  IftMeii.^-  :EbenflO  -kOmfen  Fremde  in 
Folge  zehnjährigen  ununterbrochenen  Wohnsitzes  ia  Frank* 
reicli  die  Naturalisation  ansprechen. 

.  e)  Da«  .8[»^nische  System  fordert  io  der  R^el  Ge- 
hiBict  von  eeht  «panisehen  Eilierni  in  dem  Sinne, <4iua 
die  Miachiing  zwischen  spanincbem  und,  afdkaliiacliem  (Ntt^ 
ger)  Binter  das  BOrgerreobt  der  Eindernichfc  begründet  und 
Ausländer  eines  Di|>luuis  der  Cortes  bedürleu,  um  Bürger 
werden.  ' 

d  )  Das  ^qhweizerisehe  System  .hat  die  beiden  Eigen- 
Ibomliehkeiten ,  dasz  es  schärfer,  an  der  P er aö n  Uc  bk  ei  jk 
des  Rechtes  feslb&U,  und  daher  weder  auf  die  Geburt  inner- 
halb der  Schweiz  einen  Werth  legt,  noch  an  den  dauernden 
Wohnsitz  in  derselben  ein  Reclit  zur  Naturalisation  knüpft; 
uud  sodann  dasz  das  iSchweizerbiirgerrech t  auf  dem 
kumtooaleo  Bürgerrecht  (Landrecht)  beruht,  und  dieses 
hinwieder  unauflöslich  an  das  Qemeindebttrgerrecht 
gebunden  ist  Dieses  wird  aber  in  der  Regel  duirch  die 
Abstammung  von  Gemeindebürgern  (nicht  durch 
die  Greburt  in  dem  Geuieindebauu),  ausnahmsweise  durch 

*  Code  civü  10:  nXout  enfaat      d'uu  Fran^ais  en  pays  Oranger  eat 

Fraosais.'" 

.  »  Code  civil  9.  " 

.  ConsularverfasBong  von  1799.  Art  3:  »Un  Oranger  devient 
dtoyen  Fran^ais,  lorequ'afirte  avoir  attdot  Tlge  da  21  abs  acoomplia  et 
avofr  d6slar6  rintentfon  de  ae  fixer  en  France,  il  y  a  rMd^  peifdant  dU 
annto  cooeteutiTea." 

*  Verfowung  v.  181^  Art  18.  19  ff.  . 
aiuntachli,  allgiineinet  Statmcht.  I.  13 
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Auf  Dahme  in  den  Verbund  der  Gemeiiide  ond  des.StaMs 
erworben. " 

e)  Auch  this  deutsche  System  beruht  vorerst  darauf, 
dasz  das  Indi^eiiat  in  der  Regel  angeboren  wird,**  aber 
der  Wohnort  der  Eltern  ist  Air  das  Heiniaterecht  der  Kior 
der  gewiVbnlich  entscheidend.  Daneben  kommen  aber  ge- 
wOhndieh  noch  andere  znm  Theil  leichtere  Formen  des  Er^ 
werbes  ror,  als  selbst  in  Fkiankreieh.  Nach  dem  Oster- 
reichischen  Gesetzbuch  (§.  29,  30.)  begründen  ferner  der 
Eintritt  in  einen  öffentlichen  Dienst,  die  Antretung 
eines  Gewerbes,  mit  welchem  ordentliche  Ansässigkeit 
verbunden  ist,  ein  zehnjähriger  ununterbrochener 
Wohneita  im  Lande  oder  sogar  ohne  solche  ^ne  Mhere 
Verleihung  durch  die  politischen  Behörden  das 
Indigenat.  In  Preuszen  ist  Erwerb  des  preuszischen  I^ndes- 
rechts  noch  mehr  in  die  Willkür  der  Fremden  gt^legt.  Wer 
sdnen  Wohnsitz  in  Preuszen  nimmt,  wird  zum  Inländer: 
und  Jeder  Fremde,  der  fähig  ist  dch  gelber  su  emfthren 
und  Ton  unbescholtenem  Rufe  ist,  kann  beliebig  einwan- 
.demJ"  Strenger  sind  die  Bestimmungen  der  bayerischen 
Gesetzgebnng,  welche  die  Ansässiginuchu  ng  Fremder 
bedeutend  erschwert  und  neben  dieser  nur  die  freie  könig- 
liciie  Verleihung  als  Erwerbsgrund  des  Indigenats  auläsat. 

*  Vgl.  Bluntsehli  schweizerisclies  Bundesrecht  I.  8.  529,  und  im 
einzelnen  Bluntschli  Stats-  und  Recbtsgescbickte  voit  Zürich.  II.  S.  14  ff. 
68  ff.  387.  CherhuUcz  de  In  Democratie  en  Suisse.  I.  6.  187  ff.  In  der 
kosmopolitischen  Qreuzstadl  Genf  wird  die  Naturalisation  der  Fremden 
mehr  erleichtert. 

*  Oeäterr.  Ges.  §.  28.  „Die  Staatsbürgerschaft  (die  Verfassung  von 
1^9.  §.  23.  redet  von  einem  „allgemeinen  üsterreicliischen  Reidisbüiger- 
.rechfc")  ist  Kindern  einet  Öeteridchieehen  Staatobürgei  s  doidi  die  Geburt 
. tagen/*  Bayerisches  Edict  fiber  das  Indigenat v.  1816.  $.  2 :  « Vermfige 
.der  Qrfwrjt  steht  Jedem  das  bayerisdie  Indigenat  so,  dessen  Valer  oder 
.Matter  zur^^eit  seiner  Geburt  die  Rechte  dieses  Indigenats  besessen  haben.* 

Mini^^erialrescripte  des  Innern  v.  183$.  Vgl.  ^«hiliinjf 
des  .Stallt'  juud  Bürgerreciits.  I.  S.  334. 
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Sn  weit  gehen  in  der  Ausbreiiung  des  IndigenaU  aber 
selUi  die  deutschen  GeseUgebungen  nicht,  öaaz  a»  an  diu 
bloBze  Eigenthqm  von  OnindstQcken  in  dem  Statsgebiete 
diese  Eigenschaft  knöpften.  Vielmehr  werden  solche  Per- 
sonen als  Foren  sei]  (tandscmtatus  niimis  plenus)  von  den 
l>an(lt\skindern  unterschieden.  Soweit  die  Lundesonhiunji^cn 
sich  auf  den  Grundbesitz  beziehen,  so  weit  sind  auch  sie 
dem  8>ate  verhaftet,  im  übrigen  aber  gelten  sie  als  Fremde. " 
;  2.  Dem  Erwerb  des  Indigenats,  mitspricht  der  Verlust 
desselben.  Da  das  Indigenat  in  dem  modernen  State  als 
ein  persönliches  Recht  betrachtet  wird,  so  wird  dasselbe 
durch  den  Autenthalt,  selbst  durch  die  dauernde  Nieder-  . 
lassung  in  einem  fremden  Laude  nicht  sofort  aufgehoben. 
Vielmehr  ist  als  die  Aufiösongsform,  welche  mit  der  Natur 
dieses  Rechts  am  besten  barmonirt,  die  Verzichtleistung 
von  Seite  des  berechtigten  Individuums,  verbunden  mit 
Entlassung  von  Seite  des  States  anzusehen,  indem  in  ihr 
sich  die  wechselseitige  Lösung  des  i)ersönlichen  Verbandes 
darstelltb  Die  meisten  neuern  Staten  halten  es  aber  ihrer 

L 

nicht  für  würdig,  ein  Individuum,  welches  sich  aus  dem 
Stat9 verbände  lossageu  will,  surückzuhalten,  und  haben  so 

im  Interesse  der  individuellen  Freiheit  das  Pi'incip  freier  - 
Verzichtleistung  anerkannt.  In  vielen  Fällen  wird 
geradezu  aus  der  Handlungsweise  des  Individuums  auf  Ver- 
Bchtleistong  geschlossen,  auch  wenn  keine  ausdrückliche 
Erklärung  desselben  vorliegt  Ganz  .besonders  gilt  das  von 
der  Auswanderung,  in  welcher  sich  die  Absicht  zu  er- 
kennen gibt,  nicht  wieder  zurückzukehren.  ^'^ 

**  Oetterr.  Gea.  $.  31.  Preusi.  Ltndreeht  Einl.  %,  36.  Bayer. 

Edict  von  1818.  §.  4. 

Code  eiml  17:  »La  qiu4it6  de  Frangaifl  se  perdra  par  tout  etablis- 
sement  fait  en  pays  etranger,  gans  esprit  df  rrlmtr.  Les  etahlissrments  de 
commerce  ne  ixjurront  jamaia  6tre  coneid^rts  coinine  ayaut  clc  laits  sans 
esprit  de  retour."  Bayer.  Edict  von  1818.  §,  G:  „Das  ludig^eiiat  geht 
verloren  durch  Au8waDderi|ug.'*    Oesterr.  Verf.  von  1849.  §.  25:  „Die 
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Nur  das  englische  Statsrecht,  obwohl  es  vielleicht 
zuerst  unter  den  neuem  Rechten  das  Recht  der  freien  Aus- 
wanderung (des  f^äen  Zugs)  anerkannt  hat,  scheint  den 
mittelalterlichen  Gesichtspunkt,  dass  der  UnteHhan  sich  von 

der  Leheiistreue  gegeti  den  Fürsten  nicht  ohne  dessen  Zu- 
süoimung  losmachen  könne,  länger  festgehalten  zu  haben, 
so  dasz  auch  die  Auswanderung  nicht  die  Auflösung  des 
englischen  Unterthanenverbandes  nach  sich  zieht 

Als  Auswanderung  behandelt  das  französische  Recht 
auch  jede  Naturalisation  in  einem  f^mden  Lande  und  den 
Eintritt  in  auswärtige  Statsdienste  ohne  Bewilligung  der 
französischen  Statsregierung ;  eine  Ausdehnung,  welche 
linter  Umst&nden  weiter  reicht,  als  die  wirkliche  Verzicht- 
leistung, denn  es  kann  wohl  vorkommen,  dasz  ein  Indivi- 
duum in  einen  andern  Stotsverband  eintritt,  ohne  deszhalb 
seine  bisherige  Statsverbindung  aufgeben  zu  wollen..  In- 
dessen sorgt  in  solchen  Fällen  das  französische  R^cht  daftir, 
dasz  dem  nach  Frankreich  zurückkehrenden  Individuum  die 
Erneuerung  des  französischen  Indigenats  leicht  wird. 

Die  Vereinigung  zweier  Heimatsrechte  in  Einer  Person 
ist  nicht  unmöglich,**  und  theilweise  durch  die  Gultur- 

• 

Freiheit  der  Auswanderung  ist  von  Stiats  wegen  nur  durch  die  Wehi*- 
plUclit  begränzt.''  Ebenso  Preusz.  Verf.  von  1850.  $.11.  DasPreuss.. 
Landrecht  Tl.  17.  §.  127  u.  ff.  war  noch  strenger. 

Magna  Charta  v.  1215:  ..Liceat  nnicniqui  exire  de  regno  nostro 
et  redire  salvo  et  sccure  pei-  tenaiu  i't  [tcr  a(juain  mlva  ßdf  nostra,  nisi 
tempore  gueri  e  ]>er  (^uud  breve  lempus  propler  commuuem  utiiitatem  regui." 
Blackstone,  Comna.  I.  10. 
»  Code  Cio,  17. 

Coäe  C,  18.  ffLe  Frao^a  qui  aara  perdn  sa  qnalit^  de  Franca, 
ponrra  toi^joara  la  reconvrer  en-  rientrant  en  Franoe  avec  rautcniaation  da 
Roi  et  en  d^clarant  qu*il  veat  8*y  fixer,  et  qa*U  renooce  k  tonte  distinetion 
contraire  h  la  loi  fraofaiae.* 

Es  kommt  sogar  vor,  dasz  eine  Person,  gleichzeitig  in  zwei  Staten 
an  .der  Landesrepräsentation  Theil  nimmt.  Manche  Standesherrn  sind 
gleichzeitig  Mitglieder  der  ersten  Kammern  in  zwei  und  drei  Staten, 
in  denen  allen  sie  begütert,  und  denen  allen  sie  durch  den  Eid  der 
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Verhältnisse  der  Gegenwart  veruiiluÄzt.  Wenn  daraus  ein 
wirklicher  Ck>nüict  widerstreitender  Pflichten  sich  ergii)t 
ein  immerhin  aeltener  Fall  —  so  kann  die  Lösung  desselb^o 
wohl  schwierig  werden.  Nicht  immer  hilft  der  ^tsk-  aua, 
dasE  der  Allere  8tatsverband  dem  neueren  vorgehe:  ins- 
besondere dann  nicht,  wenn  das  ftitere  -Heimatsrecht  ein 
ruhendes,  und  das  neuere  ein  wirksames  (actuelles) 
ist,  wenn  also  der  Doppelbürger  wohi  in  der  neuen  Heimat 
wohnt,  aber  nicht  mehr  in  der  alten.  In  diesen  FiUien  wird 
a.  B.  die  Milltftrpflicht  in  der  letsteren  geleistet  werden 
mOssen.  Desdialb  kommt  auch  sunfiehst  dem  State,  weK 
eher  einem  Ausländei-  die  Naturalisation  ertheilt,  oder  ihm 
eine  Braintung  überträgt,  die  Refngnisz  zu,  entweder  die 
vorherige  Katlassung  aus  dem  rrüliern  Statsverbande  zu 
▼erlangen,  oder  den  Vorbehalt  der  Fortdauer  desselben  au?, 
zugestehen. 

8.  Die  Wirkungen  des  Indigenats  beziehen  sich  tbeils 

auf.  das  Gebiet  des  Privatrecbts,  theils  auf  das  Gebiet  deä 
Oeffentlichen.  In  dem  Privatrechte  war  fridierhin  der  Gegen- 
satz zwischen  Einheimischen  und  Fremden  viel  bedeutender 
als  gegenwärtig.  Die  moderne  Zeit  ist  geneigt,'  die. beiden 
Ctobiete  scbftrfer  zu  sondern  und  daher  auch  in  dem  Privat- 
rechte  dem  seiner  Natur  nach  politisch«!  Statsverbande  keine 

Treue  verbunden  sind.  Ist  es  ja  nicht  einmal  undenkbar,  daaz  Jemand 
zwei  verschiedene  Wohnorte  (Domicilel  z.  B.  eines  in  der  Stadt  und  eines 
auf  dem  Laude,  oder  eines  als  Kaufmann  (Firma)  und  ein  onderes  als 
Privatmann  Intl  'Wenn  Bar  (das  intemationa]«  Privat-  nnd  Strafre^t 
8.  a5)  alle  dicae  M«)glicbkeitea  bestreitet,  to  überscugt  ein  Blick  in  die  wirk- 
liehen Verfaaitnifeae,  data  dieae  mannigfaltiger  eind,  als  die  enge  Theorie. 
Die  Freiheit  der  Anewanderang  -  wird  dadurch  nicht  beBchrünkt,  wohl 
aber  die  Freiheit  bewalurt,  sein  angeborenes  Vaterland  an  behalten  und 
damit  eine  neue  Statsgencssenschaft  zu  \  erbinden. 

"  Black$tone  a.  a.  0.  Die  eigene  Lebenserfahrung  hat  mich  gelehrt^ 
dasz  in  diesen  Dingen  die  actuelle  Heimat  entscheide. 

'*  Bayer.  Edict.  §.  6.  Dagegen  Schweizer.  Bundesverf.  von  1848. 
43;  „Au8läudcrD  darf  kein  Kanton  das  Bürgeri-echt  erliieilen^  wenn  sie 
uidit  aus  dem  frühem  8ta«(8verband  entlassen  werden.**'. 
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besondere  Bedeutung  beizulegen.   Regel  ist  dalier  nunmehr, 
,  dass  Einheimische  und  Fremde  in  privatrechtlicher  Hinsicht 
gieleh  behandelt,  und  diese  wie  jene  mnftohst  des  volle-fi 
Privatrechts  fähig  eraehlet  werden. '* 

Nur  an^ahmsweise  hat  sich  noch  der  fHlher  allgemein 
Hngenonimene  Grunds« tz  erhalten,  dasz  Fremde  kein  Grund- 
eigenthum  in  dem  Lande  erwerben  können. '^^  Häufiger 
Mnd  dieselben  in  der  Ausübung  gewisa^r  Gewerbe,  natnentticli 
in  der  selbständigen  Betreibung  von  Handwerken, 
aach  etwa  von  Kramladen  beschränkt.  Das  Fr  ein  d- 
Itngsrecht  (jus  albinagii)  dagegen,  welches  dem  Landes- 
herrn die  Verlassensclmft  des  Fremden  preisgab  und  der  Ab- 
ifichosz  (gabeila  hereditaria),  welcher  von  Verlassenschaften, 
die  ins  Ausland  kamen,  erhoben  wurde,  sind  nun  fa^t  Uber^ 
<äll  als  unpassende  Reste  einer  untergcigangenen  Zeit  weg- 
s  geräumt  und  die  Freizügigkeit  auch  insofern  zur  Regel 
erhoben  worden.  '^' 

In  dem  öffentlichen  Rechte  aber  ist  der  Gegensatz  zwi- 
schen Einheimischen  und  Fremden  noch  voll  wirksam.  Nur 
den  erstem,  nicht  ebenso  den  letztem  stehen  von  Rechtes 
wegen,  und  ohne  dass  es  einer  besondera  Zusichemng  be- 
darf, zu: 

"  Oesterr.  Ges.  §.33.  „Den  Fremden  kommen  iilM'ilmupt  gleiclie  bür- 
gerliche Rechte  uinl  V'erbindlielikeilen  mit  den  Eingehornen  zu,  wenn  nicht 
/.u  dem  Geniisse  diL.st  r  Kcehte  siusdriieklicli  die  Ei^^enscheft  eines  Stats- 
btirgers  erlordert  wird."    Code  Civil.  13.    Preusz.  Laiidr.  Einl.  §•  "II«  ' 

*^  Ftir  Eiig].  vgl.  BJackstODe  1.  10.  Auch  io  einigen  denokrati- 
6cheii  Seliwdaerkftalonen  gilt  daa  Vertwi  nocb. 

Wo  die  ZunftverlliMsiiag  eich  erhalten,  veratdit  aich^  dieae  Beedir&n- 
kttng  gewöhnlich  yon  aelbai.  Aber  aadi  wo  jene  autjieliSsi  woixlen,  i^t 
deunoch  häntip:  nur  den  Inländern  gealattet«  aolche  Gewerbe  /ii  betreiben. 
I>ie  l'miizös.  Verf.  von  1848.  A.  13:  „garantit  au3C  eitoyens  la  liberte  du 
travnil  et  de  1  indnstrie."  Die  französische  Praxis  begünaiigt  aber  in 
dieser  Hinsichl  die  Oewerhefn-iheit  nnoh  der  Ausländer. 

"  Schweizer.  Buiulesvcrf  §.  :  „liegen  die  auswärtigen  Staten 
besieht  Freizügigkeit  unter  Vorbehalt  des  Gegenreclites.'*  Deutsche 
liuudesakte  v.  1815.  13.  Deutscher  liuadesbeschiusz  v.  löll. 
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a)  daa  Recht  zu  ständigem  Aul'eotlialt  und  Wohn- 
atz in  dem  Statigeliiete,  ^  in  Folge  dessen  der  Einheimische 
tti^cb  nicht  an  einen  Aemden  Btet.ausireUeferft  noch  ohne 
höhere  SftatsgrQnde  ▼  er  bannt  werden  tlarf; 

by  da^  Recht  «ofStatssc hu tz,  auch  wenn  er  uuszer- 
halb  (los  einteilen  Stats^ehietes  sich  aufliult; 

c)  die  Vorbedingung  zur  Ausübun<^  politischer 
B  td  m  In  r« oli He»  und  aaü  £rwerb  4es>  leigantüchen '  Sft »ta- 
'<bAl:)g^rreofala^^  -  .»i  '      ^-  .      /);,  %ior..       nnAv^-m  \ 
•  r '  nd)  ebehso  >  di^  Vo rbed  i  n  g  u  n  g  zur  Ftthiglieit ,  &a 
öffentliches  Amt  im  StiUc  zu  bekleiden.'* 

ej  Zuweilen  ist  auch  die  Ausübung  aligemeiner  po- 
litischer Hechte,  wie  z.  B.  des  Vereinsrechtes,  oder  des 
Petitionnechles,  oder  der  freien  Preise  an  die  üigeBSCiMk 
des  Einheimischen  geknüpft^  /i   -  w 

Darens  Ibigt  nnnü^lich  nicht,  dasz  den  Fremden  die 
Hetheiliguug  bei  j)(tli(isclieii  W-reiuen,  Pelitidnen,  der  Presse 
untersagt  sei,  sondern  nur,  dasz  dieselben  kein  in  ihrer 
Person  begrüiKletes  Reclit  darauf  haben  y  somit  4ieae  Tbeil- 
nafame  von  der  Duldung  des  8tales<abhlbig%  sely  in  dem 
sie  wöhnm  ohne  ihm  anzugehören. 

Seil  \v »' i  /  er.  fiiintl.  57:  „Dem  Baude  steht  das  Kccht  zu.  Fremde, 
vvelclit'  liie  inneir  cxltT  äussere  Sichei  ht  it  der  Eidgenosäeuacbaft  gefährden, 
aus  dem  sclnveizerischen  Gebiete  weg/. ii weisen." 

Bayer.  Edict  v.  1818.  §.  7:  „Das  Indigeuat  Ist  die  wesentliche 
mdlngung,  ohne  welche  man  la  ErODoberholSinteni ,  ta  Clvilstatsdieii- 
«Cca,  xa  cibereten  Hilitäntelleii  und  xa  Kirchenämtem  oder  PMnden  nldit 
gelangen  kami,  and  ohne  welche  man  da«  bayeriaehe  6tAtab<|rgeReehl 
nicht  aosilben  kann.*  Fransös.  YerüMeung  Ton  1848.  10:  „Tooa  lea 
citoyeiis  sont  egaletnent  admissibles  k  toua  lee  eniplois  publics.*  Vgl. 
Oesterr.  Verf.  von  1849.  §.  27.  u.  28.     Prcnsz.  Verf.  von  1850.  §.  4. 

Franz.  Verf.  von  1848.  A.  8:  „Les  citoyen*  ont  le  droit  de  sas- 
socier  de  sassenibler  paiaiblemeut  et  sans  armes,  de  petitionner.  de  niani- 
fester  lenrs  pensees  j>ar  la  voie  de  la  presj^e  ou  autrement."  Preusz. 
Verf.  V.  1850.  Art.  27.  2Ö.  30.  32,  welche  diese  Rechte  ,alleu  Preiiszeu^ 
Mgeilehflo. 
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i.  Die  Statsbürger  im  engeren  Sinne. 

Au6  •  der  Musse  der  YoHcs-  und  LftndeBan^ehörigen  ier- 

hebt  sich  die  höhere  Stufe  der  Statsbiirger  im  eigent- 
lichen Sinne.  Die  Statsbürger  als  solche  haben  Theil  an 
den  politischen  Rechten,  und  insbesondere  in  der  He- 
prOsentatiTTerfasBung  an  dem  6  ti  mm  rechte  lür  die  Wahlen 
dier  VolkoTertreter.  Das  9tätBbQigmecbt  in  diesem  Sinne 
setzt  die  Yolksgenöesenscbaft  als  Grundbedingung  ▼orans, 
verbindet  aber  niit  derselben  tiberdem  die  politische  Voll- 
borechtigung  im  State,  und  in  ihm  vorzüglich  erbäU  die 
politische  Beziehung  der  Individuen  znm  State  ihren  ToUeh 
Ausdruck. 

In  dem  griechischen  und  in  dem  römischen  8tat  des 

Alterthums  war  diese  Eigenschaft  mit'  dem  ßUrgerthnm  der 
regierenden  Stadt,  in  dem  altern  Mittelalter  mit  <leni  Stande 
dier  Vollfreiheit  verbunden,  in  dem  modernen  State  hat  die- 
selbe einen  weitern  Umfiing  gewonnen  iind  sich  in  manchen 
Lfindera  der  Volksgenossenschaft  an  Ausdehnung  sehr  an- 
genählBrt 

Als  allgemein  anerkannte  Beschränkungen  des  neuem 
Statsrechts  sind  anerkannt: 

1.  Ausschlieszung  des  weiblichen  Geschlechts.  Die 
Politik  ist  Sache  des  Mannes,  die  politischen  Rechte  stehen 
daher  auch  nur  den  Männern  zu.   Vgl.  oben  Gi^[»itel  VL 

2.  Ausschlieszung  der  MinderjfthVigen.  Die  selbstän- 
dige Aufciübung  der  politischen  Rechte  erfordert  eine  gewiyse 
geistige  Reife.  Weil  ihnen  daran  gebricht,  sind  die  Un- 
mündigen und  die  Minderjährigen  ausgeschlossen. 

In  einzelnen  neuem  Staten  wird  die  politische  Voll- 
jährigkeit von  der  prtvatrechtlichen  unterschieden.  Eher 
läszt  es  sich  rechtfertigen,  wenn  jene  nach  dieser,  als  wenn 
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nmgdcehrt  diese'  nach  jener  eintritt';  denn  leiebter  iel  es 
in  den  Gesehftften  des  tftgUofaen  Lebens  so  einem  klaien 
Urtheile  so  gelangen,  als  da,  wo  es  sieh  mn  polUitehe 

Intereseen  und  auch  —  wie  bei  Wahlen  —  um  Beurthei- 
liing  tischer  Personen  handelt.  In  Frank  reicli,  in 
England,  in  1^ ord a  nierika  beginnt  die  {»olitische  und 
bOigerliche  Volljährigkeit  augleicb  mit  der  Vollendung  des, 
einündawansigsten  Alter^ahras. ^  In  einigen  deutschen 
Bieten,  wie  in  Bayern  ebenso;''  in  Preussen  dagegen 
beginnt  das  ]>o]itische  Stimairecht  mit  dem  zurückgelegten 
flhifnndzwanzigsten , '  in  Oesterreich  mit  dem  vollen- 
deten sechsundzwanzigsten  Altersjuhre.  *  In  der  Schweiz 
lassen  einzelne  Kantone  das  Alter  der  politischen  Volfj&h- 
ligkeit  sogar  ArOher  dntreten^  als  das  der  bttrgerlichen  Ha- 
jorennitAt.^ 

3.  Aussclilieszung  der  Personen,  deren  bürgerliche 
Ehrenfähigkeit  vermindert  oder  aufgehoben  woixien  ist:  ^ 
z.  B.  der  Sträflinge,  der  erklärten  Verschwender,  in  der 
Regel  aaeh  der  Falliten  und  der  Personen,  weiche  der 
i^lfentlichen  Armenunterstntsung  anheimfiillen. . 

In  vielen  Stuten  treten  überdem  noch  folgende  Erftir- 
dernisse  hinzu: 

4.  Ein  gewisses  Masz  von  Selbständigkeit  der  äus< 
seren  Existenz  des  Statsangebörigen.  Die  Art,  diese  Selb- 
ständigkeit zu  besümmen,  ist  freilieh  sehr  Teischieden  in 
den  Terschiedenen  Staten. 

Im  Geiste  des  altern  germanischen  K^^cliiö  wird  diese 

.  ■  Frsii^.Coii«l.  V.  18I&  A.  15.  Blftektt«,  Comn.  L  17. 
'  Eayerisehes  Landreeht.  I.  7.  96.  Bdict  Üb.  d.  Indig.  $.  8.  * 
*  Verf.  V.  1860.  A  70. 

'  Oesterr.  Geaetsb.  $.  %L  Vtrf.  v.  184».  |.  43. 

^  Einzelne  neuere  Verfassungen ,  wie  die  Züricher  von  1831,  haben 
die  bürgerliche  Minderjährigkeit  in  der  Ansdeboung  auf  24  Jahre  stehea, 
und  die  [M)liti8che  Voi^ihrigkeit  scIkib  mit  dem  voUendeten  10.  Jahre 
eintreten,  lasseii. 
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Selbständigkeit  vorzüglich  in  dem  Grundbesitze  oder  der 
fiaoshAblicbkeit  (»wer  dnea  dgenen  Raach  fUhrt''),  im 
61iiiie,  des  neuem  germaniscbeD  Rechte  mehr  in  der  aelb- 
sftäiidtgen  Betreibung  irgend  eines  Berufes  auf  eigene 
Rechnung  und  in  der  Aufnahme  in  den  Verband  der  acti- 
ven  Genie i ndeb ü rger  erkannt.  Die  erstere  Auftüssung 
bat  sich  zum  Theil  bis  auf  die  neueste  Zeit  in  England 
und  in  einxelnen  nordamerikanischen  Stoteo  erhalten, 
die  letztere  ist.  in  die  neuereuStateyer&ssnngen- deutscher 
8taten  Qliergegangen«  * 

Es  bleiben  somit  dann  diejenigen  Personen  ausfreschlos- 
sen,  welche  als  Bediente  oder  Knechte  sich  einer  Herrschaft 
verplungen  haben,  öfter  auch  die  Fabrikarbeiter,  wenigstens 
der  unteren  Glessen ,  und  die  grössere  Zalil  dei:  Handwerks-, 
gesellen. 

Dagegen  haben  andere  Staten  in  neuerer  Zeit,  dem 

Rufe  nach  dem  allgemeinen  Stiimnreclit  folgend,  diese«  Er- 
fordernisz  e^itweder  in  laxerem  binne  behandelt  oder  ganz 
aufgegeben*  Dahin  gehören  die  neueren  Schweizerver- 
ftissungen  seit  1830,  ^ie  VerÜBSsnng  der  französischen 
Republik  ron  1848  und  dea  französischen  Kaiserreichs, 
und  einzelne  deutsche  Staten. 

So  viel  steht  fest,  dasz  eine  gewisse  Selbständigkeit  in 
den  Verhältnissen  des  Privatlebens  als  eine  natürliche  Grund- 
lage politischer  Reife  und  Urtheilsfahigkeit  zu  betrachte  ist^ 
und  ans  dem  Mangel  an  jener  zugleich  wichtige  Bedenken 
gegen  diese  sich  ergeben;  *  Da  ttberdem  jedem  tOchtigen  und 
aufstrebenden  Individuum  die  Aussicht  offen  steht,  durch 
Anstrengung  seiner  Kräfte,  wenn  es  darauf  Werth  legt,  zu 

*  Nach  der  bayerischen  Veiftaamig'  iron  181B  wird  cum  Stats- 

bärgerrecht  auszer  dem  Indigenat  „AnsfiasigkeU  im  Königreiche,  ent^^  e(1er 
durch  den  Besitz  besteuerter  Griiixlo.  Renten  oder  Rechte,  oder  -durch 
Aii?iilMiTifr  U'stetierter  Gewerbe,  oder  durch  den  Eintritt  in  ein  öffent- 
lichem Anjt''  <  i  lordert.  Die  österr.  Verf.  §.  43  und  die  pre.usziüche 
A.  70  erkeuimu  die  Selbständigkeit  tu  dem  Gemeindeverbaud. 
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solcher  Selbstftiicligkeit  sich  aufisvarbdleD ,  so  bal  ea  aocli 
keinen  Grund,  stcti  Ober  ungerechte  ZnrOeksetzimg  zu  be-' 

srliNN  rrcM ,  wenn  es  (liesclhc  iiocli  niclit  cn-eiclit  ,  und  dcsz- 
iiaib  ila.s  Viille  StHtsburgerreclil  uocii  iiiciit  ctlüugt  hat. 

5.  Eine  weniger  organiselie  liluinebiuiig  l«i  «s,  we«D 
das  8tat9bttrgemdit  Oberdeta  tob  eineiii  besdanibtan  11  aiwe 
des  Vermögens  abhftngig  gemaeht  wird.  9iH  d^  Ver- 
tbeilwn^  der  Stimmrechte  kann  das  Vermöpcn  gar  / 
vvdlil  als  ein  wichti«»«'!-  Fncfor  in  Rftnicht  trezoL'fn  kKüi; 
aber  widii-spriciu  der  titutsidee,  dasz  ein  JUann,  wi  hher 
moraiiacb  und  geistig  in  jeder  Weise  beflUiigt  und  berufen 
ißt,  an  dem  politischen  Leben  der  Nation  Theil  eu  nehmen» 
ond  welcher  auch  als  PriTatroann  TölUg  unabhängig  au  hao- 

dt  iii  ;j:{*wohnt  ist,  blosz  dHriiin  von  dem  Stafe^bür^errerhte 
\^ui\z  aii8«;e.s('ldos.s('n  blcibeji  ^uii,  weil  er  kein  odi  i  Jiiclil 
düö  gefortlerte  \\rniuL;eii  bfsirzt.  Wird  dabei <,mcbi  bio&% 
das  Grund-  oder  überhaupt  das  KapitelTermOgeny  sondern 
auch  das  Einkommen  und  der  Erwerb  in  Anschlag  gebracbl, 
und  das  Maf z  so  niedrijyr  angesetzt  als  dasselbe  (Ur  eine  gane 

b^'^<.•llei(k'no  Kxisleiiz  eines  lAbMiscIieii  nnentbebriicli  ist ,  dann 
Iredicb  it>t  gt-'gtn  iiie.-»e^  Requisit  nicbt  vitd  zu  hüben.  Dann 
lallt  es  dem  Ellecte  nach  so  ziemlich  nnl  dem  vorher  er- 
örterten der  Selbständigkeit  zusammen.  Es  wird  dann  diese 
nach  dem  Vermögen  beurtheilt.  Die  Bestimmung  mancher 
Verfassungen,  wie  z.  B.  der  nord amerikanischen,  der 
b  ii  y  e  r  i  s (■  h  e  II  vnii  184.S,  tlieihs'eise  aiicb  der  < »  s  t  e  r  r  e  i  e  b  i- 
sc  Ii  <'  n  und  dei-  (•  r  e  n  s  z  i  sc  heu  ,  welche  das  i>oliti6che  Slinim- 
recht  von  der  Bezahlung  direkter  Statssteuem  abhängig 
machen,  hat  eine  ähnliche  Bedeutung. 

6.  in  den  christlichen  Staten  wurde  bis  auf  die  neueste 
Zeit  herab  auch  das  Reken  ntnisz  der  christlichen 
Reli<ri<tn  f^efordei't.  Aidianizcr  einer  andern,  Mcini  inn  li 
geckddeten  licligion,  z.  B.  Juden  oder  Muhammüdan^M-  ^  nn  m 
somit  von  dem  6tatsbürgerrechte  ausgeschlossen.  Wal^reud 
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des  gsmMMi  Mittelalters  wareh  Religion  und  Recht,  Kirche 

und  8fat  in  der  epf^steii  VerhinduDg:  und  Woclisolw  iikun«^. 
Wer  von  der  reli«ii«»sen  (leinuinschaft  {iiis«;t's('lil()sst'n  war, 
wurde  es  ancb  von  der  politischen.  Der  „Ungläubige^  koiinle. 
t«^|(IUMt^;ili|lir  Falle  auf  Dokkiiigy  find  selbst  a«if  dietfe  nur 
ä$§Mm»it^  fttoffM^  «n  politehe  GHeiehberecbtigong  mit 
ll6ltf^;#!iliibigen*- 

Seihst  iiinerhall)  der  rliristliclien  Kelig:i()ii  wurde,  als 
die  Contessionen  sich  schieden,  auf  die  bestiunnte  Con- 
feat^^n^auoh  in  dem  8tatsi*echte  grösser  Werth  gelegt.  In 
iroiriSUgBweise  kaiholischen^  littndern  wurdd  nur  den  Kathen 
liketi^  in  protestantlAehen  nur  den  Protestanten  das  volle 
Stfttsbttrgerrecht  zuerkannt.  Auch  der  westphälische  Frie- 
den siciiertc  iVu'  Deutschland  iitir  die  privatreclitliclic .  kt'ines- 
wegs  die  politische  Uechtsiileichheit  der  K.utlioiiken  und  der 
Protestanten.  ^  Erst  die  deutsche  Bundesacte  von  1815  stellte 
die  anerkannten  christlichen  Religionsparteien  der  Katholiken^ 
Lutheraner  und  Reformirten  auch  in  dieser  Beziehung  in 
Deutschland  gleich,  liesz  es  aber  noch  nnjijewisz,  ob  auch 
die  Anliänger  von  andern  Secten  der  nämlichen  liechte  tlieil- 
hafdg  seien. 

IMe  neoare  Rechtsentwicklung  in  manchen  Staten  hat 
nun  eine  enbchiedene  Tendenz,  die  AusQbung  der  politischen 
Rechte  unabhängig  zu  erklären  von  irgend  einem  reli- 
giösen Bekenn  tnisz.    Es  wäre  irrig,  diese  Tendenz  als 

y  härum.  Pac.  Osn.  V.  §.  35:  „Sive«otem  Catholici  sive  Augustanae 
eonfesdonia  fberint  sululiti,  nulliiii  ob  religionem  despicatui  babeanlur 
mea  mercatonim^  opificum  aut  tribuum  oommunione,  baereditatibus ,  1«- 
gatis,  hospitalibiis,  leprosoriis,  eleemoeynis,  aliisve  juribiis  aut  commer- 
ciis,  multo  minus  publicis  coemiteriis .  lionoreve  st'pultiuae  arceaiitur  — 
sed  in  bis  et  similibns  pari  cum  cuncivibus  jure  babeanlur,  aequali  ju- 
atitiu  protectionequü  luli." 

*  Deutsche  Bundeaakte  A.  16.:  «Die  Verachiedenheit  der  chriatlichen 
^eligionaparteien  kann  in  den  Lindern  des  dentbcben  Bandes  keinen  Unter- 
achled  in  dem  Gennai  der  bfli^gerlicben  nnd  politischen  Reelite  be- 
Sfrfittden.«  Vgl.  KIftber  Acten  des  Wiener  Oongr.  IL  S.  439. 
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die  Frucht  des  religiöseo  IndiflTereutismus  zu  erklfizeii)  ob- 
wohl picht  zu  Iftiignen  iBt^daas  auch  dieser  seinen  iUitbeU 
an  der  neaen  QetolaUung  haL  Als  zwerst  der  noxdanieri- 

kanifiehe  Congre««  1791  untersagte,  „einOesetzzu  geben, 
wuUun  Ii  eine  Religion  üur  lit;ni5clienden  erklärt  werde."  war 
die  Meinung  keineswegs  die,  dasz  es  für  die  Woliilahrt  de« 
States  gleicligültig  sei,  ob  seine  Bürger  von  der  Wahrheit 
and  Kraft  der  cbristlicben  Religion  beseelt  seien  Oder  nidit» 
noch  die^  den  Stat  an  der  Ausübung  seiner  Pflicht,  die  An^ 
stalten  der  christlichen, Religion  m  schützen  und  zu  (örderii, 
irgend  zu  behiiult  rn.  * 

Diis  neuere  Princii>  erhüit  vielmehr  seine  tiefere  Bt  tiimi- 
dung  in  der  Anerkennung  der  Idee,  dasz  der  religiöse  Xxiauba 
and  das  religiöse  Bekenntnisz  ihrem  Wesen  nach  rpn  stat- 
licbem  Zwange  frei  sein  und  der  Malinung  des  Gewisses 
allein  aiiheim  gegeben  werden  müssen,  da.^/,  diilict  auch  keine 
politis<  heu  Nachtheile,  keine.  Rechtsverininderung  die  Ab- 
weicliung  von  dem  christlichen  Glauben  bedrohen  di\rfe. 
Dazu  kam  die  Neigung  der  Nordamerikaner,  die  beiden 
Gebiete  des  statlichen  und  des  kirchlichen  Lebens  scharf 
von  einander  ausznscheiden ,  und  auf  dem  einen  den  Stut^ 
auf  dem  andern  dii  ICirche  nuiglichst  frei  gewahi  f  m  zu  lassen. 
In  diesem  oimie  wurden  die  politischen  Rechte  Keinem  ver- 
sagt, der^  wenn  auch  einer  andern  Religion  zugethan,  doch 
fähig  schien,  die  politischen  Pflichten  auszuüben. 

Als  dagegen  die  französische Rerolution  ähnliche 
Grundsätze  adoptirte ,  war  nicht  so  fast  die  Sorge  für  die  Ge- 
wissensfreilieil  das  bestimmende  Motiv,  vielmehr  hatte,  wie 
die  auch  an  reJigiusen  Verlulgungen  reielie  Geschichte  jener 
Zeit  beweist,  der  aus  der  früheren  Frivolität  zu  wildem 
Hasse  des  Ohristenthums  forlgeflchrittene  Geist  der  Vernei* 
nung  einen*  mächtigen  Antheil  daran.  ^ 

»  Vgl.  Story  0.  R.  0.  P.  III.  St.  44. 

•0  Das  ueae  Princip  war  schon  in  dem  ersten  ArlikjeJ  der  ErJLlftruag 
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Auch  in  Deutschlaod  ist  das  nämii^to  ftwwip,  nun 
idittrliBr  ooeh.  au^pespmln»  Mit:  4iBr  Bewegung  rom  Jahr 
1848,  ancrka— ti  iwwilm.  Die  dstevreichisehen  Gnmd- 
reeirte       1849.'    1.  sowohl  eis  clie  prenszische  Verllis- 

«ung  von  1850  stimmen  dann  mit  dem  Frankfurter  und  dem 
Berliner  Entwurf  der  Reichsverfassung  überein,  dasz  ^der 
GeapM  der  bürgerlichen  und  der  sftatsbürgerlichen  Rechte 
von  dem  ReKgicniftbekennlniflse  nnabhftnglg  sein*'  soll.  Vor- 
WBhÜg  aber  fügen  dieselbe  hinzu,  dass  ^den  statsbürger- 
lieben  Pfliebten  durch  des  ReHgionsbekenntnisB  kein  Abbruch 
geschehen"  dürfe. 

In  Folge  dieser  neuerlich  anerkannten  Grundsätze  ist 
denn  aneb  die  Stellung  der  Juden  in  diesen  Ländern  eine 
Ton  Grand  aus  andere  geworden.  Wacen  dieselben  frtther 
▼on  dem  Genüsse  des  Statsbtirgerreehtes  in  Deutschland 
meistens  ganz  ausgeschlossen,  so  darf  nun  von  der  jüdischen 
Religion  her  kein  Grund  mehr  genommen  werden,  denselben 
jenes  Recht  zu  versagen. 

•  Ob  das. neue  Prindp  übrigens  in  seinen  Consequenaen 
mit  dem  europftiscben  Systeme,  welches  noch  immer  wenn 
anoh  weniger  als  früher  die  enge  und  beschrünkende  Ver^ 
bindung  von  Stat  und  Kirche  aufrecht  erhält,  im  Gegen- 
satze zu  den»  n(»rdamerikanischeii  Systeme  völliger  Tren- 
nung, in  volle  Harmouie  zu  bhngen  sei,  und  in  welcher 
Weise,  wird  erst  die  Znkunil  lehren. 

Zu  allgemeiner  Geltung  ist  dasselbe  noch  nicht  ge- 
langt. In  den  südliehen  romanischen  Staten  im  Kirchen- 
stat,  in  Spanien  und  Portugal  ^\ieindem  südlichen 
Amerika  ist  dasselbe  nicht  anerkannt,  auch  in  l^or  wegen 

» 

der  Itenschenrechle  von  1791  ausgesprochen:  „Let  ftMUMf  naisaent  et  de- 
menrent  libres  et  ^aux  en  dnrits.   Les  distinctions  sociales  ne  peuvent 

^tie  fond^  qne  siir  l'utilit^  commune."  Von  den  späteren  Verfassungen 
liat  keine  die  ßigeosebafteii  det  ndtoyen*^  an  ein  ülaabeosbekennuiiss 
geknüpft.  • 
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und  RnsBlAnd  niebt  ^beti  so  wird  ea  id  den  tohwet« 
serischen  Repablikeir^'  tiMÜwelse  noeh  aofi^esriilosseB,  und 
selbst  in  England  hmt  es  obwohl  die  frühere  Zurück- 
setzung der  Dissenters  und  der  Katholiken  in  diesem  Jahr- 
hunderte ebenfalls  aufgehobeu  worden  ist  —  nur  unter  be- 
deutenden Einschränkungen  eine  ttnvoUstttndige  Autoiitit 
erlangt 

Bei  Beurtheilfing  dieser  Frage  hat  man  oft  swei  Dinge 

verwechselt,  die  individuelle  Religionsfreiheit  und 
die  Rechte  der  Gemeinschaft.  Jene  niusz  gewahrt,  und 
diese  diirfen  nicht  beeinträchtigt  werden.  Wenn  daher  in 
einem  Volke  das  Geltthl  religiöser  Gemeinschaft  so  ttberwie- 
gend  ist,  dass  dasselbe  vor  einer  politischen  Gemeinschaft, 
welche  nicht  mit  jener  verbunden  ist,  eine '  entschiedene 
Abneigung  hat,  so  ist  ein  solches  Volk  noch  nicht  i-eif,  jenes 
Princip  anzuerkennen;  und  so  sehr  das  Individuum  ein  Recht 
hat  auf  Achtung  vor  seinem  abweichenden  religiösen  Glau- 
ben,  so  wenig  folgt  daraus,  dass  es  auch  ein  Recht  liab«i 
in  eine  pdiltsehe  Gemeinsobaft  als  gleichberechtigtes  Mitglied 
an^nommen  m  werden,  wenn  die  bestehende  Genossen- 
schaft ihrerseits  es  nichl  will.  Es  ist  somit  auch  bei  dieser 
Frage  auf  den  Charakter  und  die  Bildung  de«  Volkes  Eück- 
sieht  z.U.  nehmen. 

Indessen  bleibt  es  wahr:  1)  dasa  die  menschliche 
Natur  des  modernen  States  eine  natürliche  Tendens  hat, 
wie  verschiedene  Vdlkerbestandtheile,  so  auch  die  Anhftnger 
verschiedener  Conlessionen  in  sich  aufzunehmen,  und  durch 
gemeinsame  menschliche  Einrichtungen  zu  verbinden;  2)  dasz 
der  humane  Geist,  und  wir  dürfen  hinsusetwn^  das  hohe, 

"  Selbst  die  nsae  BaoAttmxfunag  von  184$  bst 
wan^  wdfiiie  einer  der  ehristlieheD  Coofessionen  togdiSreD,  dss 

Recht  der  freien  Niederlassung**  gewährleistet,  und  mehrere  Verfassungen, 
besondere  dar  katholischen  Kantone,  fordern  Gemeinechafl  dee  dlaabena- 
behenntDiMee  nät  Aafuehme  in  das  Bttiigerreohi, 
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aniler  moittltoehen  U«beriegenlieli  bewunte  Sdbsif  efiiy  des 
Ckristeniluims  dfeter  Tendenz  Dicbt  (UodUch  iak^  aon- 
*  dten  dieielbe  auch  sdiMneits  unienlQlast,  und  3)  da»  die 

staUiche  Gesetzgebung  nicht  von  den  Vorurtheilen  des  Volks 
bestimmt  werden  darf,  sondern  berufen  ist,  aueb  das  Volk 
«1  höherer  Gesittung  zu  erziehen.  ^. 


Zw6iimdzwan£ig8te8  CaidteL 

Dad  Land« 

1.  Das  Volk  ist  die  pefsöolicbe  Ghrpodlage  des  Stoves. 
Das  Land  ist  die  dingliche  Beäaehutog  desselben^  Brst  wenn 
das  Volk  ein  Land  erworben  hat,  wenn  ein  Statsgebiet  hin- 
zugekommen ist,  hat  der  Stat  die  erforderliche  FesttgkeU 
ertangt 

Schon  die  Au^dehnang,  der  äussere  Umfang  de» 
Statsgebietes  ist  ftkr  die  Existenz  nnd  die  Entwicklung  des 

Stutes  von  groszer  Wichtigkeit.  Die  hellenische  Verfassung, 
die  aus  dem  Leben  der  Städte  erwachsen  ist,  läszt  sich  in 
einem  groszeu  Xiande  nicht  durchfuhren.  Die  groszeu  For- 
men der  modernen  BeprttsentaliTmonarchie  werden  auf 
einem  engen  Gebiete  zur  Karilcatur. 

Der  Theil  der  Erdoberfliehe,  welcher  von  dem  Volke 
besetzt  und  von  dem  State  beherrscht  wird,  heiszt  Land  oder 
Statsgebiet.  Die  Grösze  desselben  wird  ähnlich  wie  die 
Bildung  des  Volks  durch  geschichtliche  Vorglinge  be* 
stimmt.  Ein  Stat  erweitert  sein  Gebie^  wenn  er  Uber  un- 
wirthliche  Strecken,  die  noeh  nicht  einem  State  angehören, 
seine  Cultur  und  Herrschaft  erstreckt,  oder  wenn  er  durch 
Vertrage  oder  in  Folge  freiwilligen  Anschlusses  treinde  Ge- 
biete gauz  oder  theilweise  erwirbt,  oder  auch  im  Krieg  durch 
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Eroberong.  Die  ietetere  Form  des  Erwerbs,  früher  vorzug»- 
wMse  geachtet ,  mtiss  doch  von  einer  drilisirten  Weltordnung 

als  ein  Act  der  Gewalt  und  nicht  des  Rechts  verworfen  werden. 

Die  Gebcliiclite  lienul  keinen  ewigen  uii veränderlichen 
Urnfang  der  Statsgebiete.  Außb  der  Raum,  den  die  Steten 
einnehmea,  ist  abhängig  von  d^m  Waehsthum  oder  der 
Abnahme  der  Volkflkriifte  in  ihm.  Aber  das  Statagebiet  ha^ 
doch  einen  dauernden  Charakter  nnd  seine  Grenzen  sind 
nicht  wie  die  Volkszalil  cifin-  miiiiiiliörlichr'ii  Wiin<i]uijur  unter- 
worltn.  Nur  von  Zeit  zu  Zeit  in  Folgr  urnszfr  Ereignisse 
wird  der  Gebietauiiifang  geändert.  In  dac  Kegel  bleibt  er 
in  feste  Grenzen  eingeschlossen.  ' 

Die  Grenzen  scheiden  entweder  das  eigene  Statsgeblet 
von  dem  fremden  ab,  oder  sie  scheiden  das  Statsgebiet  von 
^  den  Theilen  der  Erdoberllaeiie  ab,  welche  i^eiiit  in  State  an- 
gehören, loi  erstem  Füll  denkt  man  sich  die  Grenze  ais 
eine  feste  Linie  und  bezeichnet  sie  so  gut  es  geht  mii 
Grenzmarken,  Pfühlen,  Steinen,  Gröben,  Wüllen  u.  s.  f.  Ini 
letztem  Fall  bedarf  es  einer  solchen  scharfen  linie  nicht,, 
und  es  kann  auch  je  nach  Umständen  ohne  Verwicklung  mit 
andern  btaten  die  Grenze  vorgesciioben  oder  zurückgezogen 
werden. 

Zu  der  ersten  Classe  sind  zu  rechnen: 

a)  Strom-  und  Fluszgrenaen,  obwohl  dieselben  nicht 
in  dem  Masse  fest  nnd  unbeweglich  sind,  wie  die  Land- 
grenzen.   Zuweilen  wird  die  Mitte  des  Flusses,  zuweilen 

der  Thal  weg  desselben,  d.  h.  die  durch  die  StrÖnmnir  be- 
stimmte Fahrbahn,  als  die  eigentliche  Grenze  der  beider- 
seiftigen  Statshoheit  betrachtet,  aber  weil  die  Mitte  oder  der 
Thalweg  Torzfiglich  benutzt  wird ,  mit  Racksacht  auf  Schif- 
fahrt nnd  Verkeiir,  die  Benutzung  des  Flusses  zugleich  als 
eine  gemeinschal  t  Ii  che  behandelt.^    Sowohl  die  Mitte 

'  Das  gilt  z.  B.  vo!i  dem  Ilhein  als  Grenze  iwischen  Deutach land  nnd 
Frankreich.   Vgl.  Kl  über,  öffeutl.  R.  dca  dcatschini  Bundes  $%.  88^90. 
Blnntftcbli,  aUgcmeineft  Statarceht.  L  14 
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des  Flusses  als  der  Thalweg  sind  aber  öfteren  Aendeningen 
nnterworfipn ,  in  Fol^e  der  An-  und  Abspttlnng  der  Ufer  und 

in  Folge  vtM'äTHltMtcii  Wusserlanfs. 

b)  Die  Ge  Uirgsfjre  iizen.  Die  Gebirgszüore  trennen 
gewöhnlich  Stämme  und  Cultiir  von  einander.  Die  Bewohner 
sehen  nicht  hinllber  nnd  gelangen  nur  mit  Anstrengung^  ge- 
wöhnlich nur  auf  einseinen  Bergstrasxen  zn  einander.  Regel- 
m&szig  wird  ditnn  der  oberote  Oral  des  Gebirges,  welcher 
auch  die  Gew ausser  scheidet,  ols  die  natürliche  Grenzlinie 
angesehen. 

Zu  der  zweiten  Classe  gehören: 

a)  Die  Meere,  seltener  grosse  Seen,  die  von  Natnr 
der  Sonderherr^chaft  einzelner  Staten  entzogen  sind,  und 
der  gemeinsamen  freien  Benutzung  aller  Welt  oflien  stehen. 

b)  Die  Wilsten  und  nnwirth liehe  Steppen,  zuweilen 
auch  Wälder  und  wildes  G  e  b  i  r g e. ,  Die  fortschreitende 
Cultur  und  die  alimäblige  Aneignung  anch  dieser  (Gebiete 
durch  die  Statsmaeht  macht  aber  solche  Naturgrenzen  seltener. 

Die  nähere  Bestimmung  der  Grenzrerhältnisse  ist  dem 
Völkerrechte  vorbehalten. 

2.  In  ähnlicher  Weise,  wie  der  Chaiakler  und  der  Bil- 
dungsgrad des  Volkes,  übt  auch  die  Nutur  des  Landes  einen 
groszeu  Einflusz  ans  auf  die  Statenbildung  in  demselben. 
Obwohl  aus  der  Erde  geboren  ist  der  Mensch  doch  nur 
nneigentlich  ein  „  Landeskind  ^  zu  nennen.  Als  ein  geister- 
fülltes und  freie«  Wesen  vermag  er  den  äuszeren  Einwirkun- 
gen des  Landes  anch  Widerstand  zu  leisten.  Aber  er  wird 
überall  von  der  Macht  der  Natur  umschlossen,  und  kann 
sich  den  Einflüssen  nicht  völlig  entziehen,,  welche  der  be- 
sondere  Oharakter  und  die  Gestaltung  seines  Wohnortes  auf 
seinen  Geist  und  Körper  tftglich  ergieszt.  Kann  schon  das 
Individuum  diese  Kindrücke  nicht  alle  zuiucliötoszen  und 
abweisen,  so  wird  das  Volk,  welches  länger  lebt  und  Jahr- 
hunderte hindui'cli  <len  nämlichen  Einwirkungen  der  Landes- 
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iiutur  ausgesetzt  ist,  noch  mehr  davon  beti'oifen ,  nnd  um 
Ende  wird  in  anderem  Land  auch  das  Volk  ein 
amderes.  Es  ist  aber  eher  Aufgabe  der  Politik  als  des 
Statoreebla^  den  Einflnsz  der  Landesnatur  je  nach  Klima, 

Bodeni'orni  und  Bodenart,  Fruchtbarkeit  n.  s.  f.  auf  das 
Statslebeu  zu  würdigen. 

Wie  aber  die  Menschheit,  nicht  das  Volk  die  wahre 
Unterlage  des  vollkommenen  States  ist,  so  ist  auch  die 
Erde,  ntoht  das  Tjind  das  vollkommene  Statsgebiet. 
IMe  Erde,  welche  die  Mannichfoltigkeit  aller  lünder  in  das 
•  richtige  Verhältnisz  bilngi  und  harinoniech  einigt,  welche 
alle  Gegensätze  nicht  als  Mängel,  sondern  als  Ergänzung 
und  Reichthum  empfindet.  Für  die  heutige  Ötatenbildung 
aber,  welche  dem  höchsten  Ziele  noch  ferne  steht,  folgt 
daraus  der  auch  praetisch  längst  bewfthrte  Sata:  am  gün- 
stigsten auch  für  den  Einzelstat  ist  ein  m an nich faltig 
geartetes  Land,  mii  Ber^ien  nnd  Thälcrn,  Flüssen,  Seen, 
Meeresküsten  und  Ebenen:  nicht  gerade  der  erhöhten  Frucht- 
barkeit wegen,  denn  diese  Hebungen  und  Senkungen  des 
Bodens  machen  einen  Theil  des  Bodens  unfähig  lUr  die 
Cultur;  sondern  weil  sie  die  ebenfiills  mannichfaltigen 
Anlagen  der  Bewohner  allseitig  anregen  und  die  mensch- 
lichen Kräfte  steigern.  Am  ungünstigsten  dagegen  sind  gi-osze 
unwirthliche  Steppen  des  Binnenlandes.  Diese  sind  ilaiier 
auch  der  uralte  Boden,  auf  dem-  die  unstatlicheu  Nomailen- 
▼ölker  noch  ihr  Wesen  treiben. 
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Dreiondzwaiizigstes  CapiteL 

Von  der  U«bit>(8boheit.   (Sog«iianntet>  Statseigenlhom.) 

Man  nennt  das  Höh  ei  tsr  echt  des  States  über  das 
ganze  S  ta  tage  biet  uft  Stai  seigen  thum.  Diese  Beseich- 
nung  hatte  in  deoi  mittelalterlichen  J^ehensstat  wie  in  den 
abfiolaten  Staten  der  iimatischen  Vorzeit  eine  relatire  Wahr- 
heit. Zu  dem  modernen  Statabegriflfe  aber  paszt  dieselbe  in 
keiner  Beziehun»:. 

Das  „Eigenthuni''  ist  ein  privatrechthcher,  nicht  ein 
politischer  Hegriff.  So  lange  daher  der  Stat  oder  dessen 
Oberhaupt,  wie  in  dem  alt-jüdischen  State  Gott,  vie  die 
Ägyptischen  Pharaone  als  alleinige  Eigenthflmer  des  Bodens 
betrachtet  wurden,  an  dem  den  einzelnen  Priraten  kein 
Ei^enthum,  sondern  nur  ein  vorübergehendes  Grebrauchs- 
iind  Nutzungsrecht  zugestanden  war,  oder  so  lange  wie  in 
dem  römischen  Reiche  wenigstens  der  Boden  der  unterwor 
fenen  ProTinzen  als  in  dem  formellen  Eigenthiun  des  rOmi-' 
sehen  Volkes  oder  Kaisers  stehend  angesehen  waide,  and 
den  Provindaltn  nur  ein  minderes,  obwohl  reales  Eigen- 
thum (in  boiiisi  uu  ihren  Grundstücken  zukam,  oder  so 
lange  wie  in  einzelnen  miUelalterlichen  Staten,  z.  B.  in 
England  und  der  Eroberung  der  Normannen,  der  König  als 
ObereigenthQmer  und  Lehensherr  des  ganzen  Landes  galt 
und  die  Unterthanen  nur  einen  lehensmäszig  abgeleiteten 
Grundbesitz  hatten,  so  lange  bildete  die  Vereinigung  und 
Vermischung  von  privatrechtlichem  Eigenthuui  und  statlicher 
Hoheit  die  natürliche  Unterlage  lür  den  Begriff  des  Stats- 
eigenthums.  Seitdem  aber  die  Ausscheidung  des  Privat- 
rechtes  und  des  Statsrechte«  vollzogen  ist,  ist  derselbe  durch- 
aus unhaltbar  geworden* 

Das  Hoheitsrecht  des  States  Ober  das  Gebiet,  die 
Gebietshoheit  (imperium),  ist  somit  von  dem  Eigenthum 
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(dotniDium)  des  Slatea  wohl  zu  untersehekleii.  Das  letolere 
'hal  einen  privatreehclichen'  Inhalf,  ungeachtet  der  8tat  4mä 

Kechtssubject  ist.  das  ersteie  duge^^en  hat  «  inen  wesentlidi 
|>uiili6clien  Clmrakier,  uiui  kann  seiner  iSaun  nach  nur  deui 
bUiie  (beziehun^:$\vci$e  dem  dtoteoberhauptej  east^ehen.  ' 

Hie  Gebietshoheit  hat  vorerst  den  po6ittve.tt  Iniiall^ 
dass  dem  State  volllconimene  etat  liehe  Herrschaft  Ober 
das  ganze  Gebiet  zusteht.  Soweit  dasselbe  sieh  erstretskt, 
ist  .somit  der  Stat  herechtijjft ,  seiner  Gesetzgebung  Aner- 
keuDnn»i:  zu  versehafVen.  fieinti  He^ierimgsljebchlu&öe  durch- 
zuführen, seine  Gerieh (hbarkeit  zu  üben.  Der  Stat  hat  niclit 
bloss  Gewalt  Ober  die  Personen ,  er  hat  sie  auch  Uber  difa 
Land  und  Uber  die  Sachen,  darin. 

niese  Herrschaft  ist  a?>er  statlich ,  nicht  privatrecbtlieh. 
[ )<'iiiL:('i!ia>z  \M  es  ein  Iniljuin.  lirc  ans  jener  falschen  Vor- 
fiel iung  vun  Mai.sei«^ent(niin  <njtsprun^eii  ist,  wenn  ein  na- 
türliches Kigeuthuüi  des  States  an  herrenlosen  Sachen 
behauptet  wird ,  die  in  seinem  Gebiete  vorhanden  sind,  oder 
wenn  die  Fremden  von  der  Occupation  solcher  Sachen 
ausgeschlossen  und  diese  ausschlieszlich  dem  8tate  selbst 
oder  seinen  Afi«/eiuM'igen  voriitlialten  wird.  iXie  Occujjafioii 
ist  eine  privatrechtliehe  Erwerbslorm,  nicht  ein  Ansllusz  einer 
•tatlichen  Hoheit,  und  der  Umstand»  dasz  es  Sachen  gibt,, 
welche  nicht  in  privatrechtlicheni  Besitze  (Kler  Eigen thuni 
und  doch  derselben  föhig  sind,  ist  wieder  nur  ein  privat- 
rechtliches, nicht  ein  stat^reeluliches  Verhältnis/. 

Dem  i  litn  Rechte  ist  denn  auch  jene  irrthniiiiiche. 
Ansicht  fremd.  An  den  ei^^entli<'lif'n  roo  indlins  Imtte  der 
Stat  gerade  so  wenig  Rechte  als  jede  andere  Privatperson. 

'  Die  Allen  ItnlK'n  diese  Unlersclieiduiig  wohl  erkonut  .  Hvgo  GnÜMf^ 
de  jure  belli  ac  pac.  II.  3.  führt  eine  Stelle  von  Seneca  sn^  de  beiief.  Vll.  4: 
^Ad  rege»  fcUUa»  omniutn  perlinet,  ad  ringaloe  ffropriäat;'*  uud  von  Mo 
fhymut»  Orat.:  „Dea  Land  gekört  dem  Stat  ^i^jM  t^s;  n^Xtogyy  aber 
nichts  desto  minder  ist  jeder  Einzelne  vollkommener  Herr  seiner  envor'> 
benen  Güter. 
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Wer  immer,  ob  Fremder,  ob  römischer  Bttrger,  dieselben 
ooeii^rte,  wurde  dmrch  die  Occupatioii  ESgenthOmer.  *  lA 

dem  Mittelalter  dHjregon  war  allerdings  die  Vorstellung  der 
lehenslierilichen  Oberhoheit  und  die  des  Patrinionialstates 
einer  Ausdehnung  der  Statsherrschaft  auch  auf  Gegenstönde 
des  Privatrechtes  günstig:  und  in  manchen  nenem  Rechten 
hat  sich  diese  frohere  Anschauung  groszentheils  noch  erhalten . 
Dahin  gehören: 

1.  Das  preus zische  Landrecht,  welches  mit  Htziig 
auf  gewisse  Arten  von  Sachen,  insbesondere  auf  Liegen- 
schaften, Erbschaften,  nutzbare  Land thiere,  auf  welche  noch 
kein' Individuum  ein  besonderes  Recht  erlangt  hat^  oder  die 
von  ihrem  frühem  ESgenthümer  verlassen  worden,  dem  State 
ein  Yorsugs recht  zur  Occupation  zuschrabt,  in  Folge 
dessen  ein  Anderer  dieselben  nicht  ohne  Einwilligung  des 
8tates  in  Besitz  nehmen  darf.  An  andern  herrenlosen  Sachen 
dagegen  erkennt  auch  das  preuszische  Landrecbt  die  Occu- 
pationsfreiheit  an.^ 

%  Das  englische  Recht  hält  auch  hierin  die  mittel- 
alterliche Vorstellung  noch  strenger'  fest,  indem  es  in  der 
Regel  dem  Könige  das  Eigenthuui  an  herrenlosen  Sachen 
zuschreibt.  *  ^ur  ausnahmsweise  erkennt  dasselbe  an  einzel- 
nen beweglichen  Sachen  ein  freies  Oceupationsrecht  an. ^ 

3.  Das  französische  Recht  ist  dem  englischen  ahnlich. 

^  Gajug,  in  L.  3  pr.  de  Adquh*.  rer.  doniinio:  Quod  eiüm  nullius  esl, 
id  ratione  7}nttirali  occnpanti  couceditur."  Vgl.  I,.  1,  pr.  cod.  K lüher, 
öffentl.  Recht  des  deuLschcn  Bundes,  §.  337.  hnt  zuerst  die  'llienrie  auf- 
geatellt,  dasz  die  sogenannten  adespotn.  d.  h.  herrenlose  Sachen,  inner- 
halb des  Stfitsgebieta  nicht  von  Fremden  occupii  t  werden  können.  WaruQi 
aber  eoUte  der  V<igeL  der  ehiem  Fremden  ins  Zimmer  fliegt  und  von  diesem 
gefongfn  wird,  denselben  weniger  gehören  ols  einem  Einheimischen? 

*  Prensz.  tdr;  II.  16.  §.  1.  ff. 

*  Black 8t.  I.  8.  führt  eine  Stelle  vonBraeton  an:  «Haec  qnae  nul- 
lius in  Unu»  sunt  et  olini  iuerunt  inventoris  de  jnre  naturalis  jam  efll- 
cinntur  principis  de  jure  gentium.'*  v 

'  lilacksl.  II.  16.  26. 

•  > 
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E6  stellt  ^uiiz  ullgeuieiii  daa  Priooip  auf:  »Die  herrenlosen 
Sttebeo  geb^Vren  dem  State. 

4.  Das  österreichische  Gesetz  oftbert  eich  dagegen 
der  richtigen  römischen  Ansieht.  Es  erkennt  die  umgekehrte 

Regel  an,  dasz  die  lieiTenluscii  Saclieii  (dort  „fiei«teheiide 
Sachen"  goiiHiint)  der  freien  ^Zneignung"  anlieimfallen. ' 

Wo  nun  aber  in  den  neuern  Bechtea  ein  so  ausge- 
dehntes Recht  des  States  noch  vorkommt,  da  ist  dasselbe 
doeb  nicht  mehr  als  eine  Folge  der  Gebietsliobeit,  sondern 
als  eine  Anwendung  des  ans  statlichen  Rttcksichten  und 
jjriviitreclitliclien  Elementen  gemischtea  Reclites  der  Rega- 
lität /II  beliuiideln. 

Der  negative  Inhalt  der  Gebietshoheit  besteht  in  dem 
Rechte  des  States,  jeden  andern  Stat  oder  Uberhau|>t  jede 
andere  Macht  von  jeder  statlichen  Herrschaft  innerhalb  seines 
Gebietes  und  von  jedem  Ueber^ff  in  dasselbe  a  bau  halten. 
Es  ist  eine  einfache  Folge  dieses  Grundsatzes,  wenn  der 
moderne  Stat  nicht  zugibt,  dasz  in  seinem  Lande  ein  frem- 
der Stat  Gerichtsbarkeit  oder  Poiizeigewalt  Übe,  und  wenn 
er  auch  eine  privatrechtlicbe  Begründung  solcher  fremden 
Herrschaft,  nicht  anerkennt 

Dl^  Verftnszerung  endlich  des  Statsgebietes  oder 
eines  Theiles  desselben  in  den  Formen  und  nach  den  He- 
griffeu  des  Privatrechtes,  wie  dieselbe  im  Mittelalter  ganz 
allgemein  von  den  Landesherren  geübt  wurde,  welche  ihre 
Herrschaften  wie  ihre  Grundstücke  verkauften,  verpftlnde- 
teny  oft  »uch  vertheilten,  ^  ist  hinwieder  mit  dem  öffent- 
lichen Charakter  der  Gebietshoheit  nicht  mehr  vereinbar. 

Nach  dem  modernen  Statsrechte  ist  vielmehr  der  Grundsatz 

•  •- 

*  Code  Civ.  ^.  713.-  ^Ivs  \>\vus  qiii  uout  pu  de maiUe appMiienneiit 

h  l  Elat.    Vgl.  §8,  539.  W3.  768. 

'  §.  38i  ff. 

*  AchiilicJie«  komml  «iich  im  Altei  tlnmi,  nher  nur  Ix  i  wilclien  Ötateii 
vor.  (leren  Fursi  ein«'  nl>8olnte  (iewalt  über  Land  und  Leute*  liaUe.  VgL 
die  lieis|ue]c'  Inri  ilug»i  Orot.  L  3^  12.  - 
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der  Un  vcr üuszerlichkeit  und  Uutheilbarkeit  des 
Staisgebietes  alsR^el*  fest  zu  halten.  Aoanahiiiiwöte  aber 
ist  eine  YerflnsBeniBg  nur  soliaag  in  öffentlich  recht- 
licher Form,  auf  Ghmndlage  eines  Gesetzes  oder  in 
Folge  von  völkerrechtlichen  Verträgen,  wohin  denn 
auch  die  Friedensehl üsse  gehören.*** 

Hugo  Grotius  fordert  Uberdem  nach  natürlichem  Rechte, 
wenn  ein  Tlieil  des  8tatsgebietes  verftuszert  "weiden  soll, 
nicht  blosz  die  Zustimmung  des  ganzen  Stat^kÖrpers, 
sondern  auch  die  der  Einwohner  dieses  Gebiets- 
theiles:  ein  gerechtes  Ertordernisz,  da  es  sich  um  die 
ganze  statliche  Existenz  derselben  handelt  und  sie  durch 
die  ^Gesetzgebung  des  ganzen  States  unmöglich  in  einem 
Momente  genügend  vertreten  werden,  in  welchem  diese »ir 
AuMsung  der  Gemeinschaft  geneigt  ist  Aber  die  Noth  der 
Umstände  wird  in  den  meisten  Fällen  der  Art  stärker  sdn, 
als  jener  Grundsatz  des  natürlichen  Rechts.  *' 

Beschränkungen  der  Gebietshoheit  zu  Gunsten  ande- 
rer Staten  (statsrechtliche  Dienstbarkeiten)  können 
vorkommen,  und  awar  analog  den  Servituten  des  Privat^ 
rechtes.  Kor  bedürfen  auch  diese  Beschrftnkungen,  damit  das 
SCatsreeht  sie  ataerkenne,  einer  statsrechtlichen  oder  völker- 
rechtlichen Begründung  im  einzelnen  FaJl  und  eines  stats- 
rechtlichen Inhalts;  z.  ß.  durch  Statsvertrag  wird  dem 
benachbarten  State  die  freie  Benutzung  einer  Militftrstrasie  Ober 

.  •franz.  Verf.  v.  1791.  II.  §.  11.    „Le  royaume  eat  un  et  indivi- 
«Air.*   Oesterr.  Verfassoog  §.  2.   »Diese  Kronländer  bilden  di^  freie,  ' 
«elbatftndige,  unf heilbare  und  nnanfldsbare  oonatItatfooeUe  dBter- 
rdduMhe  Erbmotuurehie."     Belege  tod  dentscheo  Einselatsten  bei 
Zsebariäv  Deatsdiee  8tata-  nnd  Bnndesr.  2.  $.83. 

'<*  Prenssische  Verf.  xoniaSO.  Art.  2.  „Die  Grenzen  diese«  Stata- 
gebiets  köDDeo  nur  durch  fin  Gesetz  verändert  werden." 

'»  Hugo  Orot.  II.  6.  4  ff.  Vgl.  Wiener  Schluszakte  v.  1828, 
Art.  6.  „Eine  freiwillige  Abtretung;  auf  einen»  Biiiif!p5*i;ebiete  linftender 
Sonveränitäts-kecliUi  kai.n  ohne  Zustinimung  (der  (iesammtheit)  nur  zu 
Gunsten  eines  MitverbünUcten  geschehen.** 
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üas  Statsgebiet  zugesichert;  oder  eine  Stadt  wird  mit  Rücksicht 
auf  die  Begebreo  des  Naehbarttates  als  Freibafen  ei^klärt;  oder 
die  Ausübung  des  Postregals  wird  an  dne  fremde  Postver- 
waltnng  überlassen.   In  höherem  Masse  aber,  a]s  im  Privat- 

rechte  zweifelhalte  Fälle  zu  Gunsten  der  Freiheit  des  Eigen- 
thums  interpretirt*  werden  und  die  Ausdehnung  der  Öervitu-* 
ten  möglichst  beschränkt  wird,  nm.'^z  im  Statsrechte  die 
Freiheit  der  Gebietshoheit  gegenüber  derartigen  Beschrftn- 
kungen  gewahrt  werden;  denn  die  Harmonie'  und  Einheit 
des  Statsorganismns,' sowie  das  Bedttrfhisz  fVeier  Umgestal- 
tung der  statlichen  Einrichtungen,  je  nach  den  Edbrder- 
nissen  der  öfientliclien  Wohlfahrt,  werden  durch  dauernde 
Beschränkungen  und  Hemmungen  von  aussen  sehr  leicht  in 
einte*  nnertrftgliehen  Weise  gestört  und  verlefst.  ^ 

Anmerkungen.  1.  Die  Umwandlung  des  Titels  der  frauzösidciieu 
Könige  aus  Roi  de  France  in  Rot  dr$  Franfaü  in  Folge  der  Revolotioii 
wfi^  ein  Protest  gegen  die  frttbere  YoreteHong,  dats  Frankreidi  ein  pa- 
trimODivm  regia  aei.  Insofern  beseichnet  aie  ehien  Fortecbritt  des  tttU 
liehen  delstes.  Aber  sobald  man  die  Gebietalioheii  in  ihrer  wahren  Be- 
dmtnng  erfaszt  hat,  so  ist  kein  Grand  mehr,  die  Benennung  der  Könige 
von  dem  Lande  oder  Reiche  her  für  bede&kUeher  zu  halten  als  die  von  dem 
Volke  her.  Zu  weit  aber  geht  Stahl,  wenn  er  (Statslehre  II.  §  38)  der  letz- 
leren Bezeichniinf^  vorwirft,  sie  rul'e  ein  „Kild  der  Harbarei"  hervor.  Die 
römischen  Kaiser  und  die  deutschen  Kaiser  iiabeu  l>ekanntJich  den  Nnmen 
des  Volks  dem  des  Landes  in  ihren  Titeln  vorgezogen.  Wer  wollte  sie 
deszbalb  der  Barbarei  bezichtigen?  Die  Benennung  vom  Volke  her  ist 
sogar  edler  als  die  TOm  Lande  her,  wdl  das  Yolk  über  dem  Lande  ist. 

2.  Blosse  QrensberichtiguDgeo  fallen  nicht  nnter  den  Begriff 
der  Verliisserang  des  Slat^geUetea.  Es  wird  dureh  dieselben,  nicht  ein 
Theil  des  Stat^gebletea  entiVemdet«  sondern  der  Dnifang  des  wlrkliebec 
Statsgebietca  n&ber  bestimmt.  Wenn  aber  zum  Behuf  der  Arroodirun^ 
eines  States  ganze,  zamal  bewohnte  Gebictsstrecken ,  welche  unzweifel- 
haft bisher  demselben  zugehörten,  aligetiennt  und  umgetauscht  werden^ 
so  ist  das  allerdings  . nicht  mehr  eine  blosze  Grenzlerichtigung. 

«a  Schmitthenner,  Statsrscfat  6.409:  „Bios«  privatives  Elgenlhnni 
elne#  fremdem  States  oder  fibnverins  i^  dem  Gebiete  des  8(atea  sehlicaii 
keine  Beschrinknng  der  Lfindesgewalt  ein.'* 
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VieimdzwaiiBigsteB  GapiteL 

Eiotkeiiu  ug  des  Laude«. 

Das  ötats«iebiet  ist  gewöhnlich  so  unitasseiid ,  dasz  es 
regelmäzig  zum  Behuf  der  politischen  Beherrschung  in  ver- 
schiedene AbtheiluDgen  geiheilt  werden  musz.  Es  lassen  sich 
hier  Tier  Hauptarten  unterscheiden: 

1.  Die  Provinzen. 

Die  Provinzen  des  römischen  Reiches  waren  ursprüng- 
lich selbständige  Statsgebiete,  welche  aber  der  Herrschaft 
des  römischen  States  unterworfen  worden.  Auch  die  neuern 
pDOvinzen  erklären  neb  häufig  aus  früherer  Besonderheit  der 
später  zu  einem,  grosseren  Ganzen  vereinigten  Länder.  Zu- 
weilen sind  aber  neue  Provinzen  erst  von  dem  State  ge- 
schaffen worden,  dem  sie  angehören,  und  oft  sind,  wie  im 
deutschen  Reich,  aus  den  Provinzen  (.Herzogthümeruj  neue 
liänder  geworden. 

Da«  Cbarekteristisobe  dieser  obersten  Stufe  der  stat- 
liehen  Eintheilung  liegt  immerhin  in  der  relativen  s tat- 
lichen Besonderheit  dieser  Theile.  In  Folge  derselben 
haben  sie  eine  zwar  der  Gesannntregierung  untergeordnete, 
aber  immerhin  mit  Rücksicht  auf  die  eigeuthümliche  Be- 
deutung der  Provinz  mit  ausgedehnteren  Vollmachten  ausge- 
rüstete relativ  selbständige  Provinzialregierung.  lieber- 
dem  haben  dieselben  in  der  Repräsentativ -Verfessung.  zu- 
weilen selbst  eine  —  IVeilich  auf  die  bes<»ndern  Interessen 
der  Provinz  beschränkte  —  besondere  Provinzialgosetz- 
gcbung,  Prnvinzi?ilstän  de. 

Der  moderne  Einheitsstat  i.st  dieser  Eintheilung  nicht 
günstig.  In  f'raiikreich ,  in  Spanien  und  in  England, -nun 
auch  in  preuszen  ist  die  gesetzgeberische  Besonderheit  der 
Provinzen  aufgelöst,  in  Oesterreich  in  den  sogenannten 
Kro  Iii  ändern  vornelunlich  auf  die  Interessen  der  Cultur 
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und  Wirtbschaft  beschrtokt  worden.  80  gross  aber  das  In* 
teresse  des  States  an  voller  und  durchgreifender  Einheit  im 

Orgainsmiis  ist,  so  zerstört  doch  eine  «gänzliche  Beseitigung 
der  provinziellen  Freiheit  viele  natiirliclie  Eigenthümlich- 
keiten  und  Bedürfnisse,  und  leicht  verletzt  eine  über- 
triebene UniformiUit  gesunde  uqd  frnohtbare  Tbeile  des 
Volkslebens.  v 
2.  IHe  Kreise. 

Die  Kreise  sind  noch  gröszere  Statsbezirke;  aber  sie 
haben  doch  nur  die  Bedeutung  von  bloszen  Theilen  des 
Statsgebietes.  8ie  haben  nicht  wie  die  Proviosen  einen  Aus- 
spruch darauf ,  augleich  besondere  L&nder  sä  sein.  In 
der  alten  fränkischen  und  deutsehen  Rdclisverfiissung  hatten 
die  Herzogthllnier  und  FOrstenihamer  den  Charakter 
vnii  Provinzen,  die  Gaue  den  von  Kreisen.  Eben  dahin 
sind  die  englischen  und  nordatnerikanischen  Grafschaften, 
die  fhmsKdsischen  Departemente,  die  deutschen  Kreise 
zu  rechnen. 

Der  wahre  Grund  dieser  Eintheilung  liegt  n1ch|  in  der 

Eigenthünilichkeit  eines  Landes  oder  eines  Volksstammes, 
sondern  in  dem  politischeir  Bedürfnisse  der  Statsregierung 
selbst,  ihre  Thätigkeit  stufenweise  zu  gliedern.  Sie  ist 
daher  Torzugsweise  das  Product  des  Statsorganismus,-  obwohl 
im  Einzelnen  auch  auf  die  historische  Verbindung  der  Be- 
▼dlkeruDg  eines  Kreises  und  anf  die  natürlichen  Verkehrs- 
beziehungen derselben  Rücksicht  zu  nehmen  ist.  Lassen 
sich  die  Provinzen  mit  verschiedenen  Häusern  vergleichen, 
die  zu  einem  Schlosse  gehören,  so  sind  die  Kreise  eher  den 
Terschiedenen  Stockwerken  eines  Hauses  v^ergleichbar. 

Den  Kreisen  kommt  gewöhnlich  ^ine  besondere  Concen- 
tration  der  Regierungsgewalt  und  der  obern  Gerichts- 
barke it  zu. 

.-i.  Die  Bezirke. 

Sie  bilden  regelmüszig  Unterabtheiiungeii  der  Ki'cise^ 
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und  babeA  dann  eine  besondm  der  Kreisregierung  unter 
geoidnete  Yerwaltong  und  eine  mittlere  Gericht»^ 
barkett. 

Die  alten  Centenen  (Hiintari)  der  germanischen 
Verfassung,  die  Landgerichte  und  Oberamteien  in 
Deutschland,  die  Ca n tone  in  Frankreich  nehmen  diese 
Stellung  ein. 

Blosse  Wahlkreise  sum  Behnfe  der  Volksreprftsen« 
tation  gehören  nicht  hieher,  da  sie  nur  fl)r  einen  vortlber- 

gehenden  politischen  Zweck  geschatien,  nicht  ein  organisches 
Glied  im  Stalskörper  sind.  Der  Mangel  an  bleibenden  ge- 
meinsamen Institutionen  spricht  übrigens  gegen  die  Zweck- 
mllssigkeit  solcher  unorganischen  Kreise. 

4.-  Die  Gemeinden,  sowohl  die  Stadt-  als  die  Land- 
gemeinden mit  ihrem  Bann. 

Sie  sind  die  unterste  Stufe  der  Eintheilung  des  Stats- 
gebietes,  haben  aber  eine  höchst  lebensvolle  Bedeutung, 
welche  eine  gewisse  Analogie  mit  dem  Statsgebiete  selbst 
gewährt.  Wie  das  politisch-organisirte  Volk  xum  Land,  so 
rerhtit  sich  die  persönliche  (oorporative)  Gemeinde  sum 
Gemeindebezirk  (Gemeindebann).  Sie  erfüllt  es  mit  ihrem 
gemeinsamen  Lel>en.  Freilich  ist  dieses  selbst  nicht  wie  dort 
ein  höheres  politisches,  sondern  zunächst  ein  den  gemeinen 
Gultur-  und  Wirthscbaftsinteressen  zugewendetes. 

^Veränderungen  in  der  politischen  Eintheilung  des 
StatsgeMetes  sind  Snche  des  Gesetzes.  I>er  Stat  hat  in 
allrn  Stufen  der  Abtiieiliiiig  auch  seine  GesammtiiUercssen 
und  die  Harmonie  seines  Organismus  zu  wahren.  .Te  höher 
aber  die  Stufe,  um  so  entscheidender  wirken  die  öttentlichen 
Interessen,  imi  so  i^i^re  Hand  hat  der  Stat  in  der  Bestim- 
mung der  Grenzen.  Die  tiefste  Stufe  dagegen,  die  Ge- 
meinde, steht  ihrem  Zwecke  nach  in  so  vielfältigen  und 
<ugen  Beziehungfcu  zu  den  bestehenden  Genieiiidecorpora- 
lionen,   dasz  hier  der  Wille  auch    dieser  vorzüglich  in 
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Betracht  kommt.  Die  Hauptrttoksicbten,  welche  der  8tat  bei 
Minen  Anordnungen  so  nehmen  hat,  sind  a)  die  politifehe 
Zweekmtaigkeit  der  Eintheilong;  h)  die  natarlichen  Ver> 
bindungen  and  Gtogmfttze,  a.  B.  zusammengehörige  Fluss- 

gebiete  oder  Thäler ;  c)  die  historischen  Beziehungen  der 
Bevölkerung;  d)  ihre  Verkehrsbeziehung,  z,  JB.  zu  einer 
Stadt  als  Gentraipunkt.  Untergeordnet  dagegen  «ind  die 
blosse  mathematischen  Ettcksichten,  die  «ich  ahiMthlen 
oder  mit  dem  Zirkel  bemessen  lassend 


FttnftmdzwaDziggtes  CapitaL 

VerbältDiss  des  Stats  zum  Prlvateigenlhum. 

Das  Pi  i  va  teigen  thuni,  d.  h.  die  Herrschaft  des  In- 
dividuums über  die  Sachen,  ist  so  alt  als  der  Mensch.  Als 
die  ersten  Menschen  die  Fruchte  pflückten,  welche  die 
Biume  ihnen  aur  Nahrung  darboten,  übten  sie  mit  Be- 
wosatsein  Herrschaft  aus,  d.  h.  sie  nahmen  dieselben  au 
Eigenthum.  Und  hIs  sie  sich  eine  Höhle  wählten,  und  ein 
festes,  wenn  auch  vorttbergehendes  Lager  bereiteten,  er- 
.  griffen  sie  auch  daran  Ei^enthuin.  Als  sie  ihre  Blösze  mit 
Zweigen  bedeckten  und  ein  Thierfell  um  ihren  Leib  warfen, 
hatten  sie  wieder  Eigenthum  erworben. 

Das  Eigenthum  ist  nicht  erst  durch  den  Stat  er- 
zeugt worden.  Es  ist  in  seiner  ersten,  l'reilich  unvollkom- 
menen und  noch  wenig  gesicherten  Gestcdt  das  Werk  des 
individuellen  Lebens,  gewissermaszen  die  Erweite- 
rung  des  leiblichen  Daseins  der  Individuen.  Das 
Individuum  ergreift  Besits  von  den  Dingen  um  es  her,  die 
in  den  Bereich  seiner  Herrschaft  fallen,  es  macht  sich  die- 
selben dienstbar  und  nutzbar,  es  eignet  sicii  dieselben  an. 


Digitized  by  Google 


1 


igS  TmHm  Bm^w  ^rik  iind  Und. 

r 

Indem  zum  Besite  das  Bewasztaeiii  der  bereehtiglen  HeiiN 
sehaft  der  PersoD  Uber  die  Sache  hinea tritt,  ist  dis  Eigen- 
thum ToHendei  Auch  der  Nomade,  der  keiner  f^ten  8tats- 

verbiiiduiig:  aiiiiohört,  hat  deimoch  Eigenthum  an  seinen 
Kleidern,  seinen  Waffen,  seinen  Heerden,  seinen  GeräUi- 
scbaften.  Auch  jener  achiffbrüctiige  Robinson  auf  dem  eio-. 
Samen  Eilande  erweiterte  sein  Eigenthnm. 

Der Communismns,  welcher  die  Rechtmftszigkeit  des' 
.  Priyateigenthums  Ittngnet,  und  das  Eigenthuni  als  ^Dieb- 
stahl" ^  an  der  Gesanmitheit  erklärt,  ist  somit  im  Wider- 
spruch mit  der  individuellen  Natur  des  Menschen,  wie  Gott 
ihn  geschaffen,  der  dem  Menschen  9 Herrschaft  verliehen  hat 
Ober  die  Fische  im  Meer  und  Uber  die  Vögel  unter  dem 
Himmel  und  Ober  das  Vieh  und  über  die  ganze  Erde** 
(1.  Mose  1,  26).  Er  ist  ebenso  im  Widerspruch  mit  der 
ganzen  Geschiclite  der  iMenschheit,  welclif  unter  allen  Völ- 
kern und  in  allen  Zeiten  das  Eigen thum  anerkennt,  und  in 
ihrer  Entwicltlang  unverkennbar  bemüht  ist,  das  Eigenthum 
ToUkommen  auszubilden. 

Die  Aufhebung  des  Eigenthums  im  Sinne  der  CSommu- 
nisten  würde  den  Untergang  jeglicher  individuellen  Freiheit, 
die  Zerstörung  der  Cultur,  die  Auflösung  der  Familie,  mit 
Einem  Worte  eine  Barbarei  zur  Folge  haben,  wie  sie  selbst 
in  den  rohesten  Zustftnden  der  menschlichen  Gesellschaft 
nie  da  gewesen  ist^ 

Scheinbar  gemfiszigter  und  humaner  ist  die  Lehre  der 
Soci allsten,  aber  ebenso  verkehrt  und  minder  noch  con- 
sequent.  Als  Vertreter  dieser  Ansicht  mag  Fröbel  gelten, 
welcher  das  Eigenthum  nur  als  ^Lehen  der  Statsgesell- 
schaft  in  der  Hand  seines  Besitzers^  gelten  lassen  will  und 

*  Froudhon,  „La  proprio  cest  le  vol." 

'  Vgl.  ITiiers  De  la  propri^td  Liv.  II.,  der  vortreffiich  in  der  Kritik 
der  commtmistischen  und  socialistischcn  Systeme,  aber  nicht  glücklicli  in 
der  philosophischen  Herleitung  des  Eigenthomsbegriifes  (aus  der  Arbeit)  ist. 
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(las  Recht  d«r  Indinduen  nur  als  »eine  Folge  eines  GFesammt- 
wtllens  anerkennt  von  Vielea  die  eine  souverftne  GeseUselmfl 
bilden.*^'  Diese  Lehre  mtsskennt  die  indiTidnelle  Natnr  und 

Freiheit  des  Mensclicu  juchL  aiinder  als  der  Coniiiiuni^inus. 
und  iiitltiui  sie  biosz  von  ab^eleitetein  uiid  vurnberjceJieiideoi 
l^esitze  weisz^  bietet  sie  ud8  das  übertriebene  iiSerrbüd*  des 
niilteJalterlichen  Lehensweseos  ab  Ersata  e»  fttr  das  ftene 
Eigeathuin,  welches  eine  höhere  Gesittqng  glttcklieh  er- 
rangen  hat.  Es  ist  das  die  nämliche,  nur  mit  demokrati- 
schen Phrasen  Tmilianffte  Theorie  der  Kneeht^ehaft.  w  rlcljc 
in  den  (iunkelwLeii /i  i'ru  dei  Gesei^iclile  eine  iiieuerträßhtige 
Schmeichelei  willküiiichen  Despoten  gelehrt  hatte« 

Dein  State  kömmt  somit  keineswegs  absolute  Terfllgang 
zn  Uber  das  Privateigentbum.  Vielmehr  liegt  dieses  aJs 
Priyatrecht  sunüchst  ausserhalb  der  Sphäre  des  Statsrechtes. 
Der  Stat  schafft  das  Eigeuiiiuiu  nieht  und  tn  iial^  es  nicht,  er 
darf  es  daher  auch  nicht  neiitnen.  Er  scliutzt  es,  wie 
iiberhaii])t  alle,  auch  die  individuellen  Rechte  schQtat.  Die 
beiden  Hauptgrundstttze  über  das  YerhOltniss  des  States  aum 
Privateigenthum  sind  demnach:  . 

1.  Der  Stat  gewährleistet  die  Freiheit  und  Si- 
cherlieit  des  Ei^e n <  h  u ni s.  ^ 

2.  Dem  5tat«*  k()iiiiiit  keine  willkürliche  Di^spo* 
sition  zu  über  das  Eigenthum. 

Die  Freiheit  de^  Privateigenthunis  erleidet  aber  einige 
Beschrftnknngen  unter  Voraussetzungen,  welche  zugleich  * 
das  Recht  des  ötates  erweitern: 

*  Frabel^  sociale  Politik  II.  8.  392  a.  400. 

*■  Eine  Reihe  von  VerHusuiigeQ  sprechen  dieaea  Sets  ancdrueklkdi 
«ne.  Schon  die  Magna  Charta  König  Heinriehe  III.  ▼on  Englaod  von 
1225  enÜUüt  mehrere  Einielbeetimaiangen  der  Art.  Aneh  die  repiibli- 

kanieche  Verfassung  von  Frankreich  von  184S.  A.  11.  enthält  wie  die 
Charte  von  1814  (8)  den  Satz:  j^Tootes  les  propri^t^  aont  inviolables;" 
ebenao  <)i<>  preuszieche  Verfaeaang  Ton  1850.  A.  9:  nÜaa  Eigeuthum  ist 
unverletslich.** 
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1.  Aus  Aer  Nalur  der  Sachen  selbst  ergeben  sich 
solche. 

Gewisse  flachen  nftmKch  sind  um  Ihrer  natürlichen  Be- 

schaft'enheit  willen  dem  ausschlieszlichen  Privatbesitz  und 
Privateigen thum  entrückt  und  dem  gemeinen  öffentlichen 
Gebrauche  hingegeben.  Oeffentliche  Sachen  (res  publi- 
cae).  80  die  öffentlichen  Flusse,  Seehafen,  Strassen. « 

Andere  Sachen  sind  zwar  ihrer  Natur  nach  flUiig  des 
PriTateigenthnms,  aber  im  Sinne  des  modernen  Rechtes, 
weil  sie  immerhin  eine  nähere  Beziehung  auf  die  allgemeine 
Wohlfahrt  haben,  oder  weil  ihre  Ausbeutung  eine  über  die 
Schranken  des  gewöhnlichen  und  thei Ibaren  Privateigen- 
thums hinausreicbende  umfassende  Wirthschaft  erfordert, 
dem  höheren  Rechte  des  States  unterworfen.  Dahin  gehören 
insbesondere  Bergwerke.  Salinen  und  Ähnliche  Regale. 

2.  In  Folge  der  (politischen)  Oberherrschaft  des 
States  über  Land  und  Leute,  und  aus  seiner  Verpflichtung, 
anch  das  Nebeneinanderbestehen  nnd  das  Nachein- 
andeirbestehen  der  Individuen  ^u  sehlltaen.  Dahin  ge« 
hören  die  Besteuerung  und  die  sämmtlichen  polliai- 
liehen  Beschränkungen  des  Privateigenthums. 

3.  In  Folge  des  Rechtes  der  Enteignung  (expro* 
priatioj. 

^  Maftiamu  fai  L.  4.  $.  1.  de  div.  R«r.:  „Flunoina  paene  ornnia  4t 
pOrtas  pnblica  sunt"  CRpiamt  in  L.  1.  §.  3.  eod.  „Publicum  flumen 
«88e  Casaius  definit,  quod  perenne  sit."  Enger  ist  der  Begriff  des  öffent- 
lichen Flusses  nach  dem  Code  Napol.  §.  538:  „Les  cherains,  routes  et 
rues  ä  ia  charge  de  l'Etat,  les  fleuvea  et  rivi^res  navigdbles  ou  flottäblr», 
les  ri vages,  lais  et  relais  de  )a  mer,  les  ports^  Icf  havres.  les  rades,  et 
g^n^ralement  tontea  les  portions  du  territoire  fran^ais  qui  ne  iont  ptf 
«naeeptibles  d*aoe  propri^td  privte,  aont  con«id6r^  comme  des  dipoidsocct 
du  doniauie  public''  Der  8aeh«en6piegel  II.  28,  %,  4.  Mheint  ebenftUt 
nur  «tromartige  Flflsse  für  öflRe&tlidie  sn  halten:  «Svelk  water  etrem  es 
vlüt,  dat  is  gemene  to  varene  unde  to  visehene  inne.*  Das  preusxi- 
sehe  Laudredit  II.  15.  §.  36^  42.  beschränkt  den  Begriff  sogar  auf  „schiff- 
bare**  Flüsse  und  weisz  euch  von  flöexbaren  Privaitttteeen.  Aehnlich  das 
österr.  Ges.  S*  407. 
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0«wdluili^  niinint^  man  an/  das  Recht  <ier  fiiiteigninig 
sei  von  den  ROineni  nicbt  an^annl,  vielmehr  die  fVeiheil 
des  6igen<lrain8  auch  dann  unbedingt  geschaixt  worden, 

wenn  der  Stut  der  Abtretung  im  Interesse  allgemein  nütz- 
lieber  Unternehu)ungen  bedurft  habe.  Indessen  steht  nur  so 
viel  fesLy  daa«,  die  Römer  kein  allgemeines  Abtretunga» 
recht  siigejaasen  haheii.  Ihre  groesea  Canale^  ihre  in  ge-  , 
rader  Ri<;htung  durchgeflllirten  Heerstraaaen,  ihre  Waiwer» 
ieitongen  und  Befestigungswerlce  abefr  wftren 'noerklftrhar^ 
hätte  nicht  der  Stat  im  einzelnen  Falle  die  Macht  he." 
sessen,  die  Gruudeigenthttmer  zm*  Abtretung  zu  nötliigen. 
Wahncheinlieh  verfuhren  die  Börner,  wenn  solche  BedttrfV. 
Blase  vorlagen,  Ähnlich,  wie  bia  auf  die  neueste  Zeil  die 
EiDgJAnder,  d.  h.  sie  erliesien  ein  8peeialgeaela  Ar  den 
besondern  Fall.  Auch  gegenwärtig  noch  bedarf  es,  wie  in 
frühem  Zeiten,  in  Eii^dniid  einer  Ph rl a  ni e ii  tsa cte,  wenn 
die  Eigenthiuner  zum  Bedarf  einer  öffentlichen  Unternehmung 
angehalten  werden  soUeu,  ihr  fiigenthuui  abautreton.* 

Auf  dem  Oraitinente  dagegen  ist  das  Recht  der  Eifteif» 
nung  gewöhnlieh  in  neuerer  Zeit  «Ilg-emein  anerkannt  und 
vregulirt  worden.  Viele  neuere  Verfasvsunj^eu  enthalten  das 
Principe  dasz  <ler  Stat  berechtr^t  sei,  aus  Gründen  der  öffent- 
lichen Wohlfahrt  und  gegen  volle  Entschädigung  die  Ab- 
tretung des  Eigenthums'zu  erzwingen.' 

*  VgJ.  I^lackstonc,  I.  1.  und  eine  Roihe  neuerer  Gesetze  über  Canälp 
und  Eii^euhahnen.  Beispiel«  in  dem  n^^ueateii  ExproprialionsoiMiex.** 
Nttriiberij  1837. 

^  Bayrrisclios  Liiiuli echt  von  1T5<)  3.  §.  2.  P re uszisiclies 
'  Laudrecbt  I.  2.  §.  4.  7.  Code  Aap.  54o:  ^Nnl  nc  peut  Oire  contraint 
de  cMtr  a»  propriete,  si  Im  n^est.  pour  cftoae  d'utill^  publique^  et 
luoyennaat  Que  juste  et  pr^ftlable  indeniiuld.*  O^a-lerr.  (kselibwS.  3ft5:; 
irWenn  cs  das  ftllgeineiiie  Bütte  erheiaehtv  rniiM  ein  MitglM  des  Sifttes 
gegen  eine^aDgcnieesBiie  BdiedlMheltung  Mltet  dM  Vollilliidige  Bigenthum 
einer  Sache  abtreten."  VerfiiMung  >on  Frankreich  v.  1848.  §.  11. 
{rleichlnnteud  mit  der  Chaile  \r>n  1814.  §.  9.  und  dem  Code;  von  Heigien 
1031.  11.,  von  Keapel  1H48.  §.  ebenso  Oeaterr.  Verf.  von  l&td. 
RluntftchJi,  allgemeines  Statorecbt  I.  15  ' 
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llieset  Phneip  wird  voUstAadig  durch  die  Erwägung 
gereehtfertigt;  dass  im  Couflide  Woaser  indiTidueller  Privat- 
l«iBbte^ltl41^iai9iaD^ifli^  der 

Vorziiir,  aber  nicht  in  weiterem  ümtaugc  j^cbührt,  aU  dlc 
Lösung  des  tV)nflictt's  es  erlieisclit.  Das  (»flefiMiolie  Interesse 
wird  durch,  das  Recht  des  States  auf  Abtretung,  das  iiidivi- 
diii»ike  latwcooin^^tir^  das  Aechi  dea  Privaten  auf  v^Ue  £ot^ 

""•'•vBie  Ermittlung  da»  öffantHehen  Iiiteretse»  im  einselnea 

Falle,  d.  h.  die  lieantwortiiiiu:  der  Krage,  ob  ein  öffent- 
liches liedürfnisz  die  A  I)  l  r  e  t  ii  n  erhei.sclie,  gehört 
ihrer  Natur  nach  dem  offen  tiichen  Hechte  an,  und  ist 
aamifc.läeblfvon  den  Oirilgeriehlen  zo  entscheiden)  sondern 
von  diin  i^ganen  der  eigentlichen  Statagewalt,  sei  ea  ntins 
dasr  der  OesetsfE:eber  selbst,  wie  in  England  und  NcNPd-» 
anierika,  das  Uiitri-nehineii  fiir  iiöHdg  erklart,  oder  dasz 
die  Yerwaltungsbehorden,  wie  in  Deutschland  gewöhnlich, 
diese  Goropetenz  haben.  Die  letztere  Verfahrungsweise.  ist 
im  Priucip  ricbti|^r;  denn  Bachie  der  Regierung  ist  es,  im 
einzelnen  Falle- das  anzuordnen  ,  was  das  öffbntUche  Wohl 
erfordert,  und  in  höherem  Masze  kommt  auch  die  Fähigkeit 
ihr  zu,  die  Z\Melviiui.szi«rkeit  der  Mittel  zu  l)enrtheilen.  Nur 
allerdings  müssen  die  1  Linien  des  Verfahrens  (iarautien  da- 
für bieten,  dasz  nicht  biosze  Willkür  uud  Laune  einen  Ein* 
griff  in  das  Privatrecht  veranlassen.  ^ 

Das  Recht  auf  Zwangsabtretung  gebührt  zunächst  nur 
dem  State,  und  für  den  engem  Kreis  der  öffentlichen 

S.  29,  ähnlich  der  obigea  Beitiiiiniimg  de«  Oeeetxbuchs.  Preuszische 
VerlkMung  von  185a  A.  9:  «Das  Bigenlhnm  ist  tioverletsticfa.  Es  kann 
nnrnns  Gründen  des  öileiiüieben  Wohles  gegen  vorgangige,  in  dringen- 

den  Fällen  wenigstens  vorläufig  festzustellende  Entachftd%nng 
nadi  Maszgabe  des  Gesetzes  entzogen  oder  beschränkt  werden.** 

*  Bayerisches  Gesetz  v.  1837.  \ \^\.  Treicliler.  über  die  Zwangs- 
ol'lreiuug  in  der  Zeiisclirilt  fiir  4eutscbes  K«ciit  von  tieseler,  Keyscher 
.und  Wiida.    Bd.  XII.  H.  1.  "  '•  i 
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Qfm^in&BinitBipmn  der  Qismeiiide,  nichl  aber  Priralper- 
aonein.  Indesaen  kann  der  6tat,  sowie  er  die 'Ausftthrui^ 
eimselne^  Unternehnjungen  in  dflenfclichem  Interesse  an  Pri- 
vatpersonen überläszt,  diesen  —  einzelnen  Individuen  oder 
Gesellschaften  —  ausnahmsweise  auch  die  lielügniaai  ein* 
räumen,  für  diesen  besonderen  Zweck  die  Abtretaag  m 
verlRQgen.  Setbtrt  ki  Bngland  und  Nerdftinerika  itrdicM 
Uebertran^ung  de«  Becfbts  t  auf  Abtretung  hftufig  von  deo» 
gesetzgebenden  Körper  an  Actiengesellsclwiften ,  z.  B.  Itir 
Erbauung  von  Eisenbahnen,  zugestunden  worden. 

Viele  Gesetzgebungen  beschränken  die  Abtretungspdicbt 
tb^iis-  Auf  Uegenaobaften,  tlieUa  auf  beattinaite  eiaialn.  be- 
näante  Zwecke.  Das  Princip  in  seiner  B^eiiih^t*  aber  Widev» 
streitet  diesen  BesebrAnkungen ,  indem  gunz  die  nämlichen 
Gründe,  welche  diese  engere  Anwendung  rechtfertigen,  um  Ii 
auf  fahrendes  Gut  oder  andere  Vernioo:ensrechte  und  auf 
Zwecke  passen,  welche  erst  nach  der  gesetzlichen  Aufzäh- 
lung durch  neue  Krfiudimgen'  und  erweiterte  CuUuri)edttrf- 
nisse  ' sieb  ergeben.  /  ' 

Die  Frage  dagegen,  wie  lioch  die  EnttehAdigung  iro 
bestimmen  sei,  welche  dem  Abtretungsi)flicliti<5eii  zukomme, 
ist  von  durchaus  jn- i  v  atrech  tliche r  Natur,  somit  auch, 
wenn  sie  nicht  durch  freien  Vertrag  zur  Erledigung  gelangt, 
auf  dem  Wege  des  Oivijprocesses  znm  Entselieide  zu  bringen. 
DerStat  ist  immerhin  zu  voller  Entschädigung  verpflicbtet. 
Dem  Privaten  darf  kein  Schaden  zugeuiurtiet  werden,  wei-  * 
eher  ihn  allein  betrifft.  Üemgemäsz  ist  nicht  blosz  der  ge- 
meine Verka  u  fs  w  ert  Ii  ,  sondern  es  ist  auch  der  beson- 
dere Mehrwerth;  welchen  die  Sache  für  den  zur  Abtre- 
tung'  gezwunge|ien  Eigentbamer  hat^  diesem  ersetzen', 
nicht  blosz  das  unmittelbare,  sondern  auch  das  mittelbare 
Interesse.  Dagegen  ein  bloss  eingebildetttr  Meltfwerth, 
der  über  den  wirklichen  hinaus  reicht,  also  insbesondere 
.  auch  der  blosze  Atfectionswerth ,  den  der  Eigenlhüiner  der 
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Saehe  beilegt  oder  beisulegen  vorgibt,  braaeht '  nicht  •  rer« 
gOtet'sa  ^erdeo. 

Einzelne  Rechte  lassen  be^  Berechntfttgr  wer  nicht  des 
niin)it!oll»areii  8tluuions.  der  jedenfalls  vertriitct  wcrdt'ii  tmisz. 
wohl  abei-  des  mittelbaren  Schadens,  den  der  Eigenthümer 
erie^^ety  alf'^GQgMiwerMi.  4&b  mittelbaren  Vortheil,  den  et 
OiniiBraeiirtivBn-  geiHniH^'  io  Al>aag  bringen.  ^  Andere 
dagegee '  Itttieh-  'keinerlei  Gobipenrnticm  der  Yoitbeile  «n, 
welche  aus  dem  Unternehmen  dem  Abtretungspflichtigen 
«  rwat  h^^en.  In  der  Beschränkung,  wie  sif  das  Ziircher- 
gesetz  formulirt,  ist  die  erstere  Meinung  doch  wohl  die 
riehtigefe,^  weil  •aie;  den '  wirklieben  Wertb-  ünd  Sobadefts- 

TerlAMniMte^gttei«er  «nlspiM^ 

i'  t  ■  - 

,  '  Französ.  Gesetz  \(>n  1841.  Art.  51.  Ziircher  (iesetz  von  1838. 
§.  7.:  „Bei  lierochtmnt,''  tl(  >  iiiiiti  llinrrn  Srha<l«'ii.s  für  (ins  iilu'ijje  Vermöfren 
«ies  Hetht'iligtfii  ist  di-r  aJllalligf  \\)rtiu  il .  welcher  (lein.'.elben  aus  der 
Unternehmung  erwachst,  in  billige  Berücksichtigung  zu  ziehen."*  Z.  B. 
Ein  .Garten  wird  durch  die  ölraäze  durchächnitK  n.  Die  eine  zuriickr 
Ueibende  Sdte' verlieH  aia  Oarttn' an  aber  gewinnt 'ala '^lifi^äb 

ine^r  an  Werth  v  als  sie  in  ersterer  Efganaclialt  verloren  bat.  "Hier  wtM 
ee  nnlillligv  mHaate  4er  8tat  aock  jewn  Verloat  ersetsen. 
Bilder.  Qetu  Vi  1687.  6.  • 
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Einleitang.  , 
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rieht  dftrüber  hinterlaMeii.  Sie  Ist  erst  zu  einij^ein  Rewusrtt- 
sein  gt'IciM^t,  als  es  schon  maiiclicrlri  Htjifcn  luif  der  Erde 
gab.  Selbst  die  uralten  heiligen  Bücher  der  Juden,  welche 
nnB  aber  ,die  eiste  Entstehung  des  jCkdisehen  Staates  ein 
Zeogiiisii  geben )  seteen  doch  den  filtern  Ägyptischen  roraus, 
ohne  uns  -von  dessen  GtebuH  su  berichten.  Und  dem  Ägyp- 
tischen Stat  hat  vernuithlich  der  indische  als  Vorbild  gedient, 
dessen  erste  Pflanzung  auch  die  heiligen  Schriften  der  ludier 
.nicht  beleuchten. 

Wohl  aber  hat  die  Geschichte  seither  den  Anfttng  und 
das  Ende  sehr  vieler  Steten  beobachtet  i  und  ertheilt  uns 
so  einen  viel  reichhaltigeren  Auflnshluss  Qber  die  OrOndung 
und  den  Unten^an<r  der  Staten ,  als  die  l)losze  S[)eculHtion, 
die  man  gewöhnlich  allein  zu  Rathe.  zieht.  Die  Staten  des 
Aiterihuuis  sind  in  Europa  alle,  in  Asien  fast  alle  scbu^ 
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seit  Jahrtmnderlen  verstorben;  die  Geburt  der  meislen  gegen- 
wärtig bestehenden  Staten  filUt  in  eine  bistoriseh  tiekannte 
Zeit.   Manche  derselben  sind  noch  von  sehr  jungem  Alter. 

Die  ^  *  rl'(  rliiifjungen  ihrer  Krftstehun^,  und  die  Moinerite, 
durch  dereD  Eiuwirkuag  sie  geworden,  sind  imsenn  Üiickü 
ketniedwegs  rerborgen^  wenn  nns  schon,  wie  io  aller  gei- 
stigen und  ][)hxBischen  8chö{»ftiog,  die  schöpferische  Kraft 
selbst  wie  durch  ein  gOttliqhes  Gehelmnisz  verhüllt  bleibt. 

Die  Art  des  ITrspröngs  eines  States  ist  aber  nicht  blosz 
ein  Phaimmen  von  jt  i>/cm  j)sychoIüi^ib<  li(  iti  und  lit,sori.s<'hem 
Interctiae.  Sic  übt  udcli  einen  fortwährenden  KinÜubz  uus 
auf  das  ganze  übrige  Lebeu  des  States,  und  bestimmt  groszen- 
theils  auch  sein  Yerhältnisz  zu  andern  Staten. ' 

Daher  hat  es  für  das  Statsrecht  noch  mehr  Interesse, 
die  Terschiedenen  Kntsteluingslornien  der  Staten  zu  betruch- 
ten ,  als  für  das  PrivHtreoht  die  tnaricherbM  l  onix  it  <les 
Kij^enthumserwerbs ,  obwolil  die  Neuem  die  erstere  Lehre 
fast  ganz  vernachlässigt,  die  letztere  aber  fortw^rend  sorg- 
tUltig  behandelt  Jtaibett.  Wir  können  auch  dort  Ursprüng- 
liche (originftre)  EJnlstehnngsfbrmen  -von  abgeleiteten 
(derivativen)  imterscheiden :  je  nachdem  (be  .Statenbildnnii 
in  dem  Volke  selbst,  welciies  znni  State  tj^eeimgt  und  er- 
hoben wird,  ihren  (jrsprung  ninnui,  im  Gegensätze  zu  den 

*  r 

neuen  Staten,  welche  ihre  Existenz  von  einem  an 
deren 'S tale  ableiten. 

Immerhin  aber  darf  die  n e  u  e  S t a  t e nt)!!  du  n  ,  von 

welelier  hier  alJiin  die  Rede  ist,  ni(;ht  verwechselt  werden 
mit  bloözen  V  e  r  fa ss  im  8  ii  n  d  e  r  n  n  n  enies  Slates,  eiu 
Unterschied  auf  den  schon  Bodiii  -  mit  liecht  aufmerksam 

'  ToequevQk,  de  la  d^inocratie  en  Am^rique.  I.  6.  46:  »Lea  i>eiiplea 
ae  reaaentenl;  toujours  tie  leur  origine.  Lea  circonstanees  qoi  not  accom- 
pagne  leur  naiuance  et  8er%'j  &  leur  d^veloppemeiit  iiiduent  sur  toni  le 
feste  (]v  leur  carri^re." 

'  Bodinm^  De  Kepublica.  IV.  c.  1.  Die  leUtem  nennt  er  ^nver- 
iionc«.**   «Oonveraiooeoi  civUatia  appello,  cum  stattta  iptiia«  oonvferlitar 
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gemacht  >  hat  Durch  die  Umgeslaitaiig  des  aU-HHnischen 
KöiiigthiiiDs  in  die  RepabKk  kam  nicht  ein  neuer  Stat  \m 
Dasein,  sa  wenig  al»  durch  die'  ÄhsohaffUng'  der  «epnblitia* 

nischeii  Statflform  und  die  EiiiftJhrnng  des  Kaisertliuins. 
Diese  Wundliuigeii  in  der  llegierungsform  bezeichnen  ver- 
acbieilene  Lebensperioden  und  Zustande  desselben  Öla^tes, 
aie  sind  nicht  die  Anfänge  mrsohiedener  Statten. 


Zweites  GapiteL  • 


»      Ursprüngliche  Entstebuiigfifumirn. 

I.  Die  orii^inärete  Statenbildting  nnter  all  den 

niannichfultigen  Entstehungsformen  ist  in  der  Sage  von  der 
Gründung  Roms  darge^itellt.  Alles  ist  liier  neu,  sowohl 
das  VoilE,  welches  sieh  aa9  mancherlei  Brnchstücken  ver- 
ecMedener  VolkaBtftnime  am  gemeinsame  HänpUinge  her 
^nigt  und  8om  römischen  Volke  wird ,  als  das  unwirth*^ 
liehe  und  herrenlose  Land,  welches  in  Besitz  genommen 
und  zu  dem  Boden  der  ewigen  Stadt  bestimmt  \v'm\.  In 
dieser  Sage  liegt  der  Gedanke  einer  von  Grund  aus  neuen 
Schöpfu  ng.  Die  Organisation  der  Menschenmenge  zu  dnem 
statliches  Volke  geht  der  Festsetzang  auf  einem  Statsgebiete 
nicht  eine  Weile  TOrher^  die  Beziehung  auf  die  Stadt  ist 
ebenfalls  ursprünglich.  Beide  Momente  treffen  so  in  Eins 
zusammen,  und  die  neue  Statengründnng  wird  sofort  durch 
die  erbetene  Gutheiszung  der  (jötter  geheiligt,  und  durch 
das  von  dem  neuen  Könige  dem  geordneten  Volke  gegebene 
und  ron  diesem  gebilligte  Gesetz  statsrechtlich  befestigt. 
Der  schöpferisdie  Geist  des  Königs  und  der  sttitliehe  Wille 

HC  oninino  iniitntur;  id  auteni  fit.  cum  imperium  populäre  ad  anam. aut 
]Miucuruui  pgk»la«  ad  omuts  cives  d^f«rlur  couU'aquv.'* 
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des  Volks  begegnen  sich  in  dem  Statsgese tz  "is  in  einem 
einbeitliolien  Constituiraagsaet,  *  iind  der  8tat  wt  d^ 
als  dos  freie  Werk'  des  bewiieizten  Volke  «rille  na. 

Ob  dieee  Form  eines  schöpferischen  Stätsactes, 

wie  wir  sie  ncnner«  können,  jemals  wirklich  vorgekommen 
sei,  mag  immerhin  bezweifelt  werden.  Jedenfalls  entspricht 
sie  der  Statsidee,  welche  gewissennaszen  in  ihr  voUendel, 
wie  die  Athene  ans  dem  Haupte  des  Zeus,  in  das  Leben 
übertritt,  am  Yollkommensten. 

IT.  Das  Land  ist  vorher  da,  aber  in  dem  Lande  ge* 
lanj^t  später  erst  das  Volk  zu  fleni  Hewusztsein  einer  stat- 
liclien  Zusammengehörigkeit.  Hier  liegt  das  statenbildende 
Moment  in  der  Volksor-ganisation.  Auch  dafür  linden 
^ir  in  der  alten  Sage  ein  berQhmtes  Vorbild.  Die  Athener 
(gelten  als  Kinder  des  attischen  Landes  (AutocHthonen), 
welches  sie  Jahrhunderte  lang  bebauten,  bevor  der  Bfat 
Athen  iregründet  wurde.  Mag  man  nun  die  Entstehung 
dieses  States  von  Kekrops  herleiten,  der  zuerst  unter  den 
noch  rohen  Landeseingebornen  die  Verehrung  der  Götter, 
ein  gesittetes  Familienrecht,  den  Ackerbau  und  die  Pflan- 
zung des  Oelbaums  eingeführt,  das  gesammte  Volk  in 
kastenurtijj;e  Stämme  geordnet  und  Kegieiun^  und  Utridit 
eingesetzt  liabe,  oder  mag  man  dieselbe  erst  dem  Könige 
Thesaus  zuschreiben,  welcher  die  zerstreuten  Gemeinden 
des  Landes  zu  einem  einheitlichen  Gemeinwesen  yerbunden 
und  die  Leitung  desselben  in  Athen  concentrirt  liabe:'''  nnter 

'  Leo,  VVeltgesch.  I.  393.  l>ezeicbnet  ilen  „V^ ertrag**  als  das  cliarak- 
IcrifltiscJie  Moment  der  GrtiiMluug  Koros,  und  in  der  That  eriiioert  die 
alte  Form  der  romieQhen  Oeeetagebung  an  die  gewölinliche  ^wp»  derobli» 
gsfeoriwh'eu  Vertrttge,  an  die  slipulatio.  Dessen  ungeachtet  ist  da«  rönii- 
hebe  Gesets,  weiin  man  auf  das  Wesen  sieht,  kein  Vertrag 'zweier  selb- 
stAndigen  Tersonen^  sondern  «In  einheitlicher  Akt  des rbniischen  Volks. 

'■'  Die  Athener  nutuiteu  diese  Coueentration  der  Gemeinden  zum  Siaie 
^vvoima.  Vgl.  darüber  die  lehrreiche  Abiiandhui«;  v<iii  W.  Vischer: 
Ueber  die  Bildung  vo^i  Zitaten  und  Bünden  im  alten  Griechenland.  Basel 
J64Ü.  "  .  . 


Digitized  by  Google 


bfiidttti  Vorauflsetziiiigen  liegt  in  der  Organisaticm  des  Volka^ 
Welchem  das  Laad  -geliörto ,  die  Verwirklichung  des  States. 
Eine  bisiorisdi  genau  beobachtete'  Anwendung  dieser 

8(ateiibilduii^  durch  Volksorj^imisHtion  in  eitieni  bestimmten 

Lundc  ist  die  ( irim(liin«i"  di'i-  licpiihlik  l^lajid  im  .Iiilir  [KU) 
,  Ii,  ..CJyj.    Zuvor  gab  es  nur  vereiiizeUe  Niede^iaa^uiig^lf.  dei* 

«sahMlälieRliAuptUiige  kOoäftoi^fiMS^ 

Hensehallen.  se&stttii^ger«^€M(»de^^  m 

Dingstätten.    DagnaJs  aber  wurde  Hurv4len;<4ab«g  lA^M 

mit  ZuvStimmun^  der  Coden  ein  für  die  ganze  Bevölkerung 
der  lii.^i'l  Liriiiciii.sunics  Allding"  bchcldo.-scii  und  sn  IVu*  <iie 
Gesetzgebuni^  und  KeclitspUege  ein  Geöaxiiiotoi'gan  gescliuüeuf 
dettt^  aUe  Oodonie  juntergeardnet  waren;  Paniit' |Uier.^liaMe 
sieb  die  ^TOlkerung  der  Insel  aai  ^  etaeui  sta^liötaeti  -  %ikji$ 
'4iqüsÜkiitri.  .■■         •         ■  '  ■  '  ^       .  , .... 

'  '  Audi  die  GrOuduno^  des  States  K  a  1  i  In  r  ui  c  ii ,  die  vor 
den  Augen  der  mit  u\\>  Lebenden  vollzogen  wurden  ist,  er- 
scheint als  freie  ConfitUuiruiig  eines  neuen  Volkes  auf  einem 
den  tVerekugten  Statin-  vxm  Mordaaieuka  sugeböfigen  Gebiete. 
Ilaii(  Hunger  naeh  Oold  iiatte  aus  aller  Welt  ein#  unsi^sbujodeMe 
Menge  veraoltiedeirer  Individuen  zusammen  getd^benv 
diese  wäblten  am  J.  September  1849  Abi^eordnetc  zu  einem 
Vertassungsratlie  und  sehon  am  13.  Oclober  lag  die  Ver- 
iassuugsurkunde  des  neuen  States  dem  neuen  Volke  zur 
GeuebnMguUg  vor.  Es  ist  schwerlieh  eiu  Beispiel  iu  der 
Gesetuehte  eu  finden^  welches  leichter  für  die  MögUcbkeU 
einer  Stbtenbilduntr  durch  freie  Üebereinkunft  der  betbeilig- 
ten  Individuen  gedeutet  n\  erden  kann,  als  dieses:  und  den- 
nocli  kann  es  einer  genaueren  Üetraclitung  dieses  Falles 
nicht  verbOi*gen  bleiben,  dasz  auch  da  nicht  der  Verting 
tiHer  Individuen,'*  sondern  der  Beschlusz  uud  WUl^  der 

^  Vgl.  Maurer  Beiträgt*  zur  Rechtsgeach.  des  geim.  Morden.  1852. 
HmH  1. 

*  U.  V.  Muhl  hat  in  der  ZeitaeJir.  v.  Hiltermaier  für  uuslttud. 
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Mehrheit  den  Entscheifl  gub  und  da3z  die  Einheit  der 
Geoi einscbüft  t^8  noüiwendig  votatt8g«fletel  Wticd&  "Nielit 
der  EinselwiUe  dear  IiicBvidiieii,  der  Qesannitwille  der  gan- 
«Q  Bei'ölkenTnf  sebuf  die  Verfkssung. 

1  •  III.  Weit  häufiger  kommt  es  vor,  dasz  die  Bildung  eine^* 
Volkes  vorhergeht,  und  die  Besitznahme  des  Landes 
als  des  zweiten  zum  Dasein  Mimes  States  unentbehrlichen 
«fileiiiCBtet  liaehfolgt.  Wir:  lehnen  '^<tie«e  Form  die  LMd- 
nähme  heioen. 

Sie  icann  elflr  Niederlassung  in  einem  unbewdhnlen 
Laude  —  ein  in  der  Gtü^chiclite  sehr  seltener  Fall,  um  ehe- 
sten noch  b\8  Anfang  von  Inselstaten  vorkommend  —  oder 
als  Eroberung  etoes -bewohnten  Landes  sich  darstellen. 
Diese  Form  von  StatenlHldnTig  i»i  selMr  bftufig  zur  Anwen- 
dung gekommen.  Die  erste  jüdische,  ein  bedeutender  Theil 
der  griechisch  en  (der  dorischen)  und  die  ganze  Staten- 
bildnng  der  ge  riiia  ni  sc  h  e  u  Völker  auf  runiiscliem  Provin- 
cialboden  und  in  sla vischen  Ländern  trugen  diesen  Charakter. 
In  ihr  stellt  sich  die  Icriegerische  Uebermacht  eines 
Volkes  Ober  die  Einwohner  des  eroberten  liandes  dar,  .  und 
wie  der  Krieg  nach  der  einen  Seite  hin  zerstörend  wirkt, 
so  offenbart  sich  auf  der  «ndern  Seite  in  ihm  eine  positive 
gewisseniiaszen  Staten  zeugende  Kraft.  Die  statlichen  Eigeii- 
^  schatten  der  Unterordnung  und  männlichen  Herrschaft  >verden 
im  Kriege  gesteigert ,  und  so  das  siegreiche  Volk  zur  Grün- 
dung eines  neuen  States  in  dem  unterworfenen  Lande  vor- 
sOglich  befähigt. 

Die  so  entstandenen  Staten  haben  in  den  ersten  Zeiten 
ihres  Daseins,  abgesehen  von  den  äuszern  Verhältnissen, 
grosze  innere  Schwierigkeiten  zu  überwinden.  Auch  weim 
der  Kampf  der  Wa^  nicht  erneuert  wird,  Bö  beginnt  doch 
gewöhnlich  ein  innerer  Geistes-  nnd  Cultürkampf  zwischen 

Rechiswisö.  XXVll.  5.  294.  dieses  HeUpid  ii&hei'  ausgel'iilirt  und  lur  die 
'i'iieorie  des  Coatrat  »ocial  U^uutzU 
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dfrin  eNftbernden  und  dein  nnl«i*worföDeii'  Volke,  und  dauert 
9oH  hw  die  völlige  poHlisobe  Embeit  der  gemuohten  Nation 
rnllsogen  igt.   Um  vor  dieser  Ge&hr  sein  neu  organisirtefi 

Volk  zu  l>e\\  aliroii ,  luiüc  Moses  den  Jndoii  zur  Ptliclit  ^o- 
maebt,  (iasz  sie  die  Eiuwohuer  de.s  heiligen  lindes,  da« 
ifaneii'  Jebovah  •  vevleüien  werden  tiii4  Ifi^euer  < ,  ood  Öohwert 
vertilgen  aollen.  IHeaer  Gefibr  isind  <  auch  •  pMche  siegzeielid 
V^ÜMr  erlegen  V  indeot  die-  b<Hiere  Cuitor  der  Beaieglfin  4ie- 
,  selben  in  kurzem  wieder  unterwarf.  *  ' 

Vnn  Jelier  ist  die  Eroitcninii .  oltw  idii  in  Form  der  (ire- 
walt  uut'lreteiid ^  als  eine  (^ueiie  des  stotiiclieii  Reciiies 
unter  idlen  Völkern  angesehen  worden^  und  daa  Wort 
AlexiBoidiBTS  de$  Gnoazen/  dasz  der  Sieger  daa  Gesetz  tgabe, 
der  Besiegte  es  annehme,  gilt  nöeb  in  iinsem  Tagen. 
Helbst  Cl)ristii>  hat  &tis  Ileclit  der  Eroberuiiü:  in  jenem 
beriihniteii  Worte:  -(Jebet  dem  ( r(»mi.selieii  |  Kaiüi  r  was  <les 
Kaisers  isi^  uud  mehr  ,  uuch  durch  seiu  Leben  Mud  sein 
Leideti  aoerkannt 

Gewisz  i8t  der  Reehtszustand  noch  ein  unyollkonimeu^, 
tf»  welchem  die  ftuszere  Gewalt  einen  so  übermächtigen  £in* 
thisz  übt  auf  die  Hegr(uidui)<i:  neuen  und  die  Zersloriniir  alten 
Rechtes.  Aber  so  roh  aueli  di<'  Foiin  dir  Krobcvung  ist,  es 
liegt  in  ihr  doch  ein  geistiger  Gehalt  verborgen,  welcher  jene 
reebtiiche  Bedeutung  erklärt  Die  alten^  in  vorzüglichem  Sinne,, 
die  ^germanischen  Völker  betrachteten  den  Krieg  als  einen 
grossen  Völkerprocesz,  und  den  Sieg,  welcher  von  den  Göt- 
trM-i!  vrrlielKMi  \\('rde,  als  ein  Gottesurflicil  zu  (iiiiisten  des 
öiegers.    In  der  Eroberung  also  stellte  sich  nicht  die  biosze 

*  Curtius  Rufm,  Vita  Alex.  Üb.  4.  Vgl.  Hugo  G  rot.  De  jure  b.  a.  p. 
III.  C.8.  §.  1.  ffaiirt  anch  dn  Wort  des  germaniscbea  Kctatgs  Arioviat 
an  Clter  an:  sei  das  Recht  des  Krieges,  daaa  die  Sieger,  wie  sie 
wollten,  aber  die  Besiegten  gebieteD."  (C««ar  de  B.0. 1. 36.)  Vgl.  oben 
Cap.  9  der  fÜnldtung. 

"  Blnntschli  Studien.  S.  202:  ^Der  Krieg  ist  nur  die  bisherig«  < 
Ottd  noch  robe  Form  der  Völkerreclit8j;>flege.  Dm»  Bewosateeiu  aber.,  dasa 
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pbjsisclie  Uebenaaebt  dar^  sondern  sie  galt  aueb  als  ^be 
Bearkundtong  der  moralisoben  Uebermift-dbi,  welche  m 
Hensebaft  '  im  State  'befeebtigt    Daran  kaao  aueb  das 

moderne  Statsbewnsztsein  anknüpfen,  welches  den  Slät 
menschlich  begreifen  will.  Zwar  wird  es  sich  weigern, 
jeden  Sieg  für  eine  Bewährung  des  üeehto  und  jede  Nieder" 
kge  Als  ein  Zeichen  <ie8  Unrechts  amuerkennen;  es  wird 
iltteb  niobt  dier  Uebeidegenbeit  der  Kriegswaffen  als  ■  einen 
Reehtsgrund  betrachten.  Aber  es  wird  das  ftesnltai  der  . 
^ruszen  geschichtlichen  K  ii  twickl  ung,  die  von  Zeit 
zu  Zeit  wieder  die  streitenden  Kräfte  der  Nationen  zur  Ruhe 
bringt,  als  eine  natur-  und  zeitgemftsze  Erledigung  des  Volks- 
und  Statsprocesses  betrachten  nnd  ihr,  da  aueh  die  sittiichto 
Momente  darin  wirken^  die  Bedeutung  etoas  weltge- 
sehichtlicben  Urtheils  ssusebreiben :  „DieWeltgescbfCbCe 
ist  das  Weltgerich .  ' 

IV.  Die  Verbünd  ung  mehrerer  Staten  zu  einem  neuen 
Oanjfien,  Conföderation.  Hier  ist  es  nicht  etwa  der  Ver- 

.  trag  der  Individuen,  sondern'  von  Staten,  welcher  die  Grün- 
dung eines*  neuen,  des  Gesammtstatea  einlotet '  Dieser 
kommt  aber'  erst  durch  *  die  wirkliche  Organisation  der 
Genicinschart  zu  Stande.  Von  der  An  waren  die  griechi- 
schen Conföderationen  der  böotischen  Orte,  der  verun- 
glückte Versuch  des  Epaminondfis ,  die  Arkadep  zu  einigen,  • 
die.  Sjmmachie,  Uber  die  Sparta  H^^emonie  .ftbte, 
der  fttolisohe  und  der  achftischje  Bundesstat  Von 
der  Art  in  Italien  die  Bünde  der  Samniter,  im  spätem 
Mittelalter  die  Künde  der  <!(  utschen  Hansestädte,  der 
schweizerischen  Eidgeuossen,  der  niederländi- 

^  sehen  Staten. 

Biese  Form  erzeugt  zunächst  immer  z usamm;en ge- 
setzte,  nicht  einfache  Staten,  indem  sie  die  verbündeten 

das  nur  der  Anfang  sei  zu  einem  gei-ecliteren  und  OMiUichiicbereii  Ver- 
fahrcu,  fangt  au  zu.  erwadieu." 
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Btftten  .niehl;  aufhebt,  aondem  su  einer  neuen  StetagenoeBeii- 
-  sobaflt  yereinigl  Indem  sie  «nf  Statorertnig  berubl,  niebr 
ftls  anf  ßtatst^esetz,  so' ttberiiefert  -«ie  änch-  den  folgenden 

Geschlechtern  den  Geigen sutz  miiiicitji  in  w f>-t m lu  Ii»  ii  hidgtti 
*<elbstunüigtM  .  id  jimlirri  nicht  minder  we^enlüehen  über  von 
der  Oesamt^itheit  abhängiger  ätaten,  und  mit  diesem  Gegeo- 
salze  eine  aiete  Wechselwirkung  ,1  häufig  aueb' einen  Ktinipf 
des  particuUren  und  des  allgemeinen  Statsgeietes.  ala 
Erbthdl  ihrer  Weise. 

Auf  diesem  < -eiiensatze  beruhen  die  l.ridcn  lliiii]»ir<M-ifiru 
der  statiicheu  V^rüUuduiig:  dtsr  Ötutenuund  und  der  Hundes- 
'  st»(.   Beide  sind  ausammengesetzte  Btatskörper,  imd  insO' 
fem  von  blossen  Allianzen^  die  keinen  neuen  Btal  büdeii^ 
verschieden.  .  - 

1.  Der  Statenbund,  indem  er  mehrere  Staten  zu 
eiiitr  BtotsgenosM  ji-i  iiail  vtü landet,  die  v%eni^atens  nuch 
aussen  als» (yesam  mta tut  nls  eine  völkerrechtliche  State- 
«  person  erscheint,  organiairt  sich^  doch  nicht  j^s  einen 
von  den  Einzelstoken  rerschiedenen  Oentralstat^  sondern 
überlfisst  die  Leitung^  des  Gesamrotstaies  entweder  einem 
Einzelslate  aJs  Hej^enion  oder  Vorort,  o<ier  der  Ver- 
damm Inn«/  von  (iesandteii  und  bteil  vertre  terii 
aller  verbundenen  Einzelstaten. 

Von  jener  Art  waren  die  griechisehen  Statenbflnde  un- 
ter der  Hegemonie  von  Sparta  nnd  Athen,  vdn  dieser  die 
sehweiaerisehe  Eidgenossenschaft  bis  1848  und  der  deotsche 
Bund  von  1815. 

%.  In  dem  Bundesstate  dagegen  gibt  es  nicht  bloss 
vollstitndig  organisirte  Einsielstaten,  sondern  anch  einen 
selbstAndig  organisirten  Geaammtstat,  Cenirat- 
stai  Die  Bundesgewalt  ist  nicht  einem  der  Sänzelstaten 
überlassen,  noch  der  Versammlung  der  Einzelstaten  anheim  • 
gegeben,  buiidern  sie  hat  ihre  eigenen  bundesmäszigen 
oder  nationalen  Organe  hervorgebracht,  welche  nur  der 
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OeMnnmtlieit  ungebörsn*  Der  «eMUtelie  Band  mit  aeiiier  ^ 
inmnsainen  Volksreraaminlutig  als  geaetegebendM  E6rpei*, 
detn  Bundesstrategen  als  dem  BundeshAiipte,  dem  Bunde»' 

mthe  und  dem  Biindes^eiiclite  war  ein  solcher  Bundesstat. 
Ebenso  die  Vereinit^ten  Stateii  von  2<Iordainerika  9eit  113% 
die  Sehweis  seit  1848.  i 

'  Beider  SteM^raien  passen  eher  flir  H^bÜken  als  Mr 
Ifoneroluen. 

V.  Verwandt  mit  der  Verbündung  ist  die  Einigung 
zweier  oder  mehrerer  Statcn  unter  Einem  gemeinsamen 
Herrscher,  oder  zu  einem  einzigen  neuen  State« 
die  Up  Ion.  Auch  hier  lassen  sich  venohiedene  Sinfeu  «od 
Arten  der  Einigung  antoiBdieiden.  In  jeder  Weise  unvoll^ 
kommen  ist  dieselbe: 

1.  In  Gestalt  einer  bloszen  Personalunion.  Diese 
kann  sogar  blosz  vorübergehend  eintreten,  wenn  die 
Thi-onfolgeordnuDgen  zweier  verschiedener  8iaten  zufällig 
dieselbß  Person  beiden  Kronen  berufen',  somit  wieder 
ftufbOren,  wenn  spftter  die  >Saceession  wieder  zwei  Tevscbie- 
deoe  Personen  trifll  Von.  der  Art  war  die  Verbindnng  des  . 
deutsciien  Reiclies  und  von  Spanien  unter  Karl  V.,  von  Po- 
len und  Sachsen  unter  Angust,  von  Englaud  und  Hannover 
unter  dem  Könige  Georg  IV.,  von  Schleswig- Holstein  und 
Dänemark  nach  dem  Vertrage  von  1620.  Diese  Form  der 
Union,  die  loseste  vOn  allen,  erzeugt  auch  Mi<^t  einen. nenen 
Vereinsstat,  sondern  beschränkt  sich  darauf,  zwei  selbstän- 
dige Staten  in  eine  blosz  änszerliche  Beziehung  zu  dem 
n&u^icheu  Fürsten  als  Statsoberhaupt  zu  bringen. 

•  Ausser  ihr  kommt  aber  auch  eine  dauernde  Personal-; 
Union  vor,  indem  die  Kronen  zweier  Staten  derselben  Dyna- 
stie und  nach  dem  nfimlichen  Suceessionsgesetae  zttgehören. 
Beispiele  dieser  Art  sind  die  pragmatische  Sanction  von  Xll'*i 

'  Vgl.  B 1  u  n  1 8  (  h  1  i,  Geschichte  des  schweizer.  Buiidesreehts  L  SS,  552  Ü, 
Waüs  Politik.  1662. 
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f&r  die  nnt^r  idem  MenreiehiMsheii  ßcepter  Feieiiiigton  Stuten, 
welcher  1722  auch  der  iing;ari8obe  Reich«tag  flir  dtm  Klfnüg« 
reich' Hbgart»  b«tnilr  ^^e*Eim«rhuug  det  i3af8t«iiliiiiin»Keof 

fhatel  von  Seite  der  Krone  Preuszeiis  von  17()7,  die  Ver- 
bindung von  ^ll►^^vegen  und  .Seliweden  seit  1814.  ' 

'  Sine .  solche  dauerhaiüte^  Vereinigung  kann  zwar  einen 
nmMm  Geaaiwnm»!  kege^mhn^  (t^^^^^Sis^^  ^ 

sehr  im¥oUitftii^9e>  uiid  ijut  >wir.'ii«ter<  tUksim^ 
oefawing  ton  entsdieideBder  precfeifiofaev  deHmif ,  -^itn  eihe 

iilthuJule  Muelit  in  der  Person  des  Herrseliers  w  ii  klicli  con- 
ceiitrirt  ist.  Unter  jeder  anderen  V  orausöctzung  wird  der 
umvietsöhute  innere  WidersfMruob  zweier  vjorsehiedener  Sta? 
tes'Aiit  ahtreipheodeo  intereasAB  uud^fitiinBMHijseB  jmd  eiM 
gemeistamen  l^llEstep  sieli  fthlhn  ^4pmthe0  i  ür^  ^}^^^^ 
Fc^ge  demselben  sogar  die  onsihnige  Forderung  af^  deo'i^ 
.slen  geiielitet  werden,  dasz  ei-  in  seiner  Kitiensehall  als  Ober- 
haupt eines  Slateö  i^eindsciiatt  übe  wider  ilen  andern  Ölat, 
an.  defisen  Spitze  er  nich^  inioder  steht  Mit  der  Kepräsett- 
tat^rfäivfhssiiDg  ist  daher  cdiese  Sorv^  der  F^rsoBakioiQii  'Oioht 
wohl  ;zu v  Tereinigen.  -  .      >  " 

2.  Eine  höhere  Einigung  liegt  in  der  sogenannten  Real- 
nninn.  In  iln-  ist  nielit  l)losz  die  Person  des  Herrschei*s  ge- 
einigt^ sondern  die  oberste  ätatsleitung  selbst  in  Ge- 
8ertz|febttD^  und  Regierung.  Zwar  verträgt  sie  sich  mit 
etiler  rel-ativeu  Selbständigkeit  der  unirten  Staten,  denen 
iDBCilMdb  gewisser  Schranken  eine  particuläre  Gesetzgebung 
und  Regierung  vergönnt  werden  nuej.  aber  der  Gesammt- 
stat  ist  in  ihr  doch  eiidieitlieli  ()r<j,anisirt,  und  die  iuiclisten 
gemeinsamen  Statsinteressen  sind  in  den  einheitlichen  Orga- 

eoncentrirt.  Die  Vereinigung  Norwegens  mit  dem  König- 
reich Dänemark  durch  das  Reichsgesetz  von  .1536,  die  Eini- 
gung von  Gastiiien  und  Aragon ,  wenn  auch  nicht  sofort  ^on 
Anfang  an,  1474,  so  doch  unter  den  österreichischen  b'urslen, 
^anz  vorzüglich  aber  die  österreichische  Mouarchie  nach  dem 
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it^nindgeBetze  ron  1849  und  der  FelMrimrveriiiMOng  von  1861 
sind  Beufilde  solcher  Realanioii. 

d.  Die  rolle  Union  endlich  lOet  die  Besonderheit  der 

unirten  Slaten  auf,  und  bildete,  nicht  einen  aus  mehreren 
btaten  znsamniengesetzten ,  sondern  einen  einfachen  Stat. 

.  Die  Vereinigung  der  beiden  ursprünglich  durch  blosze 
Bäsonalunion  verbundenen  Königreiche  England  qnd  Sehott- 
kuid  zu  dem -Oesaoimtkünigreich  Grosabritaiinien  vom  Jahr 

.  1707,  und  die  spätere  Union  swischen  Gi-ossbritennien 
und  Irland  von  1800  liaben  diesen  Charakter  einer  vollen 
Union ,  indem  die  particularen  Parlamentt?  aufgehoben  und 

*  fär  das -  .ganze  Reich  ein  genieinsames  einheitliches  Parla- 
ment angeordnet-  wurde.  Die  fiinverleibong  der  Hohen^ 
zolierisehen  -  Fflrstenthltmer  in  Preussen  im  Jahr  1848  und 
die  Annexion  der  iMienischen  HersogthOmer  und.  des  ]^<taiig- 
reichs  Neapel  n)it  Piemoiit  zu  dem  neuen  Königreich  Italien 
im  Jahr  1860  und  18ül  sind  neuere  Beispiele  der  vollen 
Union. 

Das  ftllere  Statsrecht  war  geneigt  diese  Verbindung  und 
Wandlung  ausschlieszllch  aus  dem  dynastischen  Standpuncfte 
und  nicht  anders  zu  beurtheilen.  als  ob  es  sieh  nm  die  Zu- 
sammenlegung oder  den  Erwerb  von  mehreren  Grundstücken 
durch  diesellic  Privatperson  handelte.  Es  wurden  daher  wie 
die  privatrechttichen  Formen  der  Verausserung  unter  Leben- 
den^ so  auch-  von  Todes  wegen  (Testament,  firbvertrag) 
anerkannt  Wie  wenn  Volk  uud  Land  eine  Yerlassenschaft 
wären ,  über  die  ein  einzelner  Mensch  nach  seinem  Belieben 
zu  verfügen  hätte.  Das  neuere  Statsrecht  musz  diese  dem 
modernen  btatsbegriö*  widerstreitende  Ansicht  verwerfen,  und 
daran  fest  halten,  dasz  solche  Veränderungen  wesentlich  die 
öffentliche  Verfassung  des  Volks  belareflfeo  und  daher  nicih  t 
ohne  Zustimmung  der  Volksvertretung  geordnet 
werden  dürfen. 

VI.  Den  Gegensatz  der  Verbindung  bildet  die  Th e  i  1  u  ng 
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uud  Zertrennang  eines  gKtoseren  States  iu  zwei  oder 
ueuere  fitafteD. 

Diese  Erscheimmg:  wird  sich  besonders  da  ergeben ,  wo 
verschiedene,  zurnal  auch  dem  Gebiete  nach  getrennte  Völker 
zu  eioern  State  verbunden  waren  ^  ohne  ioiierlich  eins  zu 
werden.  Wenn  die«  Machl  der  Couceotration,  welche  sic^ 
bisher  rasamaieiihieU,  dean  aeeMtat,'«)  treiben  die  nßiHv^ 
lieben  Gegenstee  auseinander;  und  es  gebt  der  grosse 
Scheidungsprocesz  vor  sich,  welcher  das  bisherige  Ganze  in 
eine  Anzahl  neuer  selbständiger  Staten  auflöst.  80  ging  die 
grosze  durch  Alexanders  Genie  einen  Augenblick  zusamineu 
geschmiedete  Weltmonarcbie  nach  seinem  Tode  sofort  aus- 
einander. Ebenso  wurde  im  DL  Jahrhundert  die  Mnkisohe 
Monarchie  nach  den  Nationalitäten ,  Mlich  nicht  ohne  wesent- 
liche Mitwirkung  der  dynastischen  Gegensatze  gespalten. 
Auch  der  Zerfali  des  napoleonischen  Kaiserreiches  mit  seinen 
Schöpfungen  abhängiger  Leheuskönigreiclie  in  diesem  Jahr^ 
hundert  läszt  sich  grossentbeils  so  erklftren.  0ie.  Trennung 
ron  Belgien  und  Holland  im  Jahr  1890  hat  diesen  Charakter. 

Wahrend  des  Mittelalters  gab  es  aber  noch  eine  andere 
Theilung  eines  Statsganzen  wie  einer  Erbschaft  unter  meli- 
rere  Erben,  so  unter  mehrere  Sühne  des  verstorbenen  Stats- 
oberhauptes,  und  es  dauerte  lange,  bis  diese  privatrechtliche 

* 

mit  dem  Recht  eines  ausammengehdrigen  Volkes  und  der 
Wohl&hrt  eines  States  durchaus  unvereinbare  Behandlung 
durch  das  politische  Princip  der  Untheilbarkei  t  In  Riiro|ja 

verdrängt  wurde. 

VII.  Eine  ähnliche  Form  ist  die  Lossag ung  eines 
Theiles  des  States  und  Constituirnng  dieses  Theiles  zu 
eincun  selbständigen  State. 

In  der  Regel  ist  der  Thdl  als  Solcher  nicht  berechtigt, 
sich  wider  das  Ganze  zu  empören  und  eieh  von  demselben 
gewaltsam  loszureiszen.   Die  Geschichte  hat  uns  von  vielen 
ungerechtfertigten  und  unheilvollen  Lostreuijungs versuchen 
Bluntsch Ii,  allgemeines  StotsrechU  I.  IC 

I 
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Art  waniende  Beriehte  Oberliefert  Aber  sie  weisi  auch 
von  andern  Lofleagungei),  welche  volle  Anerkennung  errun- 
gen haben,  nnd  deren  innere  Rerechtitfun«.'  nicht  zu  bezwei- 
feln ist.  EiiiiiR'iii  wir  uns  an  die  Lossairnnü:  der  nieder- 
ländischen Generalstateu  von  Spauien  von  1579,  an  die 
&naMriifi|eigkeii0»Uillrung'  der  nordainerikaniachen  Freist»- 
il^%t>#479^,  dto  Befreiung  Orfechenlanda  vm»  Mrkiaoher 
IRf#Httffiiktl'  in  «fnaem  Tillen/  Jene  i  Regel  bedarf ^  somit  etner 
Hesehränkiinp: .  die  wohl  so  zu  fassen  ist:  Zur  Lossagunsr  i«t 
der  Tlieil  ausnainnsweise  ])erecjdifrt.  wenn  seine  flanerriden 
und  wichtitrcn  Interessen  von  dem  Statsganzen,  dem  er  an»- 
gekürt,  nicht  geachdtat  •nocli  befriedigt  werden «  und  er  sii^ 
gfMeli"Mft1i!gt  ist,  f&r  sSefa  selber  am  sorgen  und  seine  selb^ 
vflRidige  Stella ng  zn  behaapten«  Kur '  wirlslicbe  Koth  urtd 
ein  uuertr{ie:lieh  irewordenes  Leiden  gibt  somit  gegründete 
Veranlassung  zu  der  Lossagung,  und  nur  die  moraliselie 
Kraft,  welche  sich  in  dem  Kampfe  um  Selbständigkeit  sieg- 
reielf  bewährt  nnd  alle  Schwierigkeiten  überwindet,  gewährt 
einen  Anspruch  auf  Anerkemiüng  derselben.  Unter  diesen 
beld«»  \^V)rauSSetsungen  wird  dieselbe  denn  auch  von  dem 
groszen  Gerichte  ausgesprochen,  welches  durch  die  Welt- 
geschichte spricht.^ 

i.  .        .  .  

"  Die  Unabhttdgigkeitaerklärnng  von  Amerika  nimmt  es  mit  dem 
Princip  -etwai  leichler  nnd  bekennt  die  naturrechtliche  Lelire  ilirer  Zeit, 
indem  sie  folgende  Sätze  ausspriclit:  „Wir  halten  folgende  Waluheiten 

fiir  klar,  dasz  alle  Menschen  pleicli  p  horen.  dasz  sie  von  dem  Schöpfer 
mit  gewissen  unveränszeriichen  Rechtet,  begabt  sind.  luul  dasz  zu  dieifeni 
l.eben  Freiheit  und  das  Streben  nach  Gliicktieligkei!  geiiore.  dasz,  um 
tlk'fyv  Reciite  zu  sicliern,  Regierungen  unter  den  Mensclien  eingesetzt  sind, 
welche  ihre  gerechte  Gewalt  von  der  Zustimmung  der  Regierten  ableiten, 
da»  wenn  immer  eine  Statsform  diesen  Endzwecken  verderbiich  wird,  es 
ein  Recht  des  Volkes  ist,  dieselbe  zu  ftndem  oder  abzuschaffen  nnd  eine 
nene  Statsform  einzurichten ,  indem  sie  dieselbe  auf  solche  Prindpien  be- 
gründet, und  deren  Gewalten  in  solcher  Weise  organisirt,  wie  es  ihm  zu 
seiner  Sicherheit  und  zu  seinem  Glücke  am  zweckdienlichsten  scheint. 
Die  Klugiieit  gebietet  allerdings,  seit  langem  bestehende  Verfassungen 
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Abgeleitete  EhilBtehtnigsTonneD. 

I.  Colotiisation. 

Die  Colonisation,  wie  sie  von  den  hellenischen  Ste- 
ten gettbt  wurde,  und  die  Kasten  .des  Mittelmeeres  in  Klein- 
asien, Italien,  Sicilien^  auf  den  Inseln  des  Archipels  mit; 
neuen  Städten  und  Staten  bevölkerte,  war  in  der  That  be- 
wuszte  neue  Statenbildung.  Die  Pflanzstadt  ging  aus  der 
Jdutterstadt  herTor,  wie  der  Sohn,  der  aus  der  Familie  des 
Vaters  austritt,  um  ein  eigenes  Hauswesen  zu  grOnden.  Sie 
wurde  sofort  zum  selbst&ndigen  neuen  State,  unabhängig  von 
der  Mutterstadt,  aber  mit  ihr  durch  ihre  Abstammung,  Sit- 
ten, Recht,  Religion  verbunden.  Aus  dem  PrytaiHMirn  der 
Mutterstadt  nahm  die  Tochterstadt  das  heilige  Feuer  mit, 
und  die  väterlichen  Götter  zogen  mit  in  den  neuen  Wohn- 
sitz binttber.  '  Die  Hellenen  vermochten  nicht  ein  groszes 
Reich  zu  gründen  und  zusammenzuhalten,  aber  durch  ihre 
zerstreute.  Städtecolonien  hellenisirten  sie  den  Orient.* 

Anders  die  rO mischen  Colonien.  Sie  waren  bestimmt, 
die  römische  Herrschaft  in  weiteren  Kreisen  zu  sicheni  und 
zu  befestigen,  und  blieben  daher  Jn  einem  strengen  Ab- 
h&ngigkeitsverhftltnisz  zu  der  Hauptstadt    Hier  ist  somit 

nicht  um  leichter  und  vorübei^eliender  Ursachen  willen  xu  ändern,  und 
demgeroäsz  bat  alle  Erfahrung  gezeigt^  dasz  die  Menschen  geneigter  sind 
die  Leiden  zu  ertragen,  so  lauge  sie  erträglich  sind,  als  sich  durch  Ver> 
niehtnog  der  Förmen,  an  welehe  sie  sieh  etimisl  gewflhnt,  selbst  Eceht 
sa  versehtflBa.  Wenn  ftber  eise  lange  Bcibe  von  lUsxbiinchen  nod  nn- 
reditBiftisigen  Eingriffen,  wdehe  unwandelbar  das  nfimliche  Ziel  verfolgen, 
die  Absieht  beweist,  dos  Vulk  dem  absoluten  Despotismus  zu  nnlerwer- 
fen^  so  bat  dieses  das  Recht  und  die  Ptlicht,  eine  solche  Regierung  aus- 
anstoszen  und  neue  Garantien  für  seine  künftige  Sicherheit  anzuordnen  " 

*  Vgl.  Tlerrmann,  griechische  Statsaltertliümer  Cap.  IV.  Die  ältere 
phönicische  Colonisation  ist  weniger  von  Anfang  an  neue  Slatsgriin- 
dung,  ist  aber  gewöhnlich  in  kurzer  Zeit  zu  dieser  geworden. 

*  Vgl.  die  Ausführung  von  Laurent  II.  S.  310. 
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nicht  von  neuer  Statenbildung,  sondern  nur  von  Ausdeh- 
nung  des  bestehenden  Einen  States  die  Rede. 

Wieder  yod  sudeier  4rt  isi  die  moderne  Colonisation. 
Sehen  wir  auf  den  ürspmng  der  modernen,  besonders  in 
Amerika  Ton  den  euroj[>äischen  Station  ans  gestifteten  Oolo- 
nien,  so  Imndelte  es  sich  dabei  in  der  Reprol  nicht  nm 
GriiiMlnufj:  neuer  Stnteii,  sondein  iiielir  iiui  Anslireitiint^  der 
^ejrrjscb^'t  nnd  Cultur  des  europäischen  Vaterlandes^  oder 
nm  Erwerb  dner  neuen  ökonomischen  Existens,  znMrdl^b 
aoeh  um  Sicherung  der  Uebendedler  vor  Verfolgung  in  ihii^r 
Heimatb.  Im  Sttden  war  die  Abhängigkeit  disr  Colonien  Vdn 
i\vn  romanischen  Staten  Europas  gröszer  als  im  Norden,  wo 
der  ^ernumische  Corporatiniistrieb  und  tias  germanische  Frei- 
heitsgeilUhl  wenigstens  eiuer  relativen  Selbständigkeit  der  Ck>- 
lonien  ^nstig  war,  diese  theüweise  sogar  herrorgenifen  hatte. 

Qieht  man  aber  auf  die  spiltere  Entwickliing  uiid 
schiebte  dieser  Golonien,  so  sind  sie  meistens  zu  einem 
selbsUiiidigen  Dasein  erwaclisen ,  und  haben  sieh  dann  al'^ 
neue  Staten  losgemacht  und  abgesondert  von  jener  europäi- 
schen HerrschafL  Diese  (Kolonisation  ist  daher  eher  der  Ge- 
burt eines  Kindes  zu  yergleichen,  welches  die  väteriiche 
Familie  als  ein  abhängiges  Glied  derselben  erweitert,  dann 
aber^  nachdem  es  zu  körperlicher  und  geistiger  Reife 'heran« 
gediehen,  sicii  absondert  und  eine  neue  eigene  Familie  be- 
gründet. 

IL  Eine  fernere  abgeleitete  Statenbiidung  kam  in  dem 
Mittelalter  öfter  Vor  in  Gestalt  der  Verleihung  von  Ho- 
heitsrechten an  einzelne  Bestandtheile  des  States.  Eine 
ganze  Reihe  besonders  deutscher  Gebiete,  Fürstenthümer, 

Herrseliuiten ,  Keicli.^.-tadte  wurden  zu  .selbständigen  Staten, 
indem  sie  einzelne  Hoheitsrechte  von  dem  Könige  erlangten, 
und  diesen  Erwerb  zu  vermehren  wuszten,  bis  zuletzt  dem 
Könige  nur  ein  idealer  Schein  von  Oberhoheit  zurttckblieb, 
alle  reale  Statsgewalt  aber  an  sie  ent&uszert  war.  So 
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Strebten  die  früheren  Theile  eines  Stateganzen  im  Laufe  der 
Jahrhunderte  zu  selhstundigen  Staten  auf.  Die  äuszere  Form 
solcher  Verleihung  war  hautig  wieder  die  eines  privatrechfc- 
lichen  Erwerbes  durch  Kftuf  oder  Verpfändung,  und  ist  iüBO- 
fem  ungeeignel;  für  das  moderne  Statsleben.  Das  war  aber 
selbsi  im  Hittelalter  nicht  wesentlich  y  und  es  IflSst  sich  auch 
in  unserer  Zeit  die  practische  Möglichkeit  gar  wohl  denken, 
dasz  ein  Stat  ititt  klaieui  Howu.-zff^ein  einrn  Tlioil  si'lues 
Gebietes  znr  Selbständigkeit  heranziehe  uud  densellxui  mit 
statÜQhen  Hobeitsrechten  ausstatte. 

in.  Endlich  kommt  vor  die  Institution  eines  n^en 
States  durch  einen  fremden  Herrscher^  insbesondere 
ilunli  einen  Eroberer,  dessen  Machtsprüche  alte  Staten  mn 
ihr  Leben  bringen  tind  neue  JStateu  hervorrufen,  Europa  hat 
in  den  Jahren  der  napoleonischen  Herrschaft  gesehen,  . wie 
eine  Reihe  von  Staten  ausgelöscht,  und  andere  hinwieder 
nach  dem  Willen  des  französischen^  Kaisers  neu  eirfichtet 
wurden.    Europa  hat  aber  auch  erlebt,  dasz  diese  willkttr- 

lichcu  Schr>[it'n  iiL!(Mi  nii  iinmtaiitT  llehrrnuidil  v.w  kciiiciii  initcr- 
lich  kräftigen  i-«eben  gelaugten,  und  kuuni  ins  Dasein  geru- 
fen wieder  abstarben  oder  getödtet  wurden.  Es  ist  das  ein 
beredter  Beweis,  dasz  unter  allen  Formen  der  Statonbildung 
diese  die  unvollkommenste  ist^  und  am  wenigsten  Gewfthr 

darbietet  für  die  Fortdauer  solcher  Staten. 

1 


VtarteB  OajitaL 

Unterging  der  Steten* 

Die  Erde  ist  uut  den  Trümmern  untergegangener  Staten 
Uberdeckt;  die  Erlatuungco  der  bisherigen  Weltgeschichte 
sseugen  gegen  die  Unsterblichkeit  der  Stuten.  I>ie  Veran- 
lassungen und  die  Formen  des  Untergangs  sind  wohi  unter 
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sieh  Terachieden,  wie  di«  TodeBfttUe  der  eintelDen  Menaehen. 

Aber  daraas,  dasz  alle  Staten  untergeben,  dürfen  wir  wohl 
auf  eine  gemeinsame  Ursache  ihrer  Sterblichkeit 
schlieszen.  Die^e  Ursaehe  kann  nicht  in  der  Inimoralität 
der  Völker  liegen,  denn  die  ImmoniUtät  ist  mcbt  nothweo- 
dig  und  nieht  gleiehmlisBig  rorhanden;  und  die  Geschichte 
lehrt  uns;  dass  auch  demoralisirte  Völker  sehr  lange  le- 
ben können,  wie  immoralische  Menschen  ducli  zuweilen  ein 
hohes  Alter  erreichen.  Auch  nicht  in  schlechter  Regierung; 
mancher  Stat  hat  schon  mehrere  Generationen  schlechter 
RegeDten  ttberdauert  Aher  auch  nicht,  wie  neuerlich  Gobi- 
neau  behauptet  hat,  in  der  Mischung  und  Entartung  der 
Volksrasseh ;  manche  Staten  sind  gerade  durch  die  Mischung 
der  Rassen  grosz  und  mächtig  geworden  und  haben  fortge- 
dauert, obwohl  die  Volksrasseu  wesentlich  verändert  wor- 
den.; ich  erinnere  an  Rom,  an  England,  an  Nordamerika. 
Die  wahre  Ursache  liegt  in  dem  grossen  Gesetz  alles  irdisch- 
ori^ani^ehen  Lebens,  das  durch  die  Geschichte 
entwickelt  und  aufgezehrt  wird.  Des  Leben  der  Völ- 
ker und  der  Staten  entfaltet  sich,  und  indem  es  allmählich, 
was  in  ihm  liegt,  offenbart,  erlVillt  es  seine  Bestimmung 
und  stirbt  ab,  von  der  unermüdlich  fortschreitenden  Zeit, 
mit  der  es  nicht  ,mehr  Schritt  halten  kann,  überholt  und 
zurückgelassen. 

So  scheinen  auch  die  beschränkten  Einzelstaten  von 
der  fortschreitenden  Menschheit,  die  in  ihnen  keine  volle 
Befriedigung  findet,  verschlungen  7ai  werden.  Kommt  der- 
einst auf  der  breiten  Unterlage  der  Menschheit  der  Weltstat 
zur  Erscheinung,  dann  dürfen  wir  hofflBn,  dasz  dieser  Stat 
so  lange  dauern  und  nicht  fHlher  untergehen  werde,  als  die 
Menschheit  selbst. 

Die  besonderen  Formen  des  Staten  Untergangs 
aber  entsprechen  gros2^ntheils  den  Formen  der  Statenbildung, 
und  nicht  selten  werden  alte  Staten  zerstört,  wenn  neuÄ 
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begründet  werden.  An  <)eu  Tod  des  einen  SUiies  sMhänt 
oft  die  Geburt  dee  audern  sieh  uiunittelbar  an. 

L  Den  GegeDsata  su  der  Organiflation  deg  Volkes  bildet 
die  DesorganisaUoD  oder  Auflösung  des  Volkes.  Eine 

t'iirenthüiiiliclie  Art  der  Desoreanisution  ist  die  An  an  lue. 
Wenn  die  Ueber-  und  ünierurdnnng  in  dein  Volke  nicht 
mehr  geachtet  wird,  und  JNieniand  mehr  eine  obrigkeitliche 
Gewalt  anerkennt,  wetio  jeder  Einzelne  nur  setneD  Lüsten 
den  losen  Lauf  Ifisat,  und  keiner  mehr  sich  um  das  Gimze 
kttmniert,  noch  der  Gemeinschaft  Opfer  briii<^t^  so  wird  der 
8tat  sell»8t  netjirr  lual  das  oreanisirfe  Volk  ist  iu  diesem 
i^alle  aur  cliuütiijciien  Masse  htrul^^crtiinken.  i>ie  Anarchie 
liebt  somit  im  Princip  den  Stat,  nicht  etwa  nur  die  bis^ 
herige  Statsform  auf.  Allein  eine  so  entschiedene  und  so 
andauernde  Anarchie,  die  dann  freilieh  immer  der  Tod  des 
ßtates  ist,  findet  sich  doch  in  der  Geschichte  der  Völker 
hiebst  selten.  Weit  hänliwrer  sind  die  ariun  Liscben  Zustände 
bio»^  vorübergebend  und  monteniune  Kieberkriseu, 
welche  swer  das  Leben  des  States  bedrohen^  aber  oft  nur 
eine  andere  Gestaltung  der  Statsverfassung  Torberelteu. 
Gerade  in  den  Zeiten  heftiger  Erschütterungen  der  Revoltt> 
tion  dUenbarr  sieb  die  entschieden  statliche  Natur  der  ari- 
sciieu  Vülkersiciinnie  in  luicbst  nit_rk\s  unli^er  Weise.  Selbst 
in  <leni  Augenblick,  wo  sie  die  statlic  be  OnlnuMi;  uiii  wütheu- 
dem  Hasse  stürzen,  unterwerfen  sie  sich  doch  den  nothwen- 
(Ilgen  Formen  des  statlichen  Daseins:  und  während  sie  in 
der  Verwirmng  der  Ideen  ftir  Anarchie  schwärmen,  gehor- 
<'ben  sie  blindlings  Je  den  wildesten  und  stren«jslen  Führern, 
dicht  hinter  dem  Ti iMinj)lizug  der  entit  ».-,1  acü  tnid  IVeilieils- 
U'unkenen  Massen  erscheinen  die  kalten,  ehernen  Zü<^e  der 
Dictatoren,  und  in  den  Trümmern  der  zerstörten  Statsord- 
nung  macht  sich  sofort  wi|sder  das  Volk  eine  neue,  wenn 
auch  vielleicht  schlechtere  statliche  Wohnung  zurecht  Auch 
die  Volker  dei"  gros-ten  arischen  Famiiie  sind  nicht  unsterblich. 
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Aber  80  lange  ihr  Leben  dauert,  köimen  sie  der  stat- 
liefaen  Formen  ihres  Daseins  so  wenig  entbehren,  als  der 
F!^  des  WasMrs  i  öder  der  Vogel  der  Lnfk.   Es  gibt  kein 

einzige«  Beispiel  in  der  Geschichte,  dasz  ein  «riwhes  Volk 
sich  daiitTiid  Insg-ciiich  Iii  hatte  von  dem  Sin  it.  ^  »uici  »iasz 
ein- solches  auch  nur  in  (icn  Zu^tiirul  der  NoniiKh-ii  zurück- 
g^al[^  iwftre.  Im  sechzehnten  Jaltrhundert  haben  die 
Wied^rfeftnüBr  die  Idee  des  States  rollständig  TerworfeB, 
äfanlieh  wie  in  nnsern  Tagen  die  Gonmiiinisten.  Aber  als 
ihnen  die  Gele«renheit  geboten  ward,  eintii  \'cr.siuli  zur 
Einführung    ilirer    uristaüicheii  lu.^t  hatY    zu  niacheu, 

haben  sie  doch  wieder  —  obwohl  in  karikirter  l^'orm  — ^ 
eitlen  Stat  eingeriehtet. 

IL  lÜe  Aaswanderung  eines  Volkes  aus  depn  Lande 
seiner  Väter,  wie  die  HelTetier  zu  Cäsars  Zeit  sie  unter- 
nommen, oder  die  Ve  r  t  r  e  i  hu  n  l"^  eines  Volkes  aus  seiner 
Heimulh,  wie  sie  wahrend  der  groszen  \'< dkerwanderunL^eü 
in  Europa  oll  erzwungen  worden,  zerstört  den  bisherigen 
btat  jedenfalls;  und  es  ist  gewöhnlich  unsicher,  ob  es  dem 
weiterziehenden  Volke  gelinge,  eine  neue  feste  Herrschaft 
über  ein  anderes  Land^  zu  erwerben,  und  so  einen  neuen 

8tat  zu  gründen. 

III.  Die  Eroberung  euK  -  1  iiimt-  nid  die  Unter- 
werfung eines  bisher  selbständigen  Volkes  dui'ch  eine 
fremde  Macht  ist  öfter  noch  Zerstörung  alter  als  Gründung 
neuer  Staten,  indem  sie  meistens  eine  blosze  Erweiterung 
des  siegreichen  States  zur  Folge  hat.  Tu  dieser  Weise  hat 
einsf  Kum  eine  Reihe  von  Staleii   versrhiiiui^eu.    und  üher 

'  i  f-n  ßev4»ikerung  und  Gebiet  seine  Ilerrschaff  ni!>^!re breitet. 
Die  Ergebung  (deditio)  des  schwächern  Volkes  hat  zwar 
den  Schein  der  Freiwilligkeit,  ist  aber  regelmäszig  doch  das 
Werk  der  Noth  und  äuszerii  Zwanges,  und  föUt  dann  mit 
der  ünterwerfnn<r  zusannnen. 

IV.  Die  v  <.»ilt*  Uni (»11  lerner  zieiii  den  Untergang  der 
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anirteu  Staten  uach  sieb.  Da  in  ihr  aber  sdgltiicb  der  An- 
ftuig  eines  neuen  grösseren  Slates  liegt,  dessen  Volk  aus 
den  Völkern  der  aufgelösten  Staten  besteht,  so  ist  hiertflMl 

eine  f  rc  i  w  il  1  i  p:e  K  ii  tauszeru  ng  der  bisherigen  stutlicheii 
Sonderexislenz  (kMikbar. 

y.  Den  Gegensatz  zu  dem  Aufgehen  der  kleineren  Sta- 
tt^ ia^  Mä  gMib«»en  OeMimlBlat  biMet-^^ 
eines  Ed^bc»  itt  1(be  fa  r  ere  #ta  töli  di^'V^MlIfViil 
eines  States  unter  mehrere  frenäde  Staten.  Die  erätere  katfii 
olme  äiiszern  Zwang  auf  (»rgaiiischo  Weise  vor  sich  «:;ehcn, 
indem  liic  verschiedenen  Bestand tluilc  t'ines  States  ihre 
Besonderheit  schärfer  ausprägen  und  sich  dann  ablösen,  die 
lekleiM  Istor  ist  gewOUiiUcb  das  WeeU'  ltiiiimt^Xm^^^ 
Die  bddi^n  Theiltin^n  t^V4nW  (tm  t^^^^  ent- 
setzliche Beispiele  soldier  widerrechtlichen  Gewalt  th ''feiner 
Periode,  die  auf  ihre  Aufkläruntr  und  Iluniaiiitat  eitel  war. 

VI.  Wie  durch  Verleihung  von  Hoheitsrechten  an  einzehie 
Gebietstbeile  Staten  sich  bilden  ,  so  könneikf  aneh  durch 
Entzug  oder  Abtretunfg  toil'  Hohiätsredii^  miBSt 
stftndlge  ^filtaten  affitnfthlich  ihre  stauche  Ezlsteuc  isidbftisi^. 
Fiir  jene  Form  der  Statenhildung  ist  die  (Jesehichte  des  deut- 
schen Keielies.  fiir  diese  Art  des  Slalenuntergangs  ist  die 
Geschichte  Frankreichs  besonders  lehrreich.  Die  Centra- 
lisation  von  Frankreich,  vorzüglich  seit  Ludwig  XL,  hat  so 
eine  Masse  von  »souveränen  Seigneurien,''  in  welche  das 
Land  zerklüftet  war,  nach  und  nach  beseitigt.  Aber  auch 
Deutschland  hat  <hn"ch  die  zahlreielien  Med  iatisi  ru  ngen 
seit  der  Revolution  diese  zweite  Richtung  der  Auflösung 
kleiner  Staten  eingeschlagen. 
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•    •  * 

Fünftes  CapitaL 

Speculative  Theorien.   I.  Der  eogenanute  Naturstand. 

Die  philoAophisehe  Speculation  Hebt  es,  einen  Urzustand 

zn  erdenken,  in  welchem  die  Meuschen  noch  ohne  Stat 
lebten,   und  von  da  aus  den  Weg  zu  «ucl»en,  welcbj^p 
yd^^hMt  habe  geben  BaOssen^  um  zu  dem  State. /fa  jff^ 
MlipD4^>J>^  ^nti|Bie  des  Y^e«  bi^t  Oies^  Urzust^^lL^ 
mi^fheiipiqitfiPdeciii  TiVi  yiüeMi}  und  raebon^  l^»»«^^ 
gescbmtkokt,  und  eine  goldene  Zeit  des  Paradieses  erträumt, 
in  welcher  es  nocli  kein  Uebcl  und  kein  Unrecht  gegeben, 
und  alle  in  u n beüclu'äjp^ ter  Freiheit  und  (ilückseligkeit  sich 
d^,  friedliciien  Daseins  erfreut  b^l^.,  ij^, dieser  Vpc^ 
^^IMPU!*^  jeqeD  ycwstelliuigen  noöh  keii^  JSigi^lÜbpiib  .»^idfl^' 
'Ueberfliis«  der  Natur  jedem  in  Fülle  darbot,  wmaob  sein 
unrerktinstelter  und  unverdorbener  Sinn  verlangen  mochte; 
dauijils  n(tch  keine  rnicrschirde  der  Stünde  iineli  selbst  der 
iie^'u  Isar  teil ,  jeder  war  dem  auiieii'|)  gleich ;  4ti^Qij^  auch 
weder  (Obrigkeit  noch  XZ^tertl^fkoen,  keinfs  Bei^nite^.  Ifi^^ 
Richt;^^  keine  ^eere,  keine  Steviem.  < 

*  Shakespeare  schildert  diesen  Naturstand  mit  gläncender  Ironie 

im  Sturm:  "  "  ' 

Gonzalo:  „llätt'  ich.  meiu  Fürst,  die  Pilanznng  dieser  Iniel, 
Ich  wirkte  im  s^onioinen  Wesen  Alles 
Diin-lis  (if^reiillit'il ,  dfiin  keine  Art  ^Oll  Uandel 
EiJaiii)l"  ich.  keinen  Namen  eines  Aml.s:  '  • 

üelalirtlieii  äoiiie  man  nicht  ktnncn:  lleicliiiuim, 
Dienst,  Armnth  gäb*8  nicht;  von  Vertrag  und  Erbschaft, 
Verziunung,  Landmark,  Feld-  ond  Weinbaa  nichts; 
Andi  kdn  Gebraudi  von  Kom,  Wein,  Oel,  Ketall, 
Kein  Handwerk,  alle  Männer  mttsrig,  alle; 
Die  Weiber  auch,  doch  völlig  rein  und  schuldlos, 
Kein  Regiment. 

hl  der  gemeinsamen  Natin*  solli'  Alles 

Frucht  bringen,  ohne  Mühe  und  Scliweisz:  Verralh,  Betrug, 
ächwert,  Speer,  Geschütz,  MothwendigJieit  der  VVjifien 
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Bineni  solchen  Ideale  giBgenttder  muflste  der  spAteie  stiU- 
liche  Zustand  der  Menschen  als  Entartung  und  TeHUl  erseht* 
wen.  Erst  als  vorher  tinbekannle  Plaf^en  die  Mensehen  ■  trafen, 

erst  nls  die  L<*i(ipiis(*hat'ten  in  ihrer  Brust  erwaclilcn  und  neue 
Gcfalirt'n  Im  rvorriefen ,  erst  als  die  .ScliuM  lieii  ►Seeieulriedeti 
störte,  da  tMedurtle  es  einer  Macht,  walishe  4ie  Bösen  sohreckte 
und  4rtraft6 ,  TiaUheh  <  ▼erimaunerteo  <  Gemisa :  v/aUer 

sicherte.  80  dachte  man  sich  den  8tat,  W9m  «ndir.'nleKt 
immer  als  ein  nothwendi^es  üebel,  doch  als  eine  Not h- 
und  Z  \v  a  n  5i;sa  n  s  t a  1  f ,  um  gntszern  Uebeln  zu  entgehen. 

Im  Gegensatze  zu  dieser  kindlich  heitern  Vorstellung 
von  dem  Paradiese  ^  dachten  sick  ,  andere  und  zuweilen 
griesgrftmliche  Philosophen  den  Zustand  des  ersten ,  noch 
uustatlichen,  Menschen  riel  scIiHmmer.'  Ihre  ängstliche 
Phantusie  malte  statt  des  göttliehen  Friedens  einen  unab- 
liiböigen  Hader  und  Krieg  aus  aller  gegen  alle:  und  wenn 
aueh  ihnen  der  Stat  als  ein  Ueliel  ei'schieu,  so  war  dieses 
Uebel  doch  erträglicher  und  geringer  als  der  ursprtt9jgli<^e 
Natutstand ,  in  welchem  die  Renschen  dem  Wilde  des  Waldes 
glichen^  Dieser  philosophische  Gedanke  fttnd  in  der  theolo- 
giM*lien  ^[»eeulation ,  welche  den  .Stat  die  Ordnimg  nicht  des 
Paradieses,  sondern  der  „gelaiieueu  Meuscliheit"  nannte,  eine 
willkoumiene  Bekräftigung. 

Die  beiderlei  Vorstellungen  übersehen  die  stat  Ii  che. 
Natur  des  Menschen.  Sie  haben  beide  keine  Ahnung  von 
der  Wahrheit,  '^  die  Aristoteles  so  schön  au^gcsprochen,  das« 

Gäb's  nicht  bei  mir^  es  schaffte  die  Natur 

Von  freien  Stücken  alle  Hüll'  und  Fülle, 

Mein  schaldloa  Volk  zu  oiUireu. 
8eba8ti8n:.Keiiie  HeiraUien  zwisehes  Minen  ünlertlisnen? 
Antonio:  Mieht«  deigldchcD^'nennd^  alle  k»  und 

Haren  nnd  Thngeniehtse.* 
*  Auch  Rotttsean  (diac.  aar  rin^Uti-  dea  «onditions  parmi  Im 
hommes)  meinte:  »Der  Mensch  im  Natorzustaud  habe  einen  Widerwillen 
(r^puguait)  gegen  die  Qeeeilschafl.''    Aber  Mirabeau  entgegnete  ibai 
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der  Menseh  ein  «8 tätliches  Wesen^  sei.'  Mag  man  sicli 
immer  einen  Snsland  der  Mensefaen  rorstelkn,  wdokdr,  der 

Entstehung:  des  States  ▼onmsghiprv' dieser  Zkisfand  konnte 
iinnktjflich  den    iiolieni  Bediii  rnissen  derselben  jj^eniiiren 
und  es  war  ein  unernieszl icher  Fortschritt  in  der  Entwick- 
hiafsgeschichte  der  Menscbbeilv ;  ais  der  Ton  Aoling  an  ihr  * 
üiiil^jtoiBte^  Keim«  snr  StatenbfMtnigr  sicli  etitftiltele  nad  tnr 

U  l'  '    ''t      ■  1 1  .''     -'i  '■        '  "  •'"  >  k    /     )    -       V.  .  '        -   '         '       ,     '         -1        '  ■' 

/>;*M  1';  I  ,.        •<■>•'•»        «       ■     -f.  .   ■  -  ,    ■         ■1,1.  »      Y       '^j     .  . 

'  SedUtes  O&pIteL 

<  :  II.  Der  0tat  als  götüioh«  lotfÜtatioBi 

'  In  dem  Alterthum  sowohl  als  während  des  Mittelalters 
war  der  Glaube  an  die  göttliclie  Institution  des  States  viel 
veriireiteter  und  intensiTer  als  in  unserer  I^it.  Aach  damals 
aber  war  in  ganz  verschiedeneofi  Sinne  tön  einer  göttlichen  ' 

Begründung  des  States  die  Hede. 

1.  Nach  der  einen  Vorstellung  war  tier  Statt  das  un- 
mittelbare Werk  Gottes,  die  directe  Offenbarung 
der  göttlichen  Herrschaft  auC  Erden. 

Diese  Vorstellung  lag  der  jüdischen  Theokratie  zu  Oruncle, 
und  die  volle  Consequenz  derselben  führt  jederzeit  2a  der 
theok ratischen  Statsforin,  zu  welcher  sie  allein  paszt. 
Wenn  Gott  den  Ötut  unmittelbar  geschatleu  hat,  so  ist 

vortrefflich  (essni  snr  le  dispotisme)  mit  den  Worten:  Non  8euletxiell^ 
rhomme  sentible  fait  |X)nr  la  9oriet6,  mais  on  peut  dir«  qn'il  ii'est  vraiment 
homnie  cest  ä  dire  un  6tre  rell^cbissant  et  ca[>able  de  vertu,  que  lürsqu'elle 
commeuce  &  s'oi^aniser.  Lea  hootmes  n'out  rien  voulu  ni  di\  sacriiier  en 
se  r^unisaant  en  8oei^4;  Iis  ont  toqIo  et  dft  Hmäm  Unat  jouiuanem  et 
ruiOf/e  dt  to  UberU  .pai*  les  eeooars  et  Is  garantie  rMprcKiaes.<* 

*  ^ach  Plato  de  Republ.  n.  369  leitet  die  Entatehnog  dea  States 
davon  her/daaz  der  dnadiw  Ifenadi  sidi  adber  nidit  gtfnfige,  sondern 
von  Natur  der  Qemeinscliaft  bedSrfe. 
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es  natarlich,  dass  er  deoMlben  ufiinittelbar  erhalte  und 
reglet^ 

%  Nach  der  andern  Voialellung  dagegen  ist  der  Stat 
nur  ni  ittelbar  von  Gott  gegrüudet,  und  wird  auch  liur 
mittelbar  von  Gott  geleitet.  ^ 

Diese  Ansicht  wurde  auch  von  den  Griechen  und  Römern 
getheik,  deren  Statsformen  keineswegs  theoliratisch  waren« 
sondern  durch  und  durch  einen  menschliishen  Charakter  hatten. 
Kein  Stätsgeschaft  Ton  irgend  welcher  Bedeu tau g  wurde  im 
Alterthum  unternommen,  ohne  dasz  Gebet  uud  Opfer  vorher- 
gegangen waren  und  in  dem  Statsrechte  der  Kömer  nahm 
die  Sorge  der  AuspioieOf  durch  welche  der  Wille  der  Götter 
erforscht  wurde,  eine  sehr  wichtige  Stellung  ein.  Sie  ver- 
banden mit  dem  Bewusatsein  menschlicher  Freiheit  und 
Selbstbestimmung  den  Qlanben  an  eine  göttliche  !Lcutung 
der  menschlichen  Dinge;  und  wenn  sie  schon  in  dem  Schick- 
sal des  einzelnen  Individuums  die  Macht  der  Götter  erfuhren, 
so  schien  es  ihnen  noch  klarer,  dasz  das  Schicicsai  jeuer 
grbsaen  sittUcheo  Lebensgemeinschaft,  die  wir  Stat  nennen, 
nieht  losgerissen  sei  von  dem  Willen  und  dem  Walten  der 
Gottheit  *3  Hatten  sie  etwa  hierin  Unrecht? 

^  In  dieMm  Sinne  nun  nennt  Kiebnhr  (Ctesdi.  d.  Zeit  der  Re%-ol. 
].  21i.)  den  Stnt  eine  von  Gott  geordnete  Institation,  die  »im  Wceen  des 
Menaehen  noth wendig  gehört,  wie  die  Ehe  und  das  väterliche  Verhäll- 
nisz.  Diese  Institution  kann  sich  aber  auf  dieser  Erde  nicht  vollkominen 
darstellen.  Was  wir  in  der  Wirklichlceit  vom  State  sehen,  igt  nur  ein 
Schatten  der  güttlichen  Idee  des  States. 

•  Plutarcb  sagt  darüber  in  einer  von  Haller  (Restaur.  I.  S.  427) 
citirten  Stelle  sehr  schon:  Meines  Erachteus  könnte  eine  Stadt  leichter 
ohne  einen  Boden  gegrttndet  werden,  als  €j»  Stet  eieh  bilden  oder  b»- 
stchen  ohne  Qlaaben  an  Ootk*  Aneh  in  aenerar  Zeit  hat  Waehingtou, 
in  enner  Inangarationirede  an  den  Coogress  im  Jahr  1788«  dieeen  Olaobeo 
be*engt:  »leh  werde  es  nieht  vemaehlilaBigeu,  in  dieeen  eratcn  offieieUea 
Acte,  auä  ganzer  Seele  mein  Flehen  %n  das  göttliche  Wesen  zu  richten, 
welches  alles  nach  seinem  Willen  ordnet,  welches  die  Rathschläge  der 
Nationen  leitet  und  die  Schwachen  aufrecht  hält.  Möge  sein  Segen 
über  der  Regierung  der  Vereinigten  Steten  weiten,  die  «ie^  uuVBi^  sich 
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Es  versteht  sich  von  selbst,  dasz  das  Christenthum  den 
Stat  nicht  ausserhalb  der  göttlichen  Weltordnung  nnd 
Weltregiening  zu  denken  ▼ermag,  und  es  Ist  iHr  die  christ- 
ffibhe  Anffhasnng  beieichiiend ,  dass  der  Apostel  P  au  !•«  s  «i 

einer  Zeit,  als  der  Kaiser  Nero  von  Statswegen  die  Christen 
verfolgte,  jenes  berühmte  Wort  an  die  christlich  gesinnten 
Römer  richtete:  „Jedermann  sei  unterthun  der  Obrigkeit, 
di*^' Gewalt  über  ihn  hat;  denn  es  ist  keine  Obrigkeit,  <»hne 
▼on  Gott;  wo  aber  Obrigkeit  ist,  die  ist  Ton  Gott  yerordn^*f 
(Römerbrief  13,  1.)  Daher  kann  es  uns  auch  nicht  befreni- 
den,  wenn  während  des  granzen  Mittelalters  in  allen  christ- 
lichen S taten  die  obrigkeitliche  Gewalt  von  Gott,  die  höchste 
des  Kaisers  ohne  Vermittlung  durch  eine  Zwisohenpeison 
TOiii  Gott  abgeleitet  '  wurde. 

Aber  so  wOrdig  auch  diese  Ansicht  die  Entstehung  nnd 
dns  Schicksal  des  States  an  die  göttliche  WeUhcrrjichaft  an- 
knüpft, und  80  hoch  ihre  sittliche  Bedeutung  immerhin  an- 
zuschlagen ist,  so  darf  doch  nicht  tibersehen  werden,  dasz 
dieselbe  ihrem  Wesen  nach  religiös,  nicht  politisch  ist, 
und  dasz  sie  gerade  darum,  wenn  sie  sum  politischen 
Statsprincip  erhoben  und  als  Rechts^atz  gehandhabt 
wird,  leicht  Irrthümer  und  Äli^zbiauchc  veranlaszt  und  be- 
schönigL    Heben  wir  einzelne  hervor: 

1.  Gott  hat  zwar  den  Menschen  als  ein  statUches  Wesen 

eingerichtet  haben  zu  ihrer  Wohlfahrt.  Kein  Volk  hol  je  /alilreichere 
nnd  offenbarere  Gunstbezeugungen  der  Vorsehung  erhalten.  Ihre  göttliche 
Hand  hat  alle  Bestrebungen  mit  ihrem  Segen  begleitet,  weiche  unsere 
Unabhängigkeit  gesichert  haben." 

*  Dm  Jflt  «Qob  der  8inn  der  OonetUtttio  Imdaoiti  Bmmrki  ▼.  J.  IflaS: 
«Deelanunns  quod  iinperitlis  cUgnitas  et  poteelu  cet  immtÜiUt  a  Mb  Dm 
(d.  h.  nicht  mediate  durdi  den  Fapet)  ~  etatim  ex  tota  tkeütm  (dnreb 
die  Kurfürsten)  est  Rex  verus  et  imperator  Romanorum  ceneendtta^**  Die 
Augsburgische  Confession  vom  Jahr  1530  Art.  16  lehrt:  „dasz  alle 
Obripkcit  in  der  Welt  und  freordnete  Kcgitncnl  nnd  Gesetze,  gute  Ordnung 
von  Gott  geschaffen  und  eingesetzt  »lud.''  iSie  leitet  aleo  die  geaammt« 
Hechtaordnung  von  dem  Willen  Gottes  ab. 
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elvehaffen,  aber  smgleieh  bal  er  ihm  die  Freihat  ▼erUeheu, 
die  eifigepflftnste  Idee  des  States  durch  eigene  Thfttigkeit 

und  '/luuirhsl  nnch  seinem  ürtheil  iinfl  in  den  ihm  ^('«'iLiiKH 
.st'liciiit  iKit'ii  Formen  zu  vorwirklichen.  Kf^  isi  S(  huii  ein 
grobes  Misz\t'r.s(an(lnisz,  wenn  einzelne  ÖtatstoroieD ,  z.  B. 
die  repablikanisobe,  deszhalb  rttrworfen  weiden  ^  "^eii  GoU 
als  Monarch  die  WeU  regiere.  >  ^ 

%  Die  obrio^keitfiehe  Gewalt  ist  EWar  in  ihre^Idee  und 
Erscheinung^'  von  (lott  iihhantjitj ,  aber  nicht  in  <Icni  Sinne, 
dasz  etwa  Gott  einzelne  hcvurzugte  Menschen  über  die  Be- 
schränktheit der  menschlichen  2^atur  emporhöbe,  sieh  selber 
nahersetzte  und  gewisseirmassen  su  Halbgöttern  fite  die 
Erde  bestellte^  noch  in  dem  fiinney  dasz  Gott  die  mensch*, 
lieben  Regenten  zu  seinen  persönlichen  und  mit  ihm, 
soweit  ihre  statliclie  Ib-rrschnft  n-icht,  identischen  Stell- 
vertretern ernennte  und  mit  seiner  Macht  und  seiner  Au- 
torität ansrOstete.  ^  Derlei  theokratische  Vorstellungfm  wider- 
streiten der  menschlichen  Natur  derer,  welchen  die  Regie- 
ning  des  States  anTcrtraut  ist  Die  hochmttthige  Rede  L  ud- 
wig8  XIV.:  „Wir  Fürsten  sind  die  lebenden  Bilder  dessen, 
der  allheili|^  und  allniächfitr  ist,''^  klin<rt  ini  Vcihaliiu--z  /u 
Gott  wie  Blasphemie  und  iöt  iui  V'erhältnisz  zu  seinen  Unter- 
thanen  —  Menschen  wie  er  —  ein^  unwürdiger  Hohn. 

'  3.  Manche  ibssen  die  obrigkeitliche  Gewalt  selbst,  unter- 
schieden von  den  Personen,  welche  dieselbe  verwalten,  als 

*  Vgl.  Stahl.  Statslehru  II.  §.  4Ö.    „Nach  der  theokratischen  Auf 
fassimg  des  MittelaltiTS  ist  die  Stellung  der   berufenen  Häupter  der 
ChrisLcDheit  die  üottea  seibat.    Die  Herrscher  (Papa t ,  Kaiser  uud  Kouige) 
«Is  die  Repristntsnteii  €k)ttM  haben  ^  tu  Feraon  die  Fülle  alle«  Ansehens 
lediglich  in  aid).<* 

*  Oeninres  de  Lomk  J/F.  IL  8.  317,  wo  noeli  Iblgende  erläatenide 
Stelle  vorkominb:  ^Der,  der  den  Vfueeheii  Könige  gegeben,  hat  gewollt, 
dasz  man  sie  ehre  als  seine  dtellTertreier,  indem  er  nar  sich  das  Redit 
vorbehielt,  ihr  Thnn  und  Lassen  zn  prüfen.  Sein  Wille  (?)  ist,  djMS  wer 
als  Untertban  geboren  ist,  ohne  weiteres  gehorehe." 
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eine  poHtiseh-göltlicbe  und  ^ubermenschlicbe^  auf. 
Stahl  s.  B.*  Mgl:  »Die  Gewall  des  Siatas  ist  ron  Gott  nicht 
bloss  in  dem  Sinne,  wie  alle  fieeÜte  yoii  Gott  dnd,  Eägenihmn, 

Ehe,  väterliche  Ctewalt,  sODdern  in  dem  ganz  specifiscben 
Sinne,  dasz  t's  das  Werk  Gotte«  ist,  das  er  versieht.  Er 
herrscht  nicht  blosz  kraft  Gottes  Ermächtigung,  wie  aucii  der 
Vater  l>ber  seine  iCinder^  sondern  er  herrscht  in  Gottes  Namen, 
Danim  Ist  auch  der  Stat  mit  der  Majestät  nrokleMet** 

Das  ist  aber  wieder  eine  objective  Theokratie,  welche 
piactisch  zu  der  auch  von  Stahl  verworfenen  persönlichen 
Stellvertretung  Gottes  tühren,  und  allen  mit  dieser  verbun- 
denen Aninaszungen  und  Miszbräuchen  von  neuem  freien  ^ 
ESnzug  gestatten  wttrde.  Christus  selbst  hat  durch  sein 
groefees  Wort:  »Gebet  Gott  was  Gott,  und  dem  Kaiser  waa 
dem  Kidser  gebührt/  viel  schärfer  und  entschiedener  auf 
die  menschliche  Natur  des  States  hingewiesen  und  jede 
Iden  tifici  r  un  g  statlicher  Gewalt  mit  specifisch- 
göttlicher  Herrschaft  verworfen.  Die  weltliche  Stats- 
lehre  thut  daher  wohl  daran,  die  Existens  und  die  Einrii^« 
tongeil  des  States  von  dem  menschlichen  Standpunkte  zu 
betrachten  und  menschlich  so  nehmen. 

4.  Nicht  selten  wurde  die  Unveränderlichkeit  der  be- 
stehenden Statsverfassungen  und  insbesondere  auch  die  Un- 
yeräoderlichkeit  der  Person  des  Regenten  oder  seiner  Dy- 
nastie mit  dem  Piincip  verfochten,  dasa  die  obrigkeitliche 
Gewalt  von  Gott  geordnet  sei.  Allein  dasz  die  Unveränder- 
lichkeit der  äuszem  Formen  und  der  persönlichen  Be- 
ziehungen nicht  zu  den  nothwendigen  Eigenschaften  der 
göttlichen  Weltordnung  und  Weltleituug  ^^ehöre,  beweist 
die  ganze  Weltgeschichte,  und  Paulus  bat  gerade  durch 
seine  Mahnung,  der  jeweilig  bestehenden  Obrigkeit 
Gehorsam  zu  leisten,  die  Wandelbarkeit  auch  der 

^  Statslehre  II.  §.  43.    Vgl.  dagegen  Macaulay  in  der  nnten  B.  IV. 
Cap.  'XL  I.  mitgetbeilten  8teüe.       '  * 
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staüicjicii  Ordnung  und  Regierung  aiillelbar  anerkannt.  Wohl 
mochte  im  XVII.  Jahrhundei't  jene  VorscIiriHb  in  der  Seele 
vieler  fromme^  l^uglftnder  ernste  Bedenken  darüber  erregen, 
ob  der  Widerstand  gegen  die  tyrannischen  Gebote  Jakobs  II. 
erlaubt  sei,  und  Gewissensscmpel  hervorrufen,  oh  die  Ent- 
setzung des  K  iii^^ö  M\  rechtfertigen  sei.  Aber  ii;i<  ImIchi 
Wilhehu  von  Uranien  von  der  Nation  und  von  dem  Paria- 
mente  als  König  anerkannt  war,  konnte  auch  der  in  reii- 
gi(V8er  Hinsicht  ängstlichste  und  gewissenhafteste  Tory  un- 
bedenklich in  diesem  die  „von  Gott  geordnete  Obrigkeit* 
verehren. 

^  5.  Aeliiilicii  vet  liHÜ  i  s  j,ich  nn(  d«r  Krage  der  Verant- 

wortlichkeit.   Dasz  die  Statvsniänner,  welchen  viel  anver- 
traut ist,  und  dasz  die  Fürsten,  welchen  Macht  verliehen 
Ist,  Gott  verantwortlich  seien  lür  das  was  sie  thnn  ' 
oder  unterlassen,  das  allerdings  folgt  ans  dem  obigen  Prin» 
cij).  al)er  die  Heantwnrtnn«^  der  ferneren  Streitfiiiuc,  ob  und 
wie  dieüenx  n  auch  einem  m  e  nsch  1  i  cl>  e  n  U  icliter  ver 
antwortlicli  siien,  liiszt  sich  nicht  schon  von  da  aus  rrif 
scheiden.    Nicht  weil  die  oberste  obrigkeitliche  Macht  im 
State  speciflsch ' göttlich,  sondern  weil  sie  die  oberste  ist, 
wird  fftr  sie  Unveratitwortlichkeit  vor  menschlichen  Richtern 
in  Ans|)riicli  genommen. 

Ebensowenig  darf  der  Statsmann,  im  Glauben,  dasz 
Gott  die  Schicksale  der  Völker  und  Staten  bestimme,  und 
lenke,  und  im  Vertrauen,  dasB  Gott  woht  regiere,  gewisser* 
massen  Gott  versuchen  und  die  Verantwoirtlichköt  von  sich 
ab  auf  diesen  wälzen.  Vielmehr  wird  er  von  der  eigenen 
Verantwortlichkeit  nur  dann  frei,  wenn  er  die  ihm  gewor- 
dene Aufgabe,  so  weit  seine  Kräfte  reichen,  gewissenhaft 
ermUt  hat  7 


'  Lamartine,  ItcvoluU  de  1Ö48.  1.  S.  47  apriciit  dieaeu  Gedanken 
schön  aus,  indem  er  von  sich  berichtet:  «11  tmtait  Dim  et  le,  peuple, 
BlDnUchli;  «UgemeiDes  SUttrccbt  1.  17 
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Siebentes  CapiteL 

III,  Die  Theorie  der  Gewalt 

,Der8tat  ist  das  Werk  gewaltsamer  Unterwerfiing.  Er 
berabt  auf  dem  Rechte  des  8färkeni.<'  60  ▼ersiohern  uns 

einzelne  Philosophen,  öfter  aber  noch  einzelne  gewaltsftme 
Machthaber.  * 

Diese  Lehre  ist  dem  Despotismus  günstig,  denn  sie 
rechtfertigt  jede  Gewaltthat,  in  zweiter  Linie  aber  dient  sie 
auch  der  Re7olotion)  sobald  sich  diese  stark  genug  flkhlt, 
offene  Gewalt  au  üben.   Gewöhnlich  wird  sie  eben  da  als 

Waffe  herbeigeholt,  wo  die  Schranken  des  wahren  Rechtes 
Uberschritten  werden  und  die  rohe  Uebermacht  waltet.  Sie 
ist  ein  Sophismus,  nur  für  Mächtige  verlockend,  den  Schwa- 
chen leichter '  vernichtend  als  tILuschend,  eher  zur  Selbst- 
täuschung als  snr  Täuschung  anderer  geschickt 

Man  hat  gesagt,  die  Geschichte  erweise  die  Wahr- 
heit jenes  Satzes,  und  allerdings  zeitjt  in  der  Geschichte  die 
Gewalt  sich  öfter  wirksam  bei  der  Begründung  von  Staten 
als  der  Vertrag;  aber  nur  äuszerst  selten  hat  die  rohe  Ge- 
walt für  sich  allein ,  nach  eigener  Willkür,  Staten  geschaflfon, 
niemals  dauernde  und  grosze  Staten.  In  der  Regel,  wenn 
auch  gewaltsame  Ereignisse,  voraus  der  Krieg,  ihren  An- 
theil  hatten  an  der  Gründung  neuer  Staten,  war  die  Gewalt 
doch  nur  die  Dienerin  wirklicher  Rechtsanspri\che. 
Sie  war  nicht  die  Quelle  des  Rechts,  sondern  durchbrach 

nur  den  Widerstand,  .der  den  Abflusz  der  Quelle  hinderte. 

» 

Lamartine  se  reprocha  depuia  a^v^ement  cette  Taute.  C  est  uii  tort  grftve 

de  renvoyer  k  Dien  ce  que  Dien  a  laisse  a  1  homnie  d'£tat,  la  röaponaa* 
bilil^;  il  y  avait  1.^  tiii  d6ii  :\  la  l'r(»\  idenre." 

'  Plutarch  (LelxMi  des  ChuuHiih.  17.)  legi  diese  Theorie  dein  Gallier 
Kuiiig  Brennus  in  den  Afund:  „Das  älteste  aller  Gesetze,  welches  von 
GoU  an  bis  auf  die  Thiere  hiuabreichl,  gibt  dem  ötärkern  die  Herrschaft 
aber  die  Gttler  det  Sehwächern.« 
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Sie  schuf  uicht  das  Reehi,  acadeof  untemtützte  es  und  er> 
zwung  ihm  die  Anerkennung.  Wo  die  Gewalt  i»  dar  GfAz 
aehichte  für  sich  «elbei  in  ihrer  barbarischen  Rohheit  auftritt, 
da  ist  sie  regelcnftszig  nicht  von  sohAplbrischer  Wirkung, 

sondern  ein  Instnunent  der  Zerstörung  und  des  Todes. 

l>iej?e  Lehre  ist  im  schneidendsten  Wideispj  iu  Ik-  mit 
dem  Begrifle  der  urfi^unisehen  Freilieil.  Sie  kentit  nur 
Herren  und  Knechte;  unter  Freien  (liberi)  versteht  sie  höch- 
stens Freigelassene  (Ubertini).  Sie  widerspricht  eben  so  schroff 
der  Idee  des  Rechts,  denn  dieses  ist  offenbar  von  geisti^^- 
sittliehem  Gehult,  während  sie  die  brutale  Uehermacht  der 
physisehfn  Gewali  uul  dtn  Tluon  erhellt.  itifeu  dein 
Rechte  zu  dienen,  ist  die  Gewalt^  welche  selber  üecht  sein 
will,  Empörung  wider  das  Recht.  '' 

Indessen  ist  auch  in  den  IrrthQmern  dieser  Lehre  ein 
Rest  von  Wahrheit  verborgen.  Sie  hebt  ein  f&r  den  Stat 
'  unentbehrliches  Moment,  das  der  Macht,  hervor,  und  hat 
insofciii  itainentlich  der  entgegenj^esetzten  Theorie  gegen- 
über, welche  den  Stat  aulf  die  Willkür  der  I^idividuen  ba- 
sirt,  nnd  in  ihren  Conseqnenzen  zu  einer  obnmftchUgen 
Statsgewalt  führt,  eine  gewisse  Berechtigung.  Sie  legt  den 
Nachdruck  auf  die  Realität  der  Erschelnmig  und  die  vor* 
handeiJt  ü  Machtverhältnisse,  imd  wimit  so  vor  den  eiteln 
Versuchen,  die  Träume  blovszer  Hpeculation  und  die  Wünsche 
abstracter  Doctrinen  da  zu  verwirklichen,  wo  die  natürlichen 
Verhältnisse  und  Kräfte  widerstreiten. 

Ohne  Macht  kann  weder  ein  Stat  entstehen,  noch  sich 
behaupten.  Der  Stat  bedarf  der  Macht  nach  innen  sowohl 
als  uach  auszeiij  wo  die  Machtverhältnisse  fest  und  dauernd 

'  Scinnit  thenner,  SutswiBBt-n«  linff  I.  0.13.  citirt  eine  schöne 
hiehcr  gehörige  Atuszerimg  von  J.  J.  Rousseau  (Contr,  Soc  1  8.): 
„Der  Stärkste  ist  iiiemal.s  stark  genug-,  um  seiiio  flerrschaft  zu  behaupten, 
w««nn  er  nicht  sjcinc  Uel^frniacht  in  Recht,  und  «Jen  Oohorsoui  der  Uiiter- 
woi  ienen  in  Plllcht  u m /,  tt  h  b  u d el  n  vtTSteht'*  (a'il  nc  iraubforme  sa  furcc 
eu-4ruil.^t  iob^issÄuce  tu  tlcvoir). 
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p^worden  sind ,  da  sucht  nnd  erlangt  gewöhnlich  auch  die 
Macht  die  Verbindung  mit  dem  Recht,  d.  h,  die  Anerkcn- 
maig\  ReioigaDg  und  Heiligaog  durch  das  Recht  Denn 
ohne  das  Recht  ist  die  Macht  des  Siftrkern  von  thieriseher  ^ 
Natorp  ttoUst  der  Wolf,  der  das  Lamm  serreisst  Mit  dem 
Rechte  yereinigt  aber  ist  sie  der  sittlichen  Natur  des  Men- 
schen wtkrdig  geworden. 


Achtes  Gapitd. 

•  '         ■  ■  ■  ■  •  ' 

ly.  Ok»  YeitngtthccMie. 

Vorsilglieh  seit  'Rousseau  hat  die  Lehre,  dasac  «der 
Slat  ein  freies  Werk  des  Vertrages,  der  Uehereln« 

kiinft  seiner  Bürger"  sei,  eine  grosze  Verbreitnng  und  Po- 
pularität genossen.  Sie  schmeichelte  der  Selbstgefälligkeit 
der  Individuen ,  von  denen  sich  jeder  Einzelne  nach  ihr  als 
Stafengrttnder  denken  konnte^  nnd  schien  ihre  Lüsternheit 
zu  befriedigen,  indem  sie  jeden  beliebigen  Inhalt  au&uneh- 
men  verhiess!  Diese  Theorie  liat  vorsttglich  in  den  Zeiten 
der  französischen  Revolution  eine  furchtbare  Autorität  er- 
langt: mit  ihrer  Hülfe  vornehmlich  wurde  die  alte  Stats- 
form  niedergerissen  und  wurden  mannichfaltige  aber  ver- 
unglttckte 'Versuche  unternommen,  Ober  dem  Schutthaufen 
ein  nieues  allen  susagendes  Statsgebftude  aufzurichten.  Aber  ' 
wenn  sie  auch  Torzugsweise  als '  die  lieblingstheorie  der 
Revolution  Geltung  gefunden  hat,  so  hat  sie  doch  öfter  schon 
auch  dazu  dienen  müssen,  die  Rechtmäszigkeit  absoluter 
Herrschaft  ?ertheidigen  zu  helfen.  Es  verhält  sich  mit  ihr 
'  umgekehrt  wie  mit  der  Lehre  ron  der  Gewalt 

Wie  diese  vorzugsweise  den  Despotismus  roher  Ueber* 
macht  begünstigt,  ausnahmsweise  aber  auch  die  gewaltsamen- 
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Vorgänge  der  Empörung  deckt,  mi  ist  die  Verfcragstheorie 
Tomas  der  Aoarcbie  gQnatig,  schütxt  aber  aaenahmswelie 
anch  die  Unierdrttekang  verlianler  Mindeifietten  durch  will- 
koriiche  Mehrheiten  oder  die  Tyrannei  des  Siegers  aber  die 

liesiegtcn,  welclie  sich  ihm  ergeben  haben. 

Diese  Theorie  erhebt  den  Anspruch  auf  allgemeine  Gül- 
ligkeit  Nach  derselben  beruht  die  Entstehung  aller  Staten 
und  in  gewissem  Betrachl  auch  die  Fortdauer  aller  Stoten 
anf  Vertrag.  Die  Geschichte  aber^  welche  uns  so  reiche 
AnftchlAsse  Uber  die  Statenbildung  eröfftaet,  weiss  auch 
nicht  ein  einziges  Beispiel,  in  welchem  wirklich  durch  Ver- 
abredung  und  Vertrag  der  Individuen  ein  Stat  „contra- 
liiri^  worden  wAre.  Woiil  kennt  sie  einzelne  FlÜle  von 
Vertrftgen  sweier  oder  mehrerer  Btatea,  durch 
welche  dn  neuer  8tat  gegrflndet  wurde,  auch  einige  Fftlle, 
tu  denen  Fürsten  uiid  Häuptlinge  deh  mit  einzelnen  Glassen 
«derStänden  des  Volks  vertragsmÄszig  zu  neuen  Statsformen 
vereinbarten,  aber  sie  kennt  keinen  Fall,  in  welchem  ein 
8tat  wie  eine  Handelsgesellschaft  oder  eine  ^Brandkasse^ 
durch  seine  «gleichen*'  Bürger  errichtet  worden  wtfre.  Eben 
sowenig  unterstützt  die  Geschichte  die  Meinong,  dass  auch 
die  Fortsetzung  der  Staten  aus  einer  steten  Vertragserneue- 
rung der  Individuen  abzuleiten  sei.  Vielmehr  zeigt  sie  uns, 
dasz  das  Individuum  schon  als  Glied  des  States  geboren 
und  erzogen  wird,  und  mit  seiner  Eraeuguiig,  Geburt  und 
Erziehung  auch  das  bestimmte  Gepräge  des  Volks  und  des 
Vaterlandes  empfitngt ,  dein  es  zugehört,  bevor  es  im  Stande 
ist,  einen  eigenen  selbständigen  Willen  zu  haben  und  zu 
Äuszern. 

Das  Zeugnisz  der  Geschichte  steht  somit  jener  Theorie 
schroff  entgegen,  es  verwirft  dieselbe  ^unzweideutig.  Selbst 
in  den  Zeiten,  als  die  Lehre  vom  GesellschaftsTertrag:  die 
zahlreichsten  Anhänger  hatte  nnd  am  wirksamsten  war, 

konnte  bie  doch  niemals  die  entgegenstehende  Realität  der 


Digitized  by  Google 


4 


262   Drittes  Bitcli.  Voo  der  fintttdiimg  und  dem  UntergaDg  des  Stats. 

Natur  nberwältigeii.  Das  Volk  wurde  zwar  in  lauter  „freie 
lind  gleiche  Bürger**  au^elöst,  aber  die  Minderheiten  auch 
in  deii  Urvmaniinlungen  ^Terinigen^  sich  nicht  mit  de» 
ifehrheiten,  irelofae  ihren  Willen  als  den  Abergeordneleii 
nnd  allein  geltenden  dnrohsetaten.  Die  j^eonstitnirende* 
Versammlung  wurde  zwar  als  ein  Auszug  und  als  eine 
Stell vertretujjg  (ier  sämmtlicheii  Bürger  angesehen,  und  ihr 
die  Autgabe  gestellt^  sich  über  eine  Verfassung  zu  verein- 
baren; aber  auch  in  ihr  (Iberwog  die  einheitliche  Fonn 
des  Beschlusses  durchweg  aber  die  Tielheitliclie  des  V«ir- 
Crsges.  Man  „fingirte**  einen  Vertrag,  wo  kein  wirklicher 
ÄU  erkennen  war,  und  täuschte  sich  und  andere  mit  der 
fingirten  Freiwilligkeit  der  Einzelnen,  <ia  wo  die  Mehrheit 
als  Organ  der  Gesammtheit  eine  häufig  unertrttgliche  reale 
Herrschaft  1  übte. 

Wie  die  Unwahrheit  der  Theorie  durch  die  Geschichte 
nachgewiesen  wird,  so  hftlt  dieselbe  auch  der  Kritik  der 
Vernunft  —  abgesehen  von  dein  unbestreitbaren  Zeugnisz 
-der  Geschichte  —  nicht  Stand.  Sie  geht  aus  von  der  Frei- 
heit nnd  von  der  Gleichheit  der  Individuen,  die  den  Ver- 
trag abschliessen.  Aber  politische  Frdheit,  die  hier  vor- 
AASgesetat  wird ,  ist  nur  im  State,  nicht  auszerhalb  desselben 
denkbar.  Der  Mensch  hat  wohl  die  Anlage  zu  dieser  Frei- 
heit schon  in  sich,  wie  den  Trieb  nnd  das  liedürtiiisz 
des  Spätes;  die  Wirklichkeit  dieser  Fn  iheit  dagegen  kann 
4srst  in  der  organischen  Gemeinschaft  des  States  zu  Tage 
treten.  Wftren  die  Individuen  femer  nur  gleich,  so  könnte 
nie  dn  Stat  entstehen,^  denn  dieser  setzt  die  (politische) 
Ungleichheit  —  ohne  welche   es   weder  Regierende 

'  Rousseau  (C.  5.)  solion  fiiigirt  eine  arsprün^' liehe  Ei»- 
^timmigiieit^  durch  welche  das  Gesetz  der  8piilern  Mehr  heil  ftuge- 
orduet  wordeu,  aber  die  Fictioii  decki  den  Widerspruch  nicht. 

*  AfiMoteles,  Pol  it.  II.  1,  4:  „oü  yuo  yivtrai  nroÄ/,-  oiioiav  ittaov 
yan  ifviitia^ia  (BuDdesgenOMeiUchAl't) 
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noch  Regierte  geben  kann  —  aU  notbwendige  Grundlage 
voraus. 

Koch  mehr.    Der  Gnindirrtlrani  jener  Ansebaiiiing  ut  » 
der,  daas  ne  sich  die  Individuen  als  Contrahenten  Torslient 
Wenn  die  Individaen  Verträge  schHessen,  so  entsteht  Pri* 

vat recht,  nie  aber  Statsrecht.  Das  was  dem  Individuum 
ula  solchem  zugehört,  ist  sein  individuelles  Vermögen,  sein 
Privatgut.  Darüber  kann  er- rerfDgen,  der  eine  "wie  der 
andere  darüber  auch  Verträge  schlieszen.  Einen  politi- 
schen Inhalt  aber  können  die  Verträge  nur  haben,  wenn 
schon  eine  Gemeinschaft  da  ist,  wekbe  über  den  In- 
dividuen steht,  denn  dieser  Inhalt  ist  nicht  Privatgut  der 
Individuen^  sondern  öffentliches  Gut  der  Gemeinschaft. 

Durch  Vertrag  yön  Individuen  kann  somit  weder  ein 
Volk  noch  ^n  Stat  entstehen.  Wie  vi^Ie  Binzelwillen  auch 
angehäuft  werden,  es  entsteht  kein  Gesammtwille  daraus; 
wenn  noch  so  viel  Privatrecht  abgetreten  wird,  es  entsteht 
kein  Statsrecht  daraus. 

Für  die  Politik  ist  übrigens  jene  Lehre  im  höchsten 
Grade  gefithrlich.  .  Indem  sie  den  Stat  und  dessen  Rechts- 
ordnung SU  dem  Prodiicte  individueller  Willkür  stempelt, 
und  je  nach  dem  Willen  der  gerade  lebenden  Individuen 
lür  veränderlich  erklärt,  hebt  sie  den  Begrill'  des  Ötatsrechts 
auf,  reizt  die  Bürger  zu  statswidriger  Willkür,  und  gibt  den 
Stat  der  äuszersten  Unsicherheit  und  Verwirrung  preis.  Viel 
eher  i^t  sie  daher  eine  Theorie  der  Anarchie  als  eine 
Statstehre  su  nennen. 

Auch  sie  enthält  indessen  ein  Stück  Wahrh^t  verhüllt, 
wie  denn  überhaupt  der  Irrthum  der  täuschendste  und  ge- 
fährlichste ist,  in  welchem  eine  allgemein  faszliche  Wahr- 
heit durchschimmert.  Im  Qegensatae  nämlich  au  der  Theo- 
rie, welche  in  dem  State  ein  blosses  Natorproduct  sieht, 
hebt  sie  die  Wahrheit  hervor,  dasz  der  menschliche  Wille 
auch  bestimmend  auf  die  Grestaltuug  des  States  dinwirken 
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kann  und  darf,  und  im  Widerspruch  zu  einer  gedankenlosen 
Empirie  vindicirt  sie  der  menschlichen  Freiheit  und 
dem  Bewonftsein  von  der  VeroQnftigkeit  des  States  ihf  Recht. 

>  Anmerknngren.  1.  Der  berühmte  Sfttz  den  Aristotelva  (Potft 
I.  1,  ll.)i  rfas*  (^er  Stat  früher  8ei  als  die  einzelnen  Bürger,  wie  dns 
Ganze  früher  als  der  Theil.  widerlegt  in  der  That  den  Ge<lanken,  daez 
von  den  Individuen  der  Stat  erfnnden  und  gemacht  werden  könne,  hin- 
reichend. Das  politische  ludiridiinm,  der  Bürger,  i«t  nnr  ein  Glied  in 
dem  Stdtskürper^  daa  für  sieb  allein  und  lusgeriäüeu  vun  dem  Zusnminen- 
hsng  mit  dem  State  aia  solehea  keine  £xisteiii  bat. 

3.  Derlrrtiinm,  d'enBtat  snf  den  individiielleii.  Willen  zu  begrilndat, 
atdit  Jn  Yerbimlnnf  ndt  dem  noch  mehr  verbrcitelni,  und  iineh  t<m 
HSinnani,  welebe  diese  Vertngetkporie  venMihten.  oft  getbeilten  Irrtham, 
dosz  daa  Recht  überhaupt  das  Erzeugnisz  des  freien  Willens  sei. 
Allerdings  ist  dem  freien  Willen  des  Uenschcn  die  31ncht  gegeben,  in 
manchen  Beziehungen  Recht  m  gestalten,  ah/uändeni ,  nmzuwondehi; 
aber  der  groazte  Theil  des  Kochte  war  von  jeher  durch  die  Existenz  der 
Weltordnung  und  die  Natur  dti  Menschen  und  VerbälUiishe  gegeben, 
und  von  dem  Willen  der  Menüchen  durchaus  unabhängig.  Dna  meiste 
Recht  wiixl  nicht  erdacht,  sondern  gefunden  und  erkannt,  t,ge- 
achöpft/  nicht  geschaffen;  nnd  mehr  noch  ala  das:  «Wir  wollen" 
der  menschlichen  Snbjecte  ist  das:  „Ihr  aollf*  von  entscheidendem  Ein- 
flosz  geworden  auf  die  RechtsbUdung.  Aach  Hegel,  indem  er  daa  Hecht 
zwar  nicht  aus  dem  ^(»artlcnlaren  Ginzelwillen,**  M)nderii  aus  dem  „wahren,** 
dem  „an  und  für  sich  seienden"  Willen  hervorgehen  lae/l,  hat  die  Natur 
des  Rechtes  nicht  wahrhaft  bc^MifTeii,  obwohl  er  die  Unrichtigkeit  der 
Vertraget heoi  ie  vollkommen  eiiigt  .s(  heu  hat.   Vgl,  KechtS[dülüsophie  §.  259. 

3.  Ein  Schweizer,  der  Genfer  Bürger  J.  J.  Rousseau,  hatte  der  Ver- 
tragstheorie mit  den  glänzenden  Waffen  seiner  beredten  Dialektik  vor> 
sägtich  den  Sieg  in  der  öflfeutlicheu  Ueinung  verschafft.  Ein  anderer 
Schweizer,  dtr  Bemeriaeh^  Fatricier  Ludwig  von  Haller,  griff  die 
ganze  natnrreehtUche  Lehre  adner  ^It  mit  groazer  Energie  an  und  über- 
wand die  Vertragaiheorie  dm^  aeine  gründliche  Bekftmpfnng  vollständig. 
Weniger  glücklich  war  er  in  der  poaitiveu  Begründung  der  Statswissen- 
Schaft.,  die  er  „Restauration"  nannte.  Es  «^'escliieht  ihm  fi-eilich  Unrecht, 
wenn  man  seine  Lehre  mit  der  Theorie  der  Gewaltherrschaft  identificirt 
und  ihn  für  einen  Vertheidiger  mim  jeglichen»  Despotismus  erklärt.  Aber 
er  ist  der  Lehrer  der  Rt  üriion  ,  \\  \v  Rousseau  dt  i  Lehrer  der  Itevolution.  . 

Ualler  gründet  den  Ötiit  auf  das  „Natu  rgcbetz^  dasz  der  Mächti- 
gere herrsche,"  und  erkennt  in  der  Ueberlegeu hei t  des  eiuen  und 
in  dem  Be.dttrfniaa  des  andern  den  Grnnd  aller  Herrschaft  und  aller 
Abhftngiglteit.  Er  nennt  daaaelbe  eine  ewige,  uuabttnderliche ,  Ordnung 
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Ciottrs.  iSchoTi  (ii»\s(>  Iliiiw «  isiinf^  zoigt,  dnsz  ihm  MaclU.  nicht  pleichbt?- 
doiitt'iKl  niii  <iewnlt  ist,  und  er  führt  <l»"n  (jc^^i-iiHat/  nalier  aus.  —  ««'c'i^' 
yird  l>e8ciiruiik.l  durch  die  Pflicht.  Durch  tiaa  luuraiiscbe  Pilichtge0el£^ 
Mdkte  Mt  IB  dfo  Hhrini  «der  tUMehen  Ulrichen,  wddiet  tloh  Ijn 
4tm  OewlMMi  Kitti»^ iijhpii  fINftf»  gibt,  nad  in  «tttn  Zdtea  «ttiir 
lÜn:  ^>tihiw//iitfci»i^)tliil,itl#^  .  BaiO^>oiid  :4h>e'  Giittt,^  ludN 
JlMMligr>ll>>illtit  lit>d  la8s  >fciii  du  Seine;«  daf«kdb»'  GeMlft  |» 
„Gerechli^<jk^  nnd  dos  Oesetz  der  „Liebe**  wird  dafür  gesorgt,  dasz  die 
Machl  <potttiitfn)  niclit  it)  srliiidlirhc  Gewalt  (vis)  ausarte.  Diese  beiden 
Gesetze  sind  von  (i(»(t  dem  Peuschen  eingepthinzt ,  sie  sind  diesem  nner- 
lx)ren.  Sie  sind  nll|,'enieiii  und  nothwendig,  ewip  und  unabänderlich. 
►Sie  sind  jedem  ver8(audli<;h.  und  die  ohersteti  und  hoclislm,  denen  alle  9 
auderu  mcuächliciieu  Gesetze  sicli  uuteroi*diieu  müssen,  von  denen  nie- 
mand «Q  dispenslren  befugt  i«t.  Sie  aiud  auch  dfe  nildeften  und  freoiid- 
liehM»,  ibr  Jbchilll%|lHit%|Mrtti^^  Kieit  <iir  allgemeliM! 

VolkMtte,  aiahldhi  ij^jilüfclj  <IMa\  Üt^nÜfcl^tteidit  vor  newnm 
lieber  6vmiiti\'')km^Vflfiii^^  'eMod^  diM 

Pflichtgeeetaee. .  Bs  gilt  daher  auch  für  die  Höchiigen.  Jede  Uebertretaog 
derselben  iat  dn  unerlaahter  Missbraach  der  Gewalt  von  dem  gemeiiisteD 
Hnnsvnter  bis  zu  dem  gröszt^  Potentaten  hinauf,  eine  Ün^reclitifj^lieit 
mier  ein»'  Lieblos i'jkeit.  Die  Gereelüipkcit  darf  ninii  fordern  von  dem 
Starken  wie \  uii  ilcni  8ch\vacheii .  sobald  man  sie  sell)st  l)e<)bachtet ,  Liebe 
und  Wohl  Wullen  xon  dem  bessern  Theil  des  meuschlicheu  Herxens  er- 
warten. Gegen  den  möglichen  Mis^branch  d^  hOehsten  Qewalt  gibt  es 
keine  Hälfe  durch  menschliebe  fiünriditungetk  Es  gibt  llbi^  iHb  KfeetUife 
Gewalt  kernen  menschlichen  Richter.  fRlt  1lll«*d8  fim  «li'^blM 
Gott.«  .Der  Glaube  an  Gott,«  wie  Plvtareh  sagt,  «ist  das  Band  fWNd 
der  Kitt  aller  nienschlichen  Gesellschaft  und  die  Stütze  der  QwechtigkeiL« 
.  Die  Religion  allein  vermag  die  Macht  in  ihren  SchranlMi  an  halten  nnd 
die  Schwaciien  zu  stärken. 

Wir  hab<  ii  die  Gnind/npe  der  Haller'sclien  Docttiii  mit  ihren  eipenen 
Worten  wiedt'iLrejjclit'n.  Daliei  lallt  es  freilich  auf,  «las/,  er  da.s  Hecht 
und  den  8iai  nicht  aus  der  Gereclitigkeit,  sondern  aus  der  Macht 
ableitet^  und  jene  nur  als  die  Schranke  dieser  crfaszt  Die  Macht 
gibt  aiick  lbnilicQlii^and  linr  die  Macht  gibl  Kfl^t;  je  grüsier  4ii^  Macht, 
desto  bisher  dM  Reehi^  wäbrsn^  in  Wahrbei^  die  Macht  ri|r  skdi  allein 
nur  ein.  tihatsichlielMS,  nicht  ein  fuiohtsverbilj^pist  bildef  Dieser  Zag 
gebt  ai^^ardi  das  gaaie  Syiiite  '^nrch.  Die  Ü^rftii^l  vbr'der  realeü 
Macht,  wie  sie  sich  in  den  natürlichen  yerhältnissen  äasiernch  sichtbar 
darstellt,  wie  a'm  historisch  geworden  ist,  \er8chlieszt  ihm  öfter  die  Ein- 
sicht in  den  ideal-sittlichen  Charakter  des  Rechts  und  in  das  Werden 
desselben;  die  Neig-nrif»^.  die  hoclislt!  Macht  uiul  das  litKthsle  Recht  der 
Obrigkeit  \or  jeder  iJeeint: aclitiguiij,'-  zu  sichern,  wini  in  ihm  znweilen 
bis  zuiu  Hohn  und  iluäz  gegen  jevlcn  Versuch,  die  liichle  der  Lulerthuuen 
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vor  Miszbrauch  der  obrigkeitlichen  Gewalt  zu  siclieru  und  die  Aus» 
Übung  dieser  zu  beschränken,  gesteigert,  aJs  nb  es  ein  Fi[ievel  wttns, 
du  gfitlliebe  PfliditgcMis  «neh  doreh  ncnwliUelM  Eiariehtanfen  vor 
ownsehlidi«!  Vcr]«tMiig9B  n  bewahrm.  Er  itk  dalier  aadi'  «ia  erklärtar 
Gegner  des  gaoiea  ooaatHatiODeUen  fljatemi  and  bildet  die  mittelalterliebe 
Vontellang,  dan  die  alatlicba  Hemi^iaft  den  Eigantbani  gMefa  wi,  ia 
eebroffer  Welse  aat 


NeoAtfiE  OapteL 

y.  Der  oiguieehe  Siatstrieb. 

£s  genügt  lücbt,  die  gewöhnlichen  .spcciitativen  Theorieo 
zu  Terwerfen.  Das  Bedürfniaz,  die  Eine  Ursacbe  der  Staten* 
bilduDg  im  Gegensatz  zu  den  tidannichfoltigen  Formen  der 
Ersch^nung  zu  erkennen,  bleibt  unbefriedigt. 

Indem  wir  auf  die  menschliche  Natur  zurückgehen, 
finden  wir  in  ihr  die  gemeinsame  Ursache  aller  Stateubildung. 
Die  Menschennatur  hat  neben  der  individuellen  Mannichfaltlg- 
keit  aueh  die  Gemeinschaft  und  £inbeit  als  Anlage  in 
sieh:  und  indem  diese  Anlage  entwickelt  wird  und  zunftchst 
die  Nationen  als  YOlker  sieh  in  ihrer  innem  Gemeinschaft  und 
Einheit  erfahren  und  demgeniasz  äuszerlich  gestalten ,  bringt 
der  innere  Statstrieb  die  äuszere  Organisation  des  Ge- 
samtntdaseins  in  Form  männlicher  Selbstbeherrschung,  d.  h. 
in  Form  des  States  hervor. 

Alle  die  historischen  Formen  der  Entstehung  von  Stateo, 
welche  die  Geschichte  zeigt,  erklären  sich  ans  dem  Einen 
Statstrieb.  In  den  Mächtigen  steigert  er  sich  leidenschaftlich 
bis  zur  Heri-schsucht,  in  den  Schwachen  bis  zur  knechtischen 
Unterwürfigkeit  In  den  Freien  aber  ist  er  durch  den  Ver- 
stand  erleuchtet  und  durch  das  sittliche  Selbstgefühl,  welches 
mit  dem  ebenfolls  sittlichen  Gesammtgeftlhl  in  Harmonie 
ist,  würdig  erfüllt.  Nur  (ler  freie  fcitat  ist  wahrer  Stat,  weil 
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nur  in  ihm  der  StatBtrIeb  allgemein  Und  weil  er  überaU 

gesund  und  kräftig  ist. 

Was  Wahres  in  den  falschen  speculativen  Thiiorien  «nt- 
J^itoll  <#ar,  linden  wir  in  dieser  Auffassung,  welclic  die 
Alten  «chon  aiiägesprocben  hatten/  wieder,  ohne  die  ent- 
stellende« IirthOmer  jener  Thecrien.  Mittelbar  erscheint 
dann  derStat  anch  als  etwi»  Göttliches,  indem  Gott  den 
Statstrieb  in  die  menschliche  Natur  gelegt  nnd  iniofent  die 
Verwirklichung  des  Stats  gewollt  hat.   Das  gesunde  religiöse 
Gefühl  wird  daher  nicht  verletzt,  wenn  gleich  der  Stat  in 
erster  Unie  als  eine  Anifeabe  und  ein  Werk  der  Menschen 
erklärt  wird.    Auch  was  von  realer  Maohtfttlle  aur 
Statenbildung  uiientbehrlidi  ist ^  wird  In  seiner  Bedeutung 
anerkHiiiit,  denn  die  wesentliche  Macht  ist  die  in  der  ge- 
meinsamen, der  Statenbildung  zugeweudeteu  Menschenuatnr 
rähende  Vülkskraft.  Endlich  wird  audi  dem  geistig-sittlichen 
Momente  des  Willens  sein  Recht  angestanden.   Nur  haben 
wir  hier  nicht  aersplitterle  und  zerfahrene  Einaclwilie«, 
sondern  den  von  Nntnr  gemeinsamen  und  einheitüchen 
Volks-  oder  Statswillen. 

Der  Anlage  nach  ist  der  Gesanuntwille  in  den  Nationen 
ebenso  rassemäszig  vorhanden  wie  der  gemeinsame  Emi- 
gungs-  und  Organisaüonstrieb,  den  wir  Statstrieb  heiszen. 
Dieser  Gesemmtwille  in  der  Offenbarung  wird  »um  Stats- 
willen ,  während  der  rein  individuelle  WiUe  selbst  dann  in- 
dividuell bleibt,  wenn  zwei  Individuen  mit  einander  einen 
Vertrag  abschlieszen.  Der  richtige  Ausdruck  des  Gesammt- 
•  willens  ist  nicht  der  Vertrag,  sondern  wenn  es  sich  um 
dauernde  Ordnungen  handelt,  das  Einheitliche  Gesetz,  wie 
der  Befehl,  wenn  es  sich  um  poliaeiliche  Functionen,  das 

Urtheil,  wenn  es  sich  uui  Verwaltung  der  Gerechtigkeit 

* 

•  Siehe  oben  S.  264.  Vgl.  attck  Cicero  de  Rrpul»!.  1.  25.  ,Eüiw 
(popurOT'imaciiaea  co^ndi  eet  noii  tum  imbeeillites,  quam  uaturalis 
qnaedem  hominttiu  qnasi  congregatio.* 
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handelt  Der  6tat  hat  die  Organe  fn  sieh,  welche  dem  Ge* 

sammtwillen  dienen,  sich  zu  sammeln,  seiner  bewuszt  zu 
werden,  eich  zu  äuszem. 

Der  Stat  ist  daher  nicht  eine  Ordnung  nur  zur  Zähmung 
'  der  schlechten  LeidenschalteD»  nicht  ein  nothwendigec  Uebd, 
sondern  ein  nothwandiges  -Gkit.  Diö  Volker  als  Geaammt* 
wesen  und  die  Menschheit  als  Gesamintwesen  können  nicht 
anders  zur  Dai*stellnng  ihrer  innern  Gemeinschaft  und  Ein- 
heit, nicht  anders  zu  ihrer  Selbstbestimmung  als  grosze 
Ganse  gdangen,  als  indem  sie  ihine  Statsiinlage  snm  State 
verwirklichen.  Der  Stat  ist  die  Erfttllnng  der  Gesaimnt- 
ordnnng  und  die  Organisation  anr  Vervollkommnung  dOs 
Gesaiiimtlebens  in  allen  öffentlichen  Dingen.  *  ' 

So  verstanden  ist  der  Stat  zwar  wohl  zunächst  eine 
irdisch  -  menschliche  Gestaltung.  Aber  nichts  hindert 
ans,  dem  religiösen  Ideal  einer  ansichtbaren  Kirche,  welche 
die  Gemeinschaft  der  religiös  verbundenen  Geister  bedeateti 
auch  das  politische  Ideal  eines  nnsiclitbaren  States, 
welcher  die  Gemeinschaft  der  politisch  geeinigten  Geister- 
weit  bedeutet,  an  die  Seite  zu  stellen.  Wie  die  Theologen 
von  einer  vollkommneren  Kirche  im  Himinel  sprechen,  so  . 
können  audi  die  Mflnner  des  States  den  irdischen  Stat  nur  ^ 
als  Mne  Vorstufe  des  himmlischen  States  betrachten. 

Der  wirkliche  Stat  aber  ist  wie  die  wirkliche  Kirche 
nur  die  wir  hier  erkennen,  in  denen  wir  leben  und  arbeiten. 
Nur  mit  diesem  wirklichen  State  hat  es  die  Wissenscliaft  des 
StatsriHshts  zu  thun,  und  dieser  Stat  wird  vollständig  aus  der 
menschlichen  Natur  erklftrt  und  begriffen. 
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Erstes  CapiteL 

Dia  BililMiing  d9>riM#ip, 

Vor  mehr  ab  zweiteaaend  Jahren  hat  Aristoteles  eine 
Eintheilang  der  Statsformeti  begründet,  welehe  noch  gegen- 
wärtig als  die  herrschende  Ansicht  zu  betrachten  ist.  Bei 
dieser  Eintheilun^  ist  Aristoteles  von  der  obrigkeitlichen 
Gewalt,  oder  genauer  von  der  obersten  Regierungsgewalt 
im  State  ausgegangen.  In  jedem  State  gibt  es  ein  höch- 
stes, in  gewissem  Sinne  än  herrschendes  Organ,*  in 
welchem  die  oberste  obrigkeitliche  Macht  ooncentrirt  er- 
scheint, welchem  gegenüber  alle  andern  einzelnen  Organe 
eine  untergeordnete  Stellung  und  Bedeutung  haben.  Die 
Art,  wie  dieses  herrschende  Organ  in  einem  State  bestellt' 
wird^  prftgt  demselben  daher  auch  einen  eigenthOmlichen 
Simpel  auf,  und  es  ist  ganz  natCIrlich  und  schicklich,  nach 
ihr  die  verschiedenen  Arten  der  Statsformen  su  bestimmen. 

Als  rechtmäszige  Statsformen  bezeichnet  er  alle  die, 

'  Aristot.,  Pol.  III.  4,  L 
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welche  die  Wohlfahrt  der  GiMneinschafl;  liezwwkeii,  ail« 
Ausartungen  [nai}txßaa9§q\  dufpe^m  die,  weiche  nur  das 
Wohl  der  HUf^MBinr  bezwecken«? 

'Vnt  dTes^  Gedanken  ttiis  findet  er  nun  drei  richlige 
Omndformen  des  States,  denen  hinwieder  drei  Abarten  sur 
Seite  stehen.  „Die  oberste  RegicningsgewaU,"  sagt  er,  „steht 
uüthwendig  entweder  Einem,  oder  Wenigen  (einer  Minder- 
heit),  oder  der  Mehrheit  zu.*^  Daraus  ergeben  sich  folgende 
richtige  Arten:  , 

1.  Das  Eönigtham  {ßt6atX»l$^9  wie  Aristoteles  sie 
nannte,  oder  die  Monarchie,  wie  wir  sie  sa  nennen 
pflegen,  uls  die  Herrschal'l  des  Einen. 

2.  Die  Aristokratie,  als  die  Herrschaft  der  ausge- 
seicbneten  Minderheit 

3.  Die  Herrschaft  der  Mehrheit,  der  Menge  hiess  er 
Politie. '  Weil  zu  seiner  Zeit  die  Demokratie  der  griechi- 
sehen  Städte,  Athens  roraus,  entartet  war,  so  vermied  er 
es,  den  Namen  Demokratie  für  die  gute  Art  der  Mehr- 
heitsherrschatl  zu  gebrauchen^  und  zog  es  vor.  die  Abart 
derselben  so  za  bezeichnen.  Später  ist  aber  der  Name  De- 
mokratie wieder  der  gewöhnliclie  fttr  diese  dritte  Stats* 
(brm  geworden,  und  daher  wollen  aach  wir  diesen  Sprach- 
gebrauch beibehalten. 

Die  drei  Abarten  sind  nach  Aristoteles: 

1.  Die  Tyrann is  oder  Despotie  als  die  Alleinl\ßrr- 
schaft,  welche  rornehmlich  den  Vortheil  4es  Alleinherrschers  * 
bezweckt. 

2.  Die  Oligarchie,  als  die  Herrschaft  der  Reichen, 

zu  ihrem  Vurtheil. 

3.  Die  Demokratie,  ^  wie  sie  Aiistoteles,  die  Ochlo- 

»  Ebciui.  TIT.  4.  7. 

"  A  ristot  rollt.  III.  5.  1.  2. 

*  Ebenda  I.  5,  4,  5.  Cicero  de  Repiibl.  1.  26.  drückt  den  Aristo- 
teliücheii  Gtfdankeu  so  nuä:  „(^uum  prrif«  unum  tsi  uuuiium  »uiiiina  reruiiif 
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kratie,  wie  wir  m  nennen,  aU  die  WiUkttrberr8ol»ft  der 
armen  (wir  können  hinsnuelaen  und  der  rohen)  Menge. 

Es  sclieint,  als  habfe  AristoteleH  bei  dieser  Eintheüong 
den  HauptDachdruck  auf  tiic  Zahl  der  T*ersoiHii  -clej^t, 
welche  an  jener  herrschenden  Gewalt  Aiulu  il  habeii,  etwa 
wie  nach  dem  Linn^'eehen  Systeme  die  Zahl  der  Staabtädeu 
die  Arten  der  Pflanaen  beBtimmt  In  der  That,  da«  wäre 
ein  Wifierspruch  gegen  dein  eigenes  Orundprincip;  4m» 
dieöe.s  isl  die  Qualität,  nicht  die  Qu  an  titi*  dfee  herr- 
schenden Orgaus.  Aristoteles  hat  aber  selbst  scliun  ^  die 
Geftihr  solchen  Imhums  erkarmt,  und  daher  daraui  auiuieik- 
flam  gemacht,  dasz  die  Verschiedenheit  der  Zahl  mit  einer 
Verschiedenheit  des  Charakters  des  Herrschenden  in  einem 
uiiLurlichen  Zusaunnenhauge  stehe,  und  im  letzten  Grunde 
innnerhin  mehr  auf  diesen  als  auf  jenen  zu  sehen  sei.  Aber' 
er  hat  die  Principien  dei*  Qutiütat  noch  nicht  bestimmt  genug 

ausgesprochen. 

In  einer  andern  Beziehung  noch  bedarf  die  Amtotelische 
Eintheilung  einer  Verbesserung.    Sie  ist  nämlich  unvoll- 

stäudiir.  indem  r-s  eine  Anzahl  8taten  in  der  Oeschichte 
(rcM-oben  liat,  weiche  sich  unttr  ktiiK'  jener  <lrei  Grundformeß 
einreihen  lassen.  Nach  allen  dreien  g<  hört  die  obijivste  Maciit 
im  State  Menschen  zu,  sei  es  einem  Individuum,  oder  den 
Ausgezeichneten,  oder  dem  Volke.  Nun  aber  haben  wir 
Staten  gesehen,  in  denen  keine  menschliche  Obrigkeit  an- 
erkanuf,  son.lrru  sei  es  Gott,  oder  ein  Gott,  oder  ein  an- 
derer übermenschlicher  Geist,  oder  eine  idee,  als 

regem  illiim  annm  vocnmus,  et  rcgnum  ejus  reipublicae  slAlum.^  Qaom 
aiiten«  est  penes  ddcdos,  tum  illa  civilas  optimatium  artntrio  xcgi  dieitar. 
lila  auuni  est  civitAs  popularis»  ia.  qua  in  popuh  mt  omnia;  uud  Itot 
die  drei  Ausaituugeii  I.  45  entstehen,  wenn  »ex  rege  JiMillmif,  ex  opti- 
malibas  facUo,  ex  populo  farfta  et  am^Mt'^  werde. 

*  Bbend«  L  6,  7.  Ich  Imtte  das  ftüher,  dbreh  die  Darstellungen 
iiiaiieher  IVeoern  vwleilet,  in  meinen  „Studien«  äbereelien  nnd  daher  dem 
grORsen  SUtolehrer  einen  ongerechien  Vorwarl  gei|aQhl. 
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der  wahre  tand  eigenfliche  Uemolier  verehrt  wurde.  Die 
Hensehen^  welche  die  Herrwhaft  Terw^telen,  galten  4tmm 

nicht  als  Inhaber  derselben,  sondern  nur  als  Diener  and 
Verwalter  eines  Herrschers,  welcher  unsichtbar  Uber  den 
Regierten  throne,  frei  von.  den  Schwttcben  ihrer  mensch- 
liehen  Natur. 

Wir  fcdDnen  diese  vierte  Gettong  tod  StatBfiMrmen,  wenn 
sie  rar  WoUfiifart  der  Regierten  dienen unter  dem  gemein- 
samen Namen  der  Ideokratie  (Theokraüe)  zusammen- 
fassen, und  die  Abart  derselben  Idolokratie  nennen. 

-  Anmerkniig.  Sehieiermacher  lult  «pgefahrt,  *  dass  die  antiken 
Formen  der  Monardiie,  Ariatokratie,  Demokratie  „darebgangig  fn  ein- 
ander  Ubefgehen,*  ao  daas  aaeb  in  der  Demokratie  die  Yolkileiter  als 
^ne  Arlatokratie  and  zuweilen  einzelne  wie  a.  B.  Ferikles  wie  Monarefaen 

erscheineo.   Dasselbe  läszt  sich  in  nmgckebrter  Richtung  von  der  Mon- 

archie  behaupten,  und  auch  Mirabeau'  hat  Rechte  wenn  er  sagt:  „In 
gewissem  Sinne  sind  die  Republilton  monarchisch,  und  in  g»'w5R.e«»m  Sinn 
die  Monarchien  liinwieder  Republiken,"  Dessen  unj^n  achtet  ist  jene  Lluter- 
soheidung  der  Statsfojnien  keineswegs  niüszig,  und  bleibt  es  wahr,  dasz 
die  Art  des  Slatsoboihauptes  der  ganzen  Statsverlassung  ein  speciGsches 
Gepräge  verleibi,  und  den  mit  ihr  die  wiebtigaten  polUiechen  Prhiei|iien 
in  engfter  Besicbang  stehen. 


Zweite  OapitoL 

Der  aogenannle  gemischte  Stat 

Schon  im  AUcrthnm  liaf  man  den  Versuch  gemacht, 
den  drei  Aristotelificheu  Arten  des  Stats  eine  vierte  beizu' 
ordnen,  welche  man  die  gemischte  genannt  hat.  Cicero 
insbesondere  glftabt  in  dem  römischen  State  das  Vorbild  fttr 

*  Abhandlungen  der  Beri.  Akademie  der  Wiaaeoach.  1814.  Ueber 

die  Begriffe  der  vcrsch.  Statsformeii. 

'  Rede  von  lldOJa  seinen  Oeuvrea  Vlli.  139. 


« 


dkwe  Tkfte,  mm  Momucdito«  ArirtoknitSe  und  Deiiiokiaftie 
^eiüMile^SiilMMn  gefuwiBii-^iiirrlüiün » ^^tid  (Mfclliifliilli»» 

für  <lie  beste  unter  den  vit'ren.  * 

Versteht  man  uuter  dem  «ieinischten  State   nur  eine 
Ermäsziguiig  oder  Besehränkung  der  Monarchie,  oder  Ao»UDr 

fti^ü^  #i  Biiwlifl>fcin|gti4i»  -mmßmkim  ^nxnA ^  iMopfNuting 
tAnnr  ftrirtokratwchea-^fleiwitet^  o4er  ObgrhwiWBs  und«  einer 

demokratisohen  Volksversanimlunfi;  oder  Volksvertretung,  so 
Ut  es  wahr,  dasz  so  mannichfaltig  gegliederte  Statsverfas- 
sofigiBQ  besser'  sind  als  solche,  in  welchen  die  HerrschoAi 
•iiMNi  pd«r  ^ig^  oder  der>  Mengßi^iamilt^ = «pd^wiiifcw 
toi.  wtilftti  Aber  dann  M  diirelt  Mlclie  Jilfl^ 
OttMuAf^  'TOi»  Stateir  entstanden;  denn  immerhin  ist  die 
oberste  Regierungsmacht  in  der  Hand  des  Mouarchen  oder 
der  Aristokratie  oder  des  Volkes  concentrirt. 

Verstebt  man  dagegen  die  Miaebluigi  Sd^  4mk  die  ober»t^  . 
Regierntigsgewalt  selbst  g^etbei  Ii  ati,  swiMb^ifimliiMNN 
eben,  der  Adatokratie  and  dem  Velky  eo  daga^swiln^MNil 
mehrere  oberste  Gewalten  neben  einander  bestehen,  jede 
von  der  andern  ui)aMiai)<zig,  jede  in  einem  gewissen  Kreise 
als  die  oberste  anerkannt,  dann  hatTacitus  Heoht,  welcher 
den  Gedanken  des  gemischten  States  Terwirft,  und  behauptet, 
ein  so  gemischter  Stat  komme  in  Wirklichkeit  nicht  vor 
oder  sei  mindestens  nicht  von  Daner.' 

Neuere  haben  zwar  gemeint,  England  sei  ein  solcher 
stat,  in  welchem  die  Herrschaft  unter  drei  oberste  M&chte 

'  6'icrro  de  Rep.  I.  29 :  „(^uartuni  quoddam  genus  reipublicae  niaxime  , 
probanduiu  esse  censeo,  quod  e^t  ex  bis,  quae  prima  dixi,  moderatuni 
et  penuixtam  tribot,'*  und  I.  45:  „Plaoet  enim,  esse  qniddam  ia  repo- 
blicft  puMttan»  et  regale,  esee  aUnd  MielorHptl  prineipum  partitoin  «o 
tribatan,  esse  qnaadam  res  servAtea  jndfdo  ToIantotiqiM  mnltitiidioii.*. 

'  TaeUm  Annsl.  IV.  SS:  i^Onaelae  nattoaee  et  nites  pepaiiif  aat  pH- 
mores  aut  sinffiUi  regunt:  delecta  ex  bis  ei  oonsociMa  i«ip«Uie»e  IbrnM' 
^     landari  facilius  quem  evenire;  vel  ei  evenit,  .hftod  di«turna  esee  poMet.* 
BlunUehli,  attgsneiaM  Stitsreeht  I.  18 
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getlieilt  sei,  den  itoing,  das  OberhauB  und  da«  Unterbaiw, 
itin!  eben  daranf  benilie  die  VonkolinneiiMt  der  enffliaolMn 

Wrfassuiitr,  »lasz  sie  das  Ideal  dieflCrTierferi  ucruischten  Stuts- 
form verw'irklicht  habe.  Allein  die  enolische  Verfassung  ist 
nicbl  an«  einer  Theiiiiiig  der  obersten  Hegieronfs^iMlt 
MmmämL'f'*^^IMmeh§  ia|'<)ie  MonareUey  walolw'dem'^fiM 
ftr*^iMr>iaiit'Mlle  tpMUk^iMk  Vma  ^s&ge^,-^  aüHi^  tekl 
^ii^  'flhm'^im^ttgb  'M^^  nnd  spAter.  dnreh 
de«  Hinzutritt  demoknlttsclrtff  Elemente  vielfach  beschränkt 
nnd  ermäszi^t  worden.  Die  äuszere  Form  des  States  ist 
auafe  fortwährend  mönarohiseh  geblieben,  und  ea  wird  die 

fl^T)  'iMMvdteM  aueh/'  die  obenMe  SM^       dem  zuaammea^ 

J^etiten  K/^rper  des  gesetÄ^benden  Parlaments  von  denl 
englischen  Siiit.-iccht  dem  lvöniu:e  allein  zuiietheilt.  '  * 
IJebrigeiis  wird  t^cnvöhnlich  übersehen,  dasz  das  Princip 
.  der  Aristotelischen  Eintheilung  nicht  auf  der  Art  und  Zu- 
sanHiienaefiaiig  der geseivgebendeii  Gewalt  berofat;  denn 
hi-Wetei^,  sie  ausgebildet  ist,  stellt  sieh  reg^misEigi  di^ 
gknze  Stat  mit  all'  seinen  Hanptbestandtlieilen  dar.  Sondern 
sie  beruht  auf  dem  Geji^ensatze  der  Rei^iernnt^r  mid  der  Re- 
gierten, und  der  Frage,  wem  die  oberste  Regierungs- 
g^% alt  anstehe?  Diese  aber  Iflszt  sich  nicht  theilen  etwa  zwi* 
sebeu'  dem  König  und  den  Ministem.  Eine  solche  D  7«  r e h  i  e 
oder  Triarchie  widerspHtJht  dem  Wesen  des  £(tates,  weH 
«'her  als  ein  lebendiger  Organismus  der  Einheit  t)e<iarf. 
In  allen  lebendigen  Wesen  tinden  wir  zwar  eine  Mannich- 
faltigkeit  der  Kräfte  und  Organe,  aber  zugleich  eine  Eän- 
heit  in  dieser  Mannichfaltigkeit,  eine  Ueber-  und  Unker- 
ordnung der  Organe,  ein  oberstes  Organ,  in  welchem  die 
einheitliche  fjdtnng  concentrirt  ist.   Kopf  nnd  Leib  haben 

'  Siiie  f  tas  andere  Frage  ist  es,  ob  nicht  -der  poUtisolie  €Mst  in  der 
«Bf lleehen  TerftitniBg  dier  ein  arietokratiedier  als  «in  monarehieeher  ffe- 
worden.eei.  Tgl.  Blaeketone  I.  3. 
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keiii  getrenntes  Leben,  Jeder  Air  sieb^  and  sind  sich  auch 
niebt  gleichgestellt    60  ist  luieb  im  9Me  ein  oberstes 

'  Organ  die  nothwendige  Bedingung  seines  Lebens,  und  dieses 
kann  nicht  gespalten  sein,  wenn  der  Ötat  selbst  beisammen 
bleiben  soll. 

Bi  gibt^soi^it  keine  neue  Gestellung  von  diäten,  weiolM 
wir  als  die  getnisohten  benMiiieii  kßnnten:  Tielmehr  soweit 
die  IfisohQng  mOglieh  isi,  findet  rfe  Mnrdeliende  Beraek- 

sichtiguDg  bei  Behandlung  der  früher  genannten  reinen 
Statsfomien. 

Anmerkung.  In  unseni  Tagtn  ist  viel  von  ,ydenioIcrstitelier 
ltonsr«kfe"  die  Rede  gewesen  vnd  diese  als  die  Anfjgabe  der  SEdt  be- 
zeichnet worden.  Soll  demit  der  Oadanke  ao^edrAelct  werden,  4ms  die 
heutige  Monarchie  sich  vorzugsweise  aof  die  gFOSzen  Volksmassen  Cden 

Demos)  stützen  und  mit  diesen  in  nahem  Rapport  hloiben  müsse,  so  ist 
das  wahr,  aber  es  wird  damit  nicht  pinr  gemischte,  sondern  eine  reine 
Monarchie  bezeichnet.  Versteht  man  alx  r  ilai unter  eine  Monarchie,  durch 
demokratische  Institutionen  beschränkt  und  ermaszigt,  oder  etwa  wie  im 
Jahr  1830  die  Juliveriassung  Frankreichs  eine  Monarchie  ,von  republi* 
kanischen  Institntiouen  umgeben,**  so  liafc  der  Ausdruck  nock  einen  Sinn, 
obwoM  Mwh  in  diesen  Fslle  wie  die  Gesekiekte  lekrt  —  die  OeMir 
nake  gesng  U«ft^  dass  die  Prindpien  dar  beldedsi  IpistitäUiMpo  ia  Kampf 
gerathen  und  die  Honorchie  durdi  die  aufstrebende  Demokratie  oder  Re> 
publik  gestürzt  werde.  Versteht  man  endlidi  unter  jenem  Ausdruck  eine 
Mischung  oder  Theilnng-  der  obeisten  Regiernngsgewslt  selbst,  die  mr 
Hälfte  roonarchisc]^  zur  HäJfte  demokratisch  sein  müfse,  so  hat  der  Aus- 
druck keinen  vernünftigen  8inn  und  könnte  ein  so  eingerichteter  Stat  un- 
möglich besteheo.  Die  französische  Constituante  von  1789  hatte  mit 
Rousseau  an  eine  derartige  Theilung  der  obersten  Statsmacht  in  zwei 
gieielM  Oewailflii  g^laubt^  deren  eine  dem  VoUm,  diecMtefs  dem  Könige 
ankomme.  Aber  der  iuBSf«  Widenipmch  und  die  (Jnksltbarkeit  der  Tei^ 
fassoqg  offenbarte  sieb,  sobsld  sie  in  die  WirklicJikeit  übertreten  wollte. 
WnJWro-Fierrfira  (Principes  du  droit  public,  §.  475)  erklärt  die  demo- 
kratische Monarchie  als  diejenige,  in  welcher  es  keine  friviliigieil  gebe, 
dehnt  aber  den  Begriff  der  Privilegien  auf  jede  Anerkenonng  einer  Ari- 
stokratie aus,  versteht  somit  unter  jeuer  eine  Monarchie,  in  welcher  es 
nur  demokratische,  keine  arisiok ratischen  Organismen  gibt,  also  iu  ge- 
wiseem  Sinne  einen  unvollständigen  Stat,  in  welchem  die  aristokratischen 
Elesoente  nicht  berücksichtigt  oder  unterdrückt  sind.  Vgl.  unten  Buch  V. 
Ospi  20.  . 
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MttM  Oi^taL 

Neuere  FortbildoDg  dei*  Theorie. 

1.  Montesquieu  hat  sich  im  Wesentlichen  an  die  Ein- 
theilung  des  Aristoteles  gehalten,  aber  insofern  einen  wisseiir 
Mhaftlieben  Fortsehritt  genMehl,  aU  er-  Air  dpei  Wormem 
der  Ifonarchie,  Arielokratie  und  Demokistw  —  ^hgßmkmti  * 
von  der  Zahl  der  Regierenden  —  drei  gelstiitfe  od/tt  moitt- 
lische  Lfbensprincipien  aufsuchte.  Ob  er  sie  gefunden  —  die 
Tugend  erhob  er  zum  Princip  der  Demokratie,  die  Müszigung 
zu  dem  der  Aristokratie,  die  Ehre  zu  dem  der  Monarchiei 
und  die  Furoht  n  dem  der  Deepoüe  —  ist  firellieh  eine  an- 
diere  Frage.  Anszerdem  aber  (bgte  er  den  drei  Arten  ab 
rierte  die  Dtopotie  hinzu,  die  Aristoteles  besser  als  Ans- 
artung  bezeichnet  und  den  richtigen  Statsformen  entgegen^ 
gesetzt  hatte. 

2.  Sehr  beachtenswerth  ist  der  Versuch  Schleier- 
machere,  *  ^  maneberlei  8taten  zu  mpdnen.,  indem  er 
vers^ledene  Bntwieklnngsstnfen  des  statiichen  Bewuszisehis 
unterschied.   Der  Stat  entsteht,  wenn  in  der  Völkerschaft 

das  Bewusztsein  erwacht  des  iiothwendigen  „Gegensatzes  von 
Kegierung  und  Unterthan."  Die  erste  Stufe  ist  die,  wo  dieses 
Bewusztsein  in  einer  kleinen  Völkerschaft  hervortritt,  gewöhn- 
lich so,  dasz  ,die  ganze  zorn  Statswesen  reife  Masse  gleich- 
filrmig^  ergrifft  wird.  Dann  wird  jener  Gegensatz  in  Alten 
sich  entwickeln.  Sie  werden  sich  vereinigen,  nm  die  Obricr- 
keit  darzustellen  und  sich  wieder  trennen ,  um  sich  als  Uuter- 
thanen  zu  zeigen.  Das  ist  die  D  e  ui o k r  a  t i e ,  in  welcher  der 
Gegensatz  zwischen  Gemdngeist  und  Privatinteresse  ntfr 
schwach  auseuiander  tritt  Oder  es  kann  die  zum  Statwer- 
den  reife  Masse  von  dem  statlnldenden  Anstosz  ungleiehfßmiig 

'  Sclileiermacher:  Uei>er  die  BegrifliB  der  veneh.  Statofoniieii, 
in  den  Abhandl.  der  Berliner  Akademie  v.1814. 
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berührt  worden,  das  potitisehe  BewusetBein  kann  aich  zuerst 
inr <<iM<l«  rtid^  In •  tfiiftiiüil»  . 
^leiohhek  enMMen,  wislche  sur  Monarchie  oder  Ar i sin» 

kra  tie  fuhrt.  Di(;  <lrei  FormtMi  wecliseln  leicht  uiif  dieser 
EDtwiükiungsstLitc  des  noch  kleinen  States  und  sind  auch 
untar  1  sieb  •  noch/ 1  iltnHihiM-..J9te<  ü«a|ftrlißhe  >  Bmn&g\\w^ma£ 

in  jeaen^^  Rillen»' ainer  nder  iaeha^  der  >liaüi6'  ^awi^iii  lar 
geeilt  sind  in  dem  politischen  Bewusztsein'. 

Die  zweite  .Stute  uuitas/,t  luehrere  V<ilker.schu(teu.  .Sic 

ist  eine  Mittelstute  /n  der  höhern  diitten,  in  welcher  dws 

Bewusztsein  der  Einheit  der  Nation  seinen  vollen  Ausdrnek 

ttndei   Auf  ihr  übt  eine  höhere  Völkerschafb  die  Heitsohllft 

aus  Uber  die  Obrigen^^  liiigplMieftr^^S  Diese  MittelftilPin 

des  States  wird  daher  wesentlich  aristokratisch  sein, 

>\  ie  die  Forui  der  niedereu  Ordnung"  Nvesentlicli  deunikralisch. 

iJeniokraLifich  kann  derselbe  nicht  sein^  weil  die  Mehrheit 

des  <(8tftBime  dem  heErseheadea^aiitecwaifeBi/' saiwt  ^^lui^ 

gleich  ist .  Di6  ftnszere  Porni  :  der  Mönarehie  ikann  ttkwiM 

^annehmen,  aber  der  König  wird  dann  zn-den  hertMMldBiS 

Stainnie  gehören,    und    iusufern    nur   ein  urislukratiiBäier 

König  sein.  •  '   .     "  '     '  ' 

Erst  auf  der  obersten  Stufe  spricht  sich  die  Einhm 

eines  ganten  grossen  Volkes  in  den  Formen  des  States  neui 

und  -  klar  atis.   Die  demokratüsehe  Kstur  der  ersten  Stufe 

konnte  weder  den  statlichen  Gegensate  zu  TOÜer  Bntfiftltung 

bringen,  noch  den  Unifant^  eines  groszen  Volkes  erreichen. 

In  der  Aristokratie  der  zweiten  Stufe  hatte  der  lierrschende 
I 

StamiB  noch  immer  sein  Privatinteresse:  und  die  Einlieit 
des  Volkes  wiir  nicht  das  Lebenspiincip  des  Stats.'  Auf 
ditiser  dritten  Stufe  erst  kommt  die  ftehte  Monarchie  sut 

Vollendung,  in  welcher  der  Monarch  ohne  alle  Verinisehuiig 
mit  Privatinteressen  die  Einlieit  des  States  und  der  Regie- 
rung in  voller  Krall  luid  Macht  darstellt. 
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IHe  drei  bekannten  Formen  dei  Stetes  erkahen  äomit 
diu»h  Behl^ierniMherB'Dantellang  eine  feiatige  Begründung 
und  eine  Beslehnng  unf  die  EntiiriiBidongeMfen '  der^lk>liil- 

schen  Idee,  und  werden  80  geordnet,  da»z  die  Demokratie 
als  die  niedrigste»  Stufe,  die  Monarchie  als  die  höchste  er- 
scheint Immerhin  ist  durch  diese  Erörterung,  wenn  auch 
liichl  ein  nienes  Princip  der  EintheiJong  eingeAlhriy  ao  doeb, 
eine  höhere  Einaicht  in  den  Geist  der  Teriwhiedeneii  Steten« 
bildungen  gewonnen  worded.  ^ 


ViiTteB  CapitoL 

.    .  .  Ott  Prindp  dar  vier  Gnindfortnen. 

Der  specifische  ünterschitd  der  verschiedenen  IStats- 
ftüniien  ist,  wie  Aristoteles  erkannt  bat,  in  der  veneliiede- 
nen  Axt  zu  finden,  wie  der  Gegensats'  der  Regierung  nnd 
der  Regierten  auf||;efe8st  wird,  insbesondere  in  der  Quaütllt^ 

(nicht  Quantität)  des  Herrschers. 

I.  Die  erste  Form  war  die  der  Ideokratie,  deren 
höchster  Typus  die  Theokratie  ist.  Das  Volk  dachte  sich 
den  Herrscher  als  ein  ihm  in  jeder  Weise,  sebon  von  l^atur 
llbergeqrdnetes,  alt  ein  ObermensehHcbes  Wesen,  Gott 
selbst  wnrde  als  der  wahre  Regent  des  States  Terehrti 

II.  Don  schroflsten  Gegensatz  zu  der  Ideokratie ,  in  wel- 
cher das  Volk  einer  fremden,  auszer  ihm  und  über  ihm 
stehenden  Macht  unterworfen  ist,  bildet  die  Statsform,  in 
der  das  Volk  sich  selbst  beherrscht,  d.  h.  in  seiner  Ge- 
oammiheit  als  Regierang,  in  seiner  AuflGsang  in  einadne 
Borger  als  Regierte  erseheint:  die  Demokratie,  Volks« 
herrschaft. 

III.  Die  statlichc  üntei'scheiduug  zwischen  liegiermig 
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«aid  B«giArtein  biilt  oeli  swm  iimariialb  det  Volkt»)  wd  ia( 
wanMliltcfa,  aber  «o  geordnet»  daw  eioe  bOliere  Olaaa« 
oder  ein  hfilierer  8ta  in  m  des  Volkes  abBegitoiug,  die  ttfad- 

i;eii  Classeii  mid  iStäimiu'  <lH;^egt'n  als  RL'{i;iert('  sich  clurstcllefi. 
Die  ieuh  rii  sind  djinii  nur  Regierte,  nicht  auch  Regierung, 
die  esuiern  zwur  vorerst  RegieiiUig.  über  dauebeu  doch  iu 
ibren  eiioeliien  Gliedeiu  wMer  Regiierte.:  Ari  •  t;  okMÜei 
'  IV.  Der  GegeMets  TOn  Aegierung  ^und  Begi^rten  ißi 
▼(^kommen,  aber  menschlich  00  entfttUet,  dew  die  Regie^ 

ruug  in  einem  Imlividuuni  coricentrirt  ist,  welches  nur  Re- 
gent, iiicht  zugleich  Regiei'ter  ist,  welches  stmüt  dam  ÖtaUi 
^ranz  und  gar  iiiigeh<>rt  und  gewissermtimii  die  fitnbeii  4eff 
Voilisgeroeinaehaft  persooificirt:  M  o  n  a  r ch  ie. 

Für  jede  der  viep  Oruudformen  gibt  es  einen  Urlurpiie, 
welcher  in  ihr  sieh  spiegelt: 

Die  Theokriidc  liildct  die  Herrschaft  (iotles  üIm  i- 
die  Welt,  aber  nucii  als  eine  uusei'UiiUeiU:,  ge.wiääerii^it^eii 
rohe  uud  despoüfidie  nach.  .  'M 

Die  Monarchie  Ferherrlieht  die  Einheit  d«r  Mftne«h-< 
heit  in  „dem  Menschen^  als  Individnam,  wekhes  ala 
Heri-scher  im  State  die  Gesanmitheit  darstellt,  oder  die  Ein- 
heit des  \' o  1  k  s  in  dei' Pi  i>(iiiJiica,lu>n  des  Vo  1  ks  fii  rs  ten. 

Die  Demokratie  drückt  die  Idee  der  Gein  e i  n  sc  tni  l't 
des  Volks  oder  aller  ludividuea  aus  und  stellt  die 
Gemeinde  im  State  dar. 

Die  Aristokratie  verkiirpert  den  Gegensatz  der  edleren 
und  gemeinen  B  e  stand  t  h  e  i  1  e  des  Volks ,  und  gibt  jenen 
die  HeiTschat't  fiber  «lu  .se.  Wie  der  Demokratie  die  Cienieinde. 
so  schwebe  ihr  der  Adel  der  höhereu  Hasäe  als  Ty|His  vor. 

In  gewissem  Sinn  stehen  Theokratie  and  Monarnhie 
iküi  der  einen,  Aristokratie  und  Demokratie  auf.rder 
andern  Seite  sich  gegenüber.  In  den  beiden  erslf^n  nftmlich 
ist  die  Kegieninii  iii  höchster  MiicljUVdle  uud  .Miiifstüt  so 
coocenirin,  dsuiz  der  Regent  nicht  zugleich  .Regiei'ter  ist, 
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da»  er  Dur  (las  Statsititeresse,  nicht  zugleich  Privatinteresse» 
▼«ttiitt.  In  der  Theokralie  aber  ist  diese  Erhabeuhek  der 
dlaÜBherracfaall  gölUieh  und  daher  absol  ui^  ki  der  Manarellie 

mensehiieh  und  daher  relativ  dargestellt.  Die  beiden  letelieni 

( Trundforiiieii  «nf  der  niHicni  .Seite,  welche  »hihrr  aiirli  iiiit 
dem  geiiieiiisatnen  Namen  der  Republik  zusuniüteiigefaöÄt' 
werden,  haben  das  Gemeiusame,  dasz  in  ihnen  der  Gegen- 
tote der  Regierung  und  Regierten  nicht  so  scharf  hervor- 
tritt,  sondern  eine  gewisse  Mischung  voraussetzt,  so  dasz  die 
nämlichen  Menschen  sich  bald  als  OI)rigk('it ,  tmld  als  Unter- 
tliHiirn  betrachtt  II  imd  auszerii,  und  zugleich  utlliitliche  und 
Privatiutt K  -,sen  haben.  In  der  Demokratie  verbreitet  sich 
diese  Mischung  über  das  ganze  Volli,  in  der  Aristokratie 
dagegen  ist  sie  auf  die  herrsehende  Classe  des  Volkes  be- 
scbrftnkt,  welche  zwar  den  Übrigen  Bestandtheilen  des  Volkes 
nur  als  Herrscher  l:*  l;(  nübertritt,  unter  sich  selber  aber  ge- 
\v  < »liiilich  (Icniokruti&i'li  orgaiü.sirf  nnrl  so  Herrscher  iiini  Hnter- 
tbau  zugleich  ist.  Insofern  ersciieint  die  Aristokratie  aller- 
dings als  eine  Zwischen*  und  Mittelstufe  zwischen  der  Demo- 
kratie und  der  Monarchie. 

In  einer  andern  Beziehung  aber  gehören  hinwieder  Mon- 
archie und  Aristokratie  ztisammerj  uimI  -md  der  Iii e o- 
kiaLie  und  Demokratie  gegenüber  zu  steilen.  In  den 
erstem  ist  der  Gegensatz  zwischen  Regierung  und  Regierten 
menschlich  so  organisirt,  dasz  sich  die  Regenten  als  solche 
selbständig  fühlen  und  wissen,  und  ebenso  von  dem 
Volke  geachtet  werden,  dasz  sie  in  eigenem  Namen  und 
zu  selbständigem  Rechte  die  Herrschaft  üben,  voll- 
kummeuer  freilich  in  der  Munurehie  nis  iti  der  Aristokratie, 
in  den  beiden  letzteren  dagegen  bedarf  der  als  Herrscher 
gedachte  Gott  immer,  das  als  Herrscher  gedachte  Volk  doch 
in  der  Reg^  einer  Stellvertretung  und  Vermittlung 
durch  Priester  oder  Beainte,  welche  persönlich  zu  den 
Regierten  gehören,  aber  nun  als  Diener  Gottes  o<ier  des^ 


Digitized  by  Cuv^^it. 


Whhm  Obpltal.  Dm  FHiieip  d«r  vter.Omodlbnimi. 


Voll»  in  ileren  Aoftrag  und  Kanes  Ar  den  Herrseber 
ttandelu.  '  IH^  kBiMl'am  sidh  ]rolb«r  als  Regenten'"^ 
tricbten,  aber  sie  verwalten  ^lekshsam  die  Regentschaft  (ttr 

den  ei^^i'iitlichen  Kotrcnton,  der  iiiclit  |)(;rsönHclj  han<1r'ln 
knn».  Hie  sind  geiioilii  'i .  sich  be.ständig  an  eine  Hndero 
Macht  anzulehnen,  und  m  dieser  Hinweisung  auf  die  höhere 
Miahi,  iirti»iii.jWH>li  >ie  M^epnoii^  dietAiilprHil  sUi«iiclmt 
#eM6'^9iM  wlbe»=<abgel«t.'  •'■--■^'■^^  -^.^.'-'V  r-. 

'  *  '   *   «  *  ' 

Aninerka ngen.  1.  KoUprecbend  dem  Unterschied  dei-  vier  Stat«- 
lormeii  lawen  sich  die  Staten  auch  nach  ihrem  politischen  Charakter, 
abgesehen  von  »1er  Form  uniPr>chei(len.  Es>  gil>l  t  lieokrat  itii  rende 
Staleii  dem  Geiälu  jjucb,  wenn  gieicli  nicht  ein  Gott,  somleni  vielJeichl 
ein  Kircheuiiirs^  oder  eine  priesterlicbc  Aristokratie,  oder  ein  religiun 
beflUmmter  Demos  darin  das  Regiment  hat.  Ebtafo  gibt  es  ariftokra- 
tisirende  Staten,  die  keine  Aristoikratie&  aitfd,  demokratiilrafid« 
Siaten,  die  keine  Demokratieii,  and  sogar  roo  neaarakit^ilia«  Mat 
erfttllte  Slaten,  die  keine  Honarofaien  sind.  Diese  EintheUanf  der  6lataa 
gehört  aber  nicht  ins  Statsrecht  sondern  in  die  Politik. 

1.  Ebenso  sieht  die  Rohmerifiche  Eintheilnnp;  der  Staten  (F.  Reh- 
mers I.elire  von  den  polit.  Parteien  211)  ff.)  nach  (hn  vier  Altersstufen 
der  Mcii!<<  heii  ztinächst  nicht  auf  die  Statsforni,  soiidem  auf  den  politi- 
schen ({ei^t,  der  in  dem  Stale  lebt.  Sie  i.st  dalier  nicht  eine  slatsrecbt- 
liche,  sondern  eine  poliiiüchc  CJassilicatiou,  und  von  unsrer  obigen  £in- 
theUnng  gans  TenehiedeB,  aber  nicht  dandben  widerapreehend.  Sie 
eriunot 

den  radicalen  8tal«geist  in  dem  Idolatat, 

„  liberalen  „       »    »  Indlvidaalstat, 

conserrativen  ,       i»    ii  Raiaeatat, 

„   absolatistischen       „        n     t>  Formenstat. 
Eine  Monarchie  z.  B.  kann  möglicher  Weise  alle  diese  Phasen  des 
fK)litischen  Geistes  der  Reihe  nach  durchmachen.    Wenn  R.  v.  Mohl 
( Statswissenschaft  I.  S.  einwendet,   ein  Volk  sei  nicht  jung  und 

nicht  alt,  weil  in  jedem  Volk  Kinder  und  Greise  zugleich  beisammen 
seien,  so  beruht  diese  Einwendung  auf  dnem  Xisinrallbidiiiaa  dar  Lelua, 
die  er  bestreitet  Sehon  die  Alten  haben  gewnsit,  und  von  Savigny 
hat  es  der  dentsehen  Jnrislenwel't  klar  gemacht,  daaa  aach  die-VAlker 
als  orgaaiaolM  fleummtwesen  ihre  AlftarsstallBn  dorshleben,  analog  der 
Jugend  und  dem  Alter  der  Individuen.  Auszer  dieser  Folge  der  Zeitan, 
die  sich  in  jeder  Volksgeschichte  wiederholt^  kommt  aber  der  angeborene 
Volkscharakter  in  Betracht.  Wie  es  einzelne  Menschen  gibt,  deren  Wesen 
kindlich  oder  auch  kindisch  ist  und  bldbt,  und  die  selbst  im  reifen  und 
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hob«n  Alter  diesen  Grnndcag'  ihrer  Nalur  nie  verläugneii.  und  hinwieder 

andere,  die  schon  iu  früher  Jugend  einen  ältlichgi  Charakter  liabeu,  so 
gibt  es  auch  Itindliclie  und  ältliche  Völker  von  Natur.  Am  deutlichsten 
zeigt  sich  das  in  den  groszen  Rassen.  Die  Negervölker  sind  niehrtausend- 
jihrige  Kinder,  die  i-othen  Indianer  zeigen  ebent^o  während  mehreren 
Jahrhunderten  beharrlich  ein  ältliches  Wesen.  In  Europa,  dem  Welltheil 
der  vorzugsweise  männlichen  Völker,  erscheint  doch  die  Nat«ir  der  Spa- 
nier —  abgesehen  von  der  Lebensperiode,  in  der  sie  sich  befinden  — 
eher  dem  ällern.  die  der  deutschen  dem  jugendlichen  (ieiste  za  ent- 
sprechen. Wie  die  Völker,  «ei  es  von  Natur  und  daher  beständig,  sei 
es  auf  der  Altersstufe,  auf  welcher  sie  gerade  sich  befinden,  und  daher 
periodisch  jung  oder  alt  sind,  so  erfüllen  sie  mit  diesem  Geiste  auch  den 
Stat,  in  dem  sie  leben.  Die  männliche  Form  der  constitutionellen  Mon- 
archie wird  daher  auf  Haiti,  weil  ein  kindisches  Volk  in  ihr  lebt,  zu 
einem  bübischen  Posseuspicl. 

'     '  ■    .  /I  ■ 


Fünftes  Capitel. 

Das  Princip  der  vier  Nebenformen. 

Die  Art  des  Slatshauptes  ist  zwar  eutscheideiid  ftlr  die 
ganze  Grestalt  des  Statskörpers.  Aber  in  zweiter  Linie  koniiut 
doch  auch  diis  Recht  der  Rieierten  in  Betracht,  und  bestimmt 
«ecundär  den  rechtlichen  Charakter  der  Statsverfassung.  Die 
Aristotelische  Eintheilung  der  Statsformen  enth&lt,  wenn  man 
so  die  Gregeiiseite  in  dem  Urgegensatze  aller  Statenbildung 
berücksichtigt,  die  nöthige  Ergänzung. 

War  auf  Seite  der  Regierung  das  oberste  —  herrschende 
Organ,  entscheidend,  so  ist  auf  Seite  der  Regierten,  die  wir 
als  Gesanimtheit  im  engeren  Sine  wieder  das  Volk,  oder 
noch  eher  das  Land  heiszen,  die  Controle  der  R<igierung 
und  die  Th  ei  Inahme  an  der  Gesetzgebung  entscheidend. 

Indem  wir  nach  diesem  Merkmal  die  verschiedenen  Stats- 
formen classificireu ,  erhalten  wir  folgende  drei  (beziehungs- 
weise vier)  Nebenformen. 
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I.  Dde  Res^erteD  wcnlan  tasgesmiiit  «Ja  doe  blosse 
passive  Masse  behandeU,  welche  der  Ke^erungsmadit 
unbedingt  untertban  und  zu  absolutem  Gehorsam  Terbunden 

ist.  8ie  hat  wed^r  ein  Recht  der  Controle  tkx  h  einen  An- 
ilieii  an  der  Gesetzgebung.  Es  »lud  das  die  absolut  regiei»- 
tcn  Btaten,  die  wir  daher  unfreie  StatsCormeu  (.uufrele 
Völker)  heissen.  8ie.  sind  nicht  nur  dann  unfrei  ^  wenn  sie 
der  Willkür  und  den  Launen  eines  Despoten  ,angeM>ien 
(Despotien),  sondern  auch  dann  f)olitisch  unfrei,  wann 
der  Herrscher  selber  ein  Rechtsgasetz  aneri^ennt  uini  sowubi 
das  Privatrecht  als  die  TrivaUreiheit  geachütoi  wird  (AU- 
solutien). 

II.  Ein  Theil  der  Regierten,  die  obern  Classeu 
derselben ,  haben  das  Recht  der  Gontrole  und  der  Theilnabme 

an  den  öfi'entlichen  Angelegenheiten  und  beschränken 
üaduivh  Regienm^scrcxN  Aher   die    ntji  lgt'  Masse, 

insbesondere  die  untern  Voiksclassen  sind  noch  in 
dem  politisch  unfreien  Zustande  und  haben  keine  politiaehen 
Rechte.   Wir  heiszen  diese  Staten  halb  freie  8tatsformeo. 

* 

Die  mittelalterlichen  Lehens-  und  Ständestaten  sind  von> 

dieser  Art. 

III.  Alle  Volkßclassen  haben  politische  Rechte.  Das 
ganze  Land  (Volk)  übt  eine  Ck>utrale  der  Regierung  und 
eine  ^Mitwirkung  ans  bei  der  Gesetzgebung.  Wir  heissen 
diese  Staten  freie  Statsfonnen,  oder  auch  Republiken  im  * 
weitesten  Sinn  des  Worts.  Wir,  können  sie  auch  Volks- 
«taten  heiszen. 

Diese  Controle  und  Theilnahnie  wird  wieder  entweder 

A)  unmittelbar  durch  die  Versammlung  der  Borger 
gettbt,  wie  Yorzugsweise  im  Alterthum  (antike  Repu- 
bliken) oder 

B)  mittelbar  durch  Ausschüsse  und  Stellvertreter,  wie 
in  der  neuern  Zeit  (moderne  Repräsentativ  staten.) 

Wenden  wir  diese  neue  tiecundüre  Unterscheidung  aui 
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die  ftMe  BMMlung  der  Qroadtormon  «i,  so  ergeben  sich 
ijlff |iiirr||Mi<1liJ|i g -i  ■  ■  > i  ^-^y^'  ;jt;  r  .  .    ..'    -  ^^...Z 

fftt;iitiiujB|ift:ii|li«^Mti«!4M^  principieU  iiw  derCOwiM 
der  unfreien  Staten.  Aber  sie  Ist  nicht  nothwendi^  Despo- 
tie, indem  auch  der  herrscliendt'  ,  odor  di»'  von  iliui 
iuspirirte  Priesterschaft  ein  Gesetz  des  Uem^iyveseus  anec- 
lMiiii»Nttpd  lieipectif  on  kanB.  Sie  kann  daher  iiiol^.i  der 
tfÜHlifcl^iawt  deg  dritten  daMe  insofern  jmnibeiQ,  iste  die 
AttMHmng^ep^ttlicb««  HertsoiMfl  ati  die  liHwirknng  aritt^ 
kraMscher  Classen  oder  selbst  einer  Volksversaniinlim^  gebun- 
den wird.  Die  jüdische  Theokratie  war  in  diesem  iSinne 
repu  b  1  i  kan  i  sc  Ii. 

U.  Die  Aristokratie  graTitirt  zur  zweiten  Classe  der 
ha^li^freien  Staten,  Jcann  aber  auch  als  unfreier. Stat  Tor- 
kommen,  wenn  der  Demo«  polltiseh  rechtlos  ist  oder  sie  kann 
sich  in  die  dritte  Classe  der  freien  Volksstaten  erheben, 
wenn  sie  dem  Demos  eine  wahre  Volksvertretung  verstatlet. 

m.  Die  Demokratie  hat  einen  innern  Zug  zur  dritten 
Classe  der  freien  Staten;  sie  kann  aber  zur  Despotie  wer- 
ilen  gegenOber  der  MindeHieit  oder  doch  zur  Absolutie  gegen- 
(Iber  den  einzelnen  Bürgern;  und  sie  kann  im  Verhältnisz 
zu  einer  unterwt^rUgen  Classe  (Sclaven  und  Heloten  im  Alter- 
thuni,  Farbige  in  Amerika)  als  Iialbt'reier  8tat  sieb  zeigen. 

IV.  Die  lilLouarehie,  welche  Uberhaupt  in  den  mannich- 
ftdtigsten  Formen  erscheint,  nimmt  alle  drd  Clausen  in  zahl- 
reichen Anwendungen  in  sich  auf.  Die  Despotien  des  Orients 
und  die  absoluten  Monarchien  auch  des  Occidents  sind  offen- 
bar unfreie  Staten;  das  Köiiigthum  und  das  Fnrstenthum  des 
Mittelalters,  welches  durch  den  Klerus  und  die  Laienaristo- 
kratie  beschränkt  war,  waren  halbfreie  Monarchien.  Das 
rdiuische  Eönigthnm  nach  der  sullanischen  Verfiissung  und 
das  alte  fWinkiscbe  oder  das  norwegische  Königthum,  wel- 
ches der  Volksversammlung  einen  gewissen  Antheil  an  der 
8tatsleitung  zugestanden  hatte,  mögen  als  Beispiele  der 
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ümDittelbaren  Volksbettieiligting  auch  in  Mkm  HcMfttil^ini 

gelten.  Die  constitiitiorielle  Monarchie  der  neuern  Zeit  endlich 
ist  dif!  höchste  bisherig:e  Allst iil(hin<i  «irr  MoimrQhie  su  euieiQ 
freien  8tate  mit  ReprälöeutatirFertiaidUOg.^ 

WM  die  anstoteüiehe  £iiitheUtHi|^|  die  mit  Reobt  vom 
Oben  lier  anflgebt,  so  toä  Mmi:  tar  ergftnstf  00  iUlen  mlk 
die  wichtigsten  Bedenken  gegen  dieselbe  hinweg,  insbesonr 
dere  die  Einwenflun^^ .  ila^z  sie  nicht  genui,^  unterscheide 
und  weder  der  V  eiwaiiiitiKihtiJt,  z.  B.  der  heutigen  iiepra- 
sentafciYdemokratie  mit  der  constitutionellen  Monarchie  noeh 
die  wesentlidie  VenhiedenheU  k.  B.  der  absolnten  mid  4m 
sMndisch  bescbrftnkten  Monarebie  «n  erklftren  im  fitende  aei 


Sedistes  OapiteL 

I.  Die  IdcokreUe  (Tlieokratie).  ^- 

•  Die  Form  der  Theokratie  gehört  vorzugsweise  der  Kind« 
heit  des  Menschengeschlechtes  zu.  In  Asien  und  Nordafrika 
ist  der  föte  der  ersten  statlichen  Entwicklung,  und  snei-sf 
neigen  sich  da  fheokratisebe  Stateni. 

In  den  ersten  Zeiten-,  als  die  noch  junge  Ifönschheit 
sich  auf  der  Erde  zurechtzufinden  suchte,  war  offenbar  das 
Gefl\hl  der  Abhängigkeit  von  göttlichen  Wesen  und  unver- 
standenen Naturkräften  noch  äuszerst  lebhaft,  and  die  Ein- 
wirkung Gottes  oder  der  Ifatur  auf  das  Leben»  gewisser^ 
messen  auf  die  Erziehung  der  Mensebeu  unmittelbaTer  nnd 
mftcb'tiger  als  später.  Gott  nnd  die  Götter  Verkehrten  nach 
allen  alten  Sagen  und  Mythen  persönlich  mit  den  Menschen, 
und  was  Pia  ton  uns  von  den  Urzuständen  selbst  der  helle- 
nischen Völker  erzählt,  dasz  Kronos,  die  Schwäche  und  Un- 
fähigkeit der  Menschen  in  Jener  Zeit  bedenkend,  ihnen  ,ztt 
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KGnlgim  und  Fürsten  Über  die  8talen  iiiclit  HeiisiBfaeii«  mhi^ 
derp  DAinonen,  Wesen  Ton  ^öttlichei^m  und  höherem 

Oesohlechte  jjesotzt'^  habe,  stimmt  mit  dem  GlaulKn  iiller 
alten  Völker  zusamiDen.  Plalr«ii  >rH)st  nar  dieser  tlieokra- 
Itseben  Au£^<lssung  persönlich  zugethan,  und  scbkig  in  seiner 
ttAM«  4bib  '6lat'  kunsIlSche  Tftuschmtgsmitte}  tot,  unlu  dtet 
dUttttli  ehturlvhelterett  Mensehen  von  neuem  den  -Olauheh 
belzubrinn:eii ,  dass  ifl^ht  Menschen,  sondiani  66tt  selber* dfe 
Hecrschiiti  im  Stute  führe. 

"  Wurde  so  Gnti  oder  wurden  Götter  und  Dämouen  '  als 
die  itr^ren  Oberhäupter  des  Btates  verehrt ,  so .  war  niit 
düteem  -Olauben  der  flberwiegende  Einflose  der  Priester 
unzertrennlich  verbunden,  denn  diese  waren  die  anserwähl- 
ten  Sterblichen  ,  ^^  eiche  vorzu<2:sweise  dem  Dienste  der  Götter 
geweiht  waren,  ihren  Willen  vernahmen,  nnd  ihre  Sprache 
verstanden.  Unter  diesen  Völkern  haben  daher  auch  die 
Priester  den  obersten  Rang.  In  den  einen  verwalten  die 
Priester  geradezu  das  Regiment,  im  Namen  Gottes  oder  deir 
Gotter ,  in  den  andern  stehen  zwar  Könige  an  der  Spitze  der 
Regierung,  aber  auch  sie  regieren  nicht  in  eigenem  Namen, 
sondern  als  Stellvertreter  und  Organe  der  Götter,  und  sind 
vielfach  durch  denMnüusz  der  Priester  geleitet  und  beschränkt. 
Die  erstem  können  wir  nach  Leo's  Vorgang  reine,  die 
letztem  gebrochene  Priesterstaten  nennen.  In  diesen 
ist  der  üebergang  von  der  Form  der  Theokratie  in  die  der 
Monarchie  ersichtlich. 

Ein  solcher  Priesterstat  war  der  Stat  der  Aethiopen 
,  in  Mero&  Der  Vorstand  des  States  gehört  der  Priesterlcasle 

'  Von  einem  merkwürdigen  dämouokra  tischen  State  unserer  Zeit 
berichtet  der  berfihmte  Entdecker  der  Alterthiimer  von  Niuiveh,  A.  H. 
Lsyard  (NiniTcli  und  Mine  Ueberreite  0.  M  ff.>  fn  den  Qebiigen 
HciopottniieiM  wohnen  die  Jexidi,  welche  unter  einem  geietUclien  Ober» 
IiMjpte  itehen,  den  groszen  Scheikh,  nnd  dem  Satan  eine  besondere 
Verahrung  widmen,  von  dem  sie  glauben,  er  werde  spftter  wieder  au 
dnem  hohen  Range  in  der  hiromJieehen  Hierarchie  gelangen. 
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•n,  Di«  Friestftr  bmieiMM  tm§  ihnr  MiUe  einige  der  Betieiii 
ane  welolwB  in  Msiiiclier  ProoeMion  der  Gott  ^eiaen  enrHiilt 
M'dee  Aueij^viieli  4mif3im^  if9äbms^^^^ 

dem  Erwählten  (tottes  seine  Kniee,  und  verehrt  in  ihm  den 
Stellvertreter  (it»tteö.  Öt'iiic  Macht  aber  ist  in  jeder  W(-i>t' 
beschränkt  durch  die  göttlichen  (tcsi  tze.,  und  die  fortdauernde 
CMfonbmiiHP'dQB  «OtUieben  Wül^ne  in  demitekoln^  welfDiM 
(HäPkieifter  ^ermitleUi.  Bunuteeageo  GMoMteVonlMlt  Jedett 
seiner  Schritte,  tnid  der  freien  iaettBohBchep>«EntoehiioaiiaMC 
ist  kein  Spielraum  ver]nrrtnnt.  Ueherali  begleibn  ifin  die 
Priester  und  wirken  mit.  nnd  selbst  seine  Existenz  ist  völlig 
unsicher.  Wenn  er  dem  Gotte  miszfiäUt,  so  otleubart  dieser 
den  Priestern  sdne  Ungnade.  Die  Priester  teilen  jJuni  dni3Bli 
eine  Botschaft  den  n&rnenden  Willen  des  Gottes  «dl^  wid 
««  '  bleibt  ihm  nichts  änderte  tklnig,  eis.  dweh  AreiwUKgen 
Tod  den  göttlichen  Zorn  zu  sühnen.  - 

In  gebrochener  Form  sehen  wir  diesen  Priesieri.tat  in 
Aegypten.  UrspfttagUoh  herrschten  auch*  da  nach  derVolk»t 
sage  w&hrend  Tieler  Jahrhunderte  die  GAtter  sellwt  8fMe 
jedoch  regierten  menschliche  Könige,  aber  durch  das ^beiUgfi 
Gesetz,  eine  strenge  Etikette,  nnd  den  Einflnsz  der  obersten 
Pnr'sterkastt'  beschrankt.  Die  göttliclien  Vorschriften  waren 
so  genau  im  einzelnen  bestimmt,  dtüz  dem  K(»nige^  obwohl 
er  hier  schon  in  manchen  Beziehungen  sich  selbständig  über 
die  Priester  erhoben,  nicht  einmal  die  Auswahl  der  Speisen, 
die  er  essen  wollte,  freigegeben,  sondern  auch  seine  frugalen 
Mahlzeiten  ein-  fiir  allemal  festgesetit  waren.»  Bei  seinem 
T.ehen  freilich  wagten  <iie  Prie^iter  nicht  ujehr  im  Namen 
der  Götter  Gericht  über  ihn  zu  halten,  aber  wenn  er  starb, 
so  wurde  ein  groszes  und  öffentliches  Todtengedcht  tlbetihiii 
▼on  den  Priestern  engeofdnet  IMe  Ehre  seiites  Neinene.  bei 
der*  Nachwelt  und  die  Aufnahme  der  abgesefaiedenearBeek 

'  Diodorus  Sic.  Hist.  III.  5.  6.    Vgl.  Lea'i  W«ltg«0ch..  L  fi].79. 
•  Diodonu  Sie.  Hisu  1.  71,  72. 
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in  der  Unterwelt  und  seine  Wiedergebart  wmde  dufcli  ihr 
UH\ml  bentiminl.  Unter  eiiieni' Volke,  welehes  ati'  die  Vort- 
daner  i)«r  Seele  naich  dem  irdisehen  Tbde  glaubte,  mife  ftns-: 
aerster  Sorgfalt  so^ar  den  Leichnam  vor  der  Verwesung;  zu 
retten  suchte  und  seinen  Todten  reich  i^eschiniu  kir  uiui  an 
alle  Krforderiiisse  des  Leiwens  erinnernde  Wohnungen  erbaute, 
hingen  von  diesem  ernsten  Todtengericht  die  Hoffnungen  ünid 
Befürchtungen  auch  der  Lebenden  ab,  und  es  war  dasselbe 
daher  in  der  Hand  der  Priester  eine  fbrchtbare  Haebt. 

Verwandt  und  groszentheils  ideokmtisch  war  auch  der 
altindische  Sfat.  Der  Könic  -tf  ht  luiph  dri  Ordnung 
der  Kasten  u n  te r  den  Brahmaneo  ^  der  Brahmaiie  verschmäht 
es,  ihm  seine  Tochter  zur  Frau  zu  geben  y  sie  würde  durch 
die  ungleiche  Ehe  entwürdigt.  Aber  seine  Würde  wird  doch 
wieder  so  hochgehalten ,  dasz  ihr  eine  besondere  Göttlichkeit 
inwolnit.  Sein  Leib  wird,  nach  den  Gesetzen  Maims,  aus 
BesUimiilieileu  gebildet,  weleiie  in  den  acht  gültliehen  Wäch- 
tern der  Welt  ihren  Ursprur)g  haben,  daher  ist  er  rein  und 
heilig.  «Wie  die  Sonne  blendet  er  die  Augen  und  Heraen, 
lind  Niemand  auf  Erden  vermag  ihm  ins  Antlitz  zu  sehen. 
Gott  bat  ihn  geschaffen  zur  Erhaltung  aller  Wesen.  Reiner 
darl"  ihii,  selbst  wenn  er  noch  ein  KnxJ  ist,  verachten,  in- 
dem er  zu  sitdi  sugt :  er  ist  ein  einlacher  Sterblicher,  denn 
.    eine  grosze  göttliche  Kruft  ^vr^hnet  in  ihn».**-* 

Auch  der  indische  König  ist  von  Priestern  umgeben. 
Seine  sieben  oder  acht  Minister^  weiche  er  einzeln  und  ver- 
eint in  allen  Oeschttften  remimmt,  bevc^  er  den  Entscheid 
faszt,  sind  meistens  Brahmanen.  Jedenfalls  aber  niusz  er  in 
allen  wichtigen  Dingen  vorerst  einen  brahmanischen  Gewis- 
jensrath  zu  Rathe  ziehen.  Auch  ihm  ist  ein  strenges  Gere- 
moinel. vorgeschrieben,  und  die  Gesetze  Manu's  mahnen  ihn 
in  emster  Sprache  an  seine  —  Wenn  auch  nicht  nfther 

*  Mavara  —  Dh^rma  —  Saslra,    Loii  de  Manoa,  par  Loüekur. 
Poris  1833.  V.  96,  «>7.  VII.,  3—8. 
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geordnete  —  VeruilwortHehkett:  ^^Der  uminnfge  Monftreh, 
weleher  aeine  Unterthanen  dnrefa  üngereohtigkeit  bedrilelct, 
wifd  in  kurzem  seines  KöniL'^thnnis  und  seinas  LcWus  l»e- 
ranhf  :vri'<j('ii.  n-  iiimI  -.riiit;  ganze  Familie."* 

Immerhin  hat  der  indische  in  itöherem  Grade  arische 
8tat  ttbrigeDS  ein  bdiereS)  freieres  AaBeben,  und  ist  in  ihm 
die  königliche  WQrde  nnd  Macht  mehr  und  stetUcher  ans- 
gebildet,  als  in  den  finsteren  P^esterstaten  Ten  Mero«  nnd 
Aejäry{)teii.  In  allen  aber  finden  wir  ein  schrofles  und  star- 
res KastenHysteni:  grosze  Vorrechte  der  Priesterkaste,  die 
in  sich  ulleb  geistige  Leben  der  Nation  vereinigte  und  ab- 
ficblosB,  und  zugleich  reichlich  mit  den  Ottiem  der  Bfde  aoa* 
gestattet  war;  —  in  Aegypten  gehörte  der  dritte  Thell  des 
Bodens  ihnen  «i;*  das  indische  Gesetz  sagt:  „Ein  Köni^  darf, 
selbst  wenn  er  vor  ^hintiel  stürbe,  nie  von  eiiu  in  in  den 
heiiigeii  Schriften  beieseueu  Brahmanen  eine  8teuer  nehmen 
und  oienials  dulden,  dasz  in  seinen  Staton  ein  solcher ^ 
Brahinane  Hunger  leide.'  *  —  Ferner  eine  gedruckte  liege 
nnd  verachtete  Zustände  der  untern  VolksclasBCn ,  wel'ehe 
auch  für  Einzelne  nicht  durch  die  Hoffnung  des  Empor- 
steigens  erhellt  wurden.  Die  asry | »tischet i  i^aiiei  n  siiid  dun'h- 
weg  nur  fiurige,  welche  die  den  Priestern  oder  dem  Könige 
oder  den  Kriegern  zugehörigen  Güter  bebauen.  Die  Hirten 
und  die  Handwerker  sind  erblieh  an  ihr  Geschäft  gebunden, 
willkürlicher  Schätzung  unterworfen^  und  ohne  allen  activeii 
Antheil  an  den  Statsinstitutionen.  Zahlreiche  Frohnden  aller 
Art  sind  in  diesen  Ländern  verbreitet. 

Noch  viele  Jahrhunderte  hinab  hat.  ein  theokratischer 
Charakter  des  iStetes  in  Asien  sich  erhalten,  und  anoh 
später  noch  ist  derselbe  in  dem  orientallsohen  Herräehei^ 
tbnm  fortwährend  sichtbar.  Die  Ifaeht  der  Priestecsehaft 

'  fibendw.  Vli;  54  ff.  III. 

.   *  Diodor.  Sie.  I.  73.  • 
^  Um  de  üfaiKW.  VU.  1^3.  .  . 
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freilich  Uber  die  iininer  entochiedeoer  weltlichen  Herr- 
seber Ist  durch  itie  steigende  Macht  dieser,  wie  sie  id  den 
^rOsvero  durch  Erobening  entstandenen  und  durch  Kriegs- 
heere zusammengehaltenen  Reichen  sich  entwickelte,  mehr 

in         lliiilrrgrund  gewiesen  iirid  \rtduiikeit  worden.  Aher 
die  Herrs€lier  selbst  wurden  dann  u"  wissermaszen  wie  Got- 
ier  verehrt   Die  dtatsform  blieb  theokraüsch ,  nur  trat  sie 
In  eine  neue  Wandelung  ^n.  Zuerst  war  der  Gott  in  der 
Person  des  Herrschers,  seine  Werkzeuge  die  Priester;  dann 
stellte  sicli  die  Herrschaft  mehr  und  mehr  auszerlich  als 
eine  Pne^terheiTöchtiit  dar,  mit  einem  u iilaiiii--  [uit^^irrlichen, 
dann  kriegerischen  Könige  an  der  Spitze j  endlich  wni  tle  der 
König  selbst  zuui  Gott  erhoben ,  und  es  entstand  der  über- 
menschliche  „Despotenstat.^  Es  gilt  das  namentlich  y6u 
dem  spätem  Perser  reiche  und  selbst  von  den  neuern 
Staten  der  mohammedanischen  Sultane,  und  den  chi- 
nesischen  Kai.^ern.     Der   Konig  von   Iran  Guschtash 
noch ,  unter  welchem  Z  o  r  a  s  t  e  r  (S  e  r d  u  s  c  h  t)  als  Prophet 
auftrat,  nannte  sich  seli)st  einen  , Priesterkönig, ^  und  in  den 
heiligeD  Büchern  (dem  Send-Avesta)  wird  der  Perserkönig 
nicht  zu  der  Kaste  der  Krieger,  wie  in  Indien,  sondern  zu 
der  der  Priester  (dur  ^-Kechtskundigt  u  und  Gottesgelehrten 
gerechnet.  ^    Das  ganze  tiuiissystem  ist  zugleich  Religions- 
system, Hecht  und  Moral  unausgeschieden,  der  Zusammen* 
hang  der  unsicbtbai'en  Welt  der  guten  und  bösen  Geister 
mit  der  sichtbaren  Welt  der  Menschen  in  allen  Dingen  fort- 
während anerkannt.    Aber  seitdem  die  Könige  von  unprie- 
sterlicliciu  persischem  Geschlechte  die  Herrschaft  erlangten, 
nahm  der  persische  Stat   metn*  die  Natur  eines  suichen 
Despotenreiches  an,  und  der  Eintlusz  der  Magier,  so  grosz 
er  in  manchen  Dingen  blieb,  ward,  verglichen  mit  den  fil- 
tern Zeiten,  um  yieles  geringer.    Allmächtig  wie  der  Gott 

*  Vulicr's  Fragment«  über  die  Religion  des  ZoroASler.  itonn 
i*.  33.  69. 
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waltet  ia  seinem  Reiche  der  Ptrserkönig  im  Priij(  i|»,  und 
sein  Hof  ist  das  Abbild  des  himuiliscben  üul'ätated  des  guten 
Welt^aifites  Onniisd.  Die  Kbren  die  ihm  erwiesen  werden, 
gtoirJMiB  ,4eK'  Ehren  der  Cro<i<Aielt  Vor  Mmem  Thtone«  der 
hoelt  empomgky  nad  eof  deniL  er  in  reifiheVL  Schmucke  mit 
der  Krone  auf  dem  Haupte  sitzt,  „strahlend  wie  die  Sonne 
Hl!  (lein  |rr1;iii/('ii  it'ii  Firmunitjiit,'^  werfen  sich  selbst  die 
treuxlni  Gesandten  nieder  in  den  Staub,  wie  Slvlaveu  vor 
dem  Herrn  oder  Betende  vor  dem  Qott  Wie  diesem  die 
Opfer,  so  werden  ihm  die  Gaben  derer  durgereicht,  welche 
seinem  Throne  nahen.  Und  wenn  er  stirbt,  so  bezieht  er 
den  herrlichen  Todtenpalast  in  Persepolis,  dort  das  Leben 
der  Seligen  fortsetzend.  Ein  feierliches  Cerenioniei  imt  seinen 
niannichfaltigen  Symbolen  umgibt  ihn,^  ihn  zu  ehren.  In 
der  Wirklichkeit  freilich  ist  gerade  dieses  auch  ihn  beeagejnde 
und  wie  mit  einem  goldenen  Netze  umsinsnende  Ceremoniel 
die  unauflösliche  Schranke  und  Fessel  seines  Willens,  und 
spottet  der  fingirten  Aihnaciii,  die  ihm  in  der  Idee  5Uige- 
sch rieben  wird. 

Ein  Fortschritt  aber  liegt  unverkennbar  in  dieser  Wan- 
delung aus  dem  eigentlichen  Priester-  in  das  Despotenreich 
des  Orients.  Das  starre  Walten  einer  für  göttlich  gehaltenen 
Oflisnbarung  in  dem  Gang  und  den  Formen  der  Gestirne, 
nach  welcher  die  Priester  auch  den  Stat  leiteten,  mnl 
die  Gleich mäszigkeit  und  Unveränderiiciikeit  des  ganzen 
ein>  fttr  allemal  durch  göttliche  Gesetze  norniirten  Stets« 
lebens  waren  durchlirochen ;  ond  wenn  auch  in  der  trüben  ^ 
Form  der  Despotie,  ftuszerte  sich  nun  ein  fVeier  mensch- 
licher Wille  in  den  Statsangelegenheiten ,  und  konnte  Rück- 
sicht nehmen  nuf  die  natui liehen  Veränderungen  in  den 
Zustanderi  der  politischen  Weit,  und  auf  die  nmncherlei 
neuen  Bedürfnisse  der  Völker.    In  dem  persischen  Reiche 

*  £iDe  vortrelfüche  kurze  Darstellung  dieser  Statsform  bei  Leo  Welt- 
gesell.  I.  &  1/tO  Jl.  ■ 
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wunie  (leim  uuvli  die  Eisdecke  des  Kastenwesens  tViihzeiti^j: 
aufgelöst. 

Der  vollkommensle  Stat  dieser  GHttun^:  im  AUerthnm 
war  die  Theokratie  der  Juden  nach  der  MoMuschen  Ge«» 
aetzgebung.  Die  Reinheit  der  Mosaischen  Religion,  der  leben- 

dipfcT Glanben  an  einen  Gott,  den  Schöpfer  und  Erbalter  der 
Welt,  ist  die  fe.ste  Grundlage,  auf  welcher  der  jüdische  Stat 
rrbaiit  ist,  und  bewahrt  wird  vor  manchen  8chäden  und 
Gebrechen,  welche  ein  getrübter  Glaube  tat  Folge  hat,  wenn 
von  ihm  aus  die  Priester  die  Politik  leiten. 

Gott  seihst,  Jehovah,  wird  als  Eöni^  der  Juden  pre- 
dacht.  Er  ist  der  unsterbliche  Herr  des  sterblichen,  ul»er 
auserwählten  Volkes.  Er  gibt  da^  Gesetz,  er  regiert  das 
Volk.  Die  ganze  umfassende  Gesetzgebung,  welche  wir  von 
Moses  her  benennen,  erscheint  als  Offenbarung  Gottes,  mit 
welchem  Moses  in  der  Einsamkeit  der  Berghöhe  gesprochen^ 
dessen  Willen  er  mit  Bhircht  und  Zittern  vernofnmen,  und 
getreu  dem  Befehle  des  Herrn  dem  Volke  verkündet  hat. 
Blitz  und  Donner  haben  liie  Gegenwart  Gottes  auf  dem  Berge 
Sinai  allem  Volke  bezeugt 

Das  gansse  Volk  aber  wurde  durch  diese  göttliche  Herr- 
aehafl  gehoben.  In  Aegypten  noch  war  es  veraobtet,  und 
jeder  Aegyptier  aus  einer  der  höhem  Kasten  betrachtete  dll 
Juden  als  Verworfene,  deren  Umgang  verunreinige.  Nun 
erhielten  sie  das  erhabene  Gefühl,  das  bevorzugte  Volk  des 
.  höchsten  Gottes  zu  sein.  Obwohl  auch  sie  in  erbliche  Stttmme 
eingetheilt  wu^en  ,  und  auch  anter  ihnen  ein  gesonderter 
Piriesterstamm  (der  Stamm  Levi)  geordnet  ward,  so  waren 
4ioch  alle  Stämme  Nachkommen  der  Erzväter  Abraham,  Isaak 
rund  .Jakob,  und  galt  hifiwieder  <ias  ganze  Volk  als  ein 
.„Prieatervolk.'*  Die  sehroße  üeberordnung  der  Kasten  ist 
.•somit  hier  von  Grund  aua  au%egeben^  und  die  Brüderlich- 
Ik^t  der  Stämme  znm  Princip  enhobea 

Das  göttliche  Gesetz  wird  in  einer  mit  Gold  Überzogenen 
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iMÖß  verwahrt,  Uber  welcher  der  goldene  Thhin  der 
Gnsde-  sich  erhebt,  tod  zwei  Cberubtni  bewaeht,  und  afo 
eUte  der  göttlichen  Offenbaruii<^  verehrt.   In  der  Stiflshütte, 

«l^ewisserinaszeii  der  jfüttlicheri  Residenz,  die  von  den  J*rie- 
.stern  htwalirt  Nvird,  ist  die  l^ade  ninl  der  ihion  in  dem 
Allertieiiigslen  hinter  einem  Vurhung  verborgen.  Dort  em- 
pläogt  der  Hohepriester  die  Gebote  Jehoyahs  luid  verkündet 
«te.  Der  Hohepriester,  aus  dem  Geschlechte  Aarons,  des 
Bruders  von  Moses,  stammend,  ist  das  regelmfiszige  Organ 
<les  trOttlichen  Willens,  und  der  Vertreter  des  Volkes  vor 
dem  Herrn.  AtioJiHlüii.~^\\  rj^c ,  m  kntischen  Zeiten ,  erweckt 
tiebovali  einzelne  erleuchtete  Individuen,  die  als  Propheten 
die  miszkannte  göttliche  Autorilftt  herstellen,  den  Abfiel  1  von 
Gott  züchtigen,  zur  Bekehrung  mahnen  und  das  künftig^ 
Schicksal  des  Volkes  enthttlleir.  Auch  die  Richter,  welche  an 
der  Spitze  der  vcrccliifdf  nen  StHfiiinr  das  Recht  rn  wulten  un(! 
lunKlhHt>en,  lin  it  <  -  im  A'iimeu  Jt'lit»vahs,  „denn  das  (»ericht 
ist  Gottes.'^  Daher  sollen  sie  ^ keine  Person  im  Gericht  an- 
sehen, sondern  den  Kleinen  hören  wie  den  Grossen,  und 
sich  vor  Kiemand  scheuen.^  Ist  ihnen  aber  eine  Sache  au 
schwer,  so  sollen  sie  sicli  nn  den  Ort  der  StiftshtUte  wen- 
den, üiiu  dort  vtniehmen  ,  wie  durch  den  Mund  der  l'neater 
Gott  die  .Suche  entscheidet*  Den  Spruch  sollen  sie  erfüllen, 
oder  des  Todes  sterben. 

Wie  das  Volk  der  strengen  aber  segensreichen  Herr^ 
Schaft  Jehovabs  unterthan  ist^  so  ist  auch  der  ganze  Boden 
des  tieloblen  Luiides  in  Jehovahs  Eigenthuni.  Unter  die 
Fauiiiien  wird  er  mir  zu  i^tlien  vertheilt,  nicht  /n  tVeieiii 
verfügbarem  Eiü^ntlmu).  V(»n  allen  Früchten  de»  Hodeusi 
und  von  allen  Früchten  der  Tbiere  musz  daher  zur  Aaer* 

t 

kennung  des  göttlichen  Obereigen thums  der  Zehnte  an  die 
Stiftshütte  zum  Unterhalte  der  Priester  gegebe»  verdev« 

*•  V.  Muse,  1»  17.  uad  11,  »  IT. 
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Jedes  siebeoto  Jahr  ist  ein  Feierjahr,  auch  für  das  Land, 
welches  dann  nieht  bebaut  wird ,  wie  der  siebente  Woeben- 
tig[  aiii itnhe*'  nttd  Feiertag  ftlr  den  Münsodeh  ^^u;un^  na^ 
riebiBnM]  <  sieben  Jahr^  -  hi'  dem  Jnbeljabr  wird  die-  ¥er- 

theiluTig  des  Rodens  wieder  neu  hereiiiifjt.  so  dusz  vcrunute 
Familien  ihren  Lehcnsboden  zurück  erhalten,  reich  gewordene 
ihren  .  Uebertlusz  an  Gütern  wieder  herausgeben  oiüsseo.  ' 
Oniler  den,  Juden  selbst  darf  es  kdne  Leibeigenßobaft  geben^ 
dan^^beOabr^nwushi  Mcb  die  frei  ,  die  ach  selber  in  di^ 
KneoMsf^aft  eines  andern  begeben  haben ;  nur  Fremde 
können  zu  Sklavcfi  erkauft  und  besessen  werden.*' 

A}b  die  Juden  später  cint  i)  König  begehrten,  „damit  sie 
auch  seien  wie  alle  andern  Völker,"  willfahrte  Jeliovah  ihrer 
Bitte  -doreb  den  Mund  des  obersten  Richters,  des  alten  Sm^' 
muel^  aber  tröstete  diesen  mit  den  Worten;  ^Gehorche  der 
Stimme  des  Volks  in  allein^  das  sie  zu  dir  gesagt  haben; 
denn  sie  haben  nicht  dich,  sondern  mich  verworfen, 
dasz  ich  nicht  soll  König  über  sie  sein."*'^  So  ging 
die  Form  der  reinen  Theokrutie  in  die  einer  Monar^ 
chie  über,  welche  indessen  immer  noch  durch  theokratisdie 
Institutionen  und  durch  die  ganze  durch  und  durch  religiöse 
Natur  und  Mission  des  jüdischen  Volkes  beschrankt  und 
mudilicirt  blieb. 

In  Europa  sind  nur  schwache  und  vereinzelte  Nach- 
.  klänge  der  Theokratie  zu  erkennen.  Wenn  der  römische 
Kaiser  Galigula  mit  goldenem  Bart  und  Blitz  wie  Jupiter 
sich  öffentlich  zeigte,  oder  Heliogabal  sich  als  Opfer- 
priester  der  herrschenden  Sonne  gerirte,  oder  nach  der 
schweizerischen  8age  der  Vogt  Geszler  von  den  freien 
Männern  des  Gebirgs  forderte,  dasz  sie  dem  Hute  des  Kai- 
sers ihre  Verehrung  beweisen,  so  waren  das' nur  karikirte 
Nachbildungen  einer  untergegangenen  Statsform,  die  keinen  ^ 

HL  Mo9€,  C.  25.    V.  Mose,  0.  4  iinü  5. 
"  1.  Samuel.  8,  7  ff. 
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Anspruch  halten  auf  Bestand.  Wohl  aber  »t  im  römiBeheii 
Reiche  in  der  Sitte,  sogar  den  lebenden  Kaisern  Statnen 

und  Tempel  zu  errichten  und  die  gestorbenen  als  Divi  zu 
verehren  sowie  in  dem  spätem  Ceremoniel  der  byzantini- 
schen Kaiflßr  noch  ein  tbeokratisches  Element  sichtbar  ge- 
worden. 

Im  Mittelalter  bekamen  besonders  durch  den  Einfluss 
der  Gastlichkeit,  welche  Ton  jthet  ihre  Torliebe  ftlr  die 

theokratischen  Lehren  kund  gegeben  hat,  auch  die  christ- 
lichen Statiseinrichtu Ilgen  in  manchen  Beziehungen  eine  theo-- . 
kratische  Färbung.  Wir  werden  dergleichen  zwar  mehr  in 
den  geistlichen  als  in  den  weltlichen  FQrstenthtt-  ' 
mern  gewahr;  aber  auch  die  letatem  hielten  sich  nicht  rein 
davon.  Sogar  der  Kaiser  hat  zugleich  priesterliche  Weihen 
eni])f«ngen  miissen.  Aber  so  sehr  das  Mittelalter  es  liebte, 
alles  Recht  und  alle  Gewalt  von  Gott  abzuleiten,  so  be- 
trachtete es  doch  die  Gewalthaber  als  Menschen,  und  sorgte 
leiehlicfa  für  menschliche  BeschrAnknngen  ihrer  Macht 

Nur  die  Verfhssung  der  christlichen  Kirche,  die  Hierarchie  ' 
des  Klerus  folgte  ganz  dem  theokratischen  Zug.  Die  weltlichen 
Ffirsten  und  Oi)ri<^keiteii  wurden  doch  auch  von  der  katho- 
lischen Kirche  oft  un  ihren  menschlichen  Ursprung  erinnert. 
Der  Grundcharakter  der  mittelalteriichen  Statsformen  in  • 
Europa  ist  eher  Aristokratie  und  Monarchie  als  Theokratie. 

Dagegen  können  die  ebenfalls  im  Mittelalter  entstande- 
nen niohauimedanischeu  Staten  eher  als  theokrutisch 
bezeichnet  werden.  Zwar  glaubt  auch  die  mohammedani- 
sche Welt  nicht  mehr,  wie  die  alten  Juden,  an  eine  un- 
mittelbare und  regeiniäszige  Gottesregierung.  Die  mosaische 
Theokratie  wart!  von  Mohammed  nicht  wiedei'hergestellt. 
Aber  der  Koran  lehrt,  das»  Gott  die  Herrschalt  gebe  wem 
er  will ,  und  betrachtet  den  menschlichen  Fürsten  an  der  ' 
Spitze  des  Stats  als  den  Statthalter  und  Lehen  träger  • 
Gottes.   In  dem  Khalifat  oder  der  idealsten  Daratellung 
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des  mohammedanisehen  StateDsystems  einigen  8ich*die  Bigeti- 

schaften  des  Oberpriesters  und  des  Oberkönigs.  Der  Khälif 
ist  Papst  und  Kaiser  zugleich.  Religion  und  Ktclit,  Theo- 
logie und  Jurisprudenz  werden  nicht  gentigeud  unterschieden. 
Die  GoltoflgelebrteD  sind  auch  Rectitsgelehrte.  Der  Islani 
tertrflgt  sieh  weit  eher  mit  der  Theokratie  als  das  Ghristeti- 
thum." 

Die  moderne  Zeit  endlich  hat  eine  offenbare  Ahneigrihg 
gegen  die  theokratische  Rtatsforrn  und  gegen  Alles,  was  au 
dieselbe  erinnert.  Ihr  Streben  ist  vielmehr  der  humanen 
Statsordmiiig  «ngewendet  Die  Beseitigang  aller  priester- 
lichen FQrstenthQmer,  mit  einsiger  Ausnahme  der  päpst- 
lidien  Landesherrschaft  im  Klrehenstat,  ist  ein  beredtes 
Zeugnisz  dieser  Zeitrichtung, welcher  auch  jene  Ausnahme' 
nicht  lange  mehr  wird  widerstehen  können. 

Die  theolcratischen  8taten  aeigen  folgende  gemeinsame 
Gharakterzttge: 

1.  Religion  und  Recht,  kirehUche  und  statliche  Institu- 
tionen und  Maximen  sind  in  ihnen  gemischte  und  zwar  in 
dem  Verhältnisz,  dasz  die  religiösen  Elemente  das  üeber- 
gewicbt  haben  über  die  politischen. 

'  2.  Das  Prineip  der  Autorität  ist  su  Übermensch- 
licher Erhabenheit  gesteigert  Alles  bargeürliche  und  Offell^ 
liehe  Leben  ist  davon  abhftngig.  Sie  ist  ihrer  Natur  nach 
absolut.  Die  Unterthanen  stehen  mit  dem  Statshaupte 
nicht  in  einem  menschlichen  Verhältnisz,  nicht  als  Söhne 
desselben  Vaterlandes,  oder  Genossen  desselben  Geschlechts 

"  üeber  einige  andere  theo k r «  t  i si rend  e  Stalen  vgl.  Bluntschli, 
Artik«!  Ideokiaiie  im  deutschen  ötata Wörterbuch,  Bd.  V,  v.  Mohl,  Jfiu- 
cydapüdie  der  SlalüwitJsenöch.  §.  4J. 

**  ßelbat  die  ViTfassuDg  von  Montenegro,  die  vor  weiiigeu  Jahren 
»oß^  io  jdeiB  Vladika  ein  kriegeritoh-iwiesterlidiea  Oberiifiapi  an  der 
iBpita«  lialle^  aeither  dureb  die  Trennung  der  prieaterlichen  W^rde 
and  4er  Jtcfienaa^iliolieit  den  übrigen  europfiiechen  Stalen  näher  ge- 
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uii*i  Vf>lk8.  Der  Herrscher  erhebt  neb  Uber  sie  in  eiue  vii- 
crreiehbare  Höhe  and  wird  ztim  alluiAchtigen  Herrn. 

8.  Soweit  diese  gOtÜicfae  Antorftit  als  abf^eschlos- 

sene  Offenbarung  einer  ö  t  tl  i  <•  den  Gese  tzif  ebu  ng^ 
sich  Vor  Zeitrn  kund  gegelien  hat,  wie  bei  den  Juden  in 
dem  HofiaiscbeD  Gesetz,  wie  bei  den  MohamiDedatiern  In 
dem  Koran,  begründet  sie  eine  feste,  aber  auch  unrerftnder- 
Uehe  Ordnung. 

Soweit  sie  dagej^en  in  den  wechselnden  Behieksalen 
des  VölkerU'htMi«»  über  die  ÜtMlnriViisj^e  des  Auj^eiil)li<'ks  cid 
scheiden,  weuu  sie  neue  Gebote  oder  Verbote  geben 
so  ^nbt  68  nur  zwei  Wege,  auf  denen  die  Stellvertreter  der 
göttlichen  Herrschaft  diesen  Willen  .erfahren  können.  Ent- 
weder es  bestehen  ftuszere  Einrichtungen,  die  daan 
dienen,  den  Willen  Gottes  zu  erkunden;  oder  man  Tertraiit 
der  innern  1  ii  <  1. 1  r «  t i o  n.  Wie  nma  tlie  erstere  auch 
uusdeuke,  ob  man  nach  Art  der  Chaldaer  in  den  Sternen 
lese,  oder  mit  den  Juden  auf  den  zündende»  Biick  der 
Sonne  warte,  ob  man  in  der  Weise  der  römischen  Auguren 
und  Haruspices  den  Flug  der  Vogel  deute  und  die  Einge> 
weide  der  Opferthiere  ])rüfe.  oder  wie  die  Hellenen  di<; 
Orakel  befrage  oder  wie  die  Germanen  die  Loose  schüttle 
und  wf  rfr',  diese  Mittel  fuhren  uufehibar  auf ■  die  Irrwege  des 
Aberglaubens  und  des  Trugs.  Der  zweite  Weg  aber  der 
innern  Inspiration  ist  um  so  mehr  der  Selbsttäuschung  aus- 
gesetzt, je  weniger  der  Mensch  die  eigenen  Creisteskrftfte 
anstrengt,  die  Gott  ihm  zur  Thätigkeit  gegeben  hat,  je  pas- 
siver er  sich  verhält  und  je  leidenschaftlicher  er  sich  der 
erwarteten  göttlichen  Strömung  hingibt 

Die  unentbehrlichen  n^euschlichen  Organe  der  s. tat- 
lichen Willensbildung  sowohl  für  die  Gesetzgebung  als 
Air  die  Regierung  sind  also  in  der  Theokratie  sehr  nnroll* 
komiiH  II  ausgel)ildet  luid  durchaus  unsicher. 

4.  üci>ermacht  des  Priesterthuui»,  das  sich  Guti 
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nAber  glaubt,  über  die  it^eltlichen  Aemter.  Wenn  die  Priester 
die  obrigkettlSchen  Rechte  uninittdbar  ausüben,  so  erscheiiit 
der  tfaeokratiachCK  Slat  at»  offeirbarer  Friestentat;  wenn 

es  neben  ihm  eine  weltliche  Obrijxkeit  gibt,  so  macht 
<li<*    priesterliche  Lt  lxiinacht   gewulmlich   im  Vorborgeiieii 
gclttiiui  und  es  ist  der  buit  em  latenter  Priesterstal. 

\u  Dft  aber  in  allem  Priesterthume  etwas  Weibliches  ist,* 
80  werden  in  dem  Priesterßtat  die  weiblichen  Elgenschafteir 
deAvmiAnnHcIten  ttl>ergeordnet  Das  männliche  Selbstgefühl 
und  die  tueiischliclH'  Freiheit  können  nicht  znr  Entwickhin«» 
gelangen.  Die  Zurueksetziuie  der  Laien  und  die  Hemmung 
ihres  Geistes  sind  vrtn  der  Priesterherrschaft  unzertrenidich. 

5.  Grausamkeit  der  Strafrechtspilege  und  Härte 
der  Strafen«  .In  der  'menschlichen  Gerechtigkeit  wird  der 
Zorn  Gottes  dargestellt;  die- freie  Regung  des  individnellen 
fJeistes  wird  als  Gottlosigkeit  \  (  !nrtheiit,  uiah  ein  <reringes 
Vergehen  wie  eine  Beleidigung  der  göttlichen  Majestät 
schwer  geahndet. 

6.  Die  ganze  Erziehung  der  Jugend  und  des  Volks 
bleibt  in  den  Händen  der  Priesterschaft  Die  Schule  nnd 
die  Bfldung  sind  völlig  dienstbar  der  kirchlichen  Leitung 
und  den  kirchlichen  Zwecken.  Alle  Wissenschaften,  Künste, 
Fertigkeiten  werden  nur  insofern  geschätzt  und  gepflegt,  als 
sie  zu  religiösen  Zwecken  nützlich  sindj  im  übrigen,  aber 
init  Misstraueu  betrachtet  und  ▼emachlässigt.  und  wenn  eine 
Gefahr  für  die  hergebrachte  religiöse  Autorität  daraus  zu 
erwachsen  scheint,  unterdrückt  und  verfolgt. 

Wissenschaft  und  Kunst  haben  keinen  Werth  für 
siel»,  sondern  uur  für  die  Religion,  sie  sind  nicht  freie 
Schöpfungen  des  Menschengeistes,  sondern  Sklavinnen  der 
Kfpvhe. 
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Siebentes  GapiteL 

11.  üemokraUsdie  Statsformen. 
h.  nie  unmlttflibM«  (alillke]  Demokratie. 

Die  Art,  wie  im  Alterihum  die  Demokratie  yerstaiideo 
wurde,  imd  wie  sie  in  der  neuem  Zeit  aufjgeftisBt  wird,  ist  • 
«ehr  ▼erschieden.  IMe  alten  Demokraten  gingen  Ton  dem 
State  aus,  und  suchten  die  Freiheit  Aller  in  der  politisch- 
gleichen Herrschaft  Aller.  Die  neuem  Demokraten  gehen 
.▼on  der  individuellen  Freiheit  der  MDzelnen  aus,  und  . 
suchen  möglichst  wenig  daron  abzugeben  an  das  Ganse, 
möglichst  wenig  zu  gehorchen.  Die  alte  Demokratie 
ferner  war  durchweg  eine  unmittelbare  Demokratie,  wenn 
auch  bald  in  absoluter  Form,  bald  ermäszigt:  die  neuere 
dagegen  ist  regeluiaszig  eine  repräsentative  Demokratie. 
Es  ist  einleuchtend,  dasz  die  erstere  nur  in  einem  kleinen 
Statsgebiete  möglich,  diese  aber  ituch  in  einem  grösseren 
Volke  und  Lande  anwendbar  ist 

Die  Griechen  vorzüglich,  in  eine  grosze  Zahl  kleiner 
S  taten  zersplittert,  suchten  und  fanden  in  der  demokratischen 
Statsform  die  Befriedigung  ihrer  politischen  Anschauungs- 
weise. Es  ist  oicbt  zu  l&ugnen,  selbst  die  alten  königlichen 
Staten  und  die  sogenannten  Aristokratien  der  GMechen  ha- 
ben, wenn  man  sie  mit  der  modernen  Monarchie  oder  mit 
der  römischen  Aristokratie  vergleicht,  ein  demokratisches 
Etwas  an  sich,  wodurch  sie  sich  von  diesen  unterscheiden.  ' 
Auch  ist  es  beachtenswerth ,  dasz  die  gröszten  Denker  unter 
den.  hellenischen  Philosophen,  obwohl  sie  die  athenische 
absolute  Demokratie  keineswegs  günstig  beurtheilten,^  doch 
das  Ideal  einer  gemäszigten  Demokratie  festhielten  und  vor- 
zugsweise die^e  Statsform  Politie  nannten. 

'  Darin  slimmen  Xenophuii,  Plalun  und  Ariüiole.lcs  zusaimuen. 
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Für  die  Einsicht  in  die  Natur  der  Demokratie  ist  kein 
dtat  lehrreicher  als  der  athenische.  Id  der  Verfassung  Athens 
erlangte  dieselbe  ihreni  oonsequentesten  Ausdruck.  In  einem 
UmfiBog  wie  nie  sdther  wieder,  ftbte  das  Volk  dort  selbst 
die  Herrschaft  ans.  Fast  alle  wichtigeren  Statsangelegen- 
heiten  wurden  in  der  Volksversammlung  (^ixxXr/fr/a) 
verhandelt,  und  diese  trat  so  häufig  beinahe  wöchentlich 
einofial  auf  dem  Harkte  öffentlich  adsammen,  wie  es  niir 
erklärbar  wird^  wenn  man  bedenkt,  dasa  die  gewöhn- 
lichen BerufegeschAfle  und  Arbeiten  rorsQglich  von  den  sahi- 
reichen Sklaven,  nicht  von  den  freien  Bürgern  betriebe» 
wurden. 

In  der  Volksversammlung  hatte  der  viejköpüge  Demos 
eine  sichtbare  Darstellung  gefunden.  Sie  war  die  Vei^i- 
gung  aller  ehrbaren  athenischen  Borger,  welehe  schon  nach 
Vollendung  des  zwanzigsten  Altersjahres  daselbst  Zutritt  und 

Stimmrecht  erhielten.  In  ihr  fühlten  sich  die  Athener  als 
die  Herren  des  St^iLs,  jeder  einzelne  als  ein  Theil  des  Öou- 
verains.  Das  charakteristische  Merkmal  der  demokru tischen 
Verfiissung,  dase  die  Mehrheit  herrsche,  und  jeder  Barger 
Antheil  an  der  obrigkeitlichen  Jfaoht  habe,  war  \aßf  völlig 
ausgebildet  Jedem  stand  es  frei ,  das  Wort  zu  ergreifeti 
und  zu  den»  Volke  zu  sprechen.  Zu  Solons  Zeil  noch  gab 
das  erfahrene  Alter  einen  Vorzug,  aber  diese,  wie  die  übri- 
gen Beschränkungen  der  demokratischen  Gleichheit,  wurden 
bald  Ittstig  gefunden  und  verworfen.  Dem  Sprecbtalent  wurde 
fi'Oier  Spielraum  eröffnet,  und  die  Gewalt  der  Rede  elc^ktri- 
sirte  und  lenkte  die  Menge  schrankenlos.  Ein  Glück  war 
CS,  wenn  grusze  StHt.sinaiiner  wie  Perikles,  als  Redner  ihr 
Ur theil  bestinnnten:  aber  hüuüger  noch  bemächtigten  sich 
schlaue  und  ehrg^ge  Demagogen  der  GemUther,  and  in- 
dem sie  es  verstanden  die  Leidenschaften  der  Versammlung 
zu  erregen  und  ihrer  Selbstsucht  zu  schmeicheln,  regierten 
sie  die  Masse  wechselseitig.    Von  dieser  groszeu  Wirkung 
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der  Rede  haben  in  dem  modernen  Stat  keine  völlig  ent- 
s[)re('ln'ii(le  Aiiscliaiunifj;;  mehr.  Sie  cr^rifl'die  Zuhörer  iiiati.«.(  n 
l»after  und  stärker  als  die  Presse  dir  zerstreuten  l.eser.  |)er, 
Eihidnick^  war  anmUtetbarer  und  lebendiger.-  Die  dtimtne 
döi  Redners',  der  Glans  der  Augen  ^  die  Qebftrden  desselben 
erhdhtto  die  Bedeutung  und  den  Naehdi«Ksk  seiner  Worten 
und  die  errecte  Stiuimunfi:  der  iMusclieiiden  inid  ihrer  Mneht 
l)Cwuszien  Meu^e  <iab  der  Verhandlung'  einen  tre\vHl(i«rereu 
Schwung.  Auch  die  mündlichen  Verhandlungen  und  Reden 
in  unaera  Parlamenten  haben  nicht  denaelt^b  Grad  Ton 
EinflasB,  theils  weil  die  Versammlungen  selbst  yiel  klefner 
Und  gewfthlterv  theils  ,weil  sie  beschrftnkter  in  ihrer 

sehen  ATaclit  sifid.  ' 

I)ie  i^eTuuiiisse  dieser  Versaunnliintien  ^^Hren  sehr  aus- 
gedehnt. Sie  uuifaszten  das  ganz<'  statsleben.  öolon  hatte 
dieselben  noch  bescbrätikt  auf  die  Wahlen  der  Magirtnite, 
die  Gontrole  der  Regierung^  und  die  Berothnng  1lbe#  ^ 
OesetJBe.  Aber  im  Geftthl  seiner  üebermacht  obersobritt  der 

von  den  Hednern  ^refnhrte  Demos  die  Schranken  der  Soloni- 
schen Vertasßunu.  Die  \'  o  1  k  s  b  esc  h  1  ii  s  >  e  ^^xpijcpt^f^iaia) 
wurden  entscheidend,  und  der  Demos  beschlosz,  wie  ein 
absoluter  De6|>ot,  was  ihm  gefiel  auch  wider  die  Qesetfee.^ 
Die  eigentliche  Gesetzgebung  stand  zwar  nicht  der  Volks- 
versammlung selbst,  somlern  den  Nomotheten  zu;  aber  auf 
die  Entscheid unii;  dieser  hatte  die  Verhandlunji:  und  Siimnnino: 
jener  einen  meistens  überwältigenden  Einllusz,  und  die  ^^o- 
motheten  waren  selber  nur!  ein  zahlreicher,  im  einzelnen 
Falle  gewählter  Ausschusz  der  Volksyersammluug.  Dagegen 
entschied  dle  VolksTersammlung  selbst  die  wichtigsten  Re^ 
gierungsgeschäfte.  Sie  öell)er  hörte  die  Gesandten  anderer 
Staten  an,  ernannte  Gesandte,  herieth  und  besLiüiiiitc  die 
Instructionen  derselben.   Sie  beschlosz  Krieg  oder  i«rieden, 

*  Vgl.  ArülUMn,  Pöt.  IV,  4,  4  n.  - 
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emannte  die  Feldh«rreo ,  regelte  den  Sold  and  sogar  die  Ai't 
der  Kriegsführung.  Das  Schickaal  der  eroberten  Stfldie  und 
Länder  wurde  Ton  ihr  normirt.  Sie  verfilmte  ttber  die  Attf- 
nahme  und  Anerkeiimuig  neuer  G(Uter.  über  die  religiösen 
Feste,  über  neue  Priesterthümer.  Sie  erflieUte  Bürgerrechte 
iMid  Brifü^en.  Ueber  den  Zustand  der  liiaaBemt^MmSSm 
mdiiim'  mid'  Ausgaben  dm*  BafwdMi  MMrtlf  ihr  in  jeder 
Prytaiil»  <bo  8R  oder  86  TÜngür  aro>  Reebensefaaft  abgelegt 
werdeu.  Von  ihr  worden  die  Steuern  auferle«»t.  die  Scliirm- 
gelder  der  Metökeu  bestimmt,  das  Müiizweseu  geordnet,  zu 
freiwilligen  Beitragen  aufgefordert.  Die  Bauten  der  Tempel 
md'OffBolUcben  Gebäude,  der  Straszen,  Mauern  n/s.  f«,  sowie 
die  wichtigen  Ausgaben  fQr  den  Schiffsbau  bedurften  ihrer 
Genehmigung^  und  die  wesentlichen  Aufträge  dafbr  gab  sie 
selber.  Sie  verwendete  (iie  Statsgelder  auch  zun»  Privatver- 
gnügen der  einzelnen  Bürger,  indem  sie  diesen  den  Besuch 
der  Theater  bezahlen  liesz.  Die  regelmässige  Strafgerichts- 
barkeit war  der  Volksrersammlung  zwar  entzogen,  aber  in 
aoszerordentlicben  Fällen,  insbesondere  wo  das  Gesetz  ein 
Verbrechen  nicht  vorgesehen  hatte,  oder  erschwerende  Um- 
stünde auszerge\\  (»hnbclie  Maszregeln  zu  rechtfertigen  schie- 
nen, wurden  auch  Criminalklugen  vor  derselben  verhandelt 
und  von  ihr  die  Strafe  bestimmt,  oft  auch  das  Schuldig 
ausgesprochen.  Die  Entartung,  welche  rasch  auf  die  BlOthe^ 
*  zeit  der  Demokratie  folgte,  begünstigte  die  Hiszbräuche  dieser 
Volksjustiz. 

In  der  Volksversammlung  hatte  die  Mehrheit  der  an- 
wesenden Bürger  den  Entscheid.  Aber  selbst  in  Athen,  wo 
die  geistige  Bildung  auch  ,der  untern  Schichten  der  freien 
Btkrger  höher  stand,  als  seither  in  irgend  einem  Lande^  unter 
einem  Volke,  welches  die  Tragödien  von  Aeschjlos  und 
Sophokles  zu  würdigen  wuszte,  vor  welchem  die  Reden  des 
Demosthenes  gehalten  wurden,  selbst  in  Athen,  wo  durch 
Handel  und  Herrschaft  sich  grosze  ReichthUmer  aufhäuften 
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und  reichlicber  Verdienst  Jede  Arbeit  lohnte,  war  die  Mehr- 
heit uofiüiig,  den  Verlockiiiigeii  der  Demagogen  so  wider^ 
Atehen,  and  ungeneigt  ^  eine  geretiite  Hemebeft  »n  ttben;' 

Die  Mindorlicit  (l«'r  (^llerfn  und  der  reicluM-eii  Hiirf!;ei*  tiTjrde 
auch  von  dieser  Mehrheit  gedrückt  und  nds/Jmndelt ,  und 
Xenophon  konnte  ee,  im  Hinbliclc  auf  «eine  Vatentadl 
Athen,  a]8i  eine  nothwendige  OonfleqnenK  der  Demokratie 
erkliren,  „dao  :in  ih^  das  Lops  deV  Schlechten  bess^  sei 
als  das  der  Guten.*'  o 

Die  Allmacht  der  Volksversanin  inn^  sollte  frcilieli  imt-h 
t]vr  Solouischen  Verfiissun«/  dureh  den  liath  zum  Tlieil  be- 
acbritnkt,  cum  Theil  geitütet  werden.  Den  Rath  seiber  hatte 
8c(\on  auf  die  aristokratiBche  Ordnung  des  Volkes  nach  den 
Tier  StAmmen  basirt,  und  indem  er  die  Bürger  je  naöh  ihrem 
Vermögen  in  vier  Classen  iheilte.  und  den  oberen'  und 
reieheren  Clas-en  scliwerere  Pflichten  und  l)()here  Hechte  im 
ytate  anwies,  auch  dem  Vermufje?)  und  der  Bildung  im itathe 
das  Uebergewieht  über  die  niedere  Menge  su  sichern  gatadHd 
Allein  auch  den  Rath  nahm  seit  Etisthenes  (510  r.  Chr.)  ^ 
Menge  ganz  und  gar  ftir  sich  in  Anspruch.  Der  Rath  der 
500  war  selber  eine  kleine  Volksversammlung,  ohne  Rück- 
sicht auf  Vermögen  und  Bildung  aus  der  gleichen  Menge 
der  Bürger  hervorgegangen,  nicht  einmal  durch  die  Wahl 
auserlesen,  sondern  durch  das  Loos  zusammengewürfelt,  und 
eben  so  durch  das  Loos  in  zehn  Bnreaux  (Prytanien)  von 
je  50  Rftthen  vertheilt,  welche  alle  36  Tage  in  der  Leitung 
der  Geschäfte  wechselten.  Von  einer  selbständigen  Autorität 
eines  derartigen  Käthes  der  Menge  gegenüber,  aus  welcher 

3  Xenophon  über  den  8tat  der  Athener.  I.  1.  Ebenda  (D.  19.)  v^r- 
eidiert  er,  „daa  Volk  d<;r  Athener  wiese  recht  wohl  tu  unterecheideii  swiseheii 
gttteii  und  sehleebten  Bttrgern,  Aber  ee  siehe  die  Sehlechten  vor,  die  ihm 
ra  Willen  eden  and  haste  die  Qnten;  denn  es  sei  fiberseiigt,  dasz  die 
Tagend  Binselner  nicht  znm  Wohl  der  Menge,  sondern  zu  ihrem  Schaden 
in  der  Welt  sei,  und  ihnen  Hege  nichts  daran,  dasz  der  Stat  wohlgeordnet 
sei,  sondern  daran  nur,  dasz  die  Men|;e  frei  and  Herrscher  sei.**  (I.  ö.) 
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et  wib  <ier  auf  die  Hobe  getriebene  Schaum  des  Cliunipag^- 
nefs  wechselnd  emporstieg,  und  in  welcher  er  wieder  naeh 
Iraner  Frtet  sich  aaflOste,  konnte  keine  Rede  m^hr  sein. 
Sr  dienle  blosz  daaa,  die  Äussere  Besorgung  und  Binl^tung 

der  Geschäfte  der  Menge  zu  erleichtern,  und  die  Selbstregie- 
rui:^  dieser  möglich  zu  machen. 

Die  Archonteo,  in  älterer  Zeit  hohe  Magistrate,  ar- 
sprünfUch  Etipatriden,' nach  der  fiolonischen  Verfassanffr  uns 
der  Ciasse  der  Reichsien  (der  Pentakosiomedunnen)  gewählt, 
wurden^  als  einmal  die  Demokratie  zu  freier  Entfaltung  ge- 
langt war,  durch  das  Loos  bestellt,  zu  \\  elchem  jeder  Bürger 
nun,  ohne  dasz  ferner  auf  Geburt  oder  Vermögen  oder  Bil- 
dung geaditet  wurde,  zugelassen  wurde,  und  sanken  herab 
KU  blossen  Dienern  des  Demos  und  machHoeen  Vorsitiem 
der  sahlreieheo  Gerichtshöfe.  Diese  selber  waren  wieder 
ganz  demokratisch  bestellt,  und  wiederum  eine  Art  von 
Volksversamuilung.  Nicht  weniger  als  6000  Geschworne 
nahmen  an  den  Gerichtsverhandlungen  Theil,  und  je  nach 
der  Wichtigkeit  der  Processe  urtheilteu  Hunderte  oder  .Tatt» 
sende  von  Gescbworenen.  -Die  Sucht  der  Massen,  an  dem 
Solde  und  an  der  Autorität  der  Richter  Thdl  zn  nehmen^ 
von  Ari  Stephan  es  in  den  Wespen  gegeiszelt,  ward  zu 
einer  chronischen  Krankheit  Athens,  und  auf  diesem  Boden 
ging  das  schändliche  Gewerbe  der  Sykophanten  wuchernd 
auC  Derlei  Volksgerichte  betrachteten  sic|i  mehr  als  Be- 
sehOtaer  und  FOrderer  der  Volkshcrrschaft,  und  kümmerten 
sich  mehr  um  politische  Parteikämpfe  und  Parteiinteressen, 
als  um  die  Handhabung  des  unparteiischen  Rechts.  Sie 
wurden  so  zu  dem  Tummelplatze  der  üü'entlicheii  und  Pri- 
vatleidenschaften  ^  die  Bestechlichkeit  der  Sjkophanten  und 
der  Richter  selbst  nahm  überhand,  und  in  Form  Rechtens 
wurde  die  ftusserste  Willkür  und  Despotie  der  Menge  geübt  ^ 

•  Ueber  die  Veilassuug  Athens  ist  vorzuglich  das  treffliche  Buch  von 
K.  Fr.  Herr  in  an  II.  Griech.  Stataalterthümer ,  zu  yei'gleicheu. 
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.  BearUiellnng  der  unmitteHMireo  Oenokmtie. 

In  der  begabteo  Natur  der  Athener  und  in  der  glänzen- 
den OetcMchl»  ihrer  Stadt  spiegeln  sich  die  fiigenthOmlieh» 
keltoR,  die  Vorsage  und  Gebreclien  der  unmittelbaren  De» 
mokmlie  für  alle  Zeiten  ab. 

Die  Demokratie  liebt  die  Freiheit  mehr  als  die  Auto- 
rität Die  Freiheitoliebe  der  Athener  liat  vornehmlich  die 
reiche  Entfaltnng  der  ewig>jiingen  und  ewig'^chönen  Werke 
in  Kunst  und  WiMoaebaft  berrorgebraeht,  welche  die  Be- 
wunderung der  Nachwelt  erbAlt  und  yerdieni  Aber  die 
demokratische  Freiheit  Aller  wird  zugleich  als  Herrschaft 
der  Mehrheit  verstanden.  Die  Bürgerschaft  will  in 
'Person,  d.  h.  durch  grosze  Volksversammlungen  den  Stat 
fegieneii.  Diese  hinwieder  sind  nur  möglich  in  kleinen  8ta- 
teil,  und  bei  einem  Volke,  welches  Müsse  hat  sich  mit  Stets- 
gesebäHen  regelmäszig  bu  befessen,  also  nur  unter  der- Vor- 
aussetzung, dasz  entweder  die  Lebeiisverhältnisse  iles  Volkes 
äuszerst  einfach  und  die  Statsgesclmfte  gering  siful ,  wieder- 
gleichen etwa  in  den  Gemeinden  abgeschlassener  Bergthftier 
TCtfkommt,  oder  dasa  die  Masse  der  taglichen  Arbeit  von 
Personen  besorgt  wird^  welche  nicht  'zur  Bürgerschaft  ge- 
hAren.  Bei  einem  gebildeten  Volke  Ist  daher  die  reine  De- 
ini)kratic  Aller  immer  eine  Unwahrheit,  indem  ihre  Existenz 
eine  dienende,  unfreie  Bevölkerung  voraussetzt. 

In  diesen  groszen  Volksversammlungen  aber  entwickelt 
sich  leicht  ein  Gefühl  von  unbeschränkter  Macht,  welches 
hinwieder  das  Volk  zu  Miszgrlffen  jeder  Art  verleitet,  und 
leicht  launische  Willkür  an  die  Stelle  des  Rechtes  setzt 
Der  Einzelne  frtr  sich  ein  ehrbarer  und  besonnener  Mann, 
wird  in  der  Versammlung  als  unbemerktes  Glied  einer  zahl- 
reichen und'  imposanten  Menge  von  dem  Geiste  und  den 
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Leidenschaften  der  Masse  eri^rifTer,  und  zu  Willensäiisze- 
ningen  fortgerissen,  die  er  kurz  vorher  noch  des  bestimm- 
testen verworfen  hat.  Ist  einmal  durch  die  Redner,  welche, 
um  Eindruck  zu  machen,  genöthigt  sind  auch  die  Saiten  der 
Volksleidenschaften  anzuspielen,  die  Stimmung  der  Menge 
wie  ein  brausender  Strom  in  Bewegung  gesetzt,  so  hält 
selbst  die  Scham  das  Volk  nicht  zurück,  alle  widerstreben- 
den Schranken  zu  dur(  hl)rechen  und  niaszlos  zu  überfluthen. ' 

Soll  die  reine  Demokratie  daher  eine  gute  Verfassung 
sein,  so  musz  die  Bürgerschaft  in  ihrer  Mehrheit  politisch 
fähig  und  tüchtig,  d.  h.  die  Einsicht  der  Menge  musz 
ausgezeichnet  und  ihr  Charakter  vortreflFlich  sein.  Es  ist 
aber  immerhin  eine  sehr  bedenkliche  Erfahrung  für  diese 
Statsform,  dasz  selbst  in  Athen,  unter  einem  geistig  so  hoch- 
gebildeten Volke,  dessen  Charakter  sich  vorzüglich  im  Un- 
glück und  in  der  Gefahr  grosz  zeigte,  somit  eine  ausgezeich- 
nete Anlage  hatte,  die  reine  Demokratie  sich  nur  während 
ganz  kurzer  Zeit  vor  der  Entartung  und  dem  Verfall  be- 
wahrte. Ja  selbst  in  der  Periode  ihrer  höchsten  Blüthe  imd 
Herrlichkeit  beruhte  ihre  Grösze  vornehmlich  darauf,  dasz 
das  Volk  nicht  seinen  Willen  selber  bestimmte,  sondern 
der  Autorität  und  Leitung  eines  groszen  Statsmannes  völlig 
vertraute,    dasz    Einer   die   Menge    factisch  beherrschte. 

*  Edm.  Kurke  spricht  das  schön  ans:  „Wo  die  Autorität  dos  Volkes 
absolut  und  unbeschränkt  ist,  da  hat  das  Volk  auch  ein  unendlich  grö- 
szeres,  weil  ein  besser  gegründetes  Vertrauen  auf  seine  Macht.  Es  ist 
selbst,  bei  groszen  Maszregeln,  sein  eigenes  Werkzeug,  während  der 
Fürst  ohne  die  Hülfe  Anderer  nichts  thun  kann.  Es  ist  dem  Gegenstande 
seiner  Herrschaft  näher.  Daher  steht  es  weniger  unter  der  Verantwort- 
lichkeit jener  groszen  controiirenden  Macht  auf  Erden,  dem  Urtheil  des 
guten  Rufes  und  der  Ehre.  Die  Furcht  vor  der  Schande ,  an  welcher 
jedes  Individuam ,  wenn  es  eich  um  öffentliche  Dinge  handelt,  Theil  hat, 
ist  für  das  Volk  nur  gering,  indem  die  Selbständigkeit  der  öffentlichen 
Meinung  in  einem  umgekehrten  Verhältiiisz  zu  der  Zahl  derer  steht, 
welche  die  Macht  miszbrnuchen.  Eine  vollendete  Demokratie  ist  daher 
das  schamloseste  Ding  auf  der  Welt." 


Achtet  Capild.  BiMlIiriliny  der  «Doiittelteivn  Demokratie.  807. 
Thokydidet'  sagt'  von  den  Zeiten  des  Perfkles:  »Den  Worten 

war  der  Stnt  uiUer  der  Herrschaft  des  Ersten  Mannes.*^^  • 

Die  Tiitroinl  der  Meiii;e,  wenn  sie  den  l»t'raiis(  IhmmUmi 
Wein  der  Macht  gotruukeu,  hält  nicht  Stand.  80  Um^ra  nucli 
«lie>  retigkise  8etia»>^ier^er^MMohkis^  Qoitei^ lebendig  »l 

8f#'hr'*Miffti^Mi»'lig)K  iiMl^di9iAebftWig''^'Heffkr'#^e^^ 

neu  Autorifsit  der  IJesteii  wnitet,  so  hinge  allerdin^  kilfitl 
auch  die  demokratische  Form  der  Herrschaft  bestehen,  und 
es  ist  niobt  zu  verkennen ,  dns;z  da  im  auch  die  Masse  der 
ItidividüeB •  «des.  demokitiliseben  Volkes  >  durch  die-  Besc^^it 
giN^;  mH  de»  iöffentli^beiiv  AngelegenhtiUeti  ^ g«lkibei»j^iiifl» 
nnd  sieb*  veröden  Bttrgenr  ander4er  Bteten  dtiteb  dniHPtfiibere 
und  selbstbew  us/ler(?  EidwieUInn^i  ihr«  i-  Anlaucn  auszeichnet. 
.U'der  Kinzeliie  muaz,  weil  er  Tlieil  an  der  y;enieinsainen 
Herrsehait  bftt^  seine  Blicke  Uber  die  enge  (träase  »mm 
fittmfes  hinaus  riehten,  er.  wifd  rerfcraütor  mit  den  fKüMri 
Geseüien  der  Geschtebte,  und  dem  O^sammtleb^  der  VOike^» 
Seine  politischen  Fähigkeiten  werden  ansgebildeter,!  sente 
Kräfte  iresteip-ert .  und  im  Verkehr  mit  denselben  Classen 
anders  reu;ierler  Vtdker  zeiji^t  er  sich  in  manchen  Dingen 
diesen  Uberlegen.  Aber  bald  läszt  jene  Scheu  und  Achtung 
nach^  und  es  nimmt  lugleicb,  da  die  wohlthätige  Zweibeit 
det  andern  Stotsronnen,  d^  Regent  und  die  Regierten,  biei* 
fehlt,  das  (iefiihl  einer  änszcrlich  nicht  beschränkten  Macht 
und  der  Miszbranch  derselben  übeiliand.  Dann  kommen  die 
schlechten  Eigenschaften  in  der  Masse  zu  zügelloser  Ent- 
faltungy  und  gerade  die  bessere  nnd  ediere  iiinderbeit^  dstven 
Dasein  ^on  die  niedrig^  Menge  wie  einen  Vörwyrf  Mt^ 
det;  und  wie  einen  Protest  g:egen  ihre  Hen-schaft  betrachtet, 
wird  nun  beneidet,  uehaszt  und  unterdrückt,  üebermuth, 


Digitized  by  Google 


308  YmtB  Bodi.  Die  aMMamtn. , 


f^unenhafUgkeit,  MaMkingkeit^  die  Sucht  zu  häufiger 'luid 
etiler  Neuerung^  Willkttr,  Rofaheit  wuehern  in  dem  Demoe 
empor,  und  je  ^<eniger  er  in  Wahrik^  eich  eelbii  behelTBClrt^ 

desto  drückender  wird  seine  Herrschaft  über  andere.  Ed 
bilden  sich  Parteien,  in  welchen  der  Hasz  gegen  einander 
gtärker  ist  als  die  Liebe  zu  dem  geofieinsamen  Vaterlande, 
Qiid  welche  dieses  -zerAeiscben)  indem  sie  einander  «uf  Tod 
and  Leiben  bekftmpfeti.  Der  Stal  yerilllH  in  weehselodie 
Schwankungen  voller  Unsicherheit  lind  Gefohr^  und  geht  in 
dem  Uebermasz  der  Hewegliclikeit  zu  Grunde.  So  war  die 
Blüthezeit  der  athenischen  Demokratie  zwar  Uberaus  glän- 
zend, aber  sehr  kurz,  und  ein  langer  Verfall ,  von  dem  sich 
der  8Mbat  nichi  wieder  erholte,  folgte  ihr.  auf  dem  Fust«  naeb.^ 
Eine  charakteristische  Eigenschaft  jeder  Dmnoktatie  Ist 
die  Vorliebe  fbr  das  Princip  der  Gleichheit  In  Athen 
*  wurde  die  politisclie  Gleichlieit  der  Hürger  in  ihrer  Einsei- 
tigkeit so  consequent  ausgebildet,  wie  in  den  neueren  Demo- 
kratien nirgends  mehr.  Wo  es  irgend  möglich  schien,  ban- 
delte die  Masse  der  gleichen  Bürger  .selbst,  denn  die  Ileprft<^ 
sentation  durch  ^nzelne  Auserwfthlte  begründet  schon  dne|i 
Vorzug  und  Vorrang  dieser.  Wo  aber  dennoch  ^einzelne 
Beamte  oder  Käthe  bestellt  werden  nuiszten,  da  zon;en  die 
•  Athener  in  der  Regel  der  unterscheidenden  und  die  tur  besser 
geachteten  M&nner  aussondernden  Wahl  das  blinde  Löos 
Yor,  welches  unbekQmmert  um  die  höhere  Einsicht  und  Tu- 
gend Einzelner  in  die  gleiche  Masse  greift  und  bald  diesen 
bald  jenen  hervorzieht,  und  damit  nicht  etwa  der  Vorzug 
des  Amtes,  wenn  es  andaure^  doch  wieder  die  Beamten 
über  die  Menge  erhebe,  begegneten  sie  dieser  Gefahr  durch 
häufigen  Wechsel  der  geloosten  Wurdetröger.  ^    Schon  die 

*  Die  Glanzperiode  beginnt  mit  Kliathenes  510  v,  Chr..«  weldier  lii- 
erst die  reine  Detnukratie  einführte^  und  endigt  schon  mit  dem  Tode  des 
Ferikles         hat  also  nur  etwa  82  Jahre  gedftaert. 

*  Vgl.  Ariatot.  Pol.  VI.  1,  8.  , 
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knifisclu'M  Gniiidsatze  der  niriclihcit  aller  l^Hrper  zuwider; 
t'nsclieiut  dieselbe  unentbehrlich  nntl  umvlm  ineidiich ,  si»  soll 
daher  dieae  Ai^^  der  Ungleichheit  diircii  das  Loos  und  deQ 

D«liol«««e  bltfblil^M  4^^^ 
Zahl.    Ihf  Ansdrnck  'Ht  Pflicht:  „Jedem  nach  seinen 

Ve rl)  ü  1 1  II  i .s s e  n sonderfi :  .Einer  wie  der  jnidere.'** 
Kine  andere  Consequeuz  dieser  demokratischen  Heclits- 
gÜBhshheit  ist  d«  OsUrmci^iti  u«,  bei  den  Griecben  in  offener, 

Demokraten  nicht  fonnel  anerkannt,  aber  von  Zellf  kirflÄ^ 

thatsftclilirh ,  nnd  dann  zuweilen  aoch  in  schmählicher  Weise 
<r('iibt.  Jede  Verfassnn«:!:  nius/.  wenn  sie  bestehen  soll,  die 
mit  ilurem  Hesfand  nnverträglichen  Elemente  ausstoszen 
können.  Insofern  i8ttdie.|ilsMi«^jtaac)knUie  nicht  zu  tadeln, 
wenn  sie  einselne  BOiger,  '^Welche  durch  ihre  persOnlid^ 
UeberlegenheiC  dfi^  aiTgeroeine  (^leicfilieit  ge^hrden,  ver- 
bannt, wie  die  Atliener  ihre  ertten  Männer  nnd  Wuhltbater 
verwiesen  haben.  Aber  es  ist  ei?i  bedenkliclies  Zenjaiiisz  t'iir 
den  Werth  der  demokratischen  Statsforni,  datiz  sie  eher  noch 
die  Schiechtigkett  der  Massen,  als  die  henrorragende  Grösee 
einzelner  Individuen  ertrügt.  ' 

^Fassen  wir  das  Resultat  dieser  Untersuchung  zusammen. 
Die  nnmittelbare  Demokratie,  wie  sie  vorziiglich  in  den 
griechischen  Staten  erschienen  ist,  ist  eine  zunächst  mir  für 
kleine,  und  vorzüglich  für  einfache  und  gteichmäszig  in  alter 
fW>mmer  Sitte  verharrende,  Ackerbau  oder  Yiehzucht  trei* 
bende  Völkerschaften  geeignete,*  fQr  höhere  Oulturvölker 

•  Aristoteles  bezeiclmet  den  Gegensatz  Pol.  V.  1,  7.  und  VI.  1,6. 
nTu  iöov  /.ar'  äft\}ii6r  aXXa  ^lij  xar  ct^tav." 

*  Ariatotetes  9ol  71,%'!  ft  fttkrt  dieaen  Ged^kan,  welcher  In 
ChrieehenUnd  ^on  und  apftter  ia  der  Schweis  durch  die  ErlUuiiiig^ 
bewährt  wnrde,  nfther  aua. 
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und  reichere  Lebensrerh&ltuiMe  aber  momenteii  zwar  an- 
regende,  aber  in  kui-eem  v^erblicbe  und  ungenügende 

Statsforni.  Unter  der  oistern  Vorau8setziin<<  ersc  lieint  sie 
sowohl  natürlicher  als  gemäszigter,  uiittr  der  letzteren  da- 
gegen zur  Uebertreibnng  und  Schrankenlosigkeit  geneigt- 
Die  Freiheit^  welche  sie- Terspricht,  wird  dann  leidii  x|i!«»> 
gerechter  Bedrückung  gerade  der  edleren  Elemente,  und  sni 
roher  Herrschsucht  und  Zt)fet1osigkeit  der  Menge,  und  die 
Gleichheit,  auf  welcher  sie  beruht,  ist,  sobald  das  entwickel- 
tere Leben  seine  Gegensätze  und  Unterschiede  iiervorge- 
bracht  hat,  eine  augenläUige  Lüge  und  das  entschiedenste 
Unrecht^ 


Neuntes  GapiteL 

B.  Uic  repräsentati\e  (muiierne)  Deuiokratie. 

Die  unmittelbare  Demokratie  hat  sich  nur  ganc 
Husnahmsweise  auch  in  der  modernen  Welt  erhalten,  unter 

besonders  günstigen  Verhältnissen,  und  überdem  in  Vergleich 
mit  der  athenischen  Form  sehr  gemaszigt  und  gemildert  j  so 
vorzüglich  in  den  Bergkantonen  der  Schweiz,,  wo  noch  all- 
jlihrlich  die  Landsgenieinde  aller  freien  Männer  ^usaairaen- 
tritt,  und  die  obersten  Aemter  und  Würden  der  schlichten 

i  ' 

Republik  gewöhnlich  aus  den  angesehensten  Familieti  des  - 
Landes,  durch  jubehides  Hundinehr  l)csetzt,  und  die  Gesetze 
sanctionirtv  ^  f^"  den  Rathen  vorbereitet  sind.  Diese  ein- 
fachen, von  der  Strömung  des  europäischen  Lebens  Iiis  auf 
unsere  Zeit  wenig  berührten  Demokratien  sind  in  der  That 
durch  ihr  mehr  als  fbnfhundertjähriges  Älter,  <jurch  eine  an 

'  Sehr  wahr  sagt  Cicero-  de  Ref».  1. 7ß:  „Qnuni  omnia  per  popnlnm 
gernntur  quainvi»  justum  alq'ne  mOderatnio ,  tarnen  affMobtltfiif  est  wiqita, 
quum  habeat  nuUot  graäit»  digmlafü," 
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• 

«liiii|li6heo  Zügen  reiehe,  nur  seUen  doreh  Gewalltha^n  be- 
Ikobfe  Q«8cbicbli&  andt  ^urch  jdi»>BeWabriitig  aüblichter  BiUes 

mKl  '*eine8  friedlichen  und  ^Uicklichen  Daseins  ehrwürdig. 
Aber  selbst  da  isf  in  neuerer  Zeil  die  Hielihinir.  diese  l)e- 
ü^ukratie  iu  eine  rej>rHsen  tati  ve  unizuwandeJu,  einge- 
Mblageii  worflen^  «od  diaDemokratieo  der  llbrigeii:dchwr^t- 
serisohen  EaolODJ»,  7«rie  die  der  VereiBigJen  JBltaieu 
TOD  Nordamerika  haben  alle  einen  repräsentat»ren  Oba^ 
rakter.  Wo  heut  zu  Tage  demokrativsche  Parteien  sieh  regen,  , 
streben  sie  tust  iiberall  der  repräsentatix cn  Form  der  Demo- 
knUie  ulä.  ihrem  Ideale  nach.  Aneii  dns  deinokratiseli  be- 
wegte Frankreieb  der  Jahre  1793  und  184S  haUe  dieee 
Verfassung  gewfthlt  Man>  darf  daher  wohl  die  t^pt&B^or 
latrv'e  Demokratie  fllr  die  moderne  Form  dieser  Art /des 

Ötates  erklären.         •  .         •  ,  , 

1.  Die  naxleriie  Demokratie  hat  (hirehweg  eine  brei- 
tere Grundlage  als  die  antike^  gerade  deszhalb  aber  auch 
mehrere  Stufen  der  Ausübung  poiitispher  Rechte/.  Der 
vierte  Stand  war  im  A|ierthum  gew<)hnlieh  eine  Sklarai- 
bevölkerung,  in  neuerer  Zeit  aber  wird  auch  er  .sn  dem 
deninki  jiiiselien  Vtdke  gerechnet.  Ans  gleieiieni  Gh'onde  kann 
aneh  nnnioglich  jeder  IVir  gleich  fällig  angesehen  werden, 
die  Statsgesehäfte  zu  besorgen;  und  wenn  auch  allen  Bür- 
gern-aller  C lassen  in  der  repräsentativen  Demokratie  der 
Zutritt  zu  den  Wttrdeu  und  Aemtern  des  States  eröfbet 
wird,  80  ist  doch  das  Loos  als  ein  Mittel  die  Einzelnen  zu 
Win-deträgern  und  l>eaniten  zu  bezeichnen,  uberall  ver- 
worleuj  und  die  aristokratische  Form  der  Wahl  all- 
gemein Angeführt  worden.  Ich  sage,  nech  dem  Vorbild  der 
Alten,  mit  Absicht:  die  „aristokratische*'  Form  der  Wahl, 
denn  sie  setzt  die  Unterscheidung  und  den  Vorzug  der  Bessern 
und  P^äliigern  vor  der  Menge,  d.  h.  die  üngleiehheit  voraus. 
Es  ist  somit  die  repräsentative  Demokratie  immer  ermäszigt 
^urch  das  aristokratische  Klement  einer  auser wählten 
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M iilderbeit,  durch  eine  Wablaristokratie,  <  weiche 
mwwe  das  Volk  als  das  höhere  and  herrseheude  aaerkeiml, 
aber  in  der  Btegel  doeb  in  dessen.  Namen  Uber  die  Mei^ 

die  Herrschaft  atisflbt. 

Eine  andere  Aristokratie  dagegen,  als  diese  durch  wech- 
selnde Wahlen  aus  dem  gleichberechtigten  Volke  hervor* 
geaogene  Minderbeil,  wird  in  keinem  dieser  Stateii  hiehr 
aooerkannt  Die  Patrieiäte  in  den  sehweiserischen 
Kantonen  Berny  Fr^iburg,  Solothtirn  »nd  Luaern, 
welche  in  den  letzten  Jahrhunderten  einen  abgeschlossenen 
lind  erblichen  Herrscliei-stund  bildeten,  sind  seit  der  helveti- 
schen Revolution  von  1798  ihrer  Vorrechte,  entkleidet  und 
aalgelöst  worden.  Den  6tadtbttrgern^  we)ebe  in  andern 
Kf^nlonen,  iu  ZOricb,  BaaeK  Sebaf f bansen 'Mherbin 
ebenso  als  abgeschlossene  Corporation  die  soareminen  Recbte 
der  Städte  über  die  groszentheils  erkauften  Herrschatlen  und 
Municipaistädte  der  Landschaften  ausiibton .  sind  v(*n  deui 
nämlichen  Zeitpunkte  an  die  Land  b  ürg  er  als  gleich- 
berechiigte  StalsbQrger  mt  Seite  getreten.  Diese  beideriei 
Evoltttioncn  waren  dnrcb  veränderte  VerblUtnisae  nieht  min- 
der  als  dnreh  verftnderto  Reehtsbegriflfe  gereohtfertigt. 

In  Nordamerika  hatten  scliou  die  ersten  europäischen 
Pflanzungen  einen  demokratischen  Charakter.  Die  wenigen 
ver^nzelten. Individuen,  welche  zum  englischen  Adel  gehör- 
teoTv  kamen  nicht  in  Beteaeht  neben  der  liasfi^e  der  bOrger- 
liehen  und  bä^erüeben. Einwanderer,  welche  sich  in  den 
weiten  Ländern  niederlieszen  und  Eigenthum  erwarben.  Eine 
demokratische  Gemeindeverfassung  und  Gemeindefreiheit  war 
die  Grundlage  der  politischen  Inslitutioner^  der  neuen  Staten. 

*  Vgl.  K.  S.  Zaeliariä  XL  Bücher  vom  State.  Buch       Abth*  3. 

*  Medistiousacte  von  1803.  \X.  3:  „II  ii'y  a  pltw  en  Snisw  ai 

pays  Sujets,  ni  privil^es  de  lieux  ,  de  nai?saiipe,  de  (jersonnes  ou  de 
familles."  Bliintsehli  schweizei'iMhes  BuDdesrecbt  l.  S.  474.  Bimdea- 
verf.  von  1848.  §.  4.  . 
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üur  4fi  d«D  tOdlieliMi.  CbkMuen  ward  dnnk  die  Einlialwinig 
für  Ne^er  ti«'Oegeniitfafr-dcr  IWwiiwir  ibii||iniii^  ÜHi  9km 

als  Sklaven  vfui  hII«mi  {»»»litisiliiMi  Rechten  Ittispeschlossen. 
Die  ( Jeu«'ii^ai/f  <lrs  liciclit liuiiib  uii(i  der  Aniiutli,  der  Hildiiiit^ 
wui  iiw  Liubiiiiuug  wurden  in  der  Folge  freiiieli  aiieii  sieht- 

dar >VerliAknis8e<  blieb  M»bei>  «m  verlierrseheBiler  OharaMü^ 

au^  des  Volks.  Indessen  legeten  die  reinsten  RepuMikaner 
Wie  Vy'u^liingtfiii  fortwährend  eiuen  hoben  Werth  uut'  die 
Ktgeneehafteu^  eiiia»GeoMe«aailt  wenn  es  sieh  um  Hesetzung 
det  Aemtehanddte^  Und  nehmeu  io  flM^aelie.  Bttek<ioh»n«f 
die  BttlDrKcben  anstokreüeolieii  laemMite  der  widtoywiffelii 
In  dem  demokrafcischeo  Frankr^leh  '  heÜBB  sowohl 

die  V(tii  Alters  h(.'r  iilM'rlieterten .  uls  die  neu  entsliiiideuen 
aristukratischeu  Bestundthelle  und  Rildungen  der  Nation  dei^ 
Heese  der  Revolulion  uucl  ^eir  in  den  SUteo  weniger  al^  in 
den  Begiri^eii  dee  fraiiBösiaebeft  Velkeft  allfewmltigeaijCWeiir 
heitsidee  weicben  mttaeea.  .     .^-^i^  ^  k 

2.  Einzelne  wichtige  Dinge  werden  indessen  auch  in 
der  repräsentativen  Demokratie  ^eutdinlieh  nicht  an  die 
Repräsentanten  des  Volkes  übertrugen^  sunderu  Ldeil>en  der 
uumitteibaren  Tbätigkeit  der  Bürgerschaft  selbst 
vorbehalten.   Dahin  gehören: 

.  i)  die  Abstimmung  über  Verfaa^ungsgesetse.  in 
<Jer  Schweiz  ist  der  (irnndsaiz,  dasz  Verfassungsgesetae  der 
Zustininiuiif^  der  Alelirlieit  aller  Rür^^er  hediuien,  seil  dem 
Jahr  \H'M)  ziendich  allgemein  anerkannt,  wobei  übrigens 
naob  der  richügen  Rechnung  die  Bürger,  welche  «icb  d«r  * 
Abstimmung  enthalten,  nicht  gezählt  werden.  ^    In  den 

/  IbfiMVtfo  de- dimoorette  en  AmMqMk  toBi.  L  . 
*  Yerfamnig  von  Z« rieh  $.  93:  „Wird  der  VbneliJag  (einer  Vcrl^ 
Mingiincteriing  nach  wiederholter  Beretlinng  durch  den-  grofMeo  Reih)  ^mtr 
genommen,  eo  ist  dee  dieesfiUlige  Geiets  noch  der  gceemmtwi  Bflrf  ewnlipt 
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nordamerikaiiisohen  RepubUkeii  dagegen  kommt. anstatt 
der  A^fltkmlMng  >  durci»  ^iia^  ganse  ^ttrgersebalk ,  •  ntaak 
wittiUBg  AiPdi  flM  zu  diesem  Beba£gew4tütey  bütmätm 

■''^  2)  zuweilen  iiiich  die  Ahstitiiiiiniiir  iil»er  aiitlere  (-re- 
setze, entweder  in  der  positiven  Form  der  Sanctiun, 
vfi  dasz  tiiesellx'n  er<?t  dnrdli.  die  Annahme  vob  tieite  der 
JMirfevMhail-ätlUigkei«  eFlaD^ny  ader,  in  der  negotii meti 
Foptn  des  ¥eto,  00  dass  der  Bttrgmchaft  die  Befitigiiisz 
•teKl»^  den  •▼oti  dena  repräsentativen  Körper  besehlöftBeniaii 
(xesetzen  durch  ilire  Kinsprache  die  (iidtiukeit  zu  viM-sniren. 
Wo  die  letztere  Foi'm  '^ili,  (hi  wej-deu  nur  die  verneiweudeii 
Bürger  üezähU,  und  ist  das  Gesets  verworfen,  wenn  ihre 
liAhl  ^die  fiAlfte  der  Gesainmtbürgerschaffc  ä  Versteigt.  :)  Nach 
der  ersteren  Form  werden  nur  die  abstimmenden  'fittrger 
pfereehnet,  und  die  Mehrheit  derselben  bestimmt  die  Annaiime 
oder  die  ^'er^^"erl'^u^2.  Heide  Instisiute  sind  der  reinen  De- 
mokratie eiiUehnt.  liride  haben  <l;iher  uiicli  i'ur  die  den 
Massen  weniger  verstäudiichen  Bedürfnisse  einer  böhent 
Ooltor  ihre  •Gefahren,'  und  geben  leicht  zu  Agitationen  der 
Menge  Veranlassung.  Sie  werden  in  einzelnen  Reprftsen«- 
tativdemokratien  der  Schweiz  geübt. 

3)  Die  Wahlen  der  Mitglieder  des  ^n  setzgebend en 
Körpers.  Meistens  ist  bei  diesen  Wahlen  das,  mathemati- 
aohe  Princip  gleicher  Wahlkreise  und  der  blosaen  Kopfzahl ' 
der  Wahlart  zu  Grunde  gelegt,  seltener  organische  Gliede- 
rungen,  wie  z.  B.  die  Gemeinden.  Die  Vertretung Vird  daher 
gewöhnlieli  unvollständig  und  allzusehr  von  bloszen  Partei- 
riehtungeu   bestimmt.    Es   ist  das  iadessen  lein  Fehler, ,  < 

des  Kantons  zur  Annahme  oder  Verwerfung  vorzulegen.**  Schweizer. 
Bundesverf.  von  1848.  Art.  6:  „Der  Bund  übernimmt  die  Gewahr- 
leistung (der  Kantonalvcrfassungen).  insofern  sie  —  c)  \om  Volke  ange- 
nommen worden  sind  und  revidirt  werden  könoeiLf^  wenn  die  absolate 
Mehrliei^  der  Bürger  es  verlaugt. *  •    ■  .  ,    •  . 

• 
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welefier'tnil  der  reprfiteiitetlTeii  Denoknitie  kehieuwmg»  noMi- 

wendig  verbunden  ist,  noch  bei  ihr  allein  vorkommt.  Die 
Wahl  der  Kaimnern  in  der  iieucii  crmstitiitioiiellen  Monarchie 
•leidet  häuUg  an  deiimelbeo  Uebei.  -  «uu.; 

tüitT^ervsHrtorltingen  zu|i  jgÜlllilbüiiv  tllli6w>fl»'i<#*ilB 

vorziif^^lichste  uud  uiiitassendste  Stellvertretung  des  sonverÄ- 
nen  Volkes  j^ewahlt  sind. 

Im  Mittelalter  waren  die  g«0*«en  Rät  he  in  den 
to(0'h w  ei 2 er i-scliev  SMIeiMiiteDieD  v  'it^A  die ^jtmmHf^^m 

RMh).  in  ^leüM'^^ebTigkeit  der-Mdl  Mit-mk 

Ljnides  conceiitrirt'War,  eine  Erweiterung  durch  Ausschüsse 
der  Bürger  und  Lundieute  für  die  >vichtigeren  Angelegen- 
heiten^ in4iei»6tlldteA  D«ineiiUi€h  waek^Oat  die  Goietigehpig» 
In  der  ueüeiii  Zeit  ttlwstncbiii»  giMeof  Bltbe>^iilMAf» 
Regiemiigen  getresnt',  «rlver  dtete>gMBUiv  «nMi  ^iMhptmt-  . 
trauten  Träger  der  Sooveränetät  erhoben  werden.  •  Ein^ 
äliriliclie  Stellung  nimmt  in  der  scliw cizt  l  isclieii  Hiiiidesver- 
latitiuug  die  aus  zwei  Rathen  i>esteheude  Bundes  v ers a inin- 
lang  ein,  der  BundeBregierung  gegenttber. *  - 

In  Nordamerika  besteht  der  Nation iilcongres-z 
und  der  gesetsgebende  Körper  der  Einzd^teo  auä 
zwei  Kammern,  die  noch  schärfer  von  der  Regierung  ge- 
trennt sind,  und  in  ihrer  WM'eiiiitrung  iu  der  UegGl  wieder 
die  gesetzgebende  Gewalt  ausüben.        ^      -  '  :  « 

/ii  rcht  r  vei-f.  von  1831.  §.  38:  „Die  Aiisiil»inig  der  höchsten  Ge- 
walt iiHcii  \'or«chrift  ilor  \'(  rtassung  ist  einem  (iroszoii  iLathe  überti  Ji}^t'ii, 
Ihm  steht  die  Gesetzgebung  und  die  Obecaafsicht  über  die  Lande^ver- 
waltang  zu.  Er  ist  StielJTertreter  des  Kahtoos  nach  ansien.*'  CMhift«, 
dte  la  dj&aoeratte  eo  Saisse.  II.  p.  35  ff.  ^  .  ->^:  r  • 

*  Bandeaverfassang  von  184B.  $.  60;  »IHe  obtnla  GaivaU  des 
•  Bundes  wird  durch- die  BliiHiMve^taaMnlnB^.aasgefibt)  W(M^*.* 
Abtheilnngen  besteht:  a)  ans  dem  Natioualrath,  b)  aus  tdeoi^tiiidwnath.'' 
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4w  Am  digyittidien  «Regie rang  iiimint  das -Volk 
selbst  4kl  ' i|ielil  niehif  uoniiMbarea  Antheil  in  neaerer 

wo  sich  für  die^Gesetzgebnn(>:  die  reine  Demokratie  erhfhHM 
hat.  Dieselbe  wird  ii»  allen  neuem  I)t;iii(»kralieii  nicht  v^crfi 
dem  Volke  selbst,  sondern  im  Namen  des  Volkes,  und 
sf«M|ifiui€fa  beeufiragte  Stellvertreter  des  Volkes  tw«> 
YVlplÜfe  <In>dc0  ^nen  lündem  hat  sieh  indessen  das  Yotk 
doch  die  Wahl  des  Haupte«  der  Regierung  selber  yorbehalten. 
In  den  nordauR rikanisr-hen  Freistaten  werdeii  die  Stalthalter 
gewrdinlieh  von  der  gesanitnten  I^lir^ersehaft  gewählt,  ebenso 

r 

die  Statsräthe  von  Genf.  ^  In  andern  dagegen  ist  die  Wahl 
daub  «gesetogebenden  Köiper  Überträgen ,  der  somit  aueh  danp 
das  Volk  s^rftsenlirt^  dasz  er  die  obersten  Aemter  bestellt. 
Dem  letatem  System  huldigen  die  meiste  schweizerischeif 

Republiken,  deren  ^rosze  Käthe  die  Rei^ieruni!^  und  das 
,  oberste  Gerieht  bestellen,  und  einige  Einzelsfaten  Nord- 
amerika'».  Nach  d^m  ersteren  System  ist  die  liegierungs- 
gewalt  offenbar  selbständiger  und  mächtiger,  zumal  im  Vef- 
hiUtuisa  zu  dem  gesetzgebenden  Körper^  weil  die  Vertretet* 
derselben  nicht  minder  als' dieser,  in  gewisser  Beziehnnti:  ^ 
sogar  in  höherem  Masze  das  persönliche  Vertrauen  des 
Volkes  für  sich  haben;  nach  dem  letztern  dagegen  ist  die 
Regierung  abhängiger  rbn  dem.  gesetzgebenden  KOrper,  dem 
sie  ihr  AaseiD  au  verdanken  hat.  Es  Iftzst  sioh  daher  auch 
eher  naeh  Jenem  als  naeh  diesem  eine  wechselseitige  Be- 
schränkung je  der  einen  Repräsentation  des  Volkes  durch 
die  andere  ausbilden. 

5.  Die  Rechtspflege  wird  zwar  wieder  im  Namen 
des  Volkes  gehandhabt,  die  Richter  aber,  für  welche,  besön* 
dtee  wissenscfaaimiche  Eigenschaften  erfordert  werden,  werden 

•  *  *  ■ 

'  Ebenso  war  es  nach  der  fransösisebai  VerfiMtnng  von  1848.  Art.  49: 
«Le  peuple  firan^ais  d^l^gue  le  poutvoir  ex^otif  k  nn  citoyen  qai  regoit 
le  titi-e  de  prMettt  de  la  R^pabliqne.** .  TcqvesiBt  de  la  dtoioeratie  en 
Am^riqae.  tom.  I. 


Digitized  by  Google 


I 


•  Neuntes  Capitel.    B.  Die  reprädeiitativo  (moderne)  Demukratie.  317 

in  (1(T  Regel  nicht  von  dem  Volke  selbst,  sondern  ent- 
weder wie  in  ^ordaiiHTika  und  in  dem  demokratischen 
Frankreich  von  der  Regierung  oder  wie  in  der  Schweiz  von 
den  groszen  Rathen  bezeichnet.  £inen  unmittelbaren 
Theil  an  der  Verwaltung  der  Rechtspflege  nimmt  das  Volk 
in  der  G esc h wo rnen Verfassung,  indem  die  Geschwor- 
nen  aus  der  Masse  der  Bürger  durch  wechselndes  Loos  be- 
stellt werden. 

6.  Von  besonderer  Bedeutung  ist  in  allen  repräsentativen 
Demokratien  die  Genieindeverfassung.  Sie  bildet  den 
soliden  Unterbau  der  ganzen  Statsordnung.  In  den  Gemein- 
den werden  die  Bürger  zur  Thei Inahme  an  den  öffentlichen 
Angelegenheiten,  zur  Selbstverwaltung  und  zu  btu-gerlicher 
Freiheit  erzogen.  Da  wird  es  auch  —  wenigstens  in  klei- 
neren und  vorzüglich  in  den  Landgemeinden  noch  möglich, 
dasz  die  Bürger  zur  Gemeindeversammlung  zusammen  treten. 
In  den  gröszem  vorzüglich  den  Stadtgenieinden  tritt  auch 
da  eine  Repräsentation  der  Bürgerschaft  an  die  Stelle  der 
Gemeindeversammlung.  Sowohl  die  schweizerischen  als  die 
nordamerikanischen  Republiken  beruhen  geschichtlich  auf 
einer  freien  Gemeindeverfassung:  und  wenn  das  in  Frank- 
reich anders  ist,  so  ist  das  zugleich  ein  Zeichen,  dasz  der 
französische  Stat  wenig  Anlage  zur  Republik  hat. 

Abgesehen  also  von  der  immerhin  beschränkten  unmit- 
telbaren Ausübung  der  Volksherrschaft  ist  in  der  repräsen- 
tativen Demokratie  die  Regel  die,  dasz  das  Volk  nur  durch 
seine  Beamten  regieren  und  durch  seine  Stellver- 
treter die  Gesetze  geben  und  die  Controle  Wber  die 
Verwaltung  des  States  besorgen  läszt.  Insofern  nähert 
sich  diese  moderne  Statsform  schon  bedeutend  den  Stateh 
an,  in  welchen  der  Gegensatz  des  Regenten  und  der  Re- 
gierten ausgebildet  erscheint. 

:ir.        ';•   .  •    .  'rf:*^ 

t 


Google 


.   ,    Zehi^to  CapitiöL  . 

Betrachtungen  über  die  Rc|jiut»entativdemokratie. 

Montesquieu  hat  bekanntlich  die  Tugend  für  das  Prin- 
cip  der  Denmkratie  erklärt.  Die  Tugend  aber  setzt  als  po- 
Utificiieß  Princip  moral isch  e  W  ürdiguog  (Jer  Herrschen- 
den und  nicht  die  Gleichheit  Aller  yoraus,  und  jene  ündeo 
mm  ktmum%g^  in  der  roinen  Demokratie  an^kanat  Kar 
das  ist  wahr:  ein  gowiflece  Mass  von  Tugend  der  Volks« 
inasse  ist  ein  unentbehrliches  practisches  Erfordernis^  einer 
guten  Demokratie,  dessen  Mangel  sofort  den  Vertall  dieser 
Statsfi>roi  nach  sich  zieht  £*her  Ittszt  sich  behaupten ,  di» 
die  Tugend  in  der  ReprftseBtatiydemok ratio  siim 
poll tisch ea  Princip  erhoben  worden  sei,  den»:  in 
der  Thai  in  detä  Pritooip  der  aaserwählten  Repräsentation' 
liegt  nicht  allein  eine  Eraiäszi gnng,  sondern  zugleich 
eine  Veredlung  der  Demokratie,  durch  welche  dieöe 
die  Vonüge  auch  der  aristokratischen  Form  sich  anau* 
eignen  sucht 

Das  Prindp  derselben  is^:  Die  Besten  des  Volkes 
sollen  in  dessen  Namen  und  Auftrag  regierenr 
Die  grosze  Hehwierigkeit  aber  liegt  darin,  die  Wahl  so  zu 
orgauisiren,  dasz  wirklich  die  Besten  au  Gesinnung  u^d 
fiinsisht  au  ftepriseatanten  4er  Volksherrtchaft  gewählt 
werden* 

Mau  Ist  in  unserer  Zeit  geneigt,  diese  Wahlen  einßioh 
nach  Maszgabe  der  Kopfzahl  der  Wahlen  zu  vertheilen. 
Diese  Neigung  entspricht  dem  demokratischen  Zuge  der  Zeit; 
denn  in  der  That  die  Demokratie  legt  auf  die  Gleichheit 
Aller  einen  entscheidenden  Werth,  und  gelangt  daher  in 
ihren  Einrichtungen  leicht  zu  mathematischep  Normea. 
Siö  zählt  die  gleichen  Bürger,  und  nach  ihrer.  Zahl  sucht 
sie  ihnen  gleiche  Rechte  beizulegeu. 
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'  IndMQD  pawt  dieste  STitem  der  Köptebl  oflanbar 
hm&tr  B«.  der  uoiiiitteHMuren  Demokratie,  welche  aacb  die 
AnshbWng  der  Herrschaft  gleichmäszig  tiber  die  ganze  Hdr- 
f^erscliaft  verbrcilot.  als  zu  der  RepriiSi'iilatiNdcninkiatic. 
welelic  unter  den  Jiür«^ern  nach  ilirer  liüherj^  oder  geringem 
Wüniigkeit  «Btenckeidet  und  bot  de»  lieapew  4ie'  Veiwiilr 
taug  der  (HfiBoÜicbieti  ifngeiegeBiidteiiHiiywftseeiiNOie  leMm 
ätalBfiShii  Biiamt  «of  die  Qual iifAt  ^der  ÖewiMlei»  Rttdc^ 
sieht,  und  eben  darum  ist  es  für  sie  niclit  ebenso  natiirlicli. 
bei  der  VerHuiliiiig  der  Wahlkreise  nur  die  Quantität 
in  Anschlag  zu  bringen.  Ueberdem  werden  die  Gebrechen 
dkace  Prinoipe  in  der  ro|wigeii,iaüyea -DieiBotoirtie  btdoetaad 
geiteigeit'  Wemi  in  der  muniMbaren  -  DemekiaUft  vdft  gat 
flammte  Btirfrersdififl  an  einem-Ofle  bet#amiiieii'1«tv'eO"4M 
diese  Vcrsainnihin^-  doch  in  Waln*heit  nicht  eine  blosze  Summe 
von  einzelnen  gleichen  Individuen,  sondern  es  macht  sich 
in  der  Masse  die  Autorität  der  angesehensten  MänDe»H^f^ 
tend ;  die  litgistralevdie  RednerY  die  ttber  die  Nivaa«  'kii{>er< 
ragen,  üben  einen  EinfliitB^aoff^  und  eaiJqiini  sieb  ehGfMH»di 

*   ' 

in  der  Mehrheit  eine  M^nnng  bilden,  welche  dorn  Volke 

als  einem  (Janzen  nach  seiner  vvaln'cn  Natur  entspricht.  In 
der  repräsentativen  Demokratie  dagegen  ist  das  Volk  niclit 
so  vereinigt,  sondern  die  Bürgerschaft  wird  in  so  und  se 
yiele  ParoeHen  zertheilt,  welche  der  Kopfimfal  nach  zwar 
ein  and  ei^  gle  i  efa  sind  ,  wenn  aber  auf  ihre  Eigenschaftc^Q 
gesehen  wird,  in  einem  sehr  verschiedenen  VerhÄl-t»- 
nisz  zu  der  (icsammllieit  stellen,  mithin  sehr  un«rl  eiche 
T heile  des  Volkes  sind.  Wer  wollte  den  Wahlkreis  von 
Paris,  hl  wehshem  die  reichsten  und  gebildetsteu  Theile  dar 
Bevölkerung,  dann  die  sahlreichen  SohichteB  der  einiWelHl) 
Bürger  (Krämer,  Handwerker),  ferner  der  Arbeiter  uatk^efii^ 
lieh  auch  eine  Masse  von  Pöbe],  wie. er  sonst  in  Frankreich 
nirj^ends  meiir  sichtbar  ist,  aal'  uniiatiirliche  Weise  gemischt 
sind,  ohne  sich      einigen,  und  die  iäudUcbeu  .Wübikreise 
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der  Bretagne  oder  die  Fabrikbezirke  des  Elsasz  wirklich  filr 
l^leidi  MtOB  ?  Die  Vemhiedenartigkeii  der  .Wahlkreise  aber 
erlM>dert  iogiflch  schon  eine  rerscbiedene  WeHhmig  ihnfe 

Stimiiireeht^ :  und  nur  diejenige  Anordnung:  tind  Vertheifnng 
<ler  Wdliie»  bür^t  für  eine  richtige  Iii  [iruäenuaiuu  tich  V*»ike8 
seihst,  wei(  he  jedem  der  versch  iedeueii  Bestand- 
theiie  Und  Interessen  in  dem  Volke  eine  seinen 
Verhftltnissen  zum  Ganzen  gemäsze  Vertretunrg 
sichert.  Die  Rücksicht  auf  die  Zahl  hat  a^ierdings  iraeh 
einen  Werth,  aber  sie  allein  j?eniigt  nicht;  vielmehr  müssen 
die  nt)rigen  Eigeiischallen ,  —  wenn  die  Aul^abc  i«L,  je  die 
Besten  zu  R-epräseutiinterf  rfpr  Gesammtheit  zn  erheben^ 
des  Vermögens,  der  Bildung,  der  Berufs-  und  Lebenswelse 
ebenfalls  berücksichtigt  werden;  und  am  besten  ist  es,  wenn 
das  in  Anlehnung  an  oi^anische  Eintheilan^en  des  VolkiBs 
selbst  im  fT(>oer»öat/e  zu  willktu licli  /iisaniniengewürfelteii 
Massen  geschieht.  ' 

Wir  können  dahar  für  die  Repr^ntatirdemokratie  t<ol- 
gende  swei  Graiidsfttse  ansspreebfto: 

1.  Da  wo  in  ihr  die  Gesammtheit  der  Borger  selber 
handelt,  bei' Abstimmnnf^en^  welche  durch  das  ganze  Volk 
liinrinrch  ^ehen,  genügt  die  einfache  Zahlung  der  abstim- 
menden Bürger,  wie  bei  der  unmitteU  tti  cii  Demokratie. 

2.  Wo  dagegen  nicht  die  Gesammtheit  handelt^  sondern 
itnr  Tlieile  derselben  die  Bessern  zd  Beprttsentanten  für  das  . 
Ganze  erhfeben  sollen, v da  genügt  das  Princip  der  Koptebl 
nicht,  sondern  es  sind  die  Theile  mit  Berücksichtigung  aui^ 
der  Qualität  so  zu  bilden,  dasz  möglichste  Garantie  f(^r  die 
Auswahl  der  Besten  und  in  richtiger  Proportion  der  iu  dem 
Volke  Yorbandenen  geistigen,  sittlichen  und  materiellen  Le- 
benselemente gegeben  ist 

Das  Eigenthttmliche  der  Reprftsenliativdemokratie  besiebt 
darin,  dasz  die  Herrschaft  im  State  der  Mehrheit 
zu  eigenem  Recht  zugeschrieben,  die  Ausübung  dieser 
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UerrscUiJl  aber  ttiier  II  i  o  d  e  r  Ii  e  i  t  anvertraut  wird.  Um  M 
»<^ich  w  martiiiiV  dM»  iü0f  Miadwhgit  wiridieh  im  SiiiiM 
der  IMriMit  f^igiM^  »beliil^  jMi  diese  den  Binscheid  «ber  « 
die Piertoneti ,  die  in  ihrem  Namen  handeln  sollen,  vor.  inid 
wenien  die  ^^'allUMl  der  KeprasentAiiteu  imch  kurzen  Zeit- 
räumen erneuert.  ' 

£8  Wind 'VOB-  dcpTt  VerlaaeiHig  aoerkaniit,  das^oiie  Mehr- 
hek  der  Bttif;er  die  Musase  «itd  die  FfthigkeÜ  nieht  hebe, 
die  Selbstregriefiing,  die  afe  als  ihr  nafcOrKches  Reeht  in  An« 
sprach  nimmt,  aucli  thatsücidicli  anszuüben.  Aber  es  wird 
der  Mehrheit  so  viel  Interesse  an  <lein  SUU  und  so  viel  Ein- 
sicht /u<^esehrieben ,  dasz  sie  sich  bei  den  Wahlen  betiieiUge 
nod  die  iuchtigsteo  Mtttuier  flQr  die  ReprIlsentatioQ  xu  fin- 
den ^isse. 

Die  Verfassun«!;  ermfissigt  —  Tergliehen  mit  der  untnittel^ 
baren  Demokratie  —  ihii»  Anlbrderuntren  an  die  linrtrer- 
Schaft,  aber  sie  steigert  ihre  Ansprüche  an  die  Repräsen- 
tanten. 8ie  stutzt  sich  noch  auf  das  Selbstgefühl  der  freien 
und  wesentlich  gleichen  Bürger,  aber  sie  Tertraut  sngleieb, 
dasB  diese  sich  bescheiden  werden,  die  Bessert  aus  ihrer 
Mitte  SU  wfthleil,  und  daSs  Alle  sich  willig  vun  den  ge* 
walilten  Repräsentanten  regieren  hissen  werden,  freilich  nur 
so  lange,  als  dieselben  das  Vertrauen  der  Mehrheit  der 
Wähler  behalten. 

Durch  die  öfteren  Wahlen  w^eii  die  Regierenden  ab- 
hftngig  gemacht  von  den  Regierten  und  dennoch  sollen  in- 
swischen  diese  jenen  Gehorsam  leisten.  Die  Antorität  der 
Regierung  ist  daher  verhftUnism&szig  schwach,  die  Freiheit 
derRegierten  besser  bedacht.  Die  obersten  Magistrate  werden 
weniger  als  Hftupter  der  Republik  geehrt,  als  vielmehr 
als  Diener  der  Menge  betrachtet  4ind  behandelt  Obwohl, 
nach  dem  Ausdruck  von  Guizot,  jeder  l^t' nur  ron  oben 
herab  und  nicht  von  unten  herauf  regiert  werden  kann,  so 
will  doch  diese  Statsform  möglichst  den  Schein  wahren,  als 

Blunlsclili,  aUgvmeiiics  Stattrecht  I.'  21 
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ob  in  ihr  von  milen  aufwärts  regiert  weinle.  Die  Regierung 
bekommt  daher  leicht  das  Oepsflge  einer  bloszen  Verwal* 
tatrg  und  der  Stat  das  Geprftge  einer  auagedeluiten  Wirih- 
sehaft,  einer  grossen  Gemeinde. 

Am  wenigsten  zeigt  sich  Übrigens  diese  Schwäche  der 
AntoritÄt  in  (iem  gesetzg:ebeiiden  Körper,  vielmehr  liegt  da 
die  entgegengesetzte  Versuchung  nahe,  dasz  aicli  d\e  Volks- 
▼ertretung,  mit  dem  Volke  selbst  identifieire  und  sich  TOn 
dem  Wahne  der  Omnipotenz  beranschen  jasse.  Aber  nur 
'  sehr  schwer  gelingt  es  der  Regiemng  in  der  RepHlsentatir- 
deniokrutie  eine  starke  Autoiität  zu  bcüiütigen.  Der  öftere 
Wechsel  der  Wtihlen  inuclit  ihre  Stellung  unsicher  und  von 
der  veränderlichen  Volkssümuiung  abhangig.  Sie  ist  nur 
mftchtig,  wenn  sie  von  dem  Beifoll  der  Mehrheit  getragen 
wird  und  öhnm&chtig,  wenn  sie  dieäe  gegen  ihre  Neigung 
leiten  und  bestimmen  will.  Weit  aussehende  PIftne  kann 
sie  nur  dann  verfolgen,  wenn  dieselben  den  Instineten  oder 
(Tewoludieiten  des  Volks  entspringen  und  darin  die  Bürg« 
^haft  ihrer  Dauer  liegt. 

Die  Regierungsorgane  erscheinen  durchweg  in  besehelde* 
ner ,  bürgerlicher  Gestalt  Der  Glanz  der  Majestät  oder  der 
höheren  Dignitöt,  mit  dem  sich  die  Monarchie  und  die  Ari- 
stokmtie  umgibt,  ist  der  Repräsentativdemokratie  fremd  und 
zuwider.  Die  höfische  Diplomatie  mit  ihrer  Kunst  und  Formen 
gedeiht  nicht  auf  diesem  JNaturbodeo.  Auch  da  zieht  sie  die 
einlkchere  Vertretung  durch  Gesdiftftstrftger  und  Gonsuln  vor. 
Ein  grosses  stehendes  Heer  ist  mit  ihr  geradezu  unyerträgHch. 
Es  wäre  eine  stete  Bedrohung  ilirer  Sicherheit  und  ihrer 
Freiheit.  Dagegen  bedarf  sie  einer  breiten  und  tüchtigen 
Volks-  und  Landwehr.  Weniger  ausgebildet  ist  in  ihr  die 
Concentration  aller  Kräfte  als  die  Selbstbestimmung  und 
^reie  Bewegung  aller  Theile. 

Alle  Anstalten ,  welche  der  grossen  Menge  dienen ,  sind 
in  ihr  durcliweg  gut,  oft  vortreillicli  bestellt.    Wir  finden 
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in  deii -Demokcatien  meistens  sahlveiche  gemeiniilU«ige  und 
%o1i1(bfttlge  ilnsiMUen,  ^ute  Stradien  und  Verliehrsnlittet; 

55ahlrÄche  Volksschulen .  muntere  VolksfcsU"  n.    1.,  uiul  dabei 
Wi'i)i<:('i'  I)iii-«'iiiiUi'<itis<'ii»   i^liijze  hI.s  n ikUtw  ürts. 

Dagegen  bedarf  es  gröszerer  Atistiengung,  uis  in  niKlern 
VerfaasuDgeo ,  damit  der  Stat  aneh  für  die  höheren  BedUrfnisBe 
der  Kunst  und  der  Wissensehalt  sorge.  Es  ist  ein  Zeichen 
einer  hohen  Civilisati^nsstiif«,  «nf  die  ein  Volk  sieh  emiwr^ 

,  Lirarhcifcl  bnt.  wenn  es  (iiirch  die  FictVirdi^Miiiü  aiicli  dieser 
J>iiige,  die  «lein  alij^ciiiciuei!  Verbluiidiiisz  l'eriier  slelit'ii .  >^ir!i 
selber  ehrt;  und  nur  die  gebildete  Kinsichf  weisz  den  Werth 
ziL  schätzen,  welchen  die  Pflege  dieser  geistigen  Guter  auch 
ttkr  dTe  »Hgnneine  Volkswohlfahrt  hat 

■|>»fl  Bewnsztsem  nMinnlicher  Freiheit,  welches  die  grauee 
N'ci  ia>>iinir  hervoi'Lrebi  jiclit  und  darin  einen  Ansdnick  liefun- 
deii  hat.  hebt  die  /.aidreicljeu  Mittek*lass*.*i) .  anl'  die  sie  \(»r- 
nehuilich  gestützt  ist,  empor,  steigert  durch  mittelbare  oder 
unmittelbare  Uebung  in  Statssachen  die  geistige  Entwicklung 
und  kräftigt  den  Charakter  der  Bürger.  Die  allgemeine 
Vaterlandsliebe  hat  hier  eine  breite  üntertage  und  einen  » 

M  eilen  Sj.irlrauni  ;  umi  in  Ki'i>en  /.riiil  sich  die  freie  JJiirorer- 
sciihlt  auch  zu  groszen  Uiilein  bereit.  Weniger  bietet  die 
Verlassung  den  aristokratischen  Naturen  Gelegenheit  zu  freier 
Entfaltung,  und  diesen  gegenüber  verhält  sich  das  Volk  oft 
misztrauiseh  oder  feindlich.  Aber  auch  solche  Naturen  können 
unter  der  Vorausselzun^  Aehtuntr  ihrer  Persönlichkeit  er* 
werben,  »his/,  sie  ihrerseits  niehl  (hireh  horhimUlnfre  An- 
maszung  du8  Getüld  der  liechtögieiehheit  verletzen  und  in 
gemeinnützige  Hingabe  für  das  gemeine  Beszte  mit  den  Besztes 
der  Demokraten  wetteifern. 

ÄnmerkuBg.  Robert  v.  Mohl  hat  gtgen  die  obige  Behauptung, 
dasz  für  die  repriaentative  Oemokratie  daa  Princip  der  Volks/.ahl  lu'ine 
nbsolate  Qeltung  verdiene,  eingewendet  (Encyclop.  S.  346.):  „So  richtig 
kn  AlJgemeiDen  die  Ansicht  iai,  daaa  die  BefuQ^niaz,  aH.eiii«r  staüichea 
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Wohl  Antheil  zu  nelimeu^  nicht  vom  .S(ond|Minkt  «les  persönlichen  Rerhles 
niifgelas/t.  sondern  als  ein  Auftrag  oder  als  ein  Amt  belrnchtet  werden 
musz,  80  verhält  sich  diesz  doch  gnn/  nnders  in  der  \'<)lksherrf»chHl'l 
durch  Vertretung.  In  der  Vollisherrschnft  geht  man  überhaupt  von  dem 
angeborenen  Rechte  dee  Einzelnen,  an  der  Regierung  Tlieil  zu  nehmen, 
ans.**  Ich  gebe  zu,  die  moderne  demokratische  Lehre,  wie  sie  von  Rous- 
seau hauptsächlich  vertreten  wird^  sieht  das  Verhältnisz  so  an.  Gerade 
deszhalb  ist  sie  aber  noch  in  der  Mischung  des  Privatrechts  und  des 
öffentlichen  Rechts  befongen  und  ihr  Gesellschaftsstat  ist  nichts  an- 
deres als  der  auf  den  Kopf  gestellte  Patrimonialstat.  Indem  mnn 
sich  der  Einheit  des  Volks  im  Gegensatz  zu  der  Summe  der  Bürger 
l>ewuszt  wird,  kann  sich  auch  der  Irrthum  jener  Theorie  nicht  mehr 
verbergen.  Kein  Wähler  hat  von  der  Natur  sein  Wahlrecht  erworben, 
sondern  Jeder  hat  es  von  dem  State  empfangen.  Alle  Wahlorganisation 
ist  Staiseinrichtung  zu  öfFentlichen  Zwecken. 


;  .        Eilftes  CapiteL       .  •  . 

III.  Die  Aristokratie. 

*  •  • 

A.  Hellenische  Porm.  Sparta. 

Wie  Athen  im  Alterthum  als  der  höchste  Ausdruck  der 
Demokratie.)  so  galt  Sparta  bei  den  Hellenen  als  die 
ausgeprägteste  Erscheinung  der  Aristokratie.  Im 
allgemeinen  hatte  der  hellenische  Volkscharakter  eher  eine 
Neigung  zur  demokratischen  als  zur  aristokratischen  Stats- 
form;  nur  im  Verhältnisz  zu  den  Barbaren  des  Auslandes 
liebten  die  Hellenen  es,  sich  als  geborne  Aristokraten  zu 
betrachten.  Der  dorische  Volksstanim  aber,  zu  welchem  die 
Spartiaten  gehörten ,  zog  auch  für  seine  innern  Statsein- 
richtimgen  aristokratische  Formen  und  Tendenzen  vor. 

Alle  Aristokratie  setzt  in  ihrem  idealen  Princip  Herr- 
schaft der  edleren  Bestand theile  des  Volkes  über  die 
untergeordnete  Menge  voraus.  Die  Art  aber  wie  diese  edle- 
ren Bestandtheile  gemessen  und  emporgehoben  werden,  ist 
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in  den  TenehMenen  Steten  dieses  Charakters  verschieden. 
In  8p«Ha  wer  der  Stamm  der  Sp«r(iaten>  welche  das  Land 

mit  den  Waffen  erobert  liniteii,  der  herrs*  Ik mle.  Ihre  Unter- 
tliaueii  wiuffi  liie  ttiien  besiegten  Kinv-nlmor  des  l^andtis, 
die  Perioiken,  LakedHoionier»  Die  Geburt  bezeichnet  somit 
schon  den  faerrsehenden  and'  den  unterthAnigen  Stamm.  Die 
ersten  Eroberer  des  Landes  setaten  so  die  Herrschaft,  welche 
sie  durch  die  Ueberlegenhelt  ihrer  WaffiB«  erworben  hatten, 
fort,  indem  sie  dieselbe  duicb  alle  folgenden  GeneniiKMit  n 
auf  ihre  Kaclikoninien  vererbten.  Das  jio Ii  tische  Krb- 
recht,  ein  charakteristischer  Zug  alier  alte»  Aristokratien^ 
hatte  in  diesem  Streben  der  Erhaltung  dnen  natürlichen 
Ursprung,  und  war  zu  einem  Grundprhicip  des  ganaen  Statei^ 
geworden. 

Dic.sc  crülifhe  Herr^i  hall  der  Spariiaten  aU  des  edleren 
iiitainnies  wurde  nicht  durch  üebergiinjr^*  gemildert.  Die 
Ausscheidung  der  Spartiaten  und  der  Ketoiken  blieb  schroff 
und  starr,  in  der  Tbat  kastenartig  ohne  Ehegenossenschäft. 
Nur  ganz  ausnahmsweise  und  äusserst  selten  wurde  etwa 
Kiner  von  diesen  in  das  volle  Hiirserrecht  jener  aufgenoni- 
njen.  Der  herrseher)de  Stamm  Wünte  somit  uicht  erlrischt 
durch  neue  Familien.,  und  der  unterthänige  nicht  duiTh  die 
Aussicht  getröstet,  dasz  die  besten  seiner  Söhne  durch  ihr 
Verdienst  hinaufsteigen  können  zu  den  Leitern  des  States. 
Diese  AusschliesKlichkeit  erscheint  um  so  befremdender  und 
«liiickciider.  je  weiiiger  ängstlich  in  anderer  Hezieiniit-  die 
Spartiaten  die  iiemheit  des  Rlint?,  wahrten;  lieszen  sit^  es 
doch  von  Statswegen  geschehen,  dasz  spartanische  Frauen, 
deren  Männer  im  Kriege  gefallen  waren,  der  Umarmung  von 
Heloten  preisgegeben  wurden,  um  spartanische  Kinder  zu 
empfangen. 

Desto  soi^tiiltltrfT  aber  wurde  die  Erziehung  geord- 
net Der  Vorzug  der  Geburt  sollte  durch  die  Erziehung  er- 
gänzt, und  durch  beide  die  Ueberlegenlieit  der  Spartiaten 
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erlmlteii  werden.  Die  Sorge  des  Sietes  Itkr  eine  paKtieeb* 
Icriefertflebe  Ernehting  der  Jugend  war  so  iimfaMend  und 

eingreifeiul ,  dasz  inii  ihretwillen  selbst  der  Zusauitiieiiliang 
und  die  Freiheit  der  Privattatuiiien  aufgelöst  und  geojilert 
wurdei  Düs  individuelle  Leben  wurde  nirgends  in  dem 
Masse  dem  Slateleben  untorworfea,  -und  die  Allmaebl  des 
Stetes  nirgends  weiter  gelneben  ak-  in  Spafta :  als  wüie 
wirklich  der  Mensch  nur  fü^r  den  Stat  in  der  Welt. 

Unter  sich  waren  die  Spartiaten  wieder  zunächst  gleich- 
berechtigt, und  so  sein-  war  innerhalb  der  Aristokratie 
die  demoknitiseke  Gleißtiheit  anerlK&na^  dass  aagar  gi-ei- 
ehes  Vermögen  aller  spartanischen  ftoilien  ein  Grundsog 
der  lyknrgischen  Verlkssuiig  war.  Jede  Familie  hatte  eis 
gleiches  Loos  (xXt/oog)  an  dem  zum  Privatbesitze  vertheilten 
Boden  des  Landes  erhalten,  und  die  Loose  sollten  nicht  ver- 
äuszert  werden  dürlen.  Damit  aber  das  bewegliche  Ver- 
mögen nicht  sich  bei  fiinxelnen  ansammle  und  auf  diese 
Weise  der  Unterschied  der  Reieben  uad  der  Armen  entstehe, 
wnrde  sogmr  jeder  Gebranch  von  Silber  und  Gold  ▼erboten. 
Die  Heloten,  welche  die  Landgiiter  der  Spartiaten  bebauten, 
waren  niclit  im  Eigenthum  der  einzelnen  Herren,  sondern 
wie  die  Güter  selbst,  in  dem  Eigenthum  des  States:  und 
der  an  Früchten,  den  sie  entrichteteu ,  war  geseteliofa 
nml  gleichmftsng  dar  die  Herren  und  hinwieder  fClr  die 
l^uen  des  Hanses  bestimmt  Selbst  die  Hahlz^ten,  allen 
Männern  gemeinsam,  welche  in  vielen  Tisclijienossenschatten 
beisammen  iag^,  waren  für  alle  gleichartig  bestimmt 
und  sagemessen.  Die  Gleichheit  des  Lebens  war  somit 
unter  den  aristokratischen  Spartiaten  sehr  yiel  ansge- 
bildeter  und  fester  begründet  als  bei  den  demokratischen 
Athenera. 

Dessen  uiigeaclitet  übte  der  .Slanini  der  Spartiaten  seine 
Herrschaft  nicht  in  detnokratisclier  Form  aus.  Es  wäre  das 
im  Widerspruch  gewesen  mit  d&u  Charakter  des  States  .und 
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dee  Volks.  Wohl  gab  et  auch  m  Sparta  eine  Volksver^ 
MmnHnn^  (ixxXfjfT/ce)\  aber  die  it^ale'^  MMht 'ii?ln^*'i«l(^  11^ 

dieser,  sniidcrn  l>ei  der  Oerdusie.  Diese  behandelte  und 
eaUoliieii  die  S(n(s«;es(  li{d'te  in  der  lie^el,  und  unterwarf  nur 
itt^^  eMgaii-  HattptilUieii  ihre  Kiutseiiaidnngen  noch  der  ein- 
ftiehm  -OewehBiigmig^  bde»^«Vei'iwftmg  dir  '¥WlriigeBW^iwle> 
III'  wMier  nar idfe  SOnige,  die'GeWNildii  «Md  Ephoriis^itidN; 
jeder  redeji.  und  mir  Manner  von  gereifter  Ijebenserfahmng 
( vnii  mindestens  30  Jahren)^  nicht  Juuge  Leute  stimmen 
durlten. 

Bei^  der  BesteUuiig  des  8enato,  der  Gcgaimia y  4ira>i<B 
wieder  Iblgende  aiMokfatisebe'Riiekitohiea  M 
■i    1)  Auf  da»  Oesehteehi  Die^ÖOO  SfmrtiaiitelMfi'Kle- 

mi  und  vollberechtitrten  Hausvftter  waren  in  30  Oben  ge- 
theilt,  vNck'he  fiiiflich  mif  den  rotnisclien  Curiei;  vergliehen 
werden  können.  Ans  jeder  Ohe  wurde  Einer  zum  (teron 
erhoben.  Die  beiden  K^ige^geMrten  'deiiiivwei  kdaigiiehcp 
Oben  an,  die  28  abrigen  Qeronteiiv  welehe^iilll'^ea^ 
sammen  den  Senat  bildeten ,  wai«n  gew{8Bennas«eii'4ltfe 

Pnirs.  die  Finylen.  '  Diese  l^neksicht  w  irkte  negativ  «reiren 
die  Uehermaelit  blosz  ein/.ehier  üesehleehter,  positiv  für  die 
Würde  und  »Stellvertretung  der  verschiedenen  Familien. 

2)  Auf  das  Alter.  Dem  hohen  Alter  widmeten  die 
Bpartiaten  die  grOsste  EhrAircht  Sie  verehrten  in  ihdi  die 
OrUndbedingnng  der  höchsten  Lebensweisheit.  Die  Gerontdi 
—  anszer  den  K<')nip:en  —  innszfen  wenii^stens  HO  .lahre  zn- 
rückgele«4t  haben.  Imiuerlmi  scheint  diese  Kücksiclit  iiber- 
trieben  in  der  Verünssung;  denn  auch  die  Schwache  ist  ein 
gewöhnlicher.  Begleiter  des  Alters,  und  der  Stat  beduf  au 
seiner  Leitung  nicht  bloss  der  ErTehrung  der^reise,  sondern 
vornehmlich  auch  der  vollen  produetiveh  Kraft  Und  Geistes- 
frische  der  Mauner. 

*  Homer  noeh  ntiHit  die  liitlie  des.  Königs  nßuSiUtg»**' 
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der  Candidftlen  dliroli  die  Vollt^reffmiiDlittig,  4tt>eh*die  Otitl» 

des  Beifallsrufes  vorgenommen  wurde.  In  der  Bewerbira^^^  <  * 
um  diese  hohe  Würde  sprach  sich  die  Ueberzeugung  der 
Greise  aus,  dem  State  noch  gute  Dienste  leisten  zu  können., 
aad  djer  Wille  derselben,  ihr  noch  übriges  Lebeo  dem  State 
•u  weihen,  in  dem  Beifiül  der  VefManmlimg  »ber  dae  Yer^ 
Irauen  des  Volkes. 

4)  Auf  die  Dauer  des  Amtes,  welches  auf  Lebenszeit 
verliehen  wurde,  somit  vor  den  Schwankungen  der  Valks- 
gunst  gesichert,  aber  auch  der  Gefahr  einer  bis  zur  Aus- 
sehwAehung  festgebaUenen  Stebilitftt  ausgesetzl  war. 

,  Ermftisigl  war  diese  Aristokratie  (ImIIb  dureh  das  Kd- 
•nigtbnm,  welehes  aas  derselben  emporragte  nnd  in  höhe- 
rer Weise  die  Eiidieit  und  Würde  des  Stats  darstellte,  theils 
durch  das  demokratische  Amt  der  Ep hören,  welche  als 
wechselnde  Orgaue  des  Volkes  die  Amtslh&tigkeit  der  Könige 
und  des  Senates  controlirten  .und  eine  ausgedehnte  Gerichte» 
luirkeit  aueh  in  Statssaehen  auaübten«  :t 

Die  Verfassüng  von  Sparta  macht  den  Bindniek  eine» 
Kunstwerks,  welches,  der  Platonischen  Republik  ähnlich, 
durch  edle  Formen  den  äinn  für  äuszere  Schönheit  und 
Harmonie^  erfreut,  aber  um  seiner  iunem  Unnatur  willen 
befremdet,  und  daher  eher  zurückschreckt  als  ansiebt.  Indem 
man  sie  befrachtet;,  wird  man  eher  von  Bewunderung  ihrer 
Architektur' als -mit  der  Neigung  erfüllt,  darin  zu  wohnen 
und  zu  leben.  Hat  man  den  Athenern  mit  Grund  vorge- 
,  Würfen,  sie  ziehen  die  Herrschaft  der  Menge  einem  wohl» 
geordneten  Stat  vor,  so  kann  man  den  Spartiaten^den  Vor- 
wurf machen,  sie  opfern  der  Statsordnung  die  menschliche 
Freiheit  auf.  Ihre  Weise  ist  vornehmer  als  die  der  Athener, 
aber  weniger  heiter  und  behaglich;  hei  ihnen  ist  mehr  ruhi- 
ges Ebeninasz  fjolirisclier  Tüchtigkeit,  bei  den  Athenern  sind 
'    glänzendere  Lichter  und  dunklere  Schatteu  zu  iindeu.  Die 
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MÜBlMii  dar  «Inm  und  die  Rftweglicblieit  der  andern  fliad 
beide  eiafei%  tbeiiriebee. 

:  An  Dauerhaftigkeit  übertraf  die  spartanische  Verfassung 
die  Athens  bei  weilem.  6olon  hatte  noch  bei  seineu  Leb- 
aeileii  den  Uatorgeof  jetM^^tilfc  ariitoknUuehen  Eiementep 
der  Oeacblechter  und  desReidMIiUDis  bedeutend  gemiachten 
Demokratie  in  der  l^rannia  erfabreo  ^  ohne  deh  Sieg  dieaer 
bebindern  zu  können,  und  als  später  nach  der  Ermordung 
der  Tyrannen  die  reine  Demokratie  ein^etuhrt  wurde,  ver- 
»iunk  sie  schon  in  dem  ersten  Jahrhundert  ihres  Bestandes 
in  den  offenkundigsten  Verfall.  Die  Verftiaaniig  Lgrkurga 
dagegen  erhielt  lünf  Jabrbuiiderte  lang  die>  GrOeae  SpartaV 
auAreoht^y  und  obwohl  sie  den  Verfiül  demlben  nicht  ainn- 
wenden  vermochte,  so  musz  doch  zugestanden  werden,  fürs 
erste  dasz  die  Abweichung  von  den  Verfassungsgrundsätzen 
Ljrkurgs,  insbesondere  der  seinen  Gesetzen  zuwider  einger 
acbmuggelte.  Reiobtbum  Einaelner,  die  im  Zeaammenbanf 
damit  eingedrungene  Beateeblichkeit  Vid^  und  die  apötera 
Demagogie  der  Ephoren,  nicht  aber  die  Festbaltnng  deraeU 
bell  die  Entartung  und  den  Untergang  Spartas  herbeigeführt 
iiabc^;  fürs  zweite,  dasz  die  bewahrende  Kraft  dieser  Ver- 
taasung  um  so  böber  geacbittat  werden  musz,  je  mehr  ale 
«uf  der  einen  Seite  mit  der  menaehlichen  jNatur  aelbat,  aqf 
der  andern,  mit  der  Macht  der  WeltTerbältniaae  in  Wider»" 
aprucb  und  Kampf  gerieth.  Einen  Tbeil  dieser  unersohatt^ 
liehen  Haltbarkeit  mochte  sie  aus  dem  ideokratischen  Glau- 
ben des  Volkes  geschöpft  haben,  dasz  sein  Gesetzgeber  dei; 
üebling  des  Zeua  und  aelbat  ein  gott-menaeblicbea  Wesen  ad« 
Indeaaen  wird  der  ihnUcben  VerfiMaang  von  Krefra  ulid 
der  ebenftUla  ariatokratläehen  Verfeaaung  von  Karthago 
nicht  mindere  Dauerliaftigkeit  nachgerühmt,   und  es  ist 

'  Laurent  (II,  390)  macht  daraulT  aufmerkaani ,  dau  die  Uover- 
änderliiehkeit  der  Verfassung  eine  Ursache  der  Entvölkernng  Siiartii'a  ge- 
worden sei. 
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hmneiliin  eine  dtneh  OesoMehle  ttrwieaene  ThelaMebe, 
daoB  die  AristofcndieD,  welche  die  StAttgkeit  der  Siaie- 
Drdnnii^  ni  dem  HaHptfNHiiielp  ihres  Dueim  erhohen  haben, 

auch  sich  und  den  Stat  weit  länger  za  conserviren  verstehe«, 
al«  die  Demokratien  die  Herrscliaf^  des  Demos. 


Zwölftes  CapiteL 

B.  Die  römische  Aristokratie. 

Die  rdmisehe  Republik  war  ihrem  Gmndeharakter 
nach  ebenfalls  eine  Aristokratfe,  aber  von  liöherer  Art  ate 

die  spartanische.  Die  Römer  unterschieden  scharf  zwischen 
dem  Rechte  des  States  in  öflfentlichen  Dingen  und  der  Frei- 
heit der  Individuen  und  Familien.  Obwohl  sie  voraus  für 
die  Herrlichkeit  und  Macht  des  States  den  offemten  Sinn 
und  die  grosiartigste  Hingebang  hatten,  so  vermessen  sSe 
sich  doch  nicht,  das  IndividneTle  Leben  gewaltoam  mit  der 
Statsscheere  zuzustutzen.  Sodann  hielten  sie  sich  frei  von  ' 
jener  künstlichen  und  beschränkten  Abschlieszuiig  gegen 
alles  Fremde,  welche  swar  die  nationale  Tugend  der  Spar* 
tialen  fOr  einige  Zeit  reiner  erhielt,  aber  dieselben  auch 
unfühig  machte,  die  hervorragende  Stellung  in  der  fiiisaern 
Welt  zu  behaupten,  zu  welcher  sie  durch  das  Geschick  be- 
rufen wurden.  Kndlich  waren  die  Römer  von  Anfang:  an 
frei  von  jener  Starrheit  der  ständischen  Gegensätze,  wie 
wir  sie  in  Sparta  gefunden.  Die  in  der  römischen  Kation 
vorhandenen  Gegensfttie  standen  nicht  unbeweglich  einander 
Ifthmend  entgegen,  sondern  brachten  gerade  dnrch  ihre  Rei- 
bungen lind  Wechselwirkungen  eine  höhere  Entwicklung* 
des  (»oiitisciien  Lebens  hervor.  Der  römische  Stat  ist  nicht 
minder  ein  Kunstwerk  als  der  spartanische,  aber  einerseits 
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der  wiemehMdteil  Katar  und*  den  allgemeineii  Weltaiuiiftiideii 

gemliszer,  und  andererseits  durch  Reichthum  der  Bildungen 
und  (ir(>!=zarii<j:k('it  der  Vcriiiillnissc  vor  dem  letztem  a^.s^^e- 
zeichneL  Der  römische  Ötat  macht  io  hohem  Mqnra  Bin<|B 
OrgMisdien  fiiBd«Mkl< '-^^ i « «  MmI » <'  at  -  i '*iOf-miä-^yn  .  tnnr,  r^^'i 

Betnobeen  wir  die  tOmiacliB^  ^AfNpbMk  Ja  (iliM 
Bfigen ,  80<  finden  wii^ütomli,  -wehm  ieii^ii''-diirdh  «loiiardii- 

8che  und  demnki  atisclie  iuni-iclitiiiitjen  ei  inasziul .  den  aristö- 
kratisehen  Charakter  herv<iri'a<i('iid.  Es  zei^^t  sieh  diesz  1 )  in 
dem  Verh&Itnisft  iieti  Stände;  2)  in- der  Institution  der 
Voiksvemmralinigen ;  8)  in  de«  Senate;  >deB>,rllagi- 
«tmtereÄt'»iv  .  IV- ./Ii    j >i yi^ttrfia^tA 

'  Iv  ¥«rhttHn«am  der  94#iydWt  dlili»H  'iii  diBi  «llftilim 
Zeit  moelite  der  Uinfirtand  der  Starrlieit  sowohl  als  der  Des- 
potie  des  Patrieiats  entgegen  wirken,  dasz  die  römischen 
Patricier  nicht  wie  di^  fi^tialAA^iM^-fiinem  VaitotajBiR 
ihren  Un|Kntng  hetM^äm^^lia^^ 
an«  flitehflisohem  und  normaBliiigciwi  <OebHttes  ■^ee<%c#vl  plA- 
Iii  Schern  und  sabinischem^  theil  weise  auch  ekrusM«' 
seliem  Ui\sprniig  war.  Auch  später  hesasz  zwar  das  Patri- 
ciat  noch  lange  als  der  herrschende  8tamm  last«  alle  politische 
Gewalt  im  State,  aber  theils  wurde  dieae  ermäszigt  duccfa 
die  Organisation  der  Plebes  mit  eigenen  plebejischeo  Magip 
Straten,  theils  wurde  dasselbe  genöthigt,  der  aufstrebenden 
neuen  Aristokratie  der  Plebejer  einen  wachsenden  AntheH ' 
an  der  Leitung  des  States  zu  verstatten.  End  lieh  entstand 
aus  der  Verbindung  und  Mischung  der  alten  und  der  neuen 
Aristokratie  der  keineswegs  abgeschlossene,  aber  lür  den 
römischen  Stat  so  sehr  bedeutende  Stand  der  Optima ten/^ 
Die  Tradition  der  Statsleitung  und  die  Kunde  der^tals* 
geseharte  war,  so  lange  die  römische  Reftublik  i)estand .  vor- 
nehm lieh  in  (^er  Aristokratie,    bie  zeichnete  sich  aus  durch 

'     .  ■  •  •  .    t  .  ■• 

'  Vgl.  oben  fiuoli  •Ii.  Otf».  10. 
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flaboil)  ISnMiiuiir,  Beielifthiini^  raUgiflte  oiid  {M^lliMboKBnRt- 
mne^  Ifecht  Abar  sie  log  fortwibread  nene  Krftfle4Ui8  der 

Plebes  herbei.  > Sie  stieg  empor  auf  die  obersten  H^öhen  des 
damaligen  Lebens,  den  Küuigen  gleich,  und  über  diesen, 
4M»er  sie  blieb  zugleich  in  voller  Gemeins^shaffc  ^giit  dem  Yolke^ 
ans  mleitöm  sie  liivroM^^ 

4:11^  die  paBtisehe  Snidmog  der  Böniar  war  sorgCM^ 
tif^  aber  sie  war  Angelegenheit  der  Familien  ,  nicht  wie  in 
Sparta  des  States.  Daher  denn  auch  die  Mannichfaltigkeit 
und  die  erbliche  Entschiedenheit  der  ^politischen  Richtungen,  • 
während  zu  iSparta  innerhalb  der  Aristokratie  auch  hierin 
Gleichheit  bestand.  Die  meistea  vornehmen  römiseben  Est- 
loiiieB^miien  «ind  bliebee  eOBservatiT'  gesinnt;  at>er  elnselne, 
wie  s.  B.  die  patrid«eiien  Valerier  nnd  die  plebejisolien 
PnbliUer  und  Sicinier  haben  vorzugsweise  in  liberaler  Rich- 
tung gehandelt;  die  Claudier  dagegen  mit  seltenen  Aus? 
nabmen  sind  dea  eogiisohen  Ultra-Tones  zu  Tergleichen. 

Die  V^^lkeTersammlniigen.  Von  den  drei  Arten 
der  römiseben  CSomitien  waren  nur  die  jütig8tei>,  die  Tsibot- 
eomitteTi,  demokiattsch  organisirt  Ihrer  ursprünglichen 
Be«timuiung  nach  sollten  sie  indessen  nur  als  Organ  für  die 
Stimmung  und  Meinung  des  untergeordneten  Standes  der 
jPM^er  and  als  Sehranke  «der  .patricischen  Uebermadit 
dienen,  nieht  aber  an  der  eigentlieheii  Leitung  des  States 
IMl  haben.  Spftter  wurden  sie  allerdings  nidit  bloss  au 
einem  einzelnen  Factor  der  gesetzgebenden  Macht,  sondern 
erlangten  für  sich  allein  die  volle  gesetzgebende  Gewalt. 
Aber  selbst  in  den  letzten  Jahrhunderten  der  Republik, 
während  weleher  die  .alte  Aristokratie  ^n  Verfall  gerieth  und 
die  Monarchie  Vorbereitet  wurde,  übten  die  demokratischen 
tVibuteomitien  doch  nur  in  seltenen  Ansnahmsfilllen ,  TOn 
ehrgeizigeil  'i'i-ibunen  geleitet,  eine  durchgreifende  oberste 
Macht  aus.  In  der  Regel  hemmten  die  Trilnuieu  selbst 
schou,  die  allein  Vorschläge  maciieii  durften,  und  von  denen* 
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je  Mor  «ton^  midani  conlrolirte  und  iundern  konnte,  «ad 

Mis  J (H)»*Aiwgglh'»dtiiti\p»de»  Dirtefcfaiie,  -iiM  ee  iimen'^^ 

her  jj;e\v(ilinlicli  aiicli  diese  Cuinitien  nur  ein  Ferment  uncl 
eine  Schranke  der  äusserst  z^QO  und  meiäieitö  übermäcliti- 
geii  Aristokratie;'        '  **  .    .  >  -s, 

vi^>wDi0  CttTieiedmitM«  - •^i•g^|0l:^.v^^  -fa^^de» -^ewtonv Jejtf*- 
hnnderten  derEepabllk  noch  etae  bÜetilende^Mnehtv^üi  ^ 
letiton' Zeilen  ^d^raelben  freilich  nur  eine  formelle  Sehein- 

macht,  waren  durchaus  aristokratisch.  Sie  waren  vornehm- 
lich die  Versammlnnii  der  alten,  nach  Geschlechtern  und 
Gorien^geordaeleu  Geburteeristokratie  der  FAIrioier,  4ef  fta—t 
selbet  eofUnglich  gewimermanen  nur  de^  Amiuhmr  ^ibilT 
GeaehlechtshAaptlinge.  Seibsi^enB/man'  fMinhnnit^  den  die 
Plebefer  Zutritt  zu  denselben  gehabt  liaben,  so  waren  diese 
doch  ofTenlfar  in  nntergeordneh  r  Strlhing  anwesend. 

Die  wichtigste  Voiksversamndnng  endlich,  der  soge- 
niuinte  eomtKcrfi»  nummiif  der  Oenlurie«,  in  welqinr  die 
ganze  Nation  sHsammentratv  war  so  organisiri,  daaa  hi'ilv 
die  h<Aem  Claesen  der  Geseilaehaft  das  entsebiedenete  üebcr> 
gewicht  hatten.  Die  Censusverfassung  legte  den  gruszien 
Nachdruck: 

a)  auf  das  Vermögen.  Schon  die  erste  Classe  der 
Höebstbeateaerten  mit  ihren  80  Genturien  für  sieb  allein, 
wenn  sie  einig  war  und  die  18  BittereentnrieQ  mit  ihr 
stimmten,  besasi  die  Mehrheit  aller  Stimmen,  so  datz  ihr 

gegenüber  die  vier  andern  Classen  und  die  Masse  der  Pro- 
letarier und  Kopfsteuerpflichtigen  zusammen,  obwohl  an 
Volkazahl  jener  vielfach  überlegen,  dennoch  in  der  Minder- 
heit bliebeq.  Aber  atu^  in  den  andern  vier  Classen  hatten 
je  die  Reicheren  in  demselben  Verhftltnisz  wie  mehr*  Ter» 
mögen  so  auch  mehr  Stimmrecht;  4  Personen  der  zweiten 
Classe  so  viel  als  6  der  dritten,  12  der  vierten  und  24  der 
fünften.  Die  gewisz  damals  auch  sehr  zahlreichen  Proletarier 
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wareu  wie  die  noch  zablra^eliereo  Cuptie  Censi  nur  in  je 
eine  Gestillte  tod  185  BuaammeBgedrttiigt,  hatten  somit 
einen  sehr  gelingen  Einflufle  in  einer  YeiwuBnilang,  In 
weleher  die  Äriatokratie  des  ReicbthuBis  so  riel  galt. 

b)  Auch  die  Geburt  iind  edler  Lebensberuf  kamen 
in  Betracht,  iudeui  nach  diesen  Rücksichten  die  eisten  18 
Ritterceoturien  gebildet  und  als  die  £delsten  an  die  Spitze 
der  Yefsainailiaig  gestellt  Warden. 

e)  Sodann  war  den.  A eitern  hinwieder  ein  erhöhtes 
Stimmrecht  eingerftnmt  als  den  Jüngern ,  indem  die  Oentnrien 
Atw  etstei  ii ,  den  Gesetzen  der  S^lci btrehkeii  •einiMi»^  luick- 
stens  halb  so  zahlreich  besetzt  waren  als  die  Centurien  der 
letBtern,  und  doch  nicht  minder  als  diese  gealfchlt  wurden. 

d)  Endlieh  war,  abgesehen  von  den  Glessen,  die^ganee 
ftnssere  Erseheinung  und  Haltung  dieser  Veisammlung  dareb^ 
aus  nicl)t  demokratisch.  Die  sorgfältige  Beachtung'  dfer  Anspi- 
elen, die  feste,  militärisclie  Ortlnung  des  groszen  Körpers, 
der  Vorsitz  der  hohen  Magistrate,  die  Einrichtung,  dasz  nicht 
Jedem  ^erstattet  war  »i  reden,  aneh  Iteioe  regelmäsagen 
Redner  anerkannt  waren,  sondern  je  nach  Bedörfhisz  der 
Sache  die  zugleich  mit  der  Ausführung  und  der  eigehiKchen 
Statsregierung  betrauten  Magistrate  allein  zum  Volke  spre- 
dien  und  mit  dem  Volke  verhandeln  durften:  das  alles  ver- 
lieh dieaer  höchsten  Versammlung  einen  würdigen  und  masz- 
haltenden  Gharakter,  und  wir  begreifen  es,  daas  ein  Römer 
mit  einer  gewissen  Tomehmen  Verachtung  auf  die  chaoti- 
sehe  Weise  und  das  turbulente  Trdben  der  griechisehen 
Ekklesien  herabsehen  konnte.*'' 

'  Cicero  pro  Flaooo.'  e.  7:  „Nnllain  Uli  noalri  aapientissimi  et  Mnc- 
tissimi  viii  v!m  concioiiis  esM  volu«ai|t;  qnae  sdiioeret  plebes  aat  qaae 

populns  juberet,  sumniota  concione^  ütMIbutü  partihus,  tribntim  el  ow* 
turiatim  descriptis  ordinibus,  elcusibwt,  aclatihu,  audüis  auctorihux,  re 

multos  rlic.9  promulgata  et  cogm'ta,  Juheri  vetnriqtH'  voIii<M-nnt.  (Jrfiero- 
nim  auteni  toiae  res  piiblicae  sr(ln>tis  roncionis  trinnitate  odmivixtravtur. 
Itaqae  ut  hanc  Graeciam,  quae  jauiiliu  suis  oousiliis  perculaa  et  effitcta 
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Die  eigentlicben  Gesetze  aber  bedurften  der  Zu» 
flUounutig  dieser  Oomitieii,  und  die  IHr  des  -gaDse  lOoriMbe 
Statoleben  eptseheidenden  Wal&len^  der  bdhei^  Magistrale 

waren  der  so  aristokmtisch  geordneten  Nation  rerbehalten. 

Der  ro  II)  i  sc  Ii  t'  SiMiat  fcrnci"  war  diiii  li  vst  iin  Ril- 
(lunii  iiihI  ^eiue  r><'riiLnji»sc  ein  erhabenes  Institut  de6  mhks. 
Aa£iuig]icb  aas  den  HaupUingeo  der  patrioijMßban'Gesofaleol)- 
ter ,  den  FOrstea  (principes)  besiehend  and  Yomelmlieh  die 
Oeburtearisiokratae  darstellend  ^  wurde  er  später  eine  Yer* 
s{iiniriluii|i  der  diirrli  die  obrigkoitlirhen  Aemter  erproV)ten 
roiiiKsclioii  S(at>iii{iini('r.  Eben  in  dci-  («t-Hi  hivlaf  tit\">  aafes 
jseigt  sicli  die  Umwandlung  des  jki  f  r ic ischen  Adels,  dei' 
auch  später  noch  immer  als  die  Quelle  der  Auapioieii  rea» 
ehrt  wurde  und  die  beilige  Ueberlkferung  der  Voneit  be- 
wahrte, in  den  neuen  rOmiseben  Amisadel.  Ifo»  darf  die 
Imlicii  iMii^istrale  (Ut  roiiiisclicn  Republik  \v(»jil  KönitieM  vcr- 
gleiclitii),  und  eben  ans  (ien  yeNvesencn  Magiötrütcn  bc^tanti 
der  Senat,  den  die  Alten  selbst  ^eine  Versammlung  von 
Königen''  nannten:  so  hoch  stand  diese  politische  Aristotoitia. 
Den  Censoren  als  Wächtern  der  guten  Sitten  war  die  ehren- 
volle Afifgabe  anvertraut,  die  Listen  der  fk^natsmitglieder 
ans  den  LievNcst'iieii  ^bl;iist^aten  zu  \  ei-lassen  und  unwiinii^e' 
Intlividuen  von  dem  Senare  aiis/iiscldieszen.  In  der  \'er- 
sammlung  saszen  und  slimuiteu  die  Senatoren  nach  den  Ab- 
stttftingen  des  Ranges,  den  sie  vordem  als  Magistrate  des 
römischen  Vollces,  als  gewesene  Consuln,  Censoren,  Prätoren« 
Aedilen ,  Quästoren  eingenommen  hatten.  Auch  die  Ver* 
liaudlung  be^^e^te  sich  in  defi  strengen  ForiiuMi  rbiiiiselier 
Autorität.  Mit  Opfer  und  Gebet  wurde  sie  eroüuet,  von  den 

cflt,  omittim:  illavetos,  quae  quondam  opibns  imperio  gloria  floniil,  face 
nno  malo  conddit,  liberti^.  immoderata  at  Heentia  conciomm»   Quam  in  ' 

llieatro  imj)eiiti  boniiiies,  rerum  omniiim  rades  ignarique  consetlernnt, 
tum  bclla  iniitilia  su8cipiebaiit ;  tum  seditiosos  homines  rei  publicae  prae- 
liciebaut}  tum  optimc  meritoa  cives  e  civitate  ^iciebaDt.** 
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rDgierenden  Magistrateo,  welche  die  Anträge  machten  und 
Mt  Abstimmung  braditea,  geleilei,  und  durah  deo  Dinapriicli 
bftld  der  VoIksAribmieii ,  bald  der  eigenülbheii  MaglttwitiB. 
geilen  Auflschweiftini^  und  üebergriffe  gehemmt.  /mv 

Alle  groszeii  t)tatsangeleo^eijheit«jii  wurden  in  dem  Senate 
entweder  vorbereitet  oder  entschieden.  Die  Sorge  fi\r  diß 
religiöse  Verehrung  der  Götter,  und  deren  Feste  und.  O0st 
Mr  iTfiitfllglich  bei  dem  Senate.  Er  leitete  die  Unteyhaiul- 
langen  niit  den  fremden  Staten  und  deren  GesandtoOv  tuid 
hatte  die  ganze  groszartige  Diplomatie  des  römischen  States 
in  seiner  Hand.  Die  erfolgreiche  Begutachtung  der  Gesetze 
und  Zustimmung  zu  den  Gesetzen  kam  ihm  zu  und  war 
in  der  Begel  massgebend.  Seune  e%e|ien  BeichlOsse  (Sena^ 
tua^nsulta)  hatten  überdem  in  der  Verwaltisngssphftr«  dne 
gesetstthntiche  AutoritAt.  Die  Finanzgewalt  stand  bei  iimi. 
Er  decretirte  die  Steuern,  und  bestimmte  die  Ausgaben  und 
Verwendungen.  Er  verfügte  ttber  die  Aushebung  von  Trup- 
pen uud  vertbeüte  die  Heere  unter  die  Magistrate.  £c  ertheilte 
den  Broeonsnln  und  Proprätoren  die  zur  Regierung  dar.  Pi^ 
vinsen  erforderlichen  Yollmaohten  und  Instrnctioaenv  und 
«ontrolirte  die  gesammte  Verwaltung  derselben.  In  ^hweren 
Krisen  des  States  ertheilte  er  den  Consulii  jene  unbegranzte 
Muchtfnlle^  welche  nöthig  «schien ,  die  Republik  vor  Schaden 
•  au  bewahren. 

4^  Die  Magistrate.  Man  kann  darüber  Zweifel  haben, 
ob  die  römischen  Magistraturen  eher  eine  königHobe  oder 
eine  aristokratische  InstitutioD  gewesen  seien.  -Dasa  aber  ihr 
Charakter  kein  demokratischer  gewesen,  das  ist  augenfällig 
genug.  Schon  die  vornehme  Form  der  äuszern  Erscheinung 
dieser  Magistrate,  ihre  mit  Purpur  geschmückte  Toga,  der 
curulisehe  Stuhl  auf  erhöhtem  Boden,  die  Umgebung  der- 
'selben  mit  einem  freiwilligen  Stab  angesehener  Gehülfeii  und 
Freunde,  der  Vortritt  der  Lictoren,  die  Verbindung  mit  den 
Göttern,  die  bei  ihrer  Ernennung  in  Form  der  Auspiciea 
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sich  tfosoem  monste  nod  die  nun  auch  dareh  die  mi  deti 
Magifltraleto  Torgenoroirienen  Aosplcien  *  nDtorhulleii  wurde, 

Iflsrt  in  dieser  Beziehuii«r  keinen  /weiftet  zurück.  Die.  niis- 
gedehnte  und  innerlich  absolute  Muciitt'Ulle,  welche  in  dein 
iaq^eiiolBr  als  Kern  desselben  lag,  war  wniinttigh  kOnigUcb,' 
ttnd  die«J«epitbll>n^rittliiit  fUyi  '^^mtAkm&m^f^w -Myi^im 
Iranen  Daulerv  Iftr  'yi^akt^  ^ikti^  ^iUit^  eiteeUND  MHmüb 
verliehen  ward,  und  in  der  VertheiUmg  derselben  unter  zwei 
oder  mehrere  Mncristrate  von  t!;leichem  Han<^  zu  erkennen. 
Kiu  dem  runiiüchen  Stutsrecht  eigenthiUnlicher  und  selur 
beaeMeiMfwerliier' 'Offenbar  ariatokraliacher..  Qiraaidwiaitigttiaii 
daiv  JaM  Magistrat  beireditigi.'iBt;  Jede  Aa^ihalidlillig^ll^ 
ibt^  gleibh  oder  niedriger  «teheddüir  MagiilMte«r  dnwH^ait» 
Veto  zu  hemmen:*  ein  Grundsatz^  welcher  die  iti  dem  ite^ 
periuni  lietiende  Allgewalt  selir  liedeutend  erinäszigte,  olnie 
sie,  da  wo  ihre  volle  Wirkui^.Jur  den  8^  nöthig  oder 
naizlicb.  aohieBr;  sd  schwfielMirr        )  i«  r^'o  \  J^i^fHtf^  '^*f^ 

'  Fre^  -worden  diese  aiagi«ratet:imi»^l^Brtil^^ 
Volke  gewählt,  aber  die  Wahl)  dto  MheMii  JMMli^llii^M 
Genturiatcomitien  vorbehalten,  in  denen  die  Aristokratie  des 
•Reichthunis  dns  UeheiLicwicht  besusz,  und  die  hinwieder  von 
Magistraten  geleitet  und  durch,  die  Auepicien  beschränkt 
wurden.  Ueberdem  war  der  Weg  zu  diesen  Wurden  in  der 
Regel  nur  denen  offen  ,  welche  selbst  zu  der  nationalen  Ari- 
stokratie gehörten,  sei  es  weil  sie  von  angesehenem  Ge- 
schlechte  w.iien,  in  Fol^e  dessen  einen  «rlair/enden  Namen 
trugen  und  eine  zahkeiche  Clientel  und  auch  bei  dem  Volke  ' 
ein  günstiges  Vorurtheil  für  sich  hatten,  sei  es  weil  sie  grösze 

^  Cicero  (U'  Lc^'ihiis  III.  3:  sMi'fjio  iiii|M  iio  duo  siinto."*  Liv.  IV.  3. 
Pitlyb.  VI,  11.  §.  7:  „rav  laoruv  i^wöiav ,  n/Mcag  uoyap^ixov  iytaiitr 

tettM  probibessii^  ]^  jit  4m  qjtiiilitliB  PHiieip^  wdehe^  aaeb  Iili  rdmi- 
«äkta  Privfttr«cht  unW  den  tii^gekmhä^  i^^^ 
«M.^  Tgi.^^Moc*e•  Atticttfr  a[^a  ll  l&.^  ' 

Blunttchli,  aflgeneiiMB  Slatsracbt.  1.  22 
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ReicMhamer  benszeti,  aml  da»  Volk  dnrpb  ölfenllidM  Mif 

endlicl« ,  weil  sie  durch  einleuclitende  Verdientte  im  Kn6g« 
odpr  als  jrroszp  Rednor  iihrr  die  IMenirc  piDjiort^estiegen  waren 
und  eiueD  volksthUmiichen  Huf  und  Autorität  erlangt  baUßa, 
9Mm'*mä6h*^^  V^^      die  hölm  M«gwte«tiilito  «»• 

€!fflW^Win  ziemlich  seltenen  Ausiuilinien  absehen,  war  es  doch 
in  der  R^gel  nur  den  (iliedern  jener  groszen  ptilitisehen  und 
socialen  Aristokratie,  in  welche  da<s  Patriciat  sieh  uioge- 
ttWidell  und  atMgebildet  hatte,  Tergönnt^  än  der  itegienBi|f 
ditt  SiiM  itmit^^  und  ^ieM  V«" 

^stnite^fldc^ten  liinwieder  den  Senat:  ' 
^"  EiTV'äLrt  riiii!)  nlie  diese  Verlialtnisse .  so  wird  innn  <iie 
Wahrheit  dei  Hehauj»tung  zugestehen  müssen,  dasz  die  römi- 
sche liepublik,  obwohl  monarchische  Ueberlieferungen  und  < 
deftiokralisehe  J^anente  auf  die  Verftusung  dnwvkton ,  den^ 
itodi  i^'esentHdi  eine  Aristokratie  war,  und  ^awar  keine 
Geschlechts-  oder  Standesaristokratie,  wie  das  Mittelalter  sie 
in  zahlreichen  Formen  hervorgebracht  hat,  sondern  die  grosa- 
ariigste  und  herrlichste  Volksaristokratie  der  Welt- 
geschichte. 


Dreizehntes  CapiteL 

Bemerkungen  Über  die  ArUtokratie. 

Montesquieu  hat  die  Mftszigung  (modtoUion)  als  Pnn- 
dp  der  Aristokratie  erklärt,  und  allerdings  bedarf  die  Aristo- 
kratie der  Mäszigung  im  Interesse  ihrer  Sicherheit,  und  wird 
auf  die  Mäszigung  hingewiesen  durch  die  Betrachtung,  dasz 
sie  au  Zahl  und  physischer  Kraft  von  der  Menge,  Ober 
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wekshe  mt  die  Hemchaft-  Obi,  Qbertrofltai  wild.  Wiid  dl» 
BeoMkralie  im  CkfUht  ihr«r  Anaaerlieh  iinbfliehfAirkten  IfMhi 

leicht  zu  einem  luuiiaszi^eii  Gebrauch  derselben  verführt,  so 
kann  die  Aristokraiie  im  (iegeüiliei]  der  Sorge  nicht  leicht 

^  Um  werden,  dasz  die  gereizte  Menge  ihr  Widerstand  leiste 

und  «eh  wider  sie  aullehne;  und  diese  RMlsioht  bestioml 
«ie  in  der  Regd,  ihr  atatliohe»  Debergewicfai  ipichl  «lUn«. 
drockend  werden  tn  lasaeti*  iBie  weiss  es^  dess  die  BrbAl- 
tuuj^  ihies  Ansehens  groszeiirln-ils  daraul'  beruht,,  dasz  sie 
Mftsz  hält,  und  ihre  Politik  ist  geuühnlich  couservativ. 

Aber  das  innerste  geistige  Princip  der  Aristokratie  wird 
damit  doch  nicht  beieichnel.  Yielinefar  liMt  sich  aU  soklies 
eher  die  moralische  und  geistige  Auszeichnung  der 
herrschenden  Classe  von  der  regierten  Menge  angeben.  INe 
Aristokt a! ie  ist  nur  insofern  Wahrheit,  als  wirklich  in  ihr 
die  Besten  (o<  ugiaxoi)  regieren.  ^    Artet  die  herrschende 

*  Classe  aus,  gehen  die  vorzüglichen  £igea6chaften ,  durch 

welche  sie  sich  emporgehoben,  unter,  verdirbt  ihr  CbanUf^, 
wird  ihr  Geist  schwach  und  eitel ,  io  geht  die  Aidstoki»tie  un- 
aufhaltsam  unter,  weil  die  belebende  Seele  ihres  Wesens  al>f 
stirbt.  Aber  et>LiiM>  ereht  sie  zu  Grunde,  vvciiii  zwar  in  ihr  die 
hervorragenden  Eigen^i hallen  noch  fortdauern,  aber  in  den 
regierten  Classen  ähnliche  Auszeichnung  auA>lUht  und  die 
hergebrachte  Aristokratie  es  versäumt  und  versehmäht,  diese 
in  sich  aufeunehmen  und  dadurch  ihre  Kräfte  zu  ergänzen 
und  zu  st(  iL^crn.  Das  vorzüglich  hat  die  römische  Aristokratie 
so  grosz  gemacht,  dttis  auch  den  Einflusz  mid  das  Ansehen 
der  englischen  erhalten ,  dasz  sie  so  in  lebendigem  Zusammen- 

»  hang  mit  dem  Übrigen  Volksleben  verblieben  sind  und  fort- 

während neue  Säfte  aus  diesem  aufgesogen  haben. 

In  der  Abgeschlossenheit  liegt  ein  Hauptgebreehen 

*  Viel  richtiger  ah  Montesquieu,  welcher  die  Tugend  als  Princip  der 
Demokratie  t'rklärt,  bat  Aristoteles  gesagt  (Polit.  IV.  6,  4.)".  «Der  Cüut- 
rakter  der  Aristokratie  ist  Tugend ,  der  der  Demokratie  Freiheit.*" 
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sieht  auf  die  VoTp«n^?fe 'l«Jbst  ««««er  Aeht  iresctet,  ofid  die 

Vorrechte  äiiszt'rlicli  Lrewis/ennaszen  mit  M  üllen  und  (irjil»en 
zu  sichern  und  ei  breehtlicli  Ibrtzusetzen  gesucht.  In  kleinen 
¥erhftHBiMeo  iiws^  «ielvw  ^  Hemohaft 

wurden  sc  IinmicIi  ,  als  sie  ^osze  Erobernngen  gemacht  hatten. 
Sowohl  die  Spartinten  üls  die  Altlnir'jer  von  Vene<lifr^  die 
Nobili,  waren  für  sich  alleiu  nicht  zahireicli  und  nicht 
i$M<^'^^mtf^i*mtim^iim^;ta  behmipteti,  tiad  da«  ttbi^ 
aiit^i0M^iem  p&KtiBehes  Leben 

^iebm'liNlh  BeHyQlfe  gew«l»M?« 

Aueh  die  Htjrner  Aristokratie  ist  wenio^er  durch  innere  Ent- 
artung des  Patriciates  als  vielmehr  daran  zu  Grunde  {^et;aii«;en, 
daaz  sie  Mob  nicht  aus  den  ausgezeichneten  Männern  der 
HiiijpleiMii  und  des  Landes  su  eiginien  verstand.  '  w 
^la  <  Aristokfatie  beruht  ^af  ansgeseäduieta^^^MMitf 
Welche  Art  der  Qaallfil  nib >be!  ^ner  Nation  yuiMil|imi 
geachtet  werde  und  Macht  habe,  das  hängt  von  dem  eigen- 
thümlichen  Charakter  und  von  den  jeweiligen  Zuständen  der 
Nation  ab.^  ^^on^der  Vorzug  des  Geschlechts  (der  Rasse) 
entoeheidet,  so  nennen  wir  sie  Geschlechter-  -oder  Adels- 
aristokratie.-  In  ihr  wirkt  das  Familienreoht  und  das  . 
ständische  Recht  auf  die  Ausbildung  der  öffentlichen  Ver- 
fftssuhg  möchtig  ein.  Viele  mittelalterliche  Aristokratien 
.  hatten  diesen  Charakter.  Der  Vorzug  der  Bild ung  und  Er- 
ziehung kann  Bur  Priester- oder  Gelehrten  aristokratie 
führen.  Wird  das  höhere  Alter  als  Hanptbedingung  der  Re- 
gierungsfilfaigk^t  betrachtet,  so  bildet  sich  eine  Aristokratie  der 
Aldermänner  und  des  Senats.   Gilt  die  kriegerische 

*  Sehr  gute  fieinerkiing«n  d^Hlbair  fast  MaeliiSTelli  la  Livius  I,  €. 
gemacbt. 
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Aniieiohiiuiq;  als  enticheideDd,  ao  entBUhl  die  Ari«ldkiiiCSe 
dMRitterthums.  Wird  aof  den  Reich t Ii ttn  dasMiwe»* 

gewicht  prele«^t,  so  ergibt  sich,  je  nachdem  der  Grund- 
Uesit/  all<'in  mlur  aiicli  dus  bewegliche  Vci  iiiu<!:en  bcaclitet 
wird,  eine  gr  u  jmI  h  c  rr  1  i  c  Ii  e  oder  eine  Capi  tu  Iis  tciiur  i- 
aiokratie^  die  {^lttiiokrat'ie,t  ntteb  CÜimio'b  UrtheÜM'tf&k 
h«8zlieli8te  aller  Stateformen.s  Die  Aristokratfe  der  Q^^lmm- 
len  bat  vorzugsweise  einen  Parteicharakter,  ikidlBtnjlieb<}i»ihr 
i'\iH'  Anzalil  voll  Faniilieu  und  Personen  y;eeinitrt  haben.  Die 
Aristokratie  der  A<'ni(er  UTid  Würden  kann  vorzugsweise 
als  eine  politisch  aioiivirte  an<j:eseheii  werden,  am  ebeshMi 
dann,  wenn  sie  noch  als  Wahlari8tok>r«tla  rierseheint, 
weniger  wenn  sie,  wie  das  im  Mittelalfter  gemOMitthr^ 
schehen  ist,  «llmählich  znr  Erbaristokratie  undin  Foi^i^e 
dessen  wieder  zur  (jeseldecfiter-  oder  Ad(dsarist(ikratie  wird. 

Ult  wird  zugieieh  aul"  verscliied  e  nc  vorüütrliclie  Ktgen- 
aehaften  gesehen  und  diese  combinirte  Aristokraüaist^sftßh^ier 
und  besser  als  die  einseitig  auf  £ine&  Vontag  gagnIkiMMft 
Herrsehatt,  welche  alle  andern  von  Natur  aristokratifobeti 
Classen  oder  Personen  zu  natürlichen  C^egnem  hatr  Hf^"  >• 

Die  Arisinki-atic  liebt  es  ihre  X'dr/n^Mj  f^lsiiizen  zu  lassen. 
Indeui  sie  daher  mit  Vorliebe  die  auszere  Hoheit  und 
Wurde  des  States  zu  zeigen  pflegt,  veredelt  sie  die  sUitlichen 
Formen  und  verstärkt  sie  die  öffentliche  Autorität.  Sie  kann 
eher  noch  der  Liebe  des  regierten  Volkes,  aber  nie  der  Achtung 
desselben  entheliren.  Daher  sucht  sie  durch  die  äuszere  feier- 
liehe  Krsi  lujinung  /n  inijHtniren ,  und  iiir  St'lbstijelVdd ,  ihr 
Stolz  präpl  >ieh  dem  iStale  ein.  Eä  iät  das  ein  unverkeuu- 
barer  Vorzug  der  aristokratischen  vor  der  demokratischen 
Statsform,  welche  leicht  auch  ihre  Obrigkeit  und  selbst,  den 
Stat  in  die  Niederung  des  gemeinen  Lebens  herabzieht,  e  - 

Al)er  an  <len  Vorzug  öchiieszl  sich  die  Gelalu:  ganz  nahe 

^  Cicero  de  Rep.  I.  34:  „nee  ulla  deformior  species  est  civflsU^  ^^äin 
illft,  in  qua  opulenUmmi  ojpUmi  pat^otur." 


Digitized  by  Google 


8IS  VtertM  BMh.  Die  9talgAirMni.' 

dM  die  hemelietHieD  Clämeo  oiefa  ielM  ttberheben; 
und  die  Tegterien  Gkuten  weder  hinreicfafliid  'acihteii,  nodi. 
Umen  eine  genAgende  Sorge  zuwenden.  Doher^Wg|!feKf!Hi'^(^ 

iiieht  selten  in  der  Geschichte  der  AristdivrutitMi  einer  kaiu'ii, 
mit  Geringschätjsung  begleiteten  und  dadurch  um  so  verletzen-, 
dem  Hftrie  und  selbst  Giaoeemkeitell  Ifegeb  die  fdedetn 
MliMÜ  der  BevOlkttrabg.  Das  VeriUimtitler^äiyävtl^r^hy 
gegen^dle  9eloteti;  ^e  BedHlf^hgr^^ 
UtFhaldner  dnrch  die  Patricier.  die  Miszhandlnng  der 
i  r i  sc ln' n  Pac  }i  t  e  r  diircl»  die  e  n  g-l  i s cli  e  ii  G  r n  u dher r  e  n 
sind  beredte  Zeugni8.se  für  diesen  Charakteraug. 

•  Isi  eiiie^abeniiftaiige  Bewegliehkeiiaiid  Verttnderlichkeit 
glMrMilM  iBit  dclf  iprt^deten  MmokiAtte  Terimaden^  !^ 
wngekeiiH  eine  ttbiMiebeiie  2  A  h  f  glc  ei  i  und  ü^nT eV#tt« 
derlichkeit  der  herkömmlichen  Verhältnisse  eine  häutige 
Eigenschaft  der  Aristokratie.  Die  Demokratie ,  im  Vorge- 
fühl ihrer  Macht,  vei^iszt  leicht,  indem  sie  diese  schranken- 
los aofObt,  die  BedingungeD  ihrer  Erhaltung.  Die  Artstokralie 
dagegen,  Toi(er /Sorgen  für  Ihre  unrerkttmoierte  ErbaHml^ 
gerälh  nidit  selten  Ih  den  Irrthum:  indem  sie  sieh  stenr  «n 
das  Alte  anklaiumere  und  jede  Neuerung  abwehre,  werde 
sie  ihre  Herrschaft  am  besten  eichern.  In  der  That  versteht 
sie  es  meistens  besser  als  die  Demokratie,  sich  selber  zu 
conserriren,  und  durchweg  haben  die  Aristokratien  einen 
längeren  Bestand  gehjabt  als  die  Demokratien.  Sie  rer* 
meidet  die  Statsexperimente,  sie  hat  Scheu  vor  raschen  Sprün- 
gen; in  gemessenem  Gang  sehreitet  sie  bedachtsam  vorwärts, 
und  entwickelt  nur  wenn  wirkliche  Gefahr  droht,  dann  zu- 
weilen die  Monarebie  rorttbergefaend  naehbildend,  eine  durch- 
greifende Eneigie.  Aber  iiraa  im  liehtigen  Masse  wiedier  eine 
gute  Eigenseliafl  jener  Statsfbrm  ist,  und  ans  dem  nalOr- 
lichen  Instinct  der  Selbsterhaltung  entspringt,  das  wird,  im 
Uomasz  geübt,  zu  einem  tödtlichen  Fehler. 

Diese  Neigung  und  Fähigkeit  der  Erhaltung  offenbart 
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sich  auch  in  der  natürlichen  Tendenz  der  Aristokratie,  die 
Erblichkeit  zu  einem  Grundprincip  der  Statseinrichtungen 
zu  machen.  Diese  Tendenz  wird  besonders  in  der  Geschichte 
des  Mittelalters  anschaulich,  welches  Uberall  in  Europa 
einen  aristoki-a tischen  Charakter  zeigt.    Selbst  das  deutsche 
Kaiserreich  war.  ungeachtet  das  Kaiserthum  ursprünglic^h 
von  der  Idee  der  Monarchie  vollständig  erfüllt  und  durch- 
drungen war,  jedenfalls  seit  dem  Untergänge  der  Hohen- 
staufen dem  Wesen  nach  zu  einer  Aristokratie  gewor- 
den. *    Nur  <las  Kaiserthum  selbst  war  nicht  erblich  gewor- 
den, sondern  wurde  durch  Wahl  der  erblichen  Kurfürsten 
besetzt.    Die  Ehren,  welche  dasselbe  umgaben,  waren  glän- 
zend, aber  die  Macht  gering.    In  allen  wichtigen  Dingen 
kann  der  Kaiser  nur  in  Verbindung  mit  den  Kurfürsten 
'iii'.i.'ji  *  '  •'  • 

*  Das  hat  schon  der  Frnnzose  Bodin  wohl  gewuazt.  Seither  haben 
es  sogar  dentsche  Rechtshistoriker  zuweilen  wieder  vergessen.  Bodin 
schreibt  (de  Kep.  lib.  IL):  n^t  quoniani  plerique  im|)eriuni  Germanoruni 
inonarcliiani  esw  et  sentinnt  et  afilrroant^  eripiendus  est  liic  error.  — 
Neminem  antem  esse  arbitror.  qiii  cnm  animadverterit,  trecentos  circiter 
Principes  Germanorum  ac  lepatos  eivitatum  ad  conventus  coire,  qui  ea, 
quae  dixiinus.  jura  majestalis  habeant,  aristocratiani  esse  dubitet.  Leges 
euim  tum  Iinpi'ratori ,  tum  singulis  l'rincipibus  ac  civitatibns^  tum  etiam 
de  hello  ac  pace  deceniendi.  vectigalia  ac  trihuta  impcrandi^  denique  ju- 
dices  Imjterialis  Curiae  dandi  jus  habeut.  —  Sceptra  quidem^  regale  so- 
lium,  pretiosissimae  vesies,  coronae,  antecessio  subsequentibus  Christianae 
regibus.,  imaginem  regiae  majestatis,  habent,  rem  non  habeut.  Et  certu 
tanta  est  imperii  germanici  majestas,  tantus  splendor.  ut  Imperator  suo 
(|uodam  modo  jure  Omnibus  ornamentis  ac  honoribus  cumulari  mereatur: 
sed  ea  est  Aristocratiae  bene  constitutae  ratio,  ut  quo  plus  honoris  eö 
minus  im{)eni  tribuatur;  et  qui  plus  imperio  possunt,  minus  honoris 
adipiscantur ,  ut  omnium  optime  Veneti  in  republica  constituenda  decre- 
verunt.  Qiine  cum  ita  sint^  qiiis  dubitet,  rerapublicam  Germanorum  Ari- 
stocratiani esse?  Philipp  Chemnitz  (dissert.  de  ratione  Status  in  im- 
perio Dostro  Romano  gerni.  1640.)  hat  auf  den  Gedanken,  dasz  Deutsch- 
land eine  Aristokratie  sei,  seine  Reformplane  gegründet.  Vgl.  Pertlie^ 
das  deutsche  8talsleben  vor  der  Revolution.  1845.  §.  246.  Puffendorf 
(Montezambano)  hat  das  Reich  ein  zwischen  Monarchie  und  Aristokratie 
schwankendes  Monstrum  genannt,  aber  ebenfalls  die  überwiegende  Ten- 
denz zur  Aristokratie  anerkannt. 
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einen  Entacheid  fassen.  Die  Gesetze  bereitet  das  Kurfür- 
stencoUegium  vor,  und  hat  auf  dem  Reichstiige  selbst 
die  erste  Stimme.  Die  zweite  steht  den  übrigen  Fürsten  und 
Herren  zu,  welclie  alle  wieder  die  ursprimgliclien  Statsämter 
in  erbliche  Landesherrschaften  umzuwandeln  gewuszt  haben. 
Ist  die  Verein baning  auch  mit  dieser  regiereiiden  Aristokratie, 
«lern  Reichsfürs  tenrath,  gelungen,  so  wirtl  noch  das 
reichsstädtische  Collegium  um  seine  Zustimmung  befragt; 
aber  da  zu  der  Zeit  auch  in  den  Reichsstädten  gewöhnlich 
eine  patricische  Aristokratie  das  Regiment  besitzt,  so  ist  selbst 
hier  wieder  die  Vertretung  auf  den  Reichstagen  groszentbeils 
aristokratisch.  Die  Reichsregierung  steht  dem  Kaiser  und 
den  Kurfürsten  gemeinsam  zu,  nicht  jenem  allein,  und  an 
eine  unmittelbare  Einwirkung  und  Beherrschung  der  Reichs- 
gewalt den  Personen  und  Zuständen  gegenüber  ist  nicht  mehr 
zu  denken.  Diese  war  in  jeder  Weise  unterbrochen  durch 
die  Landesherrschaft  der  erbliclien  Reichsaristokratie,  unter- 
brochen und  gelähmt  bei  weitem  mehr  als  vermittelt. 

,  In  allen  politischen  und  rechtlichen  Verhältnissen  zeigt 
sich  diese  aristokratische  Neigung  des  Mittelalters  zu  erblicher 
Befestigung  derselben.  Die  Lehen,  die  Reichswürden  und 
Aemter,  die  Gerichtsbarkeit  in  allen  Stufen,  Grafschaften, 
Vogteien,  Grundherrschaften,  selbst  die  Stühle  der  urthei- 
Jenden  Schöffen,  die  Ritterschaft,  der  Hofdienst  der  Ministeria- 
len, die  Patriciate  in  den  Städten,  die  Meyer-  und  Keller- 
ämter in  den  Dörfern,  der  hofrechtliche  Besitz  der  hörigen 
Bauern,  Alles  wurde  während  des  Mittelalters  erblich. 

Im  Gegensatze  zu  dieser  Richtung  des  Mittelalters  äuszert 
dagegen  die  neuere  Zeit  vielfältig  ihre  Abneigung  gegen 
das  politische  Princip  der  Erblichkeit.  In  beiden  sich  wider- 
streitenden Tendenzen  liegt  ein  Element  der  Wahrheit,  und 
eines  des  Irrthums  und  der  Uebertreibung.  Die  neuere  Zeit 
hat  Recht,  wenn  sie  gegen  die  Hemmnisse  ankämpft,  welche, 
eine  verhärtete  und  beschränkte  Erblichkeit  der  Verhältnisse 
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der  Entwicklung^  des  Lebens  und  der  Befriedigung  der  mo- 
dernen Bedürfnisse  entgegensetzt;  sie  hat  Reclit,  wenn  sie 
für  die  individuelle  Tüchtigkeit  Anerkennung  verlangt;  Recht, 
wenn  sie  nicht  mehr  zugibt,  dasz  die  politischen  Aemter, 
welche  persönliche  Fähigkeit  und  zugleich  Unterordnung  unter 
das  Ganze  voraussetzen ,  nach  den  Grundsätzen  des  Erbrechts 
besetzt  und  zu  Eigenthum  einzelner  Familien  gemacht  wer- 
den. Aber  sie  hat  Unrecht,  den  Zusammenhang  zwischen 
der  Vergangenheit  und  Gegenwart,  den  das  Erbrecht  fest- 
hält, aufzulösen  und  in  Zustände  und  Verhältnisse,  welchen 
die  fortgesetzte  Stätigkeit  der  Ueberlieferung  natürlich  ist, 
welche  eben  durch  ihren  gesicherten  Fortbestand  der  Stats- 
ordnung  selbst  als  feste  Säulen  dienen,  und  welche  auch 
grosze  moralische  Interessen  und  Kräfte  fortpflanzen  und  in 
die  Zukunft  hinüberleiten,  eine  lockere  und  häufigem  Wechsel 
ausgesetzte  Beweglichkeit  einzulühren.  Indem  sie  das  thut, 
baut  sie  statt  auf  Felsen  auf  Sand  und  verfehlt  sich  wider 
die  organische  Natur  sowohl  der  Nation  als  des  States, 
deren  Leben  nicht  mit  den  einzelnen  Generationen  wechselt, 
sondern  während  Jahrhunderten  sich  durch  eine  Reihe  von 
Generationen  fortsetzt.^    •  v  m  »bJ- 

^  In  dem  aristokratischen  England  wird  diese  Bedeutung  des  politi- 
»üheu  Erbreclitea  auch  in  unserer  Zeit  noch  verstanden.  Sehr  schön 
äuszert  sich  darüber  Edm.  Burke  in  seinen  Betrachtungen  über  die 
französische  Revolution:  „Sie  werden  bemerken.  Was  die  ül)erein8tim- 
mende  Politik  unserer  Verfassung  von  der  Magna  Charta  bis  zur  Erklä- 
rung der  Rechte  gewesen  ist,  unsere  Freiheit  als  eine  fideicom m issa- 
rische Erbschaft  (an  entailed  inheritance)  zu  begehren  und  in  An- 
Spruch  zu  nehmen,  die  uns  von  unsern  Voreltern  überliefert  wordeu, 
und  die  wir  unsern  Nachkommen  zurücklassen  sollen.  Wir  haben  eine 
erbliche  Krone,  eine  erbliche  Pairie  und  ein  Haus  der  Gemeinen  und  ein 
Volk,  deren  Privilegien,  Gerechtsame  und  Freiheiten  von  einer  laugen 
Ahnenreihe  herstammen.  Der  Geist  der  Neuerung  ist  gemeiniglich  das 
Geschöpf  der  Selbstsucht  und  beschränkter  Ansichten.  Ein  Volk,  welches 
nicht  zurückblickt  auf  seine  Vorfahren,  wird  auch  nicht  für  seine  Nach- 
kommen sorgen.  Das  Volk  von  England  aber  weisz  sehr  wohl,  dasz  die 
Idee  der  Erblichkeit  ein  sicheres  Princip  der  Erhaltung  und  ein 
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Da  die  Aristokratie  vorzugsw^se  die  Jiacht  d  t;  r  ä  u  s  z  er  ii 
0«dftvag^itätta»ebt  eiMtv  oad  .  Tpb  diMer  ihre  £rhaHiMig 
eijMAMVuML  iM  tie  in  b^ndarem  Mmm  aiieh  eitie  P'fleg«»^ 
de«  R  i6e b4M Y  deeseir '  ft)rniel]en  Bestand^irie  sorgfältig  vor  Ei^ 

srhiitteniiijr  bewahrt.  Man  hat  es  daher  mit  (iriiiid  ihr  nach-  « 
l^erUi^uity  dasz  sie,  wenn  sie  iiiclit  in  iiirer  Existenz  bedrolit 
«ofaainft^'  Qnd  deszhalb  ihre  lieidenachafteo  gereizt  werdeii, 
femebtar  «owohl  iin  Verh&ltDiss  de«  Unterthanrä  als'  xü 
ilvrdtiieigeoentGttMeni  zu  handeln  pflege  als  die  Demokxatie: 
E»  ist  kaum  ziifftllij^ ,  dasi  die  welibistoiische  AiisMidttng'^er 
KechtswivSöCiibciiaft  vnr'/iigli«  !i  in  dem  eminent  aristokrati- 
scheD  Volke  der  Houiei*  vor  6ich  ging.  Anerkannt  uucli  ist 
die  Ewap  strenge  aber  nnparteiisohe  Rechtspflege  der  Vene- 
tianep^  da«  gul^  Recht,  welches  die  Bemer  gehanidhabt^  das 
starke  Recbtsgieftlbl  der  anstokraüsehen  Engländer,  und  wAb- 
rend  des  Mittelalters  nahm  selbst  die  Politik  die  äuszere  Ge- 
stalt de^>  Rechtsurtheils  uikI  seiner  Volistreckuug  an.  , 

« 

sicheifs  Priuci|)  der  Ueb(»rueferung-  erzeuget,  ohne  irgend  ein  Priucip 
der  Vervülikumiuuuiig  auszuscbheszeu.  Es  läHzL  den  Erwerb 
frei,  «aber  et  eiebert  das  Erworbene.  —  Unaer  politieehea  Systems 
siebt  io  Yerfaindung  und  Hannonie  mit  der  geaammleii  Wellordnang  and 
mit  den  Bedingangen  der  Bsiaten«  einea  fortdauernden  Körpers,  welcber  . 
aaa  vengingUahao  and  wediaalndea  TbeUen  gebildet  ist.  Naeb  der  An- 
ordnung einer  bewnndernswürdigen  Weifheit  ist  unsere  Verfassung  als 
ein  Ganzes^  indem  sie  die  groeze  und  geheimnisz volle  Verbindung  des 
Menschengeschlechtes 'nachbildet^  zu  keiner  Zeit  alt  oder  jung  (?).  son- 
dern unveränderlich  fortdauernd  schreitet  sie  fort  durch  den  mannich- 
faltigen  und  im  eiuzehien  uuablassigeu  Wechsel  der  Abnahme  und  Ue» 
Uutergangs,  der  Erueuei'uug  und  dea  Aufschwungs.  Indem  wir  bO  die 
Weiae  der  Natur  in  der  Leituog  dea  States  bewAbren,  werden  .wir  in 
unaern  Verbeasernngen  nienala  gana  nen  aeja,  und  ^n  dem  was  wir  er- 
halten, nie  gana  alt  Indem  wir'  ao  der  firbliebkeit  anbftngen,  beben  , 
wir  anserer  Stataordnnng  das  Bild  einer  Bluts-  und  Falniliearerbindaag 
aufge(>rägt.,  verknüpfen  wir  unsere  Landesverfassung  mit  nnsern  theuer- 
aten  häuslichen  Banden,  nehmen  wir  die  Fundamentalgesetze  auf  in  das 
Heiligthum  unserer  Familit  i  liebe ,  umfassen  wir  unzertrennlich  und  mit 
der  Wärme  der  verschhingenen  iiiid  wechselseitig  wieiierstrnhlenden  Zu- 
neigungen unsern  Ötal,  uuseru  Herd,  unsere  (Jräber  und  unsere  Aluue." 
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Die  Moere  sisit  isl  der  AriflokiBtie  eU  Silifotip  so 
«elir*  uagtlmlig,  de«  «leb  keine  eindge  Aiiildinrelie  ijie  ie 

die  MHte  des  nennaehnteii  Jahrhunderts  hat  behaupten  kM>' 
neu.  Die  alt-mmisclie  Aristokratie  ist  erst  durch  die  an- 
8tret)ende., Demokratie  gebrochen  ^  und  dann  erst  durch  das 
Emnümiti  Cfdrtt^i  wofdee.  Die  iHUienief Iwwr  nd  4ift4eKli^ 
■dhetif  AiiBtctoatfeB  de»>lfltteM  toMMtPvdiwiii  <«e 

#eeliiehder  Meeht  der«  Iltoirte»  tMindt^^nd^gj^^ 
worden,  und  dann  erst  der  Feindschaft  dert'bflrgerlichen 
Classen  <n*legen.  ' 

In  dem  modernen  8tat  nehmesi  dah(;r  die  aristokratischen 
Clameo  twit  '  Jböch  als  ein/  ^enegeieiehniiter.  Bentttpdlheii^iike ' 
Volks  eine  mittlere,  aber  nlrgenda  mehr  eine  soumlM 
Steltnng  ein.  '6ie  «ind  tftberalt  entweder  «tovllMavefaitf  oder 
der  Demokratie  unterf^eordnot.  Sie  können  jene  unterifÄtBen  • 
oder  ermlbszigen  und  diese  veredeln  oder  beschränken,  aber 
sie  können  nicht  mehr  die  Statsregieruog  ¥on  ftecblsvregfeu 
in  Ansprach  nehmen.      '  ^^'n,^\  ^mtvßf' 


ViArzahntas  CapitaL 

IV.  JUuuarchische  Suitsfurmen. 
Die  HtupImleR  der  Homithie. 

Die  monarchische  Statsform  hat  die  allgemeinste  Aner- 
kennung unter  den  verschiedensten  Völkern  der  Erde  erlangt. 
Wir  finden  sie  in  allen  Welttheilen ,  in  Asien  und  in  Europa 
fkü  Oberall  tknd  tehoa  in  den  Anflhigen  unteier  GeMhiohiQ 
wie  in  der  Gegenwart.  Aber  unter  sich  sind  die  Honarehien 
sowohl  in  der  Idee  als  in  der  Form  ihres  Daseins  so  sehr 
verschieden  und  mannichfaltig ^  dasz  es  schwer  wird,  die 
Hauptarten  derselben  nftber  zu  bestimmen. 
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L  Den  U^bergang  .Y«m  der  TfaeokiatM  snr  hmnaneo 
Moiftrolile  bildet  ilie  Despotie,  wie  sie  in  Asien  TonOglioh 
]fMlil^«ndiOelluai|^  erlengt'  ftet^  <  DeeieliMmkteriBtf sobe  Eetm»- 

zeichrii  der  Despotie  ist,  dasz  sie  alles  Recht  in  (Jeni 
Morjaiclien  dergestalt  einigt,  dasz  uiiszer  ihm  und  ihm  gegen- 
über Niemend  festem  Recht  hat.  Er  allein  ist  . der  Herftfhügtiy 
.elle^|yMiem^>«nd  vor-ibm  reefatlose  Wesen,.  &Uav^:><& 
h^wäi  fwoHyonii  dem  «eligiOsfD  ^der  movaliseben  PiichigefiHri 
besehrttaiti  t  *  «ein  lind"  enerkennen  ^  dasB  er  Gott-  Iftr  die/Aus» 
rd>nng  seinci'  Allgewalt  verantwortlieh  sei,  aber  er  ist  nicht 
beschrankt  diirt  h  die  Rechte  seiner  ünterthanen.  Vor  ihm 
gibt  es  kehl  andere»  Eecfat^  «Is  was  er -an  WiUkür*  und  Gfiade 

SUlASKt 

Diese  Despotie  mnse,  am  sieb  selbst  euch  nnr^niger- 
tnesEen  zu  erklftren,  auf  die  göttliche  Alhaaacht  sich  bertifen. 

Der  Despote  musz  als  »Stellvertreter  Gottes  und  als  Inliaber 
der  göttlichen  und  deszhalb  unbegränzten  Gewalt  verehrt 
werden.  Darin  liegt  die  nfthere  Beziehung*  snr  Theokmtie,  * 
an  deren  Gebrecfien  auch  die  Despotie  leidet,  aaeh  wenn 
sie  im  Qbrigen  zugesteht,  dasz  der  Despot  ein  Mensch  sei. 
Die  ifiuhammedanischen  Htaten  des  Mittelalters  haben  alle 
einen  solchen  Zug  zur  Des]»otie:  und  erst  in  unserer  Zeit 
langen  sie  an,  sich  der  europäisdi •  humanen  Mouarchie  eut- 
scbiedener  anzunähern. 

II.  Wir  können  die  Despotie  als  eine  barbarische 
Form  der  Monarchie  bezeichnen.  Die  höheren  arischen 
Völker  haben  sie  schon  in  der  Voi^zeit  als  ihrer  unwiirdig 
verworfen.  Sie  haben  alle  auszer  den  Rechten  der  B'ürsten 
und  Könige  auch  Rechte  der  Stände  und  der  Privatpersoneu 
behauptet  und  sich  als  Freie,  nicht  als  Sklaven' «gefUhlt.  Wo 
die  Uebermacht  des  Monarchen  unter  ihnen  zuweilen  der 
Despotie  ähnlich  ttberspannt  wurde,  da  empfanden  die  ari- 
schen Völker  das  immer  als  ein  Unrecht,  und  bei  günsti- 
ger Gelegenheit  traten  sie  ihm  entgegen  und  nüthigteti  ihn, 
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aoeh  die  Redite  der  UnteifliaiieD  wantaekeanm.  Die  civi- 
Hsirte  Monarchie  ist  daheriimner  eine  durch  die  ^emoi  n- 

same  Rechtsordniiiic;  bedingte  und  besc Ii r  ä  n  U  te. 
Die  btellmit;  «It's  .Monarchen  wird  dadurch  nicht  erniedrigt, 

i  wtMMH  ^dewn  iitiliiaiHrf  ^tmäti^ßenmOBt^  ifV^^mf 
kaeidiffiMboii  Menge  ^iMtoMi  trtil'  dl«  poUtiMM  KbMI 

jeiBte  tnsammenznftissen  und  zu  leiten,  als  den  Htiiin|]fl^ 
Gehorsam  dieser  zu  lenken.  Je  mehr  in  einem  State  die 
Einheit  und  Energie  des  Ganzen  mit  dcur  ireieBtea  Üintfaituug 
aller  Glieder  v^erbund«!  «nobei»^««miW^)¥^^ 
der  Slät-  organisiri  Das  skmpikBt  vA» ^  to  Bütiotta,  taön^ 
dem  nur  in  der  civilisirten  Monarehie  möglMi  ^^  -  ti  it^ti«^ 
Der  menschliche  Geist  hat  In  den  verschiedenen  Zeit- 
altern und  unter  den  verschiedenen  Völkern  manclierlei  Ver- 
sache. gemacht,  um  die  richtige  Form  der  recbtüchap  ito- 
fltiinilrang  utod  Besohrftnkang  %n  findea^  '  >l 

*  &iile>  der  «Itesten  Foimen  ist'  das  GesdhhecMs MMIgl 
thnm,  die  Pairiareliie.  Der  König  wird  wietderHiap^ 
ling  ans  dem  vornehmsten  (xsschlecht.  als  der  Aelteste  und 
der  Vater  de.s  Stummes  verehrt.  Die  Institution  erscheint  da  ^ 
noch  gebunden  an  den  Verband  der  Familienart,  und  be- 
sebrfoki  dorch  den  Familiengeist  In  dem  Yizpati  der  indi«* 
sehen  Stftmme  wie  in  dem  Enning  der  deutsehen  Y<ftker- 
schaften  wird  diese  kindlich-naive  Anschsinnng  sichtbar. 

Ebenso  jj^chumlen  an  jnivatrechtliche  Zustünde  und  In- 
stitutionen ist  die  Form  des  ])a  tri  mo  n  iaien  Fürstenthunis, 
welehes  irorzttglteh  im  Mittelalter  Anerkernimg:  fandet  seines 
in  derFtfrm  des  Lehen  Staigs,  scS  es  i»  der  Form  der/ eliii> 
fiftchen  Land^sherrsehaft  (doinlBiiun  terrae^ '  lÄueh  da 
vrirken  gewöhnlich  Familienrecht  und  dynastische  Vorstellung 
gen  ein  ;  es  kommt  aber  iiin/u  die  Vtjrwechslnn^-  des  Stats  mit 
einer  im  Eigenthum  belindlichen  Grundherrschaft.  Das  Amt 
wird  einem  Vermögensrechte iihnlioh  betraohtet  und  behandelt 
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Wir  können  diese  Jmdma  Ptanen,  in  denen  das  Stet»* 
'hewiiflilMin  noeh  mcbi  dawi^pehfocben  ijrt,  alt  enreife 

Eotwicklungsphasen  bezeichnen. 

III.  Ist  zwar  das  Statebewusztsein  th  eil  weise  geweckt  , 
worden,  aber  noch  in  einer  einseitigen  Richtung  auf  eine 
cteelne  öjtotücbe  Fmction  als  Hanptfoneäcn  des  ITtttslen* 
tinuns  Maagen,  so  entotehen  die  einseitigen  Btonen 
entweder  des  Krtegsfttrstentbnms  fHersogthuniv,  Im* 
pe ratorens ta t),  wenn  die  kriegerische  Obergewalt  be- 
stimmend wirkt,  oder  der  Gerichtsherrschaft,  wenn 
das  Richterfuut  als  Herrschaft  angesehen  wird.  Das  erstere 
wild  durchweg  gewaltiger  und  eneigwcfacr  erschciMB,  die 
letxtere  beschtftnkter  und  gemisxigter. 

IV.  Wenn  das  Statsbewusstsein  in  dem  Fürsten  Ober- 
reizt und  übermächtig  wird,  so  daaz  er  sich  selbst  für 
den  allmächtigen  Herrn  und  Inhaber  aller  öffentlichen  Ge- 
walt hält,  so  kommt  zwar  die  yielseitige  und  öffentliche 
Bedeutung  der  Ifonarcbie  als  einer^  entseheldenden  Gentral- 

'  gewaK  m  Eisehdnnng,  aber  'die  Bevölkerung  wird  in  politir 
scher  Unfreiheit  niedergehalten.  Er  entsteht  die  abs einte 
Monarchie,  welche  als  civilisirte  Statsform  der  barbari- 
schen Despotie  entspricht,  aber  sich  dadurch  von  ihr  unter- 
scheidet, daaz  der  civilisirte  Monarch  doch  eine  Rechts- 
.  Ordnung  ato  nothwensig  anerkennt,  und  sieh  selbst 
•  verpflichtet,  derselben  gemäss  — ^  wenigstens  in  der  Regel  — 
zn'  regieren.  Ausgedehnter  erscheint  diese  absolute  Gewalt 
in  dem  antiken  römischen  Stat,  beschränkter  in  der  neueren 
Absolutie,  die  durcii  das  Christenthum  und  die  freibeitUcbe 
Entwicklung  auch  des  JlittelaUers  bescbräiikt  wird. 

•  y.  Edler  entwickelt  und  in  dch  gehaltener  sind  die 
Formen  der  beschränkten  Monarchie,  welche  die  einheit* 
liehe  Machtfülle  der  statlichen  Centraigewalt  in  sich  aufi>eb-  ' 
men,  aber  zugleich  damit  die  Freiheit  der  Volk sclassen  und 
der  einzelnen  Bürger  su  verbinden  unternehmen. 
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Dabin  gehört  sowohl  die  miUelalterliehe  Form  einer 
aristokratisch  und  stftndiseh  besehrftnkten,  als  die 

moderne  Form    der  rer>r äsentatiren  und  constitu- 
tioiiellen  Monarchie. 

Einige  der  wichtigsten  Erscheinungen  dieser  verschiede-  • 
neu  Arten  vevdieiien  eine  besondere  Betraobtung^  wie  d|#» 
s^be  dl»  ibl^te  Qin|^ 

satz  innerhalb  der  civilisirten  Monarchie  erWfthnt  werden, 
der  Unterschied  iiüiiilich  des  K('>ni«i  t  h  Ullis  und  des  Kaiser- 
thiims.  Er  wiedcrliolt  sich  auf  allen  Entwicklungsstufen 
der  Monarchie j  rober  in  der  alt-asiatiseben  Despotie,  edler 
in  der  europAitehen  StatenbUdungj  ' 

Di«  Idee  des  KOnigthuois  gehört  <iem  V«^ll'i^^^ike  tilee 
des  Kaisertliums  der  Mr  n  s  c  Ii  Ii  ei  t  an.  Das  Königthum  ist 
die  hücliste  obrigkeitliche  Institution  des  VolksstatCvS,  des 
Blinzelst ates,  das  Kaiserthum  ist  die  Krone  des  Welt- 
reiches, lieber  den  Königen  erhebt  sieh  die  Würde  des 
Kaisers,  wie  die  Maehr  4^  Heinchh^t  ilMt  d^  der^tlilM^ 
So  oft  im  Orient  dii 'grosses  Reich  gegrfJiidöt  -ward ,  Anden 
wir  solche  Könige  der  Könige.  Der  grosze  Cäsar  grill'  den 
Gedanken  der  römischen  Weltherrschaft  persönlich  auf,  und 
•  ihm , SU  Ehren  hat  die  Weltgeschichte  diese  vornehmste  Stats- 
idie^e  mit  seinem  Namen  benannt  Die  volle  Verwiiklicfaung 
derselben  wird  aber  erst  dannzumal  m^glieh  werden ,  wenn 
die  Welt  zu  einer  universellen  Organisation  der  Meääehheit 
fortgeschritten  sein  wird.  Bis  dahin  sehen  wir  in  der  bis- 
herigen Geschichte  nur  beschränkte  und  mangelhafte  Ver- 
suche, das  Kaiserthum  herzustellen.' 

^  Vgl.  den  über  die  Mee  und  die  (teechiclUe  des  ^lÜ^WÜiunw''  be- 
züglichen Artikel  im  de>i lachen  Statswurterbuch.    '  ■ 
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Fibifiselmtes  CapitaL 

A.  llellenuGlws'  und  «ItgeiittaDiacbM  Geschiecliuikönigtl^uin. 

•  In  den  ersten  Zeiten  der  hellenischen  und  j^erina- 
nißehen  Geschichte  tinden  wir  unter  beiderlei  Völkern 
Könige  an  der  Spitze  der  StiUnme  usd  Staten;  und  es  zeigt 
die  Art,  wie  diese  iDstitution  von  dieseo  Völk^  au%efaazt 
und.  behandelt  wird,  eine  auifoUende  ÜebereiBstimmnQg,  ' 
während  dagegen  das  in  der  Mitte  liegende  alt-römi- 
sehe  Königthum  in  wesentlichen  Beziehungen  sich  davon 
unterscheidet. 

Das  Königthum  der  Hellenen  und  der  Germauen  bildet, 
den  Uetergang  aus  der  noch  ideokratischen  Form  der  orien-»  < 
talischen  Alleinherrschaft  in  eine  menschlich-politisch^ 
Institution.  Die  Könige  leiten  zwar  ihr  Geschlecht  gewöhn- 
lich von  den  Göttern  her,  die  hellenischen  meistens  von 
Zeus ,  die  germanischen  von  Wodan  (Odin) ,  und  der  Volks- 
glaube verehrt  in  den  Königen ^  die  Ueberliei'erung  des.  g^tt»> 
liehen  Blutes;  aber  obwohl  so  der  Ursprung  der  Könige  Bfh  ' 
geknüpft  wird  an  die  Herrschaft  der  (Grötter  über  die  Welt, 
werden  sie  doch  auf  der  andern  Seite  als  Menschen  ^kannt 
und  vielfach  auch  menschlich  beschränkt.  ^   Die  königlichen 

*  Dtber  der  Aosdmck:  nEx  St  ätog  jSaaiXiag.**  Atoysvels,  Awroe^ets 
bei  Homer,  IL  IL  304  iE.  / 

Nimmer  Ged^ho  bringt  YlelherFschaft,  nur  Eioeir  sei  Herradier, 

Einer  nur  Fürst,  dem  schenkte  der  Sohn  des  verborgenen  Kronoi 
Scepter  zugleich  tmd  Gesetze,  danait  er  gebiete  den  Andern." 
Vgl.  Herrmann  griech.  Statsalterth.  §.  55.    Sophoklea  Pkilokt  131. 
tfHoch  ragt  vur  anderp  Künsten  ja , 
Eines  Königs  Kunst, 

Der  klug  waltend  Zeus'  göttliches  Scepter  lenkt," 
Nach  Jomaodes  c  14  Btamnen  die  Amtler  aae  dem  ^GeseUeehle 
der  Äsen.  Von  Hengist  und  Horsa  ist  in  bekannt,  dass  sie  van  Wo- 
dan stammen.  Es  iat  richer,  das«  viele  anfilngliehe  Oesdileehtsbiapter 
test  spater  anf  eoropäisdiem  Boden  an  Königen  geworden  sind  (Sybel, 
EfitstebuHg  des  deutschen  Kdni^nms),  und  dass  man  sicli  dieses 
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Heroen  tind  Helden  sind  GötterBöhne  and  Verwandte  d^r 
Götter,  aber  sie  sind  zugleich  wirkliche  Menschen  in  ihren 
sind  des  Volkes  Augen.  .  .  i 

-V  Bttller  'MMi'  4ae  Kkrenre^liie  4er  ^«piige  ^Mt  nmd 
miisgddditit^  ftte  Afe  S&»  .Tirfci«ieii^'dM  c;e8«miiitt 

«Volk  HdeB  'GMteni  ge^^enOWli^' u)Bd^><m«lttel»'^ijhs^  Opfer 
und  Gebet,  soweit  niclit  besondere  Priester  diese  Ptücht 
üben,  zwi,s('lieii  beiden,  •  weszbulb  denn  aneh  zu  Athen  nach 
der  Abschaffuiif^r  des  Königthums  der  opfornde  4<i'cllCi4>>  noob 
deo  Nftmen  des  Königs  beibebieitbv/i;       >^  ^     '  ;  > 

An  Werth  wird  ihre  gersop  yqit4i«ier  gct<thiHil  Ith  dUi 
der  übrigen  VelksgenoMen.  ^  Bse ' Werg^ld  gernitolieHeti 
Konif^e  iibertrini  das  der  Kdelii  gevvrilirdich  mehrfach.  Sie 
jagen  dalier  auch  durch  iiiren  Keiclitlium  vor  Allen  hervor. 
Ihneu^eliört  ein  groszer  Theii  des- Landes  als  IkMB&ne  zu 
I)%e«*liaHNni,  iMid'bci  EkotenniiBili^^^Uea  «ie«li4g!Qdeiiiite 
Güter  ^in  «#4MiiiSit  ]ftrofW^fatnig^/M  MM>w 
weiter^  schöner  und  reicher  geschmiclU  «i^^ftbrigenBiiMw^ 

■  ,  ,  -  .•     .  ■•;      •■        .         •  ,    i  -4 

Ürsprung^  wolil  erinnerte.  Aber  die  Idee  und  selber  die  Institatkm  d€t 
KöDigthnms  haben  die  arischen  Völker  aus  Asien  mitgebracht 

'  Aristot.  Pol.  III.  9,  7:  In  den  skandinavischen  Ländern  tritt  diese 
Eigenschaft  auch  der  gerninnischen  Kruiij^e  (it'iitliclier  hervor,  als  in  der 
Uns  bekannten  deutschen  Geschichte.  Vgl.  Grimm,  Rechtsalt.  S.  243. 
Der  cbristiicb  gesinnte  norwegiscbe  Köuig  Hakon  wurde  von  den  noch 
htidnifdin  Biaern  gezwungen,  an  dim  IHng  naob  dem  «Itcn  Herkomnea 
ti|  opfern,  die  Weikebecber  sit  trinken  nnd  Pferdefleieeh  sa  eMen.  Kour. 
Itaurer,  die  Bekehrung '  des  norweg.  SUuumee  zani  Chrbtenthiun.  I. 
8.  160  ff. 

'  TaciUu,  Genn.  14:  „Materia  mnniSeeatiee  per  bella  et  rsptns.** 
c.  26:  „Agros  inter  se  ftcundum  dignationtm  partiwUvr.'*  Diese  ans» 
gedehnte  GrundherHichkeit  der  Könige  und  Fürsten  ist.  trotz  der  zahl- 
reichen Entäuszerungen  aller  Art,  noch  durch  da»  £(auie  MiUelaiter 
hinab  in  Deutschland  sichtbar.      •.  -        *         •  . 

*  Homer  8  Odyss.  iV.  45: 
-  iWi»  der  Aonne  GIms  nmhentnhU  odef      Voadee,  ■ 
Strriilte  der  boke:Pftla9t  det  goftlieidigteB  H^mchiH.* 
Vgl.  Odyn.  VL  aoi  ff.  Aekolksb  ^  «BUleii«  der  deoiachea  FOnten. 
Bluntschli,  allgemeiiMe  Statoräeht.  I.  23 
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Ihre  Aehftte,  Horte,  aM  reidi  mit  ^nodien  und  Schmnuk  . 

ausgerüstet. 

Durch  Insignien  sind  sie  als  Könige  bezeichnet.  Die 
griechischen  tragen  das  Scepter,  zum  Zeichen  der  Gerichts- 
hoheil  Qod  Macbl:  ebenso  die  deakachen  des  8ta-b.^  Sm 
sitaen  auf  einem  erhöhten  Throne,  dem  KOnig-istnhl 
(HoehsitB).  *  Den  deutschen  Königen  wird  ttberdem  das  B  an** 
ner  vorgetragen  als  Zeichen  ihrer  Kriegsgewalt.  Bei  den 
Grriechen  verkünden  Herolde  ihr  Erscheinen  und  gebieten 
Schweigen ,  ähnlich  den  deutschen  Fronboten  in  den  Genchtea» 
Die  frftnkischeD  Könige  tragen  wallendes  langes  Haar  zum 
Behmuck.  Die  Kleidung  des  Königs  ist  glteaender,  Tomeb^ 
mer  ab  die  gewöhnliche.  ^ 

D5e  Existenz  königlicher  Gcschleclitcr  und  die  Verbin- 
diing  dieser  mit  den  Göttern  weist  unverkennbar  auf  alte 
Erblichkeit  des  Königthums  hin*  Indessen  bestimmte  das 
Erbrecht  nicht  nach  festen  Regeln  die  Nachfolge.  Vielmehr  . 
wird  bdden  Hellenen  zugleich  auf  persönliche  Tüchtig*, 
keit  gesehen.  So  werden  daher  sowohl  Weiber  als  Kinder 
meistens  ausgeschlossen  von  der  Thronfolge,  und  in  Folge  der 
Anerkennung,  welche  den  Edeln  und  dem  Volke  vorbehalten 
bleibt,  und  der  Einwirkung  solcher  individuellen  Rücksichten 
nicht  ganz  selten  Abweichungen  you  dem  Erbrechte  durch- 
gesetzt. ^  Ebenso  ist  bei  den  Deutschen  die  Beachtung  das 
Erbrechts  mit  der  Kur  der  Fürsten  und  der  Zustim- 
mung des  Volkes  verbunden,  wenn  schon  in  gewöhnlichen  > 

•  Homer's  II.  IL  100  ff. 

„Da  erhub  sich  der  Held  Agamemnon, 

Haltend  den  Königsstab,  den  mit  Kunst  Hef&stos  geNldet^ 

Diesen  gab  Hefastos  dem  waltenden  Zons  Kronion. 

Aber  ihn  liesz  Thyestes  dem  Held  AganH  innon  zum  Erbtheil, 

Viel  Eilande  damit  und  Argoa  Heich  zu  beherrsohen.* 
Vgl.  Grimm.  R.  A.  S.  241.  ,  .       •  . 

«  Grimm:  R.  A.  ft.  m 
7  tirimm.  8.  m  ThUrvfi  H^rowing.  IL  83. 

*  Wir  erinnern  an  die  Q«ecliicfa(e  des  Oedipiu. 
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FäUen  das  Erbrei^t  eotsdieldet^  und  eher  noch  al«  bei  den 

Helh'iK'ii  imcii  Killdll  /.u  KtuäL'cn  orliobeii  werden.  Nichts, 
liiiuierte  die  tVeie  Volksgenossensclmllt,  auch  einen  leriierii 
8ippeit  des  versiorbenen  König»  dem  nAheroft  vorsiaieheo, 
wenn  jener  tüchtiger  schien.  * 

Die  statliche  Maebt  dieser  König«  war  «war  intiMislT^ 
aber  iiiunerhin  sehr  hesohränkt,  8i6  ftuBzert  8i<;h  haupl^ächlieh 
in  folgenden  Momenten: 

1)  Der  König  hat  den  Vorsitz  und  die  Lieituug  öO- 
wobl  des  Käthes  der  Fürsten  als  der  Yersaminlupg 
des  Volkes.  Er  hat  in  beideir  eine  hohe  Aiitofitll(,raber.< 
wieTaciins  das  sehr  wahr  bezeichnet,  eher  eine  moralificbl 
Autorität  der  Euipfehluny^  als  eine  rechtliche  des  Gebots.  " 

2)  Er  ist  der  oUrate  Richter  und  hat  als  ^ukhei-  — 
nicht  etwa  das  ürtheil  zu  finden,  woid  aber  das  Recht  zu 
schützen  und  ku  handiiaben,  Auch  hier  übt  er  Iceine 
wiUknrliche  Gewalt^  weder  in  Form  noch  Inhalt.  In  beiden 
Besieh un {Ten  wird  er  durch  das  Urtheil  b«0chrankt,- utid 
bestiuuiii. 

•  Tacitus.  Germ.  7:  „Reeres  er  nohiUlate  wmuut.''  Dif  Rücksicht  auf 
das  Gescbleclit  liegt  schon  in  dem  Namen  der  deulscbeu  Könige,  Chuning 
mid  Kun-inq  von  chun  fxler  chuni,  (jee  lilt  pht.  Hildebert  II.  wurde  als 
füiiijahriger  Knabe  zum  Küuige  von  Austittaien  amügeruieu.  Thierry  ile-* 
row.  II.  63.  Beispiele  von  Abweichungen  von  dam  Erluvciht  finden  aieb 
öfter  in  der  Gesebichte  d«r  Weetgotben  und  der  ^ngobarden.  F.  Dahn 
(Dia  Ki^ige  der  Oennanen  1.  S.  32  )  betont  die  Brblicfak^t.  entaehiedenar, 
Thodiehum  (Der  altdeatache  Stat  &  00.)  mehr  die  Voikawahl;  abar 
beide  erkeDuen  die  Verbindung  beider  Uraaditli  an. 

Die  ßov).ij  dtr  mvanreg  od^r  ßadtlh^i  auch  p'^povrag  am  den  König 
her  bei  den  Hellenen  entspricbt  dem  concilitJm  priocipani)  welohei  nach 
Tacitus  den  deutschen  Königen  znr  Seite  steht.  , 

"  Tocit.  Germ,  il:  ,,aucU)ritas  sim  i« ndi  potius  quam  jnbend!." 

"  Homer  nennt  die  Könige  daher  ntSmaanokovg*^  und  J«i/*tfra-TüAovg. 
Ueb^r  die  deutsciien  vgl.  Tadi.  Germ.  9.  12.  Auch  der  indisch«  Königs- 
name  rlg  atammt  von  rag  riditMi,  wie  rax.  von  regere.  Dia  Idea  der 
Rechtaordnnng  iat  daher  schon  in  dem  alt^riaehen  Königanaiiieii  aua- 
geaprochen.  Laasen  Ind«  Alierth.  I.  8..  806.- 
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8)  Er  iBt  ferner  Hau{it  der  Kriegsordriung  und  in 

der  Regel  He  erf  ü  hrerJ^  Im  Kriege  erweitert  sich  dann 
seine  Macht.  Zuweilen  sehen  sich  die  deutschen  Stämme 
Indessen  genöthigt,  eben  weil  sie  noch  mehr  als  die  Hellenen 
an  dem  Erbrechte  halten,  statt  unmOndiger  Könige  He^ 
roge  im  besondem  Mle  mit  der  wirkliehen  BMögsfBhrung 
zu  betrauen.  Aach  in  solchen  Fftllen  aber  gilt  docih  der 
König  als  Oberhaupt  des  Heerbanns. 

Die  eigentliche  Regier uugsmacht  dagegen  ist  bei 
den  Hellenen  und  den  Germanen  in  den  ersten  Zeiten  noch  , 
sehr  unentwidDell.  Der  Keim  derselben  liegt  noch  rerhOllt 
in  den  rorbin  genannten  Eigenschäffen  de§  KOnigs. 

Diese  Könige  sind  endlich  mit  ihrer  ganzen  Existenz 
und  ihren  Rechten  umschlossen  von  dem  göttlichen  und  dem 
menschlichen  Recht.  Die  Griechen  macheir  auf  den  Unter- 
schied zwischen  der  orientalischen  Despotie  and  diesem  Kdnig« 
thum  anfinerksem,  und  heben  mit  Nachdruck  hervor,  dass 
das  Wesen  des  letztern  in  der  Beachtung  der  göttKchen 
OrdmiDg,  der  vaterlündiseheii  Gesetze  und  Gewohnheiten 
bestehe.  >^  Der  König  dteht  somit  nicht  über,  sondern  in  der 

*'  AriitoM.  Pol.  III.  9,  7:  „Kvpioi  r^iSav  rljc  tc  if.ara  trokfuov  r]yf 
f/ov/ac."  Bei  manchen  deutschen  V^ölkerscfaaiten  bat  der  glückliche  Herzog 
eine  königliche  Dynastie  gegründet. 

"  Vgl.  Caesar  de  B.  G.  VI.  23. 
Dfonya  von  flalteaniaas  V.  74:  „Ursprünglieb  hatten  alle  grie* 
ehischen  Südte  Könige,  aber  nieht  in  der  deepo^tlaelien  Art  der  Bar> 
baifen,  MMideni  naeh  deiit  Oesetaen  and  den  vaterlindiachen  Gewöhn- 
heiten."  Äristot.  Pol.  III.  9,  7  iihd  III.  10,  1.  Vgl.  Herrmann  a.  a.  0. 
SophfM»  Oedip  d.  König  850  ff.,  wo  der  Chor  anf  daa  gttlUidie  Recht 
hinweist : 

„Ach  wiirfT  ich  theilhaft  des  Looses 

Rein  /ii  wahren  fromme  Scheu  bei  jedem  Wort  uud  jeder  üandiung. 

Treu  den  Urgesetzen, 

WelcJie  beschwingt  bock  in  des  Aethers 

Hfmmliadiem  Geiate  stammeo  ans  dem  StAiootMie 

Oes  Vaters  Olympos,  nieht 

Ana  sterblicher  Männer  Kraft 
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Recbtsordqung,  nicht  ausser  dem  Volke,  sondern  an  der 
8pltze  desselben.  Noch  mehr  bescbrftiikt  durch  das  Recht 
des  gonsen  Volkes  und  der  übrigen  Glieder  desselben  sind 

die  (Iciitsclieii  K<»iii<;e.  ^* 

Eine  Kigeutliüuiliclikcit  des  deutsehen  Koni^tliimis  aber, 
wodurch  die  geringe  Maclit  desselben  in  gewissen  Kreisen 
sehr  verstftrkt  wird ,  ist  di^  Besiehung  desselben  zu  denri 
auserwihlten  und  eng  yerbdlidcaien  G^folgel^  IMirchi  d4fr 
kriegerische  und  su  per8ÖriIichei''Ti^Bue  'uMErfetehheJil'^^ 
lieh  verpflichtete  Gefolge  erlangen  die  donlschon  Könige  eine 
ihnen  ausschlitszlich  dienende  Haus-  und  Kriogsmaclit,  als 
deren  freie  „Herren*  sie  gelten,  und  deren  Ehre  darauf  ge- 
richtet ist,  die  Ehre,  Autorität  i^nd  Macht  des  Könlg$^e|^ 
seine  Feinde  und  Widersadiier  zu  i&rR^t^i.  Id 
EigenthOmlichkeit  liegt  derlTeini  zu  der  gi^stM  "^ilfilitela^fe^- 
liclien  SclidjiriiiiiT  d^r  Lchcnsvt'rfassiiiig,  welche  die  National- 
verfassung später  vielfach  durchbrochen,  überwuchert  und 
groszentheils  auch  ifttt%estaltet  hat. 

Geboren;  nimmer  hüllt  sie  die  Zeit,  trnun^  in  Vergeaeeo^ieM;  ,.  - 
Es  belebt  niaohtvoll  sie  ein  Gott,  der  nie  altert.'* 
Und  nocli  energischer  Antiffone  (v.  451)  zum  König  Kreon: 
„Auch  nie  so  mächtig  achtet'  ich,  was  Du  befahlst, 
üni  über  augeschriebeoes,  üeetes,  göttlich«« 
Qegßti  hinaus  zn  schreiten,  eine  i9tert>Ueh^.  . 
Ffir  dieses  wollt*  ich  nicht  dereinst,  aus  b«0|;er  SdieQ 
Vor  ilensehendönken  niir  der  Qötter  Strafgericht ' 
Zuziehen."   Vgl.  Oed.  Col  v.  1371. 
Tacitm.  Germ.  7:  „nec  reglbus  infinila  ac  libera  pot^tat."  c.  11: 
^penes  plebeni  arl»itriiim."    Sie  „walten"  ihrer  Völker,  ßie  Dherrschej}" 
nicht.   öchmitthennei\  Statsr,  Ö.  40.  '         .  ' 
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Sechsehntes  CapitaL 

Altrömiaches  Voikskönigtbum. 

Ifi  einigen  Beriehnngen  erscheint  das  ulte  ^nifthum 

der  Römer  dem  der  Hellenen  und  Germanen  nahe  verwandl : 
in  andern  aber  unterscheidet  es  sich  von  diesem  so  bedeu- 
tend, dasz  wir  in  ihm  wohl  eine  neue  Art  der  Alleinberrr 
achailt,  und  twar  eine  höhere  Entwieklongsatufe  denelben  et- 
Iranneo  dttrfen;  Schon  .bei  Bestellung  der  römiscben  Könige 
finden  wir  den  wichtigen  doppelten  ünterscined,  da»  die 
Rücksicht  auf  das  Erbrecht  bedeutend  zurücktritt  hinter 
das  Element  der  Ernennung  oder  Wahl,  und  dasz  nicht 
tebenao  der  Volksglajabe  die  römischen  Könige  von  göttli- 
cher Herlcunf  t  stammen  lAist,  wie  die  griechischen  und 
germanischen. 

Zwar  haben  die  iferoen,  denen  Rom  seine  Gründung 
verdankt,  noch  Götterblut  in  ihren  Adern,  und  Romulus 
wird  nach  seinem  Tode  selbst  zu  den  Göttern  erhoben.  Aber 
nach  ihm  äuszem  die  Götter  ihre  Mitwirkung  nur,  wie  in 
allen  andern  wichtigen  Statsang^elegenheiten,  durph  die 
Zdcihen,  weldpe  bei  den  Auspiden  beobachtet  werden^  durch ' 
die  unsichtbare  Stimmung^  tier  Seelen  und  durch  die  unab- 
'  .  wendbare  Macht  des  Schicksals.  Der  Charakter  des  römischen 
Königthuras  ist  demnach  reiu  uiensciilich  geartet,  obwohl 
auch  in  ihm  die  Verbindung  mit  göttlicher  Einwirkung 
auf  das  Geschick  des  ßtates  noch  fasigehalten  wird.  Die 
Einsicht  und  der  Wille  der  IndiTiduen  wirkt  hier  stfirker 
ein,  und  die  Rt^cksicht  auf  das  Blut  und  die  Familie  tritt 
mehr  in  den  Hintergrund.  ^ 

'  Ganz  analog  i»t  selbst  das  römische  Erbrecht  in  der  Kt  c^  l  ht 
auf  den  Znsntiimenlmng  des  Blnt<>s  iukI  der  Familie  gegründet,  sondern 
in  erster  Linie  auf  den  individuellen  Willen  des  firblasiwra,  der  aeiueu 
Maclii'olger  frei  crueuuU  . 
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Der  römische  König  wird  von  dem  Vorgänger  od« 
d^D-intcrrex  un^r  Mitv>:irkun^^  des  Se.iats  und  mit  Zii- 
«tlminafig  d».CiM>llerie?«%iiW4 oder.anf  Lebenszeit  ge w äh 1 1, 
nkht  eine  königltebe  ;BiWyiiasÖii'  «aerfcwitit.    Es  kommt 
daher  mehr  aoTdie  F»«vMhilll»Ui;t  d€«WlbBiri  «la  «Wf  den 
ytunini  an.    Dem  gewäldten  Könige  Wbd'ipieli  eteäirt  iWI 
ihm  gelber  vorgeschlagenen  Gesetz  der  Cttiieii  Ait 
«too  >  AlK^ideil  -TOD  dem  Interrex   die  königliche  Gewalt 
•bertMftli^'fm  Jo  wie^ift^  den  liagistrateo  der  iie|>ul>lik 
\W  ifrtperlt»   So  ist  dat  litofaqhe  «ftMfÜ^  ^  Anfing 
au  auch  eine  indiV>*Tiell<iJI*gUtoa4Är.-    >  .i>'i«*.- 

Schun  diese  Unterschiede  bedingen  eil»  and««  Alrffca-  x 
.8Hng  der  königUchen  Institution.    Ein  anderer  nicht  minder 
gewicbüger  liegt  in  der  Art  «jid  dem  Charakter  der  k  ö  n  i  g- 
lloliem^  ÖMTBlt  aeWwt  In  mänche»  Dingen  zwar  sind  die 
Rechte  des  Rex  «bntteli  denian  4»  «mdern  trolMp^^ 
Audi  er  ist  Opferpriestcr  ftlr»daa»Volfci^w&^«l'»«»iiw""*' 
und  leitet  sowohl  den  Senat,  als  die  vcfschtedenen^OoniMlen 
des  Volks.   Eben  so  ist  er  in  der  Kegel  der  oberste  Richt-er, 
nngeachtet  ea  Ton  «einen  Stwrfen  unter  gewissen  Voraus- 
setzungen nodi  eine  Ber«ftin|f  an  das  Volk  gibt.   Er  steht 
fomer  von  Rechtes  wegen  an  der  Spitee  der  Kriegsvecflw- 
snng,  und  ist  der  natürliche  Heerftihreri  BndUch  bemtzt  aiM* 
er  Reichthuin  an  Giitern  und  Eiid<iinften.5 

Aber  ungeachtet  der  röi^iische  König  kein  Abkömmling 
der  6ött«r'und  nur  auf  Lebenszeit  gewählt  ist,  so  ist  seine 
Macht  doch  sehr  viel  intensiver  und  voller  als  die  der  grie- 
chischen Könige.   Darin  «oflPeöbaart  sich  schon  von 
HU  der  vorzugsweise  statliche  Sinn  der  Äörter,'"afilrö;;s^^^ 
ihre  obersten  Magistrale  mit  CM^er  Euile  von  Macht,  und 

-j 

»  Ea  ist  das  die  sog.  lex  regia,  welche  7,ur  Kaiserzfit  erneuert  w»fd. 
Lipianu»  iu  pr.  L.  1.  de  coiistit.  Princip.    Cicero  de  lege  agrar.  Jl.  11. 

*  Vgl.  Niebuhr,  lom.  Gesch.  I.  (356).  Robino,  UntsrtwA.-.  öber 
röro.  Verf.  1.  Abachn.  X 
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imbesondere  mit  der  Gewalt  «nmtatteD^  für  die  tfiKMitticbe 

WolilCalirt  encr^iscli  zu  sorfren.  Das  specifiseh-römische  Im- 
perium ist  es  vorzüglich,  was  liiesz  Königtlmin  vor  jeaeo 
RDderQ  loatitiilioi^en  so  sehr  «aszeiclinet. 
■i  -'  Die  ftiiszere  ErioheiduDg  des  KOniga  iat  nichl  iniader 
▼eU-Olenz  ondEhräf  als  die  der  aoderii,  aber  it»  ihr  soboa 
öffenbert  sich  ihre  grOseere  Maeht.  Die  Rutbenbfindel  und 
Beile,  welche  die  zwölf  Lictoren  ihnen  vortragen,  sind  nicht 
blüsze  Zeichen,  sondern  Werkzeuge  der  strengen  Strutgewalt, 
welche  den  Ungehoratibi  ao  X/eib  und  I^ebea  beiiusucbt  •  I>as 
rffmische  ImpeiiQin  uiid  die  Beile  der  lictoreo  gehören  ioi 
Leberi  and  in  der  Idee  der  Römer  zesamntea.^  .  ^ 

In  Fotge  des  höchsten  Imperium,  welches  der  SMig^nm 
Rechtes  wegen  mit  den  Auspicien  überliefert  erhalten  bat, 
ist  er  voraus  berechtigt,  die  erforderlichen  Statsorduuugeii 
und  Recbksgrundsätse  festoostellieii.  Mao  darf  iiieht  vergessen, 
'dasi  der  röuiische  8tat  yon  deim  Könige  gegründet  worden 
war,  und  dasz  die  Gewalt  des  ursprünglichen  Gründers  auf 
dem  Wege  der  Tradition  auf  dessen  Nachfolger  überging. 
Die  eigentlichen  Gesetze  bedurften  freilich  der  Zustimmung 
des  Senats,  und  wohl  aucii  —  sicher  seit  dem  Könige  6err 
rius  TulUtt»,^  des  Geheisses  der  YoUEsversammlung  (popuii 
|ns8n)'V  aber  iür  diese  war  der  Wille '.des  Königs  selbst  iw- 
entbehrlich  und  gewöhnlich  aueh  massgebend.  Denn  mir 
er  konnte  tlus  Gesetz  in  Antrag  bringen,  und  gegen  seinen 
Wiiieu  kein  Vorschlag  in  iierathuug  oder  zur  Abstimmung 

*  Cicero  pro  Flacco.  8.:  Opifiiief  et  tabenulriM  ttHqne  üImd  omnen  - 
AMoam  civitatum,  quid  est  ucgotii  oondtare  io  «om  prseewtim  qiii  anper 

mmmo  mm  imptrio  fuerit,  Piimmo  autein  atnore  esse  propter  nomm 
ipsum  impcrii  non  potnerit,  .MiraiKhiin  vero  est  liomines  eos,  qiiibus 
ocliu  8\int  nottrae  »curei  etc.  34.  „uon  impirium  non  secwcti.**  Vgl.  Liv. 
XXIV.  9. 

^  Tacit.  Ana.  UL26.:  Pracdpuus  Servins  Tullius  saiwtor  legum  fuit, 
qum  fftwi  rrgtt  sMenprrsreif.*  Pomp.  L.  2.  $.  1..  de  Orif.  Jor.  «eiiqii 
von  Bsamlu»:  «Ugei  ciiriatM  sd  |iopalaiii  tulit*  Vgl.  L  8.  JHtm. 
IM,  IV.  96. 
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lioniaM«*  Ausser  den  Geaetann  konnte  aber  der  König  im- 
weifBlbafl^  dnroh  sein  Ediot,  ohne  Berathnng  und  Zastiok* 

mutig  irp^end  einer  besebränkenden  Versammlung,  des  Beebt 

nulier  bestimmei»,  welches  er  schützen  iirul  liandhaben  wcitle, 
Maclite  er  üuch  selten  davon  Gebiaut:]i,  bu  wurde  es  von 
johrr  dnrh  nls  ein  Recht  der  römischen  Magistrate  betrachtet, 
das  Gewohuheitsrecbt  und  neue  Recblsansiebteo  in  soleber 
Weise  zur  Anerkennung  zu  bringen,  und  in-  den  von  ibnen 
bestimmten  Formen  fortzubilden.  Dieses-  jus  edicendi  ist  von 
den  Körngen  mit'  dii'  Micjish nie  dn  licjmblik  ubergegangeü, 
nicht  für  diese  neu  begründet  wurden. 

Ho  war  anch  die  Antorität  der  rOmiscben  Könige  in.Hand- 
iHibung  der  Rechtspflege  viel  grösser,  als  die  der  germa- 
nfscben  Fürsten.  Wie  diese  saszen  auch  jene  Öffentlich  und 
aafengs  persöniicb  zu  Oeriebt,  ai>er  der  Rex  war  nicht  b6' 
sein  tili  U(  (Iiik  Ii  dus  Urtheil  der  Beisilzcr.  Er  leitete  nicht 
Uiosz  den  <iung  des  Procefises,  er  setxte  selber  den  üecbtü- 
satz  fast  {jus  dicit),  welcher  zur  Anwendung*  kommen 
söUte.  Er  urtbeilte  wohl  auch  in  der  ältern  Zeit  häufig,  selbst. 
Die  ganze  Privatrechtspflege  und  die  Strafrechtspflege  grössera* 
theiln  hingen  durchaus  von  ihm  ab. ' 

^^  ie  ausgedehnt  ferner  war  die  Heeresgewalt  des 
roniist  ix  II  Königs?  Kenie  öchranko  , hemmte  im  Felde  das 
absolute  Recht  desselben  Ijiber  Leben  und  Tod  aller  Kriegs- 
Pflichtigen  von  den  obersten  Führern  bis  hinab  zu  den 
niedrigsten  Kriegern.   Noch  aus  den  Zeiten  der  römischen 

'  Rubino  a.  a.  Q.  S.  18.  ff.  hat  das  altröroische  Stntsreclit  in  vielen 
Beziehungen  wieder  zur  Anerkennuog  gebracht,  aber  geht  wohl  zu  weit, 
wenn  er  den  Königen  in  älterer  Zeit  fttr  eich  allein  eile  Geselzge- 
bangflfewalt  sueebreibt.'  Der  bcädiridenere  Anedmck  rc^re  legvm.  wird 
«wer  ton  den  Kimigen  nidit  gebnincht,  eoa4sm  die  vornehuMven  Be- 
zeichnungen con8tituere,  instituere,  dare  Joe;  eher  dunit  wird  weder  die 
Bedeiitnng  des  Senates,  noch  die  des  Vollies  verneint. 

^  Cicero  de  Re{).  V.  2.:  .|yOflinia  ctiiifleidientnr  judicUe  regiie.'*  31. 
Zomrai»  auual.  VII.  13.  <  , 
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Republik,  in  weleheo  dia  Überlieferte  königliche  Grewait  so 
nancbertei  BefichrlUikangen  erlitten  hatte,  kennen  wir  eine 
üemliehe  4liMhi  von  Bebpieleii,  In.  welchen  nseht  bksis 
Dldtaloreii,  deran  Tollere  Macht  ebeo  die  atte  ungewhmftterte 

königliche  war,  sondern  auch  C!on8uln  trota  den  Bitten  oft 
des  ganeen  Heeres  angesehene  Kriegsobersten  hinrichten, 
oder  in  ganzen  Heeresabtheilungen  je  den.  sehnten  Mann 
«aUiaupten  Hessen.  ^  -  - 

.  Die  übrigen  8ta4«iinter  and  priesfterliofaen  Wor- 
den leiten  <gro0iBntfieil6  ihr  Batein  und.  ihre  Beftignisse  Ten 
dem  Könige  ab.  Der  tribiimis  Celerum  als  Anfl^hrer  der 
Reiterei,  der  praefectiLs  urbi,  welcher  in  der  Stadt  als  Stell- 
rertreter  der  Könige  waltet,  werden  von  ihm  ernannt.  Die 
Angarny  die  Pontificet  äabeii  ihre  Wissenaehaft  der 
Weiflsagupg  und  des  heiligen  Rechts  von  dem  EOnige  «n- 
pfangen.*  '  - 

In  dem  Imperium  liegt  endlich  als  innerster  Kern  des- 
selben eine  mächtige  Regierungsgewalt,  welche  überall, 
wo  das  BedUrfnisz  des  States  und  die  Umstände  es  im  ein- 
adnep  Falle  verlange,  ein-  und  dürchgreift,  und  im  In-  , 
teresse  der  öffentHehen  Wohlfiihrt  das  Nötbige  gemietet  nvA 
anordnet  Diese  Gewalt  bei  den  hellenischen  Königen  nur 
in  sehr  geringem  Umfange,  bei  den  germanischen  fast  <^ar 
nicht  bekannt  —  nimmt  in  dem  römischen  Statsrechte  von 
Anfang  an  cüne  wichtige  Stellung  ein,  und  wie  die  Aömer 
in  ihrer  Familie  tvnd  als  Eigenthümer  die  absolute  Um* 
Schaft  lieben,  so  ist  auch  ihr  statliches  Imperium  absolut 
Ihre  Könige  sind  daher  nicht  blosz  Richter  im  Frieden, 
sie  sind,  wie  schop  der  Name  zeigt,  ganz  vorzugsweise 
Hegenten.. 

Nur  so  erklärt  sich.,  wie  die  ganze  Politik  des  römischen 
States  in  der  königlichen  Periode  von  dem  individuellen 

*  Livius  II.  50.  VIII.  7.  IX.  16    ßruw»  de  formuL  p.  455.  flf. 

•  Rubiu«  a.  a.  0.  S.  114  und  m  • 
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innen  tradier  Thatknll  der  KOnlge  bestimnit,  wte  ^te 
Binrißbtungen  auf  4H6  KMigie  BtfrOokgefMirt;  werden»  Nur 

▼ön  da  aus  wird  es  verständlich,  wie  schon  zu  dieser  ^Seft 
riesenhafte  mid  'joiiiciiniiUzliclie  Haiiwerke  in  Rom  von  (U*ii 
Königen  an^eonhiet  und  durchirefiihrt  werden.  8ie  haben  die 
8ei|;e  die.  Lebeoimlllel  ood  fttr-  ein»  «ple:  fleotethauW^ 
laiig  deHi  JMen«,  iie^fHMM  46»'-'ijiimWm^  4m 
fer  nnd  efben  die  {H)lieei1i<)lMi  ()Ni«relii«iabtfgMehnft^^ 
ttlis.  Alle  Gewalt  ühcrliaupt,  welche  später  unter  die  Con- 
suln,  die  Priitoren,  die  Ceusuren,  die  Aedilen  vertlieilt  ward, 
ist  ursprünglich  in  der  £ini«|  Hand  deS  ' lömiaßben  Königs 

Verbunds.  ^-  •  Jir.-'f  >  ^1/  . 41.-1  >Vj:v. 

mt  fihiam  Worte:  Der  i«iilfiMllier'8lilt  'i^^ 
Ifönftrohie  In  fonh  enier  iir«iiMMti[i%^^^^ 

il  i  V  i  d  u  a  1  h  e  r  r  s  c  h  a  f t  mit  voller  C o  n  c  e  n  t  r  a  t  i  o  n  aller 
statliclien  Macht  .und  mit  einer  Fülle  sogar  absor 

luter  Aegierungife^rivU  ia  <tie  8eecbi«bte\eiik  « 

1  <  *  ■ 


^Siebenzehntes  Oapitd.  - 

C..Da8  röiQiscfae  Kaisertbun. 

Das  römische  Kaiserifanm ,  welelies  von  tl  Jnliüii  Qfir 

aar  eingeleitet  und  von  Augustus  eingeführt  worden  ist, 
und  auf  die  ganze  spätere  Entwicklung  des  mittelalterlichen  , 
und  modernen  Statsi^ecfats  einen  groszen  JBänflusz  geübt  hat, 
beruht  keinesw^a  bfosz,  wie  das  Neuere  hier  und  da  be^ 
hauptet^  auf  einer  Anbftufting  republikaBischer  Aemter  und 
WDrden,  sondern  ist  in-  der  -That  dne- limeeerung  der 
monarchischen  Gewalt,  welche  die  Kindheit  des  römischen 

Rubioo  S.  m 
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States  geleitet  hat,  cioe  EIrneuerung  freilich  in  viel  grosa- 
^rtageren  VerhiUniMeo  und  der  seitherigei].  l^ai,bUduiig'  4ei 
diäte  gemAMf. 

AHerdiiigs  lieaven  sich  die-  KalMr  Gewallen  übertragen, 
welche  vorher  einzelnen  republikanischen  Magistraturen  mr 
gehört  hatten :  die  t  r  i  b  im  i  c  i  s  c  h  e  Gewalt,  in  Folge  wel- 
cher sie  auf  persönliche  Unverietzlichkeit^  auf  ein  weit  wir- 
kendes Recl^t  der  lateroeasieii  und  der  VemeimiDg,  und  «af 
die  Idee,  Sdurmer  des  niedern  Volks  und  seiner  Rechte  «i 
seiit^  efnen  erhöhten  Anspruch  bekamen;  die  censoriscbe 
Gewalt,  welche  ihnen  die  Aufsicht  über  die  Sitten  und  die 
Befugiiisz  verlieli,  die  Listen  des  Senats  und  der  Ritter  nach 
ihrem  Ermessen  zu  bereinigen ;  die  Würde  des  po3it\f0x  ma- 
jBimv»,  und  damit  die  Befognisz  über  wichtige  Fragen  des 
geistlicheD  Recihts  zu  entscheiden.  Von  Zeit  su  Zeit  nahmeii 
me  auch  persönlich  die  Wflrde  eines  Gonsnls  an.  Aber 
in  der  Hauptsache ,  in  Idee  und  Maclit,  bestand  die  Stat^- 
veränderung  nicht  in  solcher  Cimiulation  von  Magistraturen, 
sondern  in  der  neuen  Begründung  einer  einheitlichen 
Centraimacht,  einer  wahren  Monarchie.  Repabli- 
kanische  Formen  verdeckten  einem  TheU  der  BerOlkemng 
anfänglich  den  Uebergang  in  die  Monarchie;  in  den  Augen 
der  Kundigen  aber  war  diese  schon  unter  Augustus  voll- 
ständig eingeführt.  Das  monarchische  Princip  wurde  schon 
l»ei  der  £riiehung  des  Kaisers  Tiberios  ^r  scharf  im  Senate 
aosgesprochen :  »Nichj^  daruni  kann  es  sich  nnnmehr  has- 
dein,. an  trenpen  was unaertrennlich  verbanden  ist,  sondern 
um  Anerkenpung  des  Grundsatzes,  dasz  der  Stat  Ein 
groszer  Leib  ist,  und  durch  Einen  Geist  regiert  werden 
musz.  * 

Der  N^e  Princeps  (Senatus)  freilich  war  bescheiden, 

'  'facilus  Ann.  I.  Vl\  1.  1.  von  Augu.stus:  „(uncta  disconliis  riviü- 
bu8  fessR  nomine  /Vnuri/w«  suh  imprrium  accepit."  Vgl.  die  N'ti  liandiuu- 
gea  vun  Mäcenas  und  Agrip^m  um  Augustus  bei  Div  Lfusiun  52. 
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die  Macht  des  Kaisers  dagegen  so  unermeszlich ,  dasz  nur 
weiii«jj('  IndividutMi  den  (ieimsz  derselben  zu  L'rtrageri  ver- 
mochten ,  die  meisten  diircli  das  Uebermasz  geistig  oder  mo- 
nüisch  nuDirt  Warden/  ^ie  Gewalt  oDd^.  WttMloliWir mith4 
em  fcl^V  Säl^  iblAft*ii^^ 
gfe wählt,  aifllüi^i«H^<M'66hiM^ 

in  Wahrheit  nher  auf  LÖbehszeit.  Sie  hatte  tiiioii  mensch- 
lichen, nicht  eiiuii  u<»itliclicn  Ursprung,  und  erkannte  die 
Hoheit  des  Volkes  aa.  Dnreli  ein  Volksgesetz  wurde  ihm 
die  Gewalt  Vo^fi  dem  Volke  aber^a^^n.^  -  Attel» 
dir»  Blut  tind  ^  FamiüeüTerbMNiiig-  wut^fr^MaMf  M 
dei*  Anerkennung '  der  Kaiser  sewiir  iflcM  'priiH^MI^tMr 
lactiscli  in  (h'n  meisten  l^alleii  Kücksiclit  genomiueii,  und 
der  unerkannte  Kaiser  empling  jeder  Zeit  die  kaiserliche 
Gewalt,  welche  an  Umfang  der  Gewalt  des  römischen  Volkes 
sMbat  ^fir  gdt^^der  aepnblifc  gfeieligflagiittl  »iMwie^.gliPipwPi 
sönlichem,  TGllem  Rechte.  Aadb^iM^^Mk^%(AMi*e 
dles^be  später' fficlil  itteiiriyeseh]^^  Sie 
war  durch  die  Ueb er  1  iefe ru n  g  gesichert.  '  '  " 

In  ihr  war  —  abgesehen  von  den  obigen  Macristraturen, 
die  regelmftszig  mit  der  kaiserlichen  verbunden  waren, 
und  diese  sehr  verstftrkten      enthidteD  ;  r  ^  s 

1.  Die  Disposition'  und  der  Befehl  Ober  die  gesammte 
Kriegsmacht  des  States,  zu  Rom  Uber  die"Gaf#B  'der 
Prätorianer.  Die  Einlnhrung  stehender  Heere,  für  die 
spätere  Gröszc^  r1(\s  Reiches  ein  Bedürfnisz,  sicherte  zugleich 
die^  Existenz  des  Kaiserthums,  und  diente  dasu^  desaselben 
Überall  Gehorsam  zu  ekwüigeit.*  In  dieMr  Biginaohalt 

'  IJlpianus  in  L,  1.  pr.  de  constitut.  princip.  :  „Qnod  principi  p/acuit, 
legis  habet  vigorem ,  utpote  cum  lege  regia,  quae  de  imperio  ejus  latA 
est^  populus  ei  et  in  eum  <mne  mum  imperium  et  poUsUUm  ewferiU. 
Gaj.  I.  5.  %,  6.  J.  de  jure  nat  -  '  ^  -  . 

*  Hicena»  emplkhl  dalitr  «Hch  dooi' Kaiser  Aognslas  dndriDglich, 
ein  Btdiendee  &er  {tgrforwrme  dt^oMtcov^  •o-UldeB,  difegeo  die-Haipe 
dfer  B&fdUkenmg  den  friediidiMi  OmMrlwn  in  flberlaaNi.  PtoCfl«.  ti.  a.  0. 
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nfthnm  die  Ksuw  dem  Tllel  der.  ;»Im{»et«lef      an,  wel 
eker  Tordcoi  eine  eedefe  Bedeatong  gehabt  hatte. 

2.  Die  II  n beschränkte  Regier  im  g  über  eine  Anzahl 
und  gerade  die  .wichtigsten  und  reichsten  Provinzen.  Von 
daher  zegeii  die  Kaiser  unerineszliche  Reichthümer  und  Kräfte 
idler  Alt  wm  mdk.  Im  Qbrigep  hatten  die  Prorii^eialea  dureh 

,  die  MiHvcerftaderang  bedeutend  gewpaeen.  Ihre  Qrtmsm 
wefdeD  TOD  dem  Kaiser  in  den  Senat  bemftn  tind  mit  Aem- 
lern  betraut,  die  Volksmasse  wurde  durch  die  kaiserlichen 
Iiegati  weniger  bedrückt  und  ausgesogen,  als  früher  durch 
^ie  Preeonsiiln  und  Pronatoren  der  Republik,  welche  sieh 
•IkweehMlnd  An  den  Proyimen  wa .  bereiehem  pflegten.  Das 
dauernde  Intfraee  der  Kaiser  gebot  t^ils  grossere  Schonung 
theils  eine  geregelte  Verwaltung  der  Provinzen. 

3.  Die  Entscheidung  über  die  aus  wärt  if^e  Politik, 
das  ^eeht  Uber  Kirieg  und  Frieden ,  und  das  Recht  Bünd- 
nisse absttschliessen.^ 

.  4  Die  Ifacht^  den  Senat  su  Tersammeki,  Antrüge  an. 
denselben  zurBerathnng  zu  bringen,  den  Senatsbeschlossen 
gesetzliche  Geltung  zu  verleihen.^  Wie  fügsam  der  Senat 
sich  den  Kaisern  gegenüber  erwies,  wie  abhängig  derselbe 
auch  von  diesen  war,  ist  bekannt  genug. 

'&  'Die  entseheldende  Stimme  bei  allen  B eßetz u  n gen 
der  Magistraturen  und  wichtigeren  Statsftmter, 
indem  sowohl  der  Senat,  als  die  —  damals  nur  noch  dem 
formellen  Scheine  nach  erhaltene  —  Volksversammlung,  die 
von  dem  Kaiser  empfohlenen  Bewerber  zu  beriicksichtigen, 
sogar  durdi  das  Gesetz  verpflichtet  ward.*  i 

'■   *  Letr  de  Imp.  Vrspanani :  „foedusque  cum  quibus  volet  facere  liceat."  , 

*  Ebenda:  „utique  ei  senntiim  habere,  relationem  facere,  remiltere 
»enatos  oonsultA  per  relationem  discessiüuemque  l'acere  liceat  —  utique 
eam  ex  voluntate  aoctoritateve  jussu  mandatuve  ^ns  praeseote  eo  aenatos 
habeUtilr  omniav  reram  jus  perinde  habeator  servetnr  ae  al  e  l^fiena- 
tif»  edietns  emet  haberetnrqne.  n  • 

*  fibendat-  Antiqua  qaos  magistratuni  potestatam  inpeduBi  coratiQiiaiti  . 
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6/ Die  nitbesehränkte  allgemeine  Vollinaelik,  alles  zn 

thiin,  was  ihm  zur  Wohlfahrt  und  Ehre  des  States 
zweckdienlich  erschiene.  Das  ist  der  innerste  KetB  der  Kaiser- 

Mttfilil  «bigl^lls!        die  MBMlfidM 

<lie  kaisorliclieii  Kdicte^lfeiii  nicht  hlnsz,  sondern  sotjar  die 
Decrete  und  Reseripte  die  volle  Autorität  von  Gesetzen 
kaben,  dasz  somit  auch  die  gitammte  Geseftagebuiifigewatt 
«wa  Mo  fijiiter  «UeliiV  in  i><»i<(Bitwto  Uninige^  MtgtßBil^mii 

Damit  aber  jedes  Bedenken  Uber  die  Anwendntf^  dieser 
absoluten  IMaclit  znni  .Scliweiiren  gebiaclit,  und  jeder  Wider- 
stand gegen  dieselbe  erfolglos  wende,  bestimmt  das  Kaiser- 
getete  «»dmökliehi  dtm^m^v^km^mBoi^  iii 
wflleii  gegen  fottogg^eM/^MHi^ 
handle,  oder  wai  diMldfo  Töraehreibed ,  trieM  M[>)^^  4M 
das  nicht  zum  Scfiaden  gereichen  solle,  und  er  deszhalb 
iiiclit  zu  g:erichtli('her  Rechenscliaft  gezogen  werden  diirle. 
Die  Un Verantwortlichkeit  des  Kaism  reiStAnd  sieb  von  selbst; 
8te  wurde  aber  aoeh  anf  allei  ausgedehtltf  #eleiie  im  ii«(lffag 
und  Dienst  des  Kaisers  nach  oeiiiein  WMlen  iModeHep^  ie» 
mit  des  €togeiitheit<il6r  heoligtti  Ministerverantworilicbkeit 
festgesetzt.'       ^  v  ^  - 

cajus  rei  petenies  senatui  populoque  Romano  commendavnit  quibus^ue  suff- 
nilgatkmm  ttmm  Merit,  primiterü,  eonrai  comitls  qwbntqoei  ^tr»  or- 
diiiem  f«l«»  ilobMiiir.«  . 

knma^ram  pnblkaraii  prinrturaiiiqae  rarvm  mm-  oeMalit '  'H'^i^m  futn 

jßu  fiotettatque  Ht.*^  h  i-^v;  f  .' V 

*  Snvigny,  System  des  röm.  Rechts.  I.  S.  121  ff. 

•  />ar  df  Imp.  Fwp. :  „Si  qnis  hujusce  legis  ergo  ndversus  leges  ro- 

gatiüiies  plebisve  scitn  .senatiisve  conculta  ferit  feccrit  sive  qiiod  euni  ex 
tvrv  (>to  lacere  oportebit  iion  fecerit  hujusvc  lefris  ergo  id  ci  nc  fvaudi 
eslo  iieve  quil  ob  cani  rem  populo  dare  debeUJ  neve  cui  de  ea  re  actio 
nevt  judifatid  ttio  mvc  quis  de  ca  re  apud  .  .  agi  hnito.*^  • 


t 


SOS  .  VIerlat  Bn^  IMe  «MfemM, 

In  lier  Thst  «tar  diese  KaMennftcht  aof  dem  Gebiete  des 

öffenrtichen  Rechtes  ganz  ähnlich  wie  das  Eigentliiini  des 
römischen  Sachen-  und  die  väterliche  Gewalt  des  Familien- 
reehts.  Sie  war  unbeschränkte  Hecrschergewalt, 
▼Or  der  sieh  Alles  4>eog6ii  numto-  Sie  war  die  Coaeentratioa 
der  rOmisehen  W«ltherr6cl)aft,;des  imperiiim  miitfdi  in 
Einem  lndiViSimin.  Das  ideale  Mötiv^  weldito  freilicli 
die  Realität  nur  selten  entsprach,  war  die  öffentliche 
Wohlfahrt,  Salus  publica ,  das  g^rosze  Statsphacip  der 
ftOmeir,  welches  sie  in  den  fitaftsangelegenheiten  wenigstens 
in  späterer  Zeit  mehr  anriefen  als  das  Recht,  Jus,  so  selir 
sie  im  Privatrecht  gerade -di^M  au  Ehren  braehten  und  aas- 
bildeten. ' 

Die  römische  Kaisergeschichte,  wie  sie  diese  absolute 
Statsform  im  gi'oszarti^^sten  Maszstabe  zur  Erscheinung  •  ge< 
bracht,  hat  augleich  der  liachwelt  die  Warnung  hinterlassen, 
-  dasz  ein  solches  Uebermasa  ron  Macht  weder  zum  Besten 
dessen  dient,  der  sie  bdsitaf,  nodi  der  KatiOB,  flir  wel^ 
sie  geübt  werden  soll. 

In  der  Zeit  des  untergehenden  und  innerlich  verdorbeDen 
W^treiches  mochte  Übrigens  dieselbe  nüthig  und  in  dem 
'  Sehicksale  hinreichend  begifii&det  sein;  Die  römische  Aristo* 
kratie  war  theils  entartet,  theils  nicht  stark  genug,  den  un» 
ermeszlichen  Statskörper  zu  leiten.  Von  Zeit  zu  Zeit  noch 
ohnmächtige  Versuche   wagend,   ihre   frühere  Herrschaft 

*^  tkn  Kamea  ^omthw  freUidi,  der  im  G^ntatM  an  die  jervC  eriu* 
nerte,  Terbeten  sich  die  eraten  Kaiaer  noch  als  nnwfindig  /Smlaii.  Octov« 
&3 :  „iomim  appellationem  maledietiun  et  opprobrium  Semper  ezbor* 
mit.'*  Tiber.  27.  Tac.  Ann.  IV.  37.  .86.X  Spfttere  Kriecherei  aber  ftthrte 

den  Tit.fl  dennoch  ein. 

"  Mnn  vergleiche  nur  die  folgrenden  Worte  des  Kaisers  Tiberius, 
welche  ursptiinglich  vielleicht  aulrichtig  gemeint  waren,  mit  seinen  Tha- 
ten.  Surton.  Tiber.  29:  „Dixi  et  nunc  et  saepe  alias,  V.  C. ,  bonura  et 
salutarem  Principem,  quem  vos  tanta  et  laiu  iibera  potestate  eji^truxistis, 
WmM  tmrin  debere  et  mdvenu  eknbus  saepe  et  plerumque  elitm  iM^uitp; 
neque  id  dixisee  me  poeniC^* 
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h^niMteUen ,  ergab  «e  jidi  doch  in  der  Aegel  der  zwingenden 

Gewalt  der  neuen  Verlialtnisse.**  MWe  Masse  des  Volkes, 
oliiiti  Aiis]iruch  auf  Heriscliart .  vdvi  den  Walien  tntlvvulinf. 
den  Werken  und  Genüssen  des  FiicWt^ns  ergeben,  sogar 
die  Herrschall  des  Einen  Kaisers  dem  Begimento  des  Senates 
Tor,  und  freute  sich  trete  der  ejigenen  polUischen  Ohnma^i 
Ober  die  I>eniüthigun<>:  des  Adels.  Der  alte  ROmerebarakter^^ 
friilit  r  noch  als  der  liönierg-eist,  war  «diwach  und  kmuk 
g,<;>vut  ,  iijid  es  bubiiteii  die  Römer  den  uucü'sättiichen  Trieb 
nach  Uerrschart,  der  sie  von  Eroberung  «U' Eroberung  ge^ 
fahrt  hatte,  nun  mit  der  eigenen  gemeinsamen  Knechteehalt. 


0.  Fränkisches  Königthum. 

Auf  r^Vmisehem  Boden  erhob  sieh  das  grosse  Reieh  der 

deutschen  Franken.  Die  fränkische  Monarchie,  aus  römischen 
und  deutschen  Jblenieuten  gemischt,  bildet  denn  auch  den 
Uebergang  aus  der  antiken  in  die  moderne  Welt  und  Stats- 
Ordnung,  Viel  mftcktiger  als  ein  .  alt -germanischer  König 
ist  der  frankisclfe  König,  doch  weder  so  absolut  noch  so 
übermächtig  als  dfer  römische  Kaiser.  Die  Ideen  des  ger- 
manischen Rechts  und  der  germanischen  Freiheit 
haben  sich  gewissermaszen  vermählt  mit  den  Gedanken  der 
römischen  Statshoheit  und  ^acht,  und  ans, dieser 
Verbindung  ist- die  monarchische  Institution  hervorgegiemgeii^ 
wie  wir  sie  in  der  Zeit  Karls  des  Grosaen  in  voller '  Krkft 
entfaltet  sehen.  !  .'  .  . 

i  , 

•*  Wie  wenig  damals  die  frühere  repubiikanjache  \  erfasjuiig  l>ei  den 
untern  Volkselats»  .sa  Rom  populär  war,  zdgen  die  Vorgäuge  bei  <der 
Erhebang  des  Brisen»  Glaudiaii.  • 

aiuntaehli,  allgeiMine«  Stetereclit  I,  24 
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* 

Eine  Reihe  von  Granden  wirkten  xummmen;  um  die 
elnfieiitiehe  Macht  der  ^Arolin^schen  Könige  zo  stftrken: 

vorerst  die  merkwürdige  Folge  individuell  ausgezeiclineter 
und  glücklicher  Ilern^cher,  sodann  die  wachsende  Ausdehnuii^i; 
eines  grnssea  Büches  ^  ftkr  welches  ein  umfassendes  und 
starkes'  politisches  Regiment  Bedflrfhisz  ward,  die  Nothwen- 
digkeit  einer  stets  verfttgbaren  groszen  Kriegsmacht,  und 
die  Siege,  welche  durch  sie  erfochten  wurden,  die  Verbin- 
dung mit  den  romanischen  ünterthanen,  die  seit  Jahrhun- 
derten in  der  Cultur  des  römischen  Stiites  erzogen  und  an 
die  Vorstellungen  und  durohgreifendeu  £iinrichtungen  des 
römischen  States  gewöhnt  waren. 

In  einer  Beziehung  freilich  machte  die  Institution  der 
Monorchie  eher  einen  Rückschritt.  Das  Princip  der  Erb- 
lichkeit nämlich  der  künigUchen  Würde,  neben  welcher 
die  frühere  Kur  zu  einer  ziemlich  bedeutungslosen  Forma- 
lität zusammenschrumpfte,  wurde  allzusehr  nach  der  Weise 
der  privatrechtlichen  Erbfolge  ausgeübt,  und  zum  NachtheÜ 
des  States  und  der  Nation  das  Gesaniintrcich  unter  mehrere 
Söhne  des  verstorbenen  Königs  so  vertheilt:  wie  die  liegen- 
den Güter,  die  ein  Privatmann  hinterlassen  hatte. '  Damit 
war  aber  der  politische  und  statsrechtliche  Charak- 
ter der  Thronfolge,  welcher  die  fortdauernde  Einheit  des 
States  erhält,  gänzlich  verkannt,  und  wurde  dem  privat- 
rechtlichen Princip,  dasz  die  Herrschaft  im  State  wie  ein 
Vermögen  desi  Individuums  uud  der  Familie  sei,  d.  h.  dem 

'  Karl  der  Qrosze  freUich  sudite  diesen  Uebeln  einigenBaszen  la  be« 
.  gtgattt  durch  das  Rekhflgesete  von  806.  «Plaenit  inter  praedietoii  flliot 
nostros  stotuere  atqne  praecipere,  propter  pacem  qqam  inter  eos  perma* 

nere  desideramus,  ut  imllus  eorurn  fratris  siii  terrninos  vel  regiii  Jimites 
invadeie  praesumat  — ;  sed  adjuvet  unuaquisijue  illonim  fratrem  suum, 
ut  auo'Uium  Uli  (erat  crnitra  inimicos  ejus  jnxta  rationem  et  possibilitatem, 
sive  iiifra  patriam  sive  contra  exteras  natioiies."  lu  derselben  wird  auch 
der  Wfthl  des  Volkes  noch  Erwähnung  gethan,  c.  5.  Vgl.  Eich- 
horn, Dentaehe  Stets-  und  Rechtsgescb.  I.  f.  139  a.  ISO.  Vgl.  Gnlzot, 
BBsais  snr  Thist  de  France.  8,  206  IT. 
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sofenannten  Patrimonialprincip  in.  dieser  Hinsicht  git- 
bttldigt« 

Als  liuuplsachliclie  Veränderungen  in  den  Muchtver-, 
iiältnissen  sind  folgende  zu  erwähnen: 

1.  Gesetzgebung.  Diese  wurde  überhaupt  wichtiger 
und  fruchtbarer  in  dem  frftnkiscben  Reiche,  als  Tordem  in 
dem  engien  Lebenskreise  einer  änzelnen  germanisclien  Völ-' . 
kerschaft,  und  die  Könige  erlangten  auch  dort  einen  viel 
gröszern  Einflnsz  auf  dieselbe,  als  sie  vormals  gehabt  hatten. 
Der  röoii^be  Grundsatz,  dasz  jede  beliebige  Willens- 
-  Äusserung  des  Kaisers  in  Rechtssadiea  6eaa(9eskraft 
habe,  konnte  natürlich  unter  dem  germanischen  Votlie^  der 
Franken  weder  Billigung  noch  Geltung  finden;  aber  die  im 
den  meisten  Fullen  niaszgebende  Vorbereitung  der  Gesetzes- 
entwiirfe  wurde  nun  gewöhnlich  in  dem  königlichen  Ca- 
binette  mit  Hülfe  der  königlichen  Rätlie  vorgenommen,  und 
die  Gesetae  selbst  im  Namen  des  Königs  erlassen,  dessen 
Sanction  erst  den  Entwürfen  Gesetzeskraft  Terlieh« 

Von'  gröszter  Bedeutung  aber  war  es,  dasz  die  Be- 
rathung,  beziehungsweise  die  Zustimmung  der  auf  den 
Reichstagen  versammelten  geistlichen  und  weltlichen  Groszen,  i 
der  Aristokratie 3  in  der  Sitte  und  in  dem  Rechte  als 

'  Deingeiuäsz  wurde  die  Tiiroufolge  wie  das  Erbrecht  in  die  „terni 
Salles**  bdiandelt.  Vgl.  Zöpfl,  Deateclie  State-  n.  Rcehtsgeach.  II.  f.  33. 
3te  AnÜ,  6,  403.  Waits,  Deutsche  Verf.-Ge8eh.  IL 

*  JfiiwiiMr  de  ordine  palajt.  79,  von  dem  Reiefastag  im  Hai:,  »tn  quo 
plaeito  generalitas  unftMüiorum  majorum  tarn  clericoram  quam  laieorum 
conveniebat.  Scniores.  propter  contilium  ordtnandvm :  mtneref  propter 
idem  suscipicndum  <'t  interdum  pariter  tractandum,.  et  non  ex  potestAte 
sed  ex  proprio  mentis  intellectu  vel  sententia  confirmandum."  Und  von 
dem  Reichstag  im  Herbst:  „AJiiui  placitum.  cum  senioribu»  tantvm  et 
prtiecipuis  comilariis  habebatm-.  in  quo  jam  futuri  anni  Status  tiHctari 
incipiebatur/'  Daher  denn  nach  die  Formeln  in  manchen  CapituJarieii : 
ftper  contiUum  Sacerdotum  et  Opiimatum  meorum  ordinavinu«'*  (Cap. 
^KarJomaBni  a.-  .742);  eoufeiini  Eplscoporam  sive  Oomitom  et  Opti- 
nätem  Fcanooram"  (Gap.  Fippini  a.  744)2  „BoiUtfi  omniilm  fidelium, 
npalroruin,  et  maxime  Epieooponm  ac  reiiqnomia  Saeerdotnin  tmmibt*^ 
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nnenji>ehrlieh  betrachtet  wurde  fttr  die  Gesetzgebung.  Die 
Billigung  durch  das  Volk  selbst  hatt^  dagegen  nur  noch 
eine  untergeordnete  Bedeutung,  und  galt  in  den  meisten 
Fällen,  insbesondere  wenn  es  sich  um  statliche  oder  kirch- 
liche Organisation  handelte,  nicht  mehr  als  nOthig.  Nur 
wenn  das  eigentlicbe  Volksrecht  verfindert  werden  sollte, 
dann  wurde  fineh  die  Gutheissung  des  Volkes  selbst  noch 
erfordert.  "* 

In  jener  Mitwirkung  der  Optimaten  ist  der  erste  Ansatz 
der  stftudischen  Repräsentation  zuerkennen,  welche 
in  den  spfttern  Jahrhunderten  eine  so  groszartige  Ausbil- 
dung erlangt  und  den  reprAsentatiren  8tat  berrorge- 

bracht  hat. 

2.  Regierung.  Die  Grösze  des  States  und  die  da- 
malige Umgestaltang  der  öffentlichen  Zustände  machten  eine 
Regiemngsgewalt,  wie  sie  dem  ftltem  germanischen  Leben 
unbekannt  gewesen,  zum  unabweisbaren  Nationalbedttrfnisz. 
Der  Idee  fbr  die  Handhabnng  des  Friedens  und  die  Auf- 
rechthaltung fies  Rechts  zu  sorgen,  gesellte  sich  die  R(\ck- 
sicht  auf  die  öffentliche  Wohlfahrt  bei.  Indessen  war 
den  germanischen  Vorstellungen  das  römische  Imperium 
ein  zu  fremder  und  unerträgUcber  Begriff,  als  dasz  derselbe 
hätte  adoptirt  werden  kOnnen.  Vielmehr  erhob  sich  die  neue 

(Cap.  Caroli  H.  769).  Der  Vergleich  anter  den  Söhnen  Ludwigs  des 
Frommen  .vom  Jahre  851  enthalt  die  ausdrfiekHehe  Beatimmung  G.  6.: 
«Et  fllonuD,  aeilieet  veraciler  nobfa  fideUnm,  commtmt  contilid,  aeenndam. 
Dei  volnntatem  et  commane  salvamentnm  ad  restitatSonem  aauctae  Eoele- 
siae  et  atatam  regni^  et  ad  honorem  regium  nt(pie  pacera  popnii  com- 
missi nobis  pertinenti.,  aduntim  jpraeb^rimu»;  in  hoc  ut  illi  —  sie  siat 
nobis  fideles  et  obedientes,  ac  veri  adjutores  ntquc  rooperntores,  sicul  per 
rectum  unusquüque  in  aao  ordine  et  statu  suo  Principi  et  mo  Seniori 
esse  del>et." 

*  Cnpir.  CnmH  M.  III.  a.  803.  c.  19:  „ut  populus  inierrogeiur 
de  capitulis  ijuae  in  lege  DOviter  addita  sunt.  £t  poatquam  omM» 
tOMtfotrinit  anbaeriptionea  et  mannflrmationes  suaa  in  ipria  capitalla 
Iliciaht.«« 
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Regierungsmaelit  im  jQeiste  der  einheimischeii  Mundschaft 
(mondiburdluin,  mimdiaiii,  aueh  senno,  verbuin  R«gi8).  Diese 
königliche  Mundschaft  Terhftlt  sich  auf  dem  Gebiete  des 

8tutsrecliLs  zu  dem  rüiiiischen  Imperium  gentde  so,  wie  die 
Vorimindscliaft  des  deutsehen  Eheinanus  und  Vaters  zu  der 
i'ömisciien  potestas  im  FauiiUeiir^ht.  Sie  ist  niciit  eine  ab- 
solute Uerrscbergewalt,  sondero  der  Schuts  der  Rechte 
des  Volks  und  der  Uuterthauen  und  die  Sorge  für  deren 
Wohl  sind  die  Ideen,  welche  sie  beleben.*  Die  Vorstellung 
der  Pfliclit  wird  mit  der  des  Keehts  unauflr)8bar  verbun- 
den, und  schrankenlose  Willk Urgewalt  nicht  gestattet.  Der 
neue  Gedanke  ist  freilich  noch  nicht  nach  allen  Seiten  k|ar 
geworden,  aber  der  Kern  desselben  ist  gesund  und  einer 
wahrhaft  statlichen  Entwicklung  fähig. 

Von  ditstni  Staii(l[)unkte  aUvS  darf  und  soll  der  König 
auch  gebieten.  Das  Gebot  änszerte  sich  in  der  Form  des 
sogenannten  Bannes.  Der  König  hatte  sowohl  den.  Heer- 
bann als  den  Gerichts  bann.  In  folge  des  ersten  yer- 
tUgte  er  Uber  die  ganze  Kriegsmacht  des  Relehes,  fr^lich 
auch  hier  durch  das  Herkommen  beschrftnkt  und  nach  be- 
stimmten Verhältnissen  der  Kriei^sdienstpflieht.  Indessen 
rieten  starke  Könige,  wie  insbesondere  Karl  der  Grosze» 
nicht  blofiz  das  lehepspflichtige  Gefolge,  sondern  ganze  Ab- 
theilungeu  des  Heerbannes  auch  zu  Angrifbkriegen  auf«  und 
bedrohten  jeden  Sftumigen  mit  dem  schweren  Königsbanu 
von  00  Schülingen  Busze.*' 

In  dem  Gerichtswesen,  woran  sich  noch  immer  die  Lan- 
desvevwaltung  anlehnte,  Übt  der  König  den  Gerichtsbaan 

*  Du  Canqe  s.  v.  niiiudiburdis  et  mundiburdium.  Vgl.  cap.  Caroli 
il.  a.  Ö02.  c.  40.  Hincmar  de  Ordiue  Pal.  ü:  „ÜL  Rex  iu  semetipso  no- 
ininis  8tti  digaita^  cnstodire  deliet.  Komen  eofm  tvyif  intellebtaaliter 
hoc  retinet.)  tit  snbjectiB  oinnibiis  redorit  officium,  procnret.*^ 

«  Vgl.  Zöpfl.  8i.  u.  R.  Q.  n.  $.  36.  Cap.  %  CainU  JT.  a.  812. 
S.  1:  vQuicumque  honio  liber  ia  hoatem  baDnitua  fnerit  et  veniae  eon- 
temaerH,  plenam  heribennum  i.  e.  60  aolidos  peraolvaf 
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aas,  fireilich  selten  mehr  in  Person,  in  der  Regel  durch  die 
GaugrafbUf  dären  Q^chtebarkeit  aber  ^on  ihm  abgeleitet 
ward.   Die  erstarkende '8tatsordnuiig  beschränkte  nun  die 

früher  in  viel  weiterem  Uiullange  g:eiibte  Selbsthilfe  und  Rache 
in  privatrechtlichen  Streitigkeiten  wie  in  StraHällen,  und  (Iber 
das  ganze  Land  breitete  sich  der  sogenannte  Konigsfrie- 
den  unter  dem  Schutze  des  Königsbannes  aus  und  ersetzte 
den  vormals  leichter  zu  störenden  gemeinen  Frieden. 

Anch  die  Einkünfte  der  k5nig1iehen  Kämmer 
nnd  der  Fiscus  des  Königs,  worüber  dieser  nach  eigenem 
Ermessen  frei  verfügte,  hatten  bedeutend  zugenonimcD.  Die 
Eroberung  römischer  Provinzen  und  die  Aufhebung  der  alten 
König-  und  Herzogthümer  hatten  die  Domänen  der  Könige 
sehr  bereichert.  Ueberall  im  Reiche  gab  es  ansehnliche 
königliche  Villen ,  von  deren  Pfalzen  hinwieder  viele  zins- 
bare Güter  abhingen.  Die  Grund-  und  Kopfsteuern  der 
Proviocialen  wurden  beibehalten,  die  römischen  Zölle  theil- 
-  weise  sogar  ausgedehnt,  den  besiegten  Stämmen  Tribute 
auferlegt  und  reichlichere  Friedensgelder  und  Buszen  Er- 
hoben. '  .  . 

3.  Ein  von  den»  Könige  abhängiges  Beam ten System 
diente  nun  dazu,  die  kÖDigliche  Macht  nach  allen  Richtungen 
und  auf  alleu  Stufen  der  Stalsordnung  auf  Volk  und  Land 
einwirken  zu  lassen.  Die  obersten  Reichsämter  wurden 
nach  dem  Vorbilde  des  byzantinischen  Kaiserhofes  an  dem 
Hofe  des  Königs  concentrirt.  Dahin  gehören  der  P fal zgrat 
(comes  palatii),  welcher  an  des  Königs  Statt  «las  oberste 
Richteramt  verwaltet,  der  Gap  lau  (apocrisiarius,  referen- 
darius),  welcher  an  der  Spitze  der  Hofgeisfclichkeit  steht  Und 
in  kirchlichen  Dingen  referirt,  und  der  Kanzler  (cancel- 
larius),  welcher  der  königlichen  Kanzlei  vorsteht  und  daher 
auch  die  diplomatische  Currespondenz  leitet.    Dahin  auch 

'  Vgl.  Zöpfi  8.  a.  0.  $.  40.  Waitz,  Deatoehe  Verf.-Oeecliiehte  II. 
496  ff. 
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die  eigentlichen  Hoßlmter  des  K&mmerers,  der  den  kO- 
luglicben  Schmuck,,  den  Hofetot  der  Königin,  und  die 
Ehrengaben  des  Hofes  besorgt,  des  8eneschals,  welcher 

die  Aufsieht  hat  über  alle  Ministerialen,  das  Gesinde  und 
die  ganze  Oekououiie  fl^^-^  Hdl^s.  des  Kell  n  eis  ( Im  i  icula- 
riusj,  welcher  die  Naturalgetatle  bezieht,  und  ancli  für  die 
königliche  Tafel  den  Wein  besorgt,  nnd  des  Marschais 
(marescalcus,  eigentlich  «Rossknecht^),  welcher  die  k<(n|g- 
liehen  Stallungen  unter  sich  hat,  des  Hausmeisters  (man- 
sionai  iiis),  welclier  dafUr  sor^t,  dasz  der  König,  wo  er  seinen 
wechseliiden  Hof  mil^rljiagen  will,  eine  wüniige  Autnuhuie 
und  Wohnung  ünde,  der  vier  obersten  Jägermeister  (ve- 
.  natores  principales)  und  des  Falknera  (falconarius)*^ 

Die  königlichen  Sendboten  (missi  dominici),  die 
jährlich  mit  besonderer  Vollmacht  nach  der  freien  und  wech- 
!>elnden  F]niennung  des  Königs  die  einzebtcn  I.änder  des 
weiten  Kuclis  bereisten,  waren  hiei\  seine  bteii Vertreter. 
Sie  waren  seine  Augen,  durch  deren  Hülfe  er  üansicbl  er- 
langte in  die  Öffentlichen  .  Zustftnde,  in  den  Stat  und  in  die 
Kirche,  seine  Ohren,  mit  denen  er  die  Beschwerden  und 
Wünsche  der  Bevölkerung  vernahni.  zuweilen  auch  seine 
AriiK',  dnrch  die  er  dem  Gesetze  Gi  bursaui  verschaüte  und 
der  olleutliclien  Ordnung  Schutz  verlieh. 

Die  Gaugrafen^  welche  in  den  Gauen  die  hohe,  und 
die  Zentgrafen,  welche  in  den  Zenten  die  mittlere  Ge- 
richtsbarkeit ausübten,  leiteten  nun  ihre  Richtergewalt 
von  den>  Könige;  ab,  als  di  ui  obersten  Richter  anl'  Ijtlen, 
die  ersten  unmittelbar,  die  letztern  ndlleJi>ar,  ebenso  ilu'c 
militärische  Gewalt:  und  obwohl  aUerdings  schon  unter 
den  Nachkommen  Karls  des  Groszen  die  Neigung  zur  Erb- 
lichkeit  der  Gnifenämtcr  theilweise  zu  einem  Rechte  auf 

•  Vgl.  darüber  //tncimir 

*  Capit.  Cardi  M.  a.  802.  I.  et  II.  ei  a.  810.  (htisot,  Essais  sor  VUsL 
de  Fränoe.  p.'  191.  ff.  . 
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ErbIk'Mceit  erwachsen  war,  so  galt  in  der  nf>ch  frischen 
Periode  der  ausgebildeten  IrftBkischeD  MoBMeliie  die  Würde 
der  Grafen  als  ein  wahres  Reiebsamt)  auf  ^teSflcn  Be- 
setzung dem  Könige  ein  entscheidender  Einflnsa  ankam ,  nooh 
niclit  als  eine  feste  Erbherrschaft. 

Als  das  Institut  der  Sendboden  auszer  Uebung  kam^ 
die  Heraogthümer  hergestellt  wurden  und  die  Reichsäniier 
an  Familienrechten  wurden,  da  war  es'  auch  um  die  Maoht 
des  neuen  romano-germanisehen  KOnigthums  gescliehen  ^  ^ti^ 
die  Aristokratie  der  zahlreichen  Fürsten  und  Herren  trat  an 
seine  Stelle. 

4.  Endlich  ist  noch  die  enge  Beziehung  des  fränkischen 
Königthums  sowie  der  weströmischen  Kaiserwürde,  welche 
durch  Karl  den  Grossen  mit  demselben  verbunden  wurde, 
zu  der  Ausbreitung  des  Christenthnms  und  zu  der 

christlichen  Kirche  als  eine  hervorragende  Eigenschaft  zu 
erwähnen. 

Der  Stat  war  ein  christlicher  geworden  und  das 
Königthum  hatte  durch  Priesterhand  die  göttliche  Weihe 
empfangen,  und  wair  so  geheiligt  worden.*®  Der  König 
flihlte  sich  verpflichtet,  ftU-  die  Erhaltung  und  Ausbreitung 
des  reinen  christlichen  Glaubens  in  seinem  Reiche'  zu  sor- 
gen, und  als  Kaiser,  soweit  seine  Macht  reichte,  das  Hei- 
den thum  zu  vertilgen  und  die  Ketzerei  auszurotten:  eine 
Verpflichtung,  welche  Karl  der  Grosze  in  groszartigem  Um* 
fange  mit  Strenge  vollzog.  Die  Ghristenhdt  selbst  galt 
als  ein  zusammengehöriger  Körper  mit  zwei  Ordnungen,  der 
priesterlichen  und  der  königlichen,  der  kirchlichen 
und  der  statlichen      Obwohl  aber  der  König  nur  das 

Bhwmar  a.  «.  0.  5.  „PHncipes  sacerdötum  saera  auetioite  rdgcs 
in  n^um  saerabant.^ 

Schon  bevor  er  die  Kaiserwürde  erhielt,  fQhrte  Karl  der  Orosie 

den  Titel:  „devot us  sanctot  DH  teelesiae  defentor  humüüfite  adjutor.'* 

Die  angebliche  Aenszerang  des  Papstes  Qelaeius  an  deo  Kaiser 
Anastasius:  „Diaae  suut  Imperatrices  auguatae,  quibua'  principaliter 
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HMpt  der  leteleni  war ,  so  iMMidbabte  er  doob  auch  dem  Klerus 
gegetittber  die  ^nmal  erkannte  chriskliche  Ordnung.  Er  be- 
rief Synoden,  beanfeichtigte  die  BisohOfe  und  die  KlOster^ 

lind  erliesz  eine  Rt  ihc  \(>ii  Ge^^etzen  und  Verordnungen  von 
kirchlichem  Inhalt.  Ebenso  wirkte  der  Geist  der  Hierarchie 
hinwieder  auf  die  Gestaltung  der  politischen  Einrichtungen 
und  auf  die  Rechtsgrundsfttze  der  weltlichen  Ordnung  be- 
deutend ein.« 


Neimzeluitk 

F.  Die  LebensmoMKlile. 

Die  Iriinkische  Monarchie  hatte  zwar  in  ihrer  organi- 
schen Anlage  alle  Bedingungen  einer  wahren  Mpnarcbie  in 
sich,  und  insofern  ist  sie  der  Anfang  einer  neuen,  der  mo* 
demen  Statsentwicklnng.  Allein  die  widerstrebenden  Erftfte 
und  Leidenschaften  wai*en  damals  in  der  Nation  noch  so 
mächtig,  und  die  alten  einer  jeden  starken  Stattigewalt  ab- 
geneigten Gewohnheiten  des  Adels  und  der  freien  Germanen 
uoch  so  fest,  dasz  es  nur  ausnahmsweise  einzelnen  grossen 
Regenten  gelang,  den  öffentlichen  Charakter  des  heuen  König- 
thums  und  die  darin  liegende  Statsmacht  groszarüg  zu  ent- 
falten. Saszen  schwHche  Individuen  aiil"  dem  Throne,  so 
wurde  sofort  die  Ohnmacht  derselben  spürbar  und  auf  allen 
Seiten  zeigten  sich  die  Tendenzen  zur  Auflösung  der  Stats- 
einheit,  zur  Beschrönkung  und  I^ichtachtung'  der  Central- 
gewalt,  zu  selbständig  particularer  Herrschaft  in  kleinen 
Kreisen. 

mniidiis  hie  ngiUir,  anctorilas  BsenUii  Fou,tifieaiii  1  egal  i»  potestat'*  istsneh 
In  die  fiiftDJdBchen  RciefaqgCMtte  (Capit.  V.  319.)  anfgenottunen.  Vgl. 
WiiciiMr  a.  0.  0.  0.  5.. 

*^  Vgl.  EichborR  a.  a.  U.  «.  IjiB. 

*  * 
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Die  Abschwächuiig  und  das  Erlöschen  der  Karolinger 
bezeiohnet  zugleich  die  Verdunkelung  der  königlichen  Hacht 
und  da«  Wacfasthnm  der  in  den  einseinen  Stibnnien,  Ländern 
und  Gebietsth^len  sicli  erhebenden  Forsten-  undHerren- 

gewalt.  An  die  Stelle  der  früheren  ronmno-gerinanisehen 
WeHmonarchie  trat  nun  das  Lehens  kön  igt  hu  ni.  lu  ihm 
erlangte  der  Charakter  des  Mittelalters  in  VorsUgen  und 
Mängeln  einen  angemessenen  politischen  Ausdruck. 

Die  hervorragenden  Eigenschaften  der  Feudalmonar- 
chie  sind : 

1.  Alles  bisherige  Königthuni  beruhte  auf  den  Volks- 
stämmen  oder  ganzen  Nationen  oder  einem  zur  Einheit  ver- 
bundenen Volke.  Man  darf  dasselbe  wohl  eine  volks- 
thttmliche  oder  nationale  Institution  nennen.  Das 
feudale  K((ni^thum  dagegen  steht  zwar  auch  in  Beziehung 
zu  einem  bestimmten  Volke,  an  dessen  Spitze  der  König  ist, 
aber  es  wurzelt,  wenn  mau  auf  das  Wesen  sieht,  vornehm- 
lich auf  der  engen  persönlichen  Treu  Verbindung 
zwischen  dem  Könige  als  dem  obersten  Lehensherrn  nnd 
seinen  Vasallen,  welche  von  ihm  Macht,  Ehre,  Ver-  - 
mögen  ableiten.  Die  übrige  Masse  des  Volks,  soweit  sie  nicht 
in  dem  Lehensnexus  steht,  komujt  daher  nur  in  untergeord- 
neter Weise,  nur  mittelbar  in  Betracht.  Dieses  Königthum 
ist  somit  nicht  eine  nationale  Institution  im  eigentlichen  Sinne, 
sondern  vielmehr  eine  eigen thümliche  Standesinsütution. 
Nicht  das  Volk,  sondern  die  Gefolgschaft  ist  die  ursprüng- 
liche Grundlage  desselben. 

2.  Die  persönliche  Treue,  von  dem  Glänze  und  der 
Kraft  der  Eh  re  beleuchtet  und  gestärkt,  wurde  nunmehr  zu 
dem  wichtigsten  Statsbegriff  erhoben.  <  Alle  Vasallen  muszten 

« 

'  TaeUm  aohon  weist  in  der  Schiklernng  des  fermanisdie»  GefoJgcs 
auf  diese  moralischen  ElgmsdiBfteu  ds  die  Seele  des  Instituts  hin  c.  13 
und  14:  «Magna  et  cotnitum  aemulatio,  qnibua  primtis.  apud  priucipem 
nimm  locus;  et  principum,  cui  plorimi  et  acoerrimi  eoroites.  Haec  digoitaSf 
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datier  persönlich  dem  Herrn,  indem  sie  das  Leheu  vou 
ihm  —  iti  der  Regel  Icnieend  —  einpfingen,  den  Eid  der 
Treue  und  Hulde'^  sclnvören.  Am  ausgebildetaten  sind, 
wie  überhaupt  das  Lehenssystem ,  so  auch  diese  Schwurver- 
hältiiisse  in  dem  Baxo-Normannisch en  Hechte  des  eng- 
lischen Köuigreicbs  bestimmi  Die  eigentliche»  Ijehens- 
yasaUen  schwören  dem  Sönigey  ihrem  Lehenaherhi,  knieend- 
den  Mannschäftseids  (hoam^amV  hoinage)  und  dehend 
auf  das  Evangelium  den  Treueid  (lidelitas,  foy,  föaut^).  ^ 
iiisuhöfe  und  Aebte  schwören  ausnahmsweise  nur  <ien  letz- 
ten!. Jener  ist  enger  als  dieser  nnd  nothwendiger  an  den 

hae  vires,  magno  senifipr  electoruni  juvenum  globo  circumdari ,  in 
jiace  decus,  in  hello  pi jusidiura.  —  Cum  ventutii  in  aciem,  turpe  principi 
virlute  viiici,  turpe  cumitatui,  virtutem  principis  non  adaequare.  Jam 
vero  iofame  in  omnem  Titam  ac  pvohrosnm,  snpendtem  principi  suo  ex 
aeie  recesalsae.  Ilhtm  ätfmd^n,  tum*,  wo  qüoque  fortia  facta  gUmae 
ffiu  wiffium»  prmelpmm  Mcramenlum  eal.  Priodpes  pro  victoria  pagnant, 
ooinitcs  pro  principe." 

'  Im  französischen  Recht:  „foi  et  homage." 

'  Die  Formel  deetselben  /eiß:t,  dasz  die  Trene  auch  hier  der  Haupt- 
inhalt iyt:  „Devenio  homo  rrster  de  tenemento,  qnod  de  vobis  teneo  et 
Fificm  vobis  portaho  de  vita  et  inembris  et  terreno  honore  contra  omnes 
gente^.**  Bradon.  II.  25.  §.  8.  „Jeo  d('^  eigne  vostre  home  —  de  vie  et 
de  mcnibre,  et  de  terrene  honor  et  a  voiis  serra  /byo/t  et  loyall,  ft  foy  ä 
vous  porteia  des  tenemens:  que  jeo  claime  de  teuer  de  vous."  Vgl.  Du 
Cange  s.  w  bomagiam. 

.  *  Die  Formel  bei  firacton  a.  a.  O.  ,Hoc  aadia,  Domine,  qucNl 
fidem.Tobie  portabo  de  Wta  etmembria,  oorpore  ek  eatallis  (mit  Leib  Qlid 
Gat)  ei  terreno  bonore,  sie  me  Dens  acyovet  et  baec  aancta  Dei  evaa- 
geUa."  Vgl.  Du  Cange  v.  fidelitas.  Das  lougo bardische  Lehensrecht 
nnd  ebenso  das  deutsche  unterscheidet  nicht  so  scharf.  lib.  II.  Feud.  d.  V. 
findet  sich  die  Formel:  ^Ego  juro  ad  haec  sancto  dei  evangelia,  qnod  a 
modo  in  antea  fidelis  huic,  sicut  debet  esse  vasallus  domino,  uec  id,  quod 
mihi  8ub  nomine  lidelitatis  comraiscrit  dominus.,  pandam  alii  ad  ejus 
detrirnentuni,  me  sciente."  Und  tit.  VI.  wird  dem,  der  Treue  schwört, 
eingeächarft,  dasz  er  sechs  Rücksichten  stäts  vor  Augen  habe:  „iucolume, 
totom,  hooestom,  ntUe,  fbeile,  poasibiie.*  Eine  deataehe  Formel  im, 
■äehs.  Lebnr*  Art,  3^  «dat  be  infe  ao  trfiwe  nnde.alao  bolt  «i,  alae 
dnreh  recht  die  man  ahne  herren  «ole,  di  wile  dat  he  dn  man  weten 
Wille  onde  sin  gut  bebben  wille."   Vgl.  Horn  ey er  III.  828. 
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LeheosbotitB  gekDfIpfL  Die  Xreae  ist  sllgemeiner  und  es 
kiinn  dabor  auch  ausserhalb  des  LebensverhAltnisses  von  den 
fibrigen  Utiterthanen  der  Eid  der  Treue  gefordert  werden, 

wie  das  schon  in  der  Karolingischen  Zeit  —  freilich  auch 
unter  dem  Einflüsse  von  Feudalbegriften  —  geschehen  ist.* 
•  Diese  Treue  ist  gegenseitig.  Auch  der  Herr  ist 
dem  Vasallen  zur  Treue  Terpflichtat,  nur  die  Ehrerbietung, 
die  der  Mann  dem  Herrn  scbuldet,  hat  dieser  nicht  ebenso 
zu  erwiedern.'' 

3.  Das  Streben  der  Lehensmouarchie,  alle  Unterthaneii 
in  ein  Vasallen  Verhältnis/  hinein  zu  ziehen,  hat  auch,  eine 
dingliche  Beziehung  auf  den  Boden.-  In  diesem  Sinne  suchten 
die  ersten  englischen  Könige  von  noitnftnnischem  Geschlechte 
ein  Öbereigenthnm  des  Königs  über  das  ganze  Land 
zur  Anerkennung  zu  bringen,  in  Folge  dessen  nicht  b)osz 
die  hergebrachten  oder  neu  verliehenen  Lehengüter,  son- 
dern auch  die  freien  Eigengüter  in  dem  Eechtssysteni  als 
von  dem  Könige  abgeleitet  erklärt  wurden.  Das  Volks- 
i'echt  des  freien  Eigen thums  am  Boden  wurde  so  in  das 
Lehenrecht  des  abhängigen  Grundbesitzes  (tenure) 

*  Capit.  Ur,  Carol.  M  a.  012  ii.  13:  ,)Ut  Misäi  nostri  füjpuhun  notlkrum 
iteram  nobfs  fMUaiifm  jtromUUrt  fadaat  aecandam  oonsuetudiiieiD  jam* 
dudum  ordinatam.*'  Eine  Formel  In  den  Capit.  Caroli  Cähi  a.864c.  13: 
.  «Ego  iJl.  Caroio  ab  isUi  «U«  Inaute  fidelis  ero  aecundum  menra  saviruni 
(«ovoir.  WiMMi),  aicttt  Franca«  homo  perrectom  ecise  debet  suo  Regi. 
8ie  me  Dens  udjuvct  et  iatae  Reliquiae." 

*^  II.  Feud.  6:  .Doniirius  quoque  in  bis  omnibas  viccm  lideli  suo  itd- 
<l<Me  debet;  t^ixod  si  iion  fecerit.  merito  censebitur  nialefidus."  Auch  in 
Kuglaiid  Rfchtsiog'el :  „Quantum  lioiiui  dehel  domino  ex  homogio,  tantuni 
ilü  debet  dumirins  ex  dominio,  praeter  sdlam  re\ en-ntinm."  Reevcs  bist, 
nl'  Engl.  law.  I.  p.  1*26.  Assises  de  Jerusalem  Haute  Cuur  322  (Kausler 
S.  372):  ^Laäsise  et  la  iei  de  Jerusalem  juge  ei  dit  que  aulaut  doit  Ii 
i'Oia  de  fei  a  son  Itome  lige^  come  lome  .lige  doU  a  luy,  et  auia  est  tenus 
Ii  roia  de  guarentir  et  de  sanver  et  de  desfendre  des  homes  liges  vers 
toales  gens  qui  tort  k>r  vorreent  ftiire  com  aes  hsmes  liges  sont  tenus  a. 
luy  de  gaarentir  ie  et  de  eauver  vera  toutea  gena.  Et  por  oe  ne  peut  il 
mie  roetre  la.iniiiii  eur  sou  bome  lige  sana  esgart  de  ces  per»." 
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iinigvwMidell '  Das  aber  ist  ein  allgemeiner  Charaktonag  der 

Fendaltnonarchie,  welcher  in  der  eoglischen  Reehtsgeaebicbfte' 

besonders  klar  erscheinf. 

4.  Ganz  parallel  dieser  stufenweisen  Ahhiitun«;  des 
Grundbesitzes  von  dem  Obereigen thuni  des  Königs  geht  iu 
dem  Lebenssystem  die  stufenweise  Ableitung  jeder 
statlicben  Gewalt  von  der  königlichen  Gewalt 
Der  König  selbst  hat  seine  Macht  in  einheitlicher  Fülle  von 
Gott  zu  Lehen  eniptaiigen.  ^  Wie  die  Planeten  ihr  Licht 
von  der  Sonne  bekommen,  so  erhalton  die  niederen  Herren 
sodann  ihre  Herrschaft  von  dem  obersten  Lehensberrn,  dem 
Könige.  10   Sie  erhalten  die  Gewalt  aber  nicht  etwa  als 

'  Wilhelm  i.  lulirlc  «  rt-l  den  Treiu'id  nach  Art  (K.^  ^';tsal Jeneid««» 
ein.  Vgl.  oben  B.  II.  Cap.  12.  Dann  erliesz  er  ein  Gesetz,  durch  welchee 
alle  Grafen,  Barone,  Ritter,  Edelknechte  und  alle  Freien  verpflichtet  wur- 
den, stäta  (wie  VasaUen)  zum  .Kriege  gerttatet  au  aeyn,  mit  Walfeii  nnd 
Pferden,  und  dieae  VerpOichtang  wui-de  auf  die  »f«oda  H  tenmenda^  be- 
gründet, welche  aie  haben/  So  ward  die  Fiction  dea  Lehenayatema  >ln* 
geführt,  daas  der  König  der  uiaprftngliclie  Herr  und  Eigenthttmer  allea  / 
engÜachen  Bodena  sei,  und  niemand  Güter  habe,  die  nicht  unmittelbar 
•  oder  mittelbar  von  ihm  hergeleitet  seien.  Gegen  die  Folgen  dieses  Sy- 
stems wurde  denn  freilich  später  ernste  Einsprache  erhober.  Vgl,  ßlack- 
8 tone  Comm.  II.  ch.  4.  Reeves  a.  a.  O.  S.  6.  ff. 

"  In  Frankreich  war  das  verwandte  Princip:  „XuUp  tfrrc  san» 
»eigneurs^  bereits  im  13ten  Jahrhundert  entschieden.  Vgl.  Loysei  II,  2,  1. 
Weder  in  Italien  dagegen  noch  in  Deutschland  kam  das  Lebens- 
System  zn  so  aasgedebnter  Verbreitung. 

*  Nach  dem  Sachsenspiegel  I.  1.  ist  es  annlichst  der  Kaiser, 
dem  Gott  das  weltlic|ie  Schwert  verleiht:  woraus  denn  folgt,  da^z  die  . 
Könige  ihre  Macht  durch  die  Vermittlung  des  Kaisera  empfangen.  Diese  / 
Theorie  kam  indessen  nicht  zu  voller  praetiseber  Geltung;  und  die  Könige, 
obwohl  sie  die  höhere  Würde  des  Kaisers  respecfirten ,  leiteten  dwli  ihre 
Macht  unmittelbar  von  Gott  ab.  Altes  französisches  Rechtsspruch  wort: 
„Le  Roi  ne  tienl  qup  <k'  Dieu  et  de  rEjfCe.*'    Loy  sei  I.  2. 

Sachsenspi  i'l  IH.  58:  „Des  rikes  vorsteu  ne  sulen  nenen  leien 
to  herren  hebben ,  wen  (kni  koning.  It  n'is  nen  vaulen,  dar  die  man  af 
möge  des  rikes  vorste  wesen,  he  ne  vntva*t  von  46nie  koniage." 
UI.  64.  §.  5.  Koniuges  ban  ne  mnt  nieman  lien  wen  die  koning  selve. 
Die  koning  ne  mach  mit  rechte  nicht  wdgeren  den  ban  to  liene,  deme 
it  gerichte  gelegen  is.  .  - 
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Moese  ü^tUcbe  Beamte  des  Stetes^  als  Organe  der  Re- 
gii^ing,  sondern  je  ftlr  ihre  besonderen  und  abgegränsten 
Kreise  m  eigenem  Recht  und  Geniisz,  wie  sie  die 

Lehengüter  zu  eigener  Verfügung  und  Fruchtgenusz  empfan- 
gen. Die  Mischung  politischer  Befugnisse  mit  pri- 
vatrecht licher  SelbstÄndigkeit,  und  sogar  die  erb- 
liche Verbindung  der  ▼erschiedenoi  Stufen  der  Statsgewalt 
mit  bestimmten  Familien  und  festem  Ghrundbesits  sind  oha*  ^  . 
rakteristisehe  Eigenschaften  des  Lehenssystems.  Der  König 
kann  daher  weder  sich  weigern,  deui  erl)berechtigten  Va- 
sallen die  Herrschaft  zu  verleihen,  noch  darf  er  in  die 
Sphäre  der  Terlieheneid  Herrschaft  eingreifen^  und,  sei 
bestimmend,  s^  es  beschrftnlcend,  einwirken.  Mer  Kreis 
der  Gewalt  ist  in  sich  abgeschlossen  und  wesentlich  selb- 
ständig. 

Die  Einheit  der  Statsgewalt  ist  daher  in  dem  Lehens- 
. State  fast  nur  eine  formelle.  Sobald  es  darauf  ankommt, 
durchzugreifen,  so  erheben  sich  oft  unUbersteigliche  Schwie- 
rigkdten.  Die  besondere  Macht  der  groszen  und  kleinen 
Vasallen  setzt  sich  wider  die  allgemeine  Statsmacht,  und 
statt  diese  zu  vermitteln,  tritt  sie  ihr  entgegen  und  hemmt 
ihre  Wirkungen.  Das  nationale  Leben  wird  so  gespalten  in 
eine  Mannicbfaltigkeit  particulärer  Gestaitangeu,  die  Eine 
Statsmacht  aufgelöst  in  eine  Vielheit  beschr&nkter  Herrlieh- 
k^ten.  Dem  individueUen  Willen  und  der  individuellen 
Neigung,  besonders  der  Magnaten  des  Landes,  wird  ein 
freier  Spielraum  auf  dem  politischen  Gebiete  eröffnet,  und 
ein  bunter  Reich thum  der  Formen  und  Einrichtungen  ent- 
faltet; aber  der  Zusammenhang  des  Ganzen  ist  überall  durch- 
brochen ,  und  der  Stat  selbst  gebunden.  Die  Aristokratie 
nur  ist  stark  und  frei,  das  Königthum  zwar  an 
Ehren  reich,  an  Macht  aber  arm  und  das  Volk  in  der 
naturgemäszen  Entwicklung  seiner  Kräfte  auf  allen  Sei- 
ten gehemmt  Je  lemer  die  Volksclassen  von  dem  Centrum 
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dieses  Stoles^  von  dem  obereten  Leiieiisherrn  stehen,  desto 

drückender  wird  für  sie  das  Gewicht  der  in  der  Mitte  lie- 
genden HerrschafUsrechte,  und  desto  lästiger  auch  die  Willkür 
der  kleinen  Herren. 

Die  beiden  Haapt|^fcandüieile  der  gennanlschMi  obrig- 
keitHcben  Gewalt ,  der  Heerbann  nnd  der  6  er ic  h  ts  ba  n  n, 
wurden  so  unter  die  zahlreiehen  Herren  und  Vasallen  rer- 
theilt.  Die  eigentliche  Regierun^sgewal  t  aber  wurde 
in  Vergleich  mit  den  Grundsätzen  der  fränkischen  Monarchie 
wieder  vermindert  und  mehr  als  früher  beschrftnkt.  Die 
ganse  Verfiwsung  war  wesenüieh  dne  aristokratische 
geworden,  obwohl  sie  mit  einer  monarchischen  Krone  ge- 
schmückt WHT.  Die  französischen  Könige  aus  dem  Capetiii- 
gischeii  (^<\s(  hlechto  ragten  nur  wenig  Über  die  Seigneurs 
hervor  auch  die  deutschen  Könige  waren  im  Innern  des 
deutscheu  Reiches  vielfiich  gelfthmt  durch  die  Macht  der 
Forsten.  Nur  ausnahmsweise ,  wo  besonders  gQnstige  oder, 
drftngende  VerbAltnisse  eine  Abweichung  veranlassten,  konnte 
sich  eine  stHikere  Centraimacht  der  Könige  erhalten,  wie  in 
England  nach  dem  Siege  der  Normannen,  wo  das  Interesse 
der  Sicherheit  den  normannischen  Adel  nöthigte,  sich  enger 
an  den  König  anzuschlieszen,  und  das  BedQrfhiss  der  neu 
begründeten  Dynastie,  sieh  zu  erhalten,  eine  energischere 
Entfaltung  der  königlichen  Macht  erforderte. 

5.  Gu  i  ZG  t  hat  die  Frage  aufgeworfen ,  woher  es  komme, 
dasz  die  feudale  StatsordnuiiEr  nicht  erst  in  den  Zeiten  ihres 
Ver&klis ,  sondern  selbst  in  der  Periode  ihrer  höchsten  Blütbe 
fort^fthrend  von  der  Abneigung  des  Volkes  begleitet  wor- 
den sei.   Den  Hauptgrund  fttr  diese  Erscheinung  stellt  er 

Schon  Hiif^o  Capel  schrieb  an  den  Erzbischof  \on  Sens:  „regali 
potentia  in  uullo  abuti  volenies,  omnia  negolia  reipublicae  in  consulta- 
tione  et  sententia  fidelnim  nostrorum  disponimus.**  J^irabeaUf  £s8ai  sur 
ie  Uespot.    Oeuvres  II.  S.  390. 

"  Gnixot:  „Da  caract^e  politique  du  r^ime  f6odal**  in  den  Essais 
aar  Tliiat  de  Ftänoo.  V. 


3g|  YierteB  Bueh.  Die  8te(«lbraieii. 

80  dar:  »D»  Feudalismus  war  eine  Vert>IUiduiig  kteiner  Her- 
reo,  kleiner  Despoten,  die  unter  sich  ungleich  und  durch 
mancherlei  Rechte  und  Pflichten  verkntipft,  jeder  auf  seinen 

eigenen  Gütern  über  ihre  persönlichen  und  unmittelbaren 
Unterthanen  eine  willkürliche  und  absolute  Gewalt  besaszen. 
^  Von  aUe\n  Tyranneien  aher  ist  die  die  schlimmste»  welche 
ihre  Unterthanen  bequem  aberzfthlt  und  Ton  ihrem  Wohn^ta 
ans  die  Grftnzen  ihres  Gebiets  ttberbliekt.  Die  Launen 
menschlicher  Willkür  entfalten  sich  dann  in  unerträglicher 
Sonderbarkeit  und  mit  unwiderstehlichem  Nachdruck.  Die 
Ungleichheit  des  Standes  macht  sich  dann  auch  in  schrof&ter 
Wdse  fühlbar.  Reicbtbum,  Macht,  Unabhängigkeit,  alle 
Vorzöge  und  Rechte  werden  jeden'  Augenblick  dem  Etend, 
der  Schwäche,  der  Knechtschaft  gegenüber  gestellt.  —  In 
<iiesem  System  war  der  Despotismus  so  grosz  als  in  der 
reinen  ÄJonarchie,  waren  die  Privilegien  nicht  geringer  als  > 
in  der  engsten  Aristokratie,  und  beide  stellten  sich  in  der 
beleidigendsten  und  rohesten  Form  dar.  .  Der  Despotismus . 
war  nicht  gemildert  durch  die  Entfernung  und  die  Erhaben- 
heit des  Thrones,  die  Privilegien  waren  nicht  verschleiert 
unter  der  Majestät  einer  groszen  Kürperschaft.  Beide  gehörten 
einem  Individuum,  das  iuuner  gegenwärtig  und  immer  allein, 
nur  ein  Machbar  seiner  Unterthanen  war.** 

In  dieser  Schilderung  ist  Wahrheit  Aber  in  ToUem  Um- 
'fang  gilt  sie  doch  nur  von  Frankreich ,  nicht  von  allea  mit- 
telalterlichen Lehensstaten.  Das  Lehenssysteni  war  keines- 
wegs liberal  1  verhaßzt,  wo  es  bestand,  und  die  Anhänglich- 
keit auch  der  Bauern  an  ihre  Herren  durchaus  nicht  selten. 
Auch  ist  es  nicht  eine  Eigenschaft  dieses  Systems,  dasz  dem 
Herrn  über  seine  Unterthanen  eine  „willkQrliche  und  abso* 
lute  Gewalt^  zustehe,  sondern  wo  dieselbe  behauptet  und 
geübt  wurde  —  und  das  mag  nicht  blosz  in  Frankreich  sehr 
häuÜg,  sondern  auch  anderwärts  nur  zu  oft  vorgekemmen 
sein  — ,  geschah  das  im  Widerspruch  mit  dem  System,  welches 
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ton  oben  bis  unten  hinter  abgeleitete  nn^  in  sleh'Mlb>^ 

ständige  Kreise  von  Rechten  aufstellte.  Anch  die  hf^rij^en 
Leute  hatten  ihr  festes  erbliches  Recht;  die  Lasten  derselben 
dufffteo  nicht }  naeh  Belieben  des  Herrn  vermehrt  oder  be> 
Schwert,  Ober  ihre  Person  nicht  anders  als  nach  diMl^HlMr- 
kommen  nnd  der  guten  Gewohnheit  der  H<yfe  disfionirt  wer- 
«len.  Dhs  Hof  recht  in  den  untersten  Kreisen  war  eben  so 
genau  abgegränzt  und  wurde  ganz  analog  gebchutztj,  wie  das 
Lehensrecht  in  d^;^^a!!9;'!^;:::t^l  ^ 

Aber  ,  anch  abgesehen  von  deto  aahlreichen  UeberBchrei- 
tungen  der  Herrenrec'hie,  lag  allerdings  in  der  Kfthe  und 
Kleinheit  der  Herrschaften  und' Hl  der  groszen  Schwie- 
rigkeit, fast  ünmö<i:li(  hkeit  für  die  Unterthanen,  sich  dem 
nahen  und  jede  freiere  —  nicht  schon  durch  das  Her- 
hommfln  geheiligte  -^^e<wej|^tt9'h0Mineii^6tt''Binte4i^ 
derselbtoi  zu  e n4»lBlwilV*-^9lii0  <d«^'>lidilIllHM^Mi*»^^ 
hissigen  EigensiAsfleit  M^WmMVkmmi}  i^^^l^^V  'fUihmimu, 

6.  Der  Lehensstat  kann  vorzugsweise  ein  Reclitsstat  ' 
genannt  werden.  Das  Statspriucip  der  öffentlichen  Wohl- 
fahrt ist  verdunkelt,  die  Abgrftnzung  der  mancherlei  politi- 
schen Rechte  aber  genau  bestlmmtv  diese  selbst  sind  Ähnlich 
wie  Priratrechte  dem  Willen^des  Berechtigten  nnd'soger  dem 
gewöhnliclien  Rechtsverkehr  des  Kaufes ,  Tausches ,  der  ¥er^ 
gabung,  Vererbung  u.  s.  f.  preisgegeben.  Der  Schutz  dieser 
Rechte  wird  gi-oszentheils  in  Form  des  gerichtliehen  Pro- 
cesses  gehandhabt^  oder  gar  der  erlaubten  Selbsthulfe  in 
den  Fehden  ttberlasseu.  Auf  der  eiiien  Seite  eine^s^r're 
festgegliederte  Rechtsordnung,  welche  wohl deili  ^tl- 
dividuen,  nicht  aber  der  Gesammtheit,  wohl  den  ein- 
zelnen Corporationen  und  Stiftungen,  aber  nicht  der  Nation 
und  ihren  Erftften   Freiheit  gewährt  ^  auf ,  der  andern 

Da.s  bezeugen  die  Coutnmes  uiui  Weisthtinier  auf  jeder  Seite.  In 
manciien  derselben  werden  sogar  Spuren  eines  bäuerlichen  I  rotaes  der 
HofJeute  gegen  den  Qrundherm  äehtMr.  >      '  '         •    >  •  v 
Bluntschli,  allgemeiaes  Statsrecht.  !•  25 
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•in  fortgeaetiler  innerer  Krieg,  und  eine  imm^rr 

wiederkehrende  Anarchie,  das  sindctirbeiden  entgegen* 
gesetzten  Erscheinungen^  welche  wie  die  beiden  Gesichter  des 
J#nu8kopfs  out  don  uiUteialterliohen  Lebeneslete,  vemadi- 
9ßn  sitA. 


Zwanzigstes  GapitaL 

1  .  F.  Die  neuere  absolute  Monarchie. 

Ans  deoi  nuMeleiterlichen  LeheMsiat  ging  die  mudeime 
RepräsentatiTDionarchie  nicht  unmittelbar  herror  als 
die  statliche  Ordnung  der  neuen  Zeit.  Tni  Kampfe  mit  dem 
Xiehfiiisweseu  erstarkte  vocerst  eixte  neue  absolute  Monar- 
chie. Die  aftmmtlioben  genn<niOrromanisohen  und  die  ger^ 
maniachen  Völker  Europa's  mutzten  erst  das  leftstere  Stels- 
system wieder  erfahren«  bevor  es  bu  der  Bildung  der  nenen 

Statsforai  kam. 

.  Am  frühesten  zeigt  sich  diese  Entwicklung  und  am  hef- 
(igfileo  tritt  der  Absolutismus  hervor  in  Frankreich  und  in 
Spanien,  Je  stärker  .die  gertnanisoben  £iem<ente  in  der  Kation 
waren,,  desto  weniger  konnte  es  den  Königen  gelingen,  eine 
den  germanischen  Rechtsbegrift'en  völlig  fremde  und  zuwider-  • 
laufende  absolute  Gewalt  zum  geltenden  Statsprincip  zu  er- 
Jieben.  Dagegen  waren  dieser  die  römischen  Traditionen, 
die  nuD  in  Wissenscliaft  und  Leben  wieder  wach  wurden, 
durchaus  günstig. 

Schon  seit  dem  swöiften  Jahrhunderte,  als  noch  die 
Scigneurs  des  (ippigen  Machtgenusses  sich  erfreuten,  arbei- 
teteu  die  französischen  Legisten  (so  wurden  die  römi- 
schen Rechtsgelehrten  genannt)  mit  Kühnheit  uod  Binigkeit 
djaran,  die  französische  Monarchie  auf  die  alteii  Grundlagen, 
des  römischen  Kaiserreichs  zurfkskaufübreii.   Sie  gründeten 
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«iftft  theoretisch«  und  pnttische  Sehnte  des  Reginients,  deren 
oUerster  (rnirMistitz  die  E  i  ii  Ii  c  i  t ,  die  U  n  I  Ii e i  1  b  u  rk  c i  t  und 
die  absolute  8 1 a  fcsg^ew  a  1 1  des  Königthums  war ^  w^iß^ 

Ainiuis/.inifr(Mi  und  Misztiriiuche,  die  zu  Gniistoi  des  Ktni!|tö 
lind  des  N'olks  aut'zulieben,  oder  iniiidcyU'ns  so  sehr  als  mög- 
licli  zu  beschrttnheD  seien.    8ie  stoHteu  die^»finii>ttMitiin 
Könige  «1b  \Naobft)^  dmr  wtaMmkslm^pm^l^ 
itäeiR  Me  die  tCipfeeh^  (toei^g^^ 

h/^handelten  sie  die  fteodalen  Rechtsp^ewohnheiten  mit  Gering- 
scbätzunp:.  •  Ks  dauerle  tivilicli  iiocli  .iHlirhuiidcrte .  bis  diese 
Theorieu  iu  die  Praxis  eindratigea  4iDd-4ie  Herrschaft  der 
MgMin^iwirklioh  .gebFoeheii^«rur4i»''^Ato  der^DiiMe^ttwipr 

seinen  Sturz  die  inzwiscfien    mächtig  gewordene  absolute 
Monarchie  mit  verwickelt  wurde. 

Der  Satz  des  römischen  Kaiaenreohts^  ^M^o(i  prinoifi 
fdaewU,  legis  habet  ^igorem'^  Wui^e  wieder  aus  dlbm  AMetthani 
hervoi^hoU  und  als  notbwendiges  Statspriacip  TeHcOiMfigt' 

'  TJiidry,  knips  Meiowinp.  I.  8  IG. 

^  Iteaumaunir  II  57.:  ..f  r  qui  Ii  jUmt  ä  fcrr,  (hui  esfre  temi  ihm-  a 
/oi;"  fügl  aber  Ije  sc  h  luu  k  i;  ii  d  hinzu;  „pourvu  (^u')!  ne  8oit  pntj  fei 
eoalre  Dieu,  ne  contre  bomm  meuu^  cor  s'ü  le  ftroit,  ne  le  deiroient  pax 
9k  »mgH  miifHr**'  Vgl  Laferrih-e  in  d.  Rttue  öriti^e  de  L%^.  par  * 
IToliiinici  IV.  >  m  Die.italilbheB  QkMMlorm  haben  «bteai^iiMb^clB« 
gewisse  Aehka  ^  idem  Princip  iumI  M«Uen  csidiiidi  :^4IMN|cMi^^«f 
das  bestsheade  glitäidbe  «»i  iseiipdMMi^'  Rfidktt:»^^  MmIpUM.  #i8ii# 
im  Jnhrc  1688,  noch  unter  Ludwig  JTII^.  dem  n)ächtig«n  Liebhabir^idev 
absoluten  Künigsgewalt  erklärte  der  für  Statsrecht  angestellte  Professoif 
Delaunay  den  Salz  in  nicht  absolutistischem  Sinne:  r.*!"«  la  loy  eat  In 
volonte  du  Roy  et  n(»n  pns  que  )a  \olont<J  du  Hoy  sois  loy,'*  Aber  ea 
laiidcu  sich  zu  »ilen  Zeiten  dienstbare  Parteinuinuer ,  welehe  über  alle 
miUelaiieriiclien  Schraidien  dcä  römischen  Princ.ips  liiuwegaetzteit  und  eifrig 
llir  die  absolute  Gewalt  des  Monarchen  kämpfteD«       -nu.A  ^.v 
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Er  ging  in  cltg  frwHritoUohc  fiMMitpHolnrort  ttber:  „Q*^ 

veu/  /<'  roi ,  »i  veut  hi  loi."  War  einmal  das  Recht  dffr  Ge- 
setzgebung in  dem  Könige  concentrirt,  und  wurde  dasselbe 
cÜcMiii  in  iinbeBebrftnkter  Weiae  eingeräumt,  . so  konnten  von 
fb  au«  die  H«aimiii88e,  welohe  dM  Lebenswiesen  der  TOlkB 
SDiwieklung  der  Stattgewalt,  des  nationalen  Geistes  and  der 
öffentlichen  Wohlfahrt  entgegensetzte,  entfBrnt  werden. 
von  der  neuen  Rechtsgelehrsamkeit  geleitete  Praxis  der  Ge- 
riebte,  besonders  der  königlichen  Parlamente,  half  im  ein- 
salneD  iuMig:  mit,  dieser  EiohtuDg  den  Sieg  so  beraten» 
Dle^Mntfiehe.Meinmig,  atuiielist  in  den  8lidteo,  in  w^eben 
die  römiscbe  OuHtir'eiiieB  uralten  Welmsits  batte  nnd  welche 
*  von  den  Einflüssen  des  Lehensrechtes  freier  geblieben  waren, 
war  der  veränderten  Rechtsansicht  günstig.    Sie  haszte  die 

« 

kleinein  Herren  viel  mehr,  als  sie  den  nationalen  König 
ftlsohteler  and  die-  Forlsebritte  der  stSdtisohen  Gewerbe  in 
Handel  und  Handwerk  sdiieaeB  daieb  die  DemOthigung  und: 
S^w&ohung  der  Lehensbemn  nur  gefördert  zu  werden.  Auch 

die  Bauern  konnten  eher  gewinnen  als  verlieren,  wenn  die 
Macht  des  Königs  über  ihre  Bedränger  zunahm. 

Seit  Ludwig  XI.  <  (1461—1488)  war  das  Uebergewieht 
der  könig^ieben  Gewalt  fiber  die  LehensbemebafI  in  Frank- 
reich^ seit  Philipp  II.  (1556 — 1596)  in  Spanien  entschieden. 
In  Frankreich  kamen  lieilich  von  Zeit  zu  Zeit  Reactionen 
dagegen  vorj  in  Spanien  blieb  der  Absolutismus  sicherer, 

*  Et  verbot  1463  '4eai  Herzog  von  Bretagne  den  Anadriick:  ^ptr  Is 
fnMf  4»  Dimf*  Uli;  tieh  uiswpreeken.  Vor  iUrl  VIL  bedieotea  aieh  die 
SeffBSnre  gewiibnlieb  dieser  BerafliBg  in  ihren  Tilebi.^  Schi  ff  n  er, 
ftsesefid.  Rethtsg.  II.  S.  273.  (UrsprftDglick  hatte  äbrigens  der  Aoedmek 
n von' Gottes  Gnaden**  den  demüthigen  Sinn,  an  die  Barmherzigkeit  und 
CInnde  Gottes  zu  erinnern  .  von  dem  alle  Hoheit  und  alles  Recht  ausgehe. 
Erst  später  war  derselbe  z(ir  Bezeicliniing  der  souveränen  üjiabhäiigip- 
keit  geworden.)  In  dem  durch  die  Schweizer  auf  Anstiften  des  Königs 
vollzogenen  Untergang  des  Herzogs  Karl  des  Kühnen  von  Burgund  wurde 
Ulla  des  Haupt  der  hoheu  Lehensaris lukraiie  erschlagen.,  und  damit  war 
der  Sieg  des  KöoigUiume  in  Frenkreidi  entechieden. 


Dil 
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uttd  iNTtie  einen  finetereni  und  gniMMneren  Obarakter.  B« 

erregt  ein  Grauen,  wenn  man  sich  daran  erinnert,  dasz 
Philipp  il.  (las  ganze  Volk  der  IS'icderlander,  über  welcl|es 
ibnk  iMii^^bttcbränkie  Hefswliaftmrechte  zustanden,  sls  Ver- 

liatte  in  Frankreich  die  Mltki9^^eßHiir4m 

ihren  Höhepunkt  ersliejren,  von  wo  ans  sie  jählings  dem 
Al)i!:runde  der  Revoliiiinn  entgegenstiirztc.  Sein  Hcisjiicl  ahm- 
ten dann  die  d  eu  tschen  Dynastien  nach,  die  groszen  und 
die .  kleinen.  ^  Es  wurde  wieder  erlebi,  deMh-em  «krislIMi^ 
eufq^tocher  Mönardt  dn  ga^gs  Volkv  ifle»aeii^>iilMiiiÜ»eiiM.  . 
su'fleitt  er  sieh  nberdem  nur  enfeeeiiaky^ia^t^s^fl^wg^^^^P^i^  fc 
von  Oesterreich  die  Hävern  zum  Tode  verurthciltc,  un(i  sich 
dabei  gar  aul"  göttiicijes  Recht  herief,  * 

Den  politischen  Grundgedanken  diesea-tveaan  Abso' 
lutiMUiis  bat  I#udw^i|r'^Vv'«ni  ^mfst^rtäkäitläymä^ 
vattl  in  dekn  bdNKitt|en  Mris^  «MigeitirMbeH«'^L>Hiie  IM 
HWH.**  („Der  Bte«  Wn  ich.*)  Der  König  betrachtete  sich 
nicht  mehr  als  das  Oberhaupt  des  States,  welches  selber 
nur  e|n  —  wenn  auch  das  oberste  und  mächtigste  Glied 

*  Friedrich  II.   von  Preuszen  im  Antiniacb.  10:  „II  n'y  a  pfg 

jiisqu'aii  Cadet  du  Cadet  d  une  Ligne  appanagee^  qui  ue  s'iniagine  d'ötre 
quelque  chosc  de  semblable  ä  Louis  XIV.  II  bdtit  sou  Versailles,  11  a 
868  inaitresses,  ill  enlretient  ses  armees.  Iis  s'ablment  pour  l'Iionneur  de 
leur  Maisoii  et.  il  preanent  par  vanite  le  chemin  de  la  luisere  et  de 

*  Hormayr  Lebensbilder  L  S.  356.  Patent  Josephs  I.  von  Oester- 
reich vom  70,  Dee.  1705:  „4,Ufr  Bayern  seien  der  beleidiglifen.lla|}eBttt 
Josephs  1.  als  des  ihnen  von  Gott  diai  AHmtoMIgen.  vorgesetsten  .sllslt 
to^n,  reebtanAssigen  Laudesberm.schnld^,  nnd  daher  ohne  wdters  mit 
dem  Strange  vom  Leben  zum  Tode  za  richten!  Nor  aas  aller*  . 
höchster  Clemenz  (?)  und  landesväterlicher  Müdigkeit  (?)  werde  verordnet, 
dttsz  alle/.eit  15  zu  15  unis  Leben  spielen,  und  jener,  auf  den  das 
wenigste  Loos  fällt,  im  Angesichte  aller  aufgehenkt  werden  solle."  Man 
traut  seinen  Augen  nicht,  wenn  man  solchen  Wahnsinn,  der  sich  selbst 
als  Recht  und  Gnade  verkündet,  noch  im  XVIII.  Jahrhundert,  unmittel- 
liii'  vor.  denk  Zeitalter  dsr  ^philosophischen  Atifklftmng**  begegnet.  ' 
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des  geMUBoMen  Stutakfirpen  Irt^  fioodera  er  identifteirto  aeine 
PmoD  und  den  Btat  yolktändig^  ao  dasz  et  aoflier  ibm  keine 

»qdern  bereehtigten  Statsglieder  mehr  gab.    Es  gab  keine 
Statswohlfalirt  auszer  seiner  i>ei\s»»n liehen  Wohlfahrt,  kein 
Siaterechi  ^usaer  seiDem  individuellen  Hecht   Kr  war  .  Alles 
'  iir  AHeiD,  auner  ihm  war  Iticbls. 

Dieae  vOUige  VerwechthiDg  des  Königtirains  n^t  dem 
Stete  —  wohl  sn  unterseh^den  tob  der  Personifiotlloii  der 
statlioheii  Majeötiit  in  dem  Könige  —  war  um  so  bedenk- 
licher, als  wahrend  des  XVII.  und  XVIII.  Jahrhunderts,  als 
.  dieselbe  Mode  geworden,  zugleich  die  Theorie  von  der  Status* 
allmaoht  aufkaoL  W^wend  des  Millelalters  war  der  6lat 
idvrch  eine  uoeodliobe  Menge  fesler  und  abgeschlossener 
Rechtskreise  serklttflet  und  jeder  durchgreifenden  Macht  be- 
raubt worden.  Nun  machte  die  Theorie  (Itn  Sprung  in  das 
Gegentheil ,  und  liesz  gar  keine  selbständige,  der  Willkür 
und  der  Einwirkung  des  States  entseogene  Rechtssphäre 
mehr  gelten.  Selbst  das  Privatreeht  wurde  als  ein  Produet  ' 
des  States  aufgelhszt,  und  dem  Belieben  der  StatsgeWolt 
preisgegeben. 

Die  Stats-  und  Rechtswissenschaft  jener  Zeiten 
hat  an  dem  Schaden,  den  diese  Theorien  gestiftet,  einen 
grossen  Antheil.  Die  einen  billigten  und  unterstützten  die 
unnatürliche  Aumas^ung  der  absoluten  EOnige  mit  Sehein- 
grunden,  die  andern  traten  derselben  nicht  entgegen,  wie 
die  Pllicht  gebot.  Aber  nicht  minder  schwer  haben  sich  die 
damaligen  Theologen  (bald  jesuitische,  bald  hochkirch- 
liche oder  orthodox -lutherische  Hoilbbeologen)  yenUndigt, 
welche  die  christliche  Idee  der  Göttlichkeit  der  obrigkeit- 
lichen Gewalt  dahin  entstellten,  dasz  sie  in  gewissem  Sinne 
die  Konige  als  unmittelbare  und  vollkommene  Repräsentan- 
ten und  Inhaber  der  g(>ttlichen  WeltregiernujL;  auf  Erden, 
als  irdische  Götter  ausgaben.  Weil  Gott  unumschränkter 
Herr  der  Welt  ist,  die  er  geschaffen  hat,  und  die  er  mit 
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MlnBm  leiste  erfüllt  aod  erhält,  8f>  aoUketi  die  Könige  aueh 
aoumAsbränkle  Herren  der  Völker  sein,  die  0ie  nioht  ^ 
Mhaflfevi  lieben,  und'  die  ^  ^nictat  «n-  erföllen  nocb  as^  jet^ 

halten  verniiigeri.  Es  kam,  wie  in  den  Zeiten  der  römischen 
IniperalDrcii .  wieder  dnhin,  dusz  die  Kuiiij;c  es  liebten i  >i<'h 
auch  mit  d(n' (T()(Üi('it  zu  ideutilifiren.  Mf^n  weisz,  wie  <j!;er;i 
Ludwig  XIV,  den  Jupiter  gespielt  bei,  wm  freilich  in  heidni- 
ecber  Form  eher  angingt  als  in  cbristlieber.  '--l 

Unmittelbar  neben  dieser  AITmacht  d€i9  Absolntiftnius, 
welclie  nun  durch  die  Thcitric  dein  Mnuarchen  zujj^cspröi  hcu, 
und  aucli  in  wichtigen  Bezichun;j:en  pmcLisch  genbt  \uiide, 
oü'eubarte  sich  freilich  von  Zeit  zu  Zeit;  die  völlige. Oiin* 
machet  der  absoluten  Könige.  Es  geschah  nieht  selten,  das» 
Fürsten ,  welchen  Scbnieiehelei  und  bnecbtischer  6inn  4$ifle 
schrankenlose  Gewalt  beirnaszen,  selber  zn  willenlosen  Dienern 
des  Ehrireizcs  ihrer  (unKslluit^e  u<lei  tier  Herrschsuclil  und 
Ausäcliweilung  ihrer  IMMitrcssen  erniedrigt  wurden.  Alles 
hing  ja  von  der  Persöniicbkeit  des  Monarehen  ab^  W«^ 
er  ein  hervorragendes  Individuum,  welches  die  dictotbrisehe 
Gewalt' mit  Energie  und  Geist  zu  handhaben  verstand,  wie 
L  u  d  w  i  n;  XI\'.  scll)st.  Ix'vor  das  Alter  und  der  Gcinisz  seine 
Kräfte  aufgezehrt  halten,  so  nmchte  er  vverngöteus  den  bchein 
der  Alhnacht  erhalten.  Auf  die  Dauer  konnte  aber  selbst 
ein  solcher  Mann  nicht  auf  so  schwindlicher  Höhe  feststehen.'^ 
War  er  eine  schwache  Natur  wie  Karl  U.  von  England, 

*  I,()r(l  Chathara  (Broiig-hara,  Statsmämier  I.  S.  29)  in  einer  Par- 
ItuncFitsrefie:  ^Absolute  Gewalt  richtet  den  zu  Grunde,  der  sie  besitzt, 
und  ich  weit^z,  dasz  wo  Gesetzlichkeit  aufhört,  Tyrannei  beginnt."  Gui- 
zot,  Eissais  S.  245:  „c'est  Ic  vice  de  la  niouai-cliie  pure  (?)  d'elever  le 
pouvoir  si  baut  que  la  t^te  tourue  u  ceiui  qui  ie  pussle  et  que  ceiix 
qui  le  anbfssent  oeent  k  peine  Ie  rc^^or.  Le  soaverain  8*y  cnilt  nu 
diaa,  le  peuple  y  (ombedane  TldoUtrie.  On  peiit  ^erire  alora  hs  dewoln 
dee  roii  el  las  .droits  des  st^jetaj  oa  pevjb  mim»  let  jir^eher  anos  eane; 
mais  les  sttaations  out  plas  de  fmree  qnt  U»  parolet,  et  qnaad  rin^- 
lit^'  est;  imniense,.  les  oos  onbltent  aie^ment  lenre  devoin,  le?  äatres  leniv 
drolto.* 


♦ 

Ferdinand  VII.  von  Spanien,  oder  Ludwig  XV.  von  Frunk- 
rekh)  so  seiiwei^^ii  Andere  in  der  Willkttr^  die  dem  fiiöoige 
»Hein  TorMndl^,  seinen  Häfideo  aber  entwunden  wftr. 
|>ie  Völker  aber  TeuBttuken  Oberall  in  namenloses  Btend. 

Wer  die  Wirkungen  der  Absolntie  in  dem  eivilibirten  Europii 
kennen  lernen  will,  der  studire  die  spanischen  oder  itali- 
schen oder  üsterfeiohischeo  GeisfceMnistiitide  von  1540  bis  17441. 

Uebrigens  standen  dieser  Anmenung  anf  dent  alten 
Boden  der  eoropäisehen  Yerliftltnisse  so  viele  Ueberiiefemn' 
gen  widerstrebender  Rechtsansichten  und  so  bedeutende  und 
feste  Institutionen  entt^egen,  dasz  es  doch  nirgends  zu  einer 
vojlständigen  und  bleibenden  Geltung  eines  Statsprincips 
Itam,  welches  den  asiatischen  £>espotien  gemta«  dem  enro-. 
INÜschen  Leben  aber  fremd  wer.  Als  in  England  die  restau« 
rirte  Dynastie  der  Staarts  anf  fthnliche  Abwege  gerieth ,  nnd 
Jakob  II.  versuchte,  die  uralten  und  verbrieften  Reclite  des 
Parlumeots  und  die  neueic  Gestaltung  der  kirchlichen  Ver- 
hältnisse nach  Willkür  zu  verletzen,  als  er  das  Beispiel  liod- 
wigs  XIV.  eigensinnig  nacliahmte,  und  selbst  den  gesefk-' 
liehen  Widerstand  der  loyalen  Freunde  des  Thrones  und 
der  Verfassung  mit  Verachtung  behandelte,  da  büszte  er  die 
verwirkte  HeiTSchufl  ein,  und  die  Vereini«!;ung  Wilhelms 
von  Oranien,  des  gröszten  Stutsnianties  und  Fürsten  dieser 
Zeit,  mit  dem  englischen  Volk  hatte  die  feste  Begründung 
des  mode.rnen  ReprftsentatiTsystems  sur  Folge. 

Die  Bweimalige  und  entscheidende  Niederlage  der  abso^ 
lutea  Monarchie  in  England  hat  zwar  nicht  sofort  den  Unter- 
gang dieses  Veri'assuugssystems  in  Europa  nach  sich  gezogen. 
Aber  die  Zuversicht  in  dasselbe  ward  erschüttert  und  all- 
mählich reifte  diese  Statsform  auch  auf  dem  Gontinent  .dem 
siehern  Untergänge  zu.  Ihr  Princip  wurde  von  der  freieren 
Philosophie  des  achtzehnten  -Jahrhunderts  verworfen.  Diese 
Philosoi>hie  bestieg  mit  Friedrich  II.  den  Thron  eines 
aufstrebenden  States  und  verkündete  nun  laut  vom  Throne 
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den  entgegengesetzten  Satz:  der  König  ist  nicht  der  Eigcn- 
Olümer  des  Landes,  noch  der  Herr  des  Volkes,  nicht  der 
atat,  sondern  der  aljersjte.  Dien$^r.4M.öt^ts.  Das  Priuci|) 
der  absoluten  Ifonaiebie  war  schoa  w  der  firgDiMschen  Re- 
volution ob€!rwiindeii.  Dem  Sforme  der  lUwÄnlioii  Vermochte 
sie  nic'lit  mehr  zu  widerstehen.  'Rwt«  ttwneherlel  Miwan- 
kuiige»  eriag  sie  schlitszlieh  in  allen  Staten  des  dHÜMrteä 
BiROp^-'iiem  freieren  Volksbcwusztsein. 

ISfar  in  dem  enrppÄischeu  Orient,  in  Ruszlunii'  hat  die 
«fcsolute  Monarchie  gegenwärtig  noch  Befand.  Da  Jagt  di» 
religiöse  Begriindun^  der  Tiatkmalen  Denfcwi^  ielier  »aVris 
im  Occidciit.  und  für  das  imcrmeszUche  Reich,  deiselr.-Gnltwr^ 
noch  zurück  und  unter  Nationen,  deren  Bildung  noch  auf  einer 
tiefen  Stufe  ist,  bedarf  es  einer  ..gewaltigeren  Ceniralniacht. 
me  gröszten  Reformeiiv"^  ^'"»"^  ^  iieutige  Belreiuug 
des  Bauentttandes  foh       .l^böig6naol»aft^  sMid  daCnoch 
kaum  anders  als  (huch  den  allmn  entscheidenden  WiBe»f<des 
Kaisers  duiclizul-ühren.    Die  Aristokiatie   würde  diesÜbifili 
schwerlich  fördern,  ein  gebildetes  und  freies  Bürgerthum  exi- 
stirt  nicht  als  eine  sociale  oder  poUtische  Macht.    Der  unteren 
Jlasse  aber  fehlt  es  zwar  nicht  an  der  Fähigkeit^  in  der  Ge- 
meinde und  in  Einonj?en  der  Berufsgenossen  sich  selber  au 
helfen,  wohl  aber  an  (Irr  Fähigkeit,  an  der  Bestimmung  der 
Politik  und  au  der  Ucsetzgebuug  einen  erheblichen  Antheil 

r  , 

.  Btt  nehmen. 

»  Die  in  Ruszland  geltenden  Grundgesetze  nennen  den  „Kaiser  aller 
neusten«  einen  „selbstherrlichen  und  abMOloteii  8owrto.,«  und  stfitsen 
seine  absolute  Macht  ausdrüflkllclif  «of  göttliches  Gebot:  «elber  be- 

riehlt,  sich  seiner  listen  Antoritit  an  unterwerfen,  nicht  allein  m 
Fntcbt  vor  ötrsfe,  aondern  ans  reli^öwr  Pflicbt«  Die  Gesetzgebung  ge- 
bilhrl  «uwblicsslicli  dem  Kaiwr,  der  Übrigens  regdraHesig  den  StaterfcUi 
vernimmt.  Fodfir,  Revue  Etmngire  III«  8.  "iOO. 
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Einundzwanzigstes  CapiteL 

G.  mt  conafitotioiidle  Konirdite. 
I.  Die  Eotsleiiiiiig  und  VeitweitUDg  der  con»ÜtutioneUeD  MoMrcbie. 

Die  constitudonelle  -MoDarchie  ist  zwar  die  Fnicht  der 
neuen  Zeit.  Aber  der  Keim,  dessen  Wachsthuin  vorhergehen 
muszte,  bevor  diese  Frucht  reiten  kooDte,  ist,  wie  Monte«* 
qoie«  ridilig  bemerkl  bat,  aeboA  »in  öm  WlUdm  der 
germainsolien  Voraeit*^.«!  finden.  Oer  eiiite  grosse,  aber 
noch  unreife  Yenneh  an  der  Stetenblldung,  weksbe  wir  nan- 
niehr  als  die  constitiitionelle  bezeichnen,  wurde  in  den  Rei- 
chen gemacht,  die  auf  röuiischein  Boden  von  germanischen 
Fürsten  gegründet  worden,  alt  zuerst  römiacbe  fitalaideeo 
neb  mit  germanlecbeD  Redrten  Terrnfthlten. 

Dann  folgte  die  Lebenemonaicbie,  und  mit  ibr  die 
reiche  BUUhe  der  germanischen  Aristokratie.  Die  Einheil 
des  States  aber  ging  verloren ,  die  Wohlfahrt  des  Volkes 
▼erktkmmerte ,  das  Königthum  war  voller  Glanz  und  Ehre,, 
^ber  ohne  Macht»  Und  wieder  erhob  sieb  der ,  nationale 
Zog  nach  Binbeit,  wieder  wurde  der  .germaniscbe  Lebeaa-  * 
stat  dureh  rOmiaehe  Stets^ndpien  beleuditet  und  befraebtet 
Auch  die  Völker  regten  sich  wieder-  aber  voraus  langten 
die  Fürsten  nach  dem  eisernen  Scepter  der  absoluten  Ge- 
walt Die  Kämpfe  der  Stünde  begannen,  unter  einander 
und  mit  den  Fürsten.  Als  das  Mittelalter  wich,  da  fing 
die  moderne  Statsverfassung  an  zu  zeitigen.  Im  Groszen 
ist  sie  das  Ziel  einer  mehr  als  tausendjährigen  Geschichte^ 
die  Vollendung  des  roinaiio-gcruianischen  ötats- 
lebens,  d.  h.  der  eigentlichen  europäischen  State* 
cultur. 

I.  Zuerst  kam  diese  Statsform  in  England  zur  Aus- 
bildung. Langsam  reifte  sie  heran  in  der  groszen  Gteschlchte 

dieses  Inscheiches.  langsam,  aber  in  stäter  und  sicherer  ' 
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Eiitwicklungr.  In  keinem  enropöischen  Lande  hatte  das  Kö- 
nitjtlium  wahrend  des  Mittelalters  seine  centrale  Macht  so 
uiiverselnl  erhalten  wie  in  Fii'_;lan(l,  in  keinem  aber  auch 
wurden  die  fteohte  und  die  FreiheUen  des  Adels  iomI  4ms 
VoÜKes  00  nltainlieh  T^heidigt  und^ilil'begHliidai,  wte  dort 
'  AHchr  die  enpititehe  Matioa  ist  «  «ron  dcü  «taebttttenidea 
Fiebern  der  Revolution  nicht  verschont  p:eblieben.  Zwei 
^rosze  Rt*\ ••Iiitinnen  drohten  dem  ganzen  engli&clicii  Statsge- 
b&ude.^n  Untergang.  Die  erste,  um  die  Mitte  des  Xlll.  Jahi> 
hunderts,  war  der  Versuch  der  Aristokratie,  die  3tats- 
regiei^iuig  dem  Könige  weginneknen  und  >Bn'  ihio<  ^C^aU 
zu  bringen.  Das  war  der  Sinn  der  „ProVi'Siotieti*  von  Ox- 
fort  von  J25R.  welche  dem  besiegten  K(  )ni<iO  H  e  i  n  r  i  c  n  111. 
von  dem  .Graten  Leicester  aul'genothigt  wurden.'  In  der 
weiten  gros^jen-RoYolutiefi ,  w^ofae  ans- dem  .Kampfe  Karlsiw 
mit  dem  Ilmgen  Parlament  iii  dier  Ifittd  XTÜ.  ^hxhnn- 
derts  henrorbrach^  ward  fttr  einige  Zdt  das  Königthuin  samml 
der  Aristokratie  von  der  iunatisii ten  Volkspartei  der  demor 
k rat  i  sehen  Puritaner  besritiijt  (1<J4{)).  ' 

Aber  beidemale  dauerte  die  Krankheit  nicht  so,  .la^Mg;ß| 
dass  sie  den  StatskOrper  auf  die  Dauer  schwächte.  Sia 
auch,  obwohl  äuszerlich  in  heftigen  Symptomen  sich 
ofl^snbarend innerlich  nicht  so  mächtig,  um  dem  I^ben  der 
Nation  eine  fremde  Kiditnng  zn  geben.  Beidemale  erholte 
sich  England  rasch  von  der  Erschütterung  und  der  historische 
Zusammenhang  mit  der  Vergangenheit  ging  nicht  verloren^ 
die  Entwicklung  der  Nation  blieb  dne  .organische  und 
normale.  Sie  machte  sogar  beidemale  die  entschiedensteii 
FVjTtsch ritte.  Von  der  ersten  aristokratischen  Revolnlion  da- 
tirt  die  Berufung  der  Abgeordneten  der  Städte  zum 
Pariameut  (zuerst  1264),  die  Anlage  des  spätem  Unter- 
hauses.   Die  iweite  fand  ihren  definitiven  AbschlusK  in 
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der  Begründung  des  m  od  erneu  Königthums  im  Jaht 
1688.  Voo  da  an  komiiil  die  eigentliche  c od s  ti  tu  tionelle 
Monarchie  als  eine  nationale  Institution  zar  Er- 
aeheinnag:;' 

'  Die  coDstitutionelle  Monarchie  nimmt  gewissermaszen 
alle  andern  Statsformeii  in  sich  auf.  Sie  gewährt 
die  gröszte  Maniiicb£ftUigkeit,  ohne  die  Harmonie  und  Ein- 
heii  des  Ganzen  sn  opten.  Sie  gibt  der  Aristokratie 
Men  Raum  zur  Üebung  ihrer  Krflfte  und  'znf  Aedszerang 

♦  • 

'  Der  groüze  Geschichtsschreiber  der  neueu  eagHiMsheu  Geschichte  JMa- 
«anlay  (Engl.  Gesch.  Ilt  8.  607)  cbarakteritiit  den  .Debergaug  aus  der 
nittelalterlidieii  Torvlellangtweiee  in  die  moderne  ao:  »Lange  Zeit  bilAe 
leider  die  Kirche  die  NatSöa  gelehrt,  daaz  die  Erbmonarchie  allein  nnier 
nnäem.InatitutioBen 'göitlielk  und  nnvefletilieb  sei,  dass  das  Redit'dea 
Hauses  d«r-43einciDen  anf  tinen  Antheil  an  der  gesetzgebenden  Gewalt 
ein  blosz  menachl iches  Recht  aei^  daaa  aber  daa  Recht  des  Königs 
auf  den  Gehorsam  seines  Volkes  von  oben  stamme*,  dasz  die  Magna  Charta 
ein  Geactz  sei,  was  von  denen,  die  es  gemacht  hatten,  wieder  aufgehoben 
werden  möge,  dasz  aber  die  Regel,  welche  die  Prinzen  Aon  königlichem 
Gebliit  nach  der  Erbfolgeordnung  zum  Throne  berufe,  himmlischen  Ur- 
sprungs und  dasz  jeder  mit  dieser  Re^el  nicht  ubereiustimmendt^  Act  des 
Fiilamentea  nichtig  sei.  *  Ifis  iat  angenadidnlieh,  daas  in  einer  Getell- 
•ehalty  in  welaher  aoljehe  Waknbegriffe  vorwalten,  verlkiBQngtniiiaaige 
S^iheit  immer  nniieher  aein  man.  lÖne  llieht,  weleliB  bl6as  ala  eiiie 
menachliehe  Ordnung  betrachtet  wird,  kann  kein  wirksamer  Ziigel 
einer  Hecht  sein,  die  ala  Ordnung  Gottea  betrachtet  wird.  Die  Hoff- 
hang  ist  eitel,  dasz  Gesetze,  wie  treifJich  sie  auch  sein  mögen,  fortwJUirend 
einen  König  zügeln  werden,  der  nach  seiner  eigenen  Meinnng  und  nach 
der  eines  groszen  Theiles  seines  Volks  eine  Autorität  von  unendlich  hö- 
herer Natur  hat  als  die  AutoriJät.  welche  diesen  Gesetzen  zusteht.  Das 
Königtiuim  dieser  geheimniez\ ollen  Attribute  zu  entkleiden  und  den  Grund- 
satz festzustellen,  dasz  die  Könige  nach  einem  in  keiner  Weise  andern 
Rechte  regierten,  als  naeli  welchem  Freiiiaaaen  die  ^tter  d^  Graftchaft 
erwählten  oder  Richter  Habeas  corpus  Befehle  ertheilten,  war  für  die 
Sicherheit  unserer  Freiheiten  unbedingt  nothwendig.  -r-  Dieses  ZiiBl  wurde 
■  erreicht  durch  den  Besehlusz,  welcher  den  Ihron  fft'r  erledigt  erklftrte 
und  Wilhelm  und  Marie  einlud,  ihn  einzunehmen.^  Eine  gute  und 
zwischen  Kadicalismus  und  Liberalismus  wohl  unterscheidende  Darstel- 
lung gibt  A.  Zimmermann  in  seiner  kurzen  historischen  Entwicklung 
d«s  psrJameutar.  Regierungssystems  in  £Snglaud.  Berlin  1649. 
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ihrer  Gesinnmig  auf  na lionalem  Felde.  Sie  legt  auch  der  de- 
mokratisüheu  Richtung  des  Volksleben«  keine  Fesseln  an, 
sondern  verstattet  ihr  freie  Bewegung.  Ja  «elbst  ein  ideo- 
kraiiscbei  Elemeot  findet  ai^  in-  ibr  aoerkaiait  in  der 
Verehmng  der  Öesetie.  Alle  ^Bese  yeracliiedeneR  Riehtan- 
gen sind  aber  durch  die  Monarchie,  als  dos  lebendij^e 
Haupt  der  gesammten  Statsordnung,  in  dem  rechten  Ver- 
hältnisz  gehalten  und  zur  Einheit  verbunden.  .  < 

Auch  die  englische  coustitutioneUe  Monarchie  der  neuerp 
Zeit  hat  ttbiigens  ihre  Entwidclnngsstiifto.  Sehen  der  Zeit 
dtis  Königs  Wühelm  von  Omni^  gehören  Iblgende  Hanpt* 
uiuuiente  an:  •  . 

1)  Die  principielle  Yerwerf uBg  des  absoluten  König- 
thums  als  ein«r  verfhasoagsindrigeB  Anmasimig,  welche 
Dicht  tvL  dulden  und  gegen  welche  der.  Wijentand  beieeh« 
tigt  aer. 

2)  Die  Anerkennung,  dasz  das  königliche  Recht 
ebenso  ein  menschliches  und  durch  die  verfassnngs- 
mäszige  Ordnung  begrenztes  Hecht^  sei,  wie  das  Keoht^  der 
Lords  und  der  Genidnen  ini  Parlament  und  wie  die  geaetz- 
liehen  Freiheiten  der  dnaelnen  Bnglfoder,  im  Gegen- 
aalB  SU  den  mystischen  Voratellungen  der  orthodoxen  Theo^ 
logen,  welche  in  dem  Königrechtc  etwas  speoifisch  göttliches 
verehrten,  die  man  —  abgesehen  von  ihrer  religiösen  Recht- 
fertigung     nicht  mehr  als  Btats|urtnclp  gelten  liesz.  . 

3)  Die  urkundliche  Auaaprache  und  Sicherung  dtat 
parlamentariaehen  Rechte  und  der  Volkafreiheiten  in  der 
sogenannten  Declaration  of  Rigths  von  1689  und  die  Ver- 
bindung dieser  Erklärung  mit  der  Ordnung  der, Thronfolge 

r  _ 

*  Akte  voife  Jhhr  1701:  «Ds  die  Gesetse  ton  Bnglsnd.  das"  GebärtB- 

recht  des  englischen  Volkes  sind  and  alle  BOnlge  und  Königinnen ,  welche 
den  Thron  dieaee  Beiches  bestehen  werden  ^  die  Regierung  dieses  Reiches 
in  UebereinstinimiiTip'  mit  den  jT-enaniiten  Gesetzen  zu  verwalten  verptliolitet 
sind  und  alle  ihre  Beamten  und  Minister  ihnen  deuaelbeu  Ofitetsen  gemäss 
zu  dieueu  schuldig  sind,  so  u.  ».  f." 
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so  dasz  das  Königthuni  nicht  mehr  losgetrennt  von  jenen 
Rechten  und  Freiheiten,  sondern  nur  im  Zuaammenhaoge 
damii  zu  denken  war. 

4)  Die-  tTüTeranftwörilichkieit  der  Könige'' Wuida 
tw/^i  fils  TeHlMsuhgftmftSBige  R  egel  beibehalten,  aber  durch 
den  vollzogenen  Bruch  der  stuartischen  Legitimität  unver- 
kennbar die  Zulässigkeit  der  Ausnahqie  behauptet, 
wenn  es  swischen  dem  Könige  und  der  Nation  $u  ekiefit 
noTerBöhnfiohen  Widerstreite  komme. 

B)  Die  ' ausgel^ldeto  aoeih  pol! tische  VerantWort* 
lichkeit  der  Minister  gegenüber  den  Häusern  des  Parla- 
ments, so  dasz  dem  Unterhause  die  Klage,  dem  Oberhaas 
das  Gericht  zusieht.      •  • 

6)  Die  Hitwirkttng  des  Pariameiits  an  der  -Geiettf^^ 
gebung,  sein  Recht  der  Steuerbewillignug  mul  seiber 
Gontrole  der  gesammten  Regierungsweise  und  Statiir«r^ 

waltung. 

7)  Die  volle  Unabhängigkeit  und  die  ausgedehnte 
Befugnis  der  richterlichen  Autorität,  gesttitzt  auf  die  Theii* 
nähme  der  Geschwornen  aus  dem  Volk. 

8)  Die  Freiheit  der  Prease  und  der  politischen 
Versammlungen  und  die  daherige  Kritik  und  Ck>ntrole 
der  ölFentlicheii  Meinung. 

Den  Königen  aus  dem  Hause  Hannover  wurde,  es  frei- 
lich sehr  schwer,  diese  Grundsätze  sammt  ihren  Consequeneen 
zu  verstehen.  Aber  die  Macht  der  Verbftltnissa  nöthigte 
auch  die  widerstrebenden  Keigungen  der  Dynastie  «od  des 
Hofes  zur  Anerkennung  der  freien  Verfassung.  Dem  EiB- 
tlusz  des  Prinzen  Albert  von  Koburg  ist  es  vorzüglich  zu 
verdanken,  dasz  auch  die  Gesinnung  der  gegenwärtigen 
Königsfomilie  rückhaltslos  Tttrfassungsmftssig  geworden  ist  und 
das  Königthum  hat  an  Ansehen  und  Macht  nicht  eingebttsst, 
sdtdem  es  die  Vonirtheile  der  dynastischen  Tradition  abgestreift 
hat  und  zum  wahren  Volks köuigth um  geworden  ist.  ^ 
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Der  englische  König  ist  sich  bewuszt,  dasz  er  nicht 
seinen  Eigenwillen,  sondern  den  Statswillen  darstelle  und 
vollziehe»  Daher  haben  die  Minister  uod  da  die  eDgUacheD 
Miniater  Toriiug8w«i«e  in  dem  Verkratien  cles  PivlameotB  ^ 
hanptofiehlieh  dta  Unlefhauses  —  ihre  Stirke finden,  aii6h  die 
Volk  Vertretung  einen  gröszeren  Einflusz  auf  die  Regierung 
als  in  den  continentalen  Staten.  Insofern  kann  man  das 
englische  KöDigihum  ein  parlamentarisches  und  repu', 
blilcanisches  nennen.  Aber  die  Ehrforohi  vor  der  Mon- 
arride  ist  doeh  Icanm  in  einem  andetii  Lande  Btifker  als 
in  England.  60  mAchtög  die  arifiitokratiaeben  Bleneiifte  xM 
das  Parlament  in  Eniirland  sind,  die  englische  Verfafisungs- 
form  ist  doch  eine  Monarchie  geblieben. 

II.  Den  zweiten  welthistoriaehen  Versuch,  die  eonotiki- 
Üenelle  Jleixuchie  eimoAkhrea,  maebte  die  fraaaösiaQhe 

*  Schon  Elim.  Buike  bemerkt  (A118  seinen  Schriften,  München 
1850):  „Auf  «km  festen  Lande  hat  man  gemeiniglich  von  der  Stellung 
eines  Köiiif^s  von  Groszbrilannien  einen  irrigen  Begriff.  Er  ist  ein  wirk- 
licher ivou  ig ,  nicht  ein  vollziehender  Beamter.  Wenn  ersieh  um  Kleinig- 
kdtnn  aldit  bekUmmert,  noch  rar  Aufimrluamkcit  aaf  geringfügige 
Zänkereien  sich  bei^blänt,  M  iat  es  kaum  swirffeUwft,  ob  er  nii^t  eine 
wiriüidiere,  stärkere 'mid  aosfedehntera  Meobt  besüfee  als  derKänlg  vdn 
FkwikTeidi  vor  der  Revolution  besiws.,**  Als  Sir  Robert  Peel  in  neuerer 
Zeit  aus  politischen  Grinden  von  der  Königin  Victoria  verlangte,  dass 
sie  einige  Hofdamen  entferne  und  andere  au  deren  Stelle  treten  lasse, 
drang  die  Znmnthung  allerdings  selbst  in  den  Kreis  des  persönlichen  und 
Familienlebens  der  Königin  ein,  beweist  abei-  gerade  für  die  Wichtigkeit 
auch  der  persönlichen  Beziehungen  und  Gesellschaft  der  englischen  Mon» 
archin  für  die  englische  Politik.  Aber  wahr  ist  es  doch,  dasz  die  eng- 
lische Statsverfassuug ,  wenn  man  auf  die  entscheidende  Macht  sieht,  in 
netteierZeit  aar  Partaaeni»-  und  Mlaisterregierung  gewtrden'kt, 
Robert  Peel  selbst  sprach  im  Pftrlanent  (Rede  vom  11.  Hai  1885)  die 
wichtigen  Sitae  ans:  „Die  Prärogative  der  Krone,  die  Äutorilät  der.ii»rds 
sind  ailerdings  der  Constitution  nach  miohti|f  j^üng,  gel^gentlieh  die 
Eingriffe  des  Hauses  der  Oeroeinen  za  überwachen,  aber  sie  dürfen  sich 
heut  zu  Tage  nicht  auf  diese  als  untibersteigliche  Bollwerke  verlassen. 
Die  Regierung  des  Landes  musz  hauptsächlich  mit  dem  guten  Willen 
und  durch  die  aomittelbare  Tliätigkait  des  Hauses  der  Gemeiaen  geführt 
werden.*  •  -     •  • 
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Natioii.  Die  Veifliasung  ron  1791  sollte  naeh  der  Mefaittni^ 

ihrer  Urheber  als  ein  vollkomuienes  Meisterwerk  aus  dem 
modernen  Statsprincip  unmittelbar  geboren  werdeit,  mit  lo- 
gischer NotbweDdigkeit  Aber  die  Statoprincipien  selbst  der 
NatiöoalverBunmliiiig  waren  ▼ielmehr  republiiauiucbKienio« 
^ratüißh,  als  monarchisch..  Die  Rojisseaii^sßbe  Theene  von 
der  Volkssottverftnelftt  und  den  vwei  Gewalten,  und  dte 
Vorbild  der  nordanierikanischen  CJonstitution,  welche  eine 
cons iitution eile  Demokratie  mit  drei  unabhängigen, 
abei;  duich  die  Einheit-  des  soaveräneo .  Volkes  aasaminea 
gefaältenea  Gewalten  Ins .  Dasein  gerufen  .hatte ^ '  übten  aof 
die  Geister  der  EVansosen  einen  stfti^keren  Einflasa  aus  als  • 
die  englische  Verfassung.  Der  Grundcharakter  der  neuen 
Verfassung  von  1791  war  demokratisch.  Das  Königthum  in 
ihr  war  eine  Incoußequenz  des  Systems,  ein  zurückgebliebe- 
ner  Rest  der  Vergangenheit^  mit  welcher  die  Rerolution  im 
übrigen  von  Grund  aus  gebiodien  hatte. 

Dann  richtete  Kapo leon  die  monarehisebe  Gewalt 
wieder  auf,  indem  er  die  Nation  aus  dem  Schlamme  erret- 
tete, in  den  sie  versunken  war.  Er  concentrirte  die  ge- 
sammte  Statsgewalt  wieder. in  seiner  starken  Hand.  Aber 
um  eine  modern  französische  constitutionelle  Monarchie  lu 
gründen,  daau  war  in  den  ersten  ZeitiBn  nach  der  Revolu- 
tion und  inmitten  des  europäischen  Krieges  das  ßedürfnisz 
der  Nation  nach  einer  Dictatnr  zu  stark  und  er  selbst  von 
Natur  ein  zu  gewaltiger  Herrscher.  Einzelne  Anfange  dazu 
fceilich  Hess  er  zu.  Er  erkannte  in  dem  firanzüsisoben  Volke, 
die  Quelle  seiner  Macht  an  und  eröflhete  allen  Franzosen 
die  freie  Balm  zur  Erhebung  und  zum  Ansehen.  Er  ter* 
suchte  in  dem  Senat  auch  eine  Aristokratie  wieder  zu  schaf- 
fen, welche  nach  seinem  Ausdruck  „die  Souveränet^t  er- 
hält, während  die' Demokratie  zur  Souveränetät  erhebt.^  ^ 

*  Im  Cam^  M&n.IIL  S.  32w  VgL  oben  Buch  II,  C^p.  11.  Die  beste 
Zeichnung  des  reinen  ürbiJdes  des  Napoleoniscbeji  States,  hinter  wftelieai 
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Hätte  Mine  IlTiMMlie  rah%  ibiireglert,  so  bfttte  sidi  Tielleielit 
nril  der  Zdt  aus  diesen  Anfitiigen  eine  nationale  eonstitntii»^ 

nelle  Monarchie  herausbilden  können.  Aber  in  den  Zeiten 
seiner  Macht  schienen  ihm  die  pf)hti8chen  ilechte  der  übri- 
gen Körperschaften  als  Schranken  seines  absoluten  Willeiis' 
anlie^uem.  Und  als  er  voin  Throne  storzte,  wurden  aeme 
Institutionen  in  seinen  Bnin  irerwickelt 
<  IKe  Charte  Ludwigs  XYIII.  vom  4.  Juni  1814  war 
ihrem  Wesen  nach  ein  Vergleich  zwischen  der  alten  kö- 
niglichen Dynastie,  welche  aus  der  Verbannung  zurück* 
l^ehrte,  und  dem  französischen  Volke,  welc^ies  di^  Zeilen 
der  Revolution  und  der  Napoleonischen  Herrschaft  dutohlebt 
hatte,  ein  Vergleich  zwischen  den  RechtsansprOehen  des 
früher  absoluten  Königthiims  und  den  neuen  politischen  Ge- 
walten, zwischen  der  Legitimität  und  dem  Besitzstand  aus 
der  Revolution.  In  ihrer  Form  aber  war  sie  die  freie 
€labe  des  Königs,  ein  Ausflusii  seiner  alleinigen  Auto* 
rittft.*  Auch  abgesehen  von  diesem  Widerspruch  zwischen 
Form  und  Inhalt,  litt  diese  Verfessung  iH)ch  an  andern  Wi- 
dersprüchen. Aber  immerhin  war  sie  besser  als  die  voraus- 
gegangenen Versuche,  die  constitutionelle  Monarchie  in  Frank- 
reich zu  verwirklichen. 

Offenbar  waren  die  Qrundfonnen  der  englischen  VerftM- 
sung  nachgebildet,  aber  sie  waren  mit  einem  andern  Geiste 
erftlllt.  Die  Gewalt  war  dem  Könige  von  Frankreich  in 
gröszereni  Masze  zugestanden  .als  in  England,  oder  vielmehr, 
da  die  Charte  in  ihrer  Theorie  von  dem  absoluten  König- 
thum ausgeht,'  minder  bescbrftnkt  worden  als  dort;  aber 

die  Wirklichkeit  freilich  weit  zurückgeblieljen  ist,   hat  sein  Neffe  und 
Erbe  im  Jahre  1839  in  der  Schrift  „Id6e8  Napoleoniennes"  entworfen. 
,     *  EinJeitiingsvvorte:  „Nous  avons  volontairemenl  et  par  le  libre  exer- 
eioe  de  notre  autorit^  royale  accord^  etaccordons^  fait  coaceMion  et  octroi 
k  HOB  ssjeto  —  de.  Ja  Chwte  coutitatioiielle  qui  nüt" 

^  Eioleiiaiig:  ,Bien  que  VwitmitA  toatA  enU^  rteidll  eb  Franoe 
dana  k  personne  da  Rol.'* 

BluntscbU,  atlgemeiiMiiSlatMecht.  I.  26 
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die  8ieÜerM(  ie$.  fmiwteiMheii  KöttigOiums  wtr  sehr  vi«!  ge- 
vinger  «Is  in  England,  racht  blotai  w«il  der  Charakter  der  Fran* 
BCMM  TOR  jeher  bowegHober  und  so  Veränderutigeo  leieMev 

erregbar  ist  als  der  englische,  sondern  weil  die  Revolution 
die  IVanzösische  Aristokratie  vernichtet,  und  das  ganze  Volk 
iniidemokBatiacben  Begrifiten  und  Tendenzen  eingeschult  hatte. 

Die  Pairie,  welehe  aftohet  deni  Könige  einen.  Antbail 
an  der  Qeaetegebang  erhielt  and  den  obersten :  GmdiiBhof 
ttb^r  schwere  StHtsverbreehen  bildete,  sollte  eine  ^wahrhaft 
nationale  Einrichtunj^  sein  und  alle  Erinnerungen  der  Ver- 
gangenheit mit  allen  Uoflnuugen  der  Zukunft ,  die  alte  und 
die  naae.Zeit  verfaiaden.^  Aber  in  der  Wirklichkeit  wardea 
die  neuste  <)r08ien  der  üapoleomdien  Zeit  au  sehr  zavttek- 
gaselst  'nnd  die  alte,  tbeilweise  Terkommene  Aristokratie  au 
freigebig  bedaelit,  als  das/  diese  erbliche  Pairschaft  als  eine 
„wahrhaft  nationale  Institution"  hätte  Anerkennung  h'nden 
und  Bestand  haben  können.  ,  Dem  englischen  Oberhaus 
stand  sie  w«it  naeb.  Die<  Depatirtenkammer  endlüoh 
'  seilte  Jene  alten  Versamoihmgen  des  März-  und  Maifaldes 
sowie  die  Kammer  des  dritten  Standes*  ersetzen.  Sie  war 
aber  auf  rein  plutokratischen  Fundamenten  errichtet,  und 
ward  vorzüglich  zu  Gunsten  der  Beamten  ausgebeuteL 
Die  Masse,  der  städtischen  Bürgerschaft,  welche  sich  als  be- 
reelitigt  fühlte,  wohlhabend  and  dvilisirt  war  und  in  der 
Rev:olütionsperiode  eine  bedeutende  Rolle  gespielt  hatte,  hatte 
weder  Wahlrechte  noch  Wählbarkeit.  Die  j^anze  bäuerliche 
l^volkerung,  welche  durch  die  Revolution  freies  Eigenthum 
gewonnen  und  eben&tlls  poliUsehe  flechte  erworben  hatte^ 
war  nicht  minder  ausgeschlossen.  Auf  die  niedem  Volks- 
schichten war  keine  Rücksicht  genommen.  Der  Demos  war 
somit  gar  nicht  vertreten,  und  doch  war  er  in  Frankreich 
zu  einer  groszen  politischen  Mach t  geworden.  Er  konnte 
unmöglich  eine  Verfassung  lieb  gewinnen  und  sie  stützen, 
welche  ihn  ttberall  ausschlosz. 
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Die  Rerohrtion  ImI^  iwtt  Bkhkngm  ttMEsOglieli  T«r*. 

tra  I  isa  tioii  und  die  der  de  mok  ru  tisch en  A  u  s  l»  r ei  t  unffC 
Jene  tührte,  «um  Extrem  getriehen,  zur  absoluten  Monarchie 
Borllolri'  ^«e  im  Exteem  sa  reFolatioBlU«E  .▲iiie8ki%..l|ii0 
Charte  suchte  sioll'idet  ee^oitti  pite  ä|i4iMMMiltt^HiMMl  ^. 
d8itiit'^ili*l6tetere^«bBQlnUeli.fi       >->!t  \-,iu^»Wri^7  'tf<.-i 

'  Den  ersten  groszen  Stosz  des  dembkratisehen  Volkes, 
welches  durch  Karl  X.  H])S()liitistisoh  und  durch  seine  eigene 
Prem  leToIutionör  gereizt  worden  war,  hielt  die  Charte 
aoeh  ausJ  «Die  Charte  aoU  eine  Wahrheit  eeiA^^iifilrar^ite 
Wahtoppueh  Louis  Phi Hp^r  JSudi  d^s^^Mlk^Mf^tmii^mi 
i8dÖ.  Indessto  wurde  die  «rUtöh^  PuM»  ^%6h6bA  4  »^^■Ü 
nur  eine  persönliche  auf  Lebenszeit  dauerte  fort.  Die  Grund- 
lage der  Deputirtenkammer  wurde  um  etwas  erweitert,  aber 
noch  behielt  «ie  ihren  plutokratischen  CharaktaR4)ei. 

Da  Ihlgte  iü  Fefaiaar  laA»  deg.iiwwiitei'flteitf  9kMmmlAf^ 
kaoSsohea  HGkMfiaH',  die  ^lMnilid'  eraMaii^  MtmmOä  ÜtMü^ 
eher  Heftigkeit  erwartet  hatte /und  die  ganze  Verfassung, 
(iltwöhl  sie  besser  wiir  als  die,  welche  ihr  l"nly:te,  und  was  . 
sehr  wichtig  ist,  obwohl  die  erforderlichen  lliitel  der  Ver- 
beseeniDg  In  ihr  lagen,  #uide  in  einem  dar  Uebet^ 
rasehong  und  yeridofting  der  HefaiHeit  Ton  einer  Tentega- 
den  Minderheit  umgesttlnt  Nochmals  Veisachte  der  Benoe 
aflber  die  Herrschaft  in  Frankreich  anszuüben. 

Die  repräsentative  Demokratie  der  ersten  Revolutiou 
wurde  ernenert  In  der  NationaWersammlnng,  die  duroh 
leidenasbaftUeke  Partaiea  Miklftflet  in-^eadleeen  «DebaitoD  ürt 
Rvifte  eiifblgloe  Terpuflto,  war  die  obente  Anteritüt  und  dfo. 

*  Toqiievilie  ^dchaet.  die  beiden  Temknz«»  idiarf  in  MiMB| 
Buche  ttb«r  die  Demokratie  AmeriW«  I,  8.  »La.  r^volatiqn  i^ci^ 
prononete  en  intoie  temps .  oontre  U  nywM  (Bt  cbatie  1^  institdtkMi« 
f/tormeb^  ^«UeäMtoütlilalbis  i^hlicdM  «I  tmtnIllmBMt  «n 
ftit,  dont  Im  auiia  dn  poavoir  abiolo  se  tont  emparit  avee  giaiMl  aaia^* 
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Aber  der  Instiiict  4ie8  Tolke»  wendete  sksh  wiederum  ;di^ 
MoiMifelrie  w,  imd.  wieder  ward  ein  Napoleon  znm  Ueberi 
winder  und  Erben  der  Demokratie,  indem  er  persönlich  die 
Gewalt  ergriff  und  sich  dabei  zugleich  auf  die  ZiutimmuDg 
der  gnmkn  Mehrheit  aller  BQcger  sttttsta. 

Die  Vedhasung  des  neuen  Eeieemiche  tooi  16»  Jennir 
und  2.  Deeenber  tS6%  erinnert  mehr  aa  die  röimedhe  alft 
an  die  englische  Statsforiii ;  wie  denn  überhaupt  die  Napo- 
leonischeii  Staisideen  einen  entöchietleri  romanischen  ChH 
rakter  haben  und  daher  auch  den  romanischen  Elementen 
in  frana^eiieheB  €teift  TonttgUoh  dnleuchten.  Ber.Boh^.und 
Maoht  dee  framfioacfaen  Volks  witd  als  der  Quelle  aller 
Statsgewalt  Tolle  Huldigung  dargebraeht,  indem  dIe  Ver» 
fassung  der  Abstimmung  des  Volkes  unterworfen,  von  seinem 
Vertrauen  der  gesetzgebende  Körper  abhängig  gemacht,  und 
selbst  die  kaiserliche  Gewalt  von  seinem  Willen  abgeleitet 
wird.*  Dem  htmoMatäkOk  Volk  bleibt. auch  <3er  Kaiser  ver-, 
aalwMliob.  Die  Zuneigung  der  Kassen  zu  dem  Grundsal» 
demokratischer  Gleichheit  wird  in  dem  allgemeinen  Stimm- 
recht rücksichtslos  geachtet.  Auf  so  breiter  Unterlage  er- 
hebt sich  dann  die  kaisediche  Machtfülle  in  dem  Glänze 
dar  MigestiU^  Es  gibt  nur  swd  groeae  politisdie  Krftfte  in 
dieser  VeiIhsBuag:  die  Volkdmehrheit  und  der  Kaiser, 
Was  in  der  Mitte  ist  awisehen  Iraiden,  ist  sehr  abhängig 
und  hat  nur  geringe  Selbsständigkeit.  Die  Minister  sind 
nur  dem  Statshaupte  verantwortlich;  der  Antheil  des  geaeitz- 
gebenden  Körpers  an  der  Gesetigebung  hat  eher  einen  .ne» 
gativen  Als  dneb  poeitiren  Charakter;  er  kann  ein  schfid^ 
lidies  oder  ungerechtes  Gesetz  verhindern,  nicht  Terbessem. 
Der  Senat  ist  zwar  seiner  Bestimmung  nach  eine  die 
Volksfreiheiten  schützende  und  die  Verfassung  wahrende, 

'  *  Titel:  ifpär  k  grit»  de  Diei»  et  la  vokmt^  natioMle  Empereur  dee 
FrtnfnfB.**  i 
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BttsiMiliifisiR^eise  niioh  bii  Refbnben  den  AiMtoMs  gdMsde,  Ihrfr 

Nattir  nach  eine  a r  i s  I  o  k  ratisch  e  Macht,  aber  die  Sena- 
toren sind  durch  die  Wahl  des  Kaisers  auf  ihre  hohe  Stellung 
gerafen  und  durch  die  französischen  Parteiverbftltoisse«  wie 
durch  ihre  socialen  Beziehüngen  an  die  Bfaoht  des-Koisim^ 
als  an  ihren  Grund  und  ihre  Stütze  iftngewiesen.  Die 
monie  der  Massen  und  des  Kaisers  wini  daher  mit  gruszer 
Sorgfalt  vor  jeder  Dissonanz  zu  bewahren  gebucht,  und  daher 
auch  der  Opposition  in  den  Behörden  und  in  der  Presse  nur 
ein  sehr  beschränkter  Spielraum  verstatlet  £r8t  die  Zulninft 
Icann  die  Frage  beantworten ,  *  ob  diese  VerftMung;  •  inft  . 
welcher  die  Grösse  und  die  Macht  der  französischen  Kaüofi 
sich  neuerdings  in  iMintpa  crlmin;!!  hal  ,  aiu-li  in  den  Zeiten 
des  Friedeus  einer  freien  Entwicklung  tahig  sei,  zu  welcher 
die  Keime  in  sie  gelegt  sind,  und  ob  sie,  wie  sie  de« 
Massen  vorl&ufig  genügt,  auch  ,  die  mittleren  und  höheren 
Glessen  der  gebildeten  BeYÖlkerung  dauernd  zu  rersöhnen 
vermöge.  .    • «  / 

III,  Ro  Hill  Iii  seh  e  Liinder.  Die  Unigcslaitungen ,  weiche 
der  französische  Stat  seit  der  Revolution  erlebte,  hatten  auch 
auszerhalb  Frankreichs  die  wichtigsten  Veränderungen  zur 
Folge.  Vorerst  in  den  romanischen  Ländern.  Nach  AH 
der  französischen  Republik  wurden  in  Italien  ähnliche  Re- 
publiken unter  dem  erobcinden  Schutz  der  iVauzösischen 
Wttlleu  gegründet;  später  von  Napi.deoii  neue  abhängige 
Monarchien  nach  dem  Vorbilde  des  französischen  Reiches 
in  Italien  und  Spanien  eingeführt  Es  schien,  als  oh  die 
moderne  Gestaltung  Europa's  von  Paris  aus  ins  Dasein  ge- 
rufen werden  solle.    Indessen  zog  auch  hier  dvv  Untergang 

In  den  Ki'xrrie^  iMjlitiques  des  Pritr/f'ii  Louis  Napoleon,  die  sihun 
iu)  Jahr  183'2  geschrieben  wurden,  lindtii  s»ioli  ein  KnUvnrf  einer  fran- 
^.osischen  Verfassung,  welcher  sich  zu  der  gegen waru gen  Verfassung 
wie  die  Bliiihe  der  Jugendideale  zu  der  reifen  Frucht  des  Mauuesaltcrs 
verhält. 
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len  Statenbildungen  nach  sich. 

Wichtiorer,  wenn  auch  zunächst  wieder  nur  von  momen- 
lanem  Erfolge,  waren  für  die  Ausbildung  des  consütutio-  ' 
iMikiD  SjtteBis  die  beiden  YerftMiiDgeii,  welche  im  Jahr 
181!^  in  'Sieilien  und  in  Spanien  retfuzi  nnd  pcodamiH 
wfifdeD* 

Die  Verfassung  Siciliens  —  vorzüglicli  das  Werk  des 
Loni  Bentinck,  eines  englischen  Statsmannes  —  war  ganz 
nach  englischem  Muster  i^wiaserinasaeo  «ugeschnitten ,  so 
jedoch,  daiB  die  firinDenmg;  an  cUe  alten  anstolMtisohaa . 
Mndfe  avi  der  NormaonenBetl  benutit  wturda  und  daM  dia 
neueren  Theorien  von  der  Trennung  der  Gewalten  in  aua» 
gedehnterem  Masze  als  in  England  Anerkennung  fanden. 
Die  gesetzgebende  Gewalt  wurde  zunächst  dem  Parlamente 
sngaBehrieben,  vaaUft  dietem  aber  nicht  mehr,  wie  in  dem 
engUaehen  Slatsreehte,  König,  Ober-  und  Unterhana  io  ihn^ 
Vereinignn^,  sondern  nnr  die  beiden  Kammern  ▼erstanden. 
Von  diesem  Begriffe  aus  ist  es  denn  freilich  auffallend,  dasz 
die  Beschlüsse  des  Parlaments  der  „Bestätigung  des  Königs,* 
als.  einer  aasser  ihm  stehenden  Gewalt  bedürfen.  Die 
Päirskamoier  besteht  aus  deuBamoen  und  den  Prälaten 
fittdHaDS.  Die  weltlichen  P»in  haben  ein  erblicdbes  Recht 
auf  die  Pairie.  Der  König  kann  aber  neue  Pairs  aus  den 
Ekielleuten  ernennen,  welche  ein  reines  Einkommen  von 
6000  Unzen  geuieszen.  Das  Unterhaus  besteht  aus  gewählten 
Volksrertreteni.  Stimmrecht  und  W&hlbarkeit  ^erfordern 
einen  nicht  hdban  Geosus. 

Die  rollaiehende  Gewalt  wird  dem  Könige  zuge- 
schrieben ,  seine  Minister  und  geheimen  Räthe  aber  dem 
Parlamente  für  die  Ausübung  dieser  Grewalt  verantwortlich 
erklörL   In  allen  wichtigen  Angelegenheiten  ist  der  König 

"  ArlUwl  1, 2  wd  14.  Die  Vtrtaung  iit  im  tetooher  ü«bemteuog 
hbfcdmekt  in  dem  Fartfolk»  von  1848. 
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rerpflielitol,  das  GutxiolileB  seines  geheimen  Ratbes  .einsn* 

holen;  in  manchen  Fällen,  z.  B.  wenn  er  Truppen  nach 
«Sicilien  brino;en  oder  Ausländem  Militärstellen  geben ,  oder 
^  neue  Aemter  errichten,  oder  fUr  dem  Stat  geleistete  Iheoste 
Pensionen  bewilligen  will,  bedarf  er  sogar  der  Ziislinimiing 
des  Parlamente. 

Die  richterliche  Gewalt  wird  iwar  ,,im  Namen  des 
Königs  verwaltet,'*  aber  als  Recht  ^einzig  und  allein  den 
vom  Gesetze  bestimmten  Beamten'*  zugesprochen.  Den 
dmelnen  Sidlianem  wird  ein  ausgedehntes  Beeht  des  Wi- 
derstandes gegen  Jeden  rom  Gesets  nicht  autorisirten  Zwang 
'  suerkannt,  die  Oensur  als  Regel  —  mit  Ausnahme  theo-' 
logischer  Schriften  —  aufgehoben,  die  Feudalrechte  be<' 
seitißrt  u.  s.  f. 

Man  sieht,  diese  Verfassung  war  eine  Nachbildung  der 
engliseben  Formen,  mit  Beimiscbung  «dec  Thedrien,  welche 
in  der  franoOeisetaen  Verfassung  ron  1791  verkOndet  werde» 
waren.   Auch  in  ihr  war  das  republikanische  Element 

überwietjeud,  und  der  Widerspruch  mit  der  monarchischen  Tra' 
dition  trat  um  so  schrolt'er  hervor,  als  weder  der  absolutistisch 
gesinnte  Hof  des  Bourbonischen  Königs  sich  mit  der  Verfas- 
snng  Terlnigen  mochte  und  in  den  Volksparteien  klerikale 
und  jakobiaisehe  Tendenaen  stark  Tertreten  wate^i  und  mit 
der  Leidenschaft  des  südiichen'Bhites  sieh  heftig  bekäropilen. 
Der  in  Neapel  resteurirte  König  fühlte  sich  mm  stark  genug, 
die  beschworene  Verfassung  zu  beseitigen  (Dec.  1816)  uud 
.  die  absolute  Regierung  hevaustellen.  Aber  dieser  erste  Ver- 
such, die  englischen  Statsfonnen  mit  den  Theorien  der  flraö- 
aflsischen  RcToIntton  «u  Tcrbinden  und  daraus  ein  neues 
c(m8titutionelles  8tatsrecht  für  Europa  hervorzubringen,  blieb 
auch  für  die  spätem  ähnlichen  Versuche  ein  Vorbild.  ' 

Die  sehr  ausführliche  Verfassung  vom  19.  März  1812, 
welche  die  Regentschaft  und  die  spanischen  Cortes 
während  der  Gefangenschaft  des  Köipgs  und  wührend  ein 
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i[|VOiier.Tbeil  vaa  Bftmm  ia.  der  €i«walt  der  BViuiaoM  war, 
der  .  epniedien  Nation  gegeben  battea,  und  welohe  tod  den 

verbündeten  Engländern  anerkannt  ward,  geht  groszentheils 
von  ähnlichen  Theorien  über  den  constitutionellen  Stat  und 
die  Treoauog  der  drei  Gewalten  aus.  Die  französische  Vor* 
fiMSODg  Ton  1781  diente  den  Cortes  bAb  Muster.  Indessen 
sind ,  Obwohl  das  Frineip  der  VolkssonTefäneUtt  (Art  3)  pio- 
damirt  ist,  die  Beehle  des  Königs  in  weitem  UmftiDge  an- 
erkannt. Die  gesetzgebende  Gewalt  wird  „den  Cortes  mit 
dem  Könige  vereinf*  (Art.  15)  und  ebenso  diesem  die  » Auf- 
sicht Uber  die  Justis'^  (Art.  171)  sageschrieben.  Indessen 
kann  er  doreh  wiederholte  Abstimmung  der  Oortes  aar  Sane* 
tion  der  Gesetze  genöthigt  werden  (Art.  149),  Darin  aber 
unterscheidet  sich  diese  Verfassung  sehr  von  der  englischen 
Form,  dasz  sie  eine  aristokratische  Pairskanimer  als  Mittel- 
uiacht  nicht  kennt,  sondern  dem  Könige  die  Eine  Versajoun- 
long  der  Cortes ,  als  der  gewählten  Volksrertreter,  gegen- 
über stein  ^ 

Die  WilikQr,  mit  welcher  der  befireito  König  diese  Ver- 

luäöung  außiob  (4.  Mai  1814)  und  die  Häupter  der  Cortes 
verfolgte,  und  die  alten  und  neuen  Erfahrungen,  welche 
die  Nation  ttbec  die  absolute  Regierungsweise  der  Bourbo> 
mschen  Dynastie  machte^  hatten  die  Fdge,  dass  die  Ver*. 
fiissung  von  lSi2  farote  ihrer'  Mfogel  und  ungeachtet  man 
sich  anfänglich  wenig  um  dieselbe  bekümmert  hatte,  nach 
ihrer  Beseitigung  populär  ward,  und  wiederholte  Versuche 
(1820,  1836)  gemacht  wurden,  dieselbe  mit  Gewalt  einzu- 
föhren.  Aueh  das  Estetuto  Aeal  von  1834,  welches  Spanien 
nun  doeh  eine  Repräsentativverfiissung  yerlieti,  befiriedigte. 
nicht  mehr.  Die  Könighi-Regentin  wurde  1886  genöthigt. 

Die  Verfassung  ist  i)i  deutscher  Uebersetzung  abgedruckt  Ltei  Pö- 
lits  8.  268  ft,  und  bei  Sehuberfe,  Verf.  II,  8.  4A  II,  Vgl.  be- 
soode»  die  ausgneichoefce  Darftdlnng  von  Ba  am  garten  in  Gerviiias 
Gcsdiichtq  des  XIX.  Jahrliunderto,  Bd.  IV; 
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die.VeHhMtUDg  tob  1812  dmueriunften,  und  im  Jftbr  1831 
km  die.  neue  constitatimieUe  VerfMraag  fUt  Spanien,  enf 
jOnindlaße  der  ersteren  und  bM  älrfliirtüü  B<—itoutig»to 

Estatiito  lU'ül  v(»n  18:^4  zur  feierlichen  Beschwöriragr.  Il^ 
dieser  modiiicirteu  Veiiassuug  ist  denn  die  Sjuictinn  der  (ie- 
«elB^^iivohi  4en£(^Big jvpieder  ohne  BeechrtinkuDg  auerkunul, 
und  dea  ZwelkMPmewyflteBi  iCefa  flwt  «nd^iii—J^pnHiieft 
kfmimer)  eingemhii  wordeiii^^«  I9eel^^  •ÜWr«l«Mi  ^ 
noch  «j^eltende,  unter  Iraiizösischem  Einflüsse  reiidlrt***^^er» 
iHSsun«,^  vum  23.  Mai  1845  dei*  Irauzübischen  Charte 
von  1830  an. 

Eine  NechahmuDg  der  spanisoben  YaKißmmgyyon 
war  die  Verfmimg  für  PAintagal  von  162Jly  dieloiesaen 
wieder  nicht  zu  unbestrittener  Geliang  gelangte.  InttMMr 
1826  der  Konij^  Don  Pedro  dem  Lande  eine  neue 

Vierfaflsuiig ,  in  welcher  das  muuarchi^^he  Trincip  besser  ge- 
wahrt wttide .  alft'.in  jemKti  i aiiteBony « and  weiche  nach  Ana- 
logie der  engliachen  YerAwraag  und  dat  ftenattwtebeatfihaitn 
eine  Pairskamraer  mit  ^rbliehea  and  kbenilfiai^hfl»'4M^ 
der  Deputirteidaminier  beiordnete.  Diese  Verfassung:  sprielrt 
nun  von  v i e r  Gewalten :  1)  der  gesetzgebenden,  welche  den 
Corte«  unter  der  Sanction  des  Königes,  2)  der  vermitteln- 
den (modecador),  welehe  dem  Könige  »als  höchstem  Oljter- 
haupte  dar  Nation  aar  Handhabung  dea  Glddigewichts  und 
der  Harmonie  der  andern  politiadien  Gewalten,*  8)  der 
vollziehenden,  welche  dem  Könige  in  Verbiudnng  mit  den 
Ministern,  und  4)  der  richterlichen,  welche  unabhängigen 
Gerichten  zusteht  ^ 

Aueh  nach  der  Besitigong  der  ahaolutistisohen  Ftatoi 
Boa  Miguels,  welcbe  von  kelnar  der  beidan  Vecfaseongea 

•»  BfiUj»,  Europ.  Verf.  «^,182$,  ß.  i 
*    '«  Schubert,  Torf,  n,  8.  105  ff.  und  8.  116  ff. 

Art.  11,  13,  71,  70,  118  der  Verf.  von  1826.  Beide  Verftaaiiiigen 
bei  PölltB  II,  S.  299  ff.,  die  letstere  bei  Sehobert,  Vcvf.  II,  8.  148. 
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etwfts  wiiM  «Hdlte,  sirftlen  tieh  zwei  andere  Plurleieii  mit 
wecbseliiileiD  Glücke  nm  die  Hennebsft;  die  eine  demokn«- 

tische,  welche  sich  an  die  Verfassung  von  1822,  die  andere 
der  Chartisten .  welche  sich  an  die  Charte  von  1826  hielt, 
im  Jahre  löitö  kam  es  zu  einer  Revision  der  letztere», 
durch  welche  die  erbücben  Seoetorwttrden  in  periodiseb  ge*» 
wAMte  umgewandelt,  und  die  Institution  der  Statsratbs  aus 
der  VerfliMung:  gestrichen  wurde.  Die  Masse  des  Ycilkes 
nimmt  inrlessen  noch  immer  wenig  Antheil  an  <iiesen  Ver» 
fassiuigeii.  Aehnliche  ächwankuDgen  und  Kämpfe  wie  der 
Mutterstat  erlebte  auch  Brasilien,  das  grössere  amerika-» 
hische  Todilerrdch. 

Auch  Italien  rang  sich  allroahlksh  aus  dem  unwttrdlgen 
Druck  des  absoluten  Fürstenthums  los.  Mag  auch  die  Ver- 
fassung der  Napoleonischen  Königieiclie  Italien  und  Neapel 
etwa  als  eine  beschränkte  Autokratie  angesebeu  werden,  so 
wurde  doch  der  restaurirte  Absolutismus  Überall  nur  ungern 
ertragen.  Gehdme  Vefsohwörnngen  und  offene  AniSitftnde 
kAmpflen  mit  grausamen  Reactionen.  Nnr  mit  fremder 
WBffenge^^  alt  konnte  man  das  Streben  der  Völker  untere 
<)racken.  Als  der  König  von  Neapel  1820  sich  bequemt 
hatte,  seinem  Lande  die  spanische  Verüsssung  von  1812  au 
gewibrsn,  stellten  (toterreiohisebe  Trappen  die  alte  WiUkttr* 
-  herrschaft  wieder  her.  Auch  die  Bewegungen  der  Drefsaiger- 
jähre  hatten  keinen  gröszern  Erfolg.  Immer  wieder  gelang 
es  der  massiven  Gewalt  Oesterreichs,  an  welclier  die  Dyna- 
stien sich  anlehnten,  jeden  Versuch  zu  vereiteln^  welcher  die 
constitutionelle  Monarchie  einführen  wollten. 
^  Bist  in  den'  Vierrigeijahren  erwies*  sich  der  Geist  der 
Refbrm  stftrker  in  Italien,  nachdem  er  sieh  mit  dem  Geiste 
der  nationalen  Befreiung  von  der  Fremdherrschaft  verbündet 
hatte.    Schon  im  Jahre  1847  war  ganz  Italien  in  einer 

*«  Bei  Söhab«rt,  Xevt  II,  8.  173. 
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müchtlgeii  AnfregoDg  liegrüfen,  wdahe  dcmioeh  soeli  Ton 

dem  neuen  Papste  Pius  IX.  gebilligt  schien;  und  noch  be* 
vor  in  Paris  die  Revolution  ausbrach,  welcher  da«  König- 
thum Louis  Philipps  zum  Opfer  fiel,  sahen  sich  der  König 
FerdiDind  Q.  Itopd  >  und  •  Köo%  ^  ^  Kiu^^AlbM*«  ymk 
Piemool  <v«i4iüa8itf^e  coattilotioa^lieiRfl^ 
zuführen.  Aber  ungeachtet  der  erstere  ^in  dem-'ehrMialil 
gebietenden  Namen  des  (h«  i«  iiiiLi;en  Gottes  bezeugt"  mit  Auf- 
richtigkeit und  Redliclikeit  diese  neue  Bahn  der  politisclien 
Osdnong  SU  betreten,  ao  beeilte  ar  jioh  doch,  aobald  ^ 
es  nngeilKhlriich  Honnle^  die  Verfiiasaiig  .  »rieto  iiiii  ^braalMt 
Die  Folge  der  wiederholten  Treuirirttdie  wav^t^M  ÄoMite 
1860^  als  der  Bohn  Ferdinands  Frans 'If<  Hi  neuer  Noikk  stell 
entschlosz,  die  cniistitiitionelle  Monarchie  einzutVihren .  Nie- 
mand mehr  seinem  Geiöbuisz  glaubte  und  die  iij'uaätie  ver- 
triebon<  ^nrardi'  '        "-im«        /  ■  >»t^  : '^v>*ti<M 

Eine  andate  Sendung  nahmeti  dia(Dmg*^in  uPi am 
Naabdem  tinmal  der  KMg  am  6.  Febr.  ia488idi  für  die  Binlllli- 
rung  des  repräsentativen  Systems  nach  dem  Vorbilde  der  fran- 
zösischen Charte  von  1830  erklärt  hatte,  ''^  blieb  das savoyische 
Königshaus  dieser  Verfassun^^  nnt  einer  seltenen  Entschiedeur 
hait  treil.  Zwar  gllli^te  es  Karl  Albert  nicht,  ein  erweiftertas 
ilalienitfehes  Beidi  onter  seinam  Soepler  au  elnieai.  Die  Siaga 
Radatak/s  war^  seinen  naüonalen  Ehrgeia  sorttck  und 
bewahrten  vielleicht  Italien  vor  dem  üebeifluten  einer  un- 
reifen Demokratie.  Aber  auch  in  jener  Zeit,  wo  die  Reac-  ' 
tiOB  in,  Italien  ihre  Triumpfae  feierte,  blieb  der  neue  König 
Victor  Emmanuel  doch  der  Verfiissung  treu..  —  D&a 
wonderbaron  Erfolge,  welche  er  in  den  Jahven  1850  und 
1860  errang,  verdankte  er  zu  gutem  Theile  dem  Glauben 
der  italienischen  Völker  an  seine  ehrliche  constitutionelle 
und  nationale  Gesinnung,  welche  ihn  bestimipte,  die  lieitung 

Vwkttndiguug  von  8.  F«br.  1818  in  d«n  PbrUtolio  I,  8.  64. 
**  Worte  der  VcrfksMnigsarkaade,  abgcdmekt  PortMio  I,  8.  SB  ff^ 


ofoent  ffosMo  SMibhumm  ab  liiaiticr,  dem  edko  Gstoiit 
n  ttberti'agiML  80  weit  IMco  gegevwftrtig  den  ItelfeMrn 

gehört,  das  neue  Königreich  Italien  hfilt  an  der  constitiitio* 
Hellen  Monarchie  fest,  und  sncrar  die  repiihlikanisch  tresiimten 
Parteien  bequemen  sich  nach  deui  Beispiel  Garibaldis 
diese  Btmtaiorm  «U  die  flkr  Italien  aar  Zeit  BOÜiweiuHge  an- 
xuefkanaen. 

Dm  Uebergang  too  den  röoiaaiMlien  zu  den  gennanifleben 

8tat('ti  bildet  Belgien,  dessen  Verfassung  vom  Jalir  1831 
wieder  der  französischen  von  1830  nachgebildet  ist,  in  ein- 
aelnen  wichtigen  BeaehuBgen  aber  der  bttrgerlich-demokia- 
üMhen  Aasebaumig  niber  eftelit  als  diese.  Dabin  gebtif i 
4er  Sata,  dass  «alle  Genralten  nm  der  NatSon  antgehen* 
(Art.  25),  wobei  frelHch  zu  beachten  ist,  dasz  Belgien  keine 
monarchische  DvriHstie  mehr  hatte,  sondern  eine  solche  erst 
berufen  niuszte,  die  VerneinuDg  jedes  Ständeunterscbiedes 
(Ari.  6),  das  ausgedebnte  Stimmrecbi  für  die  Kammern  o.  a.  f. 
Das  Zweikaromenjstem  ist  ewar  beib^alten  ^  die  erale  bm- 
mar  aber  oder  ^der  Senat*  wird  auf  Zeit  gewählt,  und 
zwar  von  ilen  nämlichen  Wählern,  welche  die  Deptitirten 
bestellen  (der  Entwurf  hatte  noch  dem  König  die  Ernennung 
der  SeiMttoren  vorbehalten),  und  nur  die  Erfordernisse  des 
Alters  uad  Reiebthnais  illr  die  Senatoren  werden  höher  an* 
gesetzt  Das  liend'  hat  inawisdien,  von  einem  statsmftnni-«' 
«cfien  Könige,  Leo{>old  von  Koburg,  weise  regiert,  die  Er- 
schJUterung  der  europäischen  Revolution  von  1848  nur  wenig 
Teiispürt  uud  seine  Wohlfahrt  hat  seither  glücklich  zuge- 
nommen. 

IV.  Germanische  Staten  ausser  Deutschland. 

Eine  eigenthOmliche  Entwicklung  hat -das  constitatk>nelle 

S>6NMn  in  dem  scandinaviseheti  Norden  erfahren.  Zunächst 
in  i^chweden,  dessen  Ueichsstäude  seit  dem  XVI.  Jahr- 

'*  Lehrraich  ist  die  Geschichte  der  Gründung  der  oonstit  Monarchie 
in  Belgien  von  Theodor  Jus te.  18S0.  11  fide. 
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hinidai  an«  vier  Süaiton  bttteiieD,  wdehe  vi»  goMmdwl« 
BtiM  HU u iiMIWu  ^4n^ii  iiAniKelir  dier>>RHtevsGteli  imil 

der  Adel,  die  Geistlichkeit,  die  B ü rp:erschRfl  und 
die  BaiH' rschaf t.  OelLer  hutteii  sicli  die  Könige  auf  <]ie 
beiden  letzteren  JBtftude  ..vorsügliich  .gegen  die  groneiilMbt 
des  Adelt  iMÜMMiinttaseav  ^  amgeritali»  ■  der »&eicl^iititiid|i 
in  dem  anfischlieszlich  aus  ihm  b  gitriHiti^  '&#i  cAta—lilii 
fdtatsratli  und  Ministerien)  das  wichlifrste  Organ  selnefiT  Ein- 
fliisse^y  besasz.  Erst  Gustav  III.  liracli  di<'S(\s  Ueber«i('s\  it-lit 
der  Arist<:>kratie,  weldie  die  P]\i Stenz,  der  Krone  uud  .4j^ 
l^cheiiwU  daa^tLandes  bedroht  bati»^^  and  eröffiMtol^MMli 
(178^  mcilrt^  adelig  Personen'  den  Zntritt  ao;  dem  otteti* 
Reiohsftmtero,  nnr  die  ^höchsten  ^«ind  TonlehliistfeniiAeBfliee 
des  Reiches  und  Hofes"  nocli  ausgenouiinen. 

Die  Verfassun^j:  Schwedens  vom  7.  Juni  1809  '^^  ist  eine 
Fortbildung  der  früheren  Verfassung  von  1772.  ^'  Mit  be- 
sondere^ An^hFliobkeil  mtad  ^»orgfii^v  uiidt  melnr^  alSkiBi  dfipi 
tthrigeo  Constttotionen  der  lleneteni  Zeit  ^d  iui  datooMbea 
der  könisfliche  Statsrath  und  die  Tier  Stat^seeretllre 
behandelt.  Die  Ernennung  auch  zu  diesen  Stellen  ist  nicht 
mehr  auf  den  Kreis  des  Adels  eingeschräoitu  Die  Reichs- 
stAnde,  ohne  deren  Mitwirkong  ond  Zosfirnmoag  .der  Kömg 
Mder  die  Veffusnng.ftodem,  noeb  Gesetae  geben,  noeh 
neue  Stenern  erheben  darf,  sind  noeh  in  vier  Siftnde  getheilt 
Die  Mehrheit  dreier  Stftnde  ist  in  der  Regel  flir  den  vierten 
bindend,  bei  Verfassungsgesetzen  aber  £inigkeit  aller  vier^ 
Stande  und  des  Königs  eri'orderlich. 

Biese  Vedbasung  schliesat  aiioh  in  manchen  fiesiehangee 
noeb  näher  an  die  auoh  in  DantochkuHi  im  Ifittdalter  be- 
staadenen  Grundlagen  der  skändisofaen  Verfassungen  an. 
Die  Schwierigkeit  aber,  bei  dieser  Viergliederung  der  Stände 
einen  einbeitlicben  Nationabvillen  au  Stande  zu  bringen, 

»  Sehnbert,  Verf.  II,  8.  368'. 
'*  Schubert,  Verf.  n,  &  M. . 


yi. jd  by  Google 


III  y%ertm  Butk,  Dit  fitatUbnam. 


w«r  woM  fliae  HmiptoMefae,  wriwiMilb  Himelto.  mmtmämdk 
Mmdens  wenig  BeMlrtMig  mmi  Intee  .KaolibildaAg  iMd; 
obwoiil      I»  ftsdm  BttBielniDfMi  HMUMierM  VorBllge  tot 

vielen   andern   modernen  Systemen   besitzt.  Gegenwärtig 
>  «ind  auch  in  Schweden  Regierung  und  Sfcttnde  danüt  be- 
MbttAigt,  die  moderne  BeprttoeDtatiYTerfeinHig  mil  zwS 
Kenmem  eitMQfUliveB. 

Weit  denokratiseiiei'  kt  die  VerüMfliiiif  Nerwegene 
vom  4.  November  1814.  Der  König  von  Schweden ,  welcher 
durch  die  Friedensschlüsse  auch  zum  Könige  von  Norwegen 
bezeichnet  worden ^  war  durch  die  VerhAltnifiBe  genöthigt, 
die  Ver&aiuDg  in  weeeolUcben  eo  tnziMfkeinien,  wie  die- 
selbe im  FrObjehr  des  »ftmUehen  Jahfes  von  dem  norwi^ 
^sehen  R^ebstag  zur  fiüebeniiif  der  Mbslindigkeit  des 
Landes  und  der  Freiheit  seiner  Bürger  festgesetzt  worden 
war.  Die  Gesetzgebung  wird  hier  ^dem  Volke*  zuge- 
flchriebea  niid  durch  das  «S torthing''  ausgeObt  (Ari 
Bern  KOnige  steht  svrar  das  Reobl  der  8aDelfton  über 
wenn  ^n-  niobt  genehmigtes  Qesels  snm  drittenmala  to« 
dem  Storthing  gutgeheiszen  wird,  darf  er  die  Sanction  nidit 
mehr  verweigern.  Das  ganze  Storthing  wird  durch  Wahl 
der  norwegischen  Bürger  (meistens  Grundbesitzer)  gebildet, 
ibeiit  sieb  dann  aber  in  awei  Kammccn,  das  sogenamifta 
«Lagtbing*  and  das  «Od  eist  hing.**  Die  auafibende  Ge- 
walt gehört  dem  Könige ,  unter  der  YerantwortliebkMt  seiaas 
Rathes.  Vergeblich  waren  die  seitherigen  Versuche,  die 
königliche  Macht  zu  erweiteni,  und  eine  politische  Aristo- 
kratie einsofuhren.  Die  Demokratie  der  freien  Bauern  und 
der  Bürger  widersetste  sich  beiden  Tendenaen  beharclieb, 
und  die  BUbrsooht  der  Norweger  auf  ihre  Unabhiogigkail 
von  Schweden  stärkte  diesen  Widerstand.'** 

.  Die  dünische  Revolution  von  1660  war  g^en  den 

« 

8ehabert,  Verf.  II,  S.  404  ff. 
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AiM  geriobtei  und  balle  mU  HAlfe  des  BilffirtliuM  die 
alMoluto  Monaithie  flingeflUirt  In  ttotemi  Jehrbiuideri  wuide 
auch  in  Dänemark  die  Wandlung  in  die  oonttilalionelle 

Moiuirchie  \  (»llzotreii .  zuerst  in  der  noch  unsnit^iclK'iKh-n  Fnim 
von  ProvüiciaieUindt'n  (Gesetz  vom  28.  Mai  JL8ül),  daiiu  in 
dem  Qfttndgasete  Toxao^*  Juni  1849  io  deinokiatiteto«BieliiFi 
tong.  Die  Yerfusongastieili^M&ften  d^  -IMtam.»nil  i4m 
Denlaebes' ,beiiel»B  lekk  weniger  auf  ,  den  .QngeBail«  der 
Verfassungstbrm  als  auf  den  Gegensatz  der  Natiooälittten.  - 

In  dem  neut(C.>titU't(Mi  Ki »niLireiche  der  Niederlande, 
weiches  nach  der  Aut'löMiii<i;  des  ^api>l6ouit>chen  Kai6e([4;difib0 
an  die  SteUe  der  «y||en.^B«piil>Uk  der  VeieiaHtfia  itolei^.o^ 
des  apAteien  Napoleoniaciieii>  KjjiMjfBM» » Hottwairlg»*«^ 
war,  wurde  die  contlitoüeneHe  Monateiw»  ■  aiwinirtlftnaingw 
führt  ( Verla  SSW  Ii  vom  28.  März  1814  und  nach"  der  Ver- 
einigung mit  Belgien  vom  24.  August  1815).  Die  neiie 
Veitoung  fOiiiiM'  Oct»  J^B  war  ein  Fortschritt  in  der- 
aalbeo  Biehtuiig  :iiad;4er;epo^4ttUoB^  ßnM  iai^iiHWirdiilfP 
auch  in  Holland  entarkk  :\r:  *f^m.'nh 

V.  Deutsche  Staten. 

x\ls  der  geistige  Vater  der  modernen  eonstitutioneilen 
Jiouarchie  für  den  Coniineut  verdient  der  König  von  Preus- 
aea  >Friedriob  der  Grosse  geebrt  zu  werden.  ..JBMaB 
dia«y0Uuir  ibn  besser  verBtianden  und  die  FQrstiNi;  ibtt  .  inebc 
gefolgt,  so  h&tte  sieh  der  üebergang  aus  der  absDluleD.'ki 
die  consiiiutionelle  Statsform  leichter  vollzogen.  Niemand 
hat  energischer  als  er  den  Satz  bekami)ft,  dasz  der  König 
der. Herr  des  States  sei,  ni^naad  bestimmter  ausgesprochen, 
dasB  daaKänigamin  ein  fttwtiomt  «od^der  jpi^nlg  d«K«i0b»«iAe 
DieaSrdesSlat^sei  Wenn.er  daliiftff«ngeaehiatwed0r  dte^all^ , 
ständische  Verfassung  erneuerte,  noch  eine  neue  repräsentativ«) 
schuf,  sondern  die  ererbte  absolute  Gewalt  fortsetzte,  so  er- 
Idärt  sich  das  genügend  daraus^  dasz  er  sein  Volk  politisch 
noch  sehr  unreif  und  er  peftiMiUeb  densalbcttiri^Uailsebr 
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QtiertageD'W«'.  Aber  iodam  er  duroH  seine  Get^Ugebung 
dM  Volk  enog,  besefarinkte  or  ■ngleloh  die  kOidgltdM  WilW 
kür,  Qtid  bereitele  eine  geoidiieie  Freibeil  vor. 

Die  französischt;  Revolution  lenkte  eher  von  dem  Wege 
ab,  auf  den  der  grosze  König  gewiesen  hatte,  indem  sie 
die  FQrBten  mit  Furcht  und  Han  «riUUte  und  in  deo  Vöi- 
kern  m  radiealer  Uebertreibiiiig  rdste.. 

Die  VerlbMaiigeD,  welebe  in  der  Rlieittbondspravode  m 
Stande  kamen ,  hauptsächlich  auf  den  Antrieb  des  Protectors 
des  Rheinbundes,  Napoleon  I.,  konnten  insofern  als  eine 
üebergangsstufe  zu  der  constitutionellen  Monarchie  dienen, 
alt  aie  mit  den  Restes  der  allen  Landstfode  aufrAamten,  in 
Biner  Urkunde  die  Grundgeeetse  mammen  Üuzlen  und  eine 
Art  von  Repriteentaikm  —  freilicb  eine  komnierliebe  und 
ohnmächtige  des  Grundbesitzes,  der  Industrie  und  der  höheren 
Bildung  versprachen. 

Als  der  grosze  Befreinngskampf,  zu  dem  sich  die  NatiPN 
opfeminthig  erhoben  hatte,  dHe  Fremdhemchall  bnidi^  war 
ein  günstiger  Moment  da,  um  die  modome  Statsordnung  in 
nationalem  und  freiem  Geiste  durchzuführen.  Die  wenigen 
groszen  Statsmänner,  die  Deutschland  hatte,  Stein,  Humboldt, 
anfangs  auch  Hardenberg  wollten  es.  Der  König  Friedrich 
Willlelm  liL  Ton  Preusaen  hatte  seine  Geneigtheit  daau 
OflRMitlieh  ausgesprochen.  Aber  durchweg  war  die  absolutistip 
fliflie  Oesinnung  der  deutoehen  Dynastien ,  der  Tornehmett 
Kreise  der  Gesellschaft,  des  Beanitonthunis  so  überiiiuchti^, 
die  antirevolutioüäre  Stimmung  so  misztrauisch  gegen  alle 
modernen  Ideen,  und  so  befangen  in  romantischen  Phanta- 
sien^ und  die  politische  Bildung  des  Volkes  so  unreil!. 
dasfG  in  dem  deutsehen  Bunde  und  in  den  soureriiieu 
(groszen  und  mittleren  und  kleinen)  Monarchien,  die  sich 
ii\  die  Beherrschung  der  deutschen  Nation  getheilt  hatten, 
ein  nur  wenig  von  laudständiacheu  Erinnerungen  bescbr&nkteir 
Absolutismus  herrschend  wurde.  «  • 
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Nur  «tunahmsweise  Tenuchfte  omD^s,  in  elnigeii  Steten, 
eine  Art  constitutioneller  Älonarcbie,  in  Nachahmung  der 
französischen  Charte  Hbcr  durch  landstüodiöche  üebcTliei'eruiig 
modißcirt,  einzurichten.  Da^  üerzo^thum  iiiaseau  ging 
voraufi  aber  ohne  nachhaltige  Kraft  (Verf.  vom  2,  Septbr. 

1814)  .  Dann  folgte  Lttxetnbnrg  (V^.  vom  24.  Angb«t 

1815)  und  vorzO^lich  des  GrosshenBOgtbam  Sachsen- 
Weiniar-EiseiifU"  Ii  (,>  Mai  181Ü),  dessen  Fürst,  Karl 
August.^  icine  seltene  üracheiiiung. — ^persönlich  der  freieren 
Verfassung  zugetban  war. 

Wichtiger  war  es ,  dasz  die  s  ü  d  d  e  u  ts  c  h  e n  Mittetetaten, 
die  Königreiche  Bayern  (Verf.  vom  Mai  1818),  Wilrf 
teniberir  (25.  Sept.  181Ü),  wo  der  Widerstand  der  alten 
Laiidölaiitle  \  ur<  ist  (liircli  die  vveitsiciiUgeie  Regierung  zu  über- 
winden war,  und  das  (iroszherzoirtbnni  Haden  (22.  Auguit 

1818)  nun  au  der  consütutioneiien  Jtf onarobie  llberging  und 
gerade  in  dieser  Wandlung  eine  SIftrkung  erkannten  gegen* 
ober  dem  Drucke  der  deutschen  absolut  regierten  Chroe»- 
stiiten.  ' 

Ks  tollte  dann  das  Kiaugreich  Hannover  (17.  Üecbr. 

1819)  ,  das  Groszherzogthum  Hessen  (17.  Decbr.  und 
Bachsen-Meiningen  (23.  August  1829). 

In  allen  diesen  Veribssungen  ist  die  Monarchie  mit  einer 
reichen  Fttlle  von  Rechten  ausgestattet.  Auf  der  oonservap 
tivfMi  Natur  des  deutschen  Volkscharakters  konnte  sie  sicherer 
ruhen  als  in  Frankreich,  und  wenn  sie  nur  einigennaszen 
•verstand,  die  Zeitideen  zu.erfbssenund  in  Hberaler  Richtung 
yoraugeben,  so  wurde  ibr  die  Leitung  der  öffentlicbeii  Dinge 
vertrauensvoller  überlassen,  als  irgend  anderwärts. 

Bei  dei-  Bildung  der  Kammern  ahmte  man  das  englische 
und  das  französische  Vorbild  nach.  Aber  die  Ersten 
Kammern  wurden  vorzugsweise  auf  den  Crrundadei  ge- 
baut, '  dessen  A-nsprUch^  und  Ansiobten  groszentheils  einer 
untergegangenen  Weltordnung,  angehörten,  auch  iwolil  mit 

aiiintschli,  ftHssmelneB  Statoredit  I.  27 
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abhftDgtgen  IKeiieni  der  BJtHk  ergimtl,  M»  di«B  sie  deflsbalb 
niefit  8«  Tieehtem  Ansehen  und  gedeihliehekr  Wirksamkeit 

gelangen  konnten.  Die  Zweiten  Kammern  wurden  dagegen 
weniger  piutokratisch  besetzt,  als  in  Frankreich.  Weil  sie 
sieb  meistens  sn  die  von  Allers  hergebrtkchteD  Stünde  m-  . 
«efatoiseiD)  80  hat  man^iese  Veribssiing  aach  oft  mit  Empteife 
als  eine  «stindüBcbe  and  keine  repräsentative**  besEeieblMt 
Aber  mit  Unrecht;  denn  nicht  des  ist  der  Charakter  der 
Repr  äsen  tat  i  V  Verfassung  im  Gegensatze  zu  der  mittel- 
alterlichen ständischen,  dasz  in  jener  die  verschiedenen 
Stünde  des  Volkes  nicht  berOeksichkigt  werden  dürren, 
gpudem  dasB  die  Stellvertretung  in  Jener,  aueb  wenn  sie 
nach  -Stftnden  oder  Gassen  gegliedert  Ist,  dennoeh'  ver- 
nehmlich  eine  nationale  sei,  und  die  Einheit  des 
Volkes  und  des  States,  nicht  die  Gespaltenheit  der- 
selben in  die  Sonderinteressen  der  Stände  darstelle.  Dieses 
'  Prindp  ist  aber  s.  B.  in  der  bayerischen  Verfittsnng  von  1S18 
aosdrttoklich  anerkannt,  indem  die  Abgeordneten  sefawOreo 
müssen:  ,nur  des  ganzen  Landes  allgemeines  Wohl  und  Beste 
ohne  Rücksicht  auf  besondere  Stände  oder  Olassen  nach  Ueber- 
aseugung  zu  berathen.'^ 

Die  Entwicklung  der  oonstitutionellen  Monarchie  wurde 
noch  während  Jahrzehnten  hauptsächlich  durch  die  beiden 
'  deutschen  Grossstaten  gehemmt,  deren  Regierungen  sieb 
gegen  die^e  Statsform  eiiLschicden  misztrauisch  und  abgeneigt 
verhielten.  In  Preuszen  verliefen  die  Reformbestrebungen 
im  Sand.  Anstatt  der  yerheiszenen  Repräsentation  des  Volks 
kam  es  2uletst  (182d}  nur  zu  beratbenden  Prorindalständen. 
Die  dsterreiehische  Regierung  glaubte  die  Einheit  des  zu- 
sammengesetzten Statswesens  nur  durch  die  absolute  Gewalt 
erhalten  zu  können.  Fast  die  ganze  Wirksamkeit  des  deut- 
scheu Bundes  war  darauf  gerichtet,  das  sogenannte  ^monar- 
chische  Princip''  möglichst  absolut  zu  bewahren  und  die 
Völker  policeilich  zu  berormunden. 
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Die  fransOeiBclie  Julireirolofloii  ron  188D  hatte  auch  in 

Deutschland  neue  Bewegrungen  zur  Folge,  und  wieder  wur* 
den  eine  Reihe  deutscher  Staten,  mittlere  und  kleinere  be- 
^  BÜinint^  das  oonstitutionelle  System  einzuführen.  Das  Kqr- 
fttrat^thnm  Hessen  eihieU  am  5.  Januar  1830  eine  Ver 
ftimn^,  welche  die  V^olksflreilieiten  gegen  die  fllrstliohe 
Willkür  zu  schützen  bedacht  war,  das  Königi-eich  Sachsen 
bekam  eine  der  bayerischen  nachgebildete  Verfassung  (vom 
4.  September  1831),  das  Königreich  Hannover  erhielt 
(:i6^8ept.  1883)  ein  neues  eonstituüonelles  Stiitsgnindgeaelii; 
welches  jedoeh  von  dem  niMnifolgenden  Könige  Erns  t 
August  nicht  anerkannt  wurde,  und  erst  1840  in  modf- 
ficirter  Gestalt  wieder  ins  Leben  trat. 

Es  erweiterte  sich  so,  wenn  auch  von  den  Regierungen 
BMweilen  eher  dem  Scheioe  nach  als  in  Wahrheit  geachtet, 
durch  die  ausgebildete  Schreihetei  de^  Bureaukratie  viellheh  . 
verdorben,  durch- die  Parteieu  Innerhalb  und- ausserhalb  d(H* 
Ständeversatnnilungen  nicht  selten  niiszbraucht  und  entstellt, 
das  cons ti tution el  1  e  Statsrecht  doch  fortwahrend 
auch  in  Deutschland,  während  die  beiden  deutschen 
Grossmfichte  sich  noch  immer  demselben  abgendgt  aeigten. 

Endlich  erliesi  der  König  Friedrich  Wilhelm  IV. 
voii  Preumen  das  Petent  vom  8.  Februar  1847,  durch  welches 
auf  der  Unterlage  der  Provincialstftnde  ein  „vereinigter 
Landtag"  für  Preuszen  gebildet,  und  demselben  der  Bei- 
rath fUr  die  Landesgesetsgebnhg,  ein  Zustimmiingsrecht  für 
nene  Steuern,  und  ein  Petitionsrecht  in'  iniiem  Angelegen^ 
h^ten  Bugesiehert  wurde.  Dadurch  trat  Preussen  aus  der 
Clusse  der  absoluten  in  die  der  beschränkten  Monarchie  über, 
ur»d  näherte  sich  den  deutschen  Repräsentativstaten  bedeu-  , 
teud.  Der  Anfang  einer  modernen  Statsentwicklung  war 
gegeben,  und  es  war  sojgar  ein  Vorsug  dieser  Verllftssung, 
daaa  sie  an  die  bestehenden  YerhAltnisse  ankntipfte  iind 
nicht  blos  die  bisher  übliche  Form  der  eonstituttonelkm 
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Ifonarchie  nacliabiiite.  FVeilich  waren  die  Hechle  des  Land- 
tags nur  kümmerlich  and  ungenügend  bedacht  Aber 

Möglichkeit  der  Fortbildung  war  gegeben,  und  die  Mängel 
der  Verfassung  hätten  sich  auf  organische  Weise  im  Zn- 
saumieobang  mit  der  politischen  Erziehung  aucl)  des  Volkes 
nach  uad  nach  heben  lassen.  Leider  tral  die  Regierung 
auch  den  gerechten  Wünsdien  deis  Landtags  in  einer  Weise 
entgegen,  welche  ihr  das  Vertrauen  auch  der  geaiäszigten 
Parteien  entzog.  Und  als  das  politische  Er(i!)eben  von  1848 
Europa  erschütterte,  stürzte  der  neue  Hau  zusammen. 
Preuszen  eriueU  darauf  am  .5«  October  1848  eine  Ver- 
fiissnng,  welche  zu  grossem  Theile  .das  Werk  der  demo- 
kratischen ,  Ton  den  Wogen  der  RcTokition  getragenen 
Partei  war.  Nur  mit  Hülfe  eines  von  dem  Könige  octroyirten 
Wahlgesetzes  vom  30.  Mai  1849  gelang  es,  die  revidirte 
Verfassung  vom  81.  Jainiar  1850  durchzusetzen,  welche 
seither  noch  einige  wesentliche  Veränderungen  erlitten  «hat. 
Trotz  wesentlicher  Jiftngel  dieser  Verfiissung  war  nan  ATr 
das  constitutionelle  Leben  von  Pkeuszeu  eine  neue  statsrecbt- 
liche  ''^'^  Grundlage  gewonnen. 

Die  wechselnden  Ereignisse  der  folgenden  Jahre  zeigten 
freilich,  dasz  mit  der  Form  der  Verfassung  noch  nicht  .sofort 
der  Geist  dtoelben  allgemeine  Anerkennung  f&nd.  Das  * 
aristokratische  Herrenhaus,  dessen  Zusammensetzung,  den 
friUierii  Vertretern  des  Absolutismus  und  der  ritterschaft- 
lichen Romantik  allzu  freigebig  Vorschub  geleistet  hatte,  be- 
quemte sich  nur  widerwillig;  und  auch  dem  an  Selbstherr- 
lichkeit gewöhnten  Königthum  fiel  es  scliwer,  sich  in  die 
veränderte  Lage  zn  fügen  und  sich  von  dem  modernen  Geiste 
des  Volkskönigthums  erfüllen  zn  lassen.  Aber  während  der 
zcilicii  und  erbitterten  Kämpfe  zwischen  Reform  und  Reaction, 
Absolutismus  und  Volksfreiheit  trieb  die  neue  Veirfassung 

•»  Die  Urkunde  bei  ZacliariS,  die  deutschen  Verfoesungsgesetie  der 
Qegenwirt,  8.  74  ff.  :  > 
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doch  tiefere  Waraeln^  and  das  prensnache  Bargerthum, 
welebed  eine  Zeit  ]ang  in  poliiSseher  Bildung  und  an  8e1M- 

geftilil  hinter  dem  sUddetitsctien  surUck  geblieben  war,  nahm 
einen  raschen  und  niächti<j;eii  Aiifschwnnior. 

Auch  Oesterreich  wurde  von  der  Revohition  <le8 
Jabres  1848  unvorbereitet  überfallen.  Die  einzelnen  Völker, 
'Welche  bisher  durch  die  habsburgische  Dynastie  zusammen» 
gehalten  wai^n,  reräuishtiln  sich- lossüreissen,  und  in  detn- 
Centmm  der  Monarchie,  in  Wien,  regierte  eine  Weile  die 
unerfahrene  scliwiirmerische  Jugend.  Nur  in  der  Armee, 
sonsf  nirgends  mehr,  war  Einheit,  in  ihr  auch  der  letzte 
Halt  der  Monarchie.  Die  Siege  der  Armee  aber  verschafllen 
den  österreichischen  Statsmftnnem  wieder  die  Möglichkeit,  * 
die  Zögel  der  Regierung  zu  ergreifen,  und  im  Gedränge  der 
innern  und  äuszeni  Getafiren  unternahmen  sie  den  Anfljau 
eines  neuen  enger  verbundenen  Gesanmitstates.  Durch  die 
octrojirte  Verfassung  vom  4.  Märs  1849  wurde  ein  erster 
Versuch  gewagt  einer  Organisation  des  Reiches  nach  den 
Grundsfttsen  der  constitutionellen  Monarchie.  Aber  die 
Schwierigkeiten,  so  verschiedene  Völker,  die  überdem  noch  ^ 
auf  verschiedenen  Culturstufen  stehen,  in  Einer  Reichsver- 
sanimlung  zu  einigen,  schienen  damals  so  untiberwindlich, 
und  das  BedUrfnisz  nach  einer  einheitlichen  und  dictatori- 
sehen  Regierungsgewalt  nach  der  Oberwftltigten  Auflehnung 
Ungarns  so  stärk,  dass  es  nicht  znr  Ausführung  jener  Ver- 
fassung kam.  Hatten  zuvor  die  verschiedenen  österreichi- 
schen Staten  ihre  Einheit  wesentlich  in  der  herrschenden 
Dynastie  gefunden,  so  sollte  auch  für  die  uäcbste  Zeit  die  . 
ehiheitlicbe  Siatsmacht  Ober  das  ganze  geeinigte  Reich  aus- 
schliesslich der  Person  des  Kaiseirs  anvertraut  bleiben.  Durch 
das  kaiserliche  Patent  vom  '20.  August  1851  wurde  bcstiimnt, 
dasz  die  Minister  nur  dem  Throne  verantwortlich  seien, 
durch  das  Cabinetsschreiben  vom  20.  August  1851  der  Reichs- 
rath in  einen  Rath  der  Krone  umgewandelt,  und  durch  das 
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PfeUeot  vom  31.  Deceuiber  1851  wurden  die  oofwtitutionelle 
Verfassung  nnd  die  Grundrechte  von  1849  au%el|oben.  In 
dem  Cablneisschreiben  endlich  vom  dl.  Deeember^  1851 

wurden  in  den  Kronläudern  berathende  Ausschüsse  des  grund-  « 
besitzenden  Erbadels,  der  übrigen  Grundbesitzer  um\  der  ,. 
Industriellen  in  Aussicht  gestelli,'^^  aber  in  Wahrheit  das 
3jstem  der  abeoluton  Monarehie  wiederhergestellt.  MH 
Uolfe  eines  mattehinenartig  vk  bewegenden  Beamtensjstems 
Qbte  dieselbe  die  Regierungsgewalt  aus  nnd  sttttste  sieh  da- 
bei in  geistiger  Hinsicht  auf  das  Wohlwollen  des  katholischen 
Klerus  und  in  materieller  auf  die  starke  Armee. 

Der  Versuch,  die  consti tu tionclle Monarchie,  weichein  den 
^  dentseben  Einaelstaten  im  Jahie  1848  nun  Oberail  als  die  einzig, 
mögliche  monarchiselie  Stotsform  anerkannt  worden  war,  auch 
im  deutscheu  Bunde  zu  verwirklichen  und  dadurch  die  Verfiw- 
suugdes  Gesaumitstates  in  Harmonie  zu  bringen  mit  den  Verfas- 
sungen der  b^iuzelstHten,  scheiterte  ebenfalls  au  den  äuszem 
Schwierigkeiten ,  an  dem  Mangel  leitender  fitatsuiünner  und  an 
d^r  politischen  Unreife  der  Nation.  Der  im  Jahr  1851  reActivirte 
Bundestag  begünstigte  die  anticonstitutionelle  Gegenströmung, 
welche  seit  dieser  Zeit  in  den  meisten  deutschen  Staten, 
und  voraus  wieder  in  den  beiden  Groszstaten  heftiger  wurde. 
£ls  wurden  iu  den  Verfassungen,  die  im  Jahr  1848  mit 
Grundrechten  freigebiger  geworden  waren,  mancherlei  Re- 
stanrationen, vorgenommen.  Indessen  erreichte  diese  reac^ 
tionäre  Gegenströmung  doch  nicht  ganz  die  Stärke  und  Höbe 
der  radical-liberalen  Strömung  des  Jahres  1848.  Seit  dem 
Jahre  1858  erlitt  die  absol  utistische  Politik  in  Preuszen,  Bajrern, 
Baden,  Württemberg,  Kurhessen  u..  s.  f.  eine  Reibe,  von 
Niederlagen  und  selbst  Oesterreich  erführ  es  in  dem  Italie- 
nischen Kriege,  dasK  die  drei  einzigen  StOtaen  der  absoluten 
Politik,  die  ßureaukratie^  die  Armee  und  der  Klerus  iu  der 

Zacharift,  d.  Verf.  &  6il  ff.  - 
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KritU  olmmAchtlg  weprden.  Wiederum  nh  die  kiiiserliclie 
Regierung  die  einrig-mOglicfae  Rettung  aus  ihrer  FlnauKnoth 
und  aus  ihrer  politischen  Verkommenheit  in  derGewtthrung 

der  Keprüsentativverfassun^  und  der  Umwaiidluiitr  der  ab-  " 
soliiteii  III  die  corisiilutionelle  Monarchie.  Das  Uaibeiliche 
Üiplüiii  vom  W.  Ociober  1800  verkündete  diesen  Entschhisa 
und  das  Orundgesetse  vom  26.  Februar.  1861  suchte  den«> 
selben  auszufUhren.  Noch  ist  freilich  die  ungeheure  fichwierig- 
keit^  «o  Terschiedene  Völker  in  einer  Ropriisentatiou  bu 
tiiiigcij,  ilirJit  überM  iimlen.  Die  östliche  unerariscljc  Hälfte 
des  Reiches  liait  sich  von  dem  Keichatag  fern  und  vcrluitgt 
Wiederherstellung  der  alten  ^  im  Jahr  1848.  ebenfalls  fort* 
geschrittenen  Ungarischen  Landesverfassung.  Aber  weder  ^ 
die  Deutseben  noch  die  Magyaren  und  Italiftaer  wollen 
wieder  eine  absolute  Monarchie,  und  selbst  die  Slavi- 
schen  Volker  unter  österreichischeni  Seester  f^cheinen  keine 
gi'osze  Vorliebe  für  die  frühere  Statslbrra  zu  haben.  Die 
Frage  ist  daher  weniger  die:  Absolute  oder  constitutionelle 
Monarchie?  als  die:  Einheitlicher  oder  dualistischer  Ge- 
sammtstat? 


Fassen  wir  die  Resulti^  susainmen: 

In  dem  neuem  Europa  hat  das  System  der  repräsen* 

tativen  oder  der  constitu tionellen  Monarchie  das 
Üebergewicijt  erlang:t.  Fast  in  allen  Staten  der  civilisirten 
europäischen  Völker  werden  nicht  blosz  das  Privatreoht  der 
Bflrger,'  sondern  auch  politische  Rechte  der  Volksmenge  und 
ihrer  dessen  anerkannt  und  Stellvertreter  derselbe!)  xur  Mit- 
wirkung bei  defOesetagebong  angezogen.  Die  europAisehe 
Monarcliie  ist  nicht  mehr  eine  unbeschränkte  nnd  aJjsuIute 
Gewalt,  sondern  eine  durch  das  Recht  auch  der  Un- 
terthanen  beschränkte  oberste  Rechtsmacht. 
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Aber  im  Uebrigen  siud  die  VerfaasungsforaFien  nucli  «ebr 
vefecbieden. 

in  England  ist  das  Königthnnt  Ton  einer  rnftobtigen 
Aristokratie  «mgeben,  und  die  thatsieMiebe  Leitmg  uidiff 

▼dn  den  Mehrheiten  der  Parlamentsbftnser  und  dto-  ihnen 

verantwortlichen  Ministem  als  von  dem  individuellen  Willen 
des  Königs  abhängig.  Auf  dem  Continente  dagegen  gibk 
nirgeiids  mehr  eine  so  aogctehene  Aristpkratie.  Vielmehr 
i^ouimt  da  neben  dein  nionarchlscben  das  denrokrar 
tische  Element  vorzttglioh  in  Betraciit;  dad  aristokmtiseÜe 
hat  da  nur  eine  ermäßzigende  und  vermittelnde  Bedeutung. 
Die  cuntinentalen  Verfassungskämpfe  sind  btrebungen  dieser 

^mftcbtigen  Elemente,  das  richtige  Verhältnisz  zu  einander 
and  sum  Chmaen  lu  finden.  Die  ansschliesaliebe  Geltung 
des  einen  und  die  völlige  Unterdrttcknng  des  andern  wurde 
oft  versucht,  aber  immer  wieder  erholt  sieh  das  entgegen- 
gesetzte Element  von  momentanem  Kall.  Die  constitutionellc  ' 
Monarchie  des  Continents  strel>t  otVenbar  eine  organische 
Gestaltung  an,  welche  allen  Theilen  des  Gesammtkürpers 
ihr  Recht  gebe,  der  Monarchie  die  Falle  der  Maebt.und 
Hoheit,  den  aristokratischen  Elementen  Würde  und  Aatorit&t, 
dem  ücmos  Frieden  und  Freiheit. 

Ueberau  auf  dem  Continent,  vorzüglich  aber  in  Fra  nk- 
reich und  in  Deutschland  ii^t  die  Monarchie  nicht 
bloss  der,  ftnazera  Ebrm  nach,  sondern  der  ganaen  Anlage 
des;  Verfassungskörpers  nach  die  uctive  Qauptmaoht  Sie 
wird  nur  dann  gehemmt  durch  die  unberechenbare,  aber  in 

•  der  Regel  ruhende  Macht  der  öffentlichen  Meinung,  wenn 
sie  in  Widerspruch  tritt  mit  den  Instincten  der  Nation  und  , 
mit  der  Strömung  der  Weitgeschichte.  In  Haroionie  mit.  ' 
denselben  aber  ist  sie  viel  stftrker  als  die  Aristokratie,*  wel^ 
entweder  wie  in  DentscMand  ihr  gegen  gewisse' Vortheile 
zu  dienen  bereit  ist,  oder  wie  in  Frankreich  in  Ohnmacht 
murrt,  uod  aelbst  als  die  Vertretung  des  ganzen  übrigen 
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Volks  ^  welche  mir  4ie  Begiernng  cooti^irenv  iftber  iiiolit 
Mlber  leeren  wilh  l^;^Dkreich  aber  ^Mil^  liidir  di<fe 
Ifqnnfiäie  mehr  anf  die  Zustlintiiung  der  grossen  Yolksr 
mitssen,  in  Deutschland  mehr  theils  auf  die  Statsmittel  des 

Beamteiitliiims,  NA-cIclies  liinwicder  die  Monurcliic  am  incisUMi 
bescbraukt,  tlieiis  auf  die  Arnie^.  einer  berriedimg/i{dün 
OfgMii^iMtfM^  de«  I>e9iaiiskeMil>9r 

Erst  wenn  diese  ^^tog^iii  ''ldii  ^rd;^^^^^^^  #efrifi 

die  D_\nas(i('ii  die  inittelaltcriiclit'ii  Vorurtheiie  abgestreilY 
und  den  iiiodt'nien  StuLs^«'isf  aulgeiiunimeri  haben  werden,  it»t 
der  vieljährige  Widerstreit  zur  Versöhnung  und  die  organißdi 
beschränkte  moderpei  Monarchie,  welche  die|iänh^t(j|^Qi|i)||^^  ^ 
mit  der  Freiheit  aller  ThailQ  verbiadoHkuiid  -  dea  ropMii^lüii 
8fats<;eistinit  den»  g^ermanischen  Freiheitsgett^hl 
zusumuieiistiujiuen  will,  zu  bichereai  Dasein  «^eiauHt.       ,  ^ 

Anmerkung.  In  einer  Schrift,  welche  in  den  höclisteii  Kreisen 
der  GesellBchaft  vieirriltlg:  mit  Beifall  aufgenommen  worden  ist ,  unter 
den  gebildeten  Mittelklnasen  aber  allgemeine  Mis/.billignng  erfahren  hat; 
„Die  VortrelTlichkeil  der  cunslitutioneJlen  Monarchie  l'ür  EngJand  und  die 
Unbra  lieh  barkeit  der  cnnstitiitionellen  Monarchie  für  die  Länder  des  eii' 
ropftiaehen  Gnatincntw;  Hannover  1852'  —  liat  flieh.  Otistav  Z  im  mar' 
manu,  der  seiUier  in  Hannover  tn  einer  für  den  Fürsten  and  das  Volk 
beklagenawerthen  Wirksamkeit  ^angt  ist,  Uber  das  anf  dem  Titel  aus- 
ges|»t)ch«iie  Tliema  nllher  erldärt.  Ich  betraelite  diese  Sehrift  als  ein 
ahsoiatistischea  Gegenstück  einer  fruchtbareren  radkalen  Lilteratur  über 
^e  constitttttonelle  Monarchie.  Wie  diese  sehr  häufig,  so  hat  auch  Gosti. 
"Zimmermann  seinen  Begi  ifT  der  constitutionellen  Monarchie  lediglicli  von 
den  auszeren  Formen  und  Maximen  der  englischen  Verfassung  abgezogen. 
Wenn  er  dann  behauptet,  dasz  dieser  abgezogene  Begriff  auf  dem  Con- 
tinent  idcht  nnweudbar  sei,  weil  in  England  seine  Innern  Widersprüclie 
und  Mängel  durch  den  hiatorischen  Zusammenhalt  und  die  Interessen  der 
herrsehendfeo  Aristokratie  vermittelt  und  verbessert,  hier  aber  dnrch  di^  ^ 
ikmokcatiMhB'BrfBUang  gesteigert  ireid^  so  kat  er  darin,. iricht.Ub» 
raekt.  Aber  <i(er  |iarlamentarisehe  CQUatitutionalismus  i^  Sagend  darf 

J lieht  mit  der  Idee  der  oöoslltuticmellen  Monarehie  verwediselt  werden, 
euer  ist  der  erste  groezartige  und  trotz  der  logischen  Fehler  glüclcliche 
Versuch  fhrer  Verwirklichung,  nickt  ihre  VoJlendnhf;'  Man  iuAti  die 
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Unanweudbarkeit  des  etigliachen  Parlamentarismii«  Hilf  den  Contiuent 
ZDgeben  und  doch  für  diesen  die  Hraachbarkcit  der  constitutionelieu 
Monarchie,  d.  h.  der  Mouarcliie  fordern <  welche  anerkennt,  das7.  ihre 
politiscbeii  Redifie  wi«  die  &Be  regiierien  VoIkedMaen  tyiUiiihgMäftszig 
toetHnml  «od  beeohrilnki  eelen,  and  daes '  iaelMioiidm  für  di«  QmH^ 
gAwo§  alle  Theile  dea-  Yolkekörpere  saMn^men  wkken  mfiaaen.  p^,fiirf 
gan  lache  Menarcliie  iak  nothwjendig  zagleieh  eine  oonatitationelle,  denn 
der  Organismus  ist  selbst  die  Oonstitation.  Oasz  trotz  allem  Scliarfblick 
im  Einzelnen  Gustav  Zimmermaiui  im  Ganzen  kein  Veratändnisz  hat  für 
das  motierne  Statsbewusztsein  ,  ergibt  sich  nus  seiner  beharrlich'eu  Be- 
zeichnung der  ubrigkeitlicheii  Statsgewalt  als  „Eigentlium"  der  Fürsten. 
Indem  er  diesen  mittelalteriiclien  Standpunkt  wählt,  gerälh  er  nnt  der 
gesammten  Bewegung  der  neuen  Zeit  in  den  feindseligsten  Gegensatz; 
er  kann  so  an  einer  kleinen  Steile  die  Strömnug  eine  Weile  stauen,  aber 
er  wti^  von  den  hUSher  gehend«i  Wo^  in  Karxem  saromt  dem  mondieii 
Gedminer,  -das  er  sich  in  den  Strom  hinein  baut,  weggerissen  and  ver- 
schlangen wecden.  Wenn  fiber  irgend  etwas  unsere  Zeit  klar  und  ei|t> 
schieden  kt^  so  Ist  fs  darüber,  dasz  die  Statsgewalt  ö-ffentlicliea 
Recht  und  öffentliche  Pflicht  ist^  d.  h.  dem  geroeinsamen  poli* 
tischen  Dasein  und  Leben  des  ganzen  Volkes  zugehört^  und  dasz  sie 
daher  kein  Eigeiithum  eines  Individuums  für  sich,  d.h.  kein  Privat- 
recht sein  kann. 


Zweiundzwanzigstes  Capitel. 

# 

%.  filMjlM  Vonttilongen  vott  der  coosUtutionelien  Honarchie.  ■ 

Die  ciTilüdrten  Statten  Eoropa^s  haben  sieh  itot  alle  dem 
Sjstem  der  constiintioneHen  Monarchie  sugewendet, 

und  in  ihr  den  Abschliisz  der  Gegensätze,  welclie  das  Mittel-  : 
alter  hinterlassen  hat,  der  Zerbrockelung  und  Erstarrung 
des  States  einerseits  und  der  absoluten  Monarchie  anderer- 
seit»,  in  ihr  auch  eine  Versöhnung  der  yerschiedenen  politi' 
sehen  Strömungen  nnd  Riditangan  der  Zeii,  insbesondere  . 
der  Demokratie  und  der  Monarchie  isn  finden  gehofft.  Die 
Erörterung  der  Grundlagen  dieses  Systems  hat  demnach  ein 
unuiitt6lt>ar  practisches  Interesse. 
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*66Beil%eii  wir  su  diMm 'Behuf  n»raMt  eüiige  IrrMmr 
und  MÜBiventAtidniaBe  dieses  Systems: 

1.  Die  franzd^iscbe  Revolution  hat  in  den  ersten  Jahren 
den  Gedaiil^rii  Hi iiisöeau's  verwirküclicn  da&z  es  im 

ötate  Ewei  Gewalten  gebe^  die  des  Willens,  die  gejeiz- 
gebeode,  und  di^  der  phjsiseben  Krafi,  welcke  den 
Willen  vdlziebe.  «Das  Volk  will,  der  KOnig  fithrt 
aus,**  das  hielt  man  damals  in  Krankreich  lUr  das  Wesen 
der  constitutionellen  Moiiuiclii*'.  ' 

Dieser  Gedanke  setzt  (hs  Volk  deui  Könige  gegenüber, 
und  indem  er  diesen  zum  bioszen  Diener  eines  ihm  lk«ai- 
den  und  ohne  seine  Mitwirkung  entsiandenen  Volkswillens 

'  JiMitirait,  Contr.  Soe.  III,  1:  „Tonte  «ctSon  libre  s  dtaz  dftnsM 
qni  oonooiireDt  k  Ja  produire,  Tune  norale,  saTOir  1«  Tolpot^  qui  d^tor^ 
ttitne  Tacte,  lautre  physiqne,  aavoir  la  paiaSano*  qiii  Tcxfeute.  Le 
«orpa  politlque  a  lea  mbnta  mobiles^  on  f  diitingne  de  mdme  la  fsre« 
et  la  tohnU;  eaUa^d  soob  le  nom  de  puteancf  Ugidative^  Taatre  eooa 
1«  nofl»  de  ptimaim  fsieutivf."  Mirabeau,'Rede  vom  1.  Sept.  1789: 
„Delix  poiivoirs  sont  n^cessaires  k  I'existence  et  aux  fouctious  du  corps 
politiqne;  celui  de  roufoir  et  reJni  d^agir.  Pnr  le  premier  la  socit't^  eta- 
blik  les  r^gles  qm  doivent  la  conduire  au  but  quelle  se  propose,  et  qui 
est  incoiitesial  lernen t  )e  bien  de  tous.  Par  le  second  ees  r^les  s'exe- 
cutent,  ei  ia  Ibice  publique  sert  ä  faire  triompher  la  societe  des  obuiucles 
que  eelte  «x^tion  pourrait  rencontrer  dans  i'opposition  des  volonte  ia- 
dividpelles.  Ckea  nae  graiide  nalion  m  dm»  p&moin  ne  peaveut  ^tre 
eieroii  par  fUMiUmes  da  la  ii^oeMit6  in  rrprimiitmli  i»  fwpt9  poar 
l^exereiee  de  la  fliealt^  de  voulolr,  on  de  la  jmiitßmee  U^UM^;  de  Ii 
eucore  la  n^ceeslt^  d'nne  oiilrf  fipdrf  de  ffpr^wnianlU  poar  Texercice  de 
la  faculti  d  agir  ou  de  la  puifsance  fj-Mitive."  IMff«,  biet  de  la  r^vol. 
franQ.  I,  S.  97:  „Fm  natim  Vftd,  le  roi  fait,"  les  esprits  ne  sortaierit  pas 
de  ces  elemens  simples,  et  ils  croyaieDt  vonloir  la  monarchie,  pnrce  qu'ila 
laissaient  un  roi  coninie  ex^cuteur  des  volontes  nationales.  La  monarchif 
refJlr,  U:Ut'  qu'elle  existe  aiöiue  dans  les  Etats  librcs.  est  la  dotnination 
d  un  mtl,  k  laquelle  ont  met  des  hornes  au  moyen  du  concour$  national. 

Mals  dte  rinatanl  que  la  nation  petit  ordooner  toitt  ce  qu'elle  veut, 
«ans  que  1|  roi  paleie.e'y  opposer.  par  le  v6to,  ,  le  .roi  n'eni  pli}»  qa^un 
nagiatcat.  C'eel  alocs  la  ripuUipu  avec  fw  «ewl  ocmeul.aa  Uea  da  pla- 
sieoi«.^  Le  goaTeroement  de  ^logne  qaoiqu^il  y  eat  na  voi,.  na.  fkiik  ja^ 
Dais  (?)  nomm^  noe  inoBarcliifd.'^  ' 
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mmünij^heH  mr  4mi  Bcfpriff  der  Monaittliie  auf.  Der  Fall  des 
Steigs  Ludwigs  XVI.  mid  die  PMehunalioii  der  jakobinisclieii 
Republik  #ar  freilieh  die  Folge  der  bistofieeben  Ereignisse, 
über  zugleich  auch  eine  tialürliclie  Consequ^nz  dieses  Vei^ 
filfisungspriiicips.  • 

Deoki  man  sieh  aber  den  König  oicbt  als  untergeordnet 
^er  gesetsgiebenden  Gewalt,  von- der  er  ausgescblossen 
wird,  sondern  als  dieser  gleieb gestellt,  so  ist  die  notb- 
wendige  Einheit  im  Statsorganisnins  aofjgegeben,  und  wir 
haben  ein  Monstrum  mit  zwoi  Köpfen,  eine  unhaltbare  Dy- 
arefaie,'^  welche  entweder  den  Stat  zerreiszt,  oder,  sei  es 
dem  monarchiscben ,  sei  es  dem  republikaniscben  Pnpcip, 
wieder  weichen  musa. 

2.  Im  Gegensätze  zu  dieser  Verkehrtheit  hat  Bie  jes 
in  seiner  Verfassung  dem  Statsoberliaiipt  umgekehrt  eine 
ruhende  Stellung  zuweisen  wollen ,  und  darin  die  moderne 
fiintwiokiung  des  constituüonellen  Systems  gesehen.  Dieser' 
Doctrin  aber  hat  Ntfpo'leon,  der,  wenn  je  einer  ein  ge- 
bonier  Monarch  war,  durch  sein  berühmtes  Wort:  rt^ie 
haben  Sie  sich  einbilden  können,  dasz  ein  Mann  von  einigein 
Talent  und  einigem  Ehrgetülil  sich  zur  Rolle  eines  Mast^ 
Schweins  hergebe,  das  mit  ein  paar  Millionen  gefüttert  wirdV,*^ 
7-  ein  unauslOechliches  Brandmal  aufgedrückt.  ^ 

3.  Hftnfiger  noch  wird  als  das  Wesen  dieser  Statsfora 
der  Satz  behauptet:  „Der  König  hat  zwar  das  Recht  der 
Heriscliaft  und  der  Regierun«i-.  aber  die  Ausübung  dieses 
K-echtß  steht  nicht  ihm,  sondern  den  Ministern  zu."  Fac- 
tisch  mag  diesz  Yerhältnisz  in  manchen  LUndern  zu  gewissen 
Zeiten  so  bestanden  haben  und  noch  bestehen.    Als  Stets- 

'  Die  SpAltnng,  welche  'in  dieaer  Dyarchie  unvermitteU  vorliegt.»  ist 
denn  aueli  jn  Frankreich  der  demokratisch  -  republüuHiiB||>eD  Psrtei 
wohl  begriffen  worden ,  und  sie  hat  dieselbe  benntst,  um  das  Königthum^ 
gänzlich  zu  beseitigen.  >  *  ■ 

»  La»  Com  Mim,  IV.  ' 
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KweiimdiwADzigttM  Cftpitel.  :%  FdMfat  ▼onteUungen  ete.  Mf 

priooip  imd  als  Statsfionu  aiMrkftimi  aber  würde  e»  TeW 

zichtleistiing  auf  die  Monarchie  und  Einführung  der  Republik 
sein.  Denn  wenn  die  Ausübung  eines  Rechtes  dem  auf 
die  Dauer  enlzogeo  wiid,  dem  man  das  Recht  zuflehreib^) 
da  kaf  dteeer  die»^c«alie«r ijitel l^t4MH&^ 
miff  eat  tihh« » wem  'irta<>iisi  »däritf  Hiefe|^Ti»efaltoit  Mfnielft  ^ 
Airattbd6|^«r#ortten  Imt,  uiH^dle  %ei<jeii6iH  ftiMckgebliebene 
leere  Schale  und  der  Name  des  Rechtes  naclilnigt.  Als  die 
Ausübung  des  üruiidei<;enthums  itn  Mitteialtev  daufiirnd  aui' 
die  Vaei^en  tind  ^ie?  boMsIgeii  ißauera^  ttbesgflganf^^'wii«, 
wurde  audip  dai'^fiigenlitam'tiel^  auMgUbh  4^16  «btzbMte 
fiijBfeiithuHi^  ren'  diesen-  erweH>esiv^  tnvd  ^  d^^eWneHe  ^SeilM 
und  JN'amc  des  Obereigenthums  ging  im  Verfolg  der  Zeit  für 
den  vormaligen  Herrn  unabwendbur  verlnrt'n.  Als  die  karo- 
Hngischen  Hausmeyer  die  köniiiliclit'  flacht  tU  r  Merowinger 
eHrorben  hatleiiir  Miebmch  der  £laine  4m  j^nigüiii—  ni^ 

dem  Könil^  abgelöst  '«ftd  den  MiniiÜeWi'^sci  fb^hX  itbergdblili, 
,so  ist  es  t'ine  r o  jmi  b  1  i k a  u is c he  BelKirde,  welcher  daö 
üegimeDt  in  Wahrheit  zukommt,  und  das  Königthuni  ist 
zur  leeren  Fortn  gewordeo.  *  Das  biosze  Symbol  an  der 
Spitze  des  States,  statt  einer  lebendigen  und  tbatkrftftigen 
Individualitftt,  könnte  höchstens  als  Ideokiatiev  nicht  als 
Monarchie  gelten. 

4.  Es  ist  daher  auch  ein  absurder  Satz,  dasz  es  in  der 
consfitutionellen  Monarchie  „gleichgültig"  sei,  wer  König  sei, 
ob  eine  ausgezeichnete  Persönlichkeit  oder  eine  unbedeutende, 

ob  ein  rerstftndig^Sr  oder  dn  besdirftnkter  Kopf,  ein  edler  . 

■'<-■•      •     ■.  ■ 

*  ÜiUer  jener  Vorausseuung  hatte  die  radikal  -  demokratisch'-'  Partei 
zu  Fraxikfurt  im  Jahr  1848  Recht  gehabt,  in  ihrem  Programm  dad  „cou- 
Btitutionelle  Königthiira"  als  eine  „Sinecure,**  als  einen  „abgetragenen 
Haf*  zu  erklären,  nur  beatimmt:  „einen  Premierminister  zu  eroeniiMi" 
(4er  dfon  ngeliiiSMig  andi.  aufgedrungen  wttidf)>  nnd  «Ar  die  Sneu- 
gung  einflt  NaiBhlblfaiv'*  so  aoügeii.  V' 
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Obmkter  oder  mn  BöaemkUiL    Di»  oomtitatioDell-iiioiius 

chischf  Statsform  hat  die  Tendenz,  dafür  zu  sorgen,  dasz 
der  König  ^war  so  wenig  Uebels  als  möglich  thun.  aber  dasz 
er  aucli  so  viel  Gnies  thun  könne  als  möglich.  Nur  in  diesem 
8imm  fMiebfünki  tie-  ihn.  Sie  wet«,  dan  er  ^  MeMoh 
ist,  «od- dm  Uebermacht  aelbet  die  Bessern  Terdirbt.  ^^ber 
wie  will  ihn  nieht  war  Puppe  mecben  in  der  Hund  der  Miiiisle^. 
Sie  will  nicht  in  iliiii ,  der  die  oberste  und  herrlichste  Stellung 
im  S(a|e  hat,  die  Wurde  des  Menschen  vernichten,  indem 
sie  seine  menschlichen  Eigenschaften  negirt.  Sie  wül  «iehl 
ihm,  der  das  hAeliste  politische  Recht  bei,  das  geringste 
Mass  von  poiiüseber  Freiheit  soerkcmieii.  Wie  wftre  Llebe^ 
'  Bhrflirobt,  IVeue  gegen  den' Monarchen  denlcbar,  wenn  es 
gleichgültig  wäre,  ob  er  derselben  persönlich  würdig,  ob  er 
auch  nur  ifthig  sei,  die  Hingebung  und  Verehrung  des  Volkes 
zu  TerBftehen  und  zu  erwiedem?  Die  Gonseqneia  jenes  Ad* 
sehen  Princips  mflsate  za  der  BefaauplBBg  Ähren:  je  der 
blödsinnigste  nnd  sehwAehsle  Fürst,  der  am  wenigsten  eigens 
Einsicht  und  eigenen  Willen  hat,  wäre  der  constitiitionellste 
Monarch.  ^  Und  eine  solche  Statsform  sollte  die  Erttillung 
der  Sehnsucht  sein,  weiche  die  Völl^er  iiabeu  nach  einer 
wohlorganisirteD  nnd  geistig  gehobenen  Btatsordnnng  ? 

Ifan  hat  nch  öfter  auf  dieei^lisehe  Verfasstiifg  bemfen^ 
nni  diese  unsinnige  Vorstellung  zu  yiertheidigen.  Allein  auch 
in  England  ist  die  Persönlichkeit  des  Monarchen  nichts  weni- 
ger ^  gleichgültig.  ^  . 

^  Auch  Hegel,  BeohtfpUL  9:  200  geht  zu  weit,  wenn  er  meist: 
^(ler  Monarch  habe  nur  Ja  zq  Mgen,  und  den  Punkt  auf  das  I  zu  setzen.** 
Er  hat  nicht  blosz  Ja,  sondern  auch  Nein  zu  sagen,  und  nicht  blosz 
deij  „form eilen  Eutscheid"  zu  geben,  sondern  auch  das  reell  ent- 
scheidende Wort.  Er  hat  nicht  blosz  zu  entscheiden^  er  hat  anch  an- 
zurepen  und  einzugreifen,  wo  es  noth  thut.  J.  H.  Fichte,  Bei- 
trag zur  Statsiehre:  „Der  leerkoptigste  Regent  wäie  dann  der  idealste.** 
•  *  Wer  dftritber  sweiMt,  iler  lese  Brooghsmi  flIatsDiiiiiwr,  and  ^ 
wird  sich  fibeneugen,  daaa  aacli  in  Ei^land  «ine  mepacbhek  •  peraönüdie 
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5.  Aach  den  berfibrnten  8ate  von  Thiers:  „Leroirißm 
mttk  «Ml«  <fov$mm*fMß  ^üs  BOnig  hervsobt  aber  «r  regiert 

iiiclit )  koiiiicii  N\  ir  nicht  als  eine  richtif^e  HL-zeichnung  des 
coiistitutiouell '  iiionarclii.scheu  Pi'iiK'i(>s  gelten  hissen,  ist  ed 
doch  dem  gewandten  Minister  selber  aiobthgftiiHigW.,  den- 
BtAben  Jakn^  lm4m3%  glwliy»  fejwlllnn  »nurtnb 
fCKir^bsttflUm^i  Und^ikhe^^  vM^4um^M  4mi}WMf^ 
gescheitert,  dasz  er  nicht  blosz  herrschen.,  sondern  auch 
regieren  wollte.    Sein  Naclilnl^er  der  Kaiser  Napoleon  hat 

gemde  dadurch  den  Bei  tu  11  deir  .Mafiseu  ecworbcoi)  du«»  er 
selbes  die  Regieraii||  «Mttbte«     /      -    ^  -  '  r ^•y,'  '  " 

Darob  d«D  Au6dirttsk.h^Wj^beiii^»«lMml^ 
mellen  Hohdts-  imd  Majcstftlnreebte  des  KOnigs,  diurdi  im 
Wort  regieren  die  praetisch -reale  Oberleitung  der  stat- 
lichen  I*olitik  bezeichnet.  Heiderlei  iieclite  geboren  dem  Stats- 
oberhaupte  zu,  und  dieses  insbesondere  von, 4ier  AiifttbuQg 
der  wicbtigei^^  t  j<»ti|Ri»i||i|WBii|||p|i|^|i|^  hk&m^^mMtt 
BetbeUigong  ist  AassckUesniiig  toü  dem  weseurtliobao  Ab-. 
theil)  ist  wieder  ZentOnibg  des  Kerns  der  yöniglicben  Gewalt 

jyJiex  est  (jui  /•('<;//.- 

Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  regieren  (gouveruer)  ist 
das  blosze  yerwal  ten  (ad minis  tr i reu).  6ich  mit  diesem 
kldnen  GescbAftsdetail  IbrtwAbrend  abiogeben,  kam»  aller- 
dings deet  KOa^  weder  sagemuthet  werdet»,  nodi  ist  es  für 
die  Leitung  des  8tates  irgend  ersp^'ieszlich ,  wenn  er  sieb 
damit  in  der  Regel  betaszt. 

.  ti.  Andere  haben,  von  der  Idee  der  VolkssouveränetfU. 
aasf  das  '^esen*  der  co■stklläo■el]ea.MeBarabi•^  dainiii  ^ 
setkt,  dasa  di^  Mönfürcii'yiiMBb)^^^  demf^inaia 
der  Volksmehrheit  regiere.*  Diese  Meinung  gibt  oflbn^ 
bar  die  Existenz  der  Monarchie  preis,  und  läszt  sich  von 

W«9iiiabvirkiuig  swImIii^  ^  iBdlTiMHit^4t»^/Jfona>iMl^^J^ 
Iffaiittor  beatoht,  ^oad  mgBiß  iwiitf  iit^M  iidata^  es  vkattaiaih)rt^4m 
Willen  dw  erstor«a  niehle  an.  Vgl.  lAmXkf,  21,  A^jA  ^ 
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dem  e-krsiiaeliefi- Ideen  bMtfmmen.  Dienn  die  Demokratie 
toi  die  Eemebell  der  Vellmiebrtielt  Die  Ifoiianiliie  «Amt 

hat  einen  ihrer  wichtigsten  Vorzüge  gerade  darin,  dasz  sie 
berufen  ist,  auch  die  Minderlieit  in  ihrer  Freiheit  und  in 
ihrem  Rechte  vor  den  Anmasznngen  der  Mehrheit  zu  schtttzen. 
Wftre  der  Monareil  nur  ein  Beenfltragtor  und  Diener^^lei' 
Melirhelt)  ead  würde  somit  dieser  die  flervseiiafl  "ift  «Mfe 
selEommeii,  so  Wftre  das  nielit  Monerobicf  mehr,  sondeni 
Demokrutie,  eine  Demokratie  freilich  mit  efnetn  Scheinmonar- 
chen an  der  Spitze,  welcher  ohne  innere  selbständige  Macht 
so  lang  ein  bloszes -Scheinleben  fortAihren  kdnnle,  «Is  Jene 
es  bequemer  ftnde,  ihre  wahre  -Gewalt  zu  Terbergen.*  - 


DraiiindzwanzigBtM  GapiteL 

3.  D&8  mooarcbiscbe  Princip  und  der  BegnS  der  consüUitioneilen  Monarchie. 

Die  constiliutioneUe  Monarchie  will  eine  wahre,  keine 
Scheinmonarchie  sein. 

Was  ist  nun  das  Wesen  der  Monarchie?  Ohne  Zweifel 
die  Person ification  Btatshoheit  und  der  Statsgewok 
in  einem  Individuum..  Von  der  Theokratie  nntersche^et 
sie  sieb  aueb  dann,  wenn  der  als  Herrseher  gedachte  Gott 
sich  (]iht1i  einen  Fürsten  vertreten  läszt,  indem  sie  dem 
Monarchen  selber  das  Recht  der  Herrschaft  zuschreibt,  von 
den  Republiken,  welche  einen  Dogen  oder. Präsidenten  an 
der  Bpitse  haben,  tbeils  dadurch,  dasz  die  repoblikafiisehen 

'  Gerade  diesen  Versuch  hnt  die  französische  Nationalversammlung? 
von  1789  gemach l.  Thiers  sagt  von  ihr  sehr  gai  (r^vol.  fran^.  II, 
S.  198):  „Elle  6ttA%  d^mocratique  par  sea  idin  et  .monarebique  jtax  sea 
sentimeiitfe.f*  Die  Ereignitse  hftben  die  (Tnlialtbiirkeit  eines  denrtigeii 
Zustandes  dargelegt.  In  Frankreich'  hob  die  mttchUge  Demokratie  das 
obnmücbtige  Königtbum  auf  (1793). 
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StatefaAnpter  genötbigt  sind^  ad  es  die  aristoktaüsclie  Minder- 
heit, Mi  &»  die  demokrafiaebe  Ifebrhelt  aU  den  dgentlielien 

Herrecher  zu  betrachten,  dessen  Vertreter  \mä  Diener  sie  sind, 
rler  iMdimrcli  •d\nn'  nicht  UnItM'tliati  (iicspr  Maclite.  i>oii(i€rii  immer 
selbständiger  Inhaber  der  Regierungsgewait  ist.  Die  8tttt8- 
autoriüU  arfamt  in  der  Konarehie  im  Gegensati  su  dem  Ck>lle6' 
tivanedraolE .  der  R^ablik  einen  hOehsten  in^vidueUen  Aiii« 
druck.  DerICenareh  istdieStatsperson  im  eminenten  Sinne. 

Fn  jener  Ht^iii-ijrsbestiminung  ^iud  zwei  Seiten  zu  unter- 
scheiden, die  beide  vorhanden  sein  mitesen,  wenn  noch  von 
Monarchie  die  Rede  sein  soll. 

I.  Die  persönliche  Erliebung  des  Statshaapts^  als  in- 
diiriduellen  Reprftsentanlen  nnd  Organ  der  obrigkeiflichen 
Gewalt. 

H.  Die  inhaltliche  Concentration  der  obersten  Stats- 
hoheit  und  der  vollkommenen  Statfigewalt  in  ihm.  Die  beiden. 
P6ie  der  fürstlichen  HUUigkeil  sind  die  Initiative  and  die 
Sanctioii. 

I.  Mit  dem  ersten  Prindp  ist  wohl  Tertriglich : 

1)  die  Beschränkung  des  Monarchen  durch  die  Re- 
präsentation der  übrigen  Bestandtheiie  des  Volks  in  der 
Gesetzgebung,  und 

'  2)  die  Gebundenheit  des  Monarchen  an  die  Mit- 
wirkung der  Minister  in  der  regelmAssigen  AusObung  der 
Regierungsreebfe  und  Ffliehlen.  'DMin  wenn  auch  die  andern 
Glieder  des  Volkskörpers  noch  so  hoch  stehen,  so  überragt 
er  sie  doch  noch,  als  der  Höhere;  und  wenn  die  Verfassung 
aach  dafür  .sorgt,'  dasa  sein  individueller  Wille  wahrer  Stats» 
Wille  und  nicht  selbstoüohtiger  Bigenwille  sei,  so  wird  dSk 
durch  nur  seine  Aufgabe  erldchtert'  und  seine  StatsautoritÜt 
vor  Miszgi-iffen  und  Fall  bewahrt. 

Wohl  aber  verträgt  sich  dumit  nicht  ^  '. 

1)  die  Vorstellung,  dasz  der  Monarch  ein  blosses  Idol^  ' 
eine  blosse  Form,  nicht  ein  .lebendigies.  Wesen  sei}  ' 

BlvnUehU.  allsBBeliiMStatMVdit.  .1.  28^ 
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die  fiiariehtaiigV        «^i*  Mönardi  der  VoUuvepvih 
len'talton  öder  d«ii  llinislerfi  ontergeordoet  sei  nnd  w»h'  • 
ihnen  f  eswntiff«Ti  werden  dOrfe,  einen' Wille«!  lu  iiMsern, 

den  er  iiiclit  Imc.  \i\u\  zu  handeln,  wie  er  niclit  will. 

Da  <\\('  r)lMMSto  Gewalt  »einer  Person  zusteht,  so  gebührt 
ihm  auch  die  Fieiheii  und  das  Recht  der  PeraönliebkeiL ' 
Mhe  Person  f^Mri  «war  anch  nicht  in  allen  Benehanfen 
nnd  nielit  ^lia,  aber  sie  gehOrl  doch  yorziigaweiae  ond  mehör 
dcni  State  an.  «Is  eine  andere  Person.  Er  ist  auch  ein  Gatte, 
Vater,  ein  Genosse  einer  Kirche,  vielleicht  ein  Gelehrter  oder 
Diciitei-.  Aber  in  allen  ü ffen tliehe n  Dingen  soll  sieb  der 
Statswilie  in  ihm  mm  indiTidueUen  Willen  erheben  und 
poiemdreD.  Der  inonaiefaBsohe  Stat  legi  auf  die  individaelle 
Sorge  und  die  indlTidnelle  Energie  des  Monarehen  einen 
groszen  Werth,  und  es  wäre  ungereimt,  dein  Monarchen 
das  hr>ch.si('  Recht  im  State  zuzusprechen  und  zugleich  ihn 
nin  deszwillen  unter  die  Vormniidsobaft  anderer  aeüsen. 
laicht  die  Kammern  schaffen  das  Gesetas,  sondern,  indem  er 
seine  Sanelion  frei  ertheiU,  begrOD<)«t  er  das  stailiche  An- 
sehen des  Gesetzes.  Nicht  die  Minister  fltgen  seinen  Regie- 
rungsbeschlüssen ihre  Autorität  bei,  sondern  er  verleiht 
denselben  seine  A utoritat,  und  die  Minister  dienea  ihm 
mnr  als  Organe,  wenn  anch  als  uuentbehrliche  Organe  seines 
Willens. 

So  weit  der  KOnlg  durch  die  Verfiissang  niisht  betohrftnkt 

und  nicht  gebunden  ist  an  die  noth wendige  Zustimmung  oder 
Mitvvirkun'p^  anderer  Glieder  des  Statsorganismus,  so  weit 
ist  er  auch  vOllig  frei,  seinen  eigenen  persönliche» 
Willen  auszusprechen  änd  demgemäsz  an  handeln. 

'  Giii/.ot  Äleiu.  II,  237.  „Dieu  seul  eat  suuverain  et  {>er8oune  ici-bas 
n*efit  Diep)  pas  plas  le*  peuples  que  lei  rods.  Bt  la  volonte  des  peiiple« 
ne  BoiRt  jpas  h  feire  de»  rois;  il  faat  que  celni  qnl  devieat  ni  porte  en 
Ini-mtoie  et  «pporte  en  dot,  au  pays  qni  T^pouse,  quelques-ttne  des  ca> 
itütires  narurels  et  indipendants'  de  1a  Toyant^.*^ 
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H&e  BSgeothttoiliehkeit  der  coDslitafeionfmeii  Uok  Qe^eamiM 
wa  andoB  Honaroliifliii  besteht  darin ,  da»  der  Maiuu«)i  fflr 
sich  allein  weder  Gesetze  geben  noeli  In  der  R«gel  Re> 
{jfierungshandlungen  ausüben  darf,  sondern  in  der  ersteren 
BefttebuBg  die  Mi twirkung  und  Zustimmung  der  Kenn- 
mern,  in  der  Jetsteren  die  Mitwirkung  der  Minister  er- 
fordert wird.  Sie  besteht  «her  nieht  .darin ,  dasi  dv  ScJ^wer- 
punkt  der  Stataregi^rung  in  den  Kanunem  oder  in  den  Mioi- 
siteru  liegt. 

Würde  die  Kamnierinajorität  und  der  Minititerrath  in 
alleil  Füilen  mit  formeller  llotbwendigkeit  die  .Handiiiugen 
der  Fürsten  bestimmen,  so  wire  .eine  solche  eigentliche 
Parlaments-  und  Miniaterregierung'^  allerdings,  im 
Widersprach  nnt  dem  monarobischen  Princip.  Der  eonslitu- 
tionelle  Monarch  wird  sich  thatsächlich  meistens  durch  das 
schwere  Gewicht  jener  Abstimmungen  und  Anträge  bestim- 
men  lassen,  weil  er  darin  den  vorbereiteten  iBtats willen 
eri^ennt,  aber  er  wlid  sieb  die  freie  Piofung  aus  dem  Stand- 
punkt des  Slatswohls  ▼orhehalteo  mttsaea,  er  seine 
monarchische  Pflicht  üben  soll. 

Innerhalb  jener  Schranken  bewegt  sich  auch  der  con- 
stitutionelle  Monarch  mit  voller  Freiheit.  £a  ist  abgeschmackt, . 
ihn  verhindern  zu  wollen,  dasa  er  seine  eigene  Meinung 
.  ausspreche.  Jeder  tttchtige  Mann  hat  ein  BedOrlbisai^  seine 
wirkliche  Gesinnung  su  äussern.*  Politische  RQcksielilen 
n»ögen  den  Monarchen  oft  zurückhalten,  dieselbe  ganz  und 

'  Voti  der  Parlaments-  und  der  Ministerregiemqg  wifd- ia  «ku  Wk"  ' 
Qk%ta  V.  VI  und  VII  noch  naher  die  Kede  sein. 

"  Guizot  Mem.  XII,  184.  „Un  tröne  n'est  paa  un  fauteuil  vide,  au- 
quel  on  a  mis  une  clef  pour  que  nul  ne  puisse  6tre  tent^  de  s'y  aaseoir. 
Une  peraonne  iuieiiigente  et  libru,  qui  a  sea  idees^  ses  Nentimenta,  «es 
d^irSf  aea  volonte  comip«  Umb  let  Aires  r6ela  et  vivauiä,  siege  dai^a  ce 
f^atmUlt  Iie  devoir  de  oatta  psnoanQ,  oar  i|  y  a  dm  dsvoirs  pour  tpfif, 
<griem«>t  aser^  poor  tous,  so»  dsvoir,  diS'je,  et  la  ateetiit^.  ds  sf- 
tastioii,  c*«t  da  n«  gcoTtnier  qua  d'acaDrd  avec  las-  graiwU  .fouxoin^,  p|i* 
biks  institnte  par  lay Charta,  avae  laar  avaa,  lav  a^bteioa^^k^,  S9iH>li* 
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lant  zu  oflbnlmfeD,  aber  memandem  steht  das  Recht  xv, 
ihm  die  freie  Rede  au  rersagen  oder  gar  iha  »i  fal- 
scher Rede  zu  nöthigen. ^ 

Dem  Monarchen  kommt  es  ferner  zu,  mit  eigenen  Augen 
zu  sehen  und  mit. eigenen  Ohren  zu  hören,  selber  zu  prüfen, 
wie  es  steht  in  seinem  Lande,  unmittelbar  sich  too  den  Be- 
dOrftiissen  des  Volks  an  UDterriohtfiD,  die  EfseheimiDgen  des 
Olfentliehen  Lebens  an  beobachten,  und  wo  das  Interesse  and 
die  Wohlfahrt  des  Ganzen  es  erfordert,  anre^cend  einzu- 
j^reifen,  Anflra«i<*  zur  Bearlieitung  der  nöthigen  Ge- 
setze oder  zur  Einleitung  der  erforderlichen  Masz- 
regeln  zu  geben.  Das  ist  es,,  wodurch  von  jeher  groiae 
Monardien  sich  ausgesdcbnet  haben.  Bas  ist  die  wahrt» 
Activitftt  des  Monarchen.^  Auch  die  oonstitntionelle  Btats- 
form  bietet  einer  bedeutenden  Individualität  in  diesen  Be- 
ziehungen noch  immer  freien  Spielraum.  Sie  darf  denselben 
nicht  verschlieszen. 

IL  Das  zweite  Princip  ist:  Dem  Honarchen  steht  die 
oberste  8tatshoheit  und  die  Tdllliommene  Siats- 

*  HeachlenswerLhe  BenterkuDgen  darüber  finden  sich  hex  Stahl:  Das 
moiiHicliische  Princip.  S.  9.  Lnther  in  den  Tischreden:  ^Eb  ist  nichts 
löblicheres  und  lieblicheres  an  einem  Fürsten,  denn  er  frei  redet, 
was  seine  Meinung  sei,  und  hat  er  Die  lieb^  so  deszgleichen  than  und 
tmgetebeat  tagen  ^  wie  ihnen  ums  Hen  ist*  Wie  liönntie  er  die  freie 
Rede  Anderer  aditen  tand  lieben,,  wäre  er  eelber  iu  der  freien  Bede  g»- 

htOMll? 

*  Friedrieh  der  Groeze  von  Frentzen  Im  Eeeai  sar  les-  formee 

de  gouvernemml:  ^Le  souverain  repr^sente  T^tat:  lui  et  »es  penples  ne 
forment  qn'un  corpa,  qni  ne  peut  ötre  heareux  qa'aatant  la  concorde  le» 
uilit»  Le  prince  est  h  la  soci^t^  im'il  gotiverno  ce  qae  la  töte  est  au  corps: 
11  doit  voir.  penser  et  agir  ponr  tonte  la  conimiinant6,  afin  de  hu  pro- 
curer  tous  avanlages  dont  eile  est  8U8ce[)tibJe.  Si  I  on  veut  qne  le 
gouverueroent  munRichique  Temporte  sur  le  r^publicain;  I  arr^t  du  sou- 
Tenda  eet  prononc^:  il  doit  ^tre  atüf  et  intigrt  et  rassembler  toutes  aes 
IbveM  pour  ibnmir  la  earri^  qni  Im  est  onverte.  Le  souTcrain  est  al^ 
taeh^  par  des  Üens  indisadables  an  corpa  d'^tat;  par  eons^qaent  II  *»• 
aml  par  Hptwmkm  tone  les  manx  qni  allltgvnt  ses  sqjets,  el  In  wdM 
MMflre  igähmnit  des  malheurs  qni  tondient  son  «oaverain.* 
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macht  8fi.    Avtßh  das  etiglisehe'  SCatsreeht,  welches  die 

R«clite  des  Königthunis  in  einem  Masze  beschränkt,  wie  es 
die  meisten  Mouarchieo  des  Continents  noch  nicht  ertragei^ 
erkennl  das  Princip  dennoch  an.    Darin  liegt: 

1.  Die  Monaidiie  ist  nicht  ein  Aggregat  von  dnielMba 
HobeitMebleii,  sondern  die  Einheit  und  FoUe  aller 
Hoheitsrechte.  ^  Die  absolute  Monardiie  ootrirt  diesen 
Gedanken  dahin,  dasz  sie  andern  |Xjlitischon  Körperschaften 
und  Orgauen  weder  selbständige,  der  Willkür  des  Monarchen 
6ilteogene  Rechte,  noch  eine  nothwendlge  BetheiUgung  bei 
der  .AosQbong  der  Rechte  des  IDondchen  aogesteht,  und 
dass  sie  auch  von  berechtigten  Freiheiten  der  lodiTiduen 
und  Volksclassen  nichts  wissen  v\ill.  Alles  Recht  nimmt 
sie  für  sich  in  Anspruch den  Andern  vergönnt  sie  höchsteus 
Gnaden.  * 

*  Üer  Ailikei  57  der  Wiener  ÖcliluszÄcle  von  lb2Ü  drückt  duij  luua- 
lüvhisclie  Princip  in  dem  ersten  Satze  nicht  «tiriclitig  aw,  mutet  «ber 
die  ebiohite,  die  etHiiditdie  nnd  die  eonstttotlonelle  Mooaralile,  nud  tat 
In  dem  sweileu  flntie  der  fintwkldnng  der  eonstitntionelleii  Statiibnn. 
nngilnetig:  ^tKe  gesnmmte  Statagewalt  raass  in  dem  Oberliaapt  des 
Stats  vereinigt  bleiben.,  und  der  Soaverain  kann  durch  eine  landstüii- 
dische  Verfoasung  nur  in  der  Auatllkong^  bestimmter  Rechte  nii  dieMit* 
Wirkung  der  Stände  g^elmnden  werden."  Die  seitherige  Ausbreitung 
der  constiliitionellcii  Monarchie  liat  nunmehr  diesen  Artikel  aotiquirl. 

'  Wie  wenig  jene  absoiate  Auffassung  aus  dem  Begriffe  der  iion- 
archie  folgt,   mag  die  Acuszeruug  eine«  ziemlich  absoluten  Fürsten. 
Fried  rieh  8  des  Gix>äzeu  bezeugen.   Er  schreibt  in  dem  Antimacchia- 
vel  I.:  «Le  Soaveraln  bicn  kiin  d'Mre  le  Maltre  abaola  des  peuples  qui  aont 
BOUS  sa  dorofnatlon,  n'en  est  que  le  prmkr  magUint^  (Anderwftrts' 
braucht  er  die  AiMdrftcke  ,^le  pronier  servllear'^  —  oder  „domestique  d«  ' 
r^tat**)    Die  All,  wie  Mlrabean  dagegen  (Essai  siir  ]e  despoiisme^ 
Oettvr«*s  II,  S.  297)  die  Fürsten  anredet:  «Tons  Mcs  Ics  snisrifo  de  vos 
siyets,  et  voas  devc^  Nuliir  les  cunditions  auxquelles  vous  est  accorde  oe 
fialaire  sous  peine  de  le  (H.ndre"  überschreitet  die  Gränzen  der  Monarchie 
und  setzt  eine  i-epubiicauische  Volksherrschaft  voraus.    Noch  bestimmter 
üprach  sich  der  prenszische  König  Friedrich  über  die  walire  Stellung  der 
Monarchen  in  der  eraleu  Audienz  aus,  welche  er  seinen  Ministem  er* 
theilte^  ain  1.  Juni  1741.  (Ranke  PrensL  Gesch.  I,  S.        „Ich  denke, 
dass  das  Interesse  des  Landes  aucb  mein  eigenes .  ist,  dass  ich  kein 
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Die  oomtilntlonelle  Honttreiiie  dagegen  Ist  aneb  hierin 

eine  beschränkte  und  erkennt  die  Rechte  jener  Körper-' 
Schäften  und  die  Freiheit  der  Unterthanen  an. 

2.  An  der  Gesetzgebung  rorerst  hat  der  Mooaicb 
nieht  bkN»  einen  Antheil^  sondern  den  dem  Inbail  nach  in  > 
der  Regel,  der  Fbrdi  nach  immer  entsebeidenden  Antbeife 
Ihm  steht  die  Initiative  und  die  Sanction  der  Gesetze 
zu,  und  in  seinem  Namen  werden  sie  verkündet 

Wird  dievSer  Grundsatz  in  einer  constitutioiiellen  Monar* 
chie  verneint,  so  wird  auf  diesem  Gebiete  das-monarebiaeha 
Princip  dnreh  die'  Einwirkung  repablicaniscber  Ideen  in 
Wahrheit  beeintrflehtigt  ;  denn  dann  ist  die  ol>er8te  Blata- 
macht  nicht  mehr  bei  dem  Monarchen,  sondern  bei  den  —  für 
sich  allein  betrachtet  —  offenbar  republicanischen  Kam- 
mern, und  er  ist,  soweit  die  Gesetzgebung  reicht,  der  Unter* 
Üban  der  Kammern. 

Die  Rechte  der  Kammern  können  folglich  nach  dem 
System  der  Monarchie  nur  concurrirende,  nicht  an a- 
schlieszliche  sein. 

3.  Alle  Statsregier ung  ist  in  dem  Monarchen  con- 
centrirt,  stobt  ihm  an  selbständigem  Rechte  an,  und 
wird  in  seinem  Namen  ausgebbi 

In  der  consCitntionellen  Monarchie  dürfen  die  Minister 
oder  andere  Regierungsbeamtete  nicht  in  ihrem  Namen  regie- 
ren;  aber  auch  der  Fürst  kann  nicht  ohne  die  Mitwirkung 
der  Minister  nur  im  Ein  verständnisz  mit  ihnen  regieren. 
Alle  ihre  Gewalt  ersobeint  als  ein  Aosflusz  der  königlichen- 
Gewalt,  ihr  Regierungsfeeht  wird  aus  der  Falle  der  könig- 
lichen Macht  abgeleitet,  und  zwar  nicht  im  Sinne  der  mittel- 

Interesse  liaben  kann,  weichet  nicht  zagleicb  daa  des  Landes  wäre.  Sollten 
sich  beide  nicht  miteinander  vertragen,  so  soll  der  Vortheil  des 
Landes  den  Vorzug  haben."  Tiid  W h s }i  i  n g to n  sclirieb  am  18.  Jnni 
1788  an  Lafayette:  „Ich  verwundere  mi(>li  höchlich,  dasz  es  auch  nur 
einen  Monarchen  gibt,  der  nicht  erkennt .  wie  sein  Ruhm  und  sein  QJäek 
von  dem  Ctedeifien  and  der  WobIfRhrt  des  Volkes  abhängig  sind.^ 
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•UerliobeU'  LeheosBoonafcliie ,  8o  dasz  iboeii  diese  tibgeleiteteii 
Rechte  für  sieh  su  ihrem  eigenen  Rechte  und  eigener 

Nutzung  verlieheil  wären,  sondern  m)  daöz  die  organische 
Eiiilieit  des  States  gewahrt  bleibt 

Das  im  Mittelalter  eckannte  Princip,  dass  alle  Regierungs* 
aotoritit  und  Gewalt  von  eben  her  komme  und  stufenweise 
naeh  unten  verlieben,  niefat  aber  umgekehrt  von  unten  nteh 
oben  aufgetragen  werde,  und  dasz  alle  obrigkeitliche  Macht 
vom  Centruni  zur  Peripherie  und  iiiciit  von  dieser  zu 
jenem  den  Weg  nehme  und  wirke,  ist  in  der  constitutionellen 
MoDarehie  der  neuem  Zeit  in  Anerkennung  geblieben.  Aber 
die  mittelalterliehe  Zersplitterung  dieser  Gewalt  in  selbstftu 
dige  Theilgewalten  ist  nun  aufgegeben  worden. 

4.  Alle  einzelnen  Statsorgane  sind  dem  Monar- 
chen untergeordnet,  und  zwar  nicht  blosz  die,  welche 
in  ihrem  Wirkungskreise  von  seinem  Willen  völlig  abhängig 
sind,  sondern  auch  die,  an  deren  Zustimmung  er  selber  ge- 
bunden ist,  um  einen  statliehen  Willen  tn  äussern,  wie  die 
Minister  nnd  die,  denen  ein  von  der  Einwirkung  des  Stats- 
Oberhauptes  unabhängiger  Wirkungskreis  angewiesen  ist,  wie 
die  Richter^  Ja  selbst  die  gesetzgebenden  Kanimeru,  welche 
.  als  selbständige  Mächte  im  State  sich  mit  ihm  zur  Gesetz- 
gebung  einigen.  Wie  das  Haupt  allen  andern  Gliedern  dea 
Körpers  und  dem  Leibe  übergeordnet  ist,  so  hat  der  Monateh  . 
in  dem  Statskörper  die  höchst<e  Stelle. 

Man  darf  den  Begriff' der  constitutionellen  Monar- 
chie nicht  aus  der  englischen  Verfassung  allein  ableiten. 
Je  nach  iler  Art  und  der  Geschichte  eines  Volkes  bekommt 
dieselbe  Grundform  einen  modifieirten  Ausdruck.  Da  sie  ihm 
Natur  nach  relativ  und  nicht  absolut  ist,  so  hat  sie  aneh 
die  Fähigkeit,  sich  den  verschiedenen  Verhältnissen  und  Be- 
dürfnissen anzuschmiegen. 

Als  iiothwendige  Merkmale  aller  constitutionellen  Monar- 
chie sind  folgende  Eigenschaften  hervorsuheben : 


410  TlwtM  Brntki  Die  SlUfof  >n. 

1)  Sie  ist  eine  verfasiungsBittssige  Wttnle  uud 
Maeht  Der  eoBetitationelle  FOnt  tisht  iiidit  aueier,  MMb 
Ober,  tODdern  iu  der  Verlusoiig.  Die  Roekaieiit  auf  die 

rerfoflsungsinftszige  RechtaordnuDg,  welche  aach  den  Moaar> 
chen  bedingt,  hat  dieser  Form  den  Namen  gegeben.  Ob  die 
VerfisttBung  in  Einer  Urkunde  dargestellt  werde  oder  nicht ,  i»i 
swar  Dicht  gl^hg*i4ig,  aber  iUr  den  Begriff  nicht  weacptlieü. 

In  Eagland,  dem  Matteriande  der  conatilotioiieUeii  Modbt- 
ehie,  gibt  es  #ohl  einselne  Yerfassun^sgesetse  Qtid 
urkundliche  Erklärungen  über  die  anerkauuteii  Vulksfrei- 
heiten,  aber  nicht  eine  systematische  Beurkundung 
der  gesammteo  Stalaordnung,  wie  die  oeaere  Zeit  sie  liebt, 
nnd  ronragsweiae  Colistitatioo  zu  neokien.  pflegt  Jene 
sind  je  nach  dea  poliftiscbeD  Kämpfen  der  Zeit  und  den  be- 
Mildem  Anforderungen  des  in  bestimmten  Richtungen  er- 
regten politischen  Lebens  des  englischen  Volks  im  Lauf  der 
Geschichte  allmählich  entstanden.  Diese  Constitutionen  wer- 
den gewohnlich  auf  einmal  und  unter,  dem  Einflusa  einer 
allgemeinen  Statsthaorie  als  ein  ausammenhftngendes  and 
nmfessendes  Geseteeswerk  bearbdtet 

•  In  beiden  Formen  ist  die  constitutionelle  Monarchie 
mOglich.  Aber  sie  $etzt  auf  urkundliche  Bestätigung, 
auf  Verbriefung  der  politischen  Rechte,  obwohl  die 
Natur  dieser  nicht  von  der  Form  der  Bezeugung  und  Zu- 
sieberung  abhftngt,  einen  entschiedenen  Werth,  ohne  darum 
das  ungeschriebene  Recht  zu  bestreiten.  Es  ist  dieser  Zug 
dem  modernen  Lehen  in  der  That  geuiasz,  dessen  Rechts- 
bewusztsein  nicht  mehr  so  unmittelbar  mit  der  Gewohnheit 
Tcrwachsen  ist,  sondern  um  sich  sicher  zu  fühlen  und  zur 
Klarheit  zu  gelangen,  der  Fixirung  durch  die  Schrift 
liedarf«^ 

*  Allerdings  gibt  es  aucli  „papierene  Oonttitationen wie  Fried- 
rich Wilhelm  IV.  in  einer  Thronrede  sie  genannt  hat,  welche,  weil 
mt  ein  bloetea  theoretttchea  Machwerk  ohne  Waraelo  in  der  Nation  aind, 
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%)  Der  oomtttationeUe  Monueb  ist  ebenso  rerpfllehle^ 

wie  die  Bestimmungen  derTerllMflung,  so  auch  die  Gesetze 
des  States  zu  beachten.  Er  darl'  mir  verfassinif^s-  und 
gesetzm äszigen  Gehorsam  erwartei]  und  fordern. 

^  8)  Die  4pe8et«gebM«i^0««r»U  •  koiiiiBi^<ili«i'^(ir  in 
y«rMd1^l|^'fll^t  deo^KMuneni  (to*  ttbfigw  Repi^iontwted 
^  Volkes)  TO.  löp  bidarf,'«!»  «Iii  Oefteli'ftn  geben,  ifaprer. 
Zustimmung:,  nicht  blosz  ihrrs  Heirathes.  *  .  r..,t' 

4)  Die  Ordnung  des  Statshaushails  und  die  Bewilligung 
der  8tat88t6ii«rn  ist  ebenso  an  die  Mitwirkoog  ^uucl^ 
•tiaiisitt^ef  der  reprflseniatben  Körper  gebundene«  >  M>(t^^' 
'Zn  der  Lettang  der  Regt«riinf  olit'  div'  IPIaviiir»!' 
tung  bedarf  der  constitutionelle  Fürst  der  Mitwirkung 
der  Minister.  Damit  seine  Verordnungen,  Befehle  und 
Dekrete  Air  dritte  Personen  rechtswirksam  werden,  ist  die 
Goni^rli^lgnfttlf f  "leiite»  MinietegB; ^ ^ B8giiHliM%  '^Mter 
IfiltmohiM'-iiflefliBidfcib.'    .■^■^'trKU\'.f  -"-^uiJ  .  vtt;j<.  •..ht>is4iii(^'i 

6)  Dii»'Vet'ftnftwort1i«bMit  der  Minlal«^ 

andern  Hegierungsbeamten  ist  unentbehrlich  für  die  Wirk- 
samkeit der  Verfassung. 

7)  Die  Selbständigkeit  der  Rechtspflege  und  die 
AnsscbHessang  aller  Gabine tsjus  tiz  ist  eine  üöcfawen- 
dige  Besobrftnknng  der  Regierungsgewalt  und  dne  der  wieh- 
ligsten Garantien  ftir  das  Recht  der  Bürger. 

8)  Die  Anerkennung,  dasz  auch  den  verschie<lcnen 
Volksclassen  und  den  einzelnen  Bürgern  nicht  blosz  Privut- 
re^te,  aendern  öffentliche  Recbte  custehen,  die  «ieht ' 
minder  miyerletzlieb  ^^«l,^als  das.  Recht  des  lH»iarrfl6iii 

Diel  ^MttsHtutionelle  ffonarehie  iMt  sieh  imr  a !#'  Y  o\i*th 
fürstenthum  eines  freieu  Volkes  verstehii. 

leicht  zerrissen  werden;  aber  die  schriftliche  Beurkundung  einer  Ver< 
fassun^  macht  diese  Dicht  zur  pftpierenen',  sondern  sflirkt  11^1.  siclwrt 

ihren  Inhalt.  r  : 

*  Vgl.  den  Artikel  Monarchie  im  I>euucheii  bjalswurterbuch. 
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VifinuLdflWttUDgttos  CapiteL 

Zusammengesetzte  Statfiformeii. 

Die  ganze  lüt herige  Darstelluii':^  der  verschiedenen  b'tats- 
formen  hatte  nur  die  einfachen  Staten  vor  Augen.  Ergibt 
aber  auch  zusamoien gesetzte,  d.  h.  solche Stateo,  derem 
Theile  in  sich  wiecler  »is  Blaten  odor  wenigstens  statoUf 
lilittllGb  geordnet  sind.  In  ikuoa  wiederholen  sieh  die  Gegen- 
sfttee  det  geschilderten  Grundformen,  und  insofern  haben  sie 
nichts  Besonderes.  Der  Gesammtstat  und  die  Einzelstaten; 
der  Hauptstat  und  die  NebeusCaten  können  z.  B.  monarchisch 
oder  reprftseotatiT'deniofciatiseh  oigMiisirt  sein. 

Kieht  immer  haben  aber  die  SSuzelstaten  und .  der  Ge* 
sammtshit  dieselbe  VerfiMsnngsform.  Der  deutsche  Bond  ist 
gegenwärtig  mx^h  als  eine  01i«j:archie  von  souveränen  Fürsten 
orgunisirt,  ohne  Vulksveitretiiiig,  während  in  den  Einzel- 
staten  die  constitutionelle  Monarchie  eingeführt  worden  ist. 
l^nzelne  Cantone  der  Schweiz  sind  noch  absolute  Demokrat 
tien,  wftbrend  der  Gesemmtstat  repräsentativ,«  demokxatisch. 
ist.  Die  englische  Verfassung  ist  constitaMonal-monmrehisch, 
aber  englische  Nebenläuder  in  Asien  werden  noch  als  AU- 
solutieu  verwaltet,  andere  haibsouverätpe  Staten  sind  H.epu-. 
büken  unter  britischer  Schutahobeit. 

Sind,  die  Nationalitäten,  die  Civilisationsstufen  und  die 
historischen  Bedingungen  sehr  verschieden,  so  wird  sich- 
•auch  eine  \'erscliicdenheit  der  VtHHissungsforiii  rechtfertigen: 
sind  sie  gleichartig  —  wie  iui  Deutschen  Rumi  —  so 
wird  diese  Verschiedenheit  als  Unnatur  und  Disba^niiome 
empfunden. 

Zu  allen  zusammengesetzten  Statswesen  kommt  aber 
nothwendig ein  neuer  Gegensatz  hinzu,  nämlich  das  Macht- 

verhältnijiz  des  einen  Gesammt-  oder  Hauptstutes  zu  der 
Selbständigkeit  der  Einzel-  oder  Nebenstaten. 
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mt  Rodnieht  daimuf  laften  rieb  folgende  Hftaplverhttlt- 

nisse  unterscheiden: 

1.  Ein  herrschender  Haiiptstat  mit  ganz  unter- 
thttDigen  Nebeiiländern. 

Yen  der  Art  rind  viele  fiesitoungen  der  eofoptficbeii 
Mäebte  TorxOglieh  in  Arien  und  in  Afrika.  Nur  der  Haopi- 
stat  ist  als  freier  8tat  or^nisirt,  die  Nebenlttnder  isind  unfreie 
und  «berdeui  der  Fremdherrschaft  unterworfene  Staten.  Die 
Gegensätze  der  Staten  sind  hier  ftuszerst  schroff  und  der 
mögliche,  Conflioi  zwiaohen  ihnen  wisd  durch  die  £nergie 
der  HerrBehnll  des  einen  Slates  Ober  den  andern  sn  Meen 
versnchtJ 

il.  Ein  ober  herrlicher  Hauptatat  gegenüber  Vasal- 
len staten  oder  ein  schutzherrlicher  Stat  gegenüber 
den  schutzbedQrftigen  Nebenetaten.  Hier  ist  eine  relative, 
Selbständigkeit  der  Vasallen*  oder  Sebuteslateb  aneh  dem 
Oi>er-  oder  dchutaherrn  gegenäber  wobl  mOgUeli.  Das  idwif 
sdie  Reieh  deniseber  Nation  -ist  ein  mittelalterilcbes,  das 
osmanische  Reich  heute  noch  ein  Beispiel  eines  aus  Vasallen- 
stateu  zusammengesetzten  Stat«körpers.  Der  modernen  Stateu- 
bilduDg  entspricht  aber  noch  eher  die  schutaberrliolie  ak  die 
Lebensibrni^  obw'ohl  auch  rie  nur  anter'  der  Yoraussetzang 
sehr  ungleichartiger  Krftfte  einen  Sinn  bat  und  einem  Men 
Volke  niemals  zusagen  wird.  Die  Napoleonische  Protection 
des  Rheinbunds,  die  englische  (Iber  die  Jonischen  Jnseln, 
die  europäische  über  die  Moldau  und  Wallachei  mOgen  als 
Beispiele  erwttbnt  werden, 

Illt  Verwandt  damit  Aber  ermtaigt  und  veredelt  durch 
die  Rüekricbten  der  Pietät  ist  das  VerhAltnisi  des  Mutter- 
stat s  zu  den  noch  nicht  ganz  selbstmächtigen,  aber  bereits 
zu  einer  statenartigen  Organisation  erwachsenen  Co loni al- 
ländern.  In^den  äussern  Beziebnngen  vorattglicb  wird 

*  Vgl.  die  vortreffliehe  Antfilliriing  bei  Mi  11,  Betrachtungeii  ttber 
dt«  RcfMiäsetitatlvverjtewiiiig  (HbefMiBt  too  Wi-11«). 
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äla  OokMM,  ttuflli-  w«tm  ne  in  InaerD  wetentUcb  aelb- 
sUtndig  geworden  ist,  doch  Ifoger  des  Scboteei  des  Mutter- 
States  bedQrfen,  und  insofern  eine  relattve  Ueberordnung 

desselben  Hiierkeimen. 

IV.  Der  S  täte u  bund  und  die  Personalunion  setzen 
die  volle  Hoheit  and  BeUwtAndigkeit  der  Terbundenen 
StateD  als  Regel  Tonuis,  aber  besehripken  dieselbe  aus- 
nahmsweise, soweit  das  gemelBsame  Sehieksal  der  Yerbin- 
duiig  es  nöthig  erscheinen  läszt.  Die  Einzelsfcaten  sind  hier 
wohl  als  Stateu  organisirt,  aber  nicht,  die  Verbindung.  Diese 
erscheint  nur  als  eine  unentwickelte  Statengemeinsohaft, 
die  nur  in  einzelnen  Beziehungen  —  yorzüglich  nach  Auezen 
—  wie  eine  diatspersönliehkeit  auftritt.  8ie  ist  eher  em 
Statenconglonierat,  als  ein  wahrer  Stat.  Es  fehlen  ihr  die 
nöthigen  Organe  für  die  Gesetzgebung,  Regierung,  R^^cht«- 
pflege.  Sie  schwankt  zwischen  einer  dauernden  völkerrecht- 
liehen Allianz  - und  einer  statsrechtlichen. Gestaltung* 
Deszhalb  ist  sie  nur  eine  unvollkommene  Uebergang#form.  - 

fijS  gibt  in  dieser  Form  vielleieht  eine  gemeinsame  Nation, 
aber  kein  wirkliches  Gesainmtvolk :  uütl  die  Entwicklung 
des  Gesammtlebens  und  der  G^ammtmacht  ist  sehr  er- 
scfawert,  weniger  noch  in  der  Personalunion ,  welche  in  dem 
gemeinsameD  Monarchen  ein  einheitliches  Haupt  besitzt  und 
nur  in  allen  andern  Beziehungen  die  Spaltung  zeigt,  als  in 
dem  Statenbunde,  wo  es  an  jedem  einheitlichen  Organe  fehlt 
Der  deutsche  Bund  ist  das  beredteste  Beispiel  dieser  Ver- 
biodungsfonn  in  unserer  Zeit  und  ihrer  Schwächen. 

V.  Der  Bundesstat  und  die  ßealunion  sind  darin 
verwandt^  dasz  in  beiden  Verbindungen  der  Gesainmtstat  als 
ein  wirklicher  Stat  organisirt  ist,  und  ebenso  die  ver« 
bundenen  Ein  zel  8ta  te  n.  In  dem  Bundesstate  sind  die 
letztern  noch  selbständiger,  als  in  der  Realunion,  weil  sie 
dort  eine  ihnen  ausschüeszlich  angehörige  Regierung  haben, 
hier  aber  das  Haupt  des  Cfesammtstate  zugleich  der  LandesAkrst 
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in  den  Kronlindem  iei  Man  spiicfat  daher  niebt  leieht  tor 
dar  Sonyerftnetit  der  realunirteD  Kronlftiider,  aber  unbe- 
denklich von  der  Souverftnetftt  der  Einzelstaten  (Particular- 
staten,  Cantone)  in  dem  Bundesstat. 

Es  gibt  in  deui  Bundesstato  ein  Organ isirtes  Gesammt- 
.Tolk  und  orgaiuairte  Theil^^ikar:  wid  46r  Owwnmn<Btat 
ist  abeoia  M  in  «akiaii  Bewegim^ -wd  fgmm^^kßuo  tmt 
^estaüel  mit  Or^aiieii'^^iH<e  eiii  fliirtie^liataf;;^ '^^Mfa^BhiMAilHtm 

über  sind  keine  Vasallen  des  Gesammtstates,  sondern  inner- 
halb ihres  Bereiches  wjiedur  a£iib$tändig  v^  ie  Einheitsstaten. 

Die  Möglichkeit  eines  aekhen  NebeneinaoderMiiM  sweier 
Slalaii  ^  dennaelben  Ckibläte  wifd  dad^iisebiliergeiliilt^  ^ 
einerseite  die  Gompetenien  der  beiderlei  Milen  MMHf  aiia- 
p^eschieden  werden  nnd  für  friedliche  Erledigun^^  allflllli^ 
l'ontlicte  p^esor«:f  ist,  imd  du.sz  andererseits  die  l)eiderlei 
hördtiu  und  Hepräsentat^ykörper  möglichst  von  einander  ge> 
trawil  imdoweabMltaitig ,  unabhängig:  evhakaii  ■mmifimfUt^.Am', 
voiiaWndiylen^  iat  dleae  SolieMkiDg  aueli  4er  B^vaiiMt»»  . . 
I  Aeinier )  ni^^ami '  *  iMiRWBniinHnsenen  ^voBOTsaiMe'  'crareii' 
irefllhrt  worden  .  die  Ausscheidung  der  C  o  ni  p  e  t  e  n  z  e  n  aber 
aucli  in  der  schu ei/.eiischen  Bundesverfassung  mit  besonderer 
Sorgfalt  geregelt  woi-den.  ^  Gewöhnlich  wird  der  Bereich  das 
Claiaiiiylttttalea  >TOfaagawteiae  ■  die-  €w»ie»rett  Angdeganheitaii 
itf^iililkflegel,  uwd  ««»»ge^Hasfr  g^  •  luaaro  DÜig»  mit 

Auinahine  umfassen^  und  um^kehrt-dieiBeHiBtöndigkeit  der 
Einzelstaten  sich  in  der  Rrijel  in  den  innern.  ausnahms- 
weise in  den  auswärtigen  Verhältnissen  bew&bren. 

*  O.  Wsits,  Orandsfige  dar  Politik.  Kid  1802.  a  44  f.:  «Beide,  die 
Bandeegewalt  und  die  Gewalt  der  ffimalftAln  nfteeea  ia  UirBr  Bfililre 
•elfietlndig  (eonrernn)  eelii:  diew  derf  Ihre  Gewalt  niebt  vm  jeaer^ 
empfiuigen,  jene  nicht  SQf  Uebertregiing  dieeer  lieraheD.'*  8.168:  «Wceen 

des  Bundesstat«.^ 

•  Vgl.  Rüttimann  über  die  für  Realisiniiig  des  Bundesrechts  in 
Oebote  stehenden  Organe  und  Zwaagsmiltel  der  schweiaeriachen  Eidgenoeeen- 
echaft.  Zürich  186^ 
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Der  gesetzgebende  Körper  und  das  Ges^^^, 


Erstes  CapitaL 

Die  floDdernng  der  Oewalten. 

I.  Antike  Zustande. 

In  der  BilduBg  das  geietogebendeD  Körpers  bat  der 
moderne  8tat  eine  viel  höhere  Stufe  der  Vervollkomni* 

mint;  erreicht  als  der  antike.  Den  Grundgedanken,  daaz 
bei  der  Gesetzgebung  das  ganze  Volk  betheiligt  sei  und 
dM  in  dem  gesetsgebenden  Körper  das  Volk  sich 
dmrateUe,  hsi  swftr^das  Altertbum  schOD  sum  BewiuilseiA 
gebmeht  Aber  dieses  maehle  yorerst  noch  den  Versneli, 
das  Volk  selbst  als  Bürgerschaft  zu  versammeln  und  so  zu 
unmittelbarer  politischer  JßrscheinuDg  und  Thätigkeit  zu 
bringen. 

Verbllltnissmtaig  noch  in  roher  Form  waren  die  Volks- 
yersammhiiigen  der  Grieehen.   Auf  der  Pnyx  oder  in  den 

Theater  za  Athen  kam  eine  wirre  Menge  von  Bürgern  zu- 
sammen ,  welche  nach  Köpfen  gezählt  wurden,  und  von  denen 
jeder  reden  durfte.  Die  alten  i-öniischen  Comitien  dagegen 
waren  schon  organisch  nach  Körperschaften  und  Glessen 
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gegliedert  und  geordnet,  und  bewegten  sich  nur  unter  der 
strengen  Leitung  der  hohen  Magistrater^ 

IMese  Einriehtung  aber  leidet  immerhin  an  wesentlichen 

(»ebreclieii ,  welche  erst  der  iiioderneii  Hep rasen tati t- 
verfassung  zn  verbessern  gelungen  ist: 

1.  Bin  unmittelbarer  Zusanmientritt  der  gimaen  Bfirger» 

» 

sehaft  ist  in  jedem  8tate,  dessen  0ebiet'  die  Gfenseen  eines 
blossen  Gemeinde»  oder  Stadtwesens  Oberaohreitet  nn  ni  ö  g- 

lich.  Die  VolksTersamnilung  des  ^röszern  States  \\\\\\ 
dalier,  wie  das  zu  Rom  in  den  letzten  Jahrhunderten  der 
Republik  geschehen  ist,  zur  Unwahrheit,  und  es  erhält  das 
Volle,  beadehungsweisc^  der  POi>el  der  Hauptstadt. und  ihrer 
Umgebung  ein  unverhftltnissmflszlges  UebergewieKt. 

%.  Eine  so  grosse  und  Immerliin  sehr  gemiselile 
sHuiriilung  ist  überdem  ein  sehr  u n be h  ol  fen er  Körper, 
höchstens  geeignet,  die  allgemeine  Stimmung  kundzugeben, 
einer  "vorgeschlagenen  bekannten  itiehtung  seitien  BeiAdl  >iu 
ftnBsem  oder  dieselbe  durch  sein  MisstUlen  beasmeü^  abtt 
dorehaus  unfähig,  eine'  gründlicbe'  Berathung  üticr  -^Besela- 
entwürfe  zu  pflegen  und  die  schwierigeren  und  verwickei- 
teren Probleme  der  Politik  zu  lösen. 

Nur  in  ganz  kleinen  ätaten  und  unter  der  Voraus-; 
setamig  sehr  eiofseher  Lebensrerhftltnisse  kann  demnach  die 
Gewtzgebung  einer  Volksversammlung  Qberlasseo  werden. 

Die  objective,  nach  der  innem  Natur  der  statlichen 
Functionen  vollzogene  Sondern ng  der  Gewalten  ferner 
gehört  wieder  erst  der  neueren  S taten bildung  an.  Die  ^ 
Unterscheidung  derselben  freilich  findet  Aich  auch  im  Alters 
thnm,  nicht  aber  ebenso  die  Vertheilung  unter  die  Organe 
des  Stats.  .  « 

« 

*  Aw  diesem  Orande  hielteii  di^-  Rlhner  uek  die  Oeotnrteloomitien 
llkr  höher  als  die  Tribateomitlen.  Cifeers  de  Legibus  III,  19:  .Deeeripiue 
popoluB  eenen,  ordisibns,  aetetibus  plus  adhibet  ad  euflireginm  oomUH, 
quam  Ihse  in  tribae  eonTOoatoa.**  "  •^•t  ' 
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Aristoteles*  sprieht  von  drei  Terschiedenen  Fiuietio* 
nen,  die  sich  in  allen  Verftuwungen  finden:  1)  die  ber»- 
ifcende  Uber  die  gen^nen  Angelegenheiten;  2)  die  der 

Obrigkeiten  (d()X€cl)^  und  3)  die  richterliche.  Man 
sieht,  seine  Eintheilung  ist  ähnlich  der  modernen  Ausschei- 
dung der  Gewalten.  Nur  braucht  er  den  Ausdruck  ^bera- 
tbende*'  Function  statt  der  «gesetzgebeinden^  Gewalt,  wöbl 
im  Hinbliok  daranf,  dasi  die  Gesetagebung  in  Gtieobenlaild 
erst  später  von  den  YolksyerBaninilnngen  geübt  n^d  selbst 
da  gewöhnlich  in  der  Regel  nur  mittelbar  geübt  wurde,  da- 
gegen die  Art  und  der  Ausgang  der  Berathuiig  in  der 
Volksversammlung  auf  die  wichtigsten  Dinge  maszgebend 
wirkte.  Was  man.  in  neuerer  Zeit  »voliaiehende''  Ctewält  tu 
nennen  i»flegt,  beadchnet  er  richtiger  durch  die  Hinweisung 
auf  die  Thätigkeit  der  obrigkeitlichen  Aemter. 

Aber  die  Volksversammlung  zu  Athen  übte  zugleich  die 
höchste  berathende  Function  aus,  faszte  eine  Menge  von 
Beschlttssen  in  einselnen  wichtigen  Fällen,  die  ihrer  ^atnr 
nach  der  Regierungsthätigkeit  angehören,  und  brachte  selbst 
richterliche  Functionen  an  sich.  Die  Archonten  regierten, 
administrirten  und  leiteten  zugleich  das  Gericht. 

Der  römische  Stat  ist  reicher  an  ansgebildeten  und 
mit  einem  bedeutenden  llachtkreise  ausgerüsteten  Organen. 
In  ihm  ist  auch  die  auf  die  Gesetzgebung  besOgUche  Thitig-' 
keit  der  Volksversammlung  bereits  schärfer  gesondert 
von  den  Functionen  der  Magistrate.  Diese  aber  verbinden 
ganz  regelmäszig  regierende  und  richterliche  Befug- 
nisse. Wer  das  imperium  hat,  der  hat  auch  fär  den  Umfang 
desselben  die  juriBdieHo»^  Zudem  hat  er  priesterliche 

*  AriMOtt,  Ptolit.  IV.  11, 1.  Herrmann  grieefa.  StntMlIerÜi.  S.  53. 

*  Ckm  de  L^gibo«  III,  3 :  i,Qoine»  magislntas  empkibm  fitHfikmutiie 
habenta"  ülpianus  in  L.  %  D.  de  in  jua  vooando:  „Magislratos  qni  im- 
perium habent,  qni  eomxre  aliquem  possunt,  et  jübeie  in  carcerein  dmA," 
üipiamu  L,  I.  pr.  D.  bI  qnis  joa  dicmti:  «Omnibns  nagiatfatilnia  . .  • 
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Funcftumen  {die  Auspicieo).  Und  endlich  nbt  er  dufoh 
aiain^Edieie  BeftigniMe  aas,  welche  in  solqber  Auadebnuug 
«]0  gesetzgeberMie  beaekdmefc  werden  niQasea. 

In  dem  spätem  römischen  Kaiserreiche  kam  eine  neue 
Ausscheidung  aui".  Die  byzantinischen  Kaiser  freilicli  behielten 
iüle  statliche  Gewalt  über  das  ganze  Reich  in  ihrer  Hand 
i^eceioigt^r  aber  in  den  untergeordneten  dtufen  der  Provin- 
oUüf^ienUigmiid  Beamtungen  wurden  die  ClYiUtelle^i 
▼on  den  M  i  1  i  t  är  8 1  ei  1  e  n  sorgfältig  getrennt.  Diese  Trennung, 
welche  früherhin  die  Rücksicht  auf  die  Uiiterthanen .  auf 
welchen  das  Uebermasz  der  in  den  Magistraturen  vereinigten 
Befugnisse  schwer  gelegeny  nicht  bewirkt  hatte,  ward  nun 
an  den  Sieberbeil  des  Thrones  wUlen  durcbgefübri.  In  der 
Tbai  lag  hierin^ ein  Fortschritt  der  atattfchen  OuUur  und  der 
bürgerlichen  Freiheit,  welcher  auch  in  dem  modernen  State 
Aoerkeiiiiiiiig  tund. 

Im  MiUeialter  traf  die  Aeuszerung  der  Statsgewalt  aut 
allen  S^ten  auf  Sebranken,  die  ihr  entgegen  standen.  Aber 
innerlich  waren  in  ihr  die  rerschiedensten  Beftignisse  geeinigt 
Nicht  allein  der  Kdnig,  auch  jeder  Graf  hatte  zugleich  Oi^il- 
und  Militärgewalt,  administrative  und  richterliche  Betu^^nisse, 
und  auf  den  Dingen  (Gericblsversaramlungen)  wurde  zugleich 
der  allgemeine  Rechtssatz  als  GesetK  gewiesen  und  der  ein- 
seine  Strcitfiüi  beurtbeilt 


Zweites  OapiteL 

Ii.  Da«  moderne  Princip  der  SoDderung  der  Gewelten.  > 

In  der  Ausscheidung  der  verschiedenen  Functionen 
des  States  und  in  der  Zuweisung  derselben  an  verschiedene 

Meaiidnin  jus  potestatia  sitae  oonceMnm  cat  jurMteliaiim  anain  defendare 
fwwdi  judieio."  >. 

Bluntacbli,  «Ugemeioes  Statsrecht  I.  39 

■ 
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0«g«ne  deaselben  erkenueQ  wir  eine  iiOiiera  Stufe  der  alat* 
lisiiaii  Atisbildinigf  weleke  erst  die  reifere  Ifensehlieil  «r- 
stiegen  hat.  In  dem  organiecben  Körper ,  wie  Gotl  deinelbeii 

{geschaffen,  sind  ebenso  die  verschiedenen  Th&tigkeiten  ver- 
schiedenen Glie(i('rri  zii^etheiU.  Das  Auge  sieht,  das  Ohr 
hört,  der  Mund  spricht,  die  Hand  greift  und  wirkL  Ebenso 
soll  es»  in  dem  Statiliöi^  eein  mid  aaoli  da  jede«  Organ 
bestiinaite-FnnetieiieB  haben,  flir  walehe  ee  geblldel'und  be* 
iümmi  ist 

Der  beJiel)te  Ausdruck  freilich:  „Trennung  der  Ge- 
walten^ nüszieitet  zu  falschen  Anwendungen  eines  richtigen 
Principe.  Die  volietfindige  ,Treoming^  der  Gewalten  wirt 
A«fl(iiung  der  Statseinheit  und  Eerreisznng  dee  Stetskörptn. 
tWe  in  de«  naMrildien  Körper  alle  einseinen  Glieder  unter 
sich  wieder  verbunden  sind,  so  inusz  auch  im  State  der 
Zusammenhang  der  verschiedenen  Or^nue  nicht  minder 
iorgsani  gewahrt  bleiben.  Der  Stat  fordert  die  Sonderung 
and  die  Verbindung,  aber  erträgt  niebt  die  Trennung 
der  Gewalten. 

Tüe  gangbarste  Unteneheidnng  der  Statsgewalten  —  die  ' 

Franzosen  haben  den  bessern  Ausdruck  pouvoir  —  ist  seit 
Montesquieu  die  dreifache: 

1)  geeetsgebende  Gewalt  (pouYOir  lägielatifj, 

2)  ▼  oll  ziehende  Gewalt  (ponvoir  ez^tif), 

3)  riehterlichc  Gewalt  (pouvoir  judidaire). 

Auch  die  Engländer  haben  dieselbe  für  ihre  Theorie  des 
Statsrechtes  angenommen,  und  eine  ganze  Reihe  moderner 
Verfassungen  hat  dieselbe  nach  den)  Vorgänge  der  nord- 
a m er i ic an i seilen  Freistaten  sanctionirt.  Den  genannten 
drei  Gewalten  haben  einige,  wohl  zunächst  im  Interesse  der 
Statseinheit 

4)  eine  v ermittelnde  Gewalt  ( pouvoir  modf'irateur, 
royal)  hinzugefügt,  und  es  ist  dieser  Gedauke  Benjamin 
Göns  tan  ts  auch  in  die  portugiesische  VerliiSBung  Don  Pedro's 
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itargcgwigen.  Andere  haben  der  FolteiehMideii  Oevralt 
famer  »v-  . 

5)  die  Terwttltende  (pouroir  adininiskratif), 

H)  die  aufsehende  ([>oteFtit8  inspectiva)  und 
7)  die  reprÄeentaiive  (pouvoir  r^resentaüf)  bei- 
ffBardaet 

Bevor  wir  diese  Eäotbellung  aiber  pffttfen,.  ist  eine  irrige 
Vorslennng,  welche  hl^afigaaf  die  Behatidlang  dieser  Fragen 

j^roszen  Einflusz  geübt  hat,  zu  entferufii,  die  Vorstellung 
nämlich  von  der  Gleichstellung  der  verschiedenen  Ge- 
walten. Dieselbe  widerspricht  der  organischen  Natur  des 
Stales.  In  dem  organisohen  Körper  bat  jedes  Glied  die  ihm 
eigenthQmliche)  aber  keinee  mh  dem  andern  gleiebe  Stellupg. 
Vielmehr  ist  llas  eine  dem  andern  aber-  oder  unter-  oder 
zugeordnet.  Nur  so  wird  Zusammenhang  und  Einheit 
des  Ganzen  erhalten.  Dasselbe  gilt  vom  Stat.  Würden  die 
obersten  Gewalten  in  diesem  wirklich  —  niohi  bloss  der 
ftnsiem  Form  ,  und  dem  Seheine  nach  wie  in  Nordamerika 
—  sieh  gleiehgestelU,  so  mOsafee  solche  Spaltong  und  Gleldi- 
stellung  der  höchsten  Statsmacht  den  8tut  selbst  in  ihren 
Consequenzen  in  Stücke  reiszen.  ^Man  kann  den  Kopf  nicht 
von  dem  Leibe  trennen  und  diesem  gleichstellen,  ohne  das 
Leben  des  Menschen  au  tOdtee.^^ 

FM  kindisch  ist  die  Vorstellung  von  dem  Verhftltnisa 
der  Statsgewalten  au  nennen,  welche  in  der  gesetzgebenden 
Gewalt  lediglich  die  Bestimmung  der  R  egel,  in  der  richter- 
lichen die  Subsumtion  des  einzelnen  Falles  unter  die 
Regel,  in  der  vollziehenden  endlich  die  Vollstreckung 
dieses  Urtheila  sieht,  und  so  den  filatsorganismus  wie  einen 
blossen  logischen  Syllogismus  betrachtet.'  Alle  Functionen 

<  Heine  Studien,  8.  m 

'  Montes<|aien  XI,  6  hat  afeh  des  YcrhilltaiBg  doeh'anden  ge- 
deckt Er  nennt  aneh  die  richterlidie  Gewalt  eine  „poitsenee  tsdatlHet 
des  .ehoate  qni  d6pendent  dn  dM  eMi,**-  vaid  noteraeheidet  eie  lo 
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der  yenehiedenen  Gewaltm  w«ren  80  in  jedem  geriebtüelMi 
Urkheile  vereinigt,  welcbeg  von  allgemeinen  Principien  ab- 
geht, diese  auf  den  ▼orliegenden  ProeesB  anwendet,  und 

endlich  in  Folge  dessen  das  Erkenntnisz  zum  Schliisz  bringt. 
Die  Regierung  aber  hätte  kbum  eine  andere  Aufgabe,  als 
die  des  Frohnboien  oder  der  Gendarmerie,  welche  das  Ur- 
theil  der  Gerichte  vollzieht 

Voraus  ist  es  nOthig,  die  gesetagebende  Gewalt  anf 
der  einen  Seite  allen  übrigen  Statsgewalten  auf  der  an- 
dern gegenüber  zu  stellen.  Alle  andern  Functionen  gehören 
einzelnen  Organen  des  Statskörpers  zu,  die  Gesetzge- 
bung allein  dem  ganzen  StatskOrper  selbst  Die  gesela* 
gebende  Gewalt  bestimmt  die  Stats-  und  Rechtsordnung 
selbst,  und  ist  ihr  höchster,  das  ganze  Volk  umflissender 
Ausdruck.  Alle  andern  Gewalten  dagegen  üben  ihre  Func- 
tionen innerhalb  der  bestehenden  Stats-  und  Rechtsordnung 
in  einzelnen  concreten  und  wechselnden  Fällen  aus.  Die 
Gesetzgebung  ordnet  die  dauernden  Verhältnisse  der.  Ge- 
sammtheit.  Die  übrigen  Gewalten  äuszem  ihre  Thätigkeit 
regelmäszig  nur  in  einzelnen,  nicht  das  ganze  Volk  be- 
treffenden Richtungen.  Erst  wenn  die  Befugnisse  des 
gesetzgebenden  Körpers  bestimmt  sind,  kann  die  Frage  der 
£intheilung  der  übrigen  Gewalten  zur  Lösung  kommen. 

Die  gesetzgebende  GAralt  hat  demnach  keineswegs  blosz 
allgemeine  Rechtsregeln,  die  Gesetze  im  engmn  Biinie 
festzustellen,  obwohl  diese  Thätigkeit  vorzugsweise  ihr  zu- 
gehört. Auch  die  Hegründung  und  Aenderung  s  tatlich  er 
Institutionen,  die  Ausbildung  des  Statsorganismus  in 
sdneii  Gliedern  und  Verhältnissen  steht  ihr  zu.   Und  ^vi^enn 

objectiv  vcm  der  eigentlichen  „puissance  ex^utrice  des  choecs  qui  d^pendent 
.  du  droit  da  gem,**  Nach  ihm  aber  ^haben'  andere,  unter  ihnen  nach 
Kant  (iCechtalehre,  $.  45)  und  Spittler  <Vorle8nngea  Aber  I>iolitilK, 
§.  15),  Jene  wanderliche  Meinung  abgenommen.  Vgl.  dag^fen  StalH, 
Lehre  vom  Stat  II,  $.  57. 
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•ie  In  den  fitoiergeselaeo  «llg^meiiie  Okonomfselie  An« 
or^ntin^en  trifft,  und  Anforderungen,  nicht  Rechts- 
regeln,  bewilligt,  wenn  sie  sich  RechtMiflchat't  geben  läszt 
Uber  die  Zustände  des  Landes  und  den  Statshaushalt,  so 
sind  auch  dieM  Functionen  durch  die  Rtteksielil  auf  die  ge* 
sammte  Statsordiraiig  gerechtfertigt ^  obwohl  dieselben  keine 
eigentlichen  Gesetze  betreffen.  '         .  -a  - 

Da  das  Ganze  mehr  ist  als  irgend  ein  Theil  oder  Glied 
desselben,  so  versteht  sich,  dasz  die  gesetsgebende  Gewalt 
allen  andern  ßinzelgewalten  ttbergeordnet  iet 

Diese  lassen  sieh  flkr  den  modernen  Btat  füglieh  in  vier 
Gruppen  theilen  Ton  wesentlich  TerBchiedenem  Charakter. 
Die  beiden  wichtigsten  und  vorzugsweise  ol)rigkeitlichen  sind  : 
I.  die  Regieningsge  wal  t,  das  Regimentj  U.  die  rich- 
terliche Gewalt,  das  Gericht. 

I.  Die  ftegierungsgewalt.  Durcbans  ▼erfsblt  ist  die 
leider  sehr  verbreitete  Beseichnong  daftkr:  roUileliend^e 
Gewalt^  denn  sie  ist  die  uftvmiegUche  Qmlle  einer  M^nge 
von  Irrthümern  und  Miszverständnissen  der  Theorie  und  von 
Fehlern  der  Praxis.  Durch  dieselbe  wird  weder  ihr  inneres 
Wesen  noch  ihre  Beziehung  zu  der  Gesetsgebung  nnd  dem 
Gerichte,  worauf  sie  doch  vornehmlich  ROcksicht  an  nehmeo 
scheint,  richtig  ansgedrOckt 

Mau  kann  den  eigenen  Entschlusz  und  man  kann 
den  Befehl  oder  Auftrag  eines  Andern  vollziehen. 
Immer  aber  ist  das  Vollziehen  nur  das  Secundare.  Das 
Primäre  liegt  in  dem  fintschloss  oder  Auftrag.  DieFunc- 
tionen  der  Regierung  sind  aber  ihrer  Natnr  nach  prim&r. 
Sie  faset  Entschlüsse  und  erläszt  Besehldsse,  sie  spricht  Ihren 
Willen  aus,  sie  gebietet  oder  verbieteL  und  in  den  meisten 
Föllen  bedarf  es  gar  nicht  des  executiven  Zwanges,  um 
ihren  Befehlen  Folge  ssu  verschafi^n.  Es  genügt  regelmässig 
der  blosse  Anss|Mmeh  derselben,  damit  sie  Gehorsam  finden 
und  zur  That  werden. .  Wo  es  aber  der  Nöthigung  bedarf, 
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derselben  lieöoi-trt. 

Aber  auch  wenn  man  an  den  Willeo  Anderer  denkt, 
iel  die  Beeeiebniiiig  der  Tollnehendea  Gcwralt  uoricbtig.  fit 
tot  Dieht  wahr,  dtss  dieselbe  Jederaelt  im  einaeloan  toII- 
aieh«,  was  die  gesetigehende  GewaÜ  im  allgemeinen 
festgestellt  hat.  Ein  Gesetz  läszt  sich  in  der  Regel  gar 
niclit  vollziehen^  >i(Hi<lern  nur  beacliten  und  nnwenden,  es 
wttre  denn,  da.sz  man  etwa  die  Verkündigung  des  Gesetzes 
sehen  Ar  die  VoUsiefaung  desselben  hielte.  Die  Regeln, 
welche  der  .Gesetsgeber  sanelionirly  die  Orondsftte,  die  er 
ttosspriebt,  werden  ron  der  Regiming  als  reebtliehe  Normen 
und  Schranken  ihres  Verfahrens  beachtet,  aber  innerhalb 
dieser  Hchrankeii  taszt  sie  selber  mit  Freiheit  die  ihr  heilsam 
und  zweckmaszig  scheinenden  Beschlösse.  Von  sich  aoa^ 
niobi  nm  ein  Gesets  m  vollsiehen,  tmter^  nnd  rerhandell 
sie  ttdi  andern  Slaien ,  gibt  AafMge  an  ihre  Unterbeamten« 
Uber  dieses  oder  jenes  zu  berichten,  trifft  die  erforderlichen 
Maszregeln  zum  Schutz  der  Ordnung,  oder  läszt  das  zur  all- 
gemeinen Wohlfahrt  Geeignete  vorkehren ,  ernennt  Beamte, 
▼erfittgt  Uber  das  Heer.  Noch  weniger  als  der-Gesetsgebung 
gegenöber  pasnt  die  Bezeichnung  der  TollBelienden  Gewalt 
dem  Gerichte  gegenober.  IHe  Vollziehung  des  Urthells  ist 
ihrem  Wesen  nach  eine  Handlung  der  richterlichen 
Gewalt  selbst,  denn  diese  besteht  in  der  Handhabung  des 
Rechts  und  in  der  Herstellung  der  gestörten  Rechtsordnungi 
und  nur  soweit  die  richterliche  Gewalt  nicht  hinrdcht,  be» 
darf  sie  der  BeihOlfe  der  stärkeren  Regierungsmacht  Des 
Verhältnis»  dieser  su  jener  ist  nicht  das  des  Dieners,  der  den 
Willeji  des  Herrn  vollstreckt. 

Das  Wesen  der  Regierungsgewalt  liegt  somit  nicht  in 
der  Vollziehung,  sondern  in  der  Macht,  im  eiuselnen 


uiyiiized  by  Google 


Zweites OlifM.  IL  DwmodtnB  filmtkpdt96im4maig4&tÜ9miim.  M| 

dsfl  Becbte  und  GemainnttUliohe  b^fehleli  mrd 
ttii«iiordti«ii,  nnd  In  der  Machte  das  Land  und  da« 

Volk  vor  einzelnen  Gefahren  nnd  An^M-iffen  zu 
schützen  und  dasselbe  zu  vertreten,  und  vor  gemei- 
nen Uebeln  zu  bewahren.  Sie  besteht  vornebmtich  in 
daoi  was  die  Giieebeo  ^]pff  *  die  ROmer  .als  tn^wWiim^  das 
deulscbe  HitlelaJtBrals  Mündschaift  und  Vegiei  beseichnet 
haben.  Von -allen  statlichen  Einzelgewalten  ist  sie  offenbar 
die  um  meisten  obrigkeitliche,  die  vorzugsweise 
herrschende,  demnach  ohne  Zweifel  die  oberste.  Sie 
verhält  siob  au  den  andern  Einaelgewalten  wie  das  Haupt 
au  den  Gliedern  des  Leibes.  IMa^  sogenannte  Bepräsenlati?' 
gewalfc  aber  isMn  ihr  inbegriffen.  :  ^ 

II.  Die  ricli  terlich  e  GewalL  wird  sehr  häufig  als 
ur  t heil  ende  Gewalt  aufgefaszt,  eine  V  erwechslung,  welche 
der  .frwazösische  Ausdruck  pouvoir  judicaire  begünstigt  Pa6 
Wesen  der  richterlichen  Gewalt  liegt  aber  aueb  nicht  iin 
Urtheilenv  sondern  im  Richten,  oder  wie  di^  ^Amer  dtw 
gesagt  haben:  nicht  in  judicio,  sondern  in  jwrt.  Das  Ur- 
theilen  in  dem  Sinne,  das  Recht  im  einzelnen  Falle  zu  er- 
kennen und  Huszuspreclteu,  ist  gar  nicht  uothwendig  eine 
obrigkeitliche  Function,  noch  die  Ausübung  einer  selbstitn* 
digen  statlichen  Gewalt  oder  Hacb^  Zu  Boni  waren  es 
gewöhnlich  Privatpersonen ,  welche  als  Urtheiler  .  (jodices) 
das  Recht  aussprachen;  im  deutschen  Mittelalter  hatten  die 
Schöffen,  nicht  die  Richter,  in  neuerer  Zeit  hal)en  oft  die 
Geschworenen  aus  dem  Volke,  nicht  die  Magistrate  zu  ur- 
theUen.  Das  Richten  dagegen,  d.  h.  die  Gewährung  des  Rechts^ 
Schutzes,  und  die  Handhabung  des  Rechte  gegen  die  Störungen 
nnd  Verletzungen  der  ^«chte  der  Individuen  und  dei  getn  einen 
Rechtsordnung  ist  von  jeher  als  eiue  obrigkeitliche 

.  £r  erkennt  in  dem  Befehle  die  Haapteigentcliaft  der  obrigkdUiehea 
Qewalt.  M  .  >  .a    {•  - 


XMMifkeil-MfeselieD,  md  datier  ttbwttll  rioliterlMen  lligi* 
ttraten  and  BeMototen  ab  eine  atetllehe  Gewall  sagethäll 

worden. 

4 

Sie  unterscheidet  sich  von  der  Regierungsgewalt  wesent- 
lich dadurch,  dasi  sie  Dicht  wie  dieoe HerrBcbaft  übt,  son- 
dern lediglieii  de«  erkennte  vnd  anerkennte  Roekt 
»obirnit  und  anwendet.  Bind  die  Fnnetkmen  des  Regi- 
ments denen  der  geistigen  Kräfte  im  Menschen  vergleich- 
bar, so  sind  die  Functionen  des  Gerichts  von  wesentlich 
moralischer  Natur. 

Sk^en  desabalb  aber  ist  es  ein  grosser FortochriU  ia.der 
richtigen  Anordnnng  des  StatsoFganismos,  dass  in  dem  mo- 
dernen State  die  Ausscheidung  der  richterlichen  Organe 
und  Befugnisse  von  denen  der  Regierung  vollzogen  worden 
ist^  im  Gegensatz  zu  dem  gesammten  Aiterthum  und  dem 
Mittelalter,  welches  immer  die  Regierungs-  und  die  richter* 
lielie  l^ewalt  von  den  n&mlicben  Magistraten  ausüben  liesB. 
Die  Reinheit  des  Rechts  und  die  wahre  Freiheit  der  Bttrger 
haben  durch  dieselbe  gewonnen ,  und  die  Macht  der  Regierung 
verliert  nicht,  wenn  sie  vor  Miszbraucli  und  Uebergriffen  in 
die  Sphäre  der  RechtspHege  bewahrt  wird.  *  Wie  verschie- 
den die  beiderlei  Gewalten  sind,  aeigt  sich  in  der  £rfiUintng 

^  Iii  diesefii  Sinne  darf  man  wohl  ka  die  Worte  Washington*^ 
edntiem,  in  edner  bewandeniswürdigen  Abeehiedaedrease'von  Jftbr-i!ni0; 
«Es  ist  wichtig)  du*  die  Männer,  welche  in  dnem  freien  Lende  an,  dar 
öffentlichen  QeweU  Tbeil  haben,  sich  innerhalb  der  verfiissungemäszigep 
Grän/eii  hallen  und  nicht  die  einen  in  die  Befugnisee  der  andern  über- 
greifen. Dieser  Geist  der  UebergriflTe  strebt  dani.ich ,  alle  Macht  ans- 
schlieszlich  in  8ic}i  zu  vereinigen,  und  foigiich  den  Despotismus  einsÄ* 
führen,  in  welchem  State  immer  er  sich  /eifjt.  Es  (rennet  zu  wissen, 
wie  sehr  die  Liebe  znr  Macht  und  die  Neigung,  dieselbe  zu  iniszLuauchen, 
dem  menschlichen  Herzen  natürlich  sind,  um  diese  Wahrheiten  zu  fühlen. 
Daher  die  >k)th wendigkeit,  die  öffentlichen  Gewalten  durch  ihre  Theiiung 
und  Vertheitung  anter  mehrere  Inhaber,  welche  dieses  öffentliche  Gut  vor 
den  EingridSsn  Anderer  achfitxen,  ins  Gleichgewicht  an  bringen«  Es  ist 
nicht' minder  nothwendig,  die  Gewalten  in  Ihren  dchrankea  an 
.  halten,  als  dieselben  einsusetsen." 
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Richter,  und  umgekehrt  selten  tüchtige  Richter  auch  gute 
Kegierungsbeamte  waren. 

Das  Garichl  ala  die  weniger  obrigkeitliche  Gewalt  steht 
Buii  dem  Regiment  nicht  anf  einer  linle,  aondem  iat^  ofo^ 
wohl  in  der  Hauptsache  Ton  diesem  n  na bh  An g  i  g ,  docli 
demselben  untergeordnet,  ähnlich  wie  das  Herz  dem 
Kopf.  ,  - 

In  gewissem  Betracht  scheinen  durch  die  Anerkennung 
dieaea  Gegensaties  tlie-  statiichen  Einxelgewalten  eiachüpik 
an  sein,  und  es  wisd  begreiflich,  wenn  die  neuem  Vei^ 
fessungen  gewöhnlich  nicht  dambef  hinausgehen.  EKnentthere 
Prlifiirig  alter  läszt  uns  noch  zwei  andere  Grup|ien  v«tn  ein- 
zelnen Organen  und  Functionen  des  States  erkennen,  die 
iwar  beide  den  höchsten  des  Regiments  nicht  bloss  unter- 
geocdnet,  aondem  geradeao  von  ihr  abhüiigig  sind,  «He 
Uber  beide  einen  besondera  Oharakter  haben,  und  sich  inoA 
dem  des  eigentlichen  Regiments  darin  unterscheiden,  dasz 
der  herrschende  und  obrigkeitliche  Charakter,  weicher  das 
Wesen  desselben  ausmacht,  hier  wiederum  zurücktritt  läs 
aind  das 

IlL  die  Aufsieht  nnd  Pflege  der  geisHigen  Cul- 
turverhftltnisse,  die  Statsenitnr,  und 

IV.  die  Verwaltung  und  Pflege  der  materiellen 
Kräfte  und  Zustände,  die  Wirthschaft. 

In  diesen  beiden  Gruppen  handelt  es  sich  nicht  um  das 
Regiereo.  Die  groaaen  Faetoren  der  mensehHchen  OuHnr, 
die  Religion,  die  Wissenschaft,  die  Kunst  gehOren  ttberaA 
nicht  dem  Statsorganismus  an,  und  können  nicht  von  dem 
State  aus  bestimmt  und  erfüllt  werden.  Das  Verhältnisz  der 
Statsgewalt  auch  zu  den  äuszerlichen  Anstalten  der  Religion, 
der  Wissenschaft  und  Kunst,  zu  der  lürche  und  Miule  ist 
demnach,  ein  ittnerHeh' vevaehiedenes,  yön' dam -VeiiiiltnisB 
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4ar  Regitewi;  dm  Re^Maa  in  der  Bpliive  ilte  eigMt- 
liciMfi-  Regimmts.  Der  Stat  hal  «oeh  hier  die  femeine  Wohl- 
fahrt zu  fördern  und  fjemeinen  Schaden  abzuwenden,  aber 
er  ist  sich  bewuszt  und  wird  fortwährend  daran  erinnert, 
ihun  das  Weaeo  dieier  Dinge  nicht  seiner  Herrschaft  antor- 
Mrfea  aei  Seine  FonotioDeB  sind  daher,  hier  niekt  niaa»> 
gebend,  nicht  Gehole  nooh  Verbote,  eondem  wetentlicb  nur 
Anfsicht  und  Pflege. 

Aehnlich  verhält  es  sich  mit  der  vierten  Gruppe,  der 
Wirthschaft.  Das  charakteristische  Moment  in  der  Ver- 
waltong  der  Einkünfte  und  AoagafaNBn  des  Staiee,  der  Flnan* 
MQ,  in  der  UntoteUktiang  des  bOrgerliehen  Verkehm  und 
der  ökonomischen  Wohllhhrt  der  Borger,  in  der  Leitang  der 
öffentlichen  Arbeiten,  in  der  Beaufsichtigung  der  Gemeinden 
ist  nicht  Imperium,  noch  Vogtei  im  strengen  Sinne,  sondern 
wie  für  die  Culturbeziehungen  geistige  Sorge  so  hier  auf 
das  Ma.terielle  gerichtete  Pflege.  Der  specifisch  obrig- 
keitliehe  Charakter  kommt  hier  fast  gar  hiebt,  der  weniger 
auf  die  statliche  Macht  und  das  Recht  als  auf  technische 
Kenntnisz  und  Erfahrung  be^rimdete  Charakter  der  wirth- 
schaftlichen  Verwaltung  Uberwiegenil  zur  Sprache.  In  keiner 
andern  Gruppe  n&hem  sich  denn  auch  die  Statsoigane  so 
sehr  dem  Privatleben^  als  in  dieser;  das  Statsrermögen 
seihst  erscheint  geradeeu  im  Yerkehr  einer  Prirafperson 
gleich.  Unter  allen  nimmt  sie  daher  die  unterste  Stufe  ein, 
eine  Stellung,  welche  mit  ihrer  ünentbebrüchkeit  und  ihrer 
grossen  Ausdehnung  bis  in  die  Bewegungen  des  tftglichen 
Lebens  und  Verkehrs  hinein  keineswegs  im  Widenfruek  ist; 
Sie  ist  die  breite  Unterlage,  auf  w«ksher  der  Stat  ruht,  wie 
das  Regiment  seine  höchste  Spitze  ist. 

Die  Erkenn tnisz  dieses  Gegensatzes  in  den  öffentlichen 
Functionen  reift  erst  iu  unserer  Zeit  allmählic^h  heran, 
itoch  leiden  wir  an  den  iJebeln  einer  Vermischung  der 
gebietenden  und  der  pflegenden  ThOtigloint:    Noch  whd 
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gelegenfHeh  bdbUeii  oder  rerbotm,  wo  mr  TerwAltet  werdeii 

sollte,  zuweilen  auch  scheue  Pflege  geübt,  wo  die  obrig- 
keitliche Energie  durchgreifen  sollte.   Aber  es  ist  docl»  schon 
besser  <2:ewordeii,  «Is  es  vor  lOO  Jahren  gewesen  iat;.^ und 
Tiele^lmatatioiitifevdeit^flcgfti  sindfWr^  gemHkttfciüB 
«igmülMieii  Bktitmemi  laü  iiMi^fMolinö^^OvWiltilb^ 

"WobttMlIi^^eii  '€teitt6^*wlti$QfiMAMMil^M6f  '4ifi4'<t60liniiiiftH^ 
Sorsfe  verwallet,  der  den  C^ultiir-  und  Wiilhscliiittsbednii'- 
nissen  des  Volks  Befriedigung  verschad't  und  die  Freiheit 
Aller  respeciirtb  -i  '-.    -  .n  f  lun  tj /^vud  ' 

■ '    SrttM'  Gamtd.:''  ->-^*-»-"  ■ 

Dfe  BDtwJekhngiglMeliiebte  dar  R«^fl8nitotivv«ri!Ma##^^ 
I.  Die  frinkiacbeD  KndaaUtß  und  dM  eogMacbe  Parl«ment.  . 

Der  menschliche  Geist  arbeitete  mehr  als  zweitausend 
Jahre  daran ,  bis  es  ihm  geluig,  von  den  noch  rohen  Formen, 
der  antiken  Volksversammlmigen  m  der  TolIkonmienereB 
Gcetaltang  dee  repiftsestatiTen  Körpers  durchEudringen,  und 
noch  jetzt  ist  die  Vollendung  dieser  Arbeit  im  dnielnen 
nicht  erreicht. 

Die  alten  Reichstage  der  i'räokischen  Monarchie 
alehm  in  manchen  wiehtigOB  Beaiehungen  wieder  mrüek 
hinter  den  rönusdien  Centnrialoomitien.  Weder  die  Ordnung 
der  TOMohiedenen  Olassen  und  8tAnde,  w^he  daran  Theil. 

haben,  ist  so  fest  gesichert,  noch  die  Berathung  und  Ab- 
stimmung so  ausgebildet,  als  bei  den  Römern.  Und  in  der 
Hauptsache  war  es  doch  nur  die  Aristokratie  der  geist- 
lichen und  weltlichen  Herren,  auf  deren  Mitwirkung  es  wirk- 
lich ankam.  Pna  Qbrige.Volk  wurde  nur  selten  um. seine 
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Aber  in  einer,  nnd  zwar  in  einer  sehr  erheblichen 
Rücksicht  lag  in  der  fränkischen  EinrichUing  ein  groszer 
Fortfehritt  Die  antiken  VolksrenemmliNigeB  bestanden 
an«  den  Borgern  einer  Stadt,  die  ak  Oentram  des  fitaica 
betraebtet  wurde.  Diese  Reichstage  aber  nibCcn  aol  einem 
ober  ein  weites  Land  verbreiteten  herrschenden  Volke,  und 
es  wurden  auf  ihnen  vornehmlich  die  Häuptlinge  dieses 
Volkes^  welche  hinwieder  einen  Anhang  unter  demselben 
nnd  Macht  Uber  einaelne  Gegenden  beeasaen,  snsammenbe^ 
rufen  Anf  den  groszen  Reichstagen  des  FrOhjahrs  veietftrkten 
die  €(efolge,  welche  mit  den  Herren  hergezogen  waien, 
und  die  anwesende  Menge  der  einfachen  freien  Kriegs- 
männer  das  Ansehen  und  die  Autorität  der  Groszen.  lu  der 
Aristokratie  erblickte  das  Volk  auch  seine  Führer  und 
Vertreter. 

CJm  den  König  her  und  mit  seinen  Rftthen  zur  Berathung 

und  Verhandlung  trat  so  tkis  Oberhaus  der  Herren 
(seniores)  zusannneu;  in  einem  weiteren  Kreise  wurde  zu- 
weilen auch  die  niedere  Aristokratie  der  Mindern  (minoiias) 
Uber  ihre  Zustimmung  yemommen,  meistens  aber  mnsate 
sksh  diese  noch  l>egnflgen  ananhdren,  was  der  König  mit 
den  Herren  beschlossen.  Erst  in  drittem  Kreise  rernahm 
da,s  Volk  der  anwesenden  Freien  die  Beschlüsse  seiner 
Häupter. 

Ob  auf  die  Form  dieser  Reichstage  und  das  Vortretan 
der  Aristokratie  auf  denselben  die  alten  gallischen  Land- 
tage'' und  die  frohere  hohe  Stellung  der  keltischen  Druiden 

'  Vgl.  oIh-ii  Buch  IV,  C.  17  die  Stellen. 
Die  alijabrlicben  Vcraamnilungen  zu  Arles,  welche  in  der  ersten 
Hälfte  des  V.  Jahrhunderts  dem  südlichen  GaUicn  von  der  römischen  Re- 
gierung wieder  veratattet  worden,  und  tnf  welchen  die  hohen  well- 
lieben  und  peistlichen  Beemlen  nnd  Wfirdeträger  (die honoimti) 
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md  Rittttr  auf  dieten  einen  Einflute  .gehabt  babevisl  ediwnr 
Bu  bestimmen.  In  der  Hauptoadie  ist  wohl  die  Einticbtang 

l^miHiiisch.  Allenthalben-  In  d^  dentsehen  Lttndern  sehen 
wir  in  die^^cn  niid  den  folfftMulcn  Ja  Ii  rli  linderten  d«^  Ansahen 
iler  AristokmUe  —  die  schon  ia  der  ursprünglichen  germ^r 
nisohen  Verfassung^  wieTaeitus  nas-beriehtoi.»  fsine  sehr  hee^ 
vorragende  Btellnng  anne  gebafal--Tim  .Wach8lbtiaae  begriflim. 

Frflbaeititr  gelangte  das  RepicftsentatiT^lem  aber  zu  einer  ' 
vollkommenem  Gestultung  in  England.   Es  läszt  sich  daher 
schicklich  die  DurstelUmg  der  hoheten  Entwickluii^höLulcn 
an  die  Geschichte  des  englischen  PariameuU.aniehnen. 

Das  angelsAcbsische  Witenagemo£  war  .uiiter-.den 
normannischen  Königen  — welche) in  der  Normandie 
ebenfalls  ihre  aristokratischen  Hof  tage  zu  baiton  gewohnt^ 
und  oft  dazu  genöthigt  gewesen  waren  —  bis  zu  Anfang 
des  XIII.  Jahrhunderts  in  die  höhere  Forui  eines  mit  groszep 
politiscben  Rechten  ausgetfcatteten  «Grossen  Raths^  der 
NaÜon  umgebildet  worden.  Dieser  grosze  Baib  bernh^i 
aber  damals  noeb  gans  anf  dem  Lebenssystem.  Die  Heei*- 
schau  der  Vasallen  und  Haffeste  waren  damit  verbunden. 
Kach  der  Magna  Charta  Johanns  II.  von  1215  waren  zu 
demselben  berechtigt  und  verpflichtet,  alle  unmittelbaren 
'  Vasallen  des  Königs.  Die  Grossen:  Erzbischöfe,  BiscbOfe, 
Aebte^  Grafen,  und  die  grossen  Barone  sollte  der- König 
durch  ptersOnlieHe  Briefe  einseln  einladen,  die  Obrigen 

j 

und  die  groszen  Gutsherren  (pOMessores)  aicfa  einfanden,  sind  um  so 
merkwürdiger,  als  sich  auf  denselben  bereit«  die  Ricliter  aus  entlegenen 
Oegendeii.  die  verhindert  waren  persönlich  zu  erscheiueu,  durch  Abge- 
ordnete (legaüj  vertreten  lassen  durften.  Const.  Honorii  et  Theo- 
doiii  a.  413:  „lUustris  magnificentia  tua  Ul  per  Septem  ]irovmcias  in  per» 
petuum  faciet  custodiri,  ut  ab  Idibus  Augusti  in  Idus  SepteiDbris  in  Are» 
Istensf  nrbe  noverüit  ftsnoroft.  pommm  vfi  jnikm  «HfalsnMi  prw^ 
dann»  atinU  singalls  temeUhm  cste  Mrvuidttin>  Der  Frifect  leitet  liie 
Venamtnlttog,  «reiche  über  die  IntercQeen  der  PrOTiaMB  uiid  Slldle  %e 
valJisclilegt  '  - 


königlichen  Vasallen  dagegen  insf  es^nn-nit  4ufch  seiae 
Vuqprafen  und  yoglo.s 

WAfarMd  des  XBL  MirfamidtHi  wii«de  das  Parlameni 

bedeutend  erweitert,  aiieh  ron  dem  engen  Zasamnienhang 
mit  der  Lehensverfassung  abgelöst,  und  so  zu  einer  wahr- 
haft nationalen  Instituäon  erhoben.  Die  Hauptmooieiite 
fikp  die  AusbildiHig  des  'eiigllselien  Buskuuenls  sind: . 

1.  Aosoer  de«  geisäielieo  Fttieton  warde  wotik  ^  ins- 
besondere  wenn  Idrohliche  Yeriiiiltiiisse  auf  dem  PerlaiiieBl 
zur  Verhandlung  kamen  —  dem  niedern  Klerus  eine 
Vertretung  gestattet,  und  zwar  so,  dasz  derselbe  in  jeden) 
0eeaiiat  oder  Archidiaoonat  zwei  beToUnttclitigte  Ver- 
treter erwAhlen  und  aam  Parlament  abofdaeB  durfte.^  Dh 
Geistlicfakett  war  somit  als  Stand  Tertreteo,  und  kam  an- 
fangs aiieh  öfter  als  ein  für  sich  bestehender  Theil  des  Par- 
laments getrennt  von  den  andern  zusammen.  Später  aber 
wurde  es  feste  Sitte,  dasz  die  geistlichen  Herren  mit 
den  weltlichen  Herren  ans ammen  Ein Haus-der  Lords 
bildeten,  und  es  kam  auch  die  Abaftblnng  der  Stimmen  im 
diesem  fikinse  ohne  Rftekncht  auf  die  Vemelnedeaheit  des 
Standes  und  der  Personen  auf.  ^ 

%  Anfänglich  waren  die  Grafen  und  grossen  3&roae 

'  Magna  Charta  Job.  II.:  „Et  ad  habendum  commun$  cONftltum  rtgai 
de  auxilio  assidendo  —  submoneri  facietnas  Arcbiepi8C(q[i08,  Episcopos, 
Abbates,  Comites  et  majores  bnrones  sinfjiUatim  per  litteras  nostraa.  Et 
prelerea  faciemiis  submoneri  in  generali  per  viceoomites  et  ballivoe  nostros 
-omneg  iiloa,  qui  de  nobis  teneiit  in  capite." 

*  Der  B\te  Modm  tenendi  parliainentum ,  abgedruckt  bei  Unger,  Ge- 
«chichte  der  Landatände  I,  S.  289  aus  d  AcKery  »picileg.  III,  Ö.  394^  ist 
Ireilieh- Jange  nicht  so  sll,  als  er  sieh  selber  ausgibt,  aueb  sicher  nicht 
•äs  dem  Xll.  Jahrhundert >  wie  mnaebe  meinen,  aber  wahrsebdn)ich  d«^ 
ans. dem  Knde  des  XIIL  Jahrhunderte,  nnd  Immerhin  a^  Diurstp|liiqg  des 
alten  Parlament»  hdcfast  interessant  Des  erste  Cbpitel  handelt  ?oa  .den 
fi^tlirluri  Mitgliedern.  Vgl.  auch  das  Ein  beruf iiqgescfarslben  Edui^rd  I. 
von  1295  bei  Guizot,  Essai  u.  s.  f.,  S.  332. 
.  ^  Vgl.  darüber  Blacks  tone,  I.  2,  2. 
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«QBt  den  HibrifeB  Beictutrütoni  in  fii»Br  VeiMuninkiig,  In* 
dowOT  mochten  aehon  in  ftlterer  Zeit  die  p-eTsOnlich  ge* 
Menttn  Herren  (die  nmjores,  bariMies,  primne  dignftatis) 

als  die  mächtigeren  und  vornehmeren  Barone  —  der  Modus 
fceoendi  parliamentum  fordert  von  einer  grodzen  Baronie 
Bundeatens  dreisebn  Rifctergttter —  in  derselben  eine  höhere 
AntoriMlHb0Beaseni  IwheB,/  und  ra^^  wohl  oft  »Uein  hefregi 
worden  sein.  Die  Leitang  der  Goriehte,  der  PoUed^  und  der 
MMütvehiealtung  war  groszentheils  in  ihren  Händen.*  Während 
des  XIII.  Jahrliiiiiderts  aber  tritt  die  Unterscheidung  beider 
Ciassen  immer  bestimmter  hervor.  • 

Damit  stand  die  Erweiterung  der  Ritterschaft  ih 
Verbindung.  In  den  OndbelMiiten  gab  es  nebem  den  ui^i^ 
telbaien  Vasallen  des  Königs  ooeh  viele  andere!,  oft  noeh 
reichere  Vasallen  der  Fürsten,  Grafen  und  Herren,  welche 
mit  den  Reichsrittern  au  dem  Rathe  und  der  Verwaltung  der 
Grafschaft  Theil  hatten.  Man  ^ng  nxm  an  nicht  mehr  wie 
ftllher  die  unmittelbaren  mindern  Vsnallen  in  Masse  sufH 
Parlamenl  va  rufen,  soodem,  da  ohnehin  «dil  alle  kaoMiiii 
noch  die  Anwesenheit  einer  so  groszen  Zuhl  wünschenswerth 
schien,  eine  geordnete  Abordnung  der  Ritterschaft  zu 
veranstalten.  Aus  joder  Grafschaft  sollten  zwei  Ritter  für 
sich  und  für  die  Übrigen  erscheinen.  Von  da  an  war  es  «nun 
natflriioh,  dasz  an  den  Gra&ehaftswahlen  auch  die  andern 
bei  den  Stenern  nnd'  fifbrigen  Landednieressen  ni6ht  mlndiw 
betheiligten  freien  Lehens  träger  Theil  naiimen  und  er- 
hielten. Durch  diese  Veränderung,  welche  seit  der  Mitte 
des  XIII.  Jahrhunderts  aufkam,  wurde  eine  auf  Wahl  be- 
ruhende  Repräsentation  der  angesehenen  freien 
Grundbesitzer  zu  einem  eigenthOmlichen  fiestaodtheUe 
des  Parlaments  erhoben.  ^  Der  Charakter  einer  Vertretung 

•  Qn«lrtf  Engl.  Vert  Ii,  914. 
AoMchrstteii  Heinrichs  III.  voA  1254.   Die  SiMiiid' sollen  er- 
Wüllen  laMen  io  jed^r  Grafaduill:  „Aikm  kgaHoreS  et  ^ieertCioNS'niilitee, 
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<1es  freien  Grundbesitzes  erhielt  sich  in  der  Folge  nicbl 
blom,  «MMtorn  wurde  durch  die  Znlaaiiteg  «Itor  FreifMM 
sam  SÜmiDfeefaly  welche  tch  fiVeigMem  eis  legeimiiwigw 

•      juhrfiebet  ISnkomiiieii  heben,  anfaDgs  toü  40  Sehillingen, 

später  von  40  Pfund,  seit  der  Reforinacte  von  1832  selbst 
der  Besitxer  von  Frei-  oder  MeyergUtero  mit  einem  Ein- 
keminea  töd  10  Pfünd,  nod  der  gitaem  Zertpflchter  be- 
detttond  erweitert^ 

8.  Bin  gens  neues  Elemeiil  Inin  mm  dnndi  die  Ver> 
tretung  der  Städte  und  der  Burgen  hinzu.  Zuerst  berief 
der  Graf  Leicester  im  Namen  Heinrichs  III.  im  Jahr  1264 
Abgeordnete  einer  Anzahl  von  Städten  und  Burgen  zum 
Periamenty  in  ihnen  eine  Ventiriiang'  soehend  setner  Hecht.' 
Froher  war  wehl  etwa  ron  den  E(taiigeo  mit  eionlnen  ^ 
Mdlen  nntefhandelt  worden,  wenn  ron  denselben  Befetenern 
verlangt  wurden.  Für  Ijondon  war  diesz  in  der  Magna  Charta 
von  1215  ausdrücklich  vorgesehen.  Aber  nun  zuerst  wurde 
eine  Versammlung  der  Abgeordneten  des  Bürger« 
Standes  yeranstaltet.  Unter  SSduard  1.  (Id71*-ia07}  be-  , 
festigte  sich  die  Einrichtung. 

In  den  ersten  Zeiten  wurden  die  Abgeordnelen  der  fünf 
Seehäfen  —  anfangs  Barone,  nicht  Bürger  —  sodann  der 
Städte  (cives),  endlieh  der  Burgen  (burt^fnses)  unter- 
schieden« Den  untersten  Bang  nahmen  die  Burgleute  eia^ 
der  Reicbthnm  und  das  Ansehen  der  Stfldte  gab  den  Stfidtem 
einen  hohem  Werth.  *  SpAter  yereinigten  ne  sich  sn  Einem 
—  dem  dritten  oder  BUrgerstaude,  dessen  ^Bedeutung 

vice  ^mniuin  et  nngulorun)."  Modus  ten.  ftal,  c  4:  udigi  Iboerent  qui- 
Übet  de  suo  oomitata  ptr  ipnm  eimiltakm  doos  militef  idoneos  et  ho-  ■ 
.iicstos  et  peritoe.* 

•  BUekstoae  L     H,   B.  Pauli,  BiUer  ans  AUenghuid.  IMI. 

a  79. 

*  Ausschreiben  von  1264:  „quod  nillaot  doos  de  discretioritaSt  le- 
gelioribas  et  probioribus  tam  civüm*  quam  hurgensihwi  guü." 

(ieaaue  BestioiiDuugea  daräber  in  dem  Alodua  teu.  pei'l. 
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foHwihmid  lanahm,  und  besondera  teil  ihrer  Einiu^ni^  mit 
den  ritterlichen  Vertretern  der  Omftehaflen  der  ganaen  Hai* . 

tung  des  Parlaments  einen  neuen  Charakter  gab.  Der  alten 
Erbaristökratie  waren  so  zwei  neue  durch  demokratische 
Wahl  bezeichnete  Bestandtbeiie  —  ein  ritterschaftliches  nnd 
ein  repfisentatiT-bOrgeriiches  zur  Seite  getreten. 

4.  Diese  neue  Phase  der  Entwicklung  erlang:te  daurli 
die  Bildung  des  Unterhauses  eine  feste  Grestalt  B}ine 
Zeitlang  schwankte  die  Stellung  der  Ritterschaft  zwischen 
dem  Anachlusz  an  die  Barone,  besonderen  Versammlungen 
und  der  Vereinigung  mit  den  - Bürgern.  Wahrend  der  Ref- 
gierung  Eduards  IIL  (1827—1377)  wurde  die  letetere  au 
bleibender  Regel,  und  dem  Hause  der  Herren  (Lords> 
reihte  sich  nun  die  Versammlung  der  Gemeinen  (Com- 
monersj  als  Unterhaus  an:  „les  communaltes  des  dits 
Countetz,  Cites,  Burghs  et  autres  lieux  du  roiaume,*^  wie 
es  in  einem  Statut  von  ldd5  heiszt  Es  scheinty  das*  die 
Vertretung  der  niederen  Geistlichkeit  später  ansier  Uebung 
kam.  Dagegen  wurden  seit  1299  auch  Abgeordnete  der 
Universitäten  Oxford  und  Cambridge  herbeigezogen. 

Diese  Theilung  des  Parlaments,  an  dessen  Spitze  der 
König  stand,  in  awei  Hftuser«  welche  in  gewissem  Sinne  die 
hoebaristoknitiscban  und  die  allgemeinen  niederaristokrati* 
sdien  und  demokratischen  Interessen  yertraten,  und  insbe* 
sondere  die  Verbindung  der  Ritterschaft  und  der  BUrger, 
von  Land  und  Stadt  —  beiderlei  Abgeordnete  hatten  ihre 
Vollmacht  den  Volkswahlen  zu  verdanken  —  zeichnet  die 
englische  Einrichtung  aus,  und  wurde  das  Vorbild  des  spätem 
Zw^kammenjstems. 

5.  Es  dauerte  eine  Weile,  bis  das  Prindp  der  Stais« 
einheit^im  Gegensatze  zu  der  Sonderstellung  und  den 
Sonderinteressen  der  einzelnen  Stande,  das  ganze  Par- 
lament durchdrang.  Indessen  auch  dieser  giosie  Fortschritt 
wurde  m  England  schon  su  Ende  des  XIH.  Jahrhiinderts 

BIttntsehli,  allReiiMin««  Stftlareeht  I.  30 
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gemaislit.  Sohoti  der  Modus  tenendi  parUainentiiin  spricht 
den  0«dflnken  bestimmt  ans,  üihI  obwohl  damiils  noch  seehs 

Stufen  des  Parlainents  (Köni^.  geistliche  Herren  und  Abge- 
ordnete des  niedern  Klerus,  weltliche  Herren,  Ritter,  Städter 
nnd  Burglcate)  untersehiedea  waiden,  lierkhtet  derselbe 
iloch  Ton  eiaer  eigenthfimllehen  Manier  «zor  Einheit  zn  ge- 
längen. In  schwierigen  IWIen  nänficb,  wo  die  Meinttngen 
anseinanderwehen,  können  mit  Bewilligung  de«  Parlamentes 
die  drei  Hotl)t*aniten  einen  Ausschusz  von  XXV  erwählen 
aus  allen  .Ständen,  nändich  a)  '2  Bischöfe  und  3  Abgeordnete 
des  Klerus,  b)  %  Grafen  und  d  Barone,  c)  5  Grafschafla- 
ritter,  d)  5  BtftdtebQfger,  e)  5  BurgmAnner.  Diese  XXV 
können  sich  selbst  durch  Wahl  auf  XII  ^  diese  hinwieder 
auf  VI,  und  die  HufllT  vt  i mindern,  mit  des  Königs  Erlauln 
nisz  können  sogar  die  III  auf  Einen  abstellen,  und  was  so 
in  dem  Falle  der  Ausschusz  TCrordnet,  das  gilt  wie  wenn 
das  ganse  Parlament  es  yerordnet  hfttte.^> 

6.  Das  Haus  der  Lords  erhielt  noch  mehr  den  Charak- 
ter einer  persönlichen  hohen  Aristokratie,  seitdem  die 
Stellen  der  Lords  abgelöst  wurden  von  dem  Zusammenhano; 
mit  bestimmten  Herrschaften,  und  lediglich  nach  der  Fa- 
milienerbfolge übergingen,  während  auf  dem  Continent  die 
Wdrde  eines  parlamentarischen  Standesherrn,  durch  den  engen 
Verband  mit  eigener  Herrschaft  desselben  alterirt  wurde. 
Durch  die  Reformation  und  Aufhebung  der  Klöster  im  XVI. 
Jahrhunderte  verminderte  sich  die  Zahl  der  geistlichen  Herren 
bedeutend.  Die  weltlichen  dagegen  wurden  tod  Zeit  zu 
Zeit  durch  k(biigliche  Emmnungen  erfinscht  und  fbr  Rechts^ 
Sachen  regelmftszig  durch  den  Zuang  der  XII  Oberrichter 
vermehrt. 

Nachdem  Schottland  (1707)  und  Irland  (1800)  mit  Eng- 
land vereinigt  wurden,  kamen  16  von  dem  schottischen 

"  Mod.  ten.  p«H.  c  ^. 
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Die  gro8ze  Mehrheit  des  Hauses  (ttber  vier  Künfthdle) 
besteht  somit  aus  Erbadel^  aber  er  wird  ergttnst  durch 
gautiichefi  und  weltlichen  Amtsadel  und  durch  gewühlte 
Pftin. 

7.  Dm  Ansehen  und  die  Macht  des  Unterhauses 

stieg  besonders  seit  den  groszen  Rövolutionsstürmeri  des 
XVn.  Jahrhunderts,  ond  den  Kämpfen  mit  den  Königen 
aus  dem  Hause  Stuart  um  bürgerliche  Freiheit,  Die  hef- 
tigen confe  SS  ioneilen  Streitigkeiten  des  XVL  und  XVIl. 
Jabfhnnderts  aber  hatten  eine  Besehrftnkung  der  Theil- 
nabme  an  dem  Parlament  auf  die  Anbinger  der  protestan- 
tischen Confession  zur  Folge.  Erst  im  Jahr  1829  wurden 
auch  die  römisch-katholischen  Unterthanen  —  die  Priester 
aasgenommen  —  wieder  für  berechtigt  erklirl,  als  Fairs 
oder  als  Gemeine  in  das  Parlament  auij|[enommen  an 
werden. 

Von  hoher  Bedeutung  aber  für  die  Zusammensetzung 
des  Unterhauses  war  die  Reformacte  von  1832.  "  Seitdem 
die  Städte  und  Burgen  zuerst  bezeichnet  worden  waren, 
welche  Vertreter  in  das  Parlament  so  senden  hfttten^  hatten 
sieh  die  Verhiltnisse  sehr  verfindert  Eine  grosse  Zakl  ins* 
besondere  TOn  Burgflecken  war  gesunken,  und  in  Tfillige 
Abhängigkeit  von  der  hohen  Aristokratie  gerathen ,  die  ohne- 
hin in  dem  Oberhaiise  hinreichend  bedacht  war.  Einzelne 
Städte  hatten  umgekehrt  gegen  früher  an  Be?ölkening  und 
Reiehthum  sehr  angenommen,  andere  waren  neu  entstandea 
imd  SU  grossem  Ansehen  gelangt,  ohne  eine  Veiiratiuig  im 
Parlament  an  habe».  Einige  GrafÜebaflen  waren  im  Vee- 
bältnisz  zu  andern  viel  bedeutender  geworden.  Die  Reformbill 

**  tie  Aiet«  itt  im  Original  ond  in  4«iltseher  Dcbortetsimg  ibge. 
drofikt  bd  Seknbert,  YerfliMaiigkiirknadfltt,  L  Bd.,  S.  198. 
»  Bb«Qd«,  &  m 
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Itttte  nvn  die  Aboehl,  die  RepciMatotfon  im  UivtoririRue 

den  Terftnderten  Vertiftltnisaen  anzupassen,  und  mgleMkdm 

Stimmrecht  der  Wähler  in  den  Grafschaften,  Btttdten  und 
Bmgflecken  aDgemeesen  aussudehpen.  ^* 


Viertes  GapiteL 

lt.  8tandliclie  EntwlcklimR  in  andern  Stetra. 


Aüf  dem  europftiaehen  Gootinent  neigen  sich  gam  ftha*. 
liehe  Bestrebungen  und  Veraadie  mr  Ansbüdmif  einee  stän- 
disch-repr&sentativen  Systems  wie  in  England.  Aber  überall 
wurde  vornehmlich  seit  der  Einführung  stehender  Heere  und 
in  Folge  der  grossen  und  xahlieiclien  Kriege,  wdehe  Europa 

"  Folgender  Ueberblick  über  die  Bildung  des  englischen  Parlaments 
necb  der  Relormbill  in  unserer  Zeit  mag  hier  beigefügt  werden: 

I.  Oberhaus.  II.  Uaterhaas. 

Prinzen  vom  königlicheii  A.  England: 

'Oebtftte         .  •       8     ■  ^  Grftf.ichaften  143 

2.  Von  Städten  u.Burgtlecken  324 
^•■"^Si*  ae  3         üniversitäten  .    .    .  4 

ÜMqiienM-  81  (33)*  49t 

Grafen   147  (168)  ^  ^r^^V!!  a.  #  i.  *  «  ' 

^1.  Von  12  Grafsdiaften  .  .   U  , 

^i««>»öt«  2.  Von  Burgen  ....  ,  14  ' 

Bwoii«    ......  18a  (147)  S 

^  ^  vii««   i  .  C.  Schottland: 

l«rt«i«*öft»  >  der  eogJ.     8  ^         3^  Grafschaften  .   .  30 

BlNUIft       )  KIwhe  .  37  2.  Von  Stödten  und  Burgen   23  ' 

Sehott  gewftblte  Peers  .16  M 

,  .  D.  Irland: 

Irländische    repräsentir.  j  Von  32  Grafschaften  .    .  64 

Peer»   26  2.  Von  Städten  und  Fleeken  38 

Mitglieder  43»  3.  Universitftt  Dublin  .   .   .  2 

105 

*  Die  MhottlMbeti  und  iriaelMn  aiad  hier  mitgezihlt. 
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Mrfldaekten,  der  Zoiaamenliaiig  der  Eniwieklung  anter^ 
broeben,  beror  dieselbe  wa  einer  nationalen  Gestalt  dureb- 

gedrungen  waf. 

1.  Am  frühesten  und  zugleich  in  groszer  Ausdehnung 
finden  wir  eine  Erwdtemi^  der  stfindiscben  TbeUnabflie  in 
der  pyreniischen  Halbinsel.  Bas  Königreich  Aragonien 
war  in  der  Thät  eine  Republik  mit  einem  KOnige  an  der 
Spitze.    Nicht  blosz  der  Adel,  der  meistens  von  germani- 
schem Geblüte  das  Land  den  Saracenen  mit  dem  Schwerte 
wieder  entrissen  hatte,  und  die  Geistlichkeit,  deren  Mn- 
fltiSB  dnrcb.  die  Kämpfe  der  Christen  mit  den  Hnselmftnnem 
an  Bedeotnng  steigen  musale)  sondern  schon  so  Anteng  des 
KIT.  Jtlirhnnderts  scheinen  auch  die  Städte,  in  denen  die 
romanisch-christliche  Bevölkerung  das  üebergewicht  hatte,  in 
der. Versammlung  der  Cor t es  vertreten  zu  sein.    Die  Macht 
der  Cortes  gilt  höher  als  die  des  Königs.   Berahmt  ist  die 
alt-hergebrachte  Huldtgungsfbrmel  der  Stände  Fon  Aragon, 
welche  das  bezeugt:  „Wir  die  wir  so  viel  gelten  als  ihr, 
und  die  ^^ir  mehr  vermögen  als  ihr,  wir  erheben  euch  zu 
uuserm  König,  Herr,  unter  der  Bedingung,  dasz  ihr  unsere 
Rechte  wahret,  wo  nicht,  nicht. ^   Ein  einziges  Mitglied 
der  Stände,  welches  die  Einstimmigkeit  verhinderte,  war 
sehon  mächtig  genug,  die  Durchsetsnng  der  königlichen  Vor- 
schlöge  zu  hemmen.   Zwischen  den  Pörsten  und  den  Cortes 
richtete,  wenn  es  zum  Streite  kam,  der  von  dem  Könige 
unabhängige  und  nur  den  vereinigten  übrigen  Statsgewalten 
hinwieder  Teiantwortliche  Grossrichter,   Justitia.  Die 
Statseinheit  aber  war  durch  diese  innem  Gegensälae  aer^ 
spalten. 

Iii  Castilieii  erschienen  schon  1169  städtische  Abge- 
ordnete auf  den  Cortes  von  Burgos,  im  Jahre  1188  finden 

*  Hos  qae  vdlenios  laatdt  como  vos,  y  que  podemos  luas  que  vos, 
<I0  Memo«  nueatro  Rey,  seiior,  coo  tal  que  gaudcis  nüMtfOf  fotrot;  li 
no,  HO.  . 
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wir  47  Sttdte,  1815  90  Süd!«  nptfMiiürt  Das  XV.  Jahr- 
hnadcrt  war  auch  in  Oasdlien  das  Zeitalter  der  ittändischen 

Macht  Die  städtischen  Procuradores  hatten  sogar  das 
Uebergewicht  erlangt  Uber  Kieru«  and  Adel.  Dann  aber 
braelite  die  Etfersuelit  der  angeaehenaten  Stftdte,  Bnrgoe  und 
Toledo  und  die  Kiniplb  der  Oescbleohter  unter  neii  und  mit 
der  gemeinen  BOrgerMshall  die  GeaammtmaebC  der  Städte' hw 
Schwanken  und  an  dem  inneren  Zwiespalt  scheiterte  die 
Erhebung  der  Städte  gegen  Karl  V.  (1520.) 

Gegen  Ende  des  XVI.  Jahrhunderts  unternahm  es  Phi" 
lipf  IL  TOQ  Spanien«  die  Ifacbt  der  Oortes  an  brechen, 
and  obwohl  auch  er  noch  die  Formen*  schonte,  retM  doch 
die  mittelalterliche  Selbstständigkeit  der  Stände,  und  die 
absolute  Monarchie  errichtete  auf  den  Ruinen  der  bürgerlichen 
Freiheit  und  des  bürgerlichen  Wohlstandes  ihren  Thron, 
dessen  Umstufs  unser  Jahrhundert  gesehen  hat.  > 

In  Portu|[fal  nahmen  an  dem  Reichstage,  welchen  der 
auf  dem  ScMachtfelde  zum  König  von  Portugal  erhobene 
und  von  dem  Papste  bestätigte  Alfonso  I.  im  Jahr  1143 
zu  Lamego  versammelt  hatte  und  welcher  für  das  neue 
Königreicb  Grundgesetze  gab,  neben  Erzbischöfen  und  Bi- 
schöfen und  andern  Edeln  auch  „Procuratoren^  ftir  eine 
Reilie  von  portugiesischen  StAdten  Antheil.'  Der  König 
liesz  sich  nochmals  von  dem  Reichstage  als  König  bestätigen. 
Als  das  geschehen  war,  sprach  er,  das  blosze  Schwert  in 
der  Hand :  ^Mit  diesem  Schwerte  habe  ich  euch  befreit  und 
eure  Feinde  geschlagen,  und  ihr  habt  mich  zu  eurem  Könige 
und  Genossen  gemacht  Da  ihr  aber  mich  dazn  geouusht 
habt,  lo  laszt  uns  nun  Gesetze  geben,  durch  welche  unser 
Land  in  Frieden  sei."   Sie  alle  sagten:  ,,Wir  wollen  es, 

*  Vgl.  Ranke:  Fürsten  und  Völker  von  Südeuropa  I,  6.  252  ff. 

•  Legt'S  Laniecenses,  abgedruckt  bei  Schubert^  Verf.  11,  S.  127: 
„procurantes  bonam  proiem  per  suas  civitates,  per  Colimbriam,  per  Vi- 
irgfniAnfs,  per  Lamecnm"  o.  s.  f. 
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H^rr  K^ig.''  Da  rief  der  König  alsbakl  die  Hitcbölb,  die 
Ifiiiner  Ton  Adel  und  die  ProcimtoreD  (die  Vertreter  der 
Stftdte)  auf,  und  sie  spraclien  anter  einander:  „Lasit  uns 

vorerst  Gesetze  machen  über  die  Erbfolge  im  Königreich," 
und  sie  machten  die  luichfolgeuden.  Mehrere  Jahrhunderte 
lang  erhielt  sieb  in  Portugal  eine  fineie  Verfossung,  bis  auch 
ibr  erat  die  erbOhte  kriegeriache  flacht  und  der  Reiobthuni 
der  Kdnige  gefährlich  und  sodann  ihre  Herrschsucht  verderb- 
lich wurde.  Doch  wurde  sie  gleichzeitig  mit  der  Erhebung 
des  Hauses  Braganza  auf  den  Thron  (1641)  im  wesent- 
lichen erneuert^  und  es  nahmen  „die  drei  .Sttinde,  das 
beiszt,  der  Klerus,  der  Adel  und  das  Volk  desKönig- 
nDichs*'  das  Recht  in  Anspruch,  «einem  tyrannischen  König 
den  Gehorsam  zu  verweigern ,  einen  neuen  Kdnig  aniner- 
kennen  und  mit  diesem  die  rechtmäszige  Thronfolge  zu  be- 
stimmen." Dus  a eh Izehnte  Jahrhundert  liesz  aber  auch  hier 
das  stftndische  System  untergehen.  Schon  1643  war  «dn 
» AQsschusE  der  drd  Stfinde'^  (Junta  dos  tres  üstados)  i^rrictot 
worden,  mit  welchem  die  Regierung  lieber  verkehrte  'als 
mit  den  Ständen  selbst.  Die  Cortes  wurden  in  der  zweiten 
Hälfte  des  XVII.  Jahrhunderts  nur  selten,  im  XVill.  Jahr- 
hunderte gar  nicht  mehr  berufen.  £rst  unsere  Zeit  hat  die 
Wiederbelebung  dieses  Instituts  in  neuer  Form  und  mit  man- 
cherlei Schwankungen  erfohren.  ^ 

%  In  dem  mittlem  Europa  kommt,  wie  in  England,  eine 
Vertretung  der  Städte,  beziehungsweise  des  Blirgerstan- 
des  erst  während  des  XIII.  Jahrhunderts  in  Aufnahuie. 
Zwar  berichtet  uns  eine  alte  normftiioiscbe  Chronik,  dass 
Wilhelm  der  Eroberer,  als  er  für  seine  Ansprache  auf  Eng- 
land sich  zum  Kriege  vorbereitete,  auch  die  ^ Notabein  der 
normannischen  Städte"  (gens  notables  des  boimes  villes  de 
Northmandiej  nt^ben  den  „ Baronen^  zu  einem  Reichstage 

.  •■  • 
Vgl.  Seh  Uber t,  VwliMMtngen      8.  136  ff. 
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berufen,  und  mit  demselben  Gesetze  und  Verordnungen  ge- 
macht habe.  ^  AUein  dieser  Beriebt  ist  oAenbar  duicb  die 
AucbaatUDgsweise  einer  spAteni  Zeit  eotstellt  worden,  und 
die  ftltem  Erzählungen  reden  nnr  von  dem  Adel. 

Vor  dem  Xlll.  Jalirhifndeit  ^»ind  die  Bürger  der  Städte 
noch  unter  der  Menge  des  „Um Standes*  verborgen,  noch 
ein  nicht  ausgeschiedener  Theil  der  ungeordneten  Volks- 
menge ,  oder  wenn  etwa  auch  die  8t&dte  berücksiohtigi 
wurden,  so  wurden  dieselben  noch  durch  ihre  Stadtherren 
und  Vögte,  wie  andere  Herrschaften  vertreten.* 

Dagegen  wurden  von  den  französischen  Königen  in 
den  Jahren  1227,  1240,  mö,  1256  u.  s.  f.  Bürger  der 
«guten  St^te^  zur  Berathung  wichtiger  Dinge  und  in  der 
Absiebt,  die  UnterstQtmng  der  StAdte  zu  gewinnen,  zuge^ 
zogen.  Unter  Philipp  dem  SchOoen  wurden  zuerat  1802  • 
die  drei  Stände  ^Geistlichkeit,  Adel,  Bürger)  zu 
einem  allgemeinen  Reichstage  zusammeuberufeu,  da  der 
König  in  seinen  Streitigkeiten  mit  dem  Papste  Bonifacius  YHL 
der'  ZostimmuDg  und  Hälfe  der  Nation  sich  ▼eraichem 
wollte:  und  unter  Ludwig  X.  (Idl4--1316)  galt  es  bereite 
als  ein  fester  Rechtssatz,  dasz  ohne  die  Zustimmung  der 
drei  Stände  keine  Steuern  erhoben  werden  dürfen.  Ja  in 
der  Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  hatten  die  Stände  sogar 
die  Regierung  in  ihre  Gewalt  gebracht  und  unter  den 
Stftnden  der  dritte  das  Uebergewicht  erlangt,  bis  die 

»  Abgedruckt  bei  Bouquet,  Scriptores  rer.  GalJ.  XIU,  S.  321.  Vgl. 
Üüger,  Gesch.  der  Landstände  I,  S.  226,  277. 

'  Es  gilt  das  auch  von  den  Hof  tagen  der  mächtigeren  deutschen 
Fflnten,  welche  aiu  4eii  Drttheren  Landtagen  d«r  Sttnime,  den  plaeiU 
proriueialia  dureh  Einwirkung  des  Lehensweaens  entstandeii  waren,  auf 
welchen  nach  dem  Sehwabenapiegel  (Waekemagel,  e.  116)  die  Fttr* 
8ten,  Grafen,  Freien  (Heneo)  und  Dienetlenle  erscbeiinen  mOcMO, 
^die  bürge  und  stete  (Builgea  und  Städte)  in  ir  lande  h&nt,'* 

^  Aach  in  der  Bretagne  erscheint  der  dritte  Stand  zuerst  im  Jahr 
1309  auf  dem  Landtage  in  PJoermel.   Schaffner  II,  6.  171. 
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demoknitiMhe  Bewegung  zum  äiMaeroten  fortoehr^tcnd  die 
Gewalt  Id  die  Arme  de«  Pöbel«  verlegte  und  dann  iri  dem 

eigenen  Uebermasz  unterging.  Die  Reaction  erhöhte  die 
königliche  Macht,  und  eine  Zeitlang  (1383 — 1412)  vermied.  ' 
innj\  die  Reichssiände  zu  berufen.  Doch  kamen  dieselben 
seit  der  iEleforai  tob  1413  wieder  öfter  zusammen  und  auch  im 
XVL  Jahrhundert  noch;  obwohl  seit  Ludwig  XI.  da«  System 
der  absoluten  Monerehie  in  Frankreich  wuchernd  um  sich  griff; 
finden  sich  einzelne  Veiöauimlungen  der  Generalstände 
(äats  ghieraux),  z.  B.  1560,  1576,  1588,  1583.  Seh  Lud- 
wig XIV.  (1643— 1715)  scheinen  dieselben  in  völliger  Vei^ 
gessenhdt  begraben ,  bis  zu  Ende  des  XVIII.'  Jahrhunderts 
der  Sturm  der  Revolution  sie  wieder  an  das  Tageslicht 
brachte.  ^ 

Diese  Stände  galten  zunächst  als  Vertreter  ihrer  be- 
sonderen cor  porativen  Interessen.  Jeder  Stand  stimmte 
fOr  sich,  und  die  einselnen  Abgeordneten . der  Sttfdte  ei^ 
hielten  sogar  Instructionen  von  ihren  Auftraggebern.  Zu 
voller  nationaler  Ausbildung  gelangte  das  Institut  nicht,  so 
wenig  als  zu  einem  dauernden  und  wohlgeregelten  Leben. 

3.  Ebenso  geht  die  Ausbildung  der  landständischen 
Yerftissung  in  den  deutschen  Territorien  wfthrend  des 
Xm.  und  Toraaglich  Im  XIV.  Jahrhunderte  vor  sich.*  Die  Ver^  * 
tretung^er Stftdte  aufden deutsehen  Reichstagen  Angt  * 
seit  dem  Könige  Rudolf  von  Habsburg  (1272 — 1291)  an  regel- 
möszig  zu  werden.  Aber  so  wenig  das  Coilegium  der  Kurfürsten, 
oder  das  der  Fürsten  und  Herren  lu  einem  Oberhaus  wuide^ 
so.  wenig  wurden  die  Bftnke  der  .Stfidte  zq  einem  Untere- 
haus.  Der  Gesichtspunkt,  dasa  dort  und  hier  in  der'Han|it* 
sadie  selbständige  Fürsten  th  ü  mer  und  Republiken 

^  ächäftiier^  franz.  Rechtsgesch.  Ii,  S.  276  ff.   Aat/^ry,  hietpir«, 
des  ^ts  geueraiix.   Paris  1845. 

.*  Vgl.  M  Artikel  Lwulffüiide  von  K.  11  aarer. in  DeatMkcn  State* 
wdrterlnieh. 
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durabih»  Häupter,  nidil  aber  die  Yencbiedeoen  Bestand* 
Uieile  des  Volkes  Tcrlreten  seien,  und  dese  die  Landes-  .und 
Stedthenti  auf  den  Reichstagen  Toraus  ihre  Selbständigkeit 

gegen  den  Kaiser  und  ihre  Herrschaft  über  die  Territorien 
SU  wahren  berufen  seien,  war  v(>rherr8cheD<t  und  hinderte 
eine  nationale  parlamenlariseke  fintwicklung. 

Innerlialb  der  einselnen  deatsehen  Linder  aber  kam  es 
flMt  Oberau  sn  einer  landstftndisehen  Verfttssung.  Anf  diesen 
I^andständeii  hatten  wieder  die  drei  Stände  Theil,  die  an- 
fangs als  gesonderte  Stünde  berufen  wurden,  ioi  Verfolg 
aber  zu  Einer  gemeinsamen  Landschaft,  lu  dem  eigent-  • 
liehen  Landtag  yerbunden  worden: 

a)  Die  Prälaten  im  Lende,  Bischöfe  und  Aebte,  welehe 
früher  wohl  versucht  hatten  sich  voii  den  Hoffcagen  der  Lan- 
desAirsten  zAirückziiziehen ,  und  ihre  Iinmunitätsrechte  zu  ei- 
gener voller  Herrschaft  auszudehnen,  fanden  es  seit  der 
Mitte  des  XIV.  Jahrhunderts  gewöhnlich  in  ihrem  Interesse^ 
als  erster  Stand  an  den  Versammlungen  der  Landstlnde  Theil 
so  nehmen.^ 

b)  Der  Adel.  In  manchen  gWivSzeiii  lindern,  vorzüg- 
lich in  Oester reic h ,  Böhmen,  Kursachseii  wurde  der 
Herrensiand  der  Fürsten,  Grafen  und  Herren  unterschied 
den  von  der  mittelfteien  Ritterschaft,  in  Sachsen  sogar 
ähnlich  wie  in  England  die  meistens  reichsunmiileibareu 
weltlichen  Herren  mit  den  Prälaten  und  die  Ritter  mit  den 
Abgeordneten  der  Städte  verbunden.  In  vielen  andern  Län- 
dern aber  wurden  die  gewöhnlich  wenig  zahlrdchen  Glieder 
des  hohen  Adels  mit  der  Obrigen  im  Lande- b^ttterten  Rit- 
terschaft oder  Mannschaft,  unter  welcher  auch  die 
Dienstleute,  insofern  sie  LehensgOter  besaszen,  begriffen 
wurden,  zu  eineiii  Stande  verbunden."  vSo  in  Bayern, 
Schlesien,  Braunschweig,  Brandenburgs  Thüringen, 

U  ugei ,  Geiehkhte  der  LaodsU  I,  6.  310.  n,  S.  34  ff. 
"  Dnger,  U,  8.  44  und  66. 
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FoDimem  u.  8.  f.  Diese  Ritteneliaft  war  fibrigens  ein 

f^ehr  zahlreicher  Körper,  indem  dieselbe  gewOhnltoh  hleht 
blosz  Ausschüsse  dtr  Ritter,  sondern  alle  mit  Ritter- 
gütern versehenen  Vasallen  des  Landes  und  die  begüterten 
Miniaterialien  umfasste.  Im  Tyrol  hatten  sogar  alle  Mit- 
glieder dee  Adels  im  weiteren  Sinne  Recht  auf  penOn- 
liche  Landstandschaft,  aoeb  wenn  sie  keine  Qrtindhensohltft 
l>esa5zen. 

c)  Die  Städte  erwarben  gewöhnlich  während  des 
XIV.  Jahrhunderts  landstftndisehe  Rechte.  Nor  in  wenigen 
deatMhen  LAndem  leieben  die  Antlteige  dieser  Bneh^ang 
noch  in  das  Xin.  Jahrhundert  hinauf.   Dahin  gehört  Voraas 

Bf^famen,  dessen  Cultur  überhaupt  eine  Zeitlang  der  im 
eigentlichen  Deutschland  vorhergeht,  wo  schon  im  Jahr  1281 
die  Städte  an  dem  I^andtage  tbeilnehmen,  obwohl  sie  auch 
spAter  noch  über  die  Anerkennung  dieses  Rechtes  Streit  mit 
dem  Adel  fllhren.  In  Bayern  kommen  die  Vertreter  der 
Städte  im  Jahr  1307  mit  den  Prälaten  und  den  Rittern  an- 
sammen,  um  der  Münzverschlechterung  zu  steuern  und  füi 
die  erforderliche  Geldhülfe  zu  sorgen,  ^'  und  werden  die 
Sttdte  nnd  Märkte  in  den  Zeiten  König  Ludwigs  iai5 
den '«Landherren  nnd  Dienstlenten^  aur  Seite  gestellt:*^  rie 
erseheinen  als  eine  kräftige  BtQtae  der  Forsten  aueh  dem 
Adel  gegenüber.  In  Brandenburg  ^ehen  wir  die  Städte 
seit  1308  als  eine  politische  Macht  im  State  geeinigt,  und 
mit  den  Fürsten  verhandeln.*-'  In  dem  Fürstenthum  LUne- 
bnrg'  wird  schon  1356  ein  hensoglicher  Rath  ans  Prälaten, 
RiCterschaft  und  Städten  bestellt,  dessen  Dasein  die  BxistenE 
gemeinsanier  Landstände  voranssetzt  IMe  Vertretung  der 
Städte  auf  den  Landtagen  wird  so  zur  Regel.  Aber  gewöhnlich 

R  lidhart.  Geschichte  der  Landstände  in  Bayern  I,  ä.  5&. 
'»  Rudhart.    Ebend.  8.  73,  79. 

Unger,  II,  S.  87  ff. 
*^  Eiehhorn^  deatscbe  Rechtagesehichte,  §.  423  Anni. 
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irardeD  ihi»  Ab|[eordB(Btan  nicht  von  der  BOfgemhaft"  ge^ 
wühlt,  8od<Im  noch  von  den  Rithen  der  Stidte  beeeiehaet 

und  ennöchtigt,  oder  es  nehmen  von  Amtswegen  die  BUrgel^ 
ineister  an  dem  Landtage  Theil. 

Auch  für  Deutschland  war  dieses  Element  ron  grosser 
Wicblagkeit.  Die  Eüaheit  des  States  und  die  Intefessen  der 
QfiiBntUehen  Ctütnr  Ihnden  in  ihm  einen  vorsOgliehen  •  An- 
baltspunkt;  sie  waren  im  Gkinzen  sowohl  der  Entwicklung 
der  fürstlichen  Hegieiungsgewalt  als  der  bürgerlichen  Frei- 
heit günstig.  Die  AusschliessuDg  der  Städte  von  den  pol- 
ui sehen  Reiehstegen)  die  gans  untergeordnete  SteUeng 
deceelben  anf  den  ungarischen  ist  eine  Hanptarsacbe 
des  aaarohiscben  Wesens  nnd  der  geringen  WifinandEeit 
beider  für  die  Zwecke  höherer  Gesittung. 

d)  Nur  selten  erscheint  auch  ein  vierter,  der  Bauern- 
stand anf  den  deutschen  Landtagen  vertreten.  Als  Begei 
erhielt  sieh  vielmehr,  dass  was  die  Prttlaten  nnd  die  Ritter* 
sehaft  ftlr  ihre  Bauern  gntheissen,  aneh  die  übrigen  deos 
Ijandesherrn  ausschlieszlich  unterthänigen  Bauern  im  Lande 
sich  gefallen  lassen  müssen.  Eine  Ausnahme  machen  die 
friesischen  Landtage,  auf  welchen  auch  die  von  den 
Bauern  erwlihlten  Richter  und  Vorsteher  der  Gemeinden  mit- 
den  Hllnptlingen  und  Adeligen  zusammentreten  nnd  die 
Wohlfbhrt  des  Land^  berathen.  Im  Erzbisthum  Bremen 
hatten  die  eingesessenen  Bauern  der  freien  Marschgenirinden 
ebenfalls  Ansprüche  auf  einen  Antheil  an  den  Lande^ver- 
sammlungen.  In  Württemberg  sind  Städte  und  Bi^uer^ 
Schäften  verbunden.  Im  Tjrol  kommen  seit  1418  ausser 
den  Rittern  und  Städten  auch  Vertreter  der  ^Tbäler  nnd 
Gerichte"  vor,  welche  die  Gesinnung  und  Interessen  der 
Bauern  repräsentiren. 

Die  landstäiidische  Macht  hatte  im  XV.  Jahrhundert 

«  ünger  U,  S.  104  IT. 
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ihren  HOlieponkt  erreiebt,  aber  suglddi  eine  den  BedQrf- 

nissen  des  Stätes  und  der  Einheit  der  obrigkeitlichen  Ge- 
walt groszf'iitheils  widerspreclieude  Ricbtimt^  eiiigfst  hlagen, 
und  diese  Fehler  gaben  den  absolutistii^chen  Gelüsten  der 
IMläb  MiHilin^^  an  die  Hand,  um  das 

hl^tifid^atHiV^i^^  TbeoHüb  Hat 

RdtMken,  die  in  den  Käthen  d^HmSMh  Wp^^äkMMtt 
Ansehen  ^elantTt  waren ,  und  die  neuen ,  von  den  Fürsten 
ausschlieszlich  abhängigen,  stehenden  Heere  förderten  ihre 
AlMiwiehung  nnd  ihren  Untergang.  IXe  Reiehsgßsetzgebung 
▼e^in^im^i^  IMMWäM^V^  ttnd  dwii  »iüiUftie^ 

ten  Widerstand  der'dtifnde,  beacbrihkti  ih^'ttiediiWdfefea^ 

verwei^ernnof,  und  stärkte  die  Landeshoheit  Der  dreiszi^- 
jährige  Krieg  vollendete  den  Verfall  der  laiidständisehen 
Institution.  In  manchen  deutschen  Ländern  wurden  die  Land- 
tltge  Von  den' Fürsten,  welefaie  iüeb  darin  den  AbsaLutumiia 

wurde  ihre  Thätigkeit  m  eirifif'^^liilMI^ 
gedrückt.  Da.s  Scheinleben  solcher  Landstände  im  XVIII. 
Jahrhundert  hat  Karl  v.  Moser  mit  bittrer  Laune  vortreff- 
lich gezeichnet.'^  Nur  ansnahmsweSse,  wie  besonders  in 
Württemberg,  bewahr^i^  sie  noch  einige  Qedea^g.  Mit 
der  Auflösung  des  deutschen  Reiehes  gehen  sie  in  der  «Iten 
Gestalt  unter,  um  bald  nachher  in  moderner  Form  neu  z» 
erstehen. 

"  Herr  und  Diener,  S.  101.  Vgl.  Eichhorn,  Deutsche  Rechtsgesch. 
S.  646  ff.   Zachariae,  Deutsches  Ststsrecht  I,,  5. 
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FttnflM 

Der  ÜDterscbied  der  ständischen  und  der  repräseolativeii  VerfaMimg. 

Die  DiiMelai te rl i ch-ständische  Verfässung:  ist  in 
den  letzten  absointistischen  Zeiten  des  Mittelalters  seit  der 
Mitte  des  XYI.  Jahxhuoderts  mit  den  Übrigen  mittelaltcift 
Hoiien  .Iii8titatioDeii  uDaufhaltoam  abgegtorbao  und  xuletai 
untergegangen.  Der  Auftobwung  eines  neuen  Weltalterfi 
hat  lum  das  Re präsent ativprinc ip  an  ihre  Stelle  gesetzt. 
Beide  Systeme  sind  darin  ähnlich  und  nahe  verwandt,  dasz 
sie  dem  Absolutismus  der  obrigkeitlichen  Gewalli  .wider* 
streben  and  die  politiseben  Reebte  der  Unterthanen  gewfibr- 
leisten.  Das  stftndiscbe  Sjstem  ist  Oberdem  eine  Vorstufe 
des  repräsentativen;  es  verhält  sich  zu  diesem,  wie  der  po- 
litische Geist  des  Mittelalters  zu  dem  der  neuen  Zeit.  Da 
aber,  jene  Verwandtschaft  und  dieser  Zusammenhang  leicht 
zn  einer  bliebst  geüäbrlicben  Yerwecbslung  bttder  bedanken 
verleiten^  so  wird  es  um  so  nöthiger,  die  prinelpielton  Ge^ 
gensätae  um  so  schärfer  ins  Auge  zu  fessen.  Wir  wollen 
dieselben  durch  Gegenüberstellung  veranschaulichen. 


Stindlflchee  Princip. 

1.  Ging  vou  der  Besonderheit 
4er  Stand«  »US.  (Ea  wiird«B  dalier 
im  Mittelsltfir  nur  die  inichtig«reii 
Stände  und  anftofflieh  bnld  diese 
bald  jene  ailein  xogeiogen,  die  ftb- 
rigen  nicht  berücksichtigt.) 

2.  6ogar  Individuen,  wie  mäch- 
tige Familien  Häupter  oder  Würde- 
träger  (Fürsten  und  Herrn)  konnten 
für  sich  Stände  sein,  ebenso  Ge- 
nossenschaften und  Einungeu 
(universiifltes). 

3.  IHe  Abgeordneten  der  Stftdte 
und  CorportHonen  betuunea  von 
ihren  Wühlern  Inetraetionen 


Reprftsentatives  Prineip. 

1.  Gehl  von  der  Einheit  des 
ganien  Volkes  ans.  (Das  Otietau 
der  Zeit  geht  daher  dahio«  aUa 
VolluelaBBen  in  Einer  Qesanimiver- 
tretiing  xnsaininen  ao.  fapaan.) 

2.  Auch  wer  als  Familienhanpt 
oder  Würde.träger  persönlich  /nr 
Repräsentation  berufen  ist,  hat 
docli  dieHes  Recht  nicht  für  sich, 
sondern  nur  als  ein  Glied  des 
Qesammtkörpers. 

3.  Die  Berathang  and  Abafchnsung 
in  deib  repräsentativen  Körper,  darf 
n  i  oh  tdnreh  Torsehriflen  derWähler 
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ftindlaelMt  Prlneip. 
und  Anftrlge  mit  Kot  den  Weg, 
durch  welche  sie  angewicfleD  warm, 

iu  bestimmter  Richtung  zu  stimmen 
und  zu  hnndclii.  (Als  die  Deputir- 
ten  zur  franzosipchpn  Nationalver- 
Ksminluug  die  widerspruchsvollen 
Hefte  (cahiers)  ihrer  Instructionen 
w^^arfen,  war  der  Bruch  mit  dem 
allndiaclHni  Syttnu  T«>U7.ogen.) 

4.  Jeder  StMid  •(immte  iiidivi- 
d  uel  nnd  koniite  aelne  Stimme  auch 
wohl  einem  peradnlicheu  Steil- 
vertreter Übertragen.  (Das  „libe- 
rum Veto."  das  im  XVII  Jahrhun- 
dert den  einzelnen  Mitgliedern  des 
Polnischen  Reichstaps  zugestanden 
wurde,  ist  die  äiiszerste  Consequenz 
dieser  Richtung.) 

ft.  Die  Abgeordneten  der  Stände 
wem  Uiren  Auftraggebern  ver» 
«ntwortllck  und  worden  aveh 
von  ihnen  mit  l>iiten  besablt. 

6.  Die  Stände  hatten  in  erster 
I>inie  ihre  slÄndischen  Sonder  In- 
teressen, erst  in  zweiter  die  ge- 
meinsame Wohlfahrt  vor  Augen. 

7.  Die  St&nde  bewilligten  die 
nenen  Stenern,  deieii  BedHrf- 
nita  aie  «neriautnten,  für  sieh^ 
nnd  nnr  eineelne  Stenern;  sie 
verbanden  damit  aneh  bloflg  Be- 
dingungen von  politischem  In- 
halt^ z.  B.  dasz  das  Land  weder 
verpfändet,  nocli  veräunzei-t ,  noch 
vertheilt.  Ansz  ilire  Znstimmung  zu 
Kriegen  und  Friedensverträgen  ein- 
geholt werde  und  dergleichen,  be- 
zogen die  Steuern  oft  selber  von 


I  Reprieantativce  Fitadp. 

I  beaohrttnkt  werden.  In  dieeem  soll 

I  sich  erst  die  Meinung  nnd  der 
I  Wille  des  Volks  mit  innerer 
j  Freiheit  ausbilden:  und  sowohl 
die  persönlich-freie  Meinungsäusze- 
rung  der  Abgeordneten  als  die  Be- 
rechtigung und  Ptlicht  jedes  Ein- 
zelnen, sich  durch  die  Berathung 
anfkliren  nnd  beatimnfi«  aif  laiean, 
werden  ale  Qaraatien  b^tnMÜtet  ti* 
ner  wabrbaflen  AbaHnmaqg; 
I  4.  Die  Abstimiünng  In  den  Kam« 
mei-n  wird  dnrch  die  Mehrheit 
der  Versammlung  YoQiogen^  nnd 
eine  Stellvertretnng  iat  nur  In- 
sofern zuläszißf .  als  sie  Tom  Qanaen 
aas  angeordnet  ist. 


6.  Die  Abgeordnete^-  dee  Volk* 
sind  nnr  dem  State  Yerantwort* 
lieb  nnd  empAmgen  die  erftir^ 
derlidien  Diäten  ans  der  State-' 

kasse. 

6.  Die  repräsentativen  Kammern 
I  sind  verpflichtet,  voraus  die  Volks- 
I  und  Statswoh  1  fah rt  zu  bedenken, 
I  und  dürfen  erst  unter  der  Voraus- 
setzung dieser  die  besondere  Wohl- 
fahrt einzelner  Klassen  beachten. 

7.  Die  modernen  Kammern ,  be- 
traehten  den  Binen  Statabane- 
halt  in  eeinem  Zneammenhang  In 
•äonirtlidien  Einnahmen  nnd  Ana- 
geben,  helfen  den  Vorantehlag 
feststellen,  mad  nehmen  llieil  an 

I  der  Steaergeaetzgebung,  aber 
dürfen  ihre  Bewilligung  nicht  ein- 
seitig an  Bedingungen  knüpfen,  noch 
besorgen  sie  den  Bezug  und  die  Ver- 
wendung der  Steuern  selber. 
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ihm  AnfdiOrigen  und  verwal- 
teten sogar  zuweilen  die  aus  den 
erhobenen  Stenern  geflUlle  Lande«- 
kasse  selber.  ' 

8.  Die  Stände  hielten  an  dem 
Vertragsprinci p  mit  den  Für- 
sten fest.  Die  Huldigung^  welche 
de  den  Landeihenren  ktoteien,  war 
fliM  bedingte'  Hure  beeondem 
Eeekte  and  Freiheiten*  lictMO 
•ie  fleh  vertrag emäas ig  aael- 


I 


9.  Wie  unabhängige  Mächte  ver- 
handelten und  stritten  die  Stän- 
de mit  den  Fürsten,  und  es  kam  zu- 
weilen zu  Kriegen  *  unter  ihnen^  w  ie 


8.  Im  neuern  State  herrscht  das 
Princip  der  einheitlichen  Ge- 
setzgebung, au  welcher  die  Kam- 
mern einen  Antbei]  liaben,  und  die 
allgemerine  öffentliebe  Frel- 
beit,  wie  die  beeondem  Reebte  ein- 
seiner  Classen  werden  lior  durcb 
das  gemeinsame  Stat^gaseta  ge- 
währleistet. 

9.  Der  moderne  Star  Iftszt  eine 
solche  Zweiung  und  Spaltung  des 
Organismus  nicht  zu,  sondern  be- 
währt die  Einheit  des. States  und 


'  Anf  dem  Rittertage  zu  Schnaitpach  im  Jahre  1302  erklären  die 
Henoga  von  Oberbayern  dem  Adel  and  der  Rittersehall^  dasa  wenn 
sie  wider  den  Willen  eine  gemeine  Steuer  Jbrdem  soUten,  sie  wider  ibre 
Treue  an  denselben  baaddn,  und  die  Stinde  berechtigt  seien,  ^ia  Steuer 
au  wi%wn.  <~  Im  Jahre  1W8  versimeb  der  Herzog,  das  Land  Ober^ 
t)ayem  solle  ungetheilt  und  unxerbrochen  beisammen  bleiben.  Im  Jahr 
1393  versprachen  die  Herzoge  von  Niederbayern,  keinen  Kri^  ohne 
Kath  der  Stände  Anzufangen. 

'  Die  Markgraten  von  Brandenburg  sicherten  ihren  Ständen  1282 
zu,  dasz  wenn  sie.  die  Fürsten,  ihre  Versprechen  nicht  erfüllen  sollten, 
die  Vasalien  sicli  von  ilmen  abwenden  dürfen,  bis  jene  erfüllt  seien.  Und 
die  pumniersciieu  Herzoge  gestalleteu  unter  einer  ähnlichen  Voraussetzung 
ibrea  Stlnden  1848,  einen  andern  FQrsteo  an  wählen  ^  ^wddier  sie  tu 
ihren  Reohten  und  Freibeitsn  regieren  wollen"  Unger  II,  &  354  In 
dem  Herzogt hom  Braunsehwaig*Lttnebnrg  wurde  im  Jabr  1892 
ein  Gericht,  die  «Sate,*  aus  8  Ritteim  und  8  Rathmannem  geordnet,  an 
welches  Beschwerden  der  Stünde  gegen  die  Fürsten  gebracht  werden 
konnten,  nnd  welches  befugt  war,  die  landesherrlichen  Einkünfte  so 
lange  einzuziehen,  bis  .gegründeten  Beschwerden  abgeholfen  ward.  Ungar 
II,  S.  264. 

*  Zahlreiche  Beispiele  siehe  in  den  altba\ erißchen  landständischen 
Freihf'itshriefen ,  heraupgegeben  von  Gustav  Freiherr  von  Lerchenfeld, 
München  1053.  Vorausgescliiciit  ist  eine  aus  Urliundeu  goichopfte  wissen- 
schaftliche Einleitung  von  Or.  Roekinger. 

*  In  Oeslerreich,  Ba3'ern,  Brandenburg,  Württemberg ,'.ttbersll  kamen 
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StÜTuiisclics  l'rinnp. 
zwischen  selbstandig^en  filateii.  .leder 
Theil  warb,  besoldete  und  verlügte 
selbständig  über  seine  Truppen. 

10.  Die  mittelalftnrli^eii  fittnde 
beschäftigten  fkii  nur  In  'miterge- 
ofdneter  Wclae  mit  der  Oeielige-. 
bong,  erweiterten  aber  ihren  Eiii- 
flusz  soweilen  znr  Mitregiernng 
des  States,  indem  sie  dem  Fürsten 
Käthe  '  beiordneten,  an  deren  Zu- 
stimmung er  gebunden  war  und  in 
wichtigen  Fällen  sich  selber  den 
Mitentscheid  vorbehielten. 


Ii.  Ans  den  StSnden  gingen  oft 
bleibennle  AtiMehfie«e  hervor, 
•nIMnglieh  xur  Controle*  der  Regie- 
mng;  sie  wurden  aber  nicht  selten 
von  den  fürstlichen  Rathen  benutzt^ 
nm  die  unbequeme  Versammlung 
der  Stände  selbst  entbehrlich  zu 
machen  und  den  Untergang  des  In- 
stitutes herbeizuführen. 
'  iSL  Die  Rechte  und  Pflichten  der 
mitteinlterliehen  Sünde  waren  hnlb 
pri vatreehtlich  halb  atnta- 
reehtlich. 


Repräsentatives  Princlp. 
der  Statsregiernng  unter  allen  Um- 
standen, und  will  nun  Ein  Kriegs- 
bau pt  und  £in  üeer. 

10.  Der  moderne  Stat  verkgt  die 
ganie  Regiernngithiligkeit 
»nsser  die  Kammern  nnd  ge* 
■tattet  diesen  wohi  eine  eontroUrsadtt 
MeinnngiKnsaemng,  aber  nicht  Mit- . 
regierung.  Dagegen  weist  er  dem 
repräsentativen  Körper  die  Gesetz*, 
gebung  als  seine  wichtigste  Thä- 
thigkeit  zu.  (Die  englische  Par- 
lamentsrepierunp',  obwohl  erst  in 
späterer  Zeit  ausgebildet^  hat  in 
dieser  Hinsicht  doch  einen  mittel» 
alterlieheo  Zug.) 

11.  Der  moderne  Siat  weisi  in 
der  Rqgd  nnr  von  der  Tersamm- 
)  nng  des  repriaentatiT  en  Kör-* 
pers  selbst  und  will  die  Regie- 
rung dnr^b  Ausschüsse  desselben 
weder  hemmen  noch  bedienen  lassen. 


12.  Die  Rechte  und  Pflichten  des 
repräsentatiTcn  Körpers  nnd  sslnir 
Mitglieder  sind  rein  alntsreehi^ 
lieh. 


solche  vor,  bis  der  ewige  Landfrieden  von  1495  und  die  veränderte  Lehi*e 
der  römischen  Rechtsgelehrten  diese  Fehden  hemmten.  Vgl.  Rudhart, 
Gesch.  der  Landstände  in  Bayern  I,  8.  62,  82  etc. 

*  DaUn  gehören  der  Bath  der  XU  nnd  der  der  XXV,  welche  den 
nioder bayerischen  Hersognn  ISM  nnd  1841  beigegeben  wnrdepi,  die. 
Xn  Rätbe,  welche  13(5  dem  Henog  Ludwig  von  Brannsehweig  snr 
Seite  traten,  die  Rlthe  Ton  Tyrol  im  Jahr  1S68,  die  Württemberg!-" 
sehen  Räthe  y<m  1457,  1498  u.  s.  f.  im  Jahr  1535  Bberaahaierf 
diaflttede  von  Braunich weig-Lftnebnrg  sogar  dia^cgiernng  selbtt» 
ünger  II,  S.  280  ff.         •  '. 

'  So  die  ober  bayerischen  Aasschttsse  der  Ritterschaft  und  der 
Städte  im  Jahr  1430. 


Blunlscbii,  sngemeinse  Sittsieeht.  i. 
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Sechstes  CapiteL  * 

Die  ZnMininienfletznDf  des  geaeUgvtieudeB  Kl»rp«N. 

♦ 

Das  Prineip  dar  tnodenen  Stattordnang  Ist:  Der 
setzpebende*  iTörper  »teilt  das  ganze  g^eordnet«^ 

Volk  dar.  Er  ist  der  verhultniszmäszitrf  Auszug  des  ge- 
saminteii  Volksorganismus.  Von  diesem  Prineip  aus  lasseii 
aich  eioe  Reihe  wichtiger  Fragen  leicht  beantworten. 

1.  Die  Frage ,  ob  dem  Regenten  ein  Antheil  an  der  ge- 
setzgebenden Gewalt  zukomme ,  welche  erst  in  der  neueste» 
Zeit  ein  practisches  Interesse  gewonnen  hat  —  im  Alter- 
thinn  und  im  Mittelalter  verstand  sich  die  Bejahung  von 
selbst  —  erscheint  von  dem  Standpunkte  des  organischen 
Stele«  aus  kaum  möglieb.  Diei  Zweifel  sind  erst  entstftndeii,  ' 
seitdem  man  angefangen  hat,  ohne  Rficksicht  auf  den  Inneren, 
lebendigen  Zusammenhanfj  des  Statekörpers  die  gesetzgebende 
und  die  vollzielH'iide  Gewalt  als  zwei  tjleirhe  und  i^etrennte 
Gewalten  einander  gegenüber  zu  stellen,  und  jene  von  unten 
herauf,  diese  von  oben  herab  zu  constrniren. 

Soll  der  gesetagebende  Körper  das  ganae  geordnete  Volk 
d«fiiellen,  so  musa  in  ihm  das  Oberhaupt  des  States, 
der  Regent,  die  nändiohe  Stellung  haben,  welche  dem 
Haupte  in  dem  Körper,  dem  Regenten  in  dem  Volk 
gebührt,  d.  h.  die  oberste  und  entscheidende.  Das 
engfische  Statsrecht  ist  sich  dieses  Sataea  wohl  bewua^. 
Schon  der  aJte  Modus  lenendi  parHamentum  enMIt  das 
alte  Rechtssprichwort:  „Rex  est  Caput,  priucipium  et  finis 
parliamenti." '  Auch  die  meisten  neueren  Verfassungen, 
welche  auf  dem  System  der  constitutionellen  Monarchie  be« 
ruhen,  schreiben  die  gesetzgebende  Gewalt  dem  K<hiige  und 
den  Kammern  zu.  . 

'  Mod.  ten.  pari.  cap.  l'i.    Blackstonc  I.  2.  2. 

'  So  die  franxöarache  von  1814,  $.  15,  nnd  1830,      13:  „Die 
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In  -den  netiern  repnblik  an  lachen  ßtelen  dagegmi 

iat  die  gesetzgebende  Gevraltr  gewöhnlieh  aiuftchlieselleh  den 
groszen  repräsentativen  Versammlungen  zugewiesen,  und  ist 
der  Regierung  wenigstens  der  Form  nach  kein  Antbeil 
daran  eingeräumt  Auszer  jener  ftdficben  Vorstellung  von 
der  Tbeilnng  der  Gewalten  bat  anf  diete  Eigenthlinilichkiät 
wohl  tbeils  die  demokratiflche  Vorliebe  flir  giorae  Versamm- 
lungen ,  theils  die  Besorgnisz,  dasz  die  Macht  der  Regierung 
•  zu  grosz  werden  möchte,  eingewirkt.  Factisch  aber  ist  den 
Regierungen  doch  auch  hier  oft  ein  bedeutender  Einflusz 
auf  die  Geaetegebiing  Erhalten  worden,  in  der  Sebweia  mehr 
in  der  Form  der  Initiative,  in  Kordamerika  mehr  in  der  des 
Veto.» 

2.  Die  Vertretung  des  Volks  soll  eine  vollständige 
sein,  und  alle  Bestand theile  der  Nation,  auch  die  unteru 

r 

gesetzgebende  Gewalt  whd  gemehiidiaftlleii  von  da»  Könige ,  der  Kammer 
der  Fiairt  «id  der  KaoBmer  der  Depotirfen  anagettbt.''  Die  niederlia-. 
dieehe  von  1815»  i  105;  die  bajerieehe  von  1818,  $.  1;  die  porte^ 
gieaieelie  m  1836,  H-  IS,  58,  74;  die  belgiaehe  Ttm  1831,  %.  26; 
die  spanische  von  1837,  \%  nnd  46;  die  neapolitenieehe  von 
1848,  4;  die  eardiDiiehe  von  1848;  die  preaeiieehe  voo  1810, 
%  6i 

'  Bundesverfassung  für  Nordaroerilta  von  1787,  Art.  I,  1:  „Die  ge- 
sammte  gesetzgebende  Gewalt  soll  einem  Congresz  der  Vereinigten  Slaten 
anvertraut  sein,  der  aus  einem  Senate  und  ans  einem  Haus  der  Reprä- 
sentanten besteben  soll."  Art,  I,  7:  „Jede  Bill  soll  dem  Präsidenten  der 
'Vereinigten  Steten  vorgelegt  werden,  die  eie  Geaeteeeknift  erlangt"  £ben>. 
•0  in  den  VerfteanogeD  d^  Blnadstaten  Nordunerika*e.  la  d«r  Sehweis 
(s.  B.  YerÜMsmig  von  Zttrieh,  36  und  57)  üben  die  Oronen  R&ihe 
gewlAnlieh  die  geaetsgfebeiide  Gewalt  aaMeUieasUeb  ana,  aber  die  Re* 
gjeriuigen  entwerfen  und  begutachteh  iif  der  Regel  die  Gesetze.  Schwei-, 
z  er  i  sc  he  Bundesverfassung  von  1848,  %%,  74  und  ÖO.  Frans6- 
8 i sehe  Verfassung  von  §§.  20  und  68.    In  dem  Königreiche  Nor- 

wegen ist  die  demokratische  Ansicht  in  die  Verfassung  aufgenom- 
men,  %.  49,  aber  der  Regierung  doch  die  Initiative  nnd  das  Veto 
zugestanden,  §.  76.  Die  deutsche  Reichsverfassoug  von  1849  (§.  101) 
hatte  dem  , Kaiser"  nur  ein  beschränktes  Zustimmungsrecht  eingeräumt^ 
and  war  da4arch  allerdings  in  Widerspruch  gekomineii  mit  dem  Prineip 
der  llboarehle. 
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Behielten  der  Bevdlkening  mnfeisen.   Audi  In  ibnen  wird 

(las  Statsbürgerthiim  geehrt.  Das  ist  der  Wahrheitskern, 
welcher  dem  modernen  Verlangen  des  allgemeinen 
ätimnirechts  eu  Grunde  liegt ^  Das  allgemeine  Stimm- 
recht Mlbet  aber  kaDD  höchstens  eine  ari Ihm etische>VoU^ 
stindigkeit^  nicht  eine  organische,  sa  Stande  bringen,  und 
selbst  die  Vollständigkeit  der  Zahl  ist  unsicher  und  tftnscbend: 
Die  Miuderheiteti  werden  durch  dasselbe  oft  gar  nicht,  oft 
nicht  in  richtigem  Verhältnisse  berücksichtigt.  In  Zeiten» 
der  Parteikftm|>fe,  in  welchen  es  mehr  auf  die  Stimmung 
als  auf  die  Interessep  der  Wähler  ankommt^,  kann  die 
schwftchere  Partei  vielleicht  einen  Drittheil  des  gesammten 
Volkes  betragen,  und  in  dem  repräsentativen,  von  lauter 
Majoritäten  der  Wahlkreise  erwählten  Körper  fast  gar  nicht 
oder  doch  nur  zu  einem  Zehntheil  vertreten  sein. 

l^och  weniger  Billigung  kann  diese  Wahlform  finden, 
wenn  auf  die  organischen  Verhfiltnisse  gesehen  .wird. 
Sie  gewährt  keinerlei  Bürgschaft,  dasz  die  verschiedenen 
ßestandtheile  und  Interessen  des  Volks  eine  ihrer  Bedeutung 
für  die  liationalwohlfahrt  gemäsze  Vertretung  erlangen ;  denn 
weder  jene  noch  diese  werden  durch  die  blosze,  alle  BttKger 
gleich  rechnende  Zahl  der  Wahler  bestimmt  Weder  die  po- 
litisdie  Einsicht  noch  die  Tüchtigkeit  der  Gesinnung  w^eii 
«lurch  dieselbe  hinreichend  beachtet.  Vielmehr  gibt  das 
allgemeine  Slimmrecht,  wenn  es  zugleich  als  ein  gleiches 
Stimmrecht  Aller  verstanden  wird ,  und  schrankenlos  waltet, 

*  Lamartine  sagt  von  den  FranAMeu,  sie  haben  im  Jahr  1848  daa 
aligemeine  Stinmirecht  i,wie  einen  unter  den  Triimmeni  dea  Throns  ge- 
fundenen Adelsbrief  des  Volks**  mit  Liebe  und  Stola  ei^^ffen.  INess 
.GeflUil  ist  begreiflieh,  wenn  man  der  vorangegangenen  plntokrati^cben 

Ausschlieazung  gedeukk   8ie  iiaben  aber  in  dem  Sieg<esraasche  die  na- 

iUrliclieii  Unterschiede  unter  den  Einwohnern  und  Bürgern  fiberseheit^ 

nnd  daa  allgtmjeiii«' Stimmrecht  als  ein  gleiches  verstanden.  Socialisten 
nT)d  Comniunisteu  haben  darauf  die  ausschweifenden  Ansprüche  „der 
rüüieii  Republik,"  aber  auch  Louis  Napoleon  auf  das  Rllcrenuiue  Stiujui- 
reoht  der  ürduungHl>e<lürfiigen  Mh:»s<  ii  das  moderne  Kaiüuriliuni  gegründet. 
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der  rohen  und  unerfahieneD,  aber  Eaälreicbei^ii  Ifenge  die 
Macht  Ober  die  höheren  Clasten  der  OeseUschaft,  bedroht 

die  Interessen  jeder  Bildung,  Cultiir  und  des  Vermüj^ens, 
und  bedroht  durch  seine  Quantität  die  bessere  Qualität.  Es 
seist  die  Söhne  Uber  den  Vater,  die  Geaellen  Uber  den  Meister, 
die  Diener  über  den  Herrn,  die  Jungen  über  die  Alten,  die 
Vermögenaloeen  über  die  Wohlhabenden,  die  Unwiasenden 
über  die  Weisen,  und  indem  es  den  Massen  schnieichelf, 
betrügt  es  sie  sugleicb.  ^  Es  ist  das  Princip  der  ubsoluteu 
Demokratie,  die  „ungerechte  Vertretung  der  Mehrheit  allein, 
alatt  der  gerechten  Verteetung  Aller.''* 

3.  Die  Vertretung  aoti  in  richtigen  Proportionen 
bestellt  sein.  Mirabeau  hat  dieses  Princip  noch  am  30.  Ja- 
nuar 1789  sehr  scharf  ausgesproclien,  ungeachtet  die  fran- 
zösische Nationalversammlung  mit  dem  Beispiel  der  völligen 
Miaaeehtung  derselben  vorangegangen  ist:  «Die  Stftnde  sind 
iür  die  Nation,  was  eine  Karte  für  die  äussere  Erscbetnung 
des  Landes.  lu  ihren  Tlieilen  und  im  Gan«en  soll  das  Bild 
jederzeit  die  nämlichen  Verhältnisse  zeigen  wie  das  Origi- 
nal. In  der  That,  wie  die  Karte  Berge  und  Thäler,  Seen 
und  FlUase,  Walder  und  Fluren,  Städte  und  Dörfer  darstellt, 
so  soll  auch  der  gesetagebende  Körper  alle  Bestandtheile 

*  Gute  Benjorkuugen  über  daa  allgemeiue  Stimmrecht  bei  Sümondi, 
Emdes  aur  les  coustilutions  des  peuples  libres  I,  S.  48  ff.  und  S.  141 : 
„hl  dem  Iieutziiiage  beliebten  System  überlä.s^t  man  dem  Zufall  die  Ver- 
theid igung  aller  dieser  iDtereseeD  (der  Religion,  der  WiawDeebaft^  de« 
Aekerbioee,  dei  Haadela,  der  Fatiricition,  des  Handwerks);  man  nimmi 
an,  CS  werde  sidi  anter  den  Abgeordneten  der  Provinsan  wohl  etwa  einer 
flndea,  weldier  die  Vertretang  je  eines  dieser  nichf  berücksichtigten  In- 
teressen fibemehnie.  Aber  diese  Annahme  ist  vorerst  unbegründet,  und 

.  mehrere  Intjeressen  werden  nie  vertreten  sein.  Und  selbst  wenn  sie  es 
sind,  so  g^chieht  das  häufig  durch  üänner,  die  nicht  im  Hinblick  auf 
ihre  Einsicht  in  solche  Fragen  gewählt  wurden,  die  keine  griindliclie 
Kenntnisz  davon  haben,  die  nicht  von  den  Interessen  ihrer  Bfrufaclaaa^n 
durchdrungen,  die  nicht  geübt  sind,  dieselben  zu  vertheidigen."  ' 

*  Ausdruck  von  J.  St.  Mi  II,  Betrachtungen  über  die  Reprasentativ- 
verfassiing  (übersetzt  von  Will ej  ^.  85. 
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des  Voll»  UDd  dieie  als  Omnxet  gteiebMin  int  Aimsug«, 

und  je  naeh  den  wirklichen  Verhiltnissen  wieder  bilden. 
Die  edlereu  Theile  dürfen  nicht  von  den  massenhafteren 
erdrückt,  aber  auch  diese  nicht  ausgeschlossen  werden.  Der 
Werth  eines  jeden  Bestandtheils  wird  bestimmt  durch  seine 
Bedentnng  in  dem  Gamen  nnd  für  das  Ganse.  IMe  Ver- 
liftltnisse  sind  organische,  des  Massslab  ist  ^n  nationaler. 

4.  Von  jenem  Grundprincip  aus  ist  auch  die  Frage,  ob 
eine  oder  zwei  Kammern?  zu  lösen.  Mehrere  Kammern^ 
wie  noch  in  Schweden,  wie  früher  aueh  in  Frankreich  uo4 
auf  dem  deutschen  Reiehstage,  spalten  den  KOrper  der  Re- 
pvisentation  lu  sehr,  nnd  machen  seine  Bewegung  schwer- 
IttUig.  In  neuerer  Zeit  kommt  daher  gewöhnlich  nur  in 
Frage:  eine  oder  zwei  Kammern? 

Die  meisten  romanischen  und  germanischen  Staten ,  und 
ÜMt  alle,  welche  dem  System  der  constitutioneUen  Monarchie 
huldigen,  haben  sich  für  das  Zweikammersystem  als 
die  Regel  entschieden.  Hur  ausnahmsweise,  in  Zeiten  der 
revolutionären  Entzündung,  als  es  galt,  die  ganze  Gewalt 
dar  Eeyolution  in  Einem  Centrum  zu  sammeln ,  und  von  da 
ans  mit  ungeatQmer  Energie  au  ergiessen,  haben  die  demor 
ktaHedi  erregten  Völker  die  Vereinigung  der  Gesam^tre- 
prSsentatidit  in  ESnem  Hause  vorgezogen ;  so  in  England 
•  selbst,  nach  der  Hinrichtung  des  Königs  Karl  L,  1649,  in 
Frankreich  von  1789  bis  1795  und  wieder  1848,  in  Spanien 
1810  >  in  Deutschland  1848.  Das  System  einer  einzigen 
repirfisentativen  Kammer  hat  taat  nur  in  den  schweiaeiiachen 
Güntonen  und  in  einer  Ansahl  kleiner  deutschen  Staten, 
unter  kleinen  Völkerschaften,  in  denen  die  socialen  Gegen- 
sätze nicht  massenhaft  erscheinen,'  Anerkennung  gefunden. 

Man  hat  b€i*et*hnet,  dasi  da«  System  der  zwei  Kammern  itv  Europa 
eine  Bevölkerung  von  ungefähr  173  Millionen «  das  Einer  Kammer  nur 
eine  solche  von  nahezu  9  Millionen  umfaszt.  Dabei  ist  indessen  die 
8chw«is  als  Gesammtstat  in  die  erste  Classe  gerechnet. 


» 
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Eine  Kanmier  scheint  einfacher  und  der  Einheit  des 
Volker antoprechender.  Zwar  «teilt  auch  sie  mr  sich  allein 
nicht  dM  ganze  Volk  dar,  denn  «n  diesem  gehört  nothwendig 
aoeh  dM  Haupt,  der  Regent  Aher  de  stellt  doch  das  ttbrife 
Volk  auszer  dem  Haupte,  gleichsam  den  Ldb  des  TOrpfers 
dar,  und  auch  der  erscheint  als  Einheit. 

•  Jene  grosze  historische  Erfahrung  gebietet  indessen  Vor- 
sieht, aimal  wenn  man  erwägt,  dasz  schon  in  den  Zeiten 
dar  ttrspmngliche»  naturwttobsigen  Gestaitwng  des  germani- 
schen Stateniebens  die  Theilnng  der  Volksgemeitida  in  die 
Fürsten  und  das  übrige  Volk  nicht  miiVder  iiohtbar  wird,  *U 
später  iu  den  Zeiten  der  principiell  bewuszten  Statsofdntlhg 
da»  Zweikammersystem  entschieden  herrschend  geworden  ist. 
Die  Vorcage  des  leteteren  isind  einleuchtend : 

a)  Es  ist  klar,  dasa  vier  Augen  inehr  und  besser  sehen 
als  zwei,  besonders  wenn  sie  den  nftmUchen  O^atistaiSd  . 
von  einem  verchiedenen  Standpunkte  aus  betrachten.  ISne 
wiederholte  Berathung  und  Prüfung  der  Gesetzesentwürfe 
durch  awei  Kammern,  die  auf  verschiedenem  Boden  stehen, 
kann  demnach  nur  wohlth&%  wirken. 

b)  Da  der  gesetÄgebende  KOrper  die  dau<»haften  Ver^ 
hÄltnisse  der  Nation  zu  ordnen,  nicht  momeritene  BedÄIf* 
niste  au  besorgen  hat  -  letzteres  ist  die  Aufgabe  der  Re- 
gierung —  80  sind  för  ihn  rasche  Entschlüsse  weder  uöthig 
noch  wttnschenswerth,  uad  wieder  bewahrt  das  Zweikammer- 
system Tor  ü^reilungen  und  Misagriifen  der  dn^h  Kammer, 
gewährt  Schutz  gegen  die  IcidenschaftMchcii  Bfimmftngcn, 
welche  dieselbe  leicht  momentan  erfüllen  und  foftrelszin, 
und  hemmt  die  in  groszen  Versammlungen  so  gefährliche 
Neigung,  ihre  Macht  ungebührlich  auszudehnen  und  despotisch 
in  gebrauchen.^ 

•  Mit  R/9dit  haben  aflierlkanificlie  Politiker  (vgl.  .Story'«  Commeni. 
mi  the  constit.  of  the  ITnited  Status  B.  III,  St.  VIII.  §.  82,  bei  Busz  L 
Sw  %a  <r.)  darauf  aafmerkMm  goinacht,  daat  auch  iD  der  Üerookratie 
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c)  Insbesondere  ist  die  Existenz  eines  Senates  oder  einer 
jhürskAQuner  nebea  der  eigentlichen    Volkskammer  eine 

'  wichtige  Sclinuike  fgogtn  die  demoknUitclie  Beweglichkeii 
difliery  bewahrt  dieselbe  vor  .dem  IfiflBbiauche  ihrer  Ifachi 
nnd  TOr  Entartung,  und  ist  eine  starke  StOtse  der  Freiheit 
und  des  Rechtes  auch  der  Minderheit,  wenn  beide  von  der 
ilehrheit  bedroht  sind. 

d)  FOr  die  ooostitiitiooeUe  Mopwehie  kommt  ttberdeoi 
TonOgfich  noch  io  Betiaeht,  den  der  Monarch  der  l^aeo 
Yolkakammer  gegoofiber  leicht  in  den  Eempf  der  Farieieo 
und  mit  der  Kammer  verwickelt  und  zum  Hammer  oder 
zum  AmlK)8z  zu  werden  genöthigt  wird,  dagegen  bei  zwei 
Kammern  dem  immittelbaren  F^irteikampfe  enteogea  und 
gleich  der  Zange  in  der  Wage  aum  B^[a]alor  iwischen 
beiden  wird.  Die  länheit  des  Btalee,  die  Sicherheit  und 
Würde  der  Monarchie,  und  die  mhige  Haltung  und  Ord- 
nung des  gesetzgebenden  Körpers  sind  dabei  gleichmäszig 
intercaairt. 

Für  den  Statsmann  sind  diese  Vonüge  entscheidend. 
Die  Theorie  yerlangC  noch  eine  tiefere  prindpieOe  £tegrttn» 
dung.    In  allen  Vdlkem  ron  höherer  Art  ist  ein  innerer 

Gegensatz  zwischen  dem  Demos  und  der  Aristokratie 
vorhanden,  welcher  mit  dem  Gegensatze  der  Quantität 
und  Qualität  in  derJNator  sQsammenhfingt  Im  Mittelalter 
war  das  r^fKrfisentatiye  Gewicht  bei  der  Aristokratie,  in  der 
neuem  Zeit  ist  es  ▼omehmlich  bei  der  sogenannten  Volks* 
kammer,  welche  zwar  nicht  die  Menge  selber,  aber  aus 
ihr  hervorgegangen  ist  und  auf  ihr  beruht.  Wäre  sie  allein 
in  •  der  Reprftsentation  bedacht,  so  w&ce  diese  offenbar 

gewöhnlidi  nur  ciosdne  wenige  Indivtdaen  die  TerBammlung  leiten*,  and 
dasB  diese  nar  m  geneigt  aeien,  oft  in  ihrem  individueUea  iDteretie  oder 
nach  ihrer  Ijeidentebaft  mit  Hfilfe  der  von  ihnen  abhängigen  Mehrheit 
die  Minderheit  nnd  ihre  Gegner  tu  bedrücken,      verfiE»lgen,..ond  bis 

Sur  Verzweiflung  zu  bedrängen.  Auch  dagegen  schützt  nur  ein  mode* 
rirender  nnd  enf  seine  fielbetäadiglieit  eilei-sttchtiger  ^ual  oder  Obeihmis^ 


Digitized  by 


Sccitflw  CftpHal.  4&iiMiiuiMaMUuiig  des  ftaeUgebeiiden  Körpers.  ^  489 

unvolleUüidig.  Ea  wäi'en  in  ihr  nur  die  Eigensehatteu  und 
IfltoicsMn  der  Maasen,  weuo  auch  in  einem  hObern  Ausdruck, 
▼er^reteD.  Die  au^geBdchnete  Qualittt  dagegei»,  welche  ihrer 
Natar  naeh  nicht  der  Menge  angehört,  sondern  Jederzeit  nur 

in  einer  Minderheit  sich  findet,  die  aber  für  die  Gesundheit 
und  Wohlfahrt  des  States  und  der  Nation  von  gröszter  Be- 
deutung ist,  und  eine  naturgemäsze  Ergänzung  und  Schranke 
der  Mauen  bildet,  wftre  nicht  berttcksicbtig[t)  und  hiUte  keine 
ihrem  wiiUicfaen  Verhllltnisse  :mm  Gänsen  aingemci^sene  Verr 
iretnng.  Die^e  kanti  sie  genügend  nur  in  einer  besondem 
Kammer  finden.  Und  nur  so  werden  wirklich  die  groszen 
politisch  wichtigen  iSeiten  und  Gruppen  in  dem  Voiksorga- 
niamus  gehörig  beachtet  and  anerkannt^  wenn  dem  Hiaupte 
des  States  eii^e  Reprüsentation  des  Volks  (als  Demos), 
und  der  ausgezeichneten  Minderheit  (als  Aristokratie) 
zur  Seite  treten,  wenn  die  Volkskammer  von  dem  dritten 
und  vierten  Stande,  der  Senat  oder  das  Oberhaus  von 
dem  zweiten  Stande  besetzt  werden. 

6.  In  den  meisten  Verfossnngen  des  Oontinents  ist  die 
englische  Einrichtung,  womach  jede  der  beiden  Kammern 
nicht  blos  für  sich  beratbet  und  abstimmt,  sondern  auch 
durch  ihren  Widerspruch  die  Beschlüsse  je  der  andern 
Kammern  unwirksam  macht,  nachgebildet  worden.  Die  . 
erste  Bestimmung  sichert  die  Vielseitigkeit  und  Freiheit  der 
Berathung,  aber  die^  zweite  gefährdet  augenscheinlich  die 
Handlungsfilhigkeit  des  Parlaments,  und  steht  im  Wider- 
spruch mit  der  p]inheit  des  States,  der  nicht  durch  das 
Widerstreben  der  Theile  gelähmt  werden  darf. 

In  England  wird  der  organische  Fehler  der  Verfassung 
durch  den  politischen  Gdst  des  Parlaments  verbessert.  £s^ 
ist  dort  wohl  fbrmeU  möglich ,  aber  tiiatsächlich  unerhört, 
dasz  der  Zwiespalt  der  beiden  Häuser  auf  die  Dauer  nöthige 
Reformen  verhindere.  Das  Oberhans  setzt  wohl  gelegentlich 
einen  Aufschub  und  eiuzclne  Modificationen  gegenüber  dem 
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Unterhauae  durch,  aber  es  hiUet  sicli  wohl,  deu  wieder- 
holten uud  TOn  der  Nation  gekuUigteo  Anfordeniilgen  des 
Untorhauset  ein  beharriiehea  Velo  entgegen  so  setMo.  In 
vielen  Siaten  des  Oontinents  aber  ist  der  politisehe  Gegen- 
satz der  ersten  und  der  zweiten  Kammer  viel  schroffer  und 
hartnackiger,  und  da  kann  aus  dem  Mangel  der  Verfassung, 
welche  kein  Mittel  kennt;  um  die  unerläszliche  Einheit,  in 
dem  Statskörper  hetsustellen  y  für  das  Statsleben  die  grOstte 
Oelabr  entspringen.  Die  beiden  Kammern,  deren  eine  rw^ 
Wirts  und  die  andere  rückwärts  strebt,  gleichen  dann  eher 
'zwei  Pferden  an  Einem  Wagen .  deren  eines  rorn  und  das 
andere  hinten  angespannt  ist,  als  einem  organischen  KOrpei*. 

Das  aber  widerspriebt  geradean  dem  Wesen  des  modernen 
Stets,  der  auf  die  Binhdt  nnd  EntsoblnsBiUiigkeili  des  Stels- 
willens den  gfOszten  Werth  legt  und  keine  ZerMisaung  des 

Ganzen  in  die  Theile  verstattet. 

Nur  sehr  wenige  Verfassungen  erniÄszigen  und  ver- 
meiden diesen  Fehler,  indem  sie  dafür  sorgen,  dass  eine 
fiinignng  unter  den  beiden  Kammern  sehliesalieh  liergestellt 
werde.  • 

'  Verf.  des  Königreiehs  Ssdiaen  v.  1831,  §.  131:  ^Können  sich  beide 
Kammern  in  Folge  der  ersteu  Berathuag  über  den  betreflfenden  Gegen- 
stand nicht  vereini^n,  so  haben  sie  —  »'ine  gemeinsame  Deputation  zn 
ernennen,  welche  unter  den  beiden  Vorstanden  der  Kammern  tther  die 
Vereinigung  der  getheilten  Meinungen  zu  herathschlageii  hat."  §  92: 
^Bleiben  auch  dann  noch  die  Curiatstimmen  beider  Kärntnern  gelheilt,  su 
iet  EU  der  Verwerfung  des  Gesetzeavorschlags  erforderlich,  dasz  in  einer 
der  beiden  Kammem  wenigtteM  iwei  Drlttlifile  der  AniRpesendeii  Ar  die  - 
Verwerfung  gestimmt  haben.**  Schweiler.  Bandeeverf.  }.  80:  «Jeder  Rilh 
verhandelt  abgeiondert.  Bei  Wahlen,  bei  Anaftbang  des  B»gnadigange- 
reehtee  und  lür  Kntacheidniig  von  OcnnpelenxBtrdtigkeiten  vereinigen  eich 
jedoch  beide  Räthe  unter  der  Leitung  des  Prfleidenten  des  National rathee 
zu  einer  gemeinschaftlichen  Verhandlung,  so  dasz  die  abeolute  Mehrheit 
der  stimmenden  Hitglieder  beid^  Räthe  entscheidet.** 
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*  » 

SiebeateB  OtpiteL 

Von  der  Bilduag  der  Yolkflmmer. 

Die  Yolkskaminer  soll  aus  dem  allgemeinen  Volke  her* 
vorgehen  und  desBen  Meinmig'  und  Interessen  vertreten. 
Dem  Ptincip  der  R)eprftsentation  gem6s2  Ist  sie  ein  mit 
RQcksieht  auf  Tanfliehkeit  und  Fähigkeit  ihrer  Mitglieder- 
gemachter  Auszug  und  erhöhter  Ausdruck  des  Volkes  als 
Demos.  Sie  ist  gewissermaszeu  die  s tatliche  Qualität 
der  YOlkmftszigen  Qaentit&t.  Es  ist  daher  naturge- 
miss,  dasi  sie  aus  der  gesammten  Menge  der  Statsbttrger 
in  der  Regel  durch  Wahl  <  b'eseiehnet  wird.  In  gewissem 
Sinne  ist  sie  eine  Anwendung  des  politischen  Princips  der 
repräsentativen  Demokratie,  und  in  neuerer  Zeit  hat 
sie  auch  mehr  und  mehr  in  den  meisten  Statep  diesen 
Charakter  angenommen. ' 

*  Allerdfngt  ist  die  Wahl  kein  sbsoliiteB  SrAHdemies.  Edm.  Barke 
1792:  „Wo  swieoh«!  deoMi,  in  deren  Namen  gehandelt  wird,  und  denen,  ^ 

welche  in  derselben  Namen  handeln^  eine  Qemeinschafk  der  Interessen, 
eine  Verwandtschaft  der  Ansichten  und  Wünsche  stattfindet,  da  ist  wirk- 
liche, obgleich  nicht  förmliche  Stellvertretung.  In  manchen  Fällen 
ist  diese  wirkliche  Stellvertretung  besser  als  die  förmliche,  in  welcher 
die  Vertreter  von  denen,  an  deren  Statt  sie  zu  handeln  ©haben ,  erwählt 
sind.  Das  Vuik  kann  sich  iu  seiner  Wahl  täuschen,  selten  tauscht  die 
fleaeinteheft  der  Gesinnangen  und  der  Interessen.  Allein  Jene  wirkliche 
Btallvertretang  hat  keine  lange  noch  tiehere  Daner,  wo  de  niehl,  wenig- 
alM0  anni^  Tbeil,  auf  die  Ibnnlidie  geetttut  iet> 

*  Tgl.  oben  Bueh  IT,  Gapw  10,  8.  182  ff.  Edm.  3nrke  epcidit 
aieh  über  die  Ursaehen  der  gegenwirtigen  Cnsufriedenheit  in  einer  Stelle, 
von  der  Brougham  gesagt  hat.  sie  sollte  mit  feurigen  Baehstabea  in 
das  Portal  des  Hauses  der  Gemeinen  eingegraben  werden,  so  aas:  „Ein 
volksmäsziger  Ursprung  kann  nicht  die  charakteristische  Auszeichnuog 
einer  volksmäszigeu  Repräsentation  sein.  Diese  Eigenschaft  kommt  gleich- 
mäszig  allen  Gliedern  des  Statskörpers  zu  und  in  allen  Formen  Sie 
alle  sind  bevollmächtigt  für  das  Volk ;  denn  keine  Macht  ist  lediglich  zu 
Gantten  ihres  Inhabers  gegeben ,  und  obwohl  die  Ob^gkeit  efasberlich  eine 
InstUntion  von  göttlicher  Autorität  ist,  90.  eind  dock  die  Formen  nnd  die 
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Gewöhnlich  werden  die  süoimberechdgten  Statobttrger 
in  dne  AnasaM  von  Wahlkr eisen  verflieiU,  ohne  Rocksieht 
•auf  ihre  besonderen  Eigenschafleiu  »nd  jedem  Wahlkreise 

nach  der  Kopfzahl  seiner  Glieder  oder  der  Revrdkerung, 
die  er  umschlieszt^  eine  Anzahl  Repräsentanten  zugetheilt. 
IHe  Mehrheit  w&hU,  und  die  Minderheit  wird  dann  nicht 
weiter  berOckaichti^ 

Diese  Binrichtnng  empfiehlt  sich  meisten«  durch  die 
Allgemeinverstäiidlichkeit  einfacher  arithmetisclier  Verhält- 
nisse und  liurch  die  demokratische  Betonung  der  Gleichheit 
Aller.  Vor  eimf  organisehen  £rkenntni8z  des  States  er- 
seheint sie  als  roh  und  ungenügend.  Weder  die  YollstAndig- 
keit  noch  die  Wahrheit  der  VolksreprAsentation  finden  in  ihr 

Personen.,  welehe  «ie  verwalten ,  alle  ursprüuglich  aus  dem  Volke  bervor* 
gegangen.  Dfe  Tagend,  der  Qeist,  du  Weeeo  des  AanseB  der  Gemeiiien  • 
besieht  dsrin,  daas  et  daa  snedrucksvoUe  Bild  des  NationslgiBfttbls 
iet.  Es  wurde  niebt  eingeriebtet,  um  eine  AnÜricbt  zu  sein  über  das 
Volli.  Es  wurde  beseichuet  als  eine  Anfiiiebt  fflr  das  Volk.  Andere 
Einrichtungen  sind  entstanden  zu  dem  Zwecke^  die  Ausschweifangen  des 
y^iibes  SU.  hemmen.  Das  Haus  der  Gemeinen«  wie  es  niemals  bestimmt 
war.)  um  den  Frieden  und  die  äuszere  Orduuiig  aufrecht  zu  halten,  ist 
für  diesen  Dienst  völlig  ungeeignet,  da  ee  keine  stärkere  Waffe  hat  »\s 
seinen  Stab,  und  keine  bessern  Offieiere  als  seine  bewaffneten  Pedelle, 
welchen  es  aus  eigener  Maclitvollkuuimenbeit  befehlen  kann.  £in  wach- 
sames und  eifer;}üclitige8  Auge  über  die  vollziehende  und  die  richterliche 
Bwmtung,  eine  ängstliche  Sorge  fUr  das  öffentlidM  Geld,  ein  offener  Sion, 
der  an  Gefälligkeit  gränzt,  Ifir  iMFentUebe  Bescbwerden,  das  scheinen  die 
wahren  EigenscbaAeD  eines  Hauset  der  Gemeinen  su.  sein.  Aber  ein 
Haus  der  ^verneinen,  weldies  fieifitllsadressen  erUest,  und  ein  VoUi,  4as 
Bittscbriftea  macht;  ein  Haus  der  Gemeinen,  welches  voU  Vertnuen  ist, 
wenn  die  Nation  in  Verzweiflung  gestürzt  ist;  in  der  vollkommensten 
Harmonie  mit  den  Ministem^  welche  das  Volk  mit  änszerstem  Abscheu 
l>eli"acht€t ;  weiches  in  allen  Streitigkeiten  zwischen  Volk  und  Regierung 
zum  voraus  gegen  das  Volk  eingenommen  ist,  welches  dessen  Unord- 
nungen bestraft,  al)er  sich  weigert,  die  Anreizungen  zu  denselben  zu 
untersuchen^  das  ist  ein  unnatürlicher  i^nd  monströser  Zustand  der  Dinge 
in  unserer  Verfassung.  Eine  solche  Versammlung  mag  ein  groszer., 
weiser,  ehrfurchtwttrdiger  Senat  sein,  aber  sie  ist  iu  keiner  Weise  ein 
vQllumikraig<^8  Haus  der  Qemeinei^'' 

s 

V 
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ausreiclieiule  Garantien.  Es  ist  nur  zufälli^^  wenn  <lie  ver- 
schiedenartigen Interessen  des  Handels,  der  Fabrication,  der 
Handwerke,  der  Land wirthschaft,  wenn  ferner  die  Interessen 
der  Bildung  und  Wissenschaft,  wenn  die  Kenntniss  des 
Rechts  hinrdchende  Vertretung  erhalten;  die  Wahlarl  selber 
weisz  Ton  alle  dem  nichts.  Sie  hat  wenig  Gewähr  in  sich, 
dasz  wirklich  die  tugendhaftesten  und  einsichtsvollsten  Männer 
gewählt  werden.  Nur  allzu  oft  waren  und  sind  diese  Wahlen 
ttn  Spiel  der  Parteien  und  ihrer  Leidenschaften.  Anstatt 
^  einör  Vertfetung  der  Volksinteressen  güigen  und  gehen  aus 
ihnen  suweilen  Versammlungen  hervor,  in  welchen  die  poli- 
tischen Leidenschaften  und  Vorurtheile  vornehmlich  repVä- 
sentirt  sind ,  und  die  wirklichen  und  dauernden  Interessen 
des  Volks  den  wechselnden  Stimmungen  der  Parteien  unbe* 
de^nklich  hingeopfert  werden. 

Der  sehr  beachtenswerthe  Reformvorsehlag  des  Englän- 
ders Thomas  HHre,^  die  gesammte  Bürgerschaft  als  Einen 
Wahlkreis  zu  behandeln  und  die  Wahlen  lediglich  von  einer 
bestimmten  Anzahl  Stimmen  abhängig  zu  machen,  die  sich 
auf  Eine  Person  irereinigen,  wdrde  manche  Uebelstände  der 
gegenwärtigen  Einrichtiing  beseitigen  und  sowohl  den  Min- 
derheiten als  den  verschiedenen  Interessen  Gelegenheit  ver- 
schaffen, sich  repräsentiren  zu  lassen.  Aber  derselbe  ist 
noch  nirgends  verwirklicht  und  gehört  gegenwärtig  noch  der 
Politik,  nicht  dem  Statsrecht  an. 

Eine  B^äsentation  nach  Classen,  welche  unter  sich 
eine  Gem^nsehaft  der  Anschauung  und  der  Interessen  haben, 
ist  wiederholt  versucht  worden.  •  Sie  hat  mancherlei  Vorzüge 

'  *  On  the  Eleetion  of  Biegim.  t8S$, 

*  Skmumdi,  tuidm  1,  S.  110,  sagt  flbor  die  Yettusnüg  der  RepabJik 
Florenz  im  Ji]irl266i  «Die  Republik  Tertkdlte  die  ganse  Bevölkerung 

in  12  Corporationen ,  die  „Kfinste**  (les  arts)  genannt  und  unterschied- 
wieder  zwischen  höheren  und  niederen  Künsten ,  den  ersteren  einige  Vor- 
zugsrechte vor  den  Jetztern  einräumend .  aber  allen  abwechselnd  verstal- 
, ,  tend  ein  Mitglied  für  die  oberste  Magistratur  zu  ernennen.   Jede  dieser 
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TOT  der  Wafal  der  gemlaehten  Menge,    ilg  ist  aueb  ein 

Inihuin^  dasz  eine  derartige  Classen Vertretung  dem 
mittelalterlichen  stÄndischen  System^  nicht  dem  modernen 
Repräsentativsystem  angehöre.  Sie  entspricht  vielmehr  der 
Gmodidee  der  VolksreprABentetioD,  welebe  elii  w^bree  Bild 
dei  Volke»  aein  soll,  darcbaos,  and  ist  erst  deren  wirliliche 
firfttlhing.  Damit  dae  Ganze  siehtbar  werde,  mOtaen  die 
Theile  in  ilim,  freilich  nicht  als  für  sich  bestehende  kleinere 
Ganze.)  sondern  als  Theile  vorhanden  sein.  Damit  die  Land- 
kacie  gnt  sei,  mOsien  in  ihr  nicht  blosz  Zahlen  und  gerade  * 
linien,  sondern  die  Berge,  Tbftler  und  Seen,  StAdte  und 
Dörfer  im  Lande  siebibar  werden.  Besteht  das  Volk  an« 
Ständen  und  Classen,  so  niusz  auch  das  Bild  des  Volkes 
■diese  Bestandtheile  wieder  zeigen.  Aber  im  Ganzen  verhält 
skUn  unsere  Zeit  doch  noch  gegen  eine  solche  Einrichtung 
oiisztraaiscb,  theüs  weil  sie  noch  nieht  klar  geworden  ist 
«ber  die  Art  der  Classeneintbdlong  und  b^rgt,  dier  mitlel- 
aUerlichen  Stftnde  möehten  unter  dem  neuen  Namen  wieder 
restaurirt  werden ,  theils  weil  sie  für  die  Einheit  des  Volks- 
bewusztseins  und  für  die  wahre  Rechtsgleichheit  Scbeden 
rUrohtet. 

Corporationen  hatte  ihr  Vti saiinuhingshaus,  wo  sie  ihre  Vorsteher  und 
Repiiisentanlen  erwähhe:  jede  war  berufen,  sich  selber  zu  studiren,  ihre 
Interessen  kennen  zw  lernen  und  dieselben  ihrem  Prior,  einem  der  aecha 
Mitglieder  der  obersten  Behörde  zu  empfehlen,  welche  wie  in  einem 
RntliciibfliMlel  die  Einmelit  aller  xaeammenfksste.  Jede  lütte  eine  militüp 
riedie  OrgaoisatipD ,  ein  Bemier  und  das  Bewnsstsein,  dan  de  der  Unter- 
draekaog  Wideretand  leitten  Unnte.  So  UcSnen  die  Oelebnamkelt,  die 
Bildnog,  das  beliagliohe  Oapiial,  der  Handel  wie  die  mfihevoUen  Hand- 
werke ihre  Stimmen  jedes  besonders  vernehnien;  alle  Interessen  waren 
berathen  und  der  Entacheid  hing  mehr  von  der  Weisiieit  als  von  der 
Zahl  ab.  Jeder  Florentiner,  auch  der  arme  und  nnwissende  fühlte,  dasz 
er  etwas  galt  in  seiner  Vaterstadt  und  hatte  Theil  an  den  politischen 
Rechten  und  an  der  Souveränetäi  als  ein  Glied  seiner  Innung,  und  doch 
war  die  Souveränetät  nicht  an  die  Mehrheit  überlassen,  welche  in  all 
unaern  Staten  nothwendig  arm,  unwissend  und  zu  gesundem  politiachem 
OrtUeil  unflthig  ist.« 
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Besser  als  blosze  mathematisch  beßtimmte  Wahlkreis« 
sind  immerhin  solche,  die  sich  an  organiaohe  Theile  des 
Landefi,  insbesondere  an  die  Gemeioden  «Mcbliesieii.  In 
ihBev  wird  doch  eine  gewiste  üebereinstlmmiiDg  der  Le^ 
bensMri  und  Gleichartigkeit  der  Interessen  ofilBnbar.  Aber 
für  gröszerc  Staten  ist  der  Geist  und  Gesichtskreis  der  ein- 
zelnen Gemeinden  zu  bescj^ränkt  und  zu  klein,  um  aus- 
sehlieazlich  auf  ihn  die  Landearq^rAsentation  zu  begründen. 

2.  Der  Gegensatz  der  nnmitielbareii.  und  der  mit- 
telbaren Wahlen  (par  degr^),  jene  dnreh  die  Urwfthler, 
diese  durch  gewählte  Wahlmänner  vollzogen,  ist  ferner 
zu  berücksichtigen.    Vorzüge  der  directen  Wahlform  sind: 

a)  Wähler  und  Gewählte  stehen  in  einem  directen 
Rapport  des  Vertraaeiis^  wfthrend  bei  der  indirecten  Wahiart 
es  leicht  Torkomiiit,  dasx  der  Gewählte  swar  das  Vertraaen> 
der  Wahlmtfnner.  nicht  aber  das  der  Urwähler  besttai 

b)  Die  Aufmerksamkeit  und  das  Interesse  der  Wähler 
bei  der  Wahl  ist  (Th()ht  und  grösser,  als  wenn  beide  durch 
eine  Zwischenstufe  gebrochen  w^en. 

Auf  der  andern  Seite  aber  sprechen  f&r  die  mittel- 
baren Wahlen  unter  UmstAnden  folgende  GrOnde: 

a)  Wenn  die  Wahlkreise  sehr  ausgedehnt  sind,  so  ge- 
lingt es  .nicht  leicht,  die  Urwähler  an  einem  Ort  zu  vei^ 
sammeln.  Bleibt  aber  die  Masse  getheilt  und  zerstreut,  so 
ist  es  sehr  sehwieng,  ein  Wahlresultat  zu  erhalten.  In 
soldm  Fallen  dient  die  Wahl  •  durch  Wahlmiimer  als  ein 
Auskunftsmittel. 

b)  Wenn  ferner  das  Stimmrecht  allzu  tief  niedersteigt, 
•  and  zu  grosse  Massen  umfaszt,  so  liegt  in  der  Bezeichnung 

von  Wahlmäaneni  eine  fiiehtnng  der  Massen  und  die  Her« 
stellaog  eines  JUiigereD  und  hessereb  WaUkftrpers.  Wird 
meht  auf  solche  organische  Weise  dafQr  gesorgt,  so  gesehiaht 
es  leicht,  dasz  sich  die  Clubbs  der  Vermittlung  und  Leitung 
der  Menge  bemächtigen ,  sieh  selber  zu  eineni  Wahlausschusz 
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ronstiiuiren  und  so  auf  unorgaoischeni  Wege  die  Aufgabe  der 
WablmAooer  fiberaehmen. 

Am  DftclMften  steht  übrigens  der  direeteD  Wahl  die 
Wahl  dmch  eine  sehr  grosse  Amahl  ron  Wahlrnftnaern^ 
z.  B.  so,  dasz  je  auf  zehn  Urwähler  ein  Wablmana  er- 
nannt wird.  ' 

In  Eng  Ja  II  d,  iu  Nordamerika,  nun  auch  in  Frank« 
reich,  in  Belgien  nnd  in  den  meisten  Sc h weise rkan- 
tonen  istdas Sjstem der directen,  in  Spanien,  Preusaen, 
Bajern  und  in  den  meisten  deutschen  Staten  das  der 
indirecten  Wahlen  eingeführt. 

8.  Besondere  Eigenschaften  der  Wähler. 

Da  in  dem  Volkshause  die  Menge  des  Volkes  zur  Ver- 
tretnng  gelangt,  bo  ist  die  Ausbreitung  des  fitimmiMites  aof 
die  Gesainmtheit  der  Statsbttrger  (vgl.  oben  Buch  II, 
Cap.  19)  als  Kegel  anzuerkennen.  Diese  Regel  erleidet 
'  •  indessen  mit  Rücksicht  auf  die  Bestimmung  des  repräsenta- 
tiven Körpers  Modificationen,  indem  Terschiedene  Rttcksichten 
noch  in  Betracht  kommen: 

a)  bi  der  römischen  GensusYCrfassung  wurde  den  äVtern 
Wählern  ein  gröszeres  Stimmrecht  zugewiesen  als  den  Jün- 
gern, und  so  der  Erfahrenheit  der  immerhin  an  Zahl  von 
den  Jüngern  übertrofTenen  Alten  im  Interesse  der  Statswobl- 
fahrt  gebohrende  B.echnnng  getragen,  ohne  jene  anssu- 
schliesaen.  Die  modenien  Vertessungen  *  remachlftsBigen 
diese  Rücksieht  auf  das  Alter  au  sehr,  und  geben  Mier 
oft  der  reizbaren  und  beweglichen  Jugend  einen  unrerhält- 
uiszmäszigen  Einflusz. 

b)  Häufiger  wird  auf  das  Vermögen  geächzt  DtA 
Vermögen'  kommt  nicht  bloss  msofern  in  Betracht,  um  die 
Eigenschaft  eines  selbständigen  Statsbttrgers  lu  ermitteln, 
sondern  auch  abgeselien  davon  verdient  es  eine  besondere 

*  Napoleon  L  bcMhlete  in  Minen  VerfsMungen  diSMs  Noneni 
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Berückttebtignfig,  weil  es  eine  der  wlcbtigiten  Aufgeben 
des  3iates  ist,  das  Vermögen  seiner  Angehörigen  zu  V^hotzen 
lind  das  GeBanmitTerDii)gen  der  Nation  zu  pflegen.   Es  darf 

daher  wohl  bei  der  Vertretung  berücksichtigt  werden,  alier 
nicht  ausschlieszlich,  denn  die  persönliche  Arbeitskraft 
der  Massen  ist  kein  geringerer  Factor  der  Volkskraft. 

Burjce*  hafe  deit  8ata  ausgesprochen:  „Eine  gehörige 
Repräsentation  •  eines  States  erfordert,  dass  sowohl  dessmi  ' 
Fähigkeit  als  dessen  Eigenthum  repräsenfirt  sei.  Aber  da 
die  Fähigkeit  ein  lebenskräftiges  und  thatiges  Princip,  und 
das  E^genihum  träge^  schwerfälli»:  und  furchtsam  ist^  so 
kann  es  me  vor  einer  Invasion  der  Ffthigkeit  sieber  sein, 
wenn  es  nicht  ki  der  Reprftsentation  sehr  bedeutend*  Tor- 
heirsehi«'       •  •  - 

Die  Hünier  haben  in  ihrem  Census  diesem  Gedanken 
groszes  Gewicht  beigelegt,  und  den  vermöglicheren  Classen 
eine  weit  stärkere  Vertretung  eingerftumt,  als  den  iinTer> 

* 

möglichen.  Eine  Nachbildung  dieser  Organisation  findet  sich 
in  der  preuszisehen  Yerflnssung  von  1850,  welche  die 

Urwähler  je  nach  dem  Betrage  ihrer  Steuern  in  drei  der 
Zahl  nach  sehr  verschiedene  Classen  theilt,  so  dasz  die 
wohlhabendsten  Statsbnrger,  welche  zusamiiH^n  einen  Dritte 
,  theil  der  Steuer  in  der  Gemeinde  oder  dem  Wahlbezirk  ent- 
richten ,  auch  'einen  Drittheil  der  Wahlmänner;  sodann  die 
mittleren  Bürger,  welche  zusammen  den  zweiten  Urittheil 
bezahlen,  einen  zweiten  Dnttheil  der  Wahlmänner,  und  die 
minder  begüterten,  die  in  weit  gröszerer  Anzahl  den  letzten 
i>rityieil  entrichten,  ^u^h-  nur'  den  dritten  TheU  der  Wahl- 
minner  beifeiebnen^' 

In  di^er  Einrichtung,  obwohl  sie  noch  der  Ausbildung 
bedarf,  liegt  immerhin  ein  Fortschritt  rregenüber  der  gewöhn- 
lichen , Behandlung^  welche  nur  zwei  Classen  kennt,  deren 

*  Bwfkt,  BefleeUoiia  oa  tke  Vrtnck  Jtsvid.       .  / 
'  freass.  V«rf.  f.  71. 
Blunischlf.  slIiemeiiiM  Stolareeht.  I.  32 
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eine  gaiis  ansgeschloflsen  wird  von  jedem  Stimmrecht^  and 
deren  afidere  gleiehes  Stimmrecht  besitzt 

In  England«  wird  seit  der  Reformbill  TOn  1S82.  als 

Eigenschaft  der  Wähler  erfordert: 

a)  in  den  Grafschaften  Grundbesitz  (nicht  gerade 
Grundeigenthum,  auch  Pachtbesitz)  mit  einem  jährlichen 
Reinertrage  von  mindestens  10  Bfd.  Sterling; 

b)  in  den  Städten  und  Wahlfleeken  cägener  oder  miethe- 
weiser  Besitz  eines  Hanses,  Magazins  oder  Ladens  von  dem  . 
jährlichen  Werthe  von  10  Pfd. 

In  England  kommen  in  Folge  der  Reform  auf  eine  Be- 
▼ölkerong  von  last  14  Millionen  nahe  an  800,000  Wähler 
woTon  die  gröszere  Hälfte  (etwas  ttber  450,000)  auf  die 
Grafschaiten  vertbeilt  ist  In  Irland  dagegen  ist  de»  Vor- 
hältnisz  der  Gesammtbevölkerung  von  etwas  über  8  Millio- 
nen zu  den  Wählern,  ungefähr  150,000,  bedeutend  gröszer. 
Die  Wählerzahl  von  ganz  Grossbritannien  mit  einer  Be- 
völkerung von  gegen  26  Millionen  beträgt  etwas  Qber  eine 
Miilion. 

In  Prankreich  war  in  der  Verfassung  von  1814  ge- 
radezu Reichthum,  nicht  bloszes  Vermögen  der  Wähler 
gefordert  worden.  Nur  wer  300  Fr.  directe  Steuer  be- 
sahlte,  war  Wähler."  Das  Gesetz  von  1831  hat  diese 
Forderung  auf  200  EV«  vermindert,  und  die  Zahl  der  Wähler 
von  80,000  anf  174,000  gegenObar  einer  Bevölkerung  von 
mehr  als  30  Millionen  gesteigert,  dadurch  aber  den  Charakter 
einer  plutokratischen  Repräsentation  nur  gemildert,  nicht 
verändert  Die  Verfassung  von  1848  hat  den  gefährlichen 
Sprung  aus  der  Plutokratie  in  die  Ochlokratie  gewagt  und 

*  Vgl.  die  nähern  Angaben  bei  Schubert,  Verfassnngsurkunden  I, 
S.  255  ff.  und  Mtthry  in  Mittermaiers  Zeitachr.  XXVIII,  S.  '^8  ff. 

^  Gesetz  vom  5.  Febr.  1817.  Die  Verfassung  hatte  aa  mittelbare 
Wahlen  gedacht,  das  Cksete  machte  darans  ttnmittelbaie  Urwähler.  Ihre 
Zahl  wurde  anf  SO^OOO  berechnet.-  Oervlniis«,  Gesch.  des  XIV,  Jahrh. 

II,  s.  m 

i 
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Jedes  Requisit  eine«  Censm  aufgehoben  (Art  25).  «Zuletil; 

ist  auf  dieser  bi*eiteti  i^aais  das  Kaiserthum  uulgerichtet 
worden. 

Die  österreichisciie  Verfassung  von  1849  ($.  44) 
hatte  eine  dlreete  Steuer  tob  tnintfestelw  5  Crulden  auf  dem 
Lande  und  in  kidneren  Btftdten,  und  Ton  10  Guiden  bia 

20  Gulden  in  gröszeren  Städten  gefordert. 

Nach  der  Verfassung  vom  26.  Febr.  1861  werden  die 
Abgeordneten  des  Reichstags  von  den  Landtagen  der  Kcod- 
Iftnder  gewüiilt.  Die  Vertretung  in  den  einselnen  Lftndern 
über  ist  mdstens  nach  Classen  geordnet,  so  das»  a) .  die 
hohen  kirchlichen  WQrdentrfiger  (Bischöfe),  b)  die  Grosa- 
gruiidbesitzer,  c)  die  Städte  und  Industrialorte  und  die 
Handels-  und  Gewerbekammern,  d)  die  übrigen  Landgemein- 
den vertreten  utrerden.  Die  Wahlen  der  GrosognindbesitBer 
und  der  Stftdte  sind  direet,  die  Wahlen  in  den  Landgemein- 
den indirect;  aber  die  Untern  Glessen,'  die  keine  oder  eine 
ganz  geringe  Steuer  bezahlen .  sind  von  dem  Wahlrecht  aus* 
geschlossen. 

4.  Die  Frage,  ob  die  Wahlen  geheim  oder  offen,  ob 
sie  schriftlich  oder  mOndlich  oder  durch  Handauf- 
heben TOr  sieh  gehen  sollen war  bekanntlich  schon  bei 
den  Alten  sehr  bestritten.  Die  Erörterung  der  römischen 
Statsmänner  bei  Cicero  (de  Legibus  III.  15 — 17)  über  die- 
selbe hat  auch  für  unsere  Zeit  grosses  Interesse. 

Gewöhnlich  ist  mit  der  geheimen  auch  die  schriftlichei 
mit  der  offnen  die  mOndliche  Abstimmung  oder  die  durol^ 
Handmehr  verbunden,  aber  nicht  immer.  MAnnlich  f^ier 
ist  die  offene  und  mündliche,  sorgfältiger  und  vorsichtiger 
die  geheime  und  schriftliche.  Bei  Jener  Wahlform  erlangen 
leicht  die  angesehensten  Männer  der  Gemeinde^  zuwdlen 
auch  die  Demagogen  grösseren  Binflnsz,  bei  dieser  -gittrauea 
sieh  ^  Ideinen  Leuteeher  ihre  eigene,  zuweilen  «her  auch 
die  von  den  Clubbs  ihnen   vorgeschriebene  Meinung  zu 
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Molgeo.  Wo  das  ttbfige  p(dilisolM  Ubeo  tleh  io  öflbiitltolieii 
Foi^men  bewegt,  pa«Bt  das  Geh^iiniiisz  auch  da  nicht 

In  England  und  Norda  merika  geschehen  die  Wahlen 
öflentlich  und  mündlicb.  In  Frankreich  ist  die  geheime 
▲httinnuiig  sogar  in  der  Verfanang  von  1848  (§>  26)  er- 
halten wofden.   In  ehtaelnen  dentaebev  fliateo  iai  ein 

« 

gemischte«  System  der  &chrifilichke!t'  Terbdnden  mit 
Eröffnung  der  Abstimmung  vor  dem  Wahlbureau,  aber 
Geheim nisz  vor  dem  übrigen  Publicum  angeDomoien  wer- 
dao,  so  in  Bayern*  In  der  Schweis  kommen  offene  und 
geheime  Wahlen  oft  nebeii  einander  vor«  Jene.ftlier  bei  ror^ 
abergehenden  Erkennungen,  diese  bei  den  wichtigeren  and 
dauernden. 

5.  Die  Erfordernisse  der  Wähl  barkeit  wurden  in  den 
früikcren  Verfassungen  gewöhnlich  strenger  bestimmt,  als 
die  des  Stimmrechts.  Noch  wird  in  England  (Geseta  Ypn 
1887)  fttr  die  Bfitglieder  des  Unterhauses,  wenn  sie  ala 
Ritter  in  den  Grafechaften  erwfthlt  werden,  ein  reines  Ein- 
küiurnen  von  600  Pfd.  St.,  für  die  Repräsentanten  der  Städte 
und  Wahlflecken  ein  solches  von  300  Pfd.  gefordert.  Die 
französische  Charte  ron  1814  (S.  38)  fordert  ein  Altar 
Ton  40  Jahren  und  Besahlung  einer  direoten  Steuer  ^on 
mindestens  1000  Fr.  Die  belgische  Verfassung  von  1^ 
(§.  47)  fordert  dagegen  nur  ein  Alter  von  25  Jahren,  und 
ein  Steuermioimum  von  20  bis  100  Gulden.  Darin  liegt 
der  Uebeigang  zu  dem  neueren  System,  welches  gewöhn- 
lich die  nämlicheii  oder  sogar  geringere  Erfordemissa  Hkt 
den  Gewfthlten  wie  f&r  die*  Wähler  verlangt  ^  in  Anbetraeht, 
dasz  die  Wahl  selbst  denselben  hinreichend  qualificire,  somit 
es  keiner  weitern  Qualificirung  bedürfe.  So  z.  B.  in  Bayern 
(Gesetz  vom  4.  Juni  1848)  und  in  Preuszen,  wo  pur  ein 
Alter  .von  30  Jahren,  aber  keine  Steuemhlung,  also  'in 
dieser  Beziehung  weniger  als  für  das  Stimmreob^  erft»rdeit 
wird  (§.  74). 


I 
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.6.  Di«  Wfthl  TOfi  •  BrstftBBiAniierfi,  nur  in  wenig 

Löndern  üblich,  seitdeai  die  französische  Nationalver- 
sammlung von  1789  diese  Institution  ins  Leben  gerufen  hat; 
isi  io  keiner  Beii^üiig  sa  empfeUes;,  Da  die  EnatznAnner 
hl  der  Regel  doch  'nkhl  betmfeir!  werden^  sq  widmen  die 
Wfthler  ihrer  Wahl  um  geringe  Sorgfldt,  und  nehmen  ofl, 
nur  um  ihr  Geschäft  schneller  zu  endigen,  den  nächsten 
besten,  üeberdem  wird  dem  Gewählten  der  Rücktritt  be- 
qnemer  gemacht,  und  für  diesen  Fall  die  aliein  Vertrauen 
fpsmesaeBde  Neuwahl  teraiBderi.  * 

-  7.  Beaehlenswerth  lal  die  englische^  auf  Conti- 
nent  hier  und  da,  z.  B.  in  Griechenland  (§.  Ö4),  Bayern 
(Gesefz  vom  4.  Juni  1848  §.  29),  Preuszeii  (§.  78)  nach- 
gebildete Sitte,  dasz  der  Deputirte,  der  ein  Kronamt  erhält, 
sieh  einer  neuen  Wahl  unterwer^,  .und  so  den  Wäblem  Ge- 
legenheit gebtf  ^  ihr  Zutrauen  lintweder  klar  bu  emeuam  oder 
auf  ^nen  andern  hinmwmiden.  Wo  die  Stellung  der  Be- 
amten eine  bleibende  und  gesicherteist,  hat  diese  Bestimqmug 
übrigens  nur  geringes  Interesse. 

Viel 'weiter  war  die  fr  an  sbs  lache  Veffiusung  Ton 
1848  gegangen,  welche  alle  besoldeten  Beamten  ge> 
radezn  von  der  Nationalversammlung  aussehlosa  {%,  28). 
Die  Napoleon ische  Verfassung  von  1852  (§.  44)  schlieszt  nur 
die  Minister  aus. 

Die  Ausschlleszung  der  Beamten  aus  der  Volkskammer 
entriehl  dieser  die  gesdilUlsknndigsten  Mitglieder  und  sehwfteht 
-in  Folge  dessen-  die  Sänsicht  und  die  Autorität  der  Kammer; 
wenn  aber  der  Beamtenstand  überwiegt,  so  wird  die Ceniiole 
der  Kammer  gegenüber  der  Regierung  leicht  zu  einem  bloszen 
8eheiue  verflüchtigt  und  die  Kammer  verliert  das  Vertrauen 
der- Mentücheu  Metnnng.>  Das  rechte  Masi  au  treffsn  ist  , 
auaichst  elii«:Au%abe  dervWllhllsr. 

Üebrigens  sind  niehc  alle-  Ohissen  der-^  Beamten  in 
diesen  Beziehungen  gleich  zu  achten.    Die  welche  nur  ein 
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deir  Privaten  wesentlieh  gleieh;  die  Rieliler  mnd  dtircb  ihre 

umiMjäii^ijije  Stellung  p:esicliert;  am  sehwierigöteii  ist  die 
Stellung  eigeiitiiclier  Regieruiigsbeaui  teii.  Würde  die 
l^posi^D  Yoriiehmlieb  ron  ihnen  geleüel,  eo  wftrde  die 
£iiiheil  und  ÄutofilAt  des  Regienuigsköifere  gesehidigt, 
woUte  sich  die  Begiening  Torariunlich  «nf  ihren  Einflnss  -n 
<ler  Kauiuiep  stützen,  so  wäre  die  Selbständigkeit  der  Kammer 
gefährdet.  In  Zeiten  des  heftigen  Knnipfs  thuii  die  Wähler 
daher  wohi,  in  der  liege!  keinen  Regierungsbeamten  zn  wählen. 

8.  H4ufig  finden  wir  betÜBimle  Perioden  festgesetstf 
imch  deren  Ablauf  das  Voifcshaus  einer  neuen  WaJi.1  unter- 
werfen wird,  sei  es  dasz  diese  eine  Gesanimt".  oder  ifur 
eine  partielle  Erneuern  ng  ist.  Das  englische  Unter- 
haus seit  Georg  1.  eine  aiebeiyährige)  früher  nur  eine 
dreijährige  Amtsdauer,  das  nordamerilcanische  (1.  2*.) 
Haus  der  Beprisentanten  dne  aweyfthrige^  in  den  Einsei- 
staten  meistens  nur  ^ne  einjährige,  die  preuseisehe 
zweite  Kammer  (73)  eine  dreijährige,  die  belgische  Kanuiier 
(§.  51)  der  Repräsentanten  eine  vierjährige,  die  ba'jerische 
aweite  Kammer  und  der  französische  GesetogebungsliOr^ 
ii,  38j  eine  seehigährige  ({.  13). 

Die  Gesammterneoerung  ist  snr  Regel  gewoiden.  Wo  nnr 
Eine  Kammer,  ist  dieselbe  aber  gefährlich,  weil  sie  die  Tra- 
dition der  Statspraxis  plötzlich  unterbricht,  und  c»ft  ganz  schroffe 
Sprünge  macht  ^us  einem  politischen  System  in  ein  änderet. 

.  9.  In  der  constitutionellen  Monarchie  ist  aber- 
dem  die  Auflösung  der  VoHokanuner  zum  Belnif  neuer 
Vdlkswahlen  ein  wichtiges  Reeht  des  Monarehen,  ond  ein  ge- 
eignetes Mittel  die  Volksstinmmng  zu  prüfen,  zuweilen  auch 
die  Harmonie  der  verschiedenen  Theile  fiea  Gesetzgebungs- 
körpers  untereinander  und  mit  der  Regierung  hersustaUeB. 

'  »  Für  England  Dlaekst.  I  2,  7,  Üelgien,  Verf.  §.  71.  3ayerD, 
f.  2a   Pr^nsMO,  %  51  Frankreiek  von  181»,  «.  46. 
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In  den  reprftsentati v«en  Demokratien  dagegen 
(Nordamerika,  Schweiz),  wird  ein  solches  Recht  der 
Regierung  nicht  verstattet,  nicht  weil  dasselbe  als  eine  He* 
Mfarinkung  der  Voiksrechte  angesehen  wird,  diese  werden 
im- Gegenlheil  dQreb  die  AuflOsang.^ebtt  erwdierty  sondern 
nn  der  Kformiebt  wiHen  auf  die  Macht  der  Regierung, 
aus  ängstlicher  Sorge  für  das  höhere  Ansehen  der  Reprä- 
sentation. 

10.  Die  Abberofniig  einselner  Depntirter  dnreh  ihra 
Wfthler  aas  dem  Grande  des  Terwirkten  Yertratfens  ist 
durchaus  unorganisch,  und  fttr  die  wahre  Sleilnng^  eiaeS 

Volksrepräsentanterl  gefährlich,  indem  derselbe  bernfen  ist, 
nach  freier  Ueberzeugung,  wie  sich  dieselbe  in  der  Kammer 
bildet,  zu  stimmen,  und  sieh  als  Repräsentanten  des  ganzen 
Volkes,  niidit  a]s  Mandatar  seiner  Wfthler  an  benebmeii;. 


; 

Aehtes  CapiteL 

Von  der  Bildung  des  Senate  oder  des  Oberhattses. 

Der  Senat  oder  das  Oberhaus  darf  nicht  eine  Wieder- 
holung des  Yolkshauses  sein,  noch  auf  dem  nämlichen  Princip 
wie  dieses  beruiien.  Der  Statoorganismas  darf  nicht  awei 
Organe  haben,  welche- b^e  dasselbe  thun.  Die  erste  Eäminer 
BiQSs  Vielmehr,  wenn  sie  eine  Wahrhhit  sein  soll,  ein  eigen- 
thümliches  politisches  Princip  für  sich  und  eine  besondere 
Aufgabe  zu  erfüllen  haben. 

Ihre  natürliche  Bestimmung  ist  es,  die  aristo kra ti- 
Behen  J«lement&  im  State  au  vertreten ,  wie  die  der  Volks- 
kaminem ,  d6n  Deinos-  au  rej^rüsetltifai.  Sie.  ist-  eine  Mittel* 
nfaeht  zwischen  dem  Statsoberhaupt  und  der  Volksmehrheit, 
welche  ihre  Stärke  nicht  von  dieser  ableitet,  sondern  iu  sich 
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iolto  und  ia  <ieil  -  «tisgezeiebiielMt  agamchailiM  sof 

welchen  sie  beruht.  Ihr  Jiej^t  die  Qualität  ^aiiz  und  gar, 
nicht  die  Quantität  zu  Grunde.  Die  Auszeichnung,  die 
«0  iiiid  für  sich  schon  eine  politiBcbe  Macht  ist,  ist  ihre 
Unteriage.  Es  geMrt  in  fKatolbe  daher.,  nur  die.  wick' 
'  liehe  Aristokratie^  welehelai  Lande  lal,  ab^  aneh  allie. 
wahre  Aristokratie,  die  sich  darin  findet. 

1.  Die  Einrichtung  in  Norwetreii,  nach  welcher  das 
Grosz-Ding  der  Vollssrephisentanten  aus  seiuer  Jütte  einen 
Vierftheil  der  Mitglieder  emfthU,  uad  diese  lam  Lag-Ding, 
dcB  Ueberrest  als  Odels-Ding  constttukt  (Verf.  f.  74  iL), 
zeigt  das  BedftrftilsB  sweier  Kammem,  aber  gewährt  dem- 
selben keine  Befriedigung.  Wie  soll  ein  Viertheil  einer 
gleicbari^n  Versammlung  den  drei  Viertheilen  als  besondere 
Kammer  gegenttber-)  und  nöÜugenlaUs  auch  entgegeatreten 
können? 

Auch  der  belgische  S^nat,  welcher  von  den  nikn* 
liehen  Wählern  beistellt  wird,  wie  die  Kammer  der  Volks- 
repruseiitaiiten,  hat  mit  dieser  die  Unterlage  gemein,  unter- 
scheidet sich  aber  insofern  von  dieser,  als  seine  Mitglieder 
ein  höheres  Alter,  40  Jahre,  und  ein,  grosses  Vermögen, 
mit  einem  Steuerbetrag  von  G.  1000,  haben  müssen,  und 
'  nicht  blosz  auf  4,  sondern  auf  8  Jahre  gewählt  werden 
(§.  55,  56).  Aeliiiiiclie  Einrichtungen,  meistens  mit  noch 
M-eiter  gehender  Abschwächung  der  Unterschiede  zwischen 
Repräsentanten  und  Senatoren,  kommen^  in  den  Einaei- 
stateta  Nordamerika*s  vor*  Sie  bleiben  alle  hiajtar  deA 
obigen  Princip  surf  ich,  dem  sie  sich  ▼en  demokfatisehem- 
Boden  her  nur  schüchtern  und  auf  Umwegen  annähern. 

2.  Durchaus  eigenthinnlich  und  nur  in  Bundeskörpern 
oder  zBsammengjBsetaslen  üeichen  denkbar,  ist  der  Senat 
der  nordamerikanischen  und  der  S'tünderath  der 
schweizerischen  Bundesverfassung  von  1848  org«i- 

'  nisirt.     In  ihnen  sind  die  £inz eistaten  als  politische 
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Achtes  Capitel.    Von  der  btiüung  des  Senats  oder  Oijerii&uses.  oOo 

Mächte,  nicht  eine  ausgezeichnete  Minderheit  der  Nation 
vertreten.  In  jenen  l)eiden  Häusern  wird  somit  nicht  d^ 
Volkshaus  durch  ein  aristokratisches  Haus,  sondern  es  wird 
die  gamemsäliie  NaüoiMÜP^piüfleiitetiOB  4iu«li  'die  VenMUndi- 
Urnf^  der  rerblkiidefteii  SlalanidiTidi»iitätevi  eiglUi«*  »ad 
«^üMiifcti  '  in  beiden  Bnodesrerftissuiigen  sind,  die  Statin 
gleichmäszig  je  durch  zwei  Mitglieder  vertreten. 

3.  Die  Qualitäten,  weiche  bei  der  Bildung  des  Ober- 
iMwtee  in  B^rachl  konotien,  aind  Tigraohfeden,  je  nach  der 
AH  der  Ketioii  ead  den  Zeiten.  ^Wie  imnnr  ne  aber  bo^ 
«timirft  werden,  die  R^MrAsefllanM  dereelbeD  mtaen  vet^ 
Äugsweise  politisch  gebildet  und  durchdrungen  sein  von 
dem  Pflichtgefühl  gegen  den  Stat  und  das  Volk..'  Die 
wiehtigsten  Momente  scheinen  folgende  m  lein:  ■  > 

a)  Wo  et,  ^tPM  in  fiaglaiu),  eine  joiiAehtige  und:  ge- 
sksbertof  Erbaristakraiie  gibt,  rerdient  dieselbe,  tohnm 
Bertkcksichtigung.  Sie  bildet  den  Kern  des  englischen  Ober- 
hauses, und  verleilit  demselben  vorzii^licli  ein  historisches 
Ansehen  und  eine  feste  Haltung  in  detu  Wechsel  der  Lebens- 
.atrömongen.  .        .    •  • 

Ohne  Veniiögeii  und  obne  Erftisebnng  aas- dem- Volke, 
d^  sie  nicht  als  geschlossene  Kaste  entgegensteht,  sondern 
mit  dem  sie  verbunden  und  verwachsen  sein  musz,  wie  die 
Berge  mit  den  Ebenen ,  kann  dieselbe  am  wenigsten  in  unsern 
Tagen  bestehen.  In  Bentaeiiiand  sind  zwarnoeh  braach- 

bare  Blemente  einer  ^eheiL  Aristokratie  rorbaadto.  aber 

.  •    '     •  '  ,    • '  •■  ■•*".. 

Bor  einegrQhdliohe  Adekreform  ^  bfttte  dieselbe  in  ihrer  R^n* 

heit  und  Stärke  herstellen,  und  für  den  Stat  gewinnen  können. 
Diese  Befotrm  ist  aber  zur  rechten  Zeit  nicht  vollzogen  worden. 

*  Vgl;  darftber'  iMMtodm  die  AmAMunug  voe  Oneittf  Ibgl.  vThk  .  . 

fwenngsrecht.  ^ 

*  Vgl.  darüber  StahTs  Rede  zu  Berlin  vom  22.  Nov.  1849,  und  . 
riKMnr  Rede  zu  Mii riehen  vom  5.  Juli  vorzögHch  aber  den  Artikel 
Adel  im  deutschen  Suitswörterbuch.  ■  .   r  •  .  .     •  :  *" 
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b)  Die  ErbttrittoknUle  itr  gefrdhnlkib  Mieii  Örnvid^ 

^r.i s  to  k  ra  t  i  e.  In  neuerer  Zeit  wird  zuweilen  von  jener 
abgesehen  und  der  Nachdruck  auf  diese  gelegt,  zuweilen 
letztere  su  eiiier  blOBzen  Vermögensaristokrmtie  erweitert.' 
VieleB  faAngt  hier  tob  der  Hator  dw  Landet  titid  det  Lebws 
ab.  In  fibndeMafen  geDleni  das  bewegliebe  YetmOgmk 
nicht  geringeres  Ansehen  als  der  Grundbesitz.  In  Acker* 
baustaten  hat  dieser  den  entschiedenen  Vorzug.  Für  die 
conservative  Bedeutniig  dea  Senats  ist  jedenfalls  groszes 
Grund eigentbum  und  TOrxOglieb  erbliebes  eine  der 
etehenten  Grandlagen.  <  Bin  Etbreebt,  welebes  einen  GfUer- 
eompiez  der  Fanrille  bewahrt  ^  nrid  stets  In  *  BSner  Hsnd  . 
«oncentrirt,  wie  das  englische  Recht  der  Erstgeburt  uder 
das  deutsehe  Institut  der  Familienstiftungen,  begrtindet  und 
erhält  eine  erbliche  Pairie,  stürkt  itire  Maebt  and  be-. 
festigt  ihre  W^rde. 

*  Der  BDtwnif  dw  belgiieheii  Vcrfksfong  h*tlfi  Ar  die  9<iisiprjrti 
eine  0.rnodateaer  von  1000  fl.  gefordert,  die  Yerfessaiig  selbBt  b^flgt 
sich  aber  mit  einer  Vermögen ssteiier  von  diesem  Betrag  (§.  66).  In 
Portngfal  (Terfl  von  1886)  wird  ein  Einkommen  kne  Gmndliieeits  von' 
2600  Milreis,  und  aot  GcSdliAea  von  4000  Milreis  gefordert. 

'  E.  Burk«,  Betrachtangen  über  die flraaz.  Revo] utioo:  „Das  charak- 
teristische Wesen  des  Eigenihums^  welches  auf  der  Verbindung  der  Prin- 
cipien  seines  Erwerbs  und  seiner  Erhaltiinj^  beruht,  ist  die  niigleichheit. 
Die  gros/en  Vermögensmapsen ,  welche  den  Neid  erregen  und  die  Kaub- 
auchi  reizen,  müssen  daher  auszerhalb  der  Möglichkeit  der  Gefahr  ge- 
setzt werden.  Dann  bilden  sie  einen  natürlichen  Wall  um  die  kleineren 
Verminen  in  allen  Stufen.  Die  nämliche  Vermögensmasse)  welche  darch 
den  Laof  'der  Dinge  unter  die  Menge  veriheill  wird,  bat  niebt  diesdbe 
Wirkuttg..  Ibre  WMeratttndekraft  wiid  getebwlebi^  ind^iv  ti«  «iUife- 
bfeitet  wird.  Die  Uaebt,  unser  Vermögen  in .  unseni  Familien  Jbrtsli» 
•^wn.^  ist  einea  der  gewiditigat«i  and  bedentendaten  Verbttitnisse  fflr 
die  Familie,  und  trägt  in  vorzüglicher  Weise  zu  der  Fortpflanznng  des 
filatea  a^bet  bei.  Die  Besitzer  des  Familienreichthums  nnd  die  Inhaber 
der  anstrpzeichneten  Lebensstellung,  welches  erbliches  Gut  gewährt,  sind 
die  nat lirlichen  Wächter  für  jene  Fortpllanzung.  Unser  Oberhaus  beruht 
auf  dit^tni  Princip.  Es  ist. ganz  auf  erbliches  Vermögen  und  erbliche 
Auszeiciinuug  gegründet."  "  *  ' 
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'  Der  grotise  6«umtt>«0itB  wirkt  aber  'au^  ohne  diese  erb- 

rechtliche  Geschloflfienheit  als  freies  Eigenthum,  welches 
der  heutigen  Wirih^chaft  besser  zusagt,  in  derselben  Weise. 
Duber  begründeo'  mßmAt^mmw  ^<TMWHi|iav(ti6*y»rty»- 

liehen  Rittergutsbesizern  hat  heut  zu  Tage  keinen  Siim  mehr, 
und  ist  daher  mit  Recht  auch  in  den  österreichischeu  Lan- 
öeaverfassungen  seit  1861  au%«gebeo -^wadea*  ^  c^^y^  v 
'  .    Grönere.'BedeiilceD^liair'i'  ^■«.{w.."JT  \'^i!f^>Mf  ■^'i-^.^-  .t^if^it*' 

des  bewegllefren  TennOgens.  ^Ber  Reichthmn  für  sieh 
allein,  wenn  er  nicht  durch  Verdienste  um  die  National- 
interesseu  geadelt  wird  ,  ist  keine  aristokratische  Eigenschaft. 
Er  isidaiiii.iMir  duveh.4a6tiQiiM|tt«*4ierH^^ 
die  Qnalitftt  aasgezeichn^t,  und  es  -kani|>  JÜrtli  md^Htimi^ 
radezu  die  woeherliehe  Anssaugung  der^ WtlüiHitti ^WtäÜe 
gründen  f»der  doch  ein  spieszbürgerliches  Brozentluiui  sidi 
damit  spreizen.  v  ' 

Aber  die  Geschichte  Venedigs  iiod  der  deutschen  Banse- 
siftdte  beweist-^  dasa  es  aaeh  eine  auf  grosse  Eabft&aniisdiaft 
gegründete  Aristokratie  -gibt:  und  in  den  iirodenien  Yev* 
hftitnisseii  finden  wir  oft  grosze'Eaufleute,  Fabrikan- 
ten und  Banquiers,  welche  sich  auszeichnen  nicht  blosz 
durch  die  Yeroiögensmacht,  vdie  ihnen  zur  Verfügung  ist, 
sondem  ebenso  durch  einen  weitsichtigen .  politischen  Blielc 
und  dne '  opferbereit»  Volks-  und  Vaterlaiidslieba  Pia  Be>: 
rüeksichtigujig  dieses  Elements  netwn  -desn*  grosaen  Orand* 
besitz  dient  daher  in  unsrer  Zeit  zu  einer  zeitgemaszen  Er- 
gänzung und  Correctur. 

:  d)  Die  Aristokratie  der  statlicban  Warden  a»d 
A emier  ivär  TOtaugsweise  in  dem  Senate  der  rdmiiscben 
Republik  vertreten^  der  in  mam^en  Bealehungen  auqh 
die  Bedeutung  eines  Obeilianses  hatte.    In  England  waren 
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•  *  > 

fHiflUi^cli  €H<e'  mcutoo  Lofds  stff^IclAh  OffBntNoln  Bernte 

und  ist  die  Zuziehung  der  XII  Oberrichter  in  das  Ober- 
haus mit  berathender  Stimme  von  der  Art.  Die  obersten 
Richter  verdienen  vorzugsweise,  um  ihrer  Rechtskunde 
UBd  dar  Iwwftlirtea  Uebang  in  dem  Sobiite«  der  Reehtiord* 
nnng  willen ,  bei  der  Bildung  des  Oboriinnaeg  beMekaiebligt 
im  werden.  In  Spanien  wurden  durch  die  Verfassungs- 
änderung von  1845  vorzugsweise  die  Präsidenten  und  Mit- 
glieder der  Cortes,  mit  unabhängiger  Vermögensstellung,  und 
ebeneo  die  hoben  Beamten  und  Wüfdetriger  des  Aeiche, 
Ifinislert  Blntnrlthe)  Oenndto,  Fktfaidenten  und  Bdütier  der 
eberolen  GeridiMiAfe  neben  den  Granden  und  r^ben  Ade> 
Ilgen  für  fähig  erklärt,  in  den  Senat  ernannt  zu  werden. 
Die  Napoleonische  Vorfassung  von  1852  (§.  20)  erklärt 
die  Ifarechälle  und  Adinirale  des  Reichs  neben  4eB  Kaidi» 
nüen  au  Senatoren.  ^ 

e)  Oefter-  wird  in  den  ersten  Kammern  der  hohen 
Geistlichkeit,  insbesondere  den  Bischöfen  eine  Stellung 
angewiesen,  mit  Recht,  insofern  die  hohen  Würdeträger  der 
iürche  eine  grosze  p^chische  Macht  im  State  vertreten, 
rnid.geiföhnKeh  mit  grosaer  Autoritftt  auch  ror  dem  Vollie 
«nsgerOetet  sind.  Das  englische  Oberhaus  ist  atieh  der 
Sita -der  englischen  Bischöfe,  freilich  nur  einseitig  der.  angli- 
cani^chen,  nichf  auch  der  katholischen  Kirche.  Ebenso  gibt 
die  österreichische  Verfassung  von  1861  den  £rzbischöfen 
und  den  Bischöfen,  welchen  flDrstlicher  Rang  Aikommt, 
SitB  und  Stimme  im  Herrenhause,  mehrere  andere  den t sehe 
Verftwsungen  neben  den '  katholischen  BiMShOfen  auch  eiaem 
Repräsentanten  der  protestantischen  Kirchenleitung. 

f)  Auch  die  Wissenschaft  ist  ^ne  geistig  ausgezt  ich^ 
nete  Macht,  und  h^,  insofern  sie 'dne.  statliche  BedeuUiug 
inne  hat,  wie  in  den  Akademien  und  -auf  deii  UniversitftteD, 
ein  natürliches  Recht  auf  einen  Sita  inmitten  d^  Ariatokratie 
der  Nation^  ^  •     .  .  .    •/  .  , 
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• 

g)  ESndKeh  Ist  tiie  IMlebmifl:  io  das  'OberlilMif  tAn  wiv^ 

diger  Preis  für  Männer,  die  sich  um  den  Stat  und  die  Nation 
grosze  Verdienste  erworben  haben,  und  zugleich  gewinnt 
daacelbe  duurch  die  AttfiMÜune  emet  individuellen  Ye^ 
dien«t8ri«tGkralie  «n  geialigei» . fluid. raoniyMbeo 
sowcM,  als  an  AutoirUftl.  ror  der  KatioB.-'  > .  , 

4.  Weniger  wkbtlg  ala  dftss  die  rechten  Qualitäten  er- 
kannt und  berücksichtigt  werden,  sind  die  Formen,  wie  die 
Mitglieder  des  Hauses  bezeichnet  werden: 
>  c  «)  Die  Wahl,  iur  das . Untorhaiia  Aegaly  ist  :hier. will* 
der  anwendbar,  indem  die'  anstekratische  QQalitÜ  niobft  ans- 
cl«r  Qnanlitftt  hervorgeht ,  sondern  in  sieh  selber  Hire  StttrlM 
hat.  Auch  darin  entsprechen  die  nurd amerikanische, 
die  belgische  und  die  portugiesische  (seit  1838)  Ver- 
jfiWBsang,  welehe  den -Senat  nur  dnrob  WaU  bestellen, .  des 
Idee  nidit  -  . 

Nur  wo  die  Wähler  selbst /sehon  dnith  asistokratisehe 
■    Eigenschaften  tiusgezeichnet  sind,  wie  z.  B.  die  groszen  Grund- 
besitzer, die  Groszindustriellen  oder  die  Corporationen  der 
Universitäten,  isl  die  Wahl  einer  Yertretmig. im  .Qberlutiise 
iK^rftndet 

h)  Das  Erbrecht  seist  das  .  Dasein  eine^  erbftehen 

Aristokratie  in  der  Nation  voraus ,  wie  In  England  die  Lords, 
in  Deutschland  mindestens  die  Prinzen  und  die  ßtaudes- 
herren.  '  • 

,  e)  Die.  ki^nigliehe  Ernennung  ist  in  England  . 
anr  Er^^ansling  der  erblichen  Paitie^^  uti4  in.  dem  fran- 
xösisoh^en  %stem  von  1880  und  von.  1852  als  aUgemeüm 
Regel*  der  Begründung  und  Erhaltung  einer  lebenslang»- 
lieben  Pairie  anerkannt.    Die  preuszische  V^ordpung 

^  Dieselbe  wird  übrigens  oft  geübt.    Man  rechnet  667  Pairien,  di« 
von  1700  bis  1820  creirt  worden  sind,  Tli.  Ersk.  M(iy,  VerfasBungsgesdi.  ' 
Euglands,  übersetzt  von  OppenLeira  I,  S..194.  ^  '  ^• 

^'Ebenso  in  Spanien  seit  1845.       *'  '  .  «  •  .' 
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vom  lX  (M«t,  tSU  li6Mhrinkt'da«-kOiiigl]clie  8nii6muing8^ 
Mdil  dttfeh  PMMtalknNMi  d«r  »HBtokrMMien  Verbände  und 

der  gröszereii  Städte.  Das  Österreich  ische  Grund  ja:e8etz 
von  1861  weist  auf  die  Verdienste  um  8tat  oder  Kirche, 
WiiMascIiaft  oder  Kunst  hiD,  welehe  der  Klais^  durch  £r^ 
peDimng  ehrt.  Der  Eikag  iat  ▼onngswdae  berafen,  die 
witiOBei-ausgezeiehiieteii  EigeuselMilten  cu  erkennen  und  bu 
ehren.  Insofern  ist  er  ganz  geeignet,  einzelne  Individuen 
unter  die  Volksaristokratie,  sei  es  als  Erbpairs,  sei  es  als 
lebenslängliche  Fairs,  aufzunehmen.  Aber  es  darf  nicht  das 
ganze  Oberbau«  von  der  köoigliehen  Macht  und  Gnade 
abbAngig  sein,  soU  dasselbe  seine  Temiittelnde  Bedentung 
für  den  König  und  das  VoTk  erfüllen. 

d)  Die  Cooptution  des  Hauses  selbst  wurde  in  den 
aristokratischen  Senaten  der  mittelalterlichen  Reichsstlidte 
vielfach  geübt,  und  auch  in  dien  Napoleonischen  Verftisenngen 
Ton  1799  und  1602  aogelasqen.  ^ 

e)  Yerb-tndung  mit  gewissen  Würden  oder  Folgen 
der  Bekleidung  bestimmter  A  e  ui  te  r.  Das  alt-römische  System 
vornehmlich  hielt  sich  an  diese  Form.  In  Preuszen  berech- 
tigten die  vier  grossen  Landesftmter  zum  Sitz  im  Herrenbause. 

•Pnssend.  können  aüch  Tersehiedene  Formen  mit  .einander 
Terbunden  nnd  neben  einander  gebraucht  werden,  um  das 
Oberhaus  würdig  zu  erfüllen. 

5.  Dem  Charakter  der  rnstitution  entspricht  die  gröszere 
Dauerhaftigkeit  der  Senatoren-  oder  Pairswürden. 

Auch  wo  .  die.  Senatoren  in  der  Regel  ^gewfthlt  .  werden, 
wie  in  den  nordamerikanischen  Einzelstaten  und  .  in  .Belgien, 
werden  dieselben  doch,  Tergllchen  mit  den  Abgeordneten 
der  Volkskammer,  gewöhnlich  auf  eine  doppelte  oder  drei- 
fache Amtsdauer  gewählt]  dort  z.  £.  auf  2  oder  3  Jahre, 
hier  auf  8  Jahre. 

Das  Grundprincip  i&[  Insti^tion  erheischt,  strenge  ge- 
nommen so  lange  Dauer,  als  die  Qualität  vorhanden 
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iflt,-  wofma£  4lie  ÖfeUe  ,sicb  grUadei.  Uta  oebtn  4bt  B/bgfA 
der  Daueiliaft^keit  auf  LebetweU  aueb  die  HOglidikell  a«i- 
luduMweiser  Entartung  zu  berOekaichtigeD ,  hat  bei  den 

Römern  das  Censoramt  vortrefl'lich  gedient.  Die  Er^ 
neueruug  der  Senatelisten  war  zugleich  Reinigung  dc^- 
selben^  ^     .  ... 


'   Neuntes  CapiteL 

Beftignisse. 
A.  Dm  gwammten  Gesetignbuogdtdrpem. 

Ifer  GesetzgebuDgskörper  stellt  die  ganze  Nation  in  Haupt 
und  Gliedern  gleichsam  in  verkürztem  Maszstube  uixl  im 
Auszüge  dar.  Beine  Macht  ist  daher  eine  innerlich  voiJ- 
kominetie,  national^e,  desah^b  aber  nidti  elne  «ahac^ 
lute,*  oocb  »deapollBche,'^  Blaekstone  freilieh .  aelireibt 
dem  englischen  Parlaiiient  auch  eine  solche  au,  und  spricht 
von  politischer  „Allmacht"  (oinnipotence)  desselben;  und 
manclie  neuere  Publicisten  stimmen  ihm  hierin  bei,  indem 
sie  eine  absolute  Statsmacht  ^r  unentbehrlich  -  oder  fttr  un* 
▼ermeidlieh.,  und  itnmeirhin  fUr  ein  geringem  Uebel  halten, 
wenn  sie  dem  genannten  gesetzgebenden  Körper ,  als  meaa 
sie  nur  einem  Individuum  zugeschrieben  wird. 

Aber  der  moderne  Stat  kennt  keine  absolute  Macht, 
weil  er  menschlich  ist  und  dem  Menschen  in  seiner  Bezie- 
hung som  Menschen  eine  solche  weder  Tiergönnt  ist  noch 
zusagt  Auch  die  h(kshste  Statemacht  des  Parlaments  hat 
in  dem  natürlichen  Verhftltnisse,  in  welchem  es  zu  dem  eng- 
lischen Volke  steht,  und  in  der  Existenz  anderer  Gewalten 
im  State,  ferner  in  der  politischen  Bestimmung  der  es  dient, 
endlich  in  den  verfinssungsrnftszigen  Kormeii  seiner  Verhand- 
lungeu  und  BeschjlnsBfi^f^QngTiij^lei  sittliche  und  rechtliche 


Sit    Wbäim  Bmek,  Dw  gmäta^^knAt  Itävpfr  and  <1m.€Mi; 

Sehrwricen,  welch«  aie  vor  WillkQrapd  Misibfauoh  bewabroi. 
Die  lotiiereD  formelleii  Oetebiftiikiuigen/ werdto  gew^ttinlkjb 
eaerkenoft,  aber  miliMieBs  lllr  die  Geteligebang  aelbet  All* 

macht  des  ParlameDts  verlangt.  In  der  Rege)  gibt  es  in 
dem  Statsorganiöiiius  keinen  Körper  und  kein  Or^an,  welche 
demselbeD  übergeordnet  oder  auch  nur,  soweit  seine  Be- 
süniiiiiiig  reicb^  gleichgeordnet  wAien,  dpd  die  Regel  mwz 
des  Steterecht  anerkemieD,  dase  aeioe  geset^geberücbe 
Antorltftt  die  bOehste,  und  den  sie  fbr  alle  andern 
Glieder  und  Angehörigen  des  States  eine  verpflichtende 
'  ißt,  der  sie  sich  auf  ordentlichem  Wege  nicht  entziehen 

kÖDMo.  Aber  wenn  daa  Pnrlament  aein  Verhältnisz  wa  der 
^atlOD  grob  miszachten  und  wbfidich  eine  oflbnbar  de^po- 
tiaehe  Gewalt  wider  das  wahre  Recht  aaettben  tollte,'  so 
würde  das  Uebermasz  des  Miszbrauchs  seiner  Macht  den 
auszerordentlichen  Widerstand  einer  freien  Nation  hervcir- 
rnfen,  und  es  bald  klar' werden,  dasz  jene  „Allmacht*  eine 
'  Ficftion  se^^  die  nicht  Staad  hält.  Man  denke,  sich,  dasa 
.  ein  oorrumpirtes  Ober-  und  Unterhana  von  einem  de^potiadi 
gesinnten  Könige  bestimmt  wttrde,  die  Parlamentsverftissung  * 
in  Kngland  aufzuheben,  und  diesem  allein  alle  gesetzgebende 
Gewalt  zn  übertragen.  So  lange  das  englische  Volk  noch 
nicht  völlig  entartet  iiqd  verd(Mrben  ist,  wUjrdB  es  sich  .eine 
solche  Parlamentsacte  sicher  nicht  ge&llen  käsen.  *  . 
*  In  folgenden  Richtungen  äussert  sich  die  Thittigk^t  de» 
gesetzgebenden  Körpers  hauptsächlich: 

*  Mit  dieser  letzteren  Aaffassnng  stimmen  auch-  dbfr  englischen  Com- 
.*  mentatoren  Blackstone's  zu  I.  '2,  3  überein.  Sie  verweisen  einmal  auf 
das  „angeborene  Volksrecht,"  und  anderseits  darauf^  dasz  die  Macht  des 
Parlaments  ihrem  Wesen  nach  eine  „anvertraute,"  nicht  eine  ursprüng- 
liche sei.  Eine  ganz  entgegengesetzte  und  auch  in  nnseni  Tagen  noch 
wahrnehmbare  Gefahr  ist  die  der  Ohnmacht  des  Gesetzes,  die  der  sky* 
thi«che  Fürst  ^nacharsis  schon  in  einem  Gespräche  mit  So  Ion.  (Pia* 
tarch,  Soloii  5)  schaff  genug  beseidmet  hat:  „Die  geschriebenen  Geaetit 
gkieben  Spinngeweben,  welche  die  Schwaehen  und  l^leinen^  die  hhieiii> 
gerathen,  ÜBsdialten,  aber  yon  den  Bd<dien  und  MMelitigen  aerriiaen.  Warden.* 
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1.  IIiiD  Steht  es  2iv,  die  dauernde  Ordnung  de« 
States  selbst  f^stsustellen,  die  .Verfassung,  der 
Nation  atissobilden,  zu  Terbeflsern,  omsnftndern,  bleibende 

Institutionen  zu  begründen  oder  auf/.ulieben,  mit  einem 
Worte,  ihm  gebührt  voiraus  die  orgauische  Öresetz- 
gebung. 

Biese  Befügnisa  ist  in  den  meisten  neuem  Verfassungen 
anerkannt  In  Nordamerika  aber  eoncurrirt  mit  dem  Con- 

gresz,  wenn  es  sich  um  Zusätze  zu  der  Bundesverfassung 
oder  Abänderung  derselben  handelt,  ein  auszerord entlich  j;e- 
wahlter  Convent.  In  einzelnen  schweizerischen  Republiken 
ist  die  Abänderung  der  Verfassung  geradezu  dem  gewöhn- 
lichen grossen  Rathe,  der  sonst  die  geselagebende  Gewalt 
ausübt,  entzogen,  und  einem  eigens  för  diesen  Zweck- s« 
,  ernennenden  Verfassungsrathe  vorbehalten.  Erhöhte  Vor- 
sicht und  strengere  Erfordernisse  für  diese  wichtigste  Func- 
tion ijer  Gesetzgebung  haben  guten  Grund,  aber  die  Be- 
gründung besonderer.  Oigane  für  dieselbe  neben  dem  geMseta- 
gebenden  Körper  macht  einen  unorganischen  Eindruck  und 
*  bringt  leicht  Störung  uud  Verwirrung  in  die  bestehende 
Statsordnung. 

2.  Er  übt"  auch  in  allen  übrigen  Beziehungen  das  Recht 
dar  Gesetzgebung  in  YoUem  Umfange  aus,  ,und  ordnet 
sowohl  das  öffentliefie  als  das  PriTatrecht. 

Er  spricht  das  Gesetz  (loi)  aus,  die  Regierung  erlOszt 
die  Verordnung  (ordonnance).  Der  Unterschied  zwischen 
bttden  ist  ein  flieszender.  Die  Verordnung  bewegt  sieb 
innerhalb  der.  Schranken  der  Gesetzgebungy  und  ist  dem  Ge- 
setze jederzeit  untergeordnet  ,  Aber  keineswegs  enthalt  sie 
nur  Ausführungen  der  Gesetze  im  einzelnen.  Der  Gegensatz 
läszt  sich  vielmehr  so  bezeichnen:  ' 

a)  Manche  Gegenstände  sind  in  den  neueren  Verlas- 
sungen  gewöhnlich  der  Gesetzgebung  ausscblieszlich 
▼orbehalien,  insbesondere  einerseits  die  FeststeUung  oder 

Blanttchli,  aUgemeinos  StaUrecht.  I.  33 
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Abftaderaog  der  wichtigeren  aUgemeiDen  slatareehüiehen 
VerhAltniflse,  und  andererseits  die  Bestimninng  des  gesamm- 
ten  Prirat-  and  StraArechtes. 

b)  So  weit  <lie  (jJesetzgebiing  i  h rt*  eig  ene  Thäti  gk  e-i  t 
erstreckt,  und  aucli  amiere  Rechtsverhältnisse  ordnet,  wird 
die  Spb&re  fUr  die  freie  Wirksamkeit  der  Verordnung  da- 
durch '  beschrftnkt 

c)  Ein  Theil  der  Verordnungen  fOhrt  die  geseladidi 
festgestellten  Grundsätze  oder  auch  andere  anerkannte  Rechts* 
priucipieii  im  einzelnen  näher  ans  und  sichert  ihre  An- 
wendung. Andere  VerordnuDgeu  füllen  provisorisch  die 
Löcken  der  Gesetzgebung  aus. 

d)  Eine  dritte  und  die  sahlreichste  Glasse  der  Verord- 
nungen aber  gehört  ganz,  der  auf  einzelne  statliehe 
Richtungen,  —  z.  B.  die  Fiimiizverwaltung,  polizeiliche 
Beziehungen,  Vorschriften  für  die  Heeresurdnung  —  bezüg- 
lichen Sphäre  der  Regierung  an,  und  besieht  sieh  ni<^t  auf 
die  Verhältnisse  der  gesämmten  Nation,  welche  durch  dtis 
Gesetz  geoMnet  werden. 

Nicht  unpassen<l  werden  die  nl  Ige  meinen  Verord- 
nungen, welche  in  näherer  Beziehung  zu  der  Gesetzgebung 
stehen,  nach  einzelnen  Verfassungen  der  regelm&szigen  Con- 
trole  des  gesetzgebenden  KOipers  unterworfen.  . 

Die  Ausbildung  dieses  Gegensatzes  gehOrt  erst  der  neuem 
Zeit-  an :  und  auch  nun  sind  die  einen  Völker  eifriger  als 
die  anderen,  den  Bereich  der  Gesetzgebung  auszudehnen  und 
den  der  Verordnungen  einzuschränken.  Die  Besorgnisz  vor 
der  Willkür  der  RegierungsgeM^alt  ist  die  eine,  das  Interesse 
der  OfllMtlicfaen  Wohlfahrt,  dasa  die  Wirksasik^t  der  Re- 
gierung nicht  gelahmt  und  der  gesetzgebende  EOrper  nicht 
zu  einem  regierenden  verdorben  werde,  die  entgegengesetzte 
Rücksicht,  welche  bei  der  Bestimmung  der  Gmnzen  zwischen 
beiden  vorzüglich  in  Betracht  kommen.  In  England  wird 
die  (Gesetzgebung  durch  ,  ein  Uebermasz  ron  Einzelheiten 
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beladen  und  verwirrt:  in  Frankreich  pWe^t  das  Gesetz  nur 
die  allgeuieinen  GrundsäUe  festzust^Iieu  unU  uUes  Detail 
den  Ordonnanzen  zu  überlassen. 

In  den  früheren  Jabrhundertep  des  Mittelalters  wurde 
der  Nachdruck  eher  auf  den  Gegensatz  zwischen  her^ 
gebrach tem  Recht  und  Neuerungen  gelegt.  Nur  die 
letztern  bedurften  in  der  Regel  der  Znstinunung  der  Stände. 

3.  Iho)  koainit  in  den  meisten  neuem  Staten  auch  das  » 
ausschlieszliche Recht  zu,  Steuern  und  Abgaben  zu  be- 
willigen und  oft  auch  der  Entscheid  Uber  die  Verwend\>ar- 
keit  der  öffentlichen  Einnahmen  zu  bes^immteü  ^ 
Stats werken,  und  die  Erlaubnisz  zur  Benutzung  des 
Land  esc redits,  sei  es  durch  Aufnahme  von  Darlehen,  sei 
es  in  anderer  Form. 

Diese  practisch  wichtige  Seite  der  Thätigkeit  des  geset^ 
gebenden  Körpers  war  den  römischen  Gomitien  fremd  ge- 
blieben und  vornehmlich  den  Magistraten  und  der  Autorität 
des  Senates  überlassen  v»?orden.  Die  germanischen  Völker 
aber  haben  von  jeher  auf  die  Repräsentation  in,  dieser  Be- 
ziehung den  gröszten  Werth  gelegt.  Anfänglich  war  die  Zu- 
stimmung der  Stände  auch  biet  nur  für  die  Auflage  neuer 

^  Einige  Hauptstellen  mögen  die  Verbreitung  dieser  Auffassung  be- 
urkunden, a)  für  die  franliische  Monarchie  Capit.  Cardi  M.  a.  803,  . 
c.  19:  „Ut  populus  inlerrogetur  de  capitulis,  quae  in  lege  nomler  addüa 
sunt:  et  postquam  omnes  consenserint,  subscriptiones  —  faciant.  Ed. 
Caroli  Calvi  a  864,  c.  6:  „Lex  consensu  populi  dt  et  constitutione  iit- 
giö.''  b)  Für  die  deutschen  Länder  Reichsgesetz  von  1231:  „Super 
qua  ra  reqaisito  consensu  principuna  füit  taliter  difitinitum,  ut  ne^ue 
pnndpei  neqae  oHi  qnilibet  tmuUtuUemn  nova  jimi  fäem  powiot« 
mm  üMljoriiuii  .et  in%}oriiiii  terra  eontaqs!»  pvimitnt  hsbeatar.**-  Vgl. 
Dnger,  G«tohieht6  dar  LandttMe  H,  8. 186  ff.  a)  Fir  EDgl«|id  Hais 
flbar  das  rfchritche  Witenagcnoft,  das  beroAn  ad,  »nosvis  iiD^nriis  «meisi« 
naM  constitufre  remedia."  d)  Für  Franiireich.  Alte  Coutume  von  All- 
jon, citirt  von  Schäffnar,  frans.  Rechtsgesch.  IL,  170:  Ne  la  Roy^  ma» 
nssentement  6  Barons  ne  peut  mettre  coustume  en  leurs  terres  —  ne  il« 
ia  peveut  auxi  mettre  en  la  leur  sans  JaMaiilemaDt  de  leiun  VaivMeeurt 
.  ue  de  la  greignoar  partie  du  peupie.'*  ' 
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8  Beuern  und  Lasten^  gefordert  worden.  Später  erst  ent- 
wickelte sich  das  Steuerbewilligungsrecht  der  Landesvertre- 
hing  zu  einem  AnÜicil  an  der  NormiraDg  des  gesammten 
dtatshaashalts.  * 

4.  Die  Abschliesznng  von  Sta tsver trftgen  tnit  frem- 
den Stuten  ist  in  den  neueren  Verfassungen  gewöhnlich 

*  Englische  Magna  Charta  van  1215:  „Nullum  sctttiigiain  (leheni^ 
«       rechtliche  KriegssttMier)  vel  niixilinm  pfmHttir  in  regno  nostro,  nisi  per 

commune  ooiisiliiim  rcgni  nostri,  nisi  nd  corpus  nostruui  redimendum  et 
primogenitiirn  (ilium  noetrum  militem  faciendum,  et  ad  (iliam  noslran» 
primogciiitani  seinel  niaritandam.'*  Freiheitsbrief  König  Eduards  I. 
vou  England  von  1207:  „avuus  dites  grauute  pur  noä  heyrs  que  niea 
tele«  aydes  mises  ue  prises  ne  trervom  a  amiumc  par  nnle  doee  qne 
aoit  Siyte"  (die  zuletzt  bezogenen  aneserordeotlidien  Steaem  eoHea  niebt 
in  Qewohnfaeitsabgftben  omgewandelt  werden  dürfen);  weiin  fiedftrftiieee 
sasölchen  wiederkehren,  so  verspricht  der  König .nnr  ,par  comann  aseent 
de  tottt  le  Knianme''  Stenern  sa  erbeben  „da  comdinn  profist  de  nneismes 
•  leRoiauKip.  muve  lex  unrienes  aydes  e  prises  durs  r  acoustumeft.'^  Die  alle 
Chronik  der  Normandie  über  die  Zeit  Wilhelms  des  Eroberers:  „En  ce 
•  fait  avez  besoing  de  l'ayde  et  du  conseil  de  vos  aniis:  si  le  faites  tous 

assembler  et  leur  remonstrez  vostre  fait,  et  les  rcijuerez  de  ce  qui  vous 
est  neeessnire,  et  besnigniez  par  leur  conseil;  car  raison  est.  que  qui  paie 
iescot  (Scliüusz),  yuii  «oj't  ä  /  a/wroir."  Sachsenspiegel  Iii,  öl,  '^.  '6: 
„He  ne  mut  ok  nen  gebot,  noch  herberge,  noch  beede  denest,  noch 
recht  uppe't  Jand  setteny  is  ne  willekore  dat  land."  Das  Sprich* 
wort  der  deutsehen  Stände: 

„Wo  wir  nicht  niitratlien 

Wir  auch  nicht  mitthaten'* 
hat  einen  ähnlichen  Sinn. 

*  Nordamerikanische  Bundesverfassung  von  1787  I,  8 :  „Der  Con- 
gresz  hat  das  Recht,  Taxen,  Alifjaben,  Auflagen  und  Aocise  aufzulegen 
und  zu  erheben,  Geld  zu  borgen  auf  den  Credit  der  Vereinigten  Staten, 
Geld  zu  niiinzen"  u.  e.  w.  Bayerische  Verfassung  von  1818  VII,  §.3: 
„Der  König  erholt  die  Zustimmung  der  Stande  zur  Erhebung  aller  di- 
reeten  Steuern,  sowie  tut  Brhebang  neuer  indirecten  Auflagen  oder  zu 
der  Erhöhung  oder  Veränderung  der  bestehenden.**  4:  „Den  SttodAi 
wird  daher  nach  ihrer  Eröffhung  die  genaue  Debersicht  des  Statebedürf- 
nfsses  sowie  der  gesaaunlen  Statseinnahmen  (Budget)  Voigel^  werden." 
Preu 8 zische  VerHusung  von  1850  I,  §.99:  „Alle  Einnahmen  und  Aus- 
gaben des  Stats  müssen  für  Jedeti  Jahr  zum  voraus  veranschlagt  nnd  auf, 
den  Sfatsliauebalts-Etat  gebracht  weixien.  Letzterer  wird  jahrlich  durch 
ein  Gesetz  festgestellt.** 
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der  Cioinpeteiiz  des  gesetzgebenden  Köcpers  entzogen  und 
der  der  Regierung  zugetheilt  Obwohl-  durch  dieselben 

allerdings  oft  dauernde  Verhältnisse  der  ganzen  Nation  ge- 
regelt werden,  so  hat  doch  hier  vorzüglich  die  Rücksicht 
Uherwogen,  daez  die  Statsinteressen  im  Verhältnisz  zu 
fremden  Staten  besser  durch  eine  ooncentrirte  und  im  Stilien 
ihre  Beschlüsse  fassende  und  ihre  Ifaszregeln  trelfende  Macht 
geordnet  werden^  dasz  dagegen  die  öffentliche  Verhandlung 
in  dem  g^esetzgebenden  Körper  leicht  die  Schwierigkeiten 
der  Regelung  vergröszern  und  dem  so  handelnden  State  neue 
Verlegenheiten )  Gefaliren  und  Nachtbeile  bereiten  könntow^ 
Im  Alterthum  dagegen  ist  die  entgegengesetate  An- 
sicht, da9z  die  Statsvertrftge  zu  ihrer  unbezwdfelten  Gültig- 
keit auch  der  Zustimmung  des  Volks  bedürfen^  vorherrschend,' 
lind  im  Mittelalter  wurde  auch  oft  der  Rath  oder  die 
Einwilligung  der  Stände  uöthig  erfunden./ 

^  Far  England  plackst  I.  7,  %  SelM  in  der  nordameirika- 
u  lachen  Bundesverfossung  ist  das  Recht  Statayertrige  au  MhlfesaeD  dem 
Präsidenten  vorbehalten,  nnd  derselbe  nar  an  die  HZustimmung  dca 

Senates,**  nicht  auch  der  Repräsentanten  gebunden.  11^  2.  Washington 
in  seiner  Botschaft  vom  30.  März  1796:  „Die  Verhaudiungen  mit  aos- 

wärtigeii  Machten  erfoideni  Discretion,  ihr  Erfolg  häufet  Tust  ifnmer  von 
dem  Geiieiniiiisz  nh.  Selbst  wenn  dieselben  zu  einem  Endresultate  ge- 
bracht sind,  wäre  dir  sofortige  Enthüllung  der  Masziegeln,  Begehreu 
und  Zugeständnisse,  welche  vorgeschlagen  oder  erwartet  werden,  un{K>- 
litisch,  und  konnte  eiueu  verderblichen  EiuÜusz  auf  die  künftigen  Ver- 
handtungen haben  oder  eine  unveraügliche  Umstimmong  bei  den  Mächten^ 
•hervorrufen." 

*  In  Athen  wurdfen  sogar  die  fremden  Gesandten  von  der  Yolkaver» 
Sammlung  angehört  In  Born  kam  das  Prindp,  dass  die  Gomitien  au- 

stimmeu  müssen ,  erst  seit  den  Kriegen  mit  den  Samnitern  auf.  Hatte 
das  Volk  nicht  zugestimmt,  so  konnte  es  sich  dui'ch  Ueberlieferung  der 
nhsclilieszonden  Magistrate  an  den  Feind  von  seinen  Verpflichtungen  be- 
freien. Vgl.  die  niisführliche  Untersuchung  Kubinp's  (röm.  Verf.  und 
üesch.)  L  S.  274  IT.,  286. 

'  Unger,  Gesch.  der  Landst.  I,  Ü5  tT.,  II,  332  ff.  So  für  Bayern 
die  Primogeulturordnung  v,  1506:  „Wir  —  als  regierende  Fürsten  sollen 
und  mögen  kriegen,  wie  whr  uns  ün4  eine  gemeine  landaehaft  dessen 
miteinander  vertragen.** 
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Uoter  den  neuem  Yerfossangen  hatte  ausnabmaweue  die 
fr  an  10818  che  TOn  1846  dem  Prtsidenlen  awar  die  Unter- 
handlung  und  Genehmignng  der  Verträge  auch  ttberlaasen. 

aber  die  vorheritre  Hilligung  der  National  Versammlung  für 
ein  nothwendiges  Erfordemisz  der  Gültigkeit  derselben  er- 
klAri  (Art  62)^  nnd  haben  die  acbweiseriacben  Verfas- 
auDgen  durchweg  die  Gcnebniigong  der  Yerftrttge  den  repsft* 
sentaÜTen  Körpern  Torbeiialten.  (Bundeaverf.  Art,  78.  5.) 
Insofern  die  AustüluuDfi:  von  Stats Verträgen  aber  div  Rechts- 
sphäre auch  der  einzelnen  Einwohner  betrifft,  werden  diese 
nicht aohon  unmittelbar  durch  den  Vertrag  seibat,  aondern 
erat  durch  daa  in  gewohnter  Form  erlaaaene  Geaetz  ver- 
pflichtet* 

"  Der  8tat  freilich  bleibt  dem  Contrahenten  gegenüber  gebuoden, 
auch  wonn  die  Gesetzgebung  die  Vollziehung  des  Vertrags  hemmen  sollte. 
In  dem  deutschen  Bunde  von  1816  wird  das  Recht  der  Bundeege- 
sandten,  zu  Bundesboschlüssen  mitzuwirken,  aus  difsem  G(  siclitspnukte 
betrachtet  aber  zugleich  durch  die  Wiener  Schhiszucte  von  lb20  (Art.  58) 
den  Laudstäudeu  die  Pllichi  auferlegt^  die  Erfüllung  derselben  nicht  lu 
behindern.    Würde  die  Bandesorganisation  hinreichende  GaranUeu  dar» 
Ueten  fQr  die  EsMen«  nn^  die  Rechte  der  Einzelstoten  und  Dir  eine 
nationale  Fortbildung  des  gemeinsamen  Vdktredits,  dann  konnte  un- 
bedenklich die  Folgerung  lugestonden  werden^  dass  die  Bunde^[eset»e 
keinesfidls  aln.er  nachträglichen  Anerkennung  der  Landenregierungen  und 
der  Landstnnde  bedürfen,  um  in  allen  deutschen  Lftndem  zu  gelten. 
Ohne  jene  Voraussetzung  aber  versteht  man  die  dagegen  erhobenen  Be- 
denken und  die  Betonung  der  völkerrechtlichen  Beziehung  zum 
Bunde.    Seitdem  die  Kep? iisputativverfassung  in  den  deutschen  Staten  ein- 
geführt ist,  die  Verfassung  des  Bundes  aber  absolut  geblieben  ist,  können 
sich  die  Völker  der  Einzelstaten  nicht  mehr  ohne  Gefahr  die  einseitige 
Entscheidung  der  Bundesversammlung  gefallen  lassen.    VgJ.  übrigens 
Rob.  von  Mohl,  beschichte  und  Llientur  der  StatswiBsenschaften. 
Bd.      6.  270  ff.  Griechische  Verf.  §.  25:  i,Immerhin  sind  Handels: 
vertrüge  oder  alle  andern  Vertrüge,  welche  Bestimmungen  enthalten,  die 
der  Snnction  eines  Gesetzes  bedürfen  oder  die  Griechen  persOnUdi 
pflichten,  nur  ausführbar,  insoHn^  sie  die  Zustimmung  der  Deputirten- 
kammer  und  des  ^Senates  erlangen.* 
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Zehntes  CapiteL 

B.  BenignitM  «11er  einsdneii  Beslandtiieile. 

1.  I>a8  Recht,  einen  in  die  Competenz  des  GeaeUge- 
buDgskArpefs  gehörigen  Gegenstand  in  Anregung  sn  bria- 
fpen,  steht  regelmäszig  allen  Thdlen  des 'Körpers  su.  Sie 
kann  eine  Bitte  sein  (Petition),  zur  Vorbereitung  eines 

Gesetzesantrages,  wie  nur  diese  gewöhnlich  den  deutschen 
Kammern  vor  1848  dem  Statsoberhaupte  gegenüber  zukam,  ^ 
oder  eine  Empfehlung,  wie  .sie.  in  England  duieh  die 
Botechaft  des  Königs  an  die  beiden  Häuser  geschieht^  einen 
Gegenstand  in  Berathung^ au  ziehen ,  oder  du  Auftrag,  be> 
zifehungsweise  Befehl  zu  Berichterstattung  und  Antragstellung, 
wie  die  Hänser  Nordamerika's  den  Commissionen ,  und  die 
grossen  BAthe  der  Schweiz  dra  Regierungen  au  ertheilen 
pflegen.  •  Endlich  kann  die  Anregung  mit 

2.  der  Einbringung  eines  Gesetzesantrags  selbst, 
mit  der  Proposition,  oder  der  Ausübung  der  sogenannten 
Initiative  im  engern  Sinne  zusammenfallen. 

Katurgemäsz  und  nach  der  Auffassung  der  meisten 
Staten  ist  es  vorzugsweise  die  Auf|^abe  des  Stalshaupies, 
und  seiper  Regierung,  die  nöthigen  Gesetsesanträge  dem 
Gesetzgehungskörper  vorzulegen.  In  Rom  war  diesz  Sache 
der  Magistrate,  später  der  Kaiser,  im  Mittelalter  überall  der 
Könige  und  Fürsten.  Auch  in  unsem  Tagen  ist  es  die  Regel 
geblieben,  dasz  die  Entwürfe  von  der  Regierun,g  aus* 
gehen;  sogar  in  den  schweizerischen  Republiken,  deren 
neuere  Statstheorie  (seit  1830)  dieselbe  nicht  mehr  als  einen 
Bestandtheil  des  Gesetzgebungskörpers  anerkennt.  Die 
Napoleonische  Verfassung  von  1852  (§.  8)  spricht  dem  Kaiser 
allein  die  Initiative  der  Gesetze  zu.  .  . 

Eine  sonderbare  Ausnahme  macht  das .  englische 

'  Vgl.  scüoa  die  fraozösisehe  Verfassuug  von  1814.  Ark  19—21^ 
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Statsrecht,  welches  dem  Könige  allein  unter  den  drei  Tlieilen 
des  Parlaments  die  Initifltive  versafrt.  ungchlich  zur  Elire  des 
Königs,  dauiit  niL-iit  sein  Vorschlag  der  Bekttiuptung  ausge- 
aetet  werde.  In  Wirklichkeit  indessen  werden .  auch  in 
England  fast  alle  Geaetzeflentwürfe  vorerst  von  den  Ministem 
bearbeitet  und  nur,  wenn  sie  der  üntersttttzung  der  Regie- 
rung sicher  sind,  auf  dem  Wege  der  Motion  durch  ein  Par- 
lamentsmitglied eingebracht.  ^ 

In  der  neueren  constitutionellen  Monarchie  kann  der  Ge- 
setsesantrag  nun  gewöhnlich  auch  in  jeder  Kammer  sei- 
nen Anftuig  nehmen.^  Da  die  Eaqfimer  in  ihrer  Gesammtheit 

*  Dar  Modof  ten.  psrl.  lisst  das  Phrlaoienft  noeb  dareh  den  König 
in  FwtQH  halten  und  Vorschläge  durch  den  königl.  Kaoster  naoheti. 
Die  spätere  AuffaMung  schlosz  sich  fuiiuell  wühl  daran  ani,  dasz  die 
Hills  anfänglich  in  Form  von  Petitionen  an  den  König  vcrfnsst  und 
erst  ^it  Heinrich  VI.  (1413  —  1422)  in  Form  von  Parlameutsacten 
aufgezeichnet  wurden. 

*  Die  englische  Praxis  entspricht  dem  richtigen  Princip,  welches  die 
englische  Theorie  verläugnet  hat,  yid  genauer  als  die  Praxis  mancher 
oonatitiitioiMUeD  Staten  das  Contioettts,  welehe  die  richtige  Theorie  aane- 
tionirt  haben.  Vgl.  SimmmH,  l^tadet  1,  &  164:  «Ohne  Zweifel  haben  in 
England  alle  Mitglieder  der  beiden  Hänaer  die  Initiative  und  betraehten 
dieselbe  als  ein  werth volles  Vorrecht;  aber  sie  ist  in  ihren  Bänden  nur 
ein  Uittel^  die  Einsicht  des  Parlaments  nnf  Alles  anssttdebnen  und  die 
Jiitglieder  der  Regierung  an  nothigen,  das  Ihrige  stt  ihon.  In  Wahrheit 
werden  alle  üesetze  von  einem  Mitglied  der  Rc^nerung  vorbereitet  und 
vorgelegt  und  von  der  Autorität  des  Ministerium.s  ^'ehalten.  Wenn  es 
zufällig  begegnen  würde,  da^/  (!in  von  der  Opposition  vorgeschlogenes 
Gesetz  durchginge,  so  würde  das  Ministerium  sich  zurückziehen,  abtr 
die  Opposition  ist  ihrerseits  zu  weise,  um  sich  mit  dem  Detail  einer 
Ifaszregel  au  befassen,  die  sie  nicht  sa  vollziehen  hätte.  Wenn  sie  ihre 
Macht  fühlt  und  der  Minorität  in  einer  IVage  versichert  ist,  so  begnügt 
sie  sieh,  eine  ^^Seeolation*'  durebBusetsen.  Diese  ist  nur  ein  Priaciii, 
weickes  sie  annimmt  oder  ausspricht;  die  Sorge,  dasselbe  in  ein  Geseta 
umsnwandeln,  ttberläszt  sie  dem  gegenwärtigen  oder  künftigen  Ministe- 
rium."  In  Schweden  hatten  die  Stände  schon  nach  der  Verfassung  von 
1772,  §.  TZ  das  Recht,  durch  eine  gemeinsame  Botschaft  dem  Könige 
einen  neuen  in  ihrer  Mitte  entstandenen  Gesetzesentworf  zur  tienehmigUDg 
vorzulegen.    Vgl.  Verf  von  18O0,  §.  81,  87. 

*  Franzosische  Verfassung  von  18^,  Art.  15:  „La  proposition 
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erat  durch  die  Berathung  emen  gemeimamen  Beseblufls  her> 

vorbringt,  so  wird  der  Weg,  auf  welahem  sie  von  diesem 
Rechte  Gebrauch  machen  kaoii,  gewöhnlich  durch  ein  ein- 
zelnes Mitglied  erOffuet  werden  oittMen,  welches  ent 
einen  indiTiduelleil  Anssug  (Hotion)  stellt  Bas  Recht 
der  Initiative  der  Kammer  scblieszt  daher  das  Recht  ihrer 
Mitglieder  zu  Motionen  in  sich.  Damit  aber  dieses  nicht  in 
einer  für  die  Kammer  selbst  oder  das  Land  schädlichen  Weise 
ausgeübt  werde,  ist  eine  wirksame  Coutrole  der  Kammer 
selbst  unentbehrlicli  o^nd  um  so  eher  va  rechtfertigen,'  als* 
die  Antragstellung .  von  Gesetzen  ihrem  Wesen  mich  Icetne 
blosz  persönliche,  sondern  eine  statliche  Function  i^t, 
und  nicht  den  Mitgliedern  der  Kammer  als  Individuen,  son- 
dern der  Kammer  als  einem  politischen  Körper  zukommt. 
Die  Mittel ,  deren  sich  die  Kammer  zu  dies^  Zwecke  be- 
dient, sind: 

a)  die  Erlaub  nisz  oder  Verweigerung  der  Einbrin- 
gung selbst;  in  der  Regel  wird  jene,  wenn  Tiicht  klare  und 
gewichtige  Gründe,  z.  B.  die  Besorgnisz  vor .  sclmdüchem 
Scan  dal,  dagegen  sprechen ertheilt  werden. 

b)  Die  Erklärung  über  die  Slrheblichkeit  des  Gegen- 
standes nach  angehörtem  Vortrag  des  Motionsstellers ,  in  Eng- 
land in  Form  der  Zulassung  zu  zweiter  Lesung. 

c)  Die  Vorher athung  und  Prüfung  durch  C om- 
ni issioneu  der  Kammer  oder  die  Ueberw eisung  dazu  an 
die  Regierung,  bevor  näher  iq  den  Vorschlag  eingetre- 
ten wird.  '  ' 

Der  Kapoleonisehen  Verfiassung  von  1852  eigen- 
thümlich  ist  die  Bestimmung ,  dasz  der  Gesetzgebungskörper 
nur  die  Gese^esentwürfe  der  Regierung  berathen  und  darüber 

dts  lois  appartieiit  an  roi  ä  la  chamltre  des  pairs  el  k  la  chambre  des 
dcpules."  Belgisclie  Verlassung  §.  27.  Griechische  von  1844, 
§.  16.  Bayerisches  Gesetz  vom  4.  Jiiiiius  1848.  Preuszisclie  Ver- 
ra«8uug  §.  64.    Oeslei  reichische  vou  1Ö61,  g.  l'Z.  ■  , 
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ahttimiiieii ,  und  nur  daieh  seine  PmAiiigsaiiiBchüsse  den 

Statsrath  veranlassen  darf,  Verbesserungsanträge  seinerseits 
gut  zu  heiszen  uod  unter  dieser  Voraussetzung  dem  Gesetz- 
geboogskitarper  TOntilegeD  ($.  38,  40). 

8.  Das  Recht,  Prttfungen  (EnqttU^)  ansuordnen,  um 
die  angenieinen  Zastinde  und  BedllrAiisse  nAher  zu  erkun- 
den, und  daraufhin  gesetzgeberische  oder  andere  in  die 
Ck>inpetenz  des  Gesetzgebungskörpers  gehörige  Maszregein 
einzuleiten. 

Wührend  die  Kammern  auf  dem  GontiDent  Tomehmlich 
nur  amtliohe  Wege  bentttzen,  um  zu  dieser  Einheit  zu  ge- 
langen ,  wird 'dieses  Recht  in  England  schon  seit  langem  in 
viel  freierer  und  grundliclierer  Weise  mit  weit  gröszerem 
Erfolge  FOD  den  Parlamentshäusern  so  geUbt,  ^asz  ihre  Com- 
missionen  rorzttglicb  auch  von  kundigen  Prlyatpersonen  theils 
niitndliehe,  theils  schriftliehe  Aufschlösse  begehren  und  auch 
freiwillig  angebotene  empfangen. 

4.  Das  Recht,  Petitionen,  Beschwerden,  An- 
sprachen (Adressen),  welche  auf  ihre  Functionen  Bezug 
haben,  in  Empfang  zu  nehmen,  und  zu  der  Ausübung  ihrer 
Competenz  zu  benutzen,  nOtbigenftLÜs  auch  darüber  Beschlösse 
zu  fassen. 

5.  Das  Recht,  ihre  Meinung,  Gesinnung,  WtUi- 
sche.  Hoffnungen  und  Besorgnisse  für  das  Land  in 
unverbindlicher  Weise  auszusprechen. 

Das  Statsoberhaupt  pflegt  dasselbe  regelmAszig  bei  Ge- 
legenheit der  Eröffnung  der  Kammern  in  der  Form  der  so- 
genannten Thronrede  auszuüben.  Diese  ist  von  Bechts 
wegen  der  Ausdruck  der  Meinung  des  Königs  in  der  cou- 
stitutionellen  Monarchie  und  nicht  etwa  der  König  das  blosze 
Sprachrohr  seiner  Minister.^  Aber  die  Minister  sind  ver* 
pflichtet,  dieselbe  zu  vertreten,  wie  jeden  andern  Statsact 

Vgl.  üben  Buch  IV,  Cap.  21,  S.  357  ff. 
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de«  Königs,  und  es  wird  die Uebereliwliiiiiimiig  der Mlnlrter 
mit  dem  Inhalt  und  der  Forn.  der  königlichen  Rede  tona» 
gesetet  Daher  wird  die  Thronrede  auch  von  dem  Könige 
mit  den  Ministem  vwberathen. 

Die  Antwortsadreasen  der  Kammern  an  d^n  Komg 
sind  ebenso  der  Meinungsauadmck  der  erstercn,  und  im  In- 
teresse  der  Monarchie  nicht  minder  als  der  Kemmeni  li€«t 
es    dasz  dieser  Ausdruck  ein  völlig  freier  der  einzelnen 
Kammern  sei.  .Die  Uebereinstimmung  beider  Kammern  darf 
hier  nicht  gefordert  werden,  da  es  sich  nicht  um  eine  ver- 
pflichtende  Willensänszeroig  handelt.    Dieselhe.  yecstfti^t 
natürlich  das  Gewicht  ihrer  moralisehen  AutoritÄt,  aber  ist 
keineswegs  als  der  Ausdruck  des  gesammten  Volkes  bu  be- 
Haehten,  denn  ron  diesem  Itozt  sich  das  Haupt  nicht  trennen, 
und  das  Volk  hat  seineMeinung  nicht  den  Kammern  übertragen 
Dagegen  steht  es  den  einsselnen  oder  beiden  Kammern 
nicht        Proclamationen  an  das  Volk  to- erlasseo.  ■ 
Diese  enthalten  nicht  blosz  eine  freie  MelnangsftnsÄrung, 
sondern  sie  sind  mit  statiicher  Autorität  ausgerüstet,  und 
eine  solche  steht  nnr  dem  ganzen  gesetzgebenden  Körper,  ^ 
oder  den  Organen  der  R^eruug  su. 


Eilftes  CapiteL 

C.  Besondere  Befagoisse. 

I.  Des  König^. 


Dem  Kön  ige  als  dem  Haupt  des  gesetagebeuden  Körpers 
koamien  regelmäszig  folgende  Befügnisse  apsschliesalich »  an: 

*  Dan  englische  Ötaterncht  nennt  -liejenigen  Rechte,  weiche  dein  Kö- 
»ige  allein,  nicht  aiuzer  ihm  auch  noch   andern   Behörden  oder 
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1.  Die  Einbernfiinpr  der  Kninmern  und  die  Ver- 
sammln      des  p:eselz^<'l»eiulen  Körpers. 

Er  allein  ist  fortwahrend  wach  und  thäti^;  ihm  als  dem 
Haupt  gebührt  es  Qberdem,  die  serstreuten  Glieder,  wenn 
daa  Bedflrfniaz  ea  erfordert,  um  aich  au  ▼eraamineln.  Auch 
In  republikanischen  8taten  ist  dieae  Einwirkung  auf  den  ge- 
setzgebenden Körper  in  der  Regel  der  Regierung  belassen 
worden,  obwohl  iui  Widerspruch  mit  der  sonst  haulig  gebil- 
ligten  Theorie  Ton  der  ^Tollaiehendeo  Gewalt^  und  mit  der 
Aoascfalieazmig  der  Regierung  von  dem  Antbeil  an  der  ,,ge- 
s^lcgebenden  Gewalt*' 

Eine  rcgelmäszige  und  in  kurzen  Zeiträumen  wie- 
derkehrende Versammlung  des  repräsentativen  Körpers, 
im  Gegensatze  zu  willkürlicher  Berufung  oder  Nichtberufung 
durch  die  Regierung,  ist  indesaen  ein  noth wendiges  £rfor- 
derniaz  aein^  Lebena  und  seiner  Gesundheit  Der  Mangel. 
*  mner  solchen  Einrichtung  hat  auf  dem  Continent  sehr  rieles 
zu  dem  Untergang  der  ständischen  Verfassung,  der  üeber- 
wucherung  des  Absolutismus  und  den  Erschütterungen  der 
Rerolution  beigetragen.  In  England  wurde,  schon  unter 
Eduard  m.  die  jährliche  Versammlung  des  Parlaments 
gesetzlich  vorgeschrieben:'  und  obwohl  auch  in  der  engli- 
schen Geschichte  einzelne  Unterbrechungen  vorkuniuien,  iiiid 
durch  ein  späteres  Gesetz  sogar  nur  zu  drei  Jahren  eine 
Sitzung  gefordert  wird,  so  ist  doch  die  jährliche  Ver- 
sammlung Regel  geblieben.   In  neuerer  Zeit  ebenso  sind 

Privateu  zukummeu,  des  Kouigä  „Praroga  u  \  e."*  Die  Adopüüu  dieser 
Bezeichnung  ist  indessen  nicht  za  empfehlen,  indem  daa  königliche 
Recht  durch  dieaelbe  den  Schein  de«  Vorrechtes  erhält 

*  In  Nordamerika  übt  der  Präsident  dieses  Becfat  wenigstens  in  aussei^ 
ordentlichen  Fällen  (Verü  II,  3),  in  .der  Schweiz  üben  es  die  Regierangen*- 
gewöliulich  ans,  obwohl  nach  nähern  gesetzlichen  Vorschriften. 

^  In  Bayern  bei  die  Landschaft  schon  1458.  dasz  alljährlich  ein 
Land  lag  {,rehaltcn  werde.  Der  Herzog  behielt  sicii  aber  vor,  „unsere 
L.Miuiöchaft  zu  l'ordern.  so  oft  uns  Noth  sein  iH'dünken  wird.**  Hud- 
it  u  r  l  Qeadk.  der  Lanüsläude  iu  liayern  1,  S.  220. 
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jährliche  Veraatiimluugeu  in  deu  meisteo  VerfassuDgeo  «ir 
Vonebrift  gemacht  * 

2.  Die  Schliessung  (prorogaHon)  und  die  Auflösung 
(dissohiHon)  der  Kammern .  Die  Vertagung  im  engem  8inii 
(ajonmement) ,  d.  h.  die  Verschiebung  einer  VersauHulung 
innerhalb  der  nämlichen  Sitzungsperiode  von  einem  Tag  auf 
ehien  andern  steht  oft  nicht  blosz  dem  König,  sondern  auch 
den  einxelnen  Kammern  selber  sa.  Die  fiehliesiang  been- 
digt eine  Sitaungsperiode,  die  Auflösung  hebt  die  Kammern 
selbst  auf.  Mit  jener  werden  fre\v()hiilicli  (Viv  Bescheide 
des  Königs  über  die  vorberatheueu  Gesetzesentwürfe  und 
Wünsche  der  Kanunern  verbunden.  Diese  macht  neue  Wahlen 
nothiirendig.  ^  Mit  der  Auflösung  der  zweiten  Kanuner  ist 
die  Bchlieszung  auch  der  ersten  Kammer  nothwendig  ver- 
bunden. * 

8.  Die  Sanction  der  Gesetze  und  der  letzte  Ent- 
scheid in  allen  dem  gesammten  Körper  zustehenden  An- 
gelegenheiten. 

Man  hat  sich  in  neuerer  Zeit  gewöhnt,  die  iSanction  des 
Königs  das  Veto  desselben  ftu  nennen.    Dieser  Bpraclige- 

brauch,  von  dem  negativen  Rechte  der  römischeu  Volks- 
tribunen entlehnt,  ist  durchaus  verwerflich,  wie  schon  die 
Hinweisung  auf  seinen  Ursprung  zeigt.  Die  Sanction  der 
Gesetze  ist  ein  wesentlich  positives  Recht  des  Königs. 
Sie  ist  die  Erfüllung  und  Völlendnug ,  der  oberste  Ausdruck 

*  Nordamerika  (1,4),  Griechenland  (§.30),  Preuszen  (§.76), 
Oesterreich  (§.  9).  In  Frankreich  war  die  „Nationalversamnilung" 
sogar  permanent  (§.  32);  die  Jahr  liehe  Versammlung  dea  Senats  und 
des  Gesetzgebungskörpers  ist  aucli  nach  der  Napoleoniechen  Verfassung 
nothwendig  (§.  11,  23,  43).  In  der  Schweiz  ist  meistens  überdem  der 
Grundsatz  anerkannt,  dasz  eine  bestimmte  Anzahl  TOn  Mitgliedeni  dfit 
Repräaentativkörpers  die  BeeBmnilang  fordern  ktfnoe.  Viele  deatfebe 
Yer&MQDgea  haben  noch  mehrjSbn'ge  Sltsnngsperiodeo. 

*  Blfteketone  L  II,  7. 

*  SMt  darflber  iwisehen  der  eraten  nnd  swdten  Kammer  in  Preu- 
8«en.  Vgl.  Gneiit'e  Ontttehten  über  die  Frage. 
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üet  gesetzgebenden  Gewalt,  und  keineswegs  ihre  Bescbräii- 
kuug.  Sie  ist  auch  oichl  Vollzug  des  Gesetses,^  sondern 
Annahme  desselben.  Vorher  w^r  es  kein  Gesetz.  Erst 
dureh  sie  wird  es  daitiv 

Es  gilt  (las  aiK-ii  von  dem  englischen  Statüiecht  unzwei- 
felhaft, uu«;eachtet  die  englische  Theorie  von  einem  abso- 
luten Veto  spricht  y  wie  schon  die  danctionsformel:  ,Le  roy 
le  Teut^  und  die  Verweigerangsform^:  ^hß  roj  s'aWseia* 
beweist  Auch  ist  der  riditige  Ausdruck  in  manche  neuere 
Verfuüiju Ilgen  überge«rangen. 

In  den  repu  b  1  i  ku  n  i  sch  e  ?i  Staten  der  neueren  Zeit' 
ist  dagegen  zuweilen  der  Hegierung  nur  ein  Veto^  und  zwar 
regdmftsmg  ein  beschrAnktes  (sog.  suspensires  Veto) 
eingeräumt,  durch  welches  sie  die  Gültigkeit  des  Gesetses 
beanstanden  and  einstweilen  hemmen  darf.  So  ist  in  Nord- 
amerika, wo  der  Präsident  dnrch  Nichtbilli^ung  einer  Bill 
eine  neue  Prüfung  der  Kammern  yeranlaszt  und  die  Wirk-- 
samkeit  des  Gesetzes  hindert,  wenn  diese  nicht  zum  zweiten- 
mal, und  nun  mit  einer  Mehrheit  von  zwei -Diittbeilen  der 
Stimmen  dassdbe  beschlieszen. *  Die  schweizerischen 
, Verfassungen  kennen  selbst  ein  Veto  der  Regierung  nicht 

T  Voo  manchen  Pablicislui  %iird  sie  irrigerweise  m  dergestelit. 

*  BUckatone  I.  3,  A.  FraniOsisehe  yerfkäsang  tod  1814,  f. 32 
und  1880,  S*  18:  „Le  roi  teol  ssncUonae  et  promulgne  les  lois"  und  toü 
1862,  S*  10:  »II  (rempereiir)  aanctinnne  et  promulgiir  ]e.s  lois  et  les  ie- 
natus  coneultes."  Belgische  §.  69.  Griechische  §.  29.  Nieder- 
ländische §.  118.   Preuszische  §.6*2.   Oes terreichiflche  §.  11. 

•  Vgl.  oben  Cap.  5,  S.  2Ö2.  Bundesverfassung  I,  7.  Die  no rwe- 
frische Verfassung  (§.  72 — 82)  schwankt  zwischen  der  Idee  einer  Sanc- 
tion  des  Königs  und  deoi  Begriff  eines  bloazen  beschränkten  Veto  des- 
selben. 


Digitized  by  Google 


Zwöinc*  OiptM..  a  BeMMdan  BdtagaiMtb  II.  Der  Md«  HtaMr.  SSß 

Zwtflftw  CapiteL 

II.  Der  beiden  HSuser. 

1.  Den  beiden  Häusern  kommt  zwar  nicht  das  Recht 
der  Mitwirkung  bei  der  Staisngiernng  uikI  Verwaltuag 
»1,  wohl  aber  ein  Reehi  dar  nmfliMeiiden  Controle.  Es 
isi  das  eine  der  wiehtigstan  Unterscheidungen  des  constttit- 

tionellen  Statsrechts.  Die  repräsentativen  Versanunlungeii 
wären  ungeschickte  Ortrane  zur  eif^entlichen  Rej^ierung  und 
VerwaltiinfTi  welche  eine  concentrirte  und  fortgesetzte  Thätig* 
keit  erfordert  Aber  sie  sind  passende  Organe,  um  eine 
Meinung  darüber  zu  ftusssem,  ob  den  Gesetzen  gemfiss  and 
on  gut  regiert  und  verwaltet  werde.  Die  constituttonelle 
Monarchie  schlieszt  die  Regierung  der  Massen  aus,  aber  sie 
erkeimt  an,  dasz  alle  Volksclassen  einen  Anspruch  darauf 
haben,  gut  regiert  zu  werden  und  sorgt  daher  für  die  erfor- 
derlichen Garantien. 

Die  Eammem  sind  daher  nicht  berechtigt^  Befehle  in 
einzelnen  Fällen  an  Re^ieruDgslieaiiite,  ciueh  niclit  an  die  Mi- 
nister zu  erla^ssen,  und  thun  iiberhau|)t  wohl,  sich  nicht  über- 
geschäftig in  die  Detailfragen  der  VerNvaltung  einzumischen. 

Aber  es  kommt  den  Kammern  allerdings  zu 

a)  zu  prttfen,  ob  in  der  Terwaltunjg  des  9tatshaushalts  ' 
die  gesetzlichen  Voranschläge  und  Bewilligungen  einge* 
halten  oder  überschritten  worden  sind  und  im  letztern  Fall 
entweder  die  Verwaltung  nachträglich  gutzuheiszen  und  zQ 
entlasten  oder  aber  den  betreffenden  Minister  zur  Verant- 
wortung zu  ziehen  und  zum  Ersatz  anzuhalten; 

b)  ein  Verfassungs-  oder  gesetzwidriges  Ver- 
fahre!) überhaupt  zu  tadeln ,  auf  Verbesserung  zu  dringen. 

c)  auf  öflfentliclie  Bedürfnisse  und  Üebelstände  die 
Statsregierung  aufknerksam  zu  machen  und  die  Befriedigung 
jener,  die  Abstellung  dieser  zu  empfahlen. 
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(Ij  auch  nberdie  hohe  udcI  insbesondere  die  auswärtige 
Politik  eine  Meinung  zn  ftuszem  und  Rath  zu  geben.  Die  Re- 
gierung ist  ft^tlieh  an  diesen  Rath  nicht  gebunden,  aber  da  die 

Kammern^  wenn  sie  ihre  Meinung  ernstlich  ireltend  machen 
wolleD,  den  Ministern  ihr  Vertrauen  entziehen  und  dieselbien 
in  der  Verfügung  Ober  die  Volkskrüfte  beschränken  können., 
so  bleibt  den  Ministem  4p€h  nichts  anderes  Qbrig,  als  ent- 
weder ^eh  mit  den  Kammern  zu  yersfllndigen  oder  dieselben 
aufzulösen  und  an  die  Wähler  zu  appelliren.  In  England' 
sind  diese  (inindsiitze  alt  hergebracht.  Auf  dem  europäischen 
Continent  kooiroen  sie  nur  allmählich  zur  Geltung.  > 

2.  Es  ist  eine  alt  englische  Einrichtung,  dasz  alle 
St'euerbewilligungen  in  dem  Unterbause  zuerst  be- 
ll a  n  d  c  1  t  werden  müssen ,  und  das  Haus  der  Lords  in  solchen 
Fällen  nur  zustimmen  oder  verwerfen ,  nicht  aber  verändern 
darf.  Diese  Einrichtung  erklärt  sich  historisch  daraus,  dasz 
die  Abgeordneten  der  Städte  und  Grafschalten  ursprünglich 
meist  nur  deszhalb  berufen  wurden,  um  ron  ihnen  Steuer- 
bewilligungen  zu  erlangen.^  In  der  Folge  konnte  daf&r 
angeführt  werden,  «lasz  die  Steuern  vornehndich  auf  der 
Menge  des  Volkes  lasten,  und  von  der  Aristokratie  minder 
empfunden  werden.  Dann  wurde  dieselbe  auch  in  andern 
Stateu  nachgebildet* 

Die  Ausdehnung  des  Rechtes  der  Steuerbewiiligu n g^ 
welches  den  Kauimcni  zusteht,  ist  schwierig  zu  bestimmen. 
In  England  hat  sich  das  mittelalterliche  Princip  freier 

*  St.  Hill,  RepräsontativTerfimang,  8.  58.  Ersk.  May,  Englische 

Verfsssnngsgesch.  I,  S.  381. 

*  Lord  Chatham:  „Die  Besteurung  bildet  keinen  Tlieil  der  Befug- 
nisse (1er  iSintsregierung  oder  der  Gesetzgebung.  Steuern  sind  eine  frei- 
willige Gabe  und  Zubilligung  der  Gemeinen  allein.**  £rsk.  May,  Engl« 
Ve^fa6sung^ gesell.  1,  394. 

'  '  Nordamerik^nische  Bundesverfassung  I,  7^  aber  ohne  den  Se- 
nat in  der  Abäaderaqg  in  besehrftnken.  Ebenso  die  franvdsUche  von 
1814,  $.  17.  Bayerische  $.  18.  Badisehe  $.  6U.  Portngiesiscfae 
von  1826,  $.  36.   Spanische  tou  1837^  $.37. 
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Steuerverw ei geruiig  in  weitestem  Umfang  in  derTlieorie 
eriialten;  an  practische  Ausübung  derselben  aber  ist 
dort  viel  wmiiger  als  irgend  aodmwo  su  denken,  indem 
die  \  Mitglieder  der  beiden  HAuser  bei  dem  ungeatOrlen  Fort- 
gang des  Statslebens  vorans  interessirt  sind.  - 
Auf  der  einen  Seite  ist  anzuerkennen : 

a)  Dasz  die  Vorstellung  des  Mittelalters,  wornach  es 
keine  Steuerpfliclit  der  Unterthanen,  sondeni  nur  eine 
freiwillige  Uebernahme  der  Stenern  .dnrch  dieselben 
oder  ihre  Vertreter  gibt,  mit  dem  modernen  Statsprincip 
onTerträglich  ist,  nach  welchem  das  Ganze  Ober  die  Kräfte 
der  Statshurger,  soweit  das  BedUrfuisz  desselben  es  erfor* 
dert,  verfügen  darf. 

b)  DasB  eine  Verweigernng  aller  Steuern  oder  auch  . 
nur  eines  erheblichen  Theils  derselben  h^.der  modernen 
Entwicklung  des  States  einer  TÖlligen  Lftbmung  des 
Statskörpers  gleich  kommt,  und  wenn  sie  auch  nur 
eine  kurze  Frist  anhält,  den  Untergang  der.Stat80rdnuiig  nach 
sieh  aiehL  Ein  Recht,  den  Stat  zu  lähmen-  und  zu  tödten, 
kann  aber  einem  einseinen  Qliede  des  Statskörpers  nicht  im 
Ernste  zugestanden  noch  als  ein  Begriff  des  Statsreohts  rer- 
tbeidigt  werden. 

c)  Dasz  das  Unterhaus ,  wenn  es  die  Macht,  die  Steuern 
zu  bewilligen  oder  zu  versagen,  völlig  rücksichtslos  und 
nnbesehrünkt  «ttsüben  darf,  eben,  damit  auch  die  Macht  be- 
titit,  alle  andern  Gewalten  im  Stat  sich  unterzu* 
ordnen  und  so  die  ganze  Verfassung  umsustOrzen;  denn 
unter  dieser  Voraussetzung  bliebe  der  andern  Macht,  und 
insbesondere  dem  Könige  keine  andere  Wahl,  als  entweder 
den  Willen  des  Volkshauaes-  au  thnn  .und  damit«  die  ^'ort- 
dauer  des  Statshaushaltes  zu  erlangen,  oder  mit  daim  11119B« 
setäieher  Gewalt  das  Unterhans  zu  bezwingen  und  dadnidi 
jenes  absolute  Recht  der  Steuerverweigerung  aufzuheben. 

Als  die  preuszische  Nationalversammlung  im  Jahr  1848 
SluDtscbli,  «U^ineines  Sutsretbt  k  «Ü 


590    Fänlk«  Buch.    Der  gesettgebende  Korper  und  daa  Gewiz. 


einen  solchen  Versuch  wagte,  durch  die  Steuerverweigerunfr 
ihrer  Politik  den  Sieg  zu  verschaffen,  empörte  sich  die  öft'ent- 
liehe  Meinung  gerade  des  voroebmlich  von  den  Bteuern  be- 
Ireiflfenefi  ThdleB  der  Berölkeroiig,  geschreckt  dqreb  die  aner- 
meszliche  Statsgefiüur  wider  diesen  Yersoeh. 
Auf  der  andern  Seite  steht  es  ebenso  fest: 
aj  dasz  das  verfassuiigsiuüszige  Recht  der  Steuerbe- 
willigung nur  dann  einen  Sinn  hat,  wenn  damit  die  Mög- 
lichkeik  des  Absehlags,  d.  h.  das  Recht  der  SteuerTer* 
weigerong  ▼erbiuiden  wird; 

b)  das«  ohne  dieses  zweiseitige  Recht  die'  Gotitrole, 
welche  den  Kammern  gegenüber  der  üÜ'eutiichen  Verwaltung 
zukommt,  unwirksam  würde; 

c)  -  dasi  auch  andere  Machtbefugnisse,  einseitig  und 
rücksichtslos  auf  die  Spitze  getrieben,  wie  z.  B.  die  Kriegs- 
hoheit  des  PfiraCen,  das  öffentllciie  Recht  und  die  Freiheit 
ebenso  gefalirden  würden. 

Man  hat  in  der  Absicht,  den  Widerstreit  zu  lösen,  in 
neuerer  Zeit  verschiedene  Vorschläge  gemacht,  welche  das 
Steuerbewilligungs*  und  das  Stenerrerweigerungsreobt  be» 
sehrflnken:- 

*  a)  indem  unterschieden  wird  zwischen  einem  unbe- 
weglichen und  einem  beweglichen  Budget,  und  nur 
dieses  verweigert  werden  darf*,  allein  auch  das  letztere  ber 
ruht  auf  einem  BedUrfnisz  dea  States,  und  das  arstere  ist 
doch  nicht  unrerflnderlich,  somit  ebenfhUs  der  Einwirkung 
der  Kammern  nicht  entzogen; 

b)  indem  der  Grundsatz  angenommen  wird:  Steuern, 
„welche  zur  Führung  der  Regierung  nutbig^  seien, ^  dürfen 
nicht  rerw^igert  werden;  aber  die  Frage:  was  Qötbig  sei, 
ist  dem  Streit  ausgesetzt,  und  dieser  fordert  eine  ISrIedigung, 
wie  sie  in  zusammengesetaten  Staten  durch  ein  liölMres 

*  Deutscher  Bundeebeacbluaz  von  1631  UI.  aiid  vpo  1836. 
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Tribanal  zwar  gegeben  werden  kann,  ih  einem  eiiifttchen 
State  kaum  zu  organlsiren  iH,  ohne  die  Einheil  des  States 
und  die  Attribnte  seiner  Gewalten  m  8t(>ren; 

c)  indem  die  alten  Steuern  fortdauern,  die  Verweigerung 
nur  die  neuen  betrifll.  * 

Die  dnfacbste  Lösung  Ist  wohl  die,  wenn  kmne  ftiisaer- 
liche  Beschränkung  eingeftfbrt,  wohl  aber  die  der  inneren 
Bestimmung  des  StmerbewiUigungsreehtes  selbst  tnwoh- 
nende  beachtet  wird.  Diese  Bestimmung  aber  ist  keine  andere, 
als  für  den.  Statshaushalt  zu  sorgen,  dem  hinwieder  die 
Existenz  und  Wohlfahrt  des  Stats  in  seiner  verfassungs- 
mAszigon  Gestaltung  zu  Grunde  Hegt,  nicht  aber  die,  als 
ein  Hebel  f&r  die  politische  tfächt  der  Kammern  za  dienen, 
und  deren  üebergriffezn  unterstQtzen.  Demgemäsz  hat  die 
Kauinier  volle  Freiheit,  die  Steuern  zu  bewilligen  oder  zu  ver- 
sagen, beides  aber  nicht  aus  fi^mdartigen ,  sondern  Vor- 
nebmlieh  ans  Motiren  der  Statsökonomie:  folglich  je  nach- 
dem sie  eine  Ausgabe  (ttr  gereehtfertlgt  oder  aberflikssig  hfilt, 
je  nachdem  die  Art  der  Steuererhebung  Ihr  gerecht  und 
zweck möszio^  erscheint  oder  nicht.  Eine  Verweigerung  der 
Steuern  im  allgemeinen  ist  daher  immer  ein  Miszbrauch  und 
'  dn  Unrecht,  denn  nie  Iftszt  sidi  diese  aus  Gründen  des  Stats- 
haushaltes,  der  gesicherter  lännahmen  bedarf,  rechtfertigen.* 

Wob)  aber  läszt  sich  dne  Steueryerwdgehmg  im  ein- 
zelnen und  ebenso  die  Krmächtigung  zu  gewissen  Ausgaben 
dann  vollständig  rechtfertigen,  wenn  die  Kammer  ernstlich 
besorgt,  dasz  Jene  Steuer  zu  yerwerfüchen  Zwecken  misz- 
bianbht  wQrde,  oder  diese  Verwendung  ungeeignet  wftre. 
Diese  Besorgnisz  wird  natürlich  eher  entstehen  und  schwerer 

-  •  Preu 8 zische  Verfassung,  §.  109.    Vgl.  auch  die  bayerische 
VerfaBÄung  VII,  §.5. 

*  Das  ist  denn  aaek  der  wahre  Silin  dor  ^Sfltr  vork«iii0eiid«ii  Ver- 
faMungsbcftiminaiig:  «Die  fltiode  dftrfbo  die  Bawillfgang  der  Steoem 
mit  keiner  Bedingang  verbinden.'*  Bayern  TU,  $.  0. 
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ins  Gewicht  fallen,  wenn  sie  überhaupt  kein  Vertrauen  hat 
tia  der  PoJiük  der  Ifinieter.  Man  darf  es  daher  oiehl  tadeln^ 
wenn  die  Kamineni  gegeattber  einem  unpopulAren  ÜSnisterinm 
flieh  clher  karg  als  freigebig  erweisen,  wenn  gleieh  darin 
unter  Umständen  eine  mittelbare  Nöthigung  der  Minister 
«im  Rücktritt  liegen  mag. 

3.  Mit  dem  Rechte  der  SteoerbewiUigung  ist  gewöhnÜeh 
aoeh  deeh  Reeht  der  ZusUmmung  inr  Aufnahme  toh  Dar^ 
lehen  fbr  den  Stat  und  sum.  Verkaaf  und  aur  Verpfändimg 
der  Domänen  verbunden.' 

■ 

4.  Ebenso  hängt  mit  beiden  zusammen  und  ist  vorzugü- 
weise  die  Form  des  modernen ,  den  ganzen  Stat  umfassenden 
Haushaltes:  die  Bewilligung  des  Voransphlags  (Budget) 
aller  Jährlichen  EännahmeB  und  Ausgaben  des  States,  Und 
die  Vorlage  der  Statsrechnung  an  die  Kammer  surPrflfong 
und  Gutheiszung.  ^ 

,5.  ^Is  letztes  Mittel,  um  ihrer  Controle  Nachdruck  zu 
geben,  ist  den  Kammern  das  Recht  verliehen,  die  Minister 
SU  persönlicher  Verantwortung m  alehen,  und  '^nen  State- 
procesz  gegen  dieselben  einauldten. 

In  Kugiand  hat  sich  dieser  Procesz  dergastalt  entwickelt,  ' 
dasz  die  Anklage  der  Minister  ausscblieszUch  von  dem 
Unter  hause  ausgeht^  Man.  nimmt  an,  dasz  hierin  das 
Unterhaus,  vorzugsw^se  das  durch  ein  yerwerfliehes  und 
schädliches  Regierungsverfohren  beleidigte  und  verletcte  Volk 

« 

repräsentire.  Dasselbe  System  ging  auch  in  die  Verfassung 
Norda  m  eri  k  a"ö  (1.  2.)  über,  in  der  weiteren  Ausdehnung 
jedoch,  dasz  dem  Hause  dei*  Repräsentanten  das  Recht  der 

'  Bayerische  Verfassung  VJI,  §.11—18.  Die  Öltiiule  sind  bei  der 
AchnldeDtilgungscoBiiiiiwiOD  sogar  darch  Oommiss&re  betheiligt.  Preii- 
szieelie  VerfMsiing,  %.  103. 

*  Bftyerisehe  Verftsiiiiig  YU,  %.  4^  10.  Belgische  %  llft,  1 16. 
Prcu8 zische  $.  99«  101  Oesterreiohiaehe  $.  IQ. 

'  Vgl.  Acte  aber  die  Thronfolge  von  iSOl. 

uiyiiized  by  Google 


ZwolftM  Gbpitel.  C.  BenMidcra  BefbgniMe.  II.  Der  beideii  ntaier.  533 

Atiklage  gegen -«untreiiedtetBbeBiiiCe*^  Oberhaupt ^  den  Pirftd- 
denten  inbegriffiBii^  zugesprochen  wurde;  es  wurde  sodann 

in  die  Verfassungen  des  C-ontineiites  vielfach  verpflanzt. 
Einzelne  deutsche  Verfassungen  erseliweren  die  Anklage  der* 
Minister  durch  das  Erfordernisz  der  Vereinigung  beider 
Kammenl,  oder  gestatten  awar  cfie  Klage  jeder  von  bei- 
d  en  Kämmem  ^  aber  stmiipfen  die  Ipolitische  Schneide  der 
Klage,  indem  sie  dieselbe  in  ein  Verfohren  ror  einem  ausser^ 
halb  der  Kammern  stehenden  Statsgericlitshof  verweisen.  *• 

6.  Nach  englischem  Statsrechte  geziemt  es  dem 
Oberhanse  allein,  ober  die  Statsanklageli  des  Unterhaüises 
zn  richten.  Die  Klage  im  Intare^e  der  Ölfentliehen  WohlAihrt 
wird  als  Volkssaehe,  die  würdige  und  gerechte  Beurtheilung 
als  der  Beruf  der  Aristokrutie  betniclitet.  Auch  die  Nord- 
amerikaner haben  die  Beurtheilung  der  Statsanklageu 
dem  Senate  zugethdlt,  obwohl  ihr  gewählter  Senat  weniger 
«inabbangig  ist  als  das  englische  erbliche  Oberhaus,  uiid  ob- 
wohl sie  sonst  mehr  als  alle  andern  Völker  anf  eine  scbarflß 
Ausscheidung  der  verschiedenen  Statsgewalten  groszen  Werth 
legen.  Der  ursprüngliche  Verfassungsentwurf  hatte  die  Beur- 
theilung dem  obersten  Gerichtshofe  zugesprochen.  Aber  nach  ' 
gründlicher  Erörterung  erhielt  das  englische  System  den 
Vonug,.  hauptsächlich  aus  folgenden  GrQnden  der  Politik 
und  der  Gerechtigkeit: 

a)  Die  Wichtigkeit  und  Schwierigkeit  solcher  Klagen 
haben  bewirkt,  dasz  das  Volksbaus  ausschlieszlich  fUr  be- 
mfen^  erklärt  wurde,  dieselben  zu  erheben.    Der  grosBen  • 
und  mfichtigen  Autorität  des  KlAgers  gegenüber  erscfa^nt 
aber  ein  gewöhnlicher  Gerichtshof  zu  schwach ,  und  nur  die 

Französische  von  1814.      5").    Bflgische  §.  90.  ^ 
"  Bayerische  Verfasaung  X,  §.  6.    Bayerisches  Gesetz  vom 
4.  Joniii«         and         30.  IMn  1650^   Pir«U8zltehe  $.  ei;  Vgl. 
unten  Biicli  VII,  Cap.  5.  .  • 

BUckstone  IV.  1»,  1. 
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UuabiKliifigkeit  and  da«  Aoaeben  eiiier-Mideni  nicht  niindar 
bohen  Macht  kam  hier  das  erforderliche,  fbr  die  gerichtliche 
Wiiide  und  daa  Öffentliche  VertnmeB  nnenthehrlicbe  Gleich- 

gewicht  herstellen. 

b)  Diese  Klugen  beziehen  sich  auf  po  1  i  tische  Verhält- 
iiUse..  dereu  richtige  Würdigung  eine  Meitge  von  KenntuiAseii 
Hiid  ErwigiingeD  ▼omuatetzt,  wie  aie  von  .8tatsintDiiem 
wohl,  nicht  ebeoad  von  bloaien  Rechtagdebrten  erwartet 
werden  dOrfen. 

c)  I>a8  politische  Miszverhalten  ist  so  niannichfaltig, 
dasz  hier  genaue  Vorschriften  des  positiven  RechteSj  die 
aonat  den  Bichter  binden ^  nicht  mOglich  sind,  und  das  gante 
VerAihren  dem  freieren  Enneaeen  des  Gerichtes  überlassen 
werden  musa.  Diese  ESgenthAmtichkdt  einerseits  und  die 
Gefahr  andererseits,  dasz  lade  bei  solclien  Processen  die 
Lieidenschaflen  der  Parteien  in  ungewöhnlichem  Grade  auf- 
geregt werden,  machen  es  doppelt  wünschenswerth,  dasz 
«Ine  sah l reiche  und  dureh  ihre  hohe  und  .unabhängige- 
Letieosstellnng  ausgeieichuete  Vmammlang  den  Entscheid 
habe. 

Darin  aber  unteiM-ljcidet  sich  das  englische  von  dem 
nordamerikanischen  System,  dasz  nach  jenem  das  Ober- 
haus  Jede  Strafe  aussprechen  darf,  und  kein  zweites  gewöhn- 
liches Proceszverfohren  mehr  möglich  ist,  während  nach 
diesem  der  Senat  nur  die  politische  Strafe  der  Entfer- 
nung vom  Amte  und  der  UnfähigUeitserkläru  ng  zu 
weiterer  Betrauung  mit  öffentlichen  Aemtern  verhängt,  und 
der  Ueberführte  mit  Bezug  auf  die  gewöhnliche  Griininal- 
strafe  wegen  eines  Verbrechens  noch  der  Beurtheilung  der 
Geschwornen  nach  dem  Gesetz  anheimfällt. 

Auch  die  französische  Charte  von  1814  (§.  33)  erhob 

"  Vgl.  deo  Faderalisi  and  die  nUieren  Aneftthrungen  ia  Story 's 
Conm.  III,  10,  S.  102. 

Bnudesverf.  L  3. 
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<Ue  Pairakaimner  tu  eioem  Gericht  aber  die  Verbrechen  des 
Hochvemtbs  und  der  Gefährdung  der  Ststosicherheit,  und 
Bwar  niefal  bloss  wenn  die  Deputirtenkiinimer  Kläger,  noeh 
wenn  ciie  Minister  oder  andere  Beamte  Beklagte  waren. 
Diese  Einrichtung  wurde  denn  auch  in  manchen  romani- 
schen Verfassungen  wieder  nachgeahmt 

In  den  deutschen  Verfassungen  und  der  ersten  Kaninier 
auch  bei  politischen  Vergehen  gewöhnlich  keine  richterlichen 
Befugnisse  zugestanden,  sondern  die  Benrtheilung  solcher 
Klagen  wird  an  Gerichtshöfe  verwiesen.  *®  Wir  werden  nnten 
bei  Betrachtung  der  Ifinisterverantwortlichkeit  dai-auf  zurück- 
kommen. 

7.  Jedes  Haus  ttbt  bei  sich  Hausrecht  und  sorgt 
selbstftndig  für  die  Handhabung  der  innem  Ordnung.  Zu 

diesem  Behuf  kommt  dem  Präsidenten  und  der  Versammlnng 
eine  Discipli n arge w alt  zu,  welche  in  En<.Hand  sehr  aus- 
gedehnt, auf  dem  Oontinent  gewöhnlich  beschränkt  ist. 

8.  Gesetse,  welche  sich  auf  die  Zusammensetzung 
und  die  Rechte  des  Oberhauses  beziehen,  müssen  in 
England  zuerst  im  Oberhause  eingebracht,  und  dürfen  im 
Unterhause  nur  angenommen  oder  verworfen,  nicht  aber 
amendirt  werden. 

9.  Eine  eigenthUmliche  Stellung  und  Aufgabe  hat 
der  Senat  in  der  neuen  Kapoleonischen  Verfassung.  Er  hat 

a)  das  Recht,  die  Promulgation  eines  Gesetzes  durch 
seine  Opposition  (Vetol  aus  dem  Grunde  zu  behindern, 
dasz  dasselbe  der  Verfassung  oder  der  Religion  oder  der 
Moral,  oder  der  Cultusfreiheit  oder  der  individuellen  Frei- 
heit, oder  der  Gleichheit  der  Bttrger  vor  dem  Gesetz  oder 

*^  Portugal  von  1826,  §.  4ü.  Neapel  von  1848,  §.  48.  Griechen* 

iand,  ^.  84. 

Bayeru  X,  §.  7.    Belgien,  §.90.   Niederiainle,  $.  177,  179. 
Frentxen.  ||.  95. 

"  BUokstone  I,  2,  4.  Vgl.  Mühry  in  Miltemaler'«  Zei«wbrin 
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jcle^  UnTerletslichkeit  des  SSgenthums  und  dem  'G^ndaats 

der  Unentfernbarkeit  des  Richterstandes  widerspreche;  oder 
die  Vertheidigung  des  Landes  beeinträchtige  (§.  26) ; 

10  die  Befuguisz,  darch  Sena  tos  consuUe  die  LUcken 
der  Verfassung  so  ergAnseD  (S.  :^7); 

c)  die  Cassation  aller  verfiissuDgswidrigeD  Acten (S*^; 

d)  die  Anregung  va  neuen  Gesellen  und  Verihseungs- 
önderungen. 


Dreizehntes  Capitel 

Vf»  den  OmtUtn, 

I.  Arten  der  Gesetze. 

Die  Römer  verstanden  anfänglich  unter  Leo?  j  ede  Rech  ts^ 
Verbindlichkeit,  welche  auferlegt  worden.  Pnbiicii  lex 
war  dann  die  dem  Volke  selbst  auferlegte  und  von  ihm 
gulgeheimne  Rechtsverbindlichkeit.  Das  Volk  nimmt  das 
Gesefo  auf  sich,  und  wiid  durch  dasselbe  gebunden.  Der 
Ma^strat  fordert  das  Volk  zur  Uebemabme  der  Verbind- 
lichkeit auf.  '  Das  römische  Gesetz  war  daher  ursprünglich 
weniger  eine  Vorschrift,  welche  das  Volk  ecliesz,  als  eine 
Verpflichtung,  welcher  sieb  das  Volk  unterzog..  Später  aber 
nannten  auch  die  Römer  vorzugsweise  die  allgemeiiien  von 
der  Volksversammlung  festgesetzten  Reehtsregeln^nnd  Ord- 
nungen Gesetze."^ 

In  der  neueren  Rechtsspraclie  wird  der  Ausdruck  Ge- 
setz in  verschiedenem  .Siune  g[ebniucht: 

*  Populu8  legem  accipit,  tenetur  lege,  magietratus  fert  legem.  VgL 
Kubiiio,  UnterpiidiiiDgen  I,  S.  362  ff. 

'  Ätejw  t  apito  bei  CteUlns  NoelM  AtticM  JC,  UO:  «Lex  eit  generale 
joasttin  popiili  aui  plebis  rogenle  magistratn.*  Gfa^,  Inat  -I,  %.  $:  ,Lex 
est,  qiiod  popnJtts  jubet  atque  oonstituit.'*  ;  ■ 
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a)  Um  überhaupt  jede  allgemeiDe  Recht^bealim- 
mung,  Recbtsrege]^  oder  jede  dauernde  Reichtsord- 
n'ung,  instifcntion  lu  beaeiehneii,  BomU  aocb  die  des  Ge- 
wohnheit- oder  des  wissenschaftUcbeD  Rechts,  und  selbst 
die  Statuten  von  Privatvereinen. 

b)  In  etwas  beschränkterem  Sinne  jede  von  einer  öf- 
fenilichen  Auioritftt  im  State  ausgesprochene  Rechts- 
regel  oder  Rechtsordnung,  nach  welchem  Sptachgebrauehe 
auch  die  Ediote^  der  römischen  Magistrate,  die  Decrete  und  < 
Rescripte  der  Kaiser,  die  Statuten  der  Räthe  in  den  Städten 
und  die  WeisthUmer  und  Öffnungen  des  Mifetelalters ,  und  in 
neuerer  Zeit  die  Regierungs^mrdnungen  Oesetie  heissen. 

e)  Im  eigentUcben  Sinne  Tersteht  man  unter  Oeseta  nur 
die  von  der  obersten  gesetsgebenden  Gewalt,  dem  Oes  eis* 

• 

gebu  iigskörper,  mit  höchster  statlicher  Autorität  ausge- 
rüstete Rechtsregel  und  Rechtsinstitution,  im  Gegensatze  zu 
allen  andern  Rechtsaussprüchen  und  Anordnungen,  sowohl 
durch  andere  Organe  des  l^tes  als  zu  den  Besohlttssen 
des  C(esetsgebers  selbst,  in  einseloen  FftUen  eines  momea* 
tanen  Bedürfnisses. 

Mit  Rücksicht  auf  ihren  Inhalt  werden  unterschieden : 
a)  Ver t'ass ungs-  und  Grundgesetze,  durch  welche 
die  Grundeinricfatuiigen  des  8tates,tsuweilen  auch  die  Ornndr 
rechte  seiner  Borger  und  fiünwöhner  nonnirt  werden« 

5)  Organ is ehe  Gesetze ^  welehe  innerhalb  der  Grund« 
gesetze  die  Verfassung  im  einzelnen  weiter  ausbauen  und 
aasbilden. 

Insoforu  beide  auf  der  organisirenden  ThäUgkeit 
des  Gesetzgebers  beruhen  (das  gilt  Ton  den  Onuidreobtto 
nicht),  begründen  dieselben  not  h  wendig  es,  blndend^es 

Recht,  und  sie  hiiben  durchweg  einen  eminent  politi- 
schen Charakter,  gehören  daher  vorzugsweise  dem  jus  pu- 
blicum an.  Neue  Verfassungs-  und  Grundgesetze  aber  be- 
dttrfep  um  ihrer  Wichtigkeit  willen  in  manchen  Staten  einer 
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strengereo  Form  und  erhöhter  £rfürdeci)iflae  als  cUe  gewöhn- 
lichen oi^gauiflchen  Oesatee.' 

'    e>  Regierungs-  (Verwalftang»-)  Geoetie  und  politi> 
•ehe  Geselle  im  engeren  8lnne^  sowohl  lur  Normining  der 

Regierungsweise  als  der  politischen  Rechte  der  Bürger  im 
einzelnen.  Dieselben  sind  nicht;  immer  von  bindender  Natur, 
w^l  aber  meiatena  ron  bestimmende  und  n&her  begzto- 
Mdem  Inhalt,  sowohl  i&r  die  ThAtigkeit  der  ö#MitlieheN 
Gewalten,  als  für  die  AosObaiig  der  iVoheitsrechte. 

d)  Finanz- Gesetze  zur  Normirung  das  Statshaushalts. 
Sie  enthalten  ebenfalls  üft'etitliches  Recht  (jus  publicum), 
sind  aber  oft  nicht  von  bindendem  Charakter,  sondern  ent- 
halten nnr  eine  firmäehtigang  der  Regierung,  R  den 
Credit  des  States  ni  bemtteen  und  Steuern  an  erbeben. 

%)  Straf-  und  Polizeigesetae,  in  der  Regel  Ver- 
böte  und  Strafandrohung  enthaltend,  und  daher  wieder 
von  zwingendem  Charakter,  gewöhnlich  aber  dem  richter- 
lichen Ermessen  einen  fireien  £^ielraum  ztxr  Entscheidung 
oflbn  lassend,  je  nach  den  besondem  Verhältnissen  «naelner 
Uebertretungen  jener  Verbote. 

/)  Privatrechtliche  Gesetze  zur  Regulirung  und 
Sicherstellung  der  privatrechtlichen  Verhältnisse.  Nur  aus- 
nahmsweise, und  zwar  wenn  öffentliche  Interessen  bestimmend 
-  einwirken,  sind  dieselben  bindend.'  In  der  Regel  haben  sie 
nur  einen  erklftrenden  Charakter,  mit  Vorbehalt  der  indivi- 
duellen Willensbestimmung  der  einzelnen  Privatpersonen, 
welche  im  Privatvertrag  ihr  eigenes  Gesetz  machen,  und 
bestimmen  nur,  was  als  regelmäszige  Rechtsmeinung 
der  Parteien  betrachlet  und  gehalten  werden  soll,  wenn  diese 
nichts  Abweichendes  festsetzen.^ 

*  6 eh  w  eis.  BandesTerbasang  von  1848,  Art  114.  Die  revidirte  Bondei- 
verfasenng  tritt  in  Kraft,  wenn  sie  von  der  Mehrheit  der  stimmendco 
Sch welzer bfirger  und  von  der  Hehrheit  der  Cantone  angenommen  worden  ist. 

*  Vgl.  6avigny,  System  des  röm.  Rechts  I,  8.  68. 

Digitized  by  Google 


DrdaeliBiM  OtpttaL  Von  den  teitaMi.  .  I*  Arl«o  der  Qtwii»  680 


iäiiei^emdm.Berttciukbtigung  eifor^^  nocli  dicjod- 
gen  Auflnahmsgeselae ^  welche  wir  Privilegien  za- nennen 
tiflegen.  .Man  bal  dieiem  Ansdmcke  »weilen  fine  gens 

ungebührliche  Ausdehnung  gegeben,  und  dadurch  die  Ab- 
Deiuung,  welche  unser  nach  Gleichheit  des  Reclites  strebendes 
Zeitalter  gegen  die  Privilegien  nährt,  auch  auf  Institutionen 
hingeienkt,  welche  dnichi||is,nidit  den  Charehter  von  Pnviie* 
gien  an  aich  tragen.  Man  hat  a.  B.  alle  königlichen  Rephle 
Privilegien  genannt,  weil  sie  der  einzigen  Person  des  Königs 
zustehen.  Nach  diesem  falschen  Sprachgebrauch  würde  und 
mUszte  fast  das  ganze  Verfassungsrecht  des  States  als  eine 
Anhäufung  von  PriFÜegiea  betrachtet  werden ,  denn  jed^m 
etnseinen  Organe  kämmen  beaondere  und  .ausscblieBaliehe 
Rechte  an,  wfthrenc^  dasselbe  gerade  Vorzugs  weise  von  dem 
Geiste  des  (xiinzen  erfüllt  und  seinem  Wesen  nach  also 
von  normaler  Natur  ist. 

Die  Privilegien  sind  immer  Ausnab ms ge setze  und 
zwar: 

a)  Entweder  individueUe^usnabmen  von  der  regd* 

mftszigen  Rechtsordnung  und  dem  gemeinen  Rechte.  Als  stats- 
rechtliche  Privilegien  von  dieser  Art  sind  z.  B.  der  Ostracistims 
der  Athener,  die  Verbannung  der  Bourbonen  aus  Frankreiob, 
SU  erwftbnen,^  als  privatreohtlicbe  die  Gewerbemonopcde. 

.  liyOdw  Ausnah msregeln,  welche  eine  gewöhnlioii 
durch  äuszere  Motive  des  Nntsens  und  der  ZweckmftszigkeH 
gerechtfertigte  oder  entschuldigte  Abweichung  von  dem 
unter  gleipben  Verhältnissen  sonst  gleichartigen  gemeinen 
Rechte  und . somit  anomales  Recht  (jus .singulare,  im 
Oegensatss  zum  jus  commune)  ■■  entbalteö.  *   Die  .Majestftts- 

*  Röinifpke  Xn  TnlUgHetae  iX.  »I^rivil^egia  m  Inroganto.**  ^ 

*  Patdm  in  L.  16.  D.  de  Legibus  (I,  3):  «Jas  singulaie  68t,  qipod 
cpulro  Imofvm  ntffofiw  impter  quandaiB  tttUitatem  introdactam  est." 
JWiomtf  io  L.  16.  eod. :  „Qood  \ero  conlra  müonffli  jum  est,  lUm  est 
pradueendiim  ad  ooDseqnentiw.*  Vgl.  3a vi ^ny^- System  1^.61. 
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recht«  des  K  nigs,  die  Pairschaft  der  englischen  Lords,  die 
Unabsetzbarkeit  der  Richter  sind  normale  Rechte,  die  Im- 
nanittMtti  der  GaittlichkaU,  dar  baModara  QariahtottMMi  dar 
AdeUgaii,  dia  AuMobllaimig  dar  Joden  toh  aUen  «Mfentli- 
eben  SteUan  trod  Aemtom,  dia  ausgadalmtaraTettirbaftignita 
der  Soldaten  dagegen  sind  Privilegien  in  diesem  Sinne.  Oft 
begegnet  es,  dasz  was  ursprunglich  normales  Recht  war,  im 
Varfolg  dar  Zaii  uiHar  varändartao  'UnwIADden  au  gnuid« 
kMam  FriTilagimii  wird,  und  gerada  diaia  PriTüägian  luid 
aa,  dia  den  maittan  HiMi  aof  «ieb  gezogen  babaa.  In  früheren 
Zeiten  z.  B.  kmmte  die  Steuerfreiheit  der  Ritter,  die  mit  Leib 
und  Leben  dem  State  dienten,  als  durchaus  normales  Recht 
betrachtet  werden,  im  siebaoxehnten  und  achtzehnten  Jahr- 
hundarta  aber  war  dia  fitanarfraihaii  dae  Adels  tin  bloaaee 
Privilegium  geworden. 


II.  Form  der  Bneugniig  der  Qeaetie. 

Es  lassen  sich  vier  Momente  unterscheiden:  1)  die  Bil- 
dung des  Gesetzesvorschlags,  2)  die  Berathung  über 
denselben,  3)  die  Annahme  und  4)  die  Verkündigung 
def  GeBataas.  . 

1.  Der  Gesetsesvorachlag  bildet  die  Grundlaga'dar 
weitem  Berathung  und  enthält  das  ganze  künftige  Gesetz 
in  sich.  Eine  sorgfältige  und  gute  Fassung  des  Vorschlags 
ist  daher  in  der  Regel  entscheidend  für  alles  Uebrige.  EUa  in 
der  Anlage  oder  ersten  Ausarbeitung  misarathener  Vorschlag 
wird  durch  dia  Berathung  schwerlich  gut  gemacht,  so  wenig 
als  ein  schlechtes  Gedicht  durch  die  Kritik.  Ein  gntes  Ge- 
setz ist  ein  Kunstwerk ,  und  wer  den  Vorsciiiag  zu  miichen 
hat,  soll  der  Meister  sein. 
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Im  AJterthuni  wurde  der  Vorschlag  gewöhnlicb  indi- 
▼iduell  bebandeU;  m  Athen  koDDte  jeder  BOrgeri  M 
Rom  ntir  ein  Hagistrat  ihn  aM^.  Immer  aber  war  die 
Yorfoeratbung  tind  Begotaebtang  dort  des  Ratbe«,  Mer  des 

Senates  nöthig.  In  unserer  Zeit  werden  die  Vorschläge 
meistens  von  der  Regierung,  seltener  von  Mitgliedern  der 
g^tigebenden  Veisammlang  eingebiaeht,  sotaen  aber  aueh 
im  ersleren  Falle  die  tndiTidneUe  Arbeit  eines  Redaeftore 
▼oraus,  wenn  sie  in  Form  and  Inhult .  wohlgeratben  ans- 
fallen  sollen.  '  •  " 

2.  Ist  der  Vorschlag  (Entwurf)  eröffnet,  so  unterliegt, 
er  nun  der  Berathiing,  und  diese  ist  entweder  Vor be^ 
ratfaung  oder  eigentliche  Berath^ung.  -  . 

'Die  Yorberatbnng  hinwieder  kann  in  forihloser 
Weise  vor  sich  gehen.  Bei  den  Römern  dienten  die  Con- 
cionen  dazu,  welche  den  Comitien  vorhergingen  und  darauf 
vorbereiteten.  In  neuerer  Zeit  geschieht  dieselbe  .hauptslich- 
lieb  diirch  die  Öffentliche  I>is^ssion  in:  der  Presse^  immi 
aber  gar  wohl  auch  düreh  Pnvatarbeiten  und  Eingaben  -an* 
derer  Art  geltSrdert  ^werden.  Soll  diese  Vorberafhting  bennfast 
werden  —  und  gevvisz  ist  es  jederzeit  wichtig,  dasz  die  öf- 
fentliche Meinung  Gelegenheit  erhalte,  sich  in  freier  Weise 
an  ftussero  —  so  ist  erforderlieh,  dasz  der  Entwurf  des  Ge- 
setMs-  Tor  der  Haaptberathong  ift  den  Kammern  Offentlieh 
bekannt  gemacht  werde.  ' 

■  Wichtiger  noch  ist  die  geordnete  Vorberathung 
durch  die  Kammern  selbst.  Zu  diesem  Behuf  bedarf  es  der 
Ausschüsse,  Commissioneo. 

Sehr  ausgebildet  ist  das  englische  System  der  Gom* 
missionen,  ilurier  PrQ fangen  und  Beriehta  In  wich- 
tigen Fällen  rerwandelt  sieh  das  ganae  Haus  in  eine  Co<n- 
mission  und  der  Sprecher  verläszt  seinen  Sitz,  in  andern 
F^illen  .werden  je  im  einzelnen  Fall  besondere  Ausschüsse  ge- 
wfthlt^  und  dabei  die  löbUcbe .Sitte  beachtet,  die  v^sehiedenen 


Digitized  by  Google 


542    Fünftes  Baeli.   Dtr  g«tetxgebeDde  Kc>r|ier  und  da»  UflWtK. 

Parteien  in  den  Ausschüssen  vertreten  zu  lassen.  Be- 
rllhint  und  mit  Reeht  sind  die  englisehen  Prnfungei», 
am  ikrer  ChrttiuNiehkeit,  ibm  R^chtlMiii»  und  ibrar  lebeo- 
^gea  Ansehauang  Witten.  Bs  wevdtn  nidit  allein  ttnäSolM) 
sondern  auch  Privatberichte  tob  kundigen  Mftnnern  einge- 
zogen, und  mehr  noch  mündlich  durch  persönliche  Einver- 
nahmen und  Gesprüche  als  scliriftlich  verkehrt.  Daun  erst 
wird  dieter  aaiflusende  Stoff  in  dam  Beneble  Tevarbeitoi 
ond  die  Anträge  der  Ommniaiion  darauf  gestQlat  * 

Verschieden  ist  sowohl  die  fransösisohe  und  preus» 
sische  Methode,  das  fjanze  Haus  in  eine  Anzahl  Bureaus 
durch  das  Loos  zu  vertheiieu,  und  von  den  Bureaus  die 
Ansschüsse  bestellen  zu  lassen,  als  die  ba7eri8cb64  stftn-  > 
dige  Ausschüsse  durch  die  Kammer  au  erwihlen.  • 

Der  Weichsel  der  verschiedenen  *  Fomren  je  nach  der 
verschiedenen  Art  der  Fälle  ist  wohl  das  beste  System.  —  • 
Unter  allen  Umständen  aber  ist  darauf  der  gröszte  Werth  zu 
legen,  einerseits,  dasz  in  die  Ausschüsse  je  die  sachkundigstes 
und  urtheilsflihigsten  Mitglieder  von  verschiedenen  Par^ 
teien  und  Richtungen  beaeichttet  werden,  andererseits,  daas 
die  Ausschüsse  ihre  Untersuchung  und  Nachfragen  nicht 
auf  bureaukratische  Wege  beschränken,  sondern  in  der  Ein- 
vernahme sachkundiger  Personen  frei  verfahren. 

Fltr  die  fiauptberathung  innerhalb  der  Kammern 
selbst  sind  folgende  Momente  zu  beachte: 

a)  Die  Redefreiheit  der  einaelnMi  Mi  (gliedere  Die- 
selbe darf  nicht  beschränkt  werden  * 

a)  durch  Instructionen  der  Wähler,  denn  wie 
Butke  zu  seinen  W&hlern  sprach:  »Das  Parlament 
ist  nicht  ein  Gesandtencongress  ftkr  unter  sieh  abwei? 
chende  und  feindliche  Interessen ,  welche  Jeder  als  ein 
Agent  und  Anwalt  gegen  andere  Agenten  und  Anwälte 

'  Ersk.  May,  das  englische  Parlament  and  aeill  Verfiüireii,  'ftbir- 
aetzt  von  Oppenheim.  Leipsig  1660,  Cap.  18  ff.  > 
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aufrecht  erhalten  musz  ^  sondern  das  Parlament  ist  eine 
beratbachlagende  VersammluDg  Eines  Volka  mit  Einem 
IntereMe,  dem  der  GeBammtheit,  wo>  weder  (totliehe 
-  Abdehten  noeb  Yornrtheile,  sondern  dae  von  der  all- 
gemeinen Vernunft  der  Gesammtheit  anerkannte  Ge- 
meinwohl leiten  soll."' 

Die  Zulassung  der  Abstimmung  durch  bevollmächtigte 
StellFertreter  voii  Seite  der  Lords>  im  engUacben  OI[»erhaiis 
(Töte  by  proxy)  ist  ein  in  das  moderne  EeprfiseDtatirsystem 
nicht  paasender  Rest  des  firüheren  siftndiseben  Wesens. ' 

ß]  Eben  so  wenig  darf  sie  durch  vorherige  Ab- 
stimmungen in  den  Parteiclubbs  der  Kammer- 
mitgUeder  gebunden  werden.  Diese  mögen  zu  besserer 
VorbereitEing  auf  die  Berfttlmngen  sieb  ^^binden,  aber 
Ober  dem  Parteiinieresse  steht  die  allgenteine  Wohl- 
fahrt, und  diese  verst^t  jeden  Versuch  eines  derartigen 
Zwanges.  < 

'  Burke,  Rede  von  1774.  Vgl.  Washington's  Brief  vom  J5.  Nov. 
1786:  „Id  nalioualen  Augelegenheiteu  mag  inaii  wobl  die  Gefühle  des 
Besirka,  aber  nidit  ütsst  Win«  des  Bedrks  ttuMpreehen,  and  man  moas 
den  Abgeordneten  die  Bwtügniai  luaen,  Je  nseh  den  Dmstftnden  und  je 
nach  voi^egten  Anfklftrangen  an  .ortbeilea.'^  Fr  anales.  Verfaeanng  von 
1648,  %>.  34:  «»Lm  membree  de  l*A«aeniblte  nationale  9äsi%  les  repr^n- 
tantd,  non  du  d4parteinent  Qjin  les  nomme,  mais  de  la  France  entiöre." 
§.  35:  „Iis  ne  penvent  recevoir  de  mandai  imp^ratif  Bayerische 
Verf.  §.  25,  Eidesformel:  „Ich  schwöre  —  in  der  Ständev^rsammlung 
nur  des  ganzen  Landes  allgemeines  Wohl  and  Beste^  ohne  Rücksicht  auf 
besondere  Stände  oderCiassen,  nach  meiner  innern  üeberzeugung  zu  be- 
rathen."  Prens zische  Verf.  §.  83:  „Die  Mitglieder  beider  Kammern 
sind  Vertreter  des  ganzen  Volkes.  Sie  slimmeu  nach  ihrer  Jfreien  lieber- 
seuguug  und  rind  an  Aafträ^  nnd  Instructionen  nieht  gebunden.** 

*  Blaekatone  I.  2,  4.  Bayerische  Verf,  $.  17;  «Kein  Mitglied 
der  ertten  and  iveiten  Kammer  darf  aidi  in  der  Sit^ong  dnrdi  cjnen 
BevoUmllditigten-  verlieten  laa^a.* 

*  Ansprache  des  Münchener  consütutionell  -  monarchischen  Vereins 
vom  17.  Mai  1849:  „Nimmermehr  darf  die  blosze  Partei,  heieae  sie  Rechte 
oder  Linke,  die  Stimme  eines  Volksabgeordneten  zum  voraus  für  sich 
gefangen  nehmen,  ihn  zum  blossen  Pa^teiabgeordneton  erniedrigen,  seine 
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y)  Sie  darf  aiieh  nicht  bedroht  werden  durch  die 
Geluhr  von  Verfolgungen.  Bis  ist  ein  allgemein 
anerkannter  Satz  des  modernen  Statsr^eblM,  hervor- 
-gebraobi  dai^b  das  hohe  NsliomdintereM  der  parla- 
noDterischeD  Redefreiheil,  dam  kein  Ifilglied  des  ge- 
setzgebenden KOrpen  für  seine  in  demselben  geftatzer- 
ten  individuellen  Meimingen  oder  für  seine  Abstimmun- 
gen gerichtlich  verfolgt  noch  Uberhaupt  auszerhalb  des 
geaetsgebenden  Körpen  aelbat  zur  fteoheDScbaft  geao- 
gen  werden  dfkrfe.'  •  • 

Dagegen  ist  es  die  Borge  des  Präsidenten  nnd 
der  Kammer  selbst,  die  Debiitten  in  gemessenen  Schranken 
der  Ordnung  und  des  Anstauds  zu  halten,  Ungebühr  zu 
rOgen  und  grobe  Verletaungen  ernster,  nöthigenfalls  wie  in 
England  mit  Verhaftung  oder  in  Deutsebland  mit  AnMtosEong 
aus  der  Kammer  an  bestrafen.  Die  Wörde  und  die  Autori* 
tät  sowohl  als  die  Art  und  die  Orösze  ihrer  Aufgabe  erfor- 
dern eine  unnachsichtige  Handhabung  solcher  Ordnung  und 
einen  entschiedenen  Nachdruck  auf  Bewahrung  des  gut(&n 
Tones  und  des  parlameutariaeben  Anstandea.* 

Ohren  den  Grftnden  seiner  Gegner  vereehlieeieB,  aber  seine  frete  Wtlinww! 

nach  ihrem  Belieben  verAgen,  die  fteie  Berathung  in  der  Kammer,  die 
alle  Parteien  in  sich  vereinigt,  Stören,  die  Wirkung  der  aUeettigen  8r- 

orterung  der  Volksinteressen  Iiemmen^  die  Freiheit  der  gemeinflsmen 
Vorhandhing  und  Abetimmung  fesseln  und  die  ThäUgkeit  des  äanxea 

unterbrechen.** 

*  Englische  Bill  of  rights  von  1689.    Black 8 tone  1.2,  3.  Story 
Comm.  III,  St.  12,  §.  124  und  St.  10,      1Ü9.    Bayerische  VII,  ^  ^7. 

-  Belgische  §.  44.   Griechische  §.  55.    Preuszische  §.  84.  Das 
Plrineip  ist  aneh  in  die  sebweiaerisehen  Verfkaanngen  fibergegangea. 

*  SummtÜ^  äkndea  aar  lee  const.  des  penples  libres  V^^*  »'edcr 
Tamnlt,  jede  Gewaltsamlceit  der  Sprache,  jede  Rdsnng  anoa  Zorne  nnd 
an  den  Leidenschaften  den  Hasses,  sind  nicht  bloss  Beleidignogan  4» 
nationalen  Würde,  sie  sind  auch  Angriffe  auf  die  Freiheit,  anf  jene 
Souveränetät  der  nationalen  Vernunft,  welche  das  schönste  Vorzugsrecht  •  , 
der  freien  V()lker  ist.  In  Frankreich  haben  die  Stürme  der  Volksleiden- 
scbaften  den  Geist  der  Hepräfieuiatiou  getödtet  und  kaum  dessen  Form 
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b)  Das  Recht  Verbessern  ngsan  träge  (amendeinenLs) 
zur  Sprache  m  bringea.wird  nun  j^t^  wcihnlich  nach  dem  Voi- 
gßjng  der  Kligländer  den  Mitgliedern  der  Versauimluiig  zu- 
gestaDdeiiy  auf  dem  Contioeut  aber  weit  unmUSKiger  geobt 
ala  in  EngÜnd.  <  Unbedenklich  mag  es  vpn  den  AuMchQssen 
und  in  deil  AusscbClMen  in  weitem  Umfange  geUbt  werden. 
Für  die  HnupLberathung  der  Versammlung  aber  gibt  es  der 
Gründe  genug,  um  ähnlich  wie  die  Motionen  so  aucli  die  Ver- 
feMungaanträge  der  Mitglieder  innerhalb  .gewisaer  Schranken 

•tekm  hmfli.  -Wie  kau  die  iMitliclio  Aditung  vor  «ioMr  KunoMr 
beüelicii,  die.  Irnntr  ungeduldig,  immer  leideuMlialfUleh  enfgei-egt  er- 
aekeint,  wenn  sie  nicht  apflneriEiBm  isi?  Kanu  die  Nation  ^ieh  vor- 
stellen,  den  diese  Versammlung  ihre  Binsif^ten  widerstrahlt  und  ihren 

Geist  zusammeiifaszt?  —  Das  Schicksal  der  Freilieit,  der  eudliche  Sieg  . 
der  Sache  der  Menschheit  ist  geCahrdet  durch  diese  verderbliche  Manier^ 
welche  in  neuerer  Zeit  sich  über  alle  repräsentativen  Räthe  verbreitet, 
durch  diese  Beifall8i>ezeugungen,  welche  denen  zu  Theil  werden,  die 
sich  in  dorn  Ausdrucke  der  Leidenschaft  oder  in  dem  Talente  bfiazenden 
Spottes  auszeichneu,  durch  diese  Sucht  zu  glänzen^  welche  den  Ton  der 
Wuhrheit  und  die  Gedanken  der  Weisheil  für  eLuen  Triumph  der  Tribüne 
liergibt.  Und  doch  ist  es  nur  der  THnmph  eines  Tages,  dem  bald  die 
Misabilligung  folgt,  welehfi  der  ganae. Körper  euf  sieh  zieht,  und  der 
lüsaeradi^  selbst  der  lostttutloiien  der  PiitHhäL  Bs  Ist  Z^t'  auch  fttr 
Biigland,  auf  seine  ,  alten  parlnmeaCaviacliea  Gewohnheiten  nind  auf  sein 
altes  Geflikl  für  flchieklichkeit  zurücl^ugehen^  und  es  ist  Zeit  für  alle 
andern  freien  Staten.,  von  England  /.u  lernen.,  dasx  die  reprilaentativen 
Formen  ihren  Nutzen  verlieren  und  in  Verachtung  fallen,  wenn  sie  nicht 
durch  die  Würde,  durch  die  Urbanität  und  die  Leidenschaftslosigkeit  der 
Verhandlung  gehoben  %\erden.'*  Feine  Bemerkungen  über  die  „Taktik 
der  gesetzgebenden  Versammlungen"  hat  der  Englunder  Hcutham  mit 
Beihülfe  des  Genfers  Dumont  unter  diesem  Titel  herausgegeben. 

SinHonM  (Etudesl«  164):  „Die  Hitgiieder  der  beiden  üäuser  haben 
das  ausgi^diatcste  Reobt  des  Amendemente,  aber  sie  beben  au  viel  Weis- 
heit, um  sich  der  Sedaefion  des  Gesetzes  zu  bemächtigen;  sie  ttberlasscin 
alle  Ehre  und  alle  Mfihe  derselben  den  Urhebern  'd^  Bill,  und  .ermfiden 
die  Veriammlung  nicht^dorch  sine  nnendüche  Reihe  von  AiMtirnmongen 
im  Eiu^nen,  Die  Opposition  oonoentrirt  ihren  AugriiT  in  einen  einsigen 
Verbesserung^antrag,  der  ihr  ^nzes  System  darlegt,  und  darüber  ver« 
langt  sie  die  Meinung  des  Hauses,  the  sense  of  the  House.  Geht  der 
Alltrag  durchs  so  läszt  das  Ministerium  dÄe.Jliili  üsliiia  ,oder  ^ ieht  sich 
aucii  wohl  seliger  zurück."  ,.  , 

Blunlschli,  allgemeines  Sttttsrecbt..  l  35 
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zu  weisen,  welche  die  Versammlung  vor  Ueberraschung 
schützeu  und  vor  Miszgriileii  bewahren  sollen,  und  dafür 
jorgeD,  dasz  nicht  die  Harmonie  und  die  Absicht  des  Gr€- 
setees  Scbadeo  Idden. 

e)  Die  KoHiweDdigkeit  wiederholter  Berathang)  be- 
vor es  zur  endlichen  Abstinitnung  kommt,  sichert  die  Reife 
der  Meinungs-  und  Willenserzeugung.  In  England  wird 
d  reim a Ii ge  Lesung  des  Gesetzesentwurfs  erfordert,  je  nach 
Zwisoheorttamen.  Die  erste  Lesung  bedeutet  nur,  das  Haus 
belEaoDt  machen  mit  der  Vorlage  und  es  auffordern,. dieselbe 
in  Berathnng  ra  nehmen.  Sie  wird  nnr  versagt,  wenn  das 
Haus  von  Aiilang  an  entschlossen  ist,  die  Frage  nicht  zu 
erörtern  oder  das  Princip  des  Vorschlags  zu  verwerfen. 
Wichtiger  ist  die  aweito  fiOsuiig..  Diese  wird  schon  öfters  ver- 
wdgert  Wird  sie  bewilligt,  so  ist  das  regelmftsdg  die  Ein- 
leitung zn  einer  iallgemeinen  Gomit^Berathung,  welche  das 
Detail  feststellt.  Erst  wenn  die  ganze  Arbeit  reif  ist,  kommt 
es  zu  der  dritten  entscheidenden  Lesung,  bei  welcher  nur 

t 

noch  Redactiousverbesseruugen  zuläszig  sind.  ^ 

Auf  dem  Continente ist  die  einmalige  Lesung  meisteiiB 
als  Regel  anerkannt.  Da  indessen  gewöhnlich  auch  da  Aus- 
schuszberathtingen  der  Hauptverhandlung  vorangehen  und 
der  Entwurf  schon  früher  eingebracht  war,  so  ersetzt  diese 
einmalige  Lesung  der  englischen  zweite  und  dritte.  Nur 
ausnahmsweise  z.  B.  Akr  Veffassungsgesetze  schreiben  ein- 
zelne  Verfassungen,  z.  B.  die  preuszisch^,  eine  wieder- 
holte Abstimnrang  vor,  seltener^  wie  «.  B.  in  Zürich  für 
alle  Gesetze.  ' 

d)  Eigenthümlich  war  die  Methode  der  Athener  sur 
Verfechtung  des  alten  jGesetzes  gegenüber  .von  neueo 
Entwürfen,  besondere  Anwftlte  von  Statswegen  zu  btetdlen. 
In  einem  Zeitalter  der  'Neuerung  wie  das  tinsrige  wäre 

■  Oppenlieim.,   Artikel  Parlom.  Geschäftsordnung  im  deutschen 
Statawürterbuch.   Uaym,  Preuszische  Jalirb.  von  18ö9i)  Heft  %, 
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solche  Vorsiclit  kaum  ühcrfliisslg^,  und  würde  zu  t^ründ- 
licher  Betrachtung  mid  VergJeiclRuig  der  hergebrachten 
Ordiittiig  mit  der  neuen  manoherlei  oft  übersehenen  Stoff 
herbeisehäffen. 

3.  Ueber  die  Annahme  des  Gesetzes  wird  dnreh  die 
Abstimmung  entschieden.  Audi  sie  soll  eine  freie  sein. 
Was  die  Mehrheit  nach  gepflogener  Beratbung  beschlieszt, 
des  gilt  als  Meinung  und  Wille  der  ganzen  Kammer.  Die 
Abstimmung  kann  öffentlich  geschehen  durah  Handaufhebto 
oder  Aufstehen.  Jenes  macht  weniger  Geräusch  und  beför- 
.  dert  die  Freiheit,  indem  es  ihr  nicht,  wie  die  Nöthigung 
zum  Aulstehen,  die  Bequendichkeit  des  Sitzenbleibens  als 
Schwergewicht  anhängt.  Seltener  und  nur  aus  besondern 
Gründen  iat  eine  geheime  Abstimmung  durch  Kug^  oder 
Stimmtafelchen  anwendbar.  Die  Stellvertreter  des  Volkes 
dürfen  das  Licht  nicht  scheuen,  und  sollen  voi*  seinem  An- 
gesichte ihre  Ueberzeugung  kundgeben.  Eine  Abstimmung 
aber  mit  Namensaufruf  rechtfertigt  sich  nur  in  besonders 
wichtigen  Fällen.  Häufig  angewendet  dient  sie  der  Verschlep- 
{Nmg^  der  Intrigue  und  dem  Parteispicile. 

Was  die  Abttämmung  durch  die  Kammern ,  ist  die  Sank- 
tion des  Hauptes.  Sie  erst  ertheilt  dem  zur  Bill  gewordenen 
Vorschlag  Gesetzeskraft. 

4*  Durch  die  Sanction  des  Gesetzes  ist  der  eigentliche 
Act  der  -Gesetsgebung  vollendet.  Die  yerkQtfdigung, 
Promulgation,  Puhlicatlon  desselben  atier^^rd  regei- 
mäszig  als  ein  Act  dier  Regierung  behandelt,  indem  durch 
dieselbe  das  Volk  mit  dem  Inhalte  des  Gesetzes  in  oflicieller 
-  Form  bekannt  gemacht  und  dessen  Beachtung  gesichert  wird.* 
Pie-.Gültigkeit  des  Gesetzes  Hritt  mit  d^  Sanetion-  ein, 

•  vEi  giU  dsfl  aooli  in  den  8ciiwei«eri0cli^B]i  Republik^a,  wo 

der  Regierung  nicht  einmal  ein  Veto,  noch  weniger  die  Sa^iclion  zusteht 
hl  Frankreich:  „Le  president  de  la  K^pablique  promulgae  let  loia  au 
non  da  people  fraofais.**   Verf.  von  1848,  S-  69. 
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und  die  Verkündigung  ist  eine  nothwendige  Folge,  nicht  der 
Grund  jener.  Die  Rechtsverbindliehiieit  des  Gesetzes 
Aber  für  die  SfcatoaiigehOrigeo  wird  in  maDoheu  Stateo  erst 
von  der  Offinitlidieii  Verkaudigiing  ao^  gecechDel,  ^  di<b  tiQn 
meistens  ,  durch  dlii  Prase  rollzogen  wird. 


FSiilMuEtei  OapitoL 

f  .     ••  • 

Grenzen  der  Gültigkeit  der  .Oeeetae. 

Die  Macht  des  Gesetzgebers  ist  die  höchste  im  State, 
wenn  mieh  nicht  eine  ahsolate;*  ihn  in  der  Au^dbiing  der* 
selben  durch  steche  Anordnungen  su  besdirftuken  ,,  kk 
daher  schwer.  Wenn  der  GesetsgiBber  die  moralischen  Be- 
stimmungen und  Sclirunkeii,  welche  die  groszen  Zwecke  des 
States,  Gerechtigkeit  und  allgemeine  Wohlfahrt,  ihm  setzen, 
nicht  beachtet,  so  wird  es  nicht  leicht  gelingen,  ihn  durch 
auszerliche  Rechtsmittel  auf  der  richtigen  Bahn  zu  eprhalleo. 

Einige  Rücksichten  der  Rec^tsordnuDg  dienen  indessen 
auch  als  Schranken  der  gesetzgeberischen  Willkür. 

1.  Die  formelle  Prüfung,  ob  wirklich  ein  auf  ver- 
fassungsmüszigem  Wege  entstandenes  Gesetz  YOrhanden  sei, 
steht  auch  dep  Übrigen  Statsgewalt^n,  wenn  sie  das 
Gesetz  anwenden  oder  beachten  sollen',  unbedenklich,»!; 
Worden  in  der  constitiitionellen  Monarchie  die  beiden  Käm- 
mern ein  Gesetz  verkuuden  lassen,  das  der  jSlö^ig  nicht 

Code  Civü  Napoleon,  $.  1.  Oesterreich:  Gesetsbuefa,  §.  %  pie 
Bogländer  nehmen  tn,  doreli  die  Erltlttning  der  königUdien  'BsaetiiHi 
im  Parlament  werde  dos  Geaet»  für  Jedermann  terbindlieh,  denn  was  im 

Parlninent  öffentlich  geschehe,  sei  Jedermann  bekannt.    BläckstOtie  I, 
6.  Ebenso  die  Nordamerikaner.  II»  v.  lfohJ,.3tat8reeJitf  yölk^«  nnd 

Politik  II,  S.  G02.  ■     •        .  '■  r 

*  Sieiie  oben  C^p.  8.  .  '     ,         .  . • 
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sanctienirl  hat^sK)  wurden  die  Regierung  und  die  Gerichte 
Mit  Reclit  denen  Anerkennung  verweigern ,  und  würde  der 

König  ein  Gesetz  proclaniiren ,  das  nicht  die  Zustimmung  der 
Kammern  erkm^rt  hat,  wo  diese  unentbehrlich  ist,  so  würde 
auch  einem  solchen  angeblichen  Gesetze  der  Gehorsam  ver- 
engt werden  dürfen.  ^ 

•  Die  Pmftii^.  der  abvigen  Statogewalten  erstreckt  sich 
aber  nicht  auf  die  Art  der  Zusammensetasung  einer  Kammer 
noch  auf  ihre  Beschluszfähigkeit  im  einzelnen  Fall.  Der 
Entscheid  z.  B.  über  die  Gültigkeit  einzelner  Wahlen  von  * 
Abgeordneten,  Uber  Erfordemisz  einer  bestimmten  Zahl,  von 
anwesenden  Mitgliedern  u.  s.  f.  ist  ganz  der  Kammer  selbst  . 
anvertraut,  und  ihr  VerAihreu  unterliegt  nicht  der  Oontrole 
der  Verwaltungs-  oder  Gerichtsbehörden. 

2.  Gröszere  Bedenken  hat  die  Nichtanerkennung  eines 
GesetieS)  weil  der  Inhalt  desselben  verfassungswid- 
rig sei..  .  '     *  V 

*     -  ,       '  •' 

'  Pueblft,  Pendekten^  |.  IS.  Beseler,  dentecbee  Priyatrecht  I,  71. 

'Die  Frage  ist  neuerdings  in  Dentflchland  streilig  geworden.  Vgl.  Seiit'- 
fert  im  Arcliiv  für  Entscheidungen  der  obersten  Gerichlsliöfe  IV,  Nr.  250, 
«nd  Voll  er  t  in  Hohl 's  Zeitschrift  für  Statswissensehaft  X.  S.  328  ff. 
Bei  Erurteriiiig  der  Frage  stellt  man  sich  oft  einseitig  auf  den  Stand- 
punkt des  Gerichts,  vor  dem  über  die  formelle  Giilüi^^keit  und  An- 
wendbariieit  eines  Gesetzes  auf  eine  bestimmte  Proceszsuciie  gestritten 
wird.  Das  Gericht  prüft  lüer  die  Frage,  ob  eine  Geset^emiilorität'  ds 
eei,  wie  es  prüft,  ob  die  Antoritftt  dee  QewolinliellMWcbtee  oder  der 
JarispmdeoB  snr  AnweDdang  komme.  Die  Frage  ist  sber  für  die  Ver- 
waliang  «aeb  sa  erwägen,  denn  andi  eie  bat  in  ibrem  Berrieb  jene 
AntoriüUen  zu  beadbtta  und  daber  vorerst  zu  erkennen.  Ueberdem  darf 
man  nicht  ttbersehen,  dasz  im  letzten  Grunde  die  Frage  eine  stata- 
rechtliche  nnd  daher  die  höchste  statsrechtliche  Autorität  des  gesetz- 
gebenden Körpers  für  die  zukünftige  Anerkennung  oder  Niditanerkennnng 
früherer  zwfifelhpfter  Gesetzesverordnungen  maszgebend  Ist.  Erkennt 
jener  die  Gültigkeit  einer  Rc<i[ieruiig8verordnang  an,  ungeachtet  gegen 
die  Competenz  der  Regierung  gewisse  Bestiinuiungen  zu  verordnen,  zuvor 
begründete  juristische  Bedenken  erhoben  worden  sind,  so  dürfen  später 
die  Berichte  niebt  mebr  )dne  derartige  Vefordnang  als  fbnnell  ungültig 
bei  Seite  legen.  .  . 
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Es  v.eroiehk  sich,  dasz  der  gese txgebende  Körper 
selbst,  0nch  wenn  er  eine  Verletanng  der .  VerüMsnng 
oder  sonst  ei«  Unrecht  begangen  hat,  nieht  innerhalb  des 

States,  dessen  Gesammtheit  er  repräsentirt ,  zur  Verantwor- 
tuii<r  und  Strafe  gezogen  noch  (Iberhaiipt  verklagt  werden 
kann.  Selbst  in  denjenigen  Staten,  in  welchen  das  Stats- 
Oberhaupt  Yerantwortlich  |st  fttr  ^ne  Regierang,  Imt  man 
doch  nie  an  die  Möglichkeit  gedacht,  aoch  den  gesefc^ben- 
den  Körper  fUr  Terantwortlich  bu  erltlAren.  Alle  andeni 
Behörden  und  ßeamtungen  im  St-ate  sind  nur  einzelne  Or- 
gane in  dem  Statskörper.  Er  allein  stellt  als  Gesetzgeber 
den  ganzen  Körper  selbst  dar.  Wie  könnte  daher  der  fheii 
zu  Gericht  sitzen  über  das  Ganze,  das*  Glied,  ttber  den 
Körper?' 

In  den  meisten  neuern  Staten  wird  aber  auch  kein 
Rechtsmittel  verstattet  gegen  die  Gültigkeit  und  Anwend- 
barkeit eines  Gesetzes  aus  dem  Grunde,  dasz  sein  In- 
halt im  Widerspruch  mit  der  Verfassung  stehe.. 
Die  Autorität  des  gesetzgebenden  Körpers  gilt,  so  weit  sein^ 
Functionen  reichen,  als  die  höchste  und  als  eine  unbe- 
streitbare. Die  Gerichte  sind  daher  nicht  ermächtigt,  den 
Inhalt  eines  Gesetzes  anzugreifen,  und  durch  ihre  Autorität 
(Ür  ungültig  zu  erklären.  .Ungeachtet  sie  sich  nur  über  die 
Anwendung  im  einzelnen  Falle  aussprechen,  Qicht  über  das 
Princip  irr  seiner  Allgetneinheit,  so  sind  sie  doch  auch  in 
den.  ihnen  zur  Beurtheilung  vorgelegten  einzelnen  Fällen 

'  Es  tfilt  lins  auch  in  den  republikanischen  Statrn  nicht  minder  als 
in  <\('u  iiionRiclii^ohen.  Story,  Conim.  III,  St.  38.  Die  Liiz.eruer  Ge- 
richte dt.-^  Jjihre.s  1850  liaben  {iieaem  Princip  entgegen  die  Verurtheilung 
der  Mitglie<ler  eines  gewnllsam  anfgelöslen  (iroszen  Rathes  wegen  eines 
von  diesem  gutgeheiszencn  Siatsverlrags  ausgesprochen,  ungeachtet  sie 
vorhttr  dordi  dfe  H^chtsgatachten  der  Jiirist«ilfaGiiltit«l  vod  MOadieii. 
und  ZQrich  über  die  Reehtswidrigkeit  eio«B  eolohen  V-erffthreps  'unter-  * 
riditet  worden  waren,  und  obwohl  geräde  die •  Laaemer  Gceetsgebiing 
mH  vorzttglicher  Klarheit  die  Unsali&Migkeit  deseelben  aawiirielit. 
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gebaiten^  «ich  der  böliecen  Autorität  des  Gesetogebers  unter- 
BttordBeiK^ 

DieBen  letzieren  Grundsfttoea ,  welelie  sQwohl  in  Eng- 
land als  aaf  dem  europäischen  Oontinente  allgemein 

gelten,  und  in  der  Harmonie  nnd  Einheit  des  Stat.soi*ganis- 
inus  und  seiner  Thäiigkeit  ihre  tiefere  Begründung  suchen, 
hat  das  nordamerikanisebe  -Stotereeht  ein  anderes  Sy- 
stem «ntgege&gesetBi  Naeh  deidselben  nftmllcfa  sind  dia 
Gerichte  befugt  und  ▼erpflicbtat,  einem  Ctesetse,  weiches 
nach  ihrer  Ueberzeugnno:  der  Verfassung  widerspricht,  als 
einein  ungültigen  die  Anerkennung  zu  versagen  und  die 
VoUsuebnng.  desselbto  su  hemmen.^  Die  amerikaniscbeu 
ätatsmftnner  sehen-  darin  ^den  Ruhm  ihrer  Verfassung,  dass  * 
es  sogar  fttr  die  Versehen  der  Legislatur  selbst  ein  Heitmife- 
tel  gebe."«  Der  „Federalist«  führt  dafür  folgende  Haupt- 
gründe an:  „Die  Gewalt  des  Volkes  steht  über  der  gesetz- 
gebende^)  und  der  richterlichen  Gewalt,  und  die  Constitution 
musB  den)  Statute,  die  Absiebt  des  Volkes  der  Absiebt  seines 
Agenten  Toigesogen  werden*  Wo  daher  der  Wüte  der  Le- 
gislatur, den  sie  in  ihren  Statuten  erklärt,  dem  von  dem 
Volk  in  der  Constitution  erklärten  entgegensteht,  da  müssen 
die  Richter  sich  mehr  durch  den  letztem  als  durch  den 
erstem  leiten  lassen..  Sie  müssen  ihre  Eutecheidungen  eher 
nnehf  den  Grundgesetsen  aknaoh  jenen  regeln,  w0<^  nicbt 
fbndamental  sind.  Wie  die  Geriohte  bei  der  Bestimmung 
zwischen  zwei  sich  widersprechenden  Gesetzen,  dem  später 
erlassenen  den  Vorzug  geben,  so  geben  sie  hier  bei  der 
Bestimmung  zwischeo  zwei  sieh  widersprechenden  Acten 
einer  h^ern  und  einer  üntcagieordneten  BehMe,  einer 

«  Vgl.  oben  Cap.  8,  S.  301.  '  * 

^  Btipdesverlasfiuug  Hl.  2:  ^Oie  riciileiliche  Gewalt  er^aUeckt  sich 
QlMBr  aUe  FftUe  dea  Qeaets^ft  und  der  J^ligkeit  (in.  law  and  equity)  die 
sich  gegen  diese.  Verfasanng,  die  Oeeelze  der  Vereiniglen  Statea 
und  gegen  eiätsverträge  erdgnen." 

''Worte  des 'ReprHaeatanten  Sott diilol.  .  r 
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nreprUnglichen  und  einer  abgeleiteten  Gewalt,  dum  Ausspruche 
der  höheren  Behörde  den  Vorzug.  Man  kann  niclit  erwiedern, 
diMS  die  Üerieht9b0lb  unter  dem  Vorwand  eines  Widentraits 
Um  WillkOr  den  ocmattlotlOQeilen  AlMiobten  der  Legislatar 
nnterstellen  möchten.  Die  Oericble  müssen  den  Sinn'  des 
Gesetzes  erklären,  und  wenn  sie  geneigt  sein  würden,  ihren 
Willen  statt  ihres  Urth eil s  geltend  zu  machen,  so  würde 
die  Folge  Qberhaapt  mutä  in  sUen  andeni  FlUlen  der  riefer- 
teiliehen  Thttifgkeil  dieSetning  ihrer  Willkür  an  die  Stelle 
dee  Willens  des  Gesetagebers  sein.^  Der  oberste  Gerichtshof 
selbst  sprach  sich  darüber  unter  anderm  so  aus:  „Jene, 
welche  den  Grundsatz  bestreiten,  dasz  die  Constitution  in 
den  Gerichtshöfen  als  oberstes  Geäets  betrachtet  werden 
mOflse,  werden  an  der  Nothwendigkelt  geführt;  fu  behaup- 
ten« das8  die  Gerichtshöfe  ihre  Angen  ttber  ^  die  Verfassung 
schlieszen,  und  blosz  das  Gesetz  ansehen  dürfen.  Diese 
Lehre  würde  erklären,  dasz  ein  Act,  welcher  nach  den 
Grundsätzen  und  der  Theorie  unserer  Regierungsweise  völlig 
nngttltig  ist,  dennoch  in  der  Praxis  rollkommen  yerbindlioh 
sei.  Sie  wttrde  erklftren^  dass  wenn  die  Iieg^lator  thun 
wird,  was  anidrftcklieb 'Verboten  ist.  ein  solcher  Act,  nn- 
geachtet  des  ausdrücklichen  Verbots,  in  der  Wirklichkeit 
gültig  sei.  Sie  würde  der  Legisiatur  eine  practiscbe  und 
reelle  Allmacht  in  dem  nttmlichen  Athemsag geben,  welcher 
erklftrt^  sie  in  enge  Grenxeii  dnzuschrftnken.  Sie  sieht 
Schranken  und  erklärt  ungleich,  dasz- diese  Sehranketf  aaeh 
Willkür  Übertreten  werden  düden.* 

Es  läszt  sich  nicht  verkennen,  dasz  in  diesem  Raison-  . 
nement  eine  gewisse  Wahrheit  Hegt,  und  dieser  Versuch,  die 
moralischen  und  ideellen  Schranken  der  Legislpitat.  durch 
Anszerliche  Stützen  sn  befestigen ,  verdient  immerhin  die 
Beachtung  der' Statsmänner.  Auch  ist  die  Gefahr,  dasz  die 
ricliterliche  (ilewait  ihrerseits  die  gesetzgeberische  usurpiren 
möchte,  In  der  That  gering;  denn  sichfur  erforderi^es  jederzeit 
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gtotnttk  und  seltenen .  Math  4er  Richter,  um  \  im  eUiiel- 
nen  Falle  den  «nagesprocbeiiMi  Willen  der  obentaa  fitatt- 
maeht  entgegenBatreteb  und  dM  Recht  ^er  Vetüwsaog  gegen 
jene  und  gegen  die  Regierung  zu  schirmen.  Würde  es  sich 
auch  nur  darum  handeln,  ein  „Versehen"  des  Gesetzgebers 
zu  verbessern ,  wUrde  die  gerichtliche  £rkl&ning  der  Verfas- 
migswidrigkeit^  «inee  Goütacp  kein^  andere  Folge  kaben, 
äls^  die,  den  Gesetogeber  so  «loclinialiger  PrOfting  wa  vor- 
anlassen,  so  könnte  man  ohne  grosze  Bedenken  jener  ameri- 
kanischen AufTassunfi;  zustimmen. 

Wenn  man  aber  in  Erwägung  sieht,  dasz  der  Gresetz- 
ge|>er  in  der  Regel  TOn  der  yerfiMsungsm&nigkeit  des  6e-  . 
jtotaes  ttbeiraengt  ist  uad  dieselbe  .yvill,  und  dasz  dennoch 
sehr  l^cbt  sich  Terschiedene  Meinungen  darttber  bilden,  so 
dasz,  wenn  sein  Aussprucli  Gegeustaud  des  Streites  werden 
kann,  das  Gericht  vielleicht  eine  andere  Ansicht  darüber 
hat,  als  der  G^etzg^ier;  wenn  mai^  bedenkt,  dasz  in  diesem 
Falle  doch  die  hdbere  -Autoritftt  des  Gesetageber«  zwar  niclit  . 
im  Princip,  aber  im  Erfolg  det  niedriger  gestellten  der  Ge- 
richte weichen  und  der  Repräsentant  der  gesammten  Nation 
im  Conflicte  mit  einem  einzelnen  Organe  der  Statskörpers 
hinter  dasselbe  zurückstehen  müszte;  wenn  man  die  Störung 
iind  ^ea  Zwiespalt,  welche  auf  solche  Weise  in  den  einheitp 
Ucheo  Gang  des .  Stalslebens  gebaobt  wird,  ttberlegt  uad 
Bßch  erinnert,  dasz  die  Gerichte  >ihrer  jetzigen  Beschaltenlieit 
iiach  vorzugsweise  zur  Erkenntnisz  privatreclitlicher  Normen 
und  Rechtsverhältnisse  berufen  und  vorzugsweise  geneigt  ^ 
sind,  auf  Ibrmell-lQgiscbe  Momente  den  Ifaohdruck  zu  legen, 
während  es  sich  hier  gerade  Jiftuflg  um  die  wichtigsten  siiits- 
reehtliclien  Interessen  und  die  allgemeine  Woblfkhrt  handelt, 
die  zu  erkennen  und  zu  fördern  Aufgabe  des  Gesetzgebers 
Ist:  so  wird  man  dennoch  dem  europäischen  System  den 
Yorzipg  geben,  obwohl  dasselbe  nicht  vor.alien  Uebeln  schätzt 
und  jui  dev  UnvoUkomnienheit  der^mansehlieheD  Zustände 
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auch  seinen  Aniheil  bat  Auch  gögeii  ungerechte  Urtheile 
der  obcraten  Gertchle  giU  ««  in  (|er  Regel  Jceipe  iuaaeiiien 
HttlftmitteL  Der  geeetigebeade  K(Srper  aber  trfigi  in-  ae&aeap 
BiMuDg  die  wicbiigtten  Gareotfen,  dass  er  nicfat  seine  Be- 
fugnisse in  verfdsfiuugä widrigem  Geiste  ausübe. ' 

Die  Donlamerikanische  Ansicht  hat  niidi  ia  Europa  zmtoI  Imleateiide 
Vertreter  gefunden^  in  dem  Belgier  Verbaegen,  des  lois  constitutio- 
nelles,  Bruxell«'8  1850,  mui  in  nnserem  Robert  v.  Mohl,  Statarecht, 
Völkerreohl  und  Politik  I,  8.  6ü  <T.,  und  im  deutschen  ötatsvvörterbuch, 
Art.  Gesetz.  Auch  er  unterscheidet  Verfassung,  Gesetz  und  Verordnung, 
8o  dasz  den  (jerioliliii  zustehe,  die  Verfa.<8ungsniäHzigkeit  der  Gesetze 
s^wuhi  in  Forui  als  m  Inhalt,  wie  die  Gesetzmääzigkeit  der  Vfrordoung 
SO  prifen.  Das  praetiaeb  wichtigste  iloiiv,  welches  mich  einstweileo 
noch  benimmt,  die  enropdüselie  Prtsla  vorsuzieheo ,  bat  übrigens  Vqbl 
mitzverataiideB.  Nfebt  weil  ieh  ein  Üindee  VertraoeB  bebe,  deas  die 
KanMinni  allcieit  von  eiaem  lebendigCD  (kfübl  ibrer  Pflicbtea  $tgfJH  die 
Verftarang.  geleitet  werden  nnd  deaabalb  keine  materielle  Verfaaattnga^ 
Widrigkeit  l)^;ehen  werden,  habe  ich  diese  Meinung  vertheidigt;  sondern 
weil  ich  unsern  fast  nar  civilistiacb  und  criminalistisch  gebildeten  und 
an  blosze  formell -logische  Operationen  gewöhnten  Gerichten  weniger  ein 
ricliiiges  lirtheil  über  die  N'erfassungsmäszigkeit  eines  Gesetzes  zutraue 
als  den  groszen  repräsentativen  Körpern,  d.  h.  weil  die  politischen  Ga- 
rantien lür  den  verfas.nings-  und  rechtmäszigen  Inhalt  der  Gesetze  groszer 
aind  in  dem  Parlament  aiä  in  einem  gewöhulichea  Gerichtshof.  Die  Fäll% 
wo  daa  Stetobaupt  mit  Zustimmung  der  Kammern  eine  offenbar  verlba» 
aongawidrige  Beatimmung  in  ein  Geaeks  anfnimmt,  Bind  gewias  Änaxerat 
aetten.  Aber  die  Fälle,  in  denen  geaetzlicbe  fieatlmmnhgen  einen  air- 
geueinen  Omndaatt  d«r  Verlbaanng  im  fdnselnen  beaebrlnken  imd  ia 
der  Anwend.nng  modifidren,  sind  sehr  häu6g,  nnd  da  kann  iiamer  nnd 
leicht  gestritten  werden,  ob  der  Inhalt  des  Gesetzes  verfassungamSaxig 
«vier  verfassungswidrig  sei.  Die  blosz  logische  Schluszfolgerung  aus 
einem  abstracten  Verfassungssatz  wird  da  leicht  zu  dem  verneinende» 
Resultate  der  Verfassungswidrigkeit  führen,  während  die  politische  Er- ^ 
wägung  aller  Verhältnisse,  die  neben  und  auszer  dem  Wortlaute  des 
Verfassungsparagraphen  wirken,  den  Gesetzgeber  von  der  Rechtmäszig- 
keit-  aeiner  Anordnung  überzeugt  Würde  es  gelingeu,  einen  stata- 
wiaaenaebaftlicb  durchgebildeten  Stetogeriehtairaf  od^. Senat  beraar 
ateUen,  dem  mit  politiacbem  Vertraaen  eine  negative  Controle  andi  dea 
Geaetzgebnngakörpera  anvertraut  werden  kOnnte,  ao  vnirde  mein  Hanpt- 
bedenken  beaebwicbtigt  aein.  Der  (Grundgedanke  dea  flraniöaiacb^  Senate 
entigfri^t  dleaer  Fordei*Hng,  aber  aeine  Anaflibrnng  gewifibrt  siebt  dte 
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j  In  neuester  Zeil  bat  Nftpoleon  III.  durch  seine  Verliismng 
rom  14.  Januar  1852  eine  neue  Form  der  Garantie  gegen 
dnen  yerfiuaungs-  nnd  rechtswidrigen  Inhalt  der  Gesetse 

eingeführt,  indem  er  dem  Senate  die  Pflicht  einschärfte 
und  das  Recht  gab,  Einsprache  zu  machen  gegen  Gesetze 
mit  solchem  Inhalt  D&  aber  diese  Prüfung  vor^  nicht  nach 
der  Promulgation  der  Qeeetse  gettbt  wird,  so  wirict  diese 
Form  doch  nicht  stArker,  als  die  In  dem  Zweikammersystem 
ebenfalls  gegebene,  der  iiöthi^icn  Zustimmung  beider  Häuser. 

3.  Aehnlich  verhält  es  sich  mit  der  Beachtung  der  na-  . 
türlichen  Rechtsordnung  Uberhaupt.  Sie  ist  die  Pflicht 
des  Gesetzgebers  f  denn  das  Geset«  ist  seinem  Wesen  nach 
der  Ausdruck  und  die  Offenbarung  des  natOrlieben  Rechtes 
und  nicht  ein  willkürliches  Producfr.  Aber  wenn  es  dieser 
Plhcht  nicht  eingedenk  oder  über  ihre  Ausdclinuug  und  An- 
wendung im  Irrthum  ein  Gesetz  erläazt,  welches  mit  der 
natürlichen  Rechtsordnung  im  Wideraprjache  steht,  so  gibt 
es  auch  hier  km  legales  Statsmitt^l,  um  diesen  Fehler -zil 

.  verbessern,  als'  die  Befiigniss  des  Gesetzgebers  selbst,  durch 
Revision  des  Gesetzes  die  Harmonie  herzustellen.  Den  Ge- 
richten darf  wieder  das  Recht  nicht  zugestanden  werden, 
die  höhere  Autorität  des  Gesetzgebers  durch,  ihre .  eigene 
unwirksam  zu  machen.  Auch  das  ungerechte  Gesetz  ist, 
so  lange  es  in  ftuszerer  Kraft  best^t,  ron  den  unterge- 
ordneten Organen  des  States  als  eiu  gültiges  zu  handhaben. 

4.  Ebenso  ist  es  eine  Verpflichtung  des  Gesetzge- 
bers, die  .wohlerworbenen  Rechte  Dritte r.(jura  quae- 
Sita)  zu  achten  und  nicht  zu  krftnken. 

Der  Begriff  der  ^-wohlerworbenen^  Rechte  setzt  Toraus, 
dasz  dieselben  bestimmten  Personen,  sei  es  einzelnen 
Menschen  oder  Genossenschaften  und  juristischen  Personen, 
zu   eigenem  und  selbständigem  Rechte  zustehen.. 

oökhige  Sieheflieit  fttr  eine  aelbtlilndigei  Cootrole  der  yerflmiiogsiiiiSBigeB 
Keehte.  qdd  iFireibeile^.  ^  -  \ 
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In  diese  Rechtesphäre  des  Individiauaifi  darf  der  Gesetzgeber 
regelmtaig  nicht  etngreifep.  lodeaBen  mun  hier  uotorschie- 
den  werden: 

a)  Erworbme  rein  po  Ii  tische  Rechte.  Diese  kommen 

zwar  auch  bestimmten  Personen  zu,  z.  B.  Hoheitsrechte  den 
Fürsten,  Thronfolgerechte  ihren  Agnaten,  Gerichtsbarkeit  den 
Gutsherren,  Piairsrecbte  den  Lords^  Amtsrechte  .den  Beaui- 
ten,  aber  sie  kommeii  denselben  nicht  fflr  sie  allein, 
sondern  als  statlicKe  Reohte  im  Znsammenhang  mit  dem 
ganzen  Stat  und  für  diesen  zu.  Ihre  ganze  Existenz  ist 
von  der  Stateexistenz  abhängig.  Auszerhalb  des  Stats 
haben  sie  keinen  Sinn  und  keine  Geltung,  im  Widersprueh 
mit  dem  Dasein  nnd  .der  Gesundhdt  des  Stets  keine  innere 
Berechtigung.  Es  iCndert  nichts  an«  diesem  GrundrerhftltnisB, 
daisz  solche  Rechte  zuweilen  ähnlich  wie  Privatrechte  drkaofl 
worden  sind.  Im  Mittelalter  ist  das  häufig  geschehen:  aber 
im  Mittelalter  waren  Privat-  und  öffentliches  ICet'Jit  vielfältig 
attch  sonst  yermischt  In  unserer  Zeit  müssen  wir  schärfer 
trennen  nnd  können  dem  öflfentiie|ien  Rechte,  •  auch  wo  es , 
früher  in  Privatw  egen  erworben  worden  ist^  darum  doch  • 
nicht  mehr  einen  privatrechtlichen  Charakter  zugestehen. 
Daher  hat  aber  hier  der  gesetzgebende  Körper  die  Macht, 
auch  solche  Rechte  aus  Gründen  der  natürlichen  StatsOrdnung 
nnd  in  Terfttssungsmflsrager  Form,  sei  es  aufzu-hebe«,  sei 
es  abzuändern:  nnd  wenn  er  auch  hier  Entschiuiigungen 
eintreten  läszt,  so  mögen  ihn  dazu  Gründe  der  Klugheit  und 
billiger  Schonung  bestiQuiien^  eine  Yerplliehtung  dazu  aber 
lastet  nicht  auf  ihm.^  ; 

•  Für  Deutschland  ist  in  dieser  Beziehung^  der  Reiclisdepiitations- 
liauptschiusz  vom  25.  Febr.  1803  von  Interesse.  Robert  Peel,  Rede 
vom  5.  Mai  1829:  «Ich  gebe  di€>  rolle  Kraft  des  Einwandes  zu,  welcher 
gegen  den  Theil  dör  Torgescblageneo  Maszregel  geltend  gemacht  wird, 
gegen  den  Theil,  durch  welchen  den  Freisassen  das  bestehende  Recht 
der  Abetinroung  entzogen ' wird.  Es  ist  'ohne  Zweifel  ein  rechtsgfiltig 
verliehenes  Recht »  aber  es  ist  ein  Recht,  welehee  stfinem 'Charakter  nach 
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b)  Nur  wo  mit  öffentlichen  Rechten  der  Art  Vortlieile 
und  GenüMe  verbunden  siud,  welche  weseDtUch  dem  Indi- 
viduum als  solefaem  su  gute  kommen,  ein  mit  der 
WOrde  verfouodeder  Rang  in  der  bUrgerlichen  GeaellscSmil, 
Ansprache  der  Prinzen  auf  Apanegen,  der  Borger  einer  Stadt 
(\uf  Benutzung  von  Kunst-  oder  Wohlthätigkeitsanstalten,  das 
Recht  einzelner  Familien  auf  die  Ausbeutung  von  Regalien^ 
z.  B.  der  Posten,  .wo  somit  das  öffentliche  Recht  einen  er- 
Jiebliehen  Beisalz  von  indiTidu^en  und  insofern  -im  letzten 
Grunde  TOn  Priratreobt  in  sich  hat^  das  erworbene  Reeht 
ein  solches  in  engerem  Sinne  geworden  ist,  da  wird,  so 
weit  dieser  Beisatz  reiclit,  die  Befugnisz  des  Gesetzgebers 
beschränkt  durch  die  Pflicht  desselben,  diese  individuelle 
Seite  anverletzt  au  edialten,  oder  wenn  im  Clonflicte  mit.der 
OffMkiliefaett  Wohlfirlirt  eine  VerAnderung  und  Aufhebung  un- 
yermeidlich  wird  ,  die  zu  Verlust  kommoide  Person  dafür  zu 
entschädigen.  • 

c)  Am  wichtigsten  ist  dieser  Begriff  auf  dem  Gebiete 
'  des  PriTatrechts.'  Die  Privatrecbto  gehören  ihrer  Natur 

naeh  den  PriTatpersonen  an  und  nioht  dem  State,  den  In-» 
dividuen  und  nicht  dem  Volk»  Der  Gesetzgeber,  welcher 
das  Volk  darstellt,  würde  demnach  in  ein  ihm  fremdes 

von  den  Ei^nthumsrechteu  und  von  andern  Privatrechten  verschieden 
ist.  Es  ist  ein  IMfentliches  Recht,  das  für  öffentliche  Zwecke  g^gebea 
ist,  das  man  ohne  Zweifel  mit  groszer  Vorsicht  und  Riickbaltung  ver- 
ändern musz,  das  wir  aber  verändern  dürfen,  wenn  das  öffentliche  Inter- 
esse offenbare  Opfer  verlangt."  Viel  zu  enge  ist  in  dieser  —  wie  in 
andern  Beziehungen  die  Auffassinij?  ^on  Radowitz  in  den  Gesprächen 
über  Kirche  und  ätat,  S.  243:  „D&a  Gesetz  bat  ursprünglich  nur  den 
Beruf,  die  Lilckea  des  GewohnheitBrechtes  su  ergänzen,  die  Widersprüche 
xii  Idsm,  das  Ganse  fibefsiehtlieh  snsammen  sa  ftsseni.  Gebt  ein  GeseU 
über  dkae  Aofj|aM  binans,  ündert  and  wletit  es  wohlerworbene  Seebte, 
so  ist  ee  ein  nnfsveebtes,  gleicfaviel,  von  wem  ce  ansg^angeiu' 

•  VgL  aneb  Stab!,  Statslebre  1^  8. 475  ff.  FOr  das  mUtelalteriiebe 
Recht  sind  die  meisten  öffentUdMH  Rechte  als  solche  erworbene  im  en^^eren 
Sinne  au  betrachten.  In  den  modernen  State  dagiQgen  ist  d#s  Gebiet  der- 
selben sdir  verkttrat  worden. 


Digitized  by  Googlc 


558     Fünftes  Bocli.    Oer  gesetzgebeude  Kurper  und  das  UeseU. 

r 

(iebiet  obergreifen,  und  fremde  Rechte  verletzen,  wollte  er 
den  Privaten  ihre  erwurlieuen  Rechte  entziehen  oder  beein- 
trächtigen^ Rechte,  die  zu  schuteeo  gerade  eine  Hauptauf- 
gabe des  fifattes  ist  AUerdiiig»  in  so  weil  der  einselne  mit 
leiDer  *Rechtwphire  «idi  d«r  Oesammtlmt  UDteroidBeD  mtist, 
so  desB  diese  bestehen'  und  Ihre  Aufgabe  erfttllev  kann ,  qp 
weit  ist  der  Gesetzgeber  berechtigt,  auch  die  bestehenden 
Privatrecbte  zu  beschränken,  z.  ß.  durch  ein  Baugesetz  im 
lotefesse  der  öffentlichei^  Sicherheit  und  des  öfiWlichen 
Anstandes  die  Baofieeiheit  zu  basehränken ,  dareh  ein  Gebets  die 
NacfabarveHititiiisse  sn  regvlires,  Gewerbebeschriiikiiiigeii 
aufzulegen.  Aberje  mehr  eine  Privatberechtigung  den  Charakter 
der  Selbständigkeit  und  Besonderheit  an  sich  tra^t^ 
desto  weniger  darf  der  8tat  in  dieselbe -elDgreifeii)  and  wenn 
er  dnroh  die  höheren  Itttereesen  der  allgemeiiien  Wohlfehri 
dasa  gendtbigt  wird,  so  musB  sich  der  Gesetzgeber'  stets 
daran  erinnern,  dasz  das  Sonderrecht  des  Individnums  wohl 
dem  Hechte  des  gesammt^  States  im  Conliicte  weichen 
musz,  aber  nur  gegen  volle  Entschädigung  desylodividouiiis 
durch  den  8tat,  der  jenes  Opier  fordert*^ 

Bas  Recht  der  PriTatpenonen  auf  Bntsch&digung^ 
insofern  sie  genöthigt  werden,  ihre  erworbenen  Rechte  ab« 
zuti-eten  oder  aus  Rücksicliten  der  ößentlichen  Wohlfahrt 
aufzugeben,  versteht  sich  zunächst  von  selbst.  £s  gründet 
sich  nicht  erst  auf  die  Bestimmung  und  Iformirnng,  es  ist 
nicht  das'Product  des  Gesetzes.  Daher  können  die  Privai* 
personen  auch  in  solehc^i  Fallen  den  Schutz  d(Mr  Gerichte 
für  dieses  wie  für  ilir  anderes  Privatrecht  anrufen.  Nur 
wenn  das  Gesetz  die  Entschädigung  ausdrücklich  versagt 

Vgl.  )[>rea82i8ehe«  Landreeht,  Efnleltiing,  $.74:  .^ilvllegi«, 
■üdi  mlclie,  die  düreh  eiaeii  listigen 'Verlrag  erworben  worden,  kann- 

der  Stak,  jedoch  nur  aus  überwiegenden  Gründen  des  geineinen  W<diU 
nnd  nur  gegen  hinlängliche  EntaoliKdi^nng  des  Privilegirten ,  wieder  auf- 
heben." §.  75:  „Die  EutschHdigung  selbst  kann  nicht  anders  als  dareh 
Vertiag  oder  rechtliches  Erkenntnisz  fealgesetst  werd«i.'* 
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oder  nn^(Mni«i;end  bestimmt,  dann  f'reilicli  wird  der  Richter 
auch  in  sok-lien  Fällen  dem  ODgereckteu  Gesetze  ui^t  wider-  • 

fttehe»  dttriiBn.  k 

'  "  »  - 

Diö  Qberwiegeiide  Mafht  des  States  in  auaimrdestliclieB 
CDlliBiomftllen  ewisehen  der  flffentlidKdi  WohlfSahit'  «nd  dem 

individuellen  Recht  durchzugreifen  und  dieses  zu  l)eugen, 
wird  die  i^potestas  eminens^  die  gesetzgeberische  Aus- 
nahmsgeiralt  des' States  genannt  £in  gewisrnhafter 
Gebraucb  deiselbeu  in  ernster  nnd  dringender  Gefiihr  des 
States  kann  eu  : dessen  Rettutig  uoentbehVlich  sein,  eine 
leiclitsinnige  und  willkürliche  Anwendung  aber  ist  ein  mora- 
lisches Verderben  des  States  selbst. 

5.  Wenn  sieb  das  bestebende  Recht  auf  einen  Stats- 
rertrag  mit  andern  8 taten «  grfiiidet,  so -ist  ^ dasselbe 
gegen  eine  Verletsnng  ron  Sdte  der  Landesgesetzgebung  tinter 
den  Schutz  des  Völkerrechtes  gestellt,  und  wird  durch 
dieses  die  Macht  des  Gesetzgebers  beschränkt.  Der  so  be- 
rechtigte Unterthan  darf  zwar  in  einem  solchen  Falle,  ohne 
die  Treue  und  die  Unterlbanenpflicht  ^  rerietzen,  den  frem- 
den Stat,  der  iseiti  Recht  garantirt,  um  TOr^kerreehtliche  Hftlfe 
und  Beistand  anrufön,  denn  indem  ^'das  tiiut,  beraft  er 

*'  Eine  Reihe  neuerer  Sebrillsteller  gestettea  üe  BntschMdigoii^ldage 
nnr,  wenn  die  Aufhebung  des  Privatrechtes  durch  einen  RegiemngMcti- 
nicht  auch  wenn  sie  durcii  einen  l^ielativeu  Act  geschehen  ist,  au&zer 
wenn  das  Gesetz  selbst  die  Entschädigutig  vorschreibe,  z.  B.  Stahl.  Stats- 
lehre  II,  S.  469.  Zöpfl,  StÄtarecht,  §.  196.  ßeseler,  D.  Privatrecht  I. 
S.  72.  Verfassung  von  Hannover  von  1833,  §.37:  ^Ist  die  Verle- 
tzung (wohlerworbener  Rechte)  durch  einen  Statsvertrag  oder  durch  ein 
verfassungsmäszig  erlassenes  Gesetz  bewirkt,  so  kauu  dieselbe  nicht 
zun  Gegenstand  eines  Rechtsanspruches  gegen  den  Stet  oder  gegen  Ter- 
waltungsbehörden  gemacht  werdeD.«*  V^^.  KUber,  Öeff.  R.  des  D,  Bandet, 
%,  551  nnd  563.  Fant  man  *den  ^aen  Sata  ^  wie  es  im  T^te  gtedieheii 
iat,  a6  ist  niokt  abcasdieii,  wledadufdi.  die  natfirlieliiB  ünterordnaBg  des 
Riditers  unter  den  Oesetzgeber  verkehrt,  noeh  wie  dem  Gesetzgebor  irgend 
■  Gewalt  angethan-WÜlde.  Vielmehr  ist  derselbe  nur  einfache  Anerkennung 
des  Privatrechtes,  so  weit  der  Oesetagebes  dem^beu  nicht  aii6drÜ4^1ieh 
den  St^teschutz  entzogen  luit. 
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«ieh       dn  Recht  und  maeht  iron  einem  Reehtomitiel  Ge- 

•  brauch,  welches  der  Stat,  dem  er  angehört,  selber  durch 
den  eiug^aDgenen  Statsvertrag  auf  eine  für  ihn  verbiadlicbe 
Weise  Merkamit  bat. "  vAber*  ram  8taii^puu}Ue  der  poUti- 
when  Selbetäiidlgkeit  dtos  Vaterlandee  aus  batr  dle  Annifiing 
einer  fremdeB  Htfife  gefeöhnlieh  grosse  Bedeakea. 

Ein  Vertrag  dagegen  zwischen  einzelnen  Gliedern  de^s 
8tate6  vermag  diesen  Schutz  nicht  zu  gewähren. 

Das  notdamerikauische  Statsrecht  kennt  auch  in  den 
FäUeo  einen  gerichtliehen  fiehuta fegen  BeelMsyerletaan- 
gen  Tcm  Beile  des  Ckttigvesses,  in  welchen  Statsvertrüge,  die 
von  den  vereinigten  8taten  eingegungeo  oder  garautirt  sind, 
zur  Anwendung  gelangen.  *3 

6.  In  zusammengesetzten  Staten  läszt  sich  eher 
dafür  sorgen,  dasa  die.  gesetagebende  Gewalt  der  Einrei- 
st aten  aneh  durch  die  ftosiere  Rechtsordnung,  in  Schranken 
gehalten  werde,  indem  die  Bundes-  oder  Reichs ver- 
fussung  höhere  Organe  für  Anfrechthaltung  des  Rechts  in 
dem  ganzen  Umfange  des  Bundes  oder  Reiches  besitzt, 
welche  insofern  audi  den  obersten  Qewaltni  der  fiimel" 
staten 'ttbergeordnet  sind. 

Eine  derartige  Bedeutung  hatte  das  Reichskamm er- 
ger ich  t  in  der  Vei lassung  des  spätem  deut seilen  Reiches. 
Der  oberste  Gerichtshof  Nordamerikas  hat,  wie  wir  ge- 
sehen haben,  hier  eine  ausgedehnte  Competenx.  Aber  merk- 
würdig ist  es,  dasz  die  Nordamerikaner,  Mrelehe  sonst  die 
richterliche  Gewalt  selbst  über  Gebühr  ausdehnen,  sie  in 
Fftllen  hemmen ,  wo  dieselbe  überall  sonst  waltet  und  prac- 
tisch  völlig  unentbehrlich  ist,  nämlich  wo  Rechtansprüche 
von  Privaten,  sl  B.Gläubigern,  gegen  die  Vereinigten  Staten* 
selbst  oder  gegen  Einaelstaten  gcjitellt,  somit  Staten  eingeklagt 

Beispiele  der  Art  sind  die  Rechte  der  Standesherren  in  Deutsch- 
land und  die  Rechte  des  Hauses  Taxib  auf  die  Posten  in  Württemberg* 
»  Buudesverfassung  III,  1.    ötory  III,  St.  38,  §.  229. 
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wei*deii.  llire  Verfastsun^  von  1787  scheint  freilich  da« 
Oe^entheil  zu  bestinimeii ;  aber  die  Theorie  niaiiclier  Stats- 
inänuer,  weiche  incinteu,  dasz  souveräne  Staten  keiner  Klage 
unterworfen  werden  dürfen  (schon  die  Römer  haben  den  Stst, 
wenn  er  als  Sdiuklner  oder  Gl&nlnger  erscheint,  der  Sou- 
FeränetAt  entkleidet  und  als  Piscns  den  Privatpersonen  gleich 
gestellt),  und  ein  Amendement  zu  der  Verfassung  von  17H5 
führten  diese  durch  keine  wahren  Rechtstrrüude  zu  verthei- 
digende  Beschräni&ung  ein,  welche  die  Statsgiäabiger  ledig- 
lich auf  den  Eleohtsainn  ihres.  Schuldners  verweisr«  ^*  In  der 
Schweiz  hat  die  Bundesyersammlung  da»  Reeht,  im 
Interesse  der  Bundesverfassung  und  der  Biindesgesetze  wie 
zur  Garantie  der  Cantonalverfassun^  auch^etjen  gesetzgeberi- 
sche Uebergritle  der  Cantone  einzuschreiten  oder  solche  stats- 
reditliche  Frageq  dem  Bundesgeiicbte  sur  Beortheilung  au 

Die  Ausbildung  des  Völkerrechtes  könnte  in  der 

Zukunft  auch  hier  Rechtshülfe  schalle  ii.  und  die  allerdings 
fühlbaren  Mängel  verbessern,  welche  der  schrankenlosen 
Gewalt  des  gesetzgebenden  Körpers  auf  dem  Fusze  folgen. 

7.  Endlich  ist  noch  der  Sats  zu  erwfthnen ,  dasz  die  Ge- 
setae  keine  rtbck  Wirkende  Kraft  haben  noch  haben  dttrlen. 

Dasz  auch  das  Gesetz  nicht  das  Unmögliche  möglich 
und  das  Geschehene  nicht  ungeschehen  machen,  und  dasz 
dasselbe  somit  nicht  in  die  Vergangenheit  zurückgreifen  und 
diese  umgestalten  könne,  bedarf  keiner  Erörterung.  Wenn 
in  der  Rechtssprache  von  einer  rückwirkenden  Kraft  der 
Gesetze  die  Rede  ist,  und  diese  nicht  zugelassen  wird,  se 
hat  das  den  Sinn,  dasz  llaiuliuugt'ii  oder  Rechtsgeschäfte, 
welche  in  eine  frühere  Zeit  lallen ,  aber  später  zur  Beur- 
theilung  kommen ,  in  der  Regel  nicht  nach  einem  ioawlschen 

Story  a.  a.  ü.,  §.  235,  237.   Sckubert,  VeriaMUugarkuiiden  1, 

S.  321. 

**  Buudesverfassung,  §.  74,  und  105,  100. 
Bluntschii,  allgemeines  Statsrecbt.  I.  36 
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und  nach  ihrer  Vollendnng-  entstandenen  Oesefsse  zti  be- 
nu'.ssen  NciiMi.  niid  (Ins  spätere  Gesetz  in  der  Repel  auch 
die  bereits  erworlKMicn  Heclite  nicht  andere.  Hat  aber 
das  Gesetz  einen  blosz  interpretativen,  sieht  einen 
neuernden  Charakter  und  spreehen  keine  Grllnde  für  eine 
aeitliche  Beaehränkung  dieser  Interpretation  anf  die  Zelt  des 
(lesetzes  selbst,  so  kann  es  niibedenklich  aucli  zur  Erklärung 
tryberer  Rechtsgcscliäfte  btMiutzt  werden. 

Jener  Satz  enthalt  demnach  zunächst  eine  Regel  der 
Gesetzesauslegung^  welche  allerdings  sich  an  eine  natllr- 
liehe  fieschrftnkang  der  Gesetsgebang  anschliesit  Ausnahmen 
kommen  ror,  wenn  entweder  das  Gesetis  selbst  aus  der  ihm 
angewiesenen  Jialni  heraustritt,  und  bereits  begfründete  Rechts- 
verhältnisse ausdrüclclich  abändert,  oder  wenn  durcii  Anwen- 
dung des  Gesetzes  auf  die  Beurtbeiluug  früherer  Handlungen 
oder  Rechtsgeschäfte  keine  wohlerworbenen  Rechte  gekränkt, 
vielmehr  die  Anwendung  zu  Gunsten  des  Handelnden  oder 
im  Interesse  des  Rechtsgeschäftes  ausfällt,  z.  B.  bei  Strafge- 
setzen, welche  für  einzelne  Verbrechen  mildere  Strafen  an- 
ordnen, oder  bei  Gesetzen,  welche  einzelne  früher  für  strafbar 
erklärte  Handlungen  erlauben,  oder  bei  solchen,  welche  ge- 
ringere Erfordernisse  für  die  Gültigkeit  gewisser  Rechtsge- 
schäfte, z.  B.  leichtere  Formen  des  Testaments,  einführen. 
Hier  hilft,  wie  die  Korner  (hts  nennen,  eine  wohlwollende 
Auslegung  (benigna  interpretatio j  über  die  logische  btieoge 
des  Princips  hinüber. 

**  e.  7.  0.  (Theodoihu  H  fakMManm)  de  Legibus:  „Leges  et  oou- 
iätationea  fbtaria  certmn  est  dsre  Ibriimin  n^lUs,  non  ad  facta  praete- 
rita  revocari,  nisi  nominatim  et  de  praeterito  tempore  et  adhtio  penden- 
tibns  negotiis  caulum  sit.^  Code  Civil,  §.  2:  „La  loi  ue  dispoee  qne  ponr 

l'avenir:  eile  n'n  [toiiit  d'effet  r^ti*oactif.**   Oesterreich,  Gesetz,  §.  5:  * 
„Gesetze  wirken  nicht  zurück:  sie  haben  daher  auf  vorangegangene  HauU- 
lungen  und  auf  vorher  erworbene  liechte  keinen  Eiiiflnpz."  l'renRzi- 
sches  Laudrecht,  Eiul.,  §.  14  ß,   Bayer.  Landr.  I.  1,  §.  Ö. 
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